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Vorwort 

zum  zweiteu  Theil  der  diitten  Auf  luge  der  Gruudleguug. 


Der  in  <iies<'iu  Haud«'  ht'liandi'lt»'  <  ifeeiiHtainl  ciitsiiriclit  der 
/.weiten  AMheilunüf  der  2.  AiiflaLre  (das.dbst  S.  :U',\  —  .S^l).  Kiiie 
s«»  jitarke  KrAeitenuif^  und  rniarbeitiuiu-  wie  der  erste  'riieil  hat 
»lieser  zweite  in  dieser  dritten  Auflage  nicht  edaliren.  Weder  eine 
wesentliche  sachliclie  noch  formelle  Aenderung  der  Behandlung 
gegen  die  vorige  Auflage  hat  hier  stattgefuaden.  Vornemlich  sind 
litterarische  Zusätze  erfolgt,  mehrfa^  li  L!r"'ssore,  in  den  Vorbe- 
merkungen der  Bflcher,  Kapitel  und  Abschnitte  (so  besonders 
S.  3—23,  180-193,  262  -267,  280—292,  347—365  u.  a.  a.  0.  m.). 
Ferner  sind  einige  weitere  Ausftthrungen,  Kum  Theil  an  Stelle 
froherer  künerer  oder  etwas  abweichender,  in  einigen  Abschnitten 
hinsugekonunen,  namentlich  §.  195  —  199  (Aber  die  natflrlichen 
Eigenihftmlichkeiten  der  Zweckkategorieen  des  Bodens),  §.  213, 
214  aber  die  Frage  der  DurehfOhnrng  von  Gemeineigenthum  am 
stftdtischen  Boden.  Zahlreiche  kleinere  Zusätze  und  Aenderungen 
ziehen  sich  durch  den  ganzen  Band.  Abgesehen  von  dem  auch 
hier  mit  angewendeten  engeren  Dnick  hat  sich  dieser  Band  gegen 
die  zweite  Abtheilung  des  einen  Bands  der  2.  Auflage  im  «ianzen 
um  Sir  Seiten  ausgedtduit  gegen  4711),  dalier  doch  viel  weniger 
als  der  erste  Theil,  welcher  sich  lun  b&2  Seiten  (von  .3-12  auf 
924)  vergrossert  hat. 

Ueberau  war  es  ferner  mein  Bestreiten,  zwischen  diesem  /.\M'iieii 
Theilc  der  «iruiidlegung  und  der  dritten  AufhiL^e  des  ersten  'l'heils 
völlige  rebereinstiinniiuig  herl»ei/.uführeii  und  die  neutMi  Abschnitte 
des  letzteren,  besonders  diejenigen  über  l'sycholugisches,  Methodo- 
logisches, Bevölkerungslehre  mit  als  Grundlage  für  die  Auslührungen 
dieses  zweiten  Theils  zu  benutzen.  Dadurch  ist,  wie  ich  hotte, 
Manches  besser  begründet  worden,  als  in  den  beiden  ersten  Auf- 
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Yonrort  zur  drittea  Auflage. 


lancui.  alxT  «'ine  saclilielu'  Veräiulermig  war  iiic]jt  geboteu,  weil 
rneiu  principieller  Standpunct  derselbe  geblioboii  ist. 

Mein  früberes  Bestreben,  objoctive  kritiscbe  Auseinander- 
setzungen mit  dem  nkonomiscbcMi  Liberalismus  und  Individualismus 
wie  mit  dem  ökonomischen  Socialismus  zu  geben,  tritt  indessen  in 
dieser  neuen  Auflage  auch  in  diesem  Theil  nunmehr  wohl  noch 
schftrfer  hervor.  Dem  Socialismus,  auch  der  Bewegung  und  Litte- 
ratur  der  Bodenhesitsreformer,  trete  ich  mehrÜEich  noch  bestimmter 
als  frflher  auch  hier  jetst  mit  psychologischen  Argumenten 
entgegen.  Der  sociaUstischen  und  hodenbesitzreformerischen  Kritik 
des  Bestehenden,  z.  B.  in  den  beiden  Cardinalfragen  des  Privat- 
kapitals  und  des  privaten  Grundeigenthums,  stimme  ich,  wie  frflher, 
manclifacb  bei.  aber,  ebenfalls  wie  frAbcr.  nicbt  allgemein  und  da 
und  dort  vioUoiclit  etwas  rcsfivirtcr.  als  in  don  beiden  ersten  Auf- 
lagen. Vor  Allem  babe  icli  in  der  Frage  des  privaten  (irundeigen- 
tliunis  die  notbwendiu:e  l'nterscbeiduni,'^  der  /we(  kkate«j:orieen  des 

CT* 

Hodens  nocb  niebr  bervorgeboben .  nanientlieb  die  naturgeniässe 
Eigenart  ländlichen  Bodens,  landwirtlisi'hal'tlieher  Arbeit,  ländlicbor 
Itevölkernng  noeb  sebart'er  beti>nt  und  diesem  ni.  K.  entscheidenden 
Puncto  noch  mehr  Beachtung,  demgemäss  einige  neue  Ausfühnuigou 
gewidmet.  Zu  meiner  Genugthuung  befinde  ich  mich  gerade  hier 
durchaus  in  Uebereinstimmung  mit  meinem  verehrten  Mitarbeiter, 
Herrn  Finanzminister  Buchenberger.  Ebenso  habe  ich  in  üetroif 
der  positiven  Forderungen  des  Socialismus  und  der  Bodenbesitz- 
reformer noch  entschiedener  darauf  hingewiesen,  wie  selbst  die  be- 
rechtigte Kritik  des  Bestehenden  noch  keinesw^  die  Richtigkeit 
dieser  Forderungen  beweist;  wie  sehr  es  die  beiden  genannten 
theoretiBchen  und  practischen  Gegner  des  Privateigenthums  an 
Untersuchung  der  MAglichkeit,  Durchführbarkeit  und  Zweckmässig- 
keit des  Gemeineigenthums  und  einer  diesem  angepassten  Rechte- 
ordnung fehlen  lassen  und  wie  seiir  sie  alle  ökonomischen,  tech- 
nischen unfl  vor  Allem  wieder  ]>sychologischen  Schwierigkeiten 
und  alle  socialen  bedenken  daltei  unterschät/.en.  Sfdbst  in  der 
Frage  des  städtischen  (irund-  und  Hanseigentbuins.  \v<t  so  viele 
Missstände  vorli(\i»en  und  in  einer  Hinsicht  die  VerwirklicluuiL: 
des  Cremeineigenthums  leichter  ist,  gilt  das  (i*.  2\:\  11'.),  vollends 
in  der  Frage  des  ländlichen  (irundeigeuthums,  wo  ich  daher 
auch  nov]\  entschiedener  für  das  Privateigentbum  eintrete,  /.umal 
lür  bäuerliches,  aber  bedingt  doch  auch  für  Grossgrundbesitz 
(6. 20a). 
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Bezüglich  «l»'r  Litteratur  habe  icli  vieles  Neue  mit  herück- 
siciitigt.  Aber  ich  m(^ohte  besonders  bemerken:  erschöpfende 
Heranziehung  der  SpecialUtteratur  war  t'nlher  und  ist  auch  jetzt 
noch  nicht  mein  Bestreben  gewesen  und  h&tte  meine  Arbeitskraft 
auch  flberstiegen.  Lflcken  sind  daher  hier  vorhanden,  wie  ich 
hoffe,  genflgt  aber  das  Herbeigezogene  fflr  die  Zwecke  dieses 
Werks.  — 

Es  war  eigentlich  meine  Absicht  gewesen,  die  in  den  froheren 
Auflagen  fehlende  Schlusspartie  der  Fragen  von  „Yolkswirthschaft 
und  Recht,  besonders  Vermögensrechtes  nemlich  das,  was  ich  die 
Tolkswirthsehaftliche  Lehre  vom  „Inhalt  des  PrivatiMgenthums** 
nenne  (§.  131),  jetzt  in  dieser  dritten  Auflage  dieses  zweiten  Theil8 
(als  Buch  4)  und  zwar  in  diesem  Bande  gleich  mit  zu  bringen 
(riiehe  S.  2).  Allein  ich  hätt»*  «laiiii  das  Erscheinen  dieses  Theils 
noch  erheblicii  länger  vfrzögern  nulssen.  weil  \c\\  mitten  in  der 
Arbeit  durch  persönliciie  Lebensverhältnisse  uiicrw.irtet  längere 
Zeit  vnllig  beilindert  worden  Inn.  Es  ist  dann  aber  aiu  li  vidleiciit 
[•asseiider.  diesen  Abschnitt  lieber  apart  zu  verörtL-ntlichcn.  eben 
weil  er  bisher  überhau]»t  fehlt,  um  ilm  so  auch  den  Besitzern  der 
früheren  Auflagen  leicliter  zugänglich  zu  machen.  Die  Vollendung 
dieser  Sclilussi)artie  hängt  jedoch  von  Umständeu  ab,  die  ich  auch 
noch  gegenwartig  nicht  allein  zu  bestimmen  vermag.  Ein  einiger- 
maassen  abgeschlossenes  Werk  ist  diese  „Grundlegung**  aber  auch 
HO  doch  wohl  schon  bisher  gewesen  und  <>s  mm  mehr  nach  den  starken 
Krweiieningen  imd  Veränderungen,  wie  ich  hoft'o  Verbesserungen,  in 
dieser  dritten  Auflage,  noch  mehr  geworden. 

Berlin,  Mai  Ib'Jl. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Zweiter  Theil. 

Volkswlrtliseliaf t  und  Becht, 

besonders  Veriuögensreelit, 

oder 

Freiheit  und  Elgentlmiii  liiTolkswIrtliselMflUeherBetrftelitiuig. 

Dieser  eanzc  zweite  Thoil  in  dieser  dritten  Autlage  der  „Grundlegung:"  tintspricbt 
«iciu  5.  Kapitel  in  der  1.  Auflage,  welches  deu  Titel  führte:  Das  allgemeine 
virthschaftlirhe  Verkehrsrecht  (S.  291—720).  Mit  diesem  Ansdruclc  wird 
zwar  da>jeiiiffe  Recl)t,  welches  hier  vomcmlich  betrachte  t  wrl  r:  soll,  nemlich  das 
Uecht,  welches  die  Urandlage  des  privatwirthschaf tlicheu  Verkehrs 
bUdet,  vohl  am  Richtigsten  bezeichnet  De  der  Avsdnick  eher  ebenso  ▼eolf  irle  der 
ron  H.  R Osler  in  ähnlichein  Sinne  gebrauchte  des  ., Erwerbsrechts"  allgemein  liblicli 
noch  ganz  unzwcidcotig  ist,  habe  ich  ihn  schon  in  der  Ueberschrift  der  an  die  Stelle 
jenes  S.Kapitels  der  1.  Auflage  getretenen  zweiten  Abtheilung  in  der  zweiten  Auflage 
venni-  deii  uri'l  fur  diese  Abthoilung  eine  allgemeinere  Bezeichnung  gewählt,  welche 
deu  Inhalt  des  Folgenden  kund  giebt:  Volkswirthsrhaft  und  Kerht.  besonders  Ver- 
mögens>recht  i,S.  J43 — S21  der  2.  Auflage);  denn  iu  der  Thal  handelt  es  sich  hier  um 
die  genaoere  Darlegang  des  Zosamnienhanges  ron  Volkswirthsehafl  (allerdings  nament- 
lich, aber  nicht  aasschlicsi-lich,  des  privatwirthschaftlichen  Systems)  und  Recht;  und 
das  Vermögensrecht,  t>pecieil  die  gcsammte  Eigenthumsordnong  ^i^rirat-  nnd  öffent- 
liches Eigenthom),  nimmt  in  diesen  ErOiternngen  nothwendig  eine  ao  berorzngte  Stelle 
ein.  da^s  es  pausend  erschien,  darauf  in  dem  Titel  der  Abtheiiuog  selbst  gleich  auf- 
merksam zu  machen.  (Vgl.  A.  Held,  Hildebrand's  Jahrbucher  27,  S.  172.)  In  dieser 
3.  Anflagc  ist  diese  zweite  Abtheilung  der  2.  Auflage  nun  za  einem  eigenen  zweiten 
Theil  der  Grundlegung  gemacht  worden  (s.  3.  Aufl.  I,  S.  2  Uber  den  neuen  Plan  für 
das  Gesammfweik).  Die  Hinzufügung  der  Worte  „Freiheit  und  Eigenthum  in  volks- 
wirthscbafilicher  betracbtang"  dient  zur  weiteren  Andeutung  über  die  in  diesem  Tbeile 
behandelte  Aufgabe. 

In  formeller  Heziehung,  hinsichtlich  der  äussi  roii  Systi  inatik  und  Eintheilung. 
sind  auch  hier  in  diesem  2.  Theiie  dieselben  Veränderungen  in  dieser  3.  Auflage 
gegen  die  zweite  eingetreten,  wie  im  1.  Tbeile  (s.  dasdbst  S.  69).  Auch  hier  zerfUlt 
da<  Werk  daher  jetzt  z^lnäch^t  in  „Bücher",  welche  an  die  Stelle  eines  oder 
mehrerer  der  Kapitel  der  2.  Auflage  getreten  sind,  die  Btlchcr  «>ind  in  „Kapitel  ' 
und  diese  wieder  in  „Hauptabschnitte"  und  l>ezw.  „Abschnitte"  eingetheilt 
Vörden.  In  der  2.  Auflage  betrafen  die  5  Kapitel  der  2.  Abtheilung:  1)  die  Ein- 
leitong,  insbesondere  den  Personenstand,  Unfreiheit  und  Freiheit  —  2)  die  Ei^renthums- 
ordnung.  Einleitung.  Begründung  und  Begriff  des  Privateigeuthums  —  3)  die  Eigen- 
fbomsordnang.  Ansdehnvng  des  Prirateigenthnms.  L  Das  Priratkapital  —  4)  desgl. 
II.  Das  private  Grandeiijenthum  —  5)  desj?l,  III.  Die  Zwangsenteignung.  Es  fehlte 
hier  noch  die  Lehre  rom  Inhalt  des  Prirateigenthums,  die  der  Fortsetzung  des  Werks 
roi behalten  war(S.  S2]}.  Die  in  den  beiden  Auflagen  Übereinstimmende  Paragraphen- 

A.  WagB ar,  Omdlagoag;  8i  A«a.  3. Thtil.  Yolktwirthwliaft  «.  Baebt  1 
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eintheilnnir  ist  zwar  in  dieser  3.  Anflage  ^össtentheils  dieselbe  geblieben.  ,]ih  h  - 
gimit  hier  jeut  in  diesem  Tbeile  ebenfalls  eine  neoe  NuinmeriniDg  der  raragraphen. 
b  EdtUunmeni  sliid  die  betreffenden  ZeUen  der  Mberen  Paragraphen  beigefugt. 

In  dieser  neuen  Auflage  ist  die  rolkswirtbschaftlichc  Erörterung  Uber  den 
„Inhalt"  des  PrirateigeDibunis,  freilich  in  engeren  Grenzen,  als  diejenige  Uber  die 
„Aasdebnang"  dieses  Eigenthums,  nunmehr  am  Schlass  dieses  Theils  II  (am  Ende 
dea  3.  HalbbaiiMs)  btamgengt  voideB. 

Die  jetzige  Eintheilang  dieses  zweiten  Theils  der 

Gmndlegiing  gestaltet  sich  hiemaeh  folgendermaasseD : 

1.  Bach.  Einleitung.  Persönliche  Freiheit  in  volks- 

wirthschaftlicher  Betrachtung.  Unfreiheit 
nnd  Freiheit 

2.  Bnoh.  Eigenthnmsordnang  in  volkswirthschaft- 

lieber  Betrachtang.  Einleitung.  Begrün- 
dung und  Begriff  des  P  r  i  v  a  t  e  i  g  e  n  t  h  u  lu  s. 

3.  Bucb.    E  i  g  e  n  t  h  u  m  8  0  r  d  n  u  n  g.      Fortsetzung.      A  u  s  - 

d  e  Ii  n  u  n  g  des  P  r  i  v  a  t  e  i  g  e  n  t  Ii  u  m  s.  Privat- 
kapital,  PriyatgruQdeigeütLum,  Zwangs- 
e  n  t  e  i  gn  u  n  g. 

4.  Buch.   E  i  g  e  n  1 1]  u  m  8  0  r  d  Q  u  n  g.    S  c  ij  1  u  s  s.    I  n  Ii  a  1 1  des 
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Erstes  Buch* 

Emleitimg.   Pemuliclie  Freiheit  iu  volks- 
wirtliscliaftliclier  Jietraclituiig. 

Unfreiheit  uud  Freiheit. 


Erstes  Kapitel 
Einleitung. 

Das  wirthschaftliehe  Recht  im  Allgemeinen. 

1.  Abscbnitt 

<Mentirende  Yorbemerkangen  über  den  Standpnnet  und  die 
Beluuidliuigsweise  nebst  Litteratiinmgaben  (2.  Anfl.  S.  348-  853]. 

§.  1.  Diese  Yorbemerkangen  Inuplcu  an  Jic  iiitsprechendL-n  im  1.  Tln  ilo.  vor  den 
iortigen  BQchern,  Kapiteln  und  Abbcbnitten,  sowie  au  die  dort  in  der  3.  Aufla^^e 
hinmgetrctene  Einltitung-  (S.  5  —  67)  an.  S.  daselbst  bc^>ondcrs  §.  1 — 3.  §.  13  —  20 
und  Boch  1,  Kap.  1  Uber  die  wiithschaftlicbe  >iatur  des  MuuäcbcB,  mit  der  dort  ge- 
ge]»6iieD  HotfTatkmadieorie  (Olooomisehe  Psychologie).  Auf  diese  AvsflUiraDfren 
wird  anch  in  dio«-om  ganzen  2.  Tbeilo  d-  r  (inindligung  ein  für  allemal  znr  Be- 
gTMdxmg  unsere«  Standpuacts  uud  zur  Kritik  anderer  btandpuncto,  wie  nameotlich  des 
eztreneren  Lidifidvslisniis  und  SoeitiinDiis  ilberbaopt,  hiogeviesen.  Von  den 
kritlMhen  LitteraturübiTsicbten  im  1.  Tboil  kommen  bier  nameutlicb  diejenij>:en  in 
144  ^Wirthscbaft  und  Volkswirtbscbali).  §.  2ül  i  Vertheilungsproblem),  vorzugsweise 
aber  diejenigen  in  §.297,  2Ub.  352.  353  (Urganiaaiiou  der  Volkswirtbscbaft,  Staat) 
and  in  den  einzelnen  Kapiteln  und  Abschnitten  in  den  dortigen  BOchern  5  und  6  in 
Betracbt,  weil  die  bicr  im  2.  Theile  erörterten  F*ragen  mit  den  dort  bebandelten  Ober 
rolk&wirtbscbaftlicbo  Organisation  und  Staat  auf  das  Engste  zusammenhängen.  Weitere 
Ausführungen,  besonders  littenrisdier  Art.  «folgen  in  den  Yorbemerltungen  zu  den 
einzelnen  Bachem  nnd  Kapiteln  dieses  2.  Theib  und  m  einigen  Abschnitten  dieser 
KapiteL 

Der  Wsherigen  systematischen  KationalOkoDomfe  ist  eine  insainineafiMseDde  Er- 
örterung über  das  „wirthscbaftliche  Reclit.  htzw.  Vcrkelir^recbt**  als  die  Rorbtsbas-ia 
der  Entwicilung  der  Volkswirtbscbaft  uud  spccieli  des  privatwirthscbaftlichen  Systems 
firemd,  sogar  in  noch  höherem  Grade  als  eine  solche  Erörterung  Uber  den  Staat 
Andi  monographisch  ist  der  G^enstand  dieser  Abtheiinng.  wenigstens  als  Ganzes 
und  in  dem  organisrht  n  Znsainmenbanfre,  wie  es  bier  jetzt  versucht  vild,  vom  TolkS'- 
wirtbscbaftlichen  Scaudpunctc  aus  uocb  nicht  behandelt  wurden. 
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Onrin  liegt  ein  Mangel  der  bisherigen  Nationalökonomie,  Jer  in  neaerer  Zeit, 
bei  dum  Ringen  nach  einer  mehr  bocialrechtiichen  statt  der  biähurig^en  individual- 
rechtiicheo  und  einer  eigentlich  folksvirthschaftlicheii  statt  der  bisher  rorwaltend 
Itrivatvrirth.scliarfilichen  Auffassung  auch  in  der  fikonomisdicn  Tlicorie,  wohl  all- 
gemeioer  cmpfandca  wurde,  besonders  .neitdem  die  „sociale  Frage"  nicht  mehr  nur 
in  den  Bttchern  dar  llteren  Soeiallsten,  eines  St  Simon«  Ponrier  n.  s.  w.,  sondern 
in  der  wissenschaftlich  in  T.ittiratur  des  neueren  Socialismus  (.Th.  I,  §.  W  behandelt 
wird,  und  mäcbti?  an  die  Pforten  des  Staats  der  modernen  Erwcrb^gesellscbaft  scbligt. 

Die  BebL-itigiini;  dieses  Mangels  oder,  positiv  ausgedrückt,  die  Ilerstellang 
einer  volkswirthschafllich  haltbaren  Theorie  des  allsreineinen  wirth- 
schaftlichen  Rechts,  namentlich  Vo rk t  h rsre»  Ii ts.  als  der  Rechtsbasis 
der  modernen  Vol  kswirthschaf  t  und  dcü  prif  atwirthschaftlichen 
Syttoms  in  ihr  insbesondere,  ist  die  grosse  ond  scbwierfge  Anfgnbo,  deren  Losaog 
hier  für  die  systetnatischo  Nationalökonomie  —  innerliall»  di  r  einem  Werke  wie 
diesem  noch  etwa  ren>taiteteu,  scboo  ziemlich  weit  ge/ogeoeu  Urouzen  —  in  diesem 
2.  Theil  der  „Grundlegung"  versncbt  wird.  Denn  nm  mebr  als  einen  Vorsach 
kann  es  sieh  gegenwärtig  bei  dem  Mangel  geeigneter,  das  ganze  Gebiet  umfiMSeader 
Yorarbeiten  und  bei  der  Schwierigkeit  der  Sache  noch  nicht  handeln. 

Dieser  Yen-uch  kann  bei  dieser  otfenkundigeu  Sachlage  von  vornherein  dem 
Einwände  begegnen,  dass  die  Zeit  noch  nicht  gekommen  sei.  die  Lehre  vom  all- 
gemeinen wirthschafilichea  Verkehr>recht  in  die  systematische  Nationalökonomie  und 
(•padell  in  die  Lehrbtlcber  anfzanehmeo.  Iiier  sei  Fertiges,  Festes  zu  g;eben. 
Eine  solche  Lehre,  soweit  sie  Oberhaupt  ein  BedQrfntss  der  Wissenschaft  dw  Poli- 
tischen Oekonomio  sei,  was  wenigstens  vor  Kurzem  noch  vielfach  be^tritten  wurden  kdnno 
Torläulig  höchstens  Uegcostand  uatioaalOkonomischer  Monographie  sein. 

Selbst  in  den  nenesten  grossen  Sammelwerken,  wie  dem  ScbOnberg'scben  Hand* 
buch  der  Politischen  Oekonomie,  dem  HandwOrterbneh  der  Staat:  Wissenschaften  fehlt 
denn  auch  eine  eingehendere  und  zn6ammenf.>ssende  IJehandlung  dieser  wiithschaft- 
liobeo  Rechtsfragen  noch  grosseutheils.  Ü:is  Schönberg  sche  Werk  hat  keine  bezüglich- 
Abhandlung,  nur  in  einzelnen  anderen,  so  in  der  einleitenden  Ober  die  Volkswirth- 
Schaft  von  Srh^nberg  selbst,  werden  die  allgemeinen  Hechtsfrairen  cestreift.  Im  ce- 
nanoten  Handwörterboch  finden  sich  zwar  einzelne  hierher  gehörige  Specialanikol, 
aber  mehrfach  gerade  sie  lediglich  rechtshistorisch  oder  formal  jnristisch  (so  Ton 
V.  I  he  ring  über  Besitz")  behandelt.  Der  von  mir  horrilhrcnde  Abschnitt  über  die 
principielle  Krage  der  Rccbtsoidnung  des  (irundbe>itzes  in  dem  bezüglichen  Artikel 
über  Grundbesitz  i,IY.  112  — 138)  steht  ziemlich  allein  in  jenem  Werke,  wenn  auch 
einzelne  der  Artikel  historischer  Kaiionalökonomen  .  besonders  der  vuitrelHiche  von 
Bticher  über  Gewerbe,  zu  einer  prineiidellt  ii  Behandlnnp  ebenfalls  durchzudringen 
sncbcn.  Ob  das  neueste,  eben  begonnene  Sammelwerk,  da!>jcnige  von  Frankenstein, 
einen  diesem  2.  Theil  meiner  Grundlegung  analogen  Band  enthalten  werde,  weiss  ich 
nicht  In  dem  Finicitunpsbande  von  J.  I.  'hr,  Grnndheprifre  ond  Grnndlaecn  der 
Yolkswirthschaft  «^Leipg.  1 8li3),  sind  gerade  diese  Rechtäürageu  nur  ganz  kurz  behandelt 
(Ahsehii.  n,  Kap.  3,  S.  52  — 66).  Von  den  nenesten  deutschen  Systematiken!  hat 
G.  Cohn  in  seiner  ..Grnndlt  irnng"  iSfutfg.  l'^Söl  im  2.  Hauptabschnitt  Einiges  aus 
dem  Gebiete  des  Rechts  mit  hineingezogen ,  aber  doch  so  knapp  und  in  solcher  Bc- 
baodlangswcise,  dass  dabei  eine  wirklich  principielle  und  kritische  Erörterung  nicht 
geboten  wird.    Dasselbe  gilt  TOn  ?.  Philippovich 's  (Jrnniliiss  (18^3). 

Das  Bcdürfniss  der  m  o  n og r a ph  i  s  r  h  e n  Behandhiinr  des  Ge'.;enbfandes  dieses 
2.  Theils  wird  gewiss  Derjenige  am  Bereitwilligsten  zugeben,  welcher  wie  der  Yer- 
fasser  bei  seiner  Bearbeitung  die  grossen  sachlichen  Schwierigkeiten  des  Gegenstandes 
vollauf  erkannt  Isat  und  durch  die  formellen  Schwierigkeiten,  den  rie-i<:i:'ii  Stdll' be- 
reits in  dogmatischer  Weise  und  im  Rahmen  eines  Lehrbuchs  zu  behandeln,  noch 
mehr  beengt  worden  ii»t.  Der  Umfang  auch  dieses  Theils  der  Grundlegung  findet  in 
diesen  sachlichen  und  formellen  Schwierigkeiten  der  Bearbeitung  des  Stoffs  und  in 
dem  Mangel  ausreiihender  monographischer  Yorai helfen,  auf  welche  für  manches 
Weitere  hätte  hingewiei-cu  werden  können,  seine  Erklärung  und,  wenn  nur  der  liaupt- 
punct.  die  Aufiiahme  dieser  Lehre  bereits  jot/.t  in  die  systematische  Nationalökonomie, 
als  ricbfig-  znpogebcn  wird,  wohl  rni.  h  <einc  Entsduil  iinung. 

W  as  aber  diesen  Ilauptpunct  anlangt,  so  konnte  einer  systematischen  Darstcllang 
der  Politischen  Oekonomie  ron  dem  in  diesem  Werke  rcrtretenen  ond  in  dieser 
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^Qrüüdlugüiig"  bcboodcrü  zum  Aufdruck  kommcudcu  bUudj>uucte  aus  ein  Xbeil 
wie  dieser  sveite  nicht  fehlen,  welcher  für  diesen  Standponct  mit  dem      S.  bis 

6.  Bache  des  1.  Tbeils  zu^amDlcu  erst  den  wbäcuscbafÜichen  Eck-  und  Grundstein 
bildet.  Die  letzte  Kecbtferti;:aug  der  Aufnahme  der  Lehre  vom  nllgemcincn  wirtlt- 
sohaftlicbcQ  Verkehrsrecht  liegt  also  in  den  (irundanschaaungen  flbor  PoUtiBche 
UekoDomie,  vic  sie  in  diesem  Werke  un<\  >i>i:c\A\  in  der  Grandleguon^  vertreten  sind. 
I>or  Einwand  der  Unforti«z:kcit  ji'iier  Lehre  goht.  wi'?  überhaupt,  ^^l  l)'':?onders  in 
QDäcrer  Wissenschaft  zu  weit:  welcher  Tbcil  des  üebietj»  derselben  kann  Ueuu  auch 
nur  mit  einigem  Rechte  als  ,4ertig*'  bezeichnet  wetdoi? 

Ein  Eingehen  auf  das  wirthscliaftlichc  V(  rkchrsrecht  ist  aber  auch  ans  einem 
practischeu  üctdchtspOiiclc  gerade  ixi  der  Gegenwart  geboten;  der  Gharacter  der 
hentigeB  socitlistiscben  Bewegno^r  tis  einer  gleichz  eitig  politischen  llsst  sich  im  Yer- 
cleicb  mit  den  kirchlichen  Bi-weijungen  dos  Kcformationszeitaher->  und  den  politischen 
Howt^tingen  der  französischen  R«'volution>periode  darin  finden,  dass  heute  die  ürnud- 
lageu  des  bestehenden  l'rivatrecbis,  b^  sonderb  das  Grund-  und  Kapitaleigen tham.  das 
Vertragsrecht,  das  Erbrecht,  wie  ehedem  das  bestebeixie  Kirchenrecht  and  Staats- 
recht, die  ijtL'lIung  (ier  katholisfhm  raj-stkirdie ,  das  oü-  iitliclit"  Kf<-ht,  die  unom- 
scbr&nhte  königliche  Gewalt,  die  bevorrechteten  Stände  u.  s.  w.,  i^rincipieii  angegriü'en 
werden.  Jenes  Privatrecht  ist  aber  die  Bechtabasb  für  die  Gestaltttng  der  Volks- 
wirthschaft  und  besonders  des  privatwirths.-haftlichcn  Sy-t.  ir.s  (I.  §  30')— 807»:  letztere 
fctehen  und  (allen,  bleiben  und  verandern  sich  mit  jenem  Kechte.  Die  theoretische 
Katkmalftkonomie  kann  ood  darf  ebensowenig  die  volkswirthschaft  ohne  Bdcksicht 
aaf  diese  KechtsbuAis,  wie  ohne  Bücksicht  auf  den  Staat  betrachten  (l,  §.  14'J — 151). 
1.1  beiden  Fällen  kommt  man  sonst  eigentlich  zu  „undenkbaren  Zustanden".  Einfach 
aber  etwa  das  bestehende  Kecht  in  iietrell  des  Personenstandes,  der  persönlichen 
Fieiheit.  der  EifettÜiamsordnung  n.  s.  w.  als  gegebene,  damit  nicht  weiter  in  er- 
örternde Thatsachcn  in  der  Nationalökonomie  noch  ferner  wj.-  )o>her  hinnehmen,  ist 
schon  wegen  der  grossen  geschichtlichen,  zcitlicücu  und  räumlichen  Waudelbarkeit 
dieses  Rechts  vnd  seiner  Institvte,  vnd  wegen  der  Wandelbarkcit  wesentlich  mit  in 
Folge  f>kononiischor  V'-ränderungen .  nn/.ulässig. 

Ein  gunstiger  Kinfluss  hinsichtlich  der  Behandlung  wcnig^tens  einzelner  Puncte 
des  wirthichaftlichen  Verkehrsrecbts  in  der  N  ttionalOkonomie  ist  theilweise  der  neaern 
denlBcIien  historischen  Richtong  in  der  Nationalökonomie  (1,  §.  15),  wiederum 
aber,  wie  so  Vieles  in  unserer  \Vi»senscliaft,  mehr  noch,  wenn  auch  besonders 
betrcfis  des  Frciheitsproblems  keineswegs  ausreichend,  dem  SociaiisUiiis  lu  verdanken 
(I,  §.  8,  13). 

§.  2.  Die  altere,  besonders  Smith'sche  National/'ikotioniie  (I.  ii.  1)  laf  die  pers<inliche 
Unfreiheit  grundsätzlich  nach  ihrer  rcchtspbilobuphiachcn  Anschauung  verworfen, 
aber  die  Unfreiheit  seihst  nur  als  Arbeitssystem  geprüft  nnd  als  solches  sn  nn- 
bedingt  sie  verurtheilt.  Schon  die  grosse  geschichtliche  Verbreitiin<:,  der  lange  Be- 
stand von  UnfreiheitsverhSltnissen  vervchiedenster  Art.  von  der  ^claverei  bis  zur 
FrobDpUicht  und  Abgabepflicht,  die  \  erwendung  Unfreier,  auch  eigentlicher Sclavea, 
ZQ  allen  möglichen  Zwecken  und  Arbeiten,  —  überwiegend  freilich  zu  roheren  lind- 
licheo  und  anderen  Handarbeiten  und  llausdienston ,  aber  doch  selbst  uianchfirli  /ii 
liberalen"  Diensten,  freien  Künsten,  als  Lehrer,  Erzieher  u.  s.  w,  wie  im  Aiterihum 
—  amsste  die  ökonomische  Vemrtheilnng  der  Unfreiheit  als  Arbeitssystem  schlechtweg 
als  irrig  erscheinen  lassen,  von  der  prundsät/Jiclien  Vertheidiguru'  der  Institution  selbst 
durch  Philosophen  wie  einen  Aristoteles  ganz  abgesehen.  Die  persönliche  Frei- 
heit wurde  sodann  Ton  der  Üteren  Kationafokosomie  wie  Ton  der  Rechtsphilosophie 
einfach  als  ein  Axiom  betrachtet,  mit  welchem  in  einseitigster  Weise  operirt  wurde, 
währeM-d  sjp  vollends  von  ihr  als  ..rrtblen»"  hi^chster  uttd  schwieritrster  Art  hktte 
aulgclasst  Werden  müssen.  Die  Naliunalökonumie  operirte  wie  die  Philosophie  mit 
einem  abstract- absoluten  Freiheitshegrifl'  für  das  Individuum  und  vergass  roUständig 
die  Conscqaenzen  zu  ziehen,  welche  auf  vollswirtl.schafilicljcm  (Jebiete  aus  der 
Maxine  der  Coexisteoz  der  Individuen  uoTermeidiich  hervorgehen  müssen.  Nor  so 
erkürt  es  sieh,  dass  die  BationalOkonomie  der  Smith'scheo  Schule  mit  der  Herstelliing 
der  persönlichen  Freiheit  der  gsnzen  Bevölktrung  wenigstens  auf  dem  Kechtsgobiete 
der  Freiheit  oder  des  Personenstandes  alles  Erforderliche  für  die  Hassen  der  Be- 
Tülkeruug,  die  unteren  arbeitenden  Klassen  erreicht  glaubte.  Alles  Weitere  erwailete 
■tan  M<^  tM  diese  allein  und  genügend  schon  von  der  aUgemeinen  ToUswirthschaft- 
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liehen  Ileboog,  daher  mOj^Iicbste  Zunabiue  des  Kapitals,  „aus  welchem  die  Massen 
beschäftigt  werden",  und  der  gritosertin  Prodaction,  ,,deren  £r2eugui88e  sich  unter  das 
Volk  als  bOhMW  EinkommM  ?eitli^«i**:  keiii  grOeaeres  DueliseluiittseliikoiDmMi  ohne 
vorherige  grössere  ProductiOD.  Hflchstens,  das3  man  ausserdem  „Verbreitung  der 
Bildung"  für  das  ganze  Volk,  daher  selbst  Anwendung  Öffentlicher  Mittel  dafttr,  Ver- 
besserung des  Schulwesens  n.  s.  rerlangte. 

Das  Bemerkenswertheste  bleibt,  dass  sich  bei  dieser  Auffassung  nicht  nur 
A.  Smith  seihst  sowie  die  strenge  Smith 'sehe  Schule  und  etwa  deren  Vertreter  in 
Deutschland,  die  äJtcreii  Kationalükonomen ,  wie  iiau,  die  spätere  „deutsche  Frei- 
bandelsschule"  beruhigten,  sondern  dass  selbst  M&nner  einer  anderen  wissenschaft- 
lichen Richtung,  wie  von  der  älteren  historischen  Roscher,  von  einer  schon  mehr 
socialpoUtischen  fiichtnng  J.  SLMill,  dartiber  nicht  hinausgekommen  sind.  Koscher 
widmet,  ▼enn  auch  an  systeraatisch  wohl  nicht  ganz  richtiger  Stelle,  nlmUeh  im 
Buche  VOM  der  Pru  luction.  ein  vortrefl'liches  inh.ilt reiches  Kapitel,  das  vieilc  (I,  §  07  ff., 
auch  noch  wesentlich  so  wie  frtlher  in  der  2U.  Aufl.)-  der  „Unfreiheit  und  Freiheit'" 
nach  der  Ueberschrift,  aber  das  Kapitel  handelt  eigentlich  nur  von  der  Unfreiheit 
und  vom  Uebergang  aus  derselben  zur  Freiheit,  niclit  aber  von  der  Rechtsordnung 
der  letzteren  selbst,  als  ob  diese  ohne  Weiteres  aus  dem  Princip  oder  Postulat  der 
Freiheit  folge.  Natürlich,  dass  Koscher  in  seinem  Werk  vielfach  später  auf  einzelne 
Fragen  m  sprechen  kommt,  welöhe  die  Beehtsordnuag  der  peisODliehen  FMheit  be- 
treffen, und  mit  dem  ihm  eigenen  eminenten  Tarte  des  Historikers  diese  Fra<xen  nicht 
nach  der  Schablone  der  Schule  der  freien  Ooucurrenz  löst.  Aber  die  priucipieile 
vnd  deshalb  znsammenfasMiide  Bohandlnng  der  Fragen  fehlt  (s.  schon  in  Th.  I  der 
Grundlegung,  §.  144,  S.  347  der  8.  Aufl.  meine  kritischen  Bemerkungen  darüber).  Und 
nicht  anders  bei  Mill.  Dieser  erörtert,  immerhin  richtiger  als  in  der  Lelire  von  der 
Production,  die  Institution  des  Eigenthums  und  der  Sciaverei,  die  bäuerlichen  Halb- 
pachtrerhiltnisse  u.  s.  w.  in  der  Lehre  ron  der  Vortheilung,  und  stellt  hier  der 
Concurrenz  das  Herkommen  als  Regulator  zur  Seite  (B.  II,  K.  4),  Aber  zu  einer 
principiellen  Behandlung  und  einer  Fonnulirune  der  Lehre  von  der  Rechtsordnung 
der  persDnlidieii  Freiheit  aus  dem  politisch- Okonomisdieii  Standpvncte  gelangt  er 
ebenfalls  noch  nicht.  Ja,  selbst  SchSffle,  der  für  die  nationalökonomische  Grund- 
legung zumal  sonst  vielfach  Epoche  macht,  hat  hier  in  seinem  gesellschaftlichen 
System  noch  wesentliche  Lacken,  trotz  mancher  rortrsSIichcn  einzelnen  Ansftohrungen 
über  Puncto  des  wirthschaftUohen  Verkohrsrechts.  Sein  Socialismns  und  Kapitalismus 
erg&nzt  dieselben  noch  nicht.  Erst  in  seinem  grossen  sociologischcn  Work  „Bau  und 
Leben  des  socialen  Körpers"  wird  vielfach  phncipieil  auf  die  allgemeinen  Fragen 
der  Freiheit  und  des  Eigenthums,  in  ähnlidUHT  Welse  wi«  im  Folgenden,  eingegangen 
(vgl.  die  Stellen  nach  dem  Index  in  B.  4  unter  diesen  term.  teclm.  .  Eine  zusammen- 
fassendere  Behandlung  des  Gegenstands  schloss  wohl  der  Character  des  Schäffle  scheu 
Werks  ans,  sie  wire  aber  doch  erwflnscht  gewesen.  Sonst  heschftftigen  sieh  die 
Nationalökonomen,  selbst  IJoscIkt  und  früher  Schäffle.  noch  ZU  einseitig  mit 
blossen  Conseuuenzen  des  Freibeitsprincips ,  oder  mit  Oouseqoenzen  der  freien  Con- 
enrranz,  wie  Gewerbefreiheit,  Handelsfireiheit,  Freiheit  des  Grondeigenthams,  Freiheit 
des  Vertragsrechts  in  Kauf  und  Verkauf,  beim  Lohn,  Zins,  Freiheit  des  Arbeitsvertrags 
u.  s.  w.  Dabei  wird  zu  wenig  beachtet,  dass  die  freie  ConcnrnTiz  selbst  wieder  als 
Consequenz  der  höheren  Principien  der  absoluten  Individualfreiheit  und  des  absoluten 
Prirateigenthums  erscheint  is.  I,  3,  A.,  §.307).  Selbst  Schmoller,  Grundfragen, 
bes.  Kap.  3  und  4  bleibt  nicht  nur  aphoristisch .  sondern  bei  den  auch  von  ihm  hier 
erörterten  Fragen  „nach  dem,  was  sein  soUV"  öfters  in  der  Beantwortung  da  stehen, 
wo  die  elgendiche  Schwiedgkeit  des  Problems  der  Praxis  gegenftber  erst  beginnt. 
Vgl.  für  weitere  Litteratur  und  deren  Stellung  zu  den  angedeuteten  Ptincten  des 
wi rthscliaf Iiichen  Verkehrsrechts  die  littcrarisch- kritischen  Vorbemerkungen  unten  vor 
Kap.  2  und  S  dieses  Bachs  (§.  25,  43) 

Die  durchaus  individualistische  Auffassung,  welche  alle  Räsonnements 
der  Schule  der  freien  Concurrenz  durchdringt  und  nach  deutschen  Stiramführern  der- 
selben ,  wie  Prince-Smith,  durchdringen  soll  (I,  §.313),  bringt  es  dann  bei  der 
Erörterung  der  wirthschaftlichcn  Seite  der  persönlichen  Freiheit  mit  sich,  dass  selbst 
für  freie  Gemein wirtlibchaften  d,  §.  342),  wie  sie  aus  der  neueren  Associations- 
bewegung  hervorgingen,  mindestens  kein  ganz  sympathisches  Verständuiss  gerade  bei 
den  conseqneatest«!  Vertretern  derBichtung,  wie  z.B,  dem  ebengenannten  Prinea- 
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Smith,  zam  Darehbnich  kommt:  mit  Kecht  üicbt,  weil  alle  gemeinwirtbschaftliche 
Organintiflii  dem  ebstnclea  Begriff  penRelielier  Fnihdt  md  Unabhftn^igkett  vider- 

spricht  (I,  §.  301,  342,  346).  Man  iib^  rsah  nur.  dass  von  solcher  PWheit  im  ..System 
der  freien  Contracte"  zwischeo  social  aod  ökonomisch  oogleidi  itehendea  PenoAen 
noch  viel  weniger  die  Rede  ist 

£rst  die  der  historisch-oationalOkonomischea  Schale  zu  verdankende  bessere  Er* 
kenntniss  der  Wandel  barkoit  des  Wirtbschaftsrechts  und  des  Einflusst-s  dor  tech- 
nischen Umgestaltungen  im  Wirthschaftsbetrieb  aaf  das  ökonomische  Bedurfaiss  nach 
einer  UmlDderong  diene  Rechts  hat  allm&lig  zu  richtigeren  Anschaanngen  giMlirt 
Rechtsinstitutc,  wie  persönliche  Unfreiheit  und  Freiheit.  CJemein-  und  Privateig^onthum. 
beschrinkende  und  freiere  wirthschafiliche  Kechtsordnuog  wnden  ietzt  richtiger, 
d.  h.  viebt  melir  ebitraet  und  absolot,  senden  historisch  bedingt  und  bedingend  imd 
relatir  aufgcfas:?t.  Unter  dor  älteren  deutschi'n  historischen  Riclitunp;  I,  §.  15,  16) 
bezeichnet  auch  hier  Knies,  unter  der  jüngeren  (i.  Schönberg  and  G.  Schmoller. 
unter  der  neuesten  besonders  K.  Bücher  (Entstehung  der  Volkawirthschaft,  Tub.  1803), 
den  bedeutendsten  Fortschritt  in  dieMff  Erkenntnis»,  neben  solchen  Autoren,  welche 
überhaupt  wt  sentlich  Historiker,  wenn  auch  Wirthhchaftshistoriker,  nicht  auch  eigent- 
liche Natioualökonomen  sind,  wie  ror  Allen  Lamprecht,  in  England  Bogers  (§.8). 

Aber  bei  aller  Anerkennnng  dieser  Tbat  der  htttoiiseben  NetfeaMSkonoaile, 
das  Hauptv  erdienst  Mt  ibt  doch  dem  modernen  Socialismus  durch  den  Hinweis 
aaf  die  Bedingtheit  der  ökonomischen  Lage  des  Indi?iduums  gerade  durch  das  be- 
stellende Recht,  besoBdoB  darch  dse  sogen.  Priratrecht  Wlhrend  nach  der 
herrschenden  nationalOkonomiaclieD  Lehre,  welche  dieses  Recht  einfach  als  gegebene 
Thatsachc  hinnahm,  das  Indiridunm  diese  Lage  sich  selbst  schafft.  —  eine  Auffassung, 
welche,  wie  die  Lehre  von  der  Conjunctur  zeigt  (I,  §.  155,  163  — 109),  schon  der 
wesentli«  hsten  Einschränkung  bedarf  —  wofd«  jetzt  auch  noch  genigt«  dass  diese 
eigene  Thätiu:koit  des  IiuJifiduoms,  selbst  wo  ernstlich  von  ihr  zu  sprechen  ist,  das 
:>ecaodäre,  das  Kecht  ^Unfreiheit,  Freiheit,  Gestaltung  der  letzteren,  Eigenthams- 
ordnvng,  Yertrags-,  Erbrecht  n.  s.  das  primIre  Moment  hierfttr  sei.  Wihraid 
dieses  Hecht  bisher  meist  nur,  wenn  tlberhaupt.  so  in  seinem  Einfluss  auf  die 
Piodoction  Ton  den  Natioualökonomen  betrachtet  worden  war,  wurde  nuumehr  sein 
naaaBgebender  Einfloss  auf  die  Vertheilung  des  YoIkseinkOBDens  md  VoUnrermöf  ens 
nachgewiesen.  Daraus  aber  folgte  die  Nothwcndigkeit  gende  einer  Pftlfosg  dieses 
Rechts  auch  vom  volkswirthschaftlichcn  Standpunct»»  ans. 

Allenlings  sind  die  Leistungen  des  wissenschaitlichcn  Socialismus  ungleich  be- 
deutender hinsichtlich  der  Kritik  der  Eigenthumsinstitution,  als  der  RourtheiluDg  der 
persönlichen  Freiheit.  Auch  diese  wird  von  den  Sociali^terl  fast  allgemein  ebenso 
wie  ron  ihren  Gegnern  kurzweg  als  Axiom  hingestellt ,  während  sie  getade  für  jede 
foa  IhiMn  erstrebte  sociale  Gestaltung  des  WirtluehafMebens  noch  ungleich  mehr  als 
Air  die  Organisation  der  Volkswirtbschaft  auf  der  bestehenden  Rechtsbasis  schwierigstes 
Problem  ist.  In  Fourier  s  Phantastereien  ist  dies  wenigstens  erkannt,  wenn  hier 
das  BedOrfniss  der  Prodaction  nach  Arbeitskräften  und  das  BedUrfniss  des  Indiridnums 
aadi  Freiheit  durch  ein  allerdings  unhaltbares  System  der  Vcrtheilunu  b  r  Arbeiten 
mit  nach  der  persönlichen  Neigung  (freilich  vorbehaltlich  der  Wahl  durch  die  Ge- 
nossen) ausgeglichen  worden  holi.  Aber  ansäerhalb  dieses  sonst  wenig  brauchbaren  Ge- 
danlumkreises  begegnet  man  auch  bei  den  Sodalisten  keiner  emstlichen  Beschlfdgung 
mit  dem  Problem  der  persönlichen  Freiheit  in  wirthschaftlicher  Beziehung,  ein  Vor- 
wurf, welcher  die  älteren  französischen  und  englischen  socialistischen  Theoretiker, 
aacb  St.  Simon  so  gnt  wie  allerdings  anch  noch  Marz,  Engels  nnd  Lassalle, 
seUwt  Rodbertns  trilft.  Bei  keinem  dieser  Autoren  wird  auch  nur  das  Bedürfnis.-« 
empfanden,  auf  die  psychologische  Seite  des  Freiheitsproblems  und  daher  auf  die  Fragen 
Tou  der  Motiration  wirthschaftlicben  Handelns  in  früheren,  im  heutigen  und  in 
einem  etwaigen  sociallstisohen  Wilthsehaftssystem  einzugehen.  Höchstens,  dass  der 
Zweifler  mit  den  Phrasen  und  Dogmen  von  der  sicheren  Umänderung  aller  wirthschaft- 
licben Motiration  unter  einer  socialistischen  \V  irthschaltsordnuog  abgespeist  wird. 
«Darüber  kommt  auch  eine  Reoensien  des  1.  Theils  dieses  Werb  ron  Conrad  Sobmldt, 
Braun's  Archir  1894  nicilt  hinaus.)  üeber  die  Conflictc  der  Individunlfieiheit  mit 
den  Erfordernissen  einer  anch  nach  socialistischen  Grundsätzen  organisirieu  Eigenthums- 
oidnong  an  Prodncttbnsmitteln  (Boden  nnd  Kapital)  and  einer  demgemlssea  Ordnung 
der  Pndvctieii  nnd  YeithoUnng  gehen  alle  Sodalisten  Ideht  hinweg,  ebenso  ttb«r 
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die  Schwierigkeiten  des  BerdUternugsproblems.  Die  ünFermeidUoIileit  tolcher  Gonflicte 

und  Schwierigkeiten  int  aber  gar  Dicht  zu  bestreiten.  Kommt  man  e^cLon  in  der 
beutigen  Volkswirth^ohaft  mit  der  ijersönlicben  Freiheit  nach  der  Schablone  des  ab- 
stracten  Individualismus  nicht  aus,  so  vollends  nicht  in  einer  sociali^tibch  eingerichteten 
oder,  was  darauf,  wie  vir  sahen,  schliesslich  hinausläuft,  in  einer  ini  ätiuk:sten 
Maassc  g-emcin-,  besonders  zwangsgemeinwirlhschaftÜch  organisirten  A'ollowirth-iclinft 
^l,  g.  294 ,  345  11.).  Der  Vorwurf  der  Theorie  der  freien  Concurreuz  gegen  den 
Soddismos,  dass  er  die  Einzelfreibeit  Teraiclite,  kann  nicbt  einfach  doreb  Still- 
schweigen darüber  widerlegt  werden,  da  eine  sehr  wesentliche  Bcsrhrriiikuiig  dieser 
Freiheit  in  jeder  socialistiscben  Organisation  bei  nur  eiA  wenig  Nachdenken  gaiuc 
ausser  Frage  ist.  Was  sich  fragt,  ist  nar,  ob  diese  Beecbrtnknnf  ertr&glich,  flberbaapt 
2oläs.sig  and  die  Wirksamkeit  der  Arbeit  dabei  hinlänglich  zu  erhalten  und  ob  nicht 
gerade  die  Ünbcschränkth-Mt'^  er  Frfihoif  im  madornen  Keclife  nnlialtbar  ist.  so  dass 
auch  bei  der  Festbaltung  der  Gruudlug<:n  der  lieuiigeu  Volksvrirthsotiat't  eine  ahnlahe, 
wenn  aneb  lange  nicht  so  weitgehende  Freiheitsbeschränkung  unumgänglich  wäre. 
Für  die  angedeutete  psychologische  und  populafioni^tische  Seite  des  Freihoitsproblems 
kann  jetzt  io  dieser  3.  Auflage  auf  dio  Erönerungeo  im  I.Buch,  Kap.  1  und  im 
4.  Baebe  des  Tbeil  I  der  Gmndlegung  rerwiesen  werden.  Daselbst  wird  auch  bereits 
mehrfach  die  Gestaltung  dieä(>.s  Problems  unter  den  Voraossetzosgen  SOcialiStischer 
Organisation  berücksichtigt  und  zum  Tbeil  näher  verfulgt. 

FQt  diese  Fragen  von  der  Freilieit  kann  man  sich  also  so  wenig  anf  socialistische 
als  Ulf  ihere  nationalOkonomischc  Werke  —  wenn  dieser  im  Wesentlichen  veraltete, 
weil  an  fliessende  und  in  einander  übergehende  BegriHe  anknüpft  tu!  '  I  nterschied  hier 
beibcballea  werden  soll  —  bezieben.  Es  wird  sich  u.  A.  zeigen,  dass  die  weitere 
Ansdebnnng  des  gemein-,  bez.  des  zwangsgenelnwirtbscbaftlicben  Systems,  z.  Th. 
auch  auf  das  Gebiet  der  materiellen  Production,  ein  Mittel  i^t.  liin  gewisse  Uebel- 
at&nde  einer  absolut  gefassten  wirthschaftiichen  Freiheit  des  Individuums  zu  beseitigen 
oder  einzoacbrinken  (  i;.  53,  59),  —  eine  bisher  z.  B.  in  der  Frage  des  Slaatseisenbabn- 
Wesens  kaom  beachtete  und  doch  wichtige  Seite.  Einzelnes  Hierhergehörige  bietet 
daher  die  Littcraiur,  welche  theils  vom  allgemeineren  philosophischen  und  politischen, 
theils  ?om  uationalökonomischen  Siandpuncte  aus  das  Vcrhältniss  des  Individuums 
und  des  Staats  zu  einander  behandelt.  (Vgl.  darüber  dio  Angaben  in  B.  I  der 
Grundlegung  §.352,  .'}53).  Unter  den  wenigen  Werken,  welche  in  Jihnlicher  All- 
gemeinheit, wie  im  Folgenden,  die  persönliche  und  £igeothumsfreihcit  vom  volks- 
wirthschaftlieben  Standpnncte  neaerdings  bebandeln,  ist  Man  ms,  Uber  die  F^celbdt 
in  der  Volkswirthschaft  (Heidelberg  1S73)  hervorzuheben.  Freilich  neben  mann^fach 
tibereiostimmendeu  aoch  mit  sdbr  abweichenden  Besnltaten,  welche  sich  nanentlieb 
danin  eiUiren,  dais  aneb  Maurus  noch  viel  sn  sehr,  wenn  ancb  in  Widerspmcb 
mit  seinen  sonstigen  Anschauungen,  an  der  abstract  absoluten  Freilieit  des  Individuums 
festhält.    (Vgl.  unten      l'J  und  über  Mario  und  Dunoycr  den  lolgend-  ti  ij.  .3\ 

Auch  die  Kechtsphilosoph ie,  sogar  diejenige  der  organischen  Auitasäung. 
bietet  für  die  wirthschaftlicbc  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit  sehr  wenig. 
Theils  berührt  sie  die  nationalöLonomi>ch  wichtigen  Puncto  kaum,  theils  Iv-w-et  sie 
sich  auch  hier  wieder  in  zu  ragen  Allgemeinheiten,  wie  noch  so  vielfach,  weil  »16 
keine  genügende  Fühinng  mit  der  Kational6konomie  bat.  (Siehe  Ober  diesen  Mangel 
iu  Th.  I,  §  352  ff.  und  unten  §.  25.  32.) 

Am  Meisten  Werth  haben  für  dio  Üechtsordnoog  der  persönlichen  Freiheit  in 
unseren  bentigen  Yerblltnissen  anch  für  dio  Betrachtung  rem  rolksvIrtbscbafUicben 
Standpunctc  aus  die  EiArtonngen  der  neneren  Terwaltnngslebre,  besonders 
Stein's.  H.  b'öslor's. 

§.  8.  llereits  viel  uiehr  als  mit  der  persönlichen  l  reiheit  und  deren  Coiise- 
quenzen  im  Kechte  bat  sich  auch  die  Volkswirthschaftslehr^  mit  der  Kritik  und  mit 
der  Frage  iiacli  der  Berechtigung  des  I'ri  vateiercnthumf!.  des  (Jr  u  n  d  eigen  t  h  u  m  s 


Kritik  und  Gescbicbtsanflassnng  (Rodbertns,  Marx),  aber  gerade  hier  noch  die 

geschichtliche  Betrachtung  der  ..bürgerlichen  Oekonomen"  besonders  von  so  wandel- 
baren InstitQtionen  wie  Grundeigenihom  und  Erbrecht,  ferner  z.  Th.  mit  dieser  ge- 
schichtlichen Bctrachtting  eng  zusammenhängend,  die  nationalukünomi.>che  Beschäftigung 
mit  der  Agrarv<  i fassinig  und  der  Gea'erbeverfassung  und  beider  Beform  haben  dazu 
gefohlt.   So  finden  «»ich  ancb  in  den  Wcriien  der  systematischen  Kationaldkonomic, 
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venigäteos  aos  neuerer  Zeit,  bc&onderä  bei  Knies,  Koscher,  Scüäffle,  Mill 
V.  A.  n.  schon  bezfigliche  hesondere  Abschnitte  oder  mehr  od«r  weniger  eingehende 
ErOrtemngeo  über  das  Privateigenthum,  Gruudoigenthuin,  Erbrecht  als  Institution  der 
Sechtsordnang  und  mehr  oach  der  principioUen  Seite.  In  der  neuesten  dcutM  In  n 
^e  fremden  systematischen  Litteratar  fehlen  solche  Erörterungen  selten  uiclu  gan£, 
Venn  dabei  diese  viel  wichiigerea  IMnge  frpilich  auch  meist  iuuner  iio<  h  viel  curso- 
rischer und  aphoristischer  als  so  nianrlior  th>'oretis('he  Kleinkram  behandelt  werden. 
Die  ueucreo  W  irthschaft^ihiotoriker  und  historiachen  Nationalökouomen  Laben  zwar  nur 
selteD  eigentlich  principielle  ErOrtefOogen  Ober  die  von  ihnen  geschilderten  Ver- 
hältnisse nnd  deren  Entwicklung  gegebmi .  aber  die  Principienfrajren  dofli  benUirt. 
Einen  Fortschritt  bozeichoet  aoch  hier  besonders  BUcher,  mit  unter  dem  Einfluss 
der  socialistischen  Historiker  Rodbertns  und  M  srz.  (S.  für  die  Litteratur  unter 
g,  90  fl.  an  der  Spit/e  von  Iluch  2  ) 

Für  die  Aellercn,  wie  Kau.  gilt  der  Sat£  ron  Kni<  s  (I'olit.  Oekon.,  1.  A., 
S.  130i:  Das  thatsächlichc  Vorhandensein  und  die  reditlii  Iiu  Anerkennung  und  Aut- 
rechthaitung  des  Privatci^^'  ntlunns  durch  die  sUgeneinc  Staat^gewak  sah  man  in  der 
Volkswirthschaft&lehre  al»  line  sich  Ton  selbst  ver>tehendc  Vorausssetznn;,'  an.  Eben 
deshalb  fand  in  der  uatioualökouomiscbeu  Theorie  eine  Erörterung  über  das  Privat- 
eigeotbom  an  sich  keine  Stelle.  Es  kann  daher  nicht  aoffallen,  dass  aoch  noch 
neuere  Systematiker  der  lilieral-individnalistischen  ßichtuna:,  wie  z.  B.  .Max  W'irth. 
in  dem  Kapitel  vom  Eigentbum  vorzu)l^^wei^e  nur  die  Fjage  nach  dem  sogenannten 
geistigen  Eigentbum  erOrtem  (Omndzügc,  3.  Anl.,  I,  334  Ii.:  II,  74  fr.).  Eine 
principielle  Erörterang  aber  die  Institation  des  PriTaleigenihnrns  auch  an  Sachguteru 
wird  aber  in  der  Nationalökonomie  um  so  weniger  unterbleiben  dürfen,  da  die  üblichen 
^echf^phi!ö50phi^chen  „Ik'jjiUndcngen"  des  Eigeuthums  nicht  genOgeu  1U2  ti.)  und 
da  unter  den  Eigeothumstheorien  diej<'nigen,  welche  das  Prirateigenthvm  auf  dio 
wirthsehaftliche  Natur  des  Menschen  iiml  auf  die  Arbeit  ziiruckfuliren .  wesentlich 
aationalökonomiscbo  Begnlnduogen  sind,  weiche  nach  den  ürundsätzcn  dieser  W  issen- 
ftchaft  geprüft  Verden  mftssen. 

Ein  b  .sond-  rer  Mangel  aller  früheren  nafionalfikonomischen  Unteisachungen 
der  £igenthamsinstitutioo  ist  die  ungenügende  Unterscheidung  ron  Eigenthums- 
artea  nach  Ökonomisch- technischen  Zwecken,  denen  das  Eigenthum  dient,  nach 
den  Objccten,  welche  es  umfasst,  daher  namentlich  die  fehlende  Unterscheidung 
von  (lebrauchsvormögen-Eigentham  und  Kapitalcigenthom;  ferner  die  ein- 
fache Beruhigung  bei  dem  wesentlich  römisch -reclitiicheu  ^absoluten)  Eigen thums- 
begriff  und  den  daraus  für  den  Inhalt  und  Umfang  des  Eigenthomsrechls  gezogenen 
Conscquenzen.  (ierade  hier  rru'iebf  sieb  die  Nothwendigkcit  von  Reschränkuni:eii  •]<:•, 
Privateigenthumsxechts  und  eventuell  wieder  diejenige  einer  weiteren  Ausdehnung  des 
gemeinwirthsehafUichen,  besonders  des  zwanghgemeinwirthschafdichen  STStems,  indem 
fewi*>se  Arten  Eigenthum  dem  Staate,  der  Gemeinde  u  s.  w.  iheils  rechtlich  vor- 
behalten, theiis  thatsächlich  in  grösserem  Umfan^ce  überwiesen  werden:  die  Fra^e 
Tom  „öffentlichen*'  neben  und  statt  des  rrivateigenthums.  Die  hochwichtigen  und 
schwierigen  Fragen  der  Privatcigenthumsordnung  sind  von  den  Sociali:<ten  doreh 
die  Forderntiir  der  vollständigen  Aufhebung  der  Institution  des  PrivateigtMifhums  an 
Prodoctiuusmuteiu  (Boden  und  Kapital)  zu  lösen  gesucht  worden  (I,  §.  2U4y:  Fragen, 
an  denen  die  KationalOkonomie  nicht  Iftnger  stillschweigend  vorbeigehen  darf.  Sie 
liöthiiren  aber  zu  einer  genaueren  riiter>urhnng  der  Tlieorien  für  die  Begründtmg 
des  Privateigenthoms,  desgleichen  des  Eigen thamsbegriUs,  sowie  des  Inhalts  und  Um- 
fangs  des  l^genthnmsreehts  vom  nationalOkonomisehen  Standpnncte  ans  (Buch  2*^4 
untcnV  Selbst  das  Bcdürfniss  nach  solchen  Untersuchungen  ist  früher  kaum  em- 
pfunden worden.  Das  zeigt  wenigstens  in  der  Litteratur  aus  der  Mitte  unseres  Jnlir- 
handerts  die  Vereinzelung  von  Erörterungen,  wie  die  Mill 's  im  2.  Kap.  d^.*  2.  Ii. 
(rem  Eigenthom).    Erst  neuerdings  werden  solche  Erörterungen  häufiger. 

§.  4.  Der  Grundfehler  in  der  Hehandlung  aller  Verhältnisse,  welche  sich  auf 
die  persönliche  Freiheit  sowie  das  Eigeuthum  und  das  Vermögensrecht 
ttberbaopt  beziehen,  ist  in  der  britischen  Oekonomik,  in  der  llteren  KaiionidOkonomie 
der  Schule  der  freien  Goncnrreiiz  derselbe,  wie  in  der  gleichzeitigen  individualistischen 
Kecht^hilosophie  und  in  der  Jurisprudenz:  es  werden  ein  abstracter  absoluter  Frei- 
heüi-  «nd  Eigenthnrnsbegriff  aprioiistisch  aufgestellt  ond  ans  demsdhen  die  logischen 
Coifcqiieozen  gesogen.  Ergiebt  sich  alsdann  in  der  ^rklichkeit  mit  den  Thataaclicn 
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und  mit  anderen  gescluchliicb  Uburkommeoen  Kucbtivcrhältui:>j>im ,  wie  es  g&r  nicht 
Miöen  möglich  itt,  dn  Widenpnich,  m  Mik«  sich  ThatsachcB  md  BaehttrerfaillBtoe 
jenem  Freilioits-  und  EigcnthumsbegrifF  und  ibron  Consofnienzon  fügen.  Daher  das 
Postolat,  da&a  das  Kocht  deoienttfprecheud  eingerichtet  oder  veriudert  werde.  Allein 
gerade  der  umgekehrte  Schloss  ist  richtig:  Jener  Widerspruch  beweist  die  pcMtisohe 
l  iKiuwendbulteit  jener  abeolaten  Begriffe  und  diher  aoch  die  theoretische  Oaliaitbufc^t 
dec»elbeu. 

Kameatlich  die  Nationalökonomie  bat  hier  die  Aufga))C,  welcbe  Danoyer  (iu 
seinem  Werke  de  la  Uberti  du  trarail,  Paris  1845,  Brüsseler  Nachdruck  1846,  p.  i») 
selir  gut  fonnulirt  bat.  man  darf  nicbt  iu  dogmatischer  Weise  \on  d-Mu  Axiom  aos- 
geheo,  die  MeDächen  haben  daa  Recht,  frei  zu  sein,  soodera  mau  mass  tinter- 
Bachen,  wie  erreicht  man  es,  dasB  sie  es  sind?  Unter  welchen  Bedingungen  können 
sie  es  sein?  Durch  welche  Verbindung  von  Kenntnissen  und  sittlichen  (lewobnheiten 
kommen  sie  dahin,  frei  die  und  die  Priratindustric  aDszuubea V  Trelliiche  Kr- 
önerungen, welche  Dunoycr  zu  dem  oft  citirteu  Worte  ftlhreo:  ,Je  n'impose  rien, 
je  ne  proposc  mC-me  rien.  j'ezpose."  Und  weiter:  „Statt  die  Freiheit  als  Dogma  zu 
betrachten,  stelle  ich  sie  als  Kesuitat  dar  Statt  aus  ihr  ein  Attribut  des  Menschen 
zu  macheu,  mache  ich  aus  ihr  ein  Attribut  der  Civilisation."  Dieser  Standpunct  ist 
der  richtige.  Es  ferschllgt  nichts,  dsss  ihn  Danoyer  kaum  immer  innegehelten  hst. 
Denn  ist  er  auch  kein  so  einseitiger  Anhänger  der  fn  ien  Concurrenz  wie  ein 
Bastiat  u.  A.  m.,  so  geht  doch  seine  Tendenz  darauf  hinaus,  die  „Freiheit"  und  ihre 
Folge,  die  freie  Goncarrenz,  als  das  richtige  System  fllr  die  Gegenwart  hinznsieilen 
(vgl.  bes.  B.  4.  Kap,  S,  \K  nam.  10).  Der  nothwcndigea  Beschränkunjr  dieser  Freiheit 
unter  allen  Wirthschafts-  und  Culturrerhältnisseu  durch  die  Forderungen  des  Gc- 
uioin^chaftsinteresses  bleibt  auch  er  dabei  viel  zu  wenig  eingedenk,  obgleich  gerado 
diese  Besch riiiikung  aus  den  Verhältnissen  dei  Lebens  am  Besten  zu  ..exponiren*^ 
ist.  Sein  Werk  bietet  daher  für  die  Er<"'>rterungen  dieses  Theils  der  (irundlegung 
und  seines  1.  Buchs  doch  sonst  nicht  viel.  Aber  der  richtige  Standpunct  zur 
Freiheitsfrsfe  ist  ?on  Kiemaadem  besser  beselehnet  worden,  als  in  obigen  Worten 
von  ihm. 

Dieses  Formverdienst  kann  dorn  Franzosen  auch  ?or  dem  Deutschen  Mario 
(Winkelblech)  eiageriamt  werden.  Aber  in  sachficher  Besiehang  hat  letsterer 

die  Probleme,  wenn  auch  nicht  in  geordneter,  systematischer  Weise,  gerade  im  (Jebietr 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  am  Allseititrsten  und  Boten  behandelt,  namentlich 
auch  den  oben  bezeichneten  (irundfebler  des  Kasonnements,  das  abstract  apriorische 
Construiren  richtig  herror^'^fliülx'n.  Vorgl.  seine  „Untersuchungen  über  die  Organisation 
der  Arbeit  oder  System  der  \\'t']tr)ki(noniie'".  (\is>el  f].  (leider  unvollendet  ge- 

blieben). Sch&fflu  hat  in  seinem  Kapitaiiamus  und  Socialisnius  mit  vollem  Hechte 
Mario  wieder  in  den  Vordergrund  geschoben.  S.  bes.  1.  Aai.  I,  1,  S.  211  (Ober 
die  abstracto  Freiheit  und  fJleichheit  mit  der  richtigen  Bemerkung  S.  212  über  dir- 
romischen  Juristen);  tlber  die  Auffassung  der  „ganzliboralen**  Schale  in  Betreä  der 
socialen  Ordnong  8.  291.  desgl.  der  „halbliberalen  Schale'*  S.  S18,  der  „ganz  com- 
munisiischen'*  S.  328,  da^eg.  n  die  Feideraogon  der  „FOdetaUsten"  S.  347,  bes.  365  ff., 
hier  mit  einem  vii-ir-iili  hrau<lil)aren  positiven  Programm,  dessen  Bichtigkeit  die 
Gegenwart  biTeita  mehr  anerkennt,  als  die  Zeit  um  Mitte  unseres  Jahrhunderts. 
W « itcre  Ausführungen  in  I.  2.  Abseh.,  dann  in  II.  eine  Art  Systematik.  Von  dem 
M.irloVrhen  Wcike  liegt  jetzt  eine  neue  Atisgabe  (Tübingen  IS*«! — Sf!.  4  Bde.)  vor. 
Nicht  das  unmittelbar  hier  Gegebene,  wohl  aber  die  Gesichtspuncte  und  die  (irund- 
aafihssangen,  ihnlich  wie  diejenigen  SehAffle's,  besonders  im  Kapitalismus  ond 
im  ganzen  Socialen  Knrper,  -ia>I  für  den  Gegenstand  dieses  Theils  der  (irundlegung 
noch  immer  das  Beachteaswertheste,  was  die  nationalökonomische  Littetratur  darüber 
bietet.  Auch  H.  R Osler *s  Schriften  Ober  den  Smithianismae  and  dessen  TwieeMigea 
Uber  VolkswirthschaH.  Tb.  2.  Kap.  2  der  ,.Besitz*%  rind  hier  mit  Aaerkennang,  nach 
ohne  dass  man  ihm  überall  beizustimmen  braucht,  zu  nennen. 

In  der  Hechtsphilos  ophie  nehmen  die  Erörterungen  über  das  Vermögens- 
recht, bi'suiiders  Uber  das  Privatelgentham,  gewöhnlich  einen  ziemlich  grossen  Kaum 
ein.  Aticr  selbst  die  brauchbarsten,  ncmlich  diejenigen  der  Kranse'schen  Schule 
(Ahreus,  Köder),  obgleich  von  einer  organischen  Aulfassuug  auch  des  Winhschafts- 
lebeDB  and  des  Beehts  ansgebend,  holdigen  immer  noch  zn  sehr  der  Indiridoallstfschen 
Richtang  nnd  entbehren  der  tieferen  nnd  scblrferea  naiiooaloltonomiichen  Durch- 
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dringTiDg  des  Gegenstands.  Gerade  hier  frilt  wieder,  was  schon  im  Theil  I  in  den 
litter&mchen  Voibeuurkungcn  Uber  den  Staat  (§.  352.  8.  872)  hen'orgehoben  wurde: 
die  Rechtsphilosophie  mass  ebenso  sehr  mit  der  NatioBtlAkonoinie  Ptthlnoff  gevi&iieD, 
am  zn  gedeihen,  als  diese  mit  jener.  Wo  sie  bisher  an  die  Nationalökonomie  an- 
kaOpfke,  hat  sie  sich,  selbst  venn  sie  ge^n  oumche  FolgerangeQ  poleooisirte,  wie  es 
die  Krmnse'sehe  Sehnte  thiH,  doch  noeb  nicht  mbefuigen  gcnog  krftiech  den 
Iiiiliridnalismas  der  Siriith'schon  Theorie  gegenüber  gestellt,  nicht  das  indi?idualistiaidie 
Pnitcip  i^elbst.  sondern  nur  einzuiuo  besonders  extreme  Consequenzen  desselben  be- 
4iinpft.  Zur  Entschtüdigung  kann  sich  die  Rechtsphilosophie  freilich  aaf  die  Mängel 
QDd  Lilcken  der  bisherigen  Nationalökonomie  uiit  berufen.  Wenn  z.  B.  wiflüicb  für 
die  ökonomische  Lage  des  Individuums  sein  \\'ille,  sein  Thun  und  Lassen,  sein  Ar- 
beiten und  Sparen  so  allein  entscheidend  wären,  wie  die  Altere  Theorie  annahm,  so 
wurde  aach  die  ttbliehe  nehlq»hiJe«q»Uicbe  BefTflodang  des  Eigenthnins  und  die 
rechtsphilosophische  Constraction  des  Inhalts  und  Umfang  des  Eigenthnmsrcchts  and 
4(s>  Vertragsrechts  genügender  eischeiaen,  als  es  jetzt  zogegeben  werden  kann,  wo 
die  „Conjanctnr"  so  weseD^eh  mltbestiiDiBend  eingreift  (vgl.  Thoil  I,  §.  156  ff..  166  ff.). 
Der  Fortschritt  der  nationalökonomischen  Theorie  bedingt  daher  an  sich  schon  auf 
diesem  Gebiete  entsprechende  Voränderungen  auch  der  rechtsphilosophischen  Auf- 
fassongeti  und  Begründungen.  Im  Folgenden  muss  eben  deswegen  mehr  fur  die 
Rechtsphilosophie  zogleich  mit  vorgearbeitet  werden,  als  dass  sich  die  national- 
ökonomische ErOfftemag  auf  beieils  loststdieade  rechtsphilosopbische  Srgebnisse 
Mutzen  könnte. 

%.  5.   Ans  dem  Allen  ergiebt  sich,  daes  in  dem  folgenden  svidten  Theil  der 

<jr'mdlegnn£r  fa-st  durchweg  rechtspli  ilosop  h  ische  und  ökonomische  („ökono> 
Bisch-philusophische")  Untersachangen  neben  einander  hergehen 
«ad  sich  gegenseitig  ergänzen  und  durchdringen  müssen.  Diese  Be- 
haadlongsweise  steht  mit  der  früher  üblichen  in  den  Werken  der  indindnalistischen 
britischen  nationalökonomischen  Schule  in  Widerspruch.  Zu  ihrer  Rechtfertigung 
DtUss  ich  mich  auf  die  vorausgehenden  Erörterungen  dos  I.  Theiis,  besonders  auf  das 
jL.  5.  ond  6.  Bach  und  auf  die  specielle  Darstellung  des  Zusammenhangs  von  Oeko- 
nomilL,  besonders  Sorjatökonomik  nnl  Kecht  im  Folgenden  bo/i<'hon.  Die  frühere 
)iationalöiu>nofflie  betrachtete  die  hier  zu  erledigende  Arbeit  als  schon  gethan  oder 
nk  nosserlialb  ihrer  Gompetenz  liegend.  Aber  die  Aibeit  ist  grOsstentheils  noch  m 
thun  und  die  Nationalökonomie  hat  daran  in  umfassendstem  Maa^se  Theil  zu  nehmen. 
Denn  nicht  nur.  dass  die  Kecht8phil(»opbie  für  sich  allein  die  Aufgabe  nicht  gelöst 
hat,  sie  kann  sie  auch  ohne  Mitwirkung  der  Nationalökonomie  gar  nicht  lösen.  Beohts- 
Verhältnisse  wie  die  einzelnen  persönlldien  Freibeitsrechte,  Rechtsinstitute  wie  Eigen- 
thum und  Erbrecht  u.  s.  w.  betroffen  zwar  nicht  allein,  aber  wesentlich  ökonomische 
V  erhältnisse,  fassen  einen  ökonomischen  Inhalt  nur  in  eine  rechtliche  Form.  Diesen 
Inhalt  onberOcksichtigt  lassen,  Ist  gmndrerkehrt.  Was  aber  der  „Inhalt",  daher  auch 
di'  FiiliTo  der  betroflenden  Verhältnisse  und  Kinrichtungen  für  das  gesellschaftlich- 
menachüche  Leben  sei,  —  und  nur  mit  diesem  beschäftigt  sich,  wie  alles  iiecht,  so 
aocb  die  Philosophie  des  Bechts  —  kann  bloss  die  nationalökonomioehe  Untersnehnng 
feststellen.  Eine  Untcrsachong,  welche  wieder  eine  principiellc  synthetische,  vielfach 
deductiv  verfahrende  sein  muss,  zu  welcher  aber  wirthschaftsgoschichtlichc  und  sta- 
tistische „Forschungen"  das  Material  mit  zusammentragen  und  vorbereiten  müssen. 

Der  eigentlich  ökonomische  Theil  der  folgenden  Untersuchungen  bezieht  sich 
Mjf  Tflkswirthscbaftliche  Verhaltnisse,  daher  auf  diejenigen  der  Privatwirthschaft  nur, 
Mjveit  leutere  ein  (ilied  der  Volkawirthschait  ist;  wir  haben  es  hier  mit  dem  „gesell- 
•ehaHtUchen**  System  mensehliober  Wlrthschaft  (Sehiffle),  mit  wahrer  Volkswirth- 
Schaftslehre  und  SocialOkonomie  zu  thun.  Jener  von  der  physiokratisch-Smith 'sehen 
Nationalökonomie  so  arg  vernachlässigte  (iesicbtäpunct  des  „Socialismus"  als  des  (iegen- 
sntzen  des  .jDdiridaaliamns**  (I.  §.  6  nnd  S94)  Ist  daher  hier  voranzustellen.  Auch 
darin  liegt  ein  principidler  Unterschied  von  der  Auffassung  der  neueren  Bechts- 
philosophie.  Die  letztere,  in  vieler  Hinsicht  doch  auch  noch  die  Krausescho,  erörtert 
die  Fragen  von  der  Freiheit  und  von  der  Ordnung  des  Vermögensrechts  „individna- 
lirtiscih**,  indem  sie  ihren  Ausgangspunct  im  Individuum,  und  in  dessen  Interessen- 
sphiVre  nimmt.  Nacli  den  hieraus  sich  ergebenden  Anforderungen  wird  das  Kocht 
construirt;  daher  der  .,individnaUstisch-absolute"  „gesellschaftswidrige"  Characicr  dos 
Bodenen  Freiheits-,  EigenÜnat-  nnd  Teitragsiechts  der  ^Ubemlen"  („stsntsbarger- 
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liehen"!  i'eriodu,  ein  Cüaracter,  den  die  neuere  Kecbtäphiloüophie  wiederspiegeit  und 
den  sie  selbst  theoretisch  mit  vorbereitet  hat.  Auf  dem  Tenrudten  Gebiete  der 

Staatbphilosophie  and  des  bezüglichen  öUcutlicheu  Hechts  fand  diese  individualistische 
KiclitunfT  ihren  Ausdruck  in  der  Theorie  vom  „Staatavcrtrage."  Hier  ist  sie  vissen- 
scbafiiich  durch  die  neucie  rhilosophic  und  die  bistoiiscbe  Kechtsschnle  UberwondeB 
worden.  Im  (jehiete  der  Privatrcchtüordnung  und  der  Freiheitsrechte  des  ladiridaoms 
ist  dieselbe  Aufj^abe  er.-t  noch  zu  orlodigrcn.  Die  leidige,  viel  zu  weit  getrieborse 
Treuuung  des  OUentiicbeu  und  des  rrivatrcchts  in  unserer  Kechläwissenschaft  ist  wubl 
Tomemlich  dafan  schuld,  dass  auch  die  Bechtsphiloeopbde  hier  noch  nicht  einmal  das 
rnsblem  richtig  und  scharf  foruuilirt,  geschweige  zu  soim  r  Lrisunr  den  Weg  be- 
scbhiten  hat.  Unter  den  Juristen  feoibst  hndet  eine  solche  Aufgabe  meistens  noch 
nicht  einmal  dln  Yefstinduiss.  Cm  so  grösser  ist  das  Verdienst  I h  er  i  n  g '  s ,  ▼elcher  mit 
seiner  zwar  schon  im  „Qeisit  des  römischen  Hechts"  cinirevchlaseii'Ti,  aber  erst  in  seinem 
späteren  Werke,  dem  „Zweck  im  Hechte",  zum  vollen  Durchbruch  gekommenen  ..socialen'* 
Richtaug:  der  bisherigen  „intJivi<luaIihtischen**  auch  im  Privatrecht  entgegengetreten  ist. 

Die  Frage  ist  nicht,  welches  sind  du;  „natürluheu'*  Preiheitsrcchte  des  Indin- 
duonis  und  welche  (ji  staltunii^  d<•^  Kiv'eiitluinis-  und  V<  rtragsrechts.  sowie  des  ganzen 
\  eimögensrecbts  fordert  das  als  absolut  gedachte  Individuum,  und  danach  er»t, 
wdcbe  Rechte  stehen  der  „Gesellschaft"  dem  Einzelnen  nnd  seinem  Eifentham 
gMenüber  zu?  Sondern  umgekehrt:  welches  sind  die  Iii  dinirunsren  des  gesellschaft- 
lichen Zasammenlebeos ,  hier  spedeli  des  wirtbscbaftlicbcn  (icmeinschaltsJebcns,  wie 
es  die  Yolkswirthsehaft  schon  begrifflich  mit  «ich  bringt?  Wie  moas  daher  die 
Freiheitssphäre  des  Individuams,  das  Vermögensrecht  die  Kigenthoms-  nnd  Vcrtrags- 
ordiiunp  mit  H  irk^iclit  auf  j.-nc  vor  Allem  zu  erfallenden  Hedingungen  des  gescll- 
sehaftUchcn  und  wu thschalthchen  /usamuienlebcus  geregelt  werden?  Die  Gesellschaft, 
liie  ^  olitsirirtbschaft.  der  Staat  und  ihr  Hecht  ist  das  Höhere,  im  aristo:cliscben  Sinne 
das  Frühere;  der  Einzelne,  sein  Hecht  das  Niedri^jere,  das  Sjiätere.  Diese  Auf- 
fassung mnss  auch  in  der  philosophischen  Begründung  und  Ausbildung  des  Ver- 
mögensrechts nnd  der  Individaelkn  (persönlichen)  Freiheitsrechte  lar  Goltnng  ge- 
lan<ren.  Sie  wird  in  dem  folgenden  Theile  der  Grundlegung  vertreten  .  wo  dalier 
„aus  den  Bedingungen  des  Ucmeiuscbaftslebens  heraus"  die  Freiheits-  und  Eigenthunis- 
fragen  erörtert  werden. 

In  derselben  Weise  verfährt  vielfach  im  ,  Gesell>chaftlieheu  System"  und  im 
„Socialen  Körper"  Scliäffle  und  speciell  auf  liem  (iebiete  der  l'rivatrechtsfragen 
V.  I  he  ring  in  der  2.  Hälfte  des  1.  Theils  des  „Zwecks  im  Hecht",  bes.  im  Kap.  9, 
vom  „Zwange".  Ganz  in  Ueboreinsiimmung  mit  meiner  Grundanscbauung,  wie  ich 
sie  in  di(y>em  Theile  zu  liefrninden  siiehe,  dehnirt  Ihering  das  Kecht  selb-t  als 
„die  Sicherung  der  Lebensbedingungen  der  UcscHscbaft  in  Form  des  Zwangs" 
(1.  Anfl.,  8.  494)  nnd  werden  daraus  anch  fftr  die  .Jtechtsrerhftltnisse  an  Sachen** 
'S.  457  II.'  und  für  das  Kigenthum  (S.  506  ff.)  die  Cmis  •'inenzen  gezogen,  im  Striefen 
Gegensatz  gegen  die  übliche,  die  Wissenschaft  des  Privatrechts  noch  fast  ganz  be- 
herrschende individualistische  Auffassung.  (Vgl.  bee.  S.  50  t  C  den  Abschnitt  von 
„dem  Rechlsdruck  auf  das  Individuom".)  Ihering  spricht  daher  auch  ausdrücklich 
von  der  „gesell^cliafrli' lu  ii"  Hesfimmung  des  Hechts,  auch  des  Privatrechts.  Ei 
betont,  wie  das  Kecht  nach  Maassgabe  der  ge&ellschafilichen  Zweckmässigkeit  zu  ge> 
Stalten  nnd  wie  Recht  und  Zwcckmassiglieit,  richtig  verstanden,  identisch  seien  (S.  &17>. 
£r  spricht  mir  aus  der  Sefji-  heraus,  wenn  er.  den  Inhalt  seiner  Ausführungen  tlljer 
die  Beschiänkung  des  Individuums  auch  in  der  Privatrecbtssphäru  in  ein  Wort  zu- 
sammenfassend, sagt:  „es  ist  der  Gedanke  des  gesellschafUichen  Gharacfers  der  Privat- 
rechte. Alle  Hechte  des  Privairechts,  wenn  sie  auch  zunächst  nur  das  Individonm 
zum  Zweck  haben,  sind  beeiuäusst  und  gebunden  durch  die  Hucksicht  auf  die  Gesell- 
schaft; es  giebt  kein  einziges,  bei  dem  das  Subject  sagen  könnte:  dies  habe  ich 
ausschliesslich  für  mich,  die  Consequenz  des  Hechtsbegrifls  bringt  es  mit  sich,  dasa 
die  (lesellschafr  mich  nicht  beschranke",  worauf  Ihering  dann  die  Folgerunsen  aus 
der  gesellschaftlichen  Bestimmung  auch  des  Kigenthumsrcchts  gegen  die  bem>chende 
absolute  Auffassung  des  letzteren  zieht  (S.  519).  —  In  ihnlicher  'Weise  hat  anch 
1.  Baron  besonders  ?v.m  Krbreiht  seine  Stellung  genommen,  m.  F.  durchaus  richtig, 
vgl.  den  Aufsatz  in  Iliidebr.  Jahrb.  Ib76.  B.  26,  S.  275;  ders.  Augritie  auf  das  Erb- 
recht (Heft  85  d.  Zeit-  und  Streitfragen),  BerL  1877;  ders.  in  Pözl's  Krit  Vierte^ 
Sehr.  Aber  meine  Gnndlegnng.  Vgl.  ferner  fot  verwandte  AnfEusongen  von  Scheel, 
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tber  ErbschÄftssteu.  r  und  Erbrcchtsrf form ;  dors.  in  Hirth's  Atioalen  1877,  S.  07; 
der 8.  Eigentbnm  und  Eibrocht  (N.  Uti  d.  Zeit-  u.  Streiifr.),  Borl.  IST?.  A.  Samter, 
ßfesÜiQinsbefriff  ia  Hildal»r.  Jahrb.  1878,  R.  I,  S.  260;  ders.  das  Eig;enthom  ia 
seiner  socialen  Bedevtoog,  Jena  1S79.  Ncnerdings  besonders  0.  Gicrke  und  Au  ton 
M«>D^er  in  ihrer  Kritik  des  Entwarf»  des  bQrserlichen  Gesetzbachs  (siehe  S.  45,  4d 
oad  UHtcu       y,  '.12.  12i)\ 

Neben  Iberi  ng's  aad  Qierke's  Werke  nehme  ich  auch  hier  besonders  Reza^if  auf 
Lassalle'ä  System  dt^r  orworbcnon  Ktirhtc;  hier  wird  ebenfalls  prinripiell  scharf  Front 
regen  die  „iudividualbtiscbe"  Priratrocht:>ordnung  gemacht  und  der  geaellschafiliche 
Chamcter  des  Reehts  dorobaas  rlchtfi^r  betont.  Man  braoeht  manche  einzelne  Beveis- 
fuJimne:  und  Folecrunir  Lnssalle's  nicht  anzunehmen,  aber  der  Grundgedanke,  der 
im  Ganzen  auch  vortreÜUch  durchgefühlt  Vörden  ist,  darf  auf  Billigong  Ansprach 
Bachen.  Vid.  bes.  den  wichtigen  §.  7  Im  I.B.  tlber  die  „absoluten  Gesetze**,  worauf 
(rieh  auch  der  Briefwechsel  von  Lassalle  mit  Rodbertns  z.  Th.  bezieht. 

Den  ffcsellschaftlichen  Charncter  alI(Mi  H.M  bts  entwickelt  in  gelungenen  Au-- 
f^hruogen  auch  (i.  Jellinck,  MJciHlethi!>chc  Bedeutung  von  Uccht,  Unrecht  und 
Strafle,  Wien  1S7$,  bes.  Kap.  2.  Er  farat  das  Recht  objeetfr  als  die  „Lebens- 
bedlngunircn  der  (leselUchafi  *.  S.  12.  55. 

Von  diesem  socialen  Standpoucte  aus  erscheinen  dann  auch  selbst  die  grossen 
Ornndinstitnte  desPrIratreehts  nnd  die  Rechte  des  Personenstands  als  historische, 
nicht  als  absolute  Katcgorieen  überhaupt  und  im  Wirthscbaftsleben  >iit';riell.  Dies 
wird  ja  von  allen  übrigen  Instituten  des  Hechts  l&n^t  allgemein  anerkannt,  7.  B.  auf 
naieriellwirthschafdichem  Gebiete  ron  gewissen  Instituten  der  Agrarrerfassunj?.  des 
Gewerberechts  (ZanftI)*  Unrichtiger  W  eise  wird  es  sogar  Ton  Historikeni  noch  heute 
in  Betreff  von  Instituten  wie  dem  Piivat«'i?eiithum  an  panzen  Katcporieen  ron  Ob- 
jecten  (Boden,  Kapital),  dem  Erbrecht,  halb  bestritten,  halb  nur  wider  Willen  und 
mit  allen  nOi^eben  Caotclen  for  den  bedenklichen  Polgerongen  znfegebea  (z.  B.  von 
V.  Treitschko  in  dem  Aufsatz  über  den  Socialismns).  Als  ob  der  prartiseh  mri?lirhe 
und  rorgekommcne  Missbraucb  einer  richtigen  wissenschaftlichen  W  ahrbeit  die  letztere 
selbst  bernhre  oder  gar  aofhebel  Der  wissenschafüiche  Soeiatismas,  mit  besonderer 
Schärfe  Rodbertns  und  Lassallc,  hat  den  historischen  Cliaracter  auch  solcher 
Grundinstitute  mit  roUcm  Kocht  schaif  betont.  Wie  kann  man  ihn  gefrenübor  der 
handgreiflichsten  Erfahrung  z.  B.  auch  bei  der  pers-inlichen  Freiheit,  beim  Grunl- 
cijrcnthum  bc^^treitenI  Die  Socialisten  haben  aber  allerdings  Miäsbrauch  mit  dieser 
richtigen  Auffassung  petrifhen.  die  tiefere  techniseh-ftkonomische  und  vor  Allem 
psychologische  Bedingtheit  der  Privatrechtsinstitute  zu  wenig  anerkannt  und  in  den 
ifeeiflilan  mien,  mit  denen  de  sich  beschifdirlen,  bei  dem  privaten  Grand-  nnd 
Kapitaleigenthum,  die  gesrh  i  rh  tli che  c rij;i n  gl  i  e  h  k  oi  t  viel  zu  allfremoin  und  zu 
früh  angenommen.  Die  bibtorischon  Nationalokonumcn  sind  umgekehrt  wieder  auch  hier 
leicht  m  qtileli^ieh  and  warnen  sehr  bequem  ror  theoretischen  und  practischen 
Heissspomen,  denen  nichts  schnell  genug  gehe  und  die  das  Wesen  allen  li.-itorischen 
Lebens  verkennen  (Schmollcr\  damit  es  vermeidend,  aus  der  historischen  Auf- 
fasöong  eine  practische  Consequenz  zu  /ichen,  und  sich  der  alteren  Schulaulla>3uni;; 
wieder  za  sehr  n&hernd. 

Die  richtige  Folgerung  aus  dem  Cbara(tt!r  aller  Rechtsinstifule  als  lusfori>eher 
Kategforieen  liegt  wieder  in  der  Mitte  zwischen  den  Meinungen  der  extremen  Sucia- 
H&teii  einer-  nnd  der  quietistischen  Historiker  des  Rechts  and  der  Wirthschaft,  sowie 
der  da:ä  bestehende  Recht  als  etwas  völlig  Fe.st(  s  insehenden  filteren  liberal-indi- 
ridoalistischcn  Oekonomisten  andererseits:  anerkannt  wird  mit  jener  Auffassung,  dass 
die  Bccbbinstitute  sich  &ndem  and  eventaell  sclbet  rerschwindcn,  nm  andren  Platz 
zn  machen,  wenn  die  bezüglichen  gesellschaftlichen  Verhältnisse  dies  bedinecn,  also 
selbst  f<ich  ent>pre<  heinl  gewandelt  haben.  Ob  und  wie  weit  <li' s  tler  Fall,  muss 
aber  immer  genau  untersucht,  nicht  nur,  wie  Seitens  der  Süciali>teii,  als  Consequenz 
des  absoluten  Principe,  behauptet  odi  r  \on  ihren  Gegnern  in  ^L  ieber  Einseitigkeit 
r'I"inirnet  werden.  Sind  bezügliehc  Forlernniren.  wie  /.  B.  jetzt  diejeniiT'n  des 
extremen  Socialismus  in  Betreii  der  allgemeinen  Beseitigung  des  privaten  Grund-  und 
Kapitaleifenthoms  and  der  Ersetzung  desselben  dorch  gesdlschaiUiches  Gemeineigen- 
thum, aber  einmal  aufgestellt  nnd  mit  manclierlel  Gründen  unterstützt,  so  milssen  sie 
wohl  oder  übel  geprüft  werden.  Dabei  zeigt  sich  freilich  al>bald,  dass  der  Socialis- 
mus die  Begründung  seiner  Forderungen  sich  riel  zn  leicht  macht,  und  zwar  der 
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SocialisDius  aller  Kichtungen  und  Aotoreu,  der  ältere  mehr  mit  Gctouthscmptindongeu 
arbeitende«  wie  der  ncaere,  mehr  wissenschaftliche,  und  auch  der  Marx 'sehe, 
welcher  ttbediaupt  nicht  zu  postuliren,  sondern  nur  nothwendige  geschichtliche  Ent- 
wicklungen aufzudecken  behauptet.  Stets  wird  dabei  vi<'l  zu  viel  generalisirt  und  über 
die  psyckoloffische  fiegitladung  des  geschichtlich  Uberkomuienen  und  bestehenden 
Reobto,  wie  Uber  die  psychelogiMdien  Schwierigkeiten  nod  wnhndieinliclieii  Dnmttglich» 
lu'iten  einer  rein  socialistischen  Wirthschaftsordnung  für  die  Productionsmittel,  f»ir 
die  Aasfilhniug  der  Prodactioo  und  dio  Vertheilong  riei  zu  leicht  hinweggegangen. 

Aber  dennoeb  bleibt  für  die  objectire  Wisseneditft  die  Aufgabe  beeleha^  die 
Kritik,  die  Ziele  und  die  Forderungen  des  Socialismus  unbefangen  zu  prüfen  und 
danach  abziilflintui  und  zn  billigen.  Findet  sich  dann  eine  oder  dio  andere  Forde- 
rung in  Bezug  auch  auf  tiefergreifende  Umänderung  yon  Rechtsinstituten  begründet^ 
80  B1II8  auch  die  WiMenacbaft  gerade  in  echt  historischem  Sinne  und  in  der  Conse« 
quenz  der  Anschauung  ?on  der  gesellschaftlichen  Bedingtheit  des  Rechts  diese 
Forderung  unterstützen.  Sie  darf  nicht  „den  Beruf  der  Zeit  zur  Gesetzgebung"  be* 
zmifeln,  des  „Weiden  vod  Waobeen  des  Rechts*'  lehrend  nicht  die  cmoasele  Ver- 
wechslung begehen,  als  ob  dies  WerJen  und  Wachsen  ein  wirklicher  Natnrproces» 
Mi,  während  es  nur  durch  menschliches  Thun  sich  vollzieht  Einzelne  Vertreter  der 
hiMorischen  Rechts-  nnd  Wirthitchafteachale  neigen  hier  selbet  wieder  zu  einer 
mechanisch-naturalistischen  AnlSunng,  die  sie  sonst  mit  ToHem  Redit  z.  B.  beim 
Svithianismus,  bek&mpfen. 

§.  6.  Neueste  littcrarische  Entwicklung  auf  dem  Gebiete  der 
Beziehungen  Ton  V olkswirthschaft  und  Recht.  Dio  vorausgehenden  Be- 
merkungen (§.  1 — 5)  sind  im  Wesentlichen  aus  den  früheren  Auflagen  (1.  A.,  1S75 
bis  1870.  S.  291—296;  2.  A.,  1879,  S.  S43— 352)  wörtlich  herttbergenommen  and 
hier  nur  erglnzt  worden.  Damals,  in  den  ISTOer  Jahren,  war  ein  Standpnnct  der 
Anffassong  in  der  Nationalökonomie  über  die  Beziehungen  von  Volkswirthschafl  und 
Recht,  wie  der  hier  vertretene,  noch  verhültnissmUssig  selten.  Er  verlangte  daher 
seine  besondere  n&here  Begründung.  Nicht  nur  innerhalb  der  älteren  liberal-indi- 
ridnalistischen  Schole,  welche  aus  der  classischen  britischen  Oekonomik  hervor- 
gegangen war,  sondern  auch  inn(>rhalb  der  deutschen  historischen  Nationalökonomie 
wurde  jener  Slandpunct  mehr  abgelehnt  als  gehiiiigt,  trotzdem  Knies  in  seinem 
Hanptwerke  die  nothwendige  Yerbindong  der  Rechfs-  mit  den  volfcswirthschafUiofaen 
Kragen  bereits  seit  länger  ebenfalls  betont  und  in  so  vorzüglicher  \\'ei;c  verfolgt 
hatte.  Unter  den  deutschen  Fachmännern  vertrat  doch  sonst  vorucmlich  nur  Schäffle 
dnen  wenigstens  principiell  übnlicben  Standpnnct  Der  Anftngs  der  70er  Jahre 
aufkommende  „Kathedersocialismus"  war  keine  einheitliche  wissenschaftliche  Richtnng 
{I.  §.  17).  Die  unter  diesem  Namen  zosammcngefassten  deutschen  Nafionalökonoroen 
waren  einig  nur  in  der  Bekämpfung  der  extremeren  theoretischen  Einseitigkeiten  und 
besonders  der  radicaleren  practischen  Consciiuenzen  des  ökonomischen  Liberalismus 
und  Individualismus,  namentlich  derjenigen  ificliUiiig-  {lesselbcri,  welche  dio  „deutsche 
Freihandelsschule"  darstellt.  Dem  eigentlichen  Socialismus  stand  der  Kathedcr- 
sodalismns  im  Gänsen  doch  anch  nnr  einseitig  negirend  gegenüber,  ibi  der  ttber- 
kommencn  britischen  Oekonomik  krittelte  er.  ähnlich  wie  es  die  deutsche  historisch- 
oationalökonomische  Richtung  (1,  §.  15.  16)  that.  aber  wie  diese  vermied  er  ein 
tieferes  Eingeben  anf  die  Principienfragen  der  Kechisordnung.  Beide  haben  sich 
immer  nur  mit  einzelnen  Consetjucnzen  «ies  Princips  der  freien  Concurrenz  beschäftigt, 
nicht  mit  diesem  Princip  und  seinen  allgeuuineren  rechtlichen  Voraussetzungen  selbst. 
Die  verdienstvollen  1  orschungcu  in  der  älteren  \\  irthschafbgcschichte,  der  Agrar-, 
Gewerbegeschichle  fühlten  zwar  überall  auf  den  Zusammenhang  nnd  die  Wccbsel- 
bedingutig  nnd  WecliM'Iwirkung  von  Recht  nnd  Wirthscbaft.  Aber  eine  Verwerthnnfr  dieser 
Ergebnisse  für  dio  allgemeinere  natioualökonomischo  Theorie  unterblieb  noch  faat  ganz. 

Aach  der  deutsche  Socialismos  selbst  halle  sich  damals  trotz  Rodbertns  nnd 
Marx  in  seiner  Lilteratur,  in  seinen  Theorien,  seinen  Forderungen  und  in  deren  Be- 
gründung von  dem  älteren  mehr  philanthropischen,  aber  auch  phantastischen  und 
utopischen  Socialismus  der  ausländischen  Litteratnr  noch  nicht  genügend  croancipirt. 

Ein  zielbewasster  „Staatssocialismus"  (I.  1*^)  begann  in  Theorie  tind  Praxis 
sich  eben  erst  zu  entwickeln.  Zum  Durchbiuch  und  zum  Einfluss  auf  die  Auf- 
fassungen der  Politiker  kam  er  erst  seil  Ende  der  IbTOer  Jahre,  in  Deutschland  be- 
sondeis  mit  der  Einleitung  der  Arbeiterrersichening  im  Jahre  1881. 
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In  alkn  (li'SfMi  Beziehunpeu  sind  seit  anderthalb  Jahrzdinten  Wandlungen  und 
Foctschritte  eiogetreteD,  wolclie  in  deu  neoeaten  Eotvicklungeit  der  socialökoDomiscbea 
ud  renrsndten  Littentar  sielitbar  gevofden  sind.  Die  liistoiifch«  BetnelitODir  des 
Zuunmcnhangä  von  Technik.  Oekonomik  und  Kecht  hat  man  zu  vertiefen  gesocht. 
Dm  Yerstindniss  der  maassgebenden  Bedeutani^  des  Rechts  für  das  Wirthschafts- 
leben  ist  gewachsen.  Die  Berechtigong ,  ja  die  Nolhwendigkeit  einer  principiellen 
Stellnngnahme  des  Nationalökonomen  als  solchen  za  den  Fragen  der  virthschaftlichon 
Rechtsordnung,  daher  auch  die  Berechtigung  einer  Hineinziehung  dieser  Fragen  in 
Werke,  wie  daa  vorliegende,  wird  allgemein  anerkannt.  Ganz  überwiegend  sind  e» 
iwmr  nAcb  ein  sei  De  Fnfen  und  Gruppen  tob  soloheD  Fngea,  TonieDlidi  pnustischer, 
an  die  Gesetzschnnir  herangetretener,  welche  auch  zu  tieferer  theoretischer  Elölteniiy 
der  zu  (irunde  liegeadea  Principieafragen  gefiUirt  haben,  so  diejenigen  der  Arbeiter- 
ff«inlcli«nmf ,  dee  Arbeiteraehnties,  des  PWhandeb  vnd  Sebntzzolla,  auch  des  erneuten 
sgarischen,  der  Gewerbeordnung,  der  W&brung,  des  Credit»  nnd  BOrsenwesens, 
nianrh<^rlei  Stenerfragen  u.  dgl.  m.  Aber  jede  ernstere  Ri^'  häftignng  mit  solchen 
Kragen  ergab  doch  den  Zusammenbang  der  letzteren  mit  den  grossen  allgemeinen 
Fkafen  der  Kechtsordnung  von  „Frelhdt  vnd  Eigenttinm"  und  mit  den  folksviitli- 
schaftlichen  OrganisalionsfraL'cn.  Daraus  mnsste  auch  die  Aufgabe  erwachsen,  über 
die  Einzelfragen  bioaas  zu  diesen  generellen  Fragen  za  gelangen  und  wenigstens  das 
Bedfetftlis  elser  MBfssseDdwen  theefetischeD,  lyrindpieUen  Behuidlong-  der  w&tluchaft- 
KdMn  Eechtsordnong  überhaupt  mu>.s}e  a!]iiiülig  allgemein  erniifiui'Ien  werden. 

Ein  äusserer  Aostoss  in  dieser  lücbtuug,  oemiich  zur  Betrachtung  des  ganzen 
Pdrstrechts  mit  aas  dem  volkswirthschaftlichen  Gesichtspancto,  ging  dann  in  DeatscUand 
•euerdingb  aach  von  der  Aufgabe  der  Codification  unseres  bürgerlichen  Rechts  and  ron 
dir  Aosarbeitong  eines  bürgerlichen  (ioef/hnchs  fiir  das  Deutsche  Reich  aus  (§.  9\ 

Für  Manches  au8  der  jüngsten  litterariscben  Bewegung,  welche  aus  solchen 
Asremingen  entsprungen  ist,  kann  nun  auf  die  kriiiachen  LitteratorObersichten  an  den 
rorschiedenen  Stellen  des  1.  Theils  der  3.  Aiiflige  der  Gnindleguiig,  besonders  auf 
die  dortige  Einleitung  verwiesen  werden.  Weiteres  enthalten  die  Ergänzungen, 
velehe  dto  licteraritehen  Verbemeitoogeii  der  S.  Auflage  im  Veriaof  dieses  2.  ThoUs 
erhalten  haben.  Nur  zur  allgemeineren  Characteristik  der  einzelnen  Stnimungen  in 
der  neuesten  Litturatur.  welche  für  den  Gegenstand  dieses  2.  Theils  der  Grundlegung 
überhaupt  wichtiger  sind,  sollen  zunächst  die  folgenden  Bemerkungen  und  Litteratur- 
angaben  dienen. 

§.  7.  Beachtenswerth  ist  hier  das  I5estrebcn  im  neuereu  dentschcn  wissen- 
schaftlichen Socialismus,  zu  einer  tieferen  historiächen  und  natarwisäcnschait- 
Udhen  BefrttndoDg  der  fast  allein  zor  Heffschaft  gelangten  Marz 'sehen  Doctrinen 
ZI  koniinen.  Die  ..materialistische  Cicschicht-sauffassuns",  besser  gesapt:  Ge-rhichts- 
^jQoeophie  ron  Marx  beruht  so  aogenfuUig  aaf  unbewiesenen  Thesen,  Dogmen  und 
fcHuMter  genenlfinrender  GonstrocHon,  dass  die  Anhinger  dieser  Bicbtnng  selbst  das 
Bedttrfniss  einer  solchen  Begründung  empfinden  mussten.  Sie  haben  daher  mit  Recht 
die  historischen  Forschungen  Uber  ältere  Wirthschaftsverhältnisse,  die  vergleichend- 
ethnographischen Forschungen  über  die  Lebens-  und  W irthschaftsverhältnisso  roher 
Tölker,  die  naturwissenschaftliehen  Lehren  über  Geschlechtsverkehr,  Abstammnng,  Yer^ 
'rbung.  Entwicklung  (Darwinismus  u.  s.  w.)  für  ilire  Zwecke  immer  mehr  zu  rerwcrthen 
begonnen.  Würde  das  in  objcctiver  Weise  und  nach  wiaseuschaftlichcr  Metbode 
lesebehen,  so  bliebe  immerhin  firaglieh,  ob  ans  dem  betreifenden  Material  eine 
>llgem'  inere  Theorie  der  wirthschafilichen  EntwieUung  abgeleitet  werden  könnte. 
Aber  aach  in  ihren  hervorragenderen  Vertretern  ^Fr.  Engels,  Bebel,  einzelnen 
Mitarbeitern  an  der  „Neuen  Zeit")  hat  die  neueste  socialistische  Litteratur  immer  nur 
dM  Bestreben  verfolgt,  ans  ihrem  Material  dasjenige  zu  entnehmen,  was  zur  Stützung 
ihrer  fertigen  Theorie  dienen  konnte,  alles  übrige  hat  sie  unberücksichtigt  gelassen 
and  den  Werth  des  Materials  hat  sie  völlig  unkritisch  einlach  als  feät:>tehend  ange- 
nmmen.  Sie  kommt  daher  Uber  nngehenerliche  Generalisationen ,  wiilkttriichste 
CsBSOUCfioncn  nnd  Hypothesen,  über  eine  in  der  That  rein  orthodox-dogmatische 
BdbandlQng  nicht  hinaus.  Ein  Beispiel  liefert  die  Benutzung  der  so  völlig  unAicheren 
«Er^boisse**  der  prihislefiichen  und  primitiT-histerischen  und  fergleichend-ethno- 
fraphischcn  „Forschung"  hinsichtlich  des  Geschlechtsverkehrs.  I'amilienverl>aiides,  Ver- 
»»ndtschaffsverhältnisses  n.  s.  w.  bei  Völkern  in  primitiven  Leij.ns-  und  Wirthschafts- 
TcrLälInl^^en,  wo  die  gewagtesten  Hypothesen  und  Generalisationen  als  feste  Wahrheiten 
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fi'Iton  i,Miittt:rrt.Tlit>dortiin  u.  dgl.V  Aehnlicb  gclit  es  dieser  Litteratur  mit  de» 
ilypothescü  der  Desccndcui-  und  Vercrbangsihcoricn.  Ucberall  nur  der  selbst- 
bemisstesto  DilettaDtismus,  am  Aorgsten  freilich  io  Hebel  s  „■''raa",  der  onter  eiDer 
uifheiI>iüsou  Meiiue  die  unsichersten  Dioge  »Is  feste  „Ergebnisse  der  ^\'issens^haft" 
in  populärer  Form  verbreitet  ood  den  grossen  Haufen  wie  an  neue  Dogmen  daran 
glauben  raacbt.  Das  Scblfmmste  aber  ist,  dass  ans  diesen  bisloriscben  and  natar- 
wi>senscliaftliclicn  Dofrin«n  sofort  wieder  Nufzanwenduneen  fur  die  KnL^ebeidung 
practischcr  Frästen  der  Gegcnwait  gezogen  werdtn.  z.  B.  für  die  Hegeluiig  des  Ver- 
kehrs der  (lescblechfcr  and  ein  „neues  Kherecht",  fur  die  Uuigestaltung  der  Kigenthums- 
velb^lItlij^^L:  und  ein  .,t)e(ie:«  Besitzrccht".  „BodenrechC**  a.  dgl.  in.  Dorch  dieseu 
Misbbraikh  historischer  und  na(urwi:?-enseliaft!irher  sne-onantitfr  Fnrsrlinnüserfrobnisso 
wird  der  Werth  der  ia  diesen  etwa  cnthaltcucu  kluiuca  iheilwahrheUcu  vdllig  aufge- 
boben.  Man  kann  daber  avcb  nur  wenig  tob  den  ^Ergebnissen"  dieser  neiietten 
aocialistischen  Lifteratur  für  die  uns  l  irr  beschSftipenden  Fr.ipren  von  Herhf  nnd 
Volkswirtbäcliaic  brauchen,  obwohl  diese  Fragen  io  dieser  Lilturatur  manchfach  be- 
rQbrt  Verden.  Das  Brste  bleibt  immer  nocb  Fr.  Engels  Schrift  gegen  Dohring: 
„Imw&lznng  der  Wissenschaft"  ("2.  A..  1SS5).  Viel  weitiger  i:vn,i!rond  und  mit  den 
angedeuteten  Fehlem  stärker  Itchaftet  iüi  Eni:<ls  Sehriit  „Der  Ursprung  der 
Familie,  des  Privafeigenthums  und  des  Staats"  {\.  A.,  1M>2),  mit  f-ehr  anfechtbarer 
Vcrwerthung  der  selbst  vielfach  unsicheren  ForscbOllgCO  L.  Morgan 's  (1S7I.  1877"» 
und  an<lertT  l'rä-  und  Primitivhi>torik<r  (Han|itaatorcn  Bachofen.  Mutterrecht, 
i:^()l,  Mac-Lenoan,  li^65,  eine  kritische  iievision  der  ganzen  Muttcrrechtbbypoibesc 
tiebt  L.  Brentano,  Volksvirthscbaft  und  ihre  concreten  Gmndbedingiingon,  Zeilsebr. 
f.  Social-  und  Wirth^ichaftsgesch.  I?.  I,  lSy3\  Ferner  Engels  Schrift  „Die  Ent- 
wicklung des  Socialismus  von  der  Utopie  zur  Wissenschaft",  4.  A.,  1891.  Nocli 
mehr  triiR  aber  unser  obiges  Urtbeil  A.  Bebe  Ts  veifrorbreitete  Schrift  „Die  Frao**. 
Weiter  kann  der  dilettantische  Missbrauch,  unbicherste  histoti-chc  und  naturwisscn- 
scliafiliiiio  „Ergebnisse"  zum  festen  Ausgang>punct  für  die  Ableitunir  lii>t<iri>-t  her 
Entwicklungen,  sowie  fur  die  Begründung  von  Prognosen  der  zukunfiigcn  Entwick- 
long  und  rou  Potitnlatcn  der  Rechtsordnung  zu  nel  men,  nicht  getrieben  werden 
(s.  schon  Grundle-r.  I,  M.  A.,  S.  460").  Mancherlei  Aufsätze  in  der  ..Neuen  Zeit" 
gehören  in  dieselbe  liichtung,  sind  aber  doch  meistens  wi&sen^chnftlichcr  in  der 
BeveisfQhrang  and  rorsiebtiger  in  den  Schlössen  und  Behauptungen  als  Bebel 
(s.  Gruüdle--.  I,  3.  A„  S.  11) 

Zur  Kritik  dieser  Ait  neuesten  „naturwissenschaftlichen"  und  „historischen" 
Socialismus  ist  die  vortrefi liehe  Schrift  des  Zoologen  Ziegler,  die  Natorwisscoschaft 
und  die  sorialilenu'kratische  Theorie,  ihr  Vcrhältniss  dargelegt  auf  (Jrund  der  Werke 
vctu  Darwin  und  Hi-bci  (Stutt'jrart  l'^'.M).  von  besonderem  Wertlie,  Schla^reinI  wiid 
liiur  mittelbt  üegcuuben>teiluug  der  socialistischen  Thesen  und  Dogmen  und  der  wirk- 
lich natnrwissenscbafdich'^darvinistischeB  Lehisitze  ron  einem  t^berzengten  Danrinianer 
ond  wissenschaftlichen  Natui  forscher  der  wissenschaftliche  Humbtie  der  focialisfischen 
Autoren  nachgewiesen  und  die  Unbaltbarkcit  der  Sätze  und  Schlüsse  entwickelt  und 
bogrflndet. 

§.  S.  Die  nonestc  wi  rtlischaftsgcschichtlichc  Littcrator  steht  ihrem 
Cicffßnstande  und  ihrem  Standpnncte  der  Befrachtung  nach  der  „praciischen  Volks- 
wiiihschaftslehre"  immer  noch  naher,  als  der  .  urnndlegenden"  und  der  ,,lheüroLi^Lhen■'. 
Sic  wird  daher  in  der  dritten  Hr\i)i<tabtlit;iltiii<r  <lieseH  (>esammtirerks,  bcsondais  in  den 
von  Buchen bc rger  und  Bücher  liernlhrcnd-n  '11  cil<  n  '.'i-naufr  anei^ireUen  werden. 
Vgl.  Buchen  borgcr,  Agrarpolitik,  bes.  i.  vielfach,  uameniiich  156,  269, 

:i73,  547.  Eine  freilich  etiras  stark  panegyrisch  gehaltene  Oebersicht  der  Hanpt- 
leisfungen  auf  dem  wirthschaftsgeschichflichen  (Jcbiete  li.it  (lothein  in  dem  von 
Lexis  Lcrauf'gegebcneu  Wötko  „Die  deubcheu  Univorbitätcn"  (Berlin  lbd3,  I,  5n3  ff.> 
geliefert  Anzncnennen  ist.  dass  in  der  neuesten  wirthschaft^!rcschicbtlicben  Liiteratnr 
mehr  als  in  der  früheren  der  Zusammenhang  der  wirthsdiaftlichcn  und  rechtlichen 
Verhälftiisse  und  die  Bedeutung  des  Einzeln-'n  rds  Moments  der  ganzen  volkswirth- 
schaiilidien  ( )rL^•inisalion  verfolgt  wird.  Dadurch  erlangt  diese  Litteratur.  wie  aus 
der  früheren  namentlich  die  historischen  Arbeiten  von  Kodbertus,  auch  eine  allge- 
ineiiicrc  Bedeutung  für  die  Nationalökonomie  und  in'-besondcre  fur  die  in  diesem 
2.  Thcil  der  Grundlegung  behandelten  Fragen.  Auch  ohne  dass  das  von  dem 
einzelnen  Aotor  immer  anerkannt  wird,  gelangen  die  grossen  leitenden  Ideen  Ton 
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Kfdb«rtii5  so  zur  Hcrrscliaft.    Unter  Verweisung  für  ein/clnc  weitere  Litteratur- 
»üiratMiü  auf  die  späteren  Abschnitte  dieses  Werk»  und  besonders  auf  die  practibcbc 
Yolkswirthscbaftslckre  seien  hier  al»  wichtigere  Beispiele  aus  der  neuest«D,  Micli 
für  die  allgemeineren  PrincipienfraKon  der  volkswirt}i>chaftIi(';!n;n  l^e^h^so^(ltlUn»  und 
OrfaaisatioD  wenhvoUeo  wirtJischaftsgeächicbtlicbon  uod  verwaodtca  Littcratur  orwiihut; 
Ma  W«ber.  die  rOnlsohe  Agnrfesohiehte  io  ihier  Bedentnof  Ittr  dts  Staats-  und 
Pn»»trecht  fStuttg-  lisDl). —  Für  allgemeine  wirthschaftsgescbiohtlirhe  Eiitwicklang,  vor- 
MaÜcb  daaa  foa  Bedeoto ag  für  die  altere  Agrarrerfassung.  Betriebs-,  Arbeiter-, 
BeiilzrerhiltoisM:  r.  Inama-Steroef^g,  deotsche  Wirthscbaftsgeschichte,  bisher 
2  Binde.  Leipzig  1S79  and  1891;  ders.,  die  Ausbildung  der  deut»chen  Qnmd- 
bemcbaften  in  der  Carolinircr  Zeit.  I^eipz.  1878.    Die  Schriften  Tli.  Hogers,  six 
centQrieä  of  work  and  wages,  Lond.  lbS4,  biätory  of  agiicultaru  aud  prices  ia  £ng- 
Uud.  Lond.  1866 — 88«  indastrial  and  coomeieial  hiatoiy  of  England  (leetores  nacb 
ddD  Tode  herausgegeben,  Tx)nd.  1892),  economic    iuf'-rprefation  of  bistory.  '1  od. 
(kctBtm),  Lond.  1891.  —       Meitzen,  ältester  Aubau  der  Deutschen,  Jabib.  f. 
Xit-Oek.  N.  F.  B.  II,  lodfridnalirirtbeebaft  der  Germaaen  o.  s.  ▼.,  eb.  B.  VI;  ders. 
im  Schfinber^'schcn  Handb.  B.  II,  Abh.  Landvirthschaft  Th.  2;  ders   im  Hand- 
törtcrb.  d.  Staaiswiss.  Art.  Ausiedlung;  dors.  in  dem  grossen  Werke,  dessen  Ver- 
(äeatlichung   bevorsteht:    Siedlung  und  Agrarwesen  der  Deutschen,  Scandinaven, 
Kelten  n.  a.  m.  Lam  precht,  Geschichte  dt§  fianiOe.  Wiithsohaflalebens  im  11.  Jahr- 
hundert. Li»ipzig  1878,  be-oiHlers  aber  von  de  ms.  das  rro^so  Hauptwerk  deutsches 
\l inhi^cbaftsieben  im  Mittelalter,  H  Th.,  Leipz.  Ib86,  iiameutÜch  in  deu  2  ersten 
duatdle&deii.  aof  nmfaflsendatem  Material  beraheiideB  Binden,  die  fast  ftaas  hierher 
ffehJrcn,  darin  n.  A   tlie  allgemeinere  Erftrtcrun?  über  die  pcgcnseitigen  Ro/i'-liunucn 
fon  Uecht  und  Wirthscbaft,  I,  19 — öl;  dann  in  durchweg  näherer  organischer  Ver- 
Madtaf  der  Wirdischiifts-.  Gultnr-  nnd  allgemeinen  politischen  Geschichte:  dratsche 
')jichichte.  bisher  3  B.,  Berl.  1891—93.  abrigens  öfters  na.;h  wesentlich  dedacUrer 
Methode  und  mit  Znpestiindnissen  an  die  prä-  und  primitiv-historischcM  Hypothesen 
(Matterrecht,  1,  Buch  2.  Kap.  1),  die  doch  auch  mehrfach  zu  weit  gehen  niöcbteu. 
(iotheia,  Wirthschaftsgcschichte  des  Schwamralds  o.  s.  w.,  Strassb.  1.  B.  1892.  — 
L  Brentano,  in  dem  oben  S.  10  genannten  Aufsatz.  —  Für  die  neuere  Ent- 
ricklaug  der  Agrarrerfassung ,  der  Ciubuntertb&nixkeit  u.  dgl.  m.  von  allgemeinerer 
Bedeatang:  Knapp,  die  Banembefreiiinfr  nnd  der  Urspmnir  der  Landarbeiter  in  den 
älteron  Lmdotheilen  Pr<  tissens.  2  B„  Leipz.  1887;  ders.  die  Landarbeiter  in  Knecht- 
Khaftoad  Freiheit,  Leipz.  1S91.  Grosamann,  die  gutsherrlich-b&uerlichen  Kecbtsver- 
blhaim  etc.,  Leipz.  1890.  Geber  eine  wichtige  Specialfrage  das  Werk  ron  Ä.  r.  M  i  as  - 
^oväU.  «las  Erbrecht  und  die  Qniiideii:<:iii!nimsreithdlang  in  Deatschland.  2  B.. 
U'ipz.  ]h>2  u.  18S1.  -  ■  Aus  der  ccwerbe-  bezw.  jrewerbcrerhts-geschicht- 
lirlicn  oeuorcu  Litteratur  ist  diejenige  Uber  die  Lut^tehung,  Entwicklung  und  Be- 
deotoDg  des  Gilde-  nnd  Zanft wesens  Ton  allgemeinerer  Wichtifrlteit  für  die  wirthschafis- 
rechlJicben  nnd  orcranisatori>chen  Frair-'n.  so  ii.  A  besonders  (i.  8ohönb«Ttr.  zur 
vinhachafUichen  Bedeutung  des  Zunftwesens  im  Mittelalter,  Hildebr.  Jahrb.  I8b8 
■sd  fldhfOadlg,  L.  Brentano,  die  Arbeitergllden  der  Gegenwart,  bes.  B.  1,  Leipz. 
l&TI,  6.  Schmoll  er.  StraasboTfer  Taebcr-  und  Weberzunft  u.  s.  w.,  Strassb.  1881, 
Stieda,  Entstehunir  des  deutschen  Zunftwesfiis,  Jena  1^77,  die  weiter  unten  gc- 
sSBOten  neuesten  Arbeiten  von  Gross  und  llejftil,    Ueber  die  Typen  der  Ent- 
vicUong  des  Gewerbes,  im  Zu5-ammcnhang  mit  der  Entwicklan?  der  Volks  wirthscbaft 
tb^rhaupt  und  mit  trelflicher  Verwertbung  der  Ergebnisse  fur  aligemeinere  wirth- 
Khaftarechtiicbo  und  organisatorische  Fragen  K.  Bücher,  Art.  Gewerbe  in  B.  3  de& 
HtadwOrterbnehs  der  Staatswiflsensehaf^.  —  Die  neu  wieder  entbrannte  historische 
Streitfrage  über  die  Entstchnng  der  vniittclalterlichen)  Städte-  und  der  Stadi- 
rerfassong  ist  in  der  neuesten  Litteratur  noch  mehr  in  Zusammenhang  mit  wirth- 
Mhifffiehen  Yerililltoissen  und  Fragen,  ober  Märkte  und  Marktwesen.  Gilden-  nnd 
Znoftwesen.  Handel  nnd  Kaufmannschaft  behandelt  worden,  als  früher,  wo  dieser 
Zosammenhanff  übrigens  auch   nicht    unbeachtet    blieb    (Arnold,   v.  Maurer. 
Hegel  u.  A.).   S.  u.  A„  neben  Aufsätzen,  ßeccnsionen  in  den  voiMswirihschafi- 
iicbea,  reehtsgeschichtlichen  Zeitschriften,  bes.  Sohm,  Entstehnng  des  deotsohen 
SÜdteTosen«' ,   Leipz.  1890;    v.  Below,  Entstehung  der  deufsrhen  Stadtf^emeindc. 
WselU.  1889;  der».,  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung  eb.  1892,  Gh.  Gross. 
<iiU  aexchant  Ozf.  1890:  K.  Hegel,  Stldte  und  Gilden  der  germanischen  Volker 
i.  Mm^rnrntt  Oraadlsgaaff.  &  Aal.  i.  Thtll.  Tolktwirtbsdiaft  a.  B«eM.  2 
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iiu  Mittelalter,  2  B.,  Lcipz.  IbUl.  Kecbtliehe  und  orgauütatoriscbe  Pancte  von  alige- 
meiner  Bedeatanfc  für  die  rollnwirthHchiftliebe  Betracbevnir  tor  FreibeH  und  Eigen- 

thum,  t«o  persötilichc  Unfreiheit,  Freiheit.  Zuierrecht,  Eigrenthumsrccht,  sonstiftes  Besitz* 
recht,  LcMhc.  Vertra^recht  u.  a.  m.  kouiiueu  hier  Überall  zor  Eröltenuig  oder  «8 
wird  doch  historisches  Material  zu  einer  solchen  geliefert. 

Nohen  dieser  eigenilich  wirtb^chafts^feecbichrlichen  und  p'srhicbtlichcii  Lilteratur 
ilhtT  ''iii/.elne  (n-biete  sind  aus  di-r  Litterafur  der  hi^foIi^^■I'.-Ilationalöküno^li^ch•-•ll 
Kichiung  nuueie  Arbeiten  rou  0.  Schmoller  und  K.  Bücher  als  solche  zu 
noinea,  welche  mebrfiieb  die  BezieboDgen  toq  Volksiriilbflchftfl  und  Recbt  Ktreffen. 
Siebe  von  Schmollcr  die  Aufsätze  in  ^eiricm  Jahrbuch,  Tliatsachcn  der  Arbcii^- 
tbeilung.  B.  13  und  14,  Ober  die  geschichtliche  Entwicklunj?  der  Unterncbinung^. 
B.  14 — 16,  auch  die  Studien  über  prcussischc  Wirthschaftspolitik,  besonders  die  erste, 
in  B.  S;  von  Büchor*  die  schon  genannte  Abhandlung:  (iewerbe  im  HandwOrterbucb 
d.  Staatswiss.  B.  III.  namentlich  aber  die  Schrift  „die  Kiitst»  hunjr  der  Volkswirth- 
scbaft"  ^Tub.  wu  historisch-ökonomische  Thatsacbcn  in  bedeutsamer  Weise  lur 

die  nationalOloiioiBieobe  Tbeorie  rervenbet  ▼erden  und  manches  Streiflicht  anf  die 
alliroineiiicrcn  Beziehiuifren  zwisrh^  ri  Wirthschaft  und  Recht  fällt,  zum  Theil  im?  r 
Benutzung  der  Ergebnisse  älterer  eigener  Arbeiten  BUcber's  (Aafst&ndo  unfreier 
Arbeite,  1874.  BevAlkemofr  Prankfnrts  a.  M.  im  14.  nnd  IS.  Jahrhondert,  1886) 

§,  Die  kritische  Litteratur  über  den  Entwurf  eines  bUrtjerlichen  Gesetz- 
buchs für  das  I)<'utsrhe  Heich  und  über  wichtige  legislatorische  Plfme  auf  dem 
Gebiete  volksw irthschaftlich er  und  socialer  Gesetzjrebunjr  bietet  mehrfach 
auch  hier  für  die  Gegenstände  dieses  2.  Theils  der  Grondlcfjnng  werthvolle  Ausbeute. 
Zwar  ist  der  firrösste  Theil  der  kritischen  Litteratur.  welche  >irh  in  selbständigen 
Schriiteu,  in  Fachzeitschriften  und  ui  der  sonstigen  Tresse  au  den  im  Jahre  18'«> 
amtlich  terOffentlicbten  Entwurf  eines  bQrgerlichen  Gosetzbuehs,  ansgearbeitet  ron  der 
vom  Bundosrathe  berufenen  rouiniission .  aiijreknilpff  hat,  tranz  «berwieecnd  specia- 
Httjedier  und  formal -juristischer  Art.  Hier  werden  die  Normen  des  Entwarfs  für 
cdaselne  Rechtsgebiete,  Institnte  nnd  BechtS'&tze  vom  Standpiinct  de  lege  ferenda  ans 
nach  der  formellen,  wie  nach  «1er  uiatcriellcn  Seite  kritiAirt.  Dabei  winl  das  ge- 
schichtlich crewordi'no  und  bestehende  Hecht  und  werden  die  Normen  des  Entwurfs 
doch  aber  uieiht  auch  aus  dem  Gesichtspunct  der  Zweckmässigkeit  und  nach  ihren 
F<rigen  geprüft .  was  dann  schon  vielfach  in  volkswirtbscbaftlicbe  und  sociale  Be- 
trachtungen hinilbertilhtl .  nnineiitlich  in  der  Beweisführung  für  und  gegen  dt-n  Ent- 
wurf und  for  etwaige  Gegenvorschläge  der  Autoreu.  Indessen  hauptsächlich  hat  man 
es  hier  doch  mit  priratrecbtlichen  Fragen  im  engeren  und  engsten  Sinn  zu  thtin, 
auf  welche,  trotzdem  sie  mit  den  alliicmeineren  Principienfragen  gewiihniicli  zu- 
sammenhängen .  hier  nicht  näher  einzugehen  ist.  Auch  die  betrellende  Litteratur  ist 
hier  nicht  anzujreben.  (üebersicht  der  in  Buchform  erschienenen  Schriften  in 
0.  Muhlbrecbt's  Wegweiser  fUr  die  neuere  Litteratur  der  Kechts-  und  Staat.swissen- 
schaften ,  Berlin  1S'»M.  S.  :  derselbe,  die  Litteratur  des  Entwurfs,  1.  Lcsunfr, 
Berlin  18U2.)  Ueber  die  Behandlung  und  Ergebnisse  der  2.  Lesung  bei  der  jetzt 
tagenden  Commission  s.  die  regelmiSBigen  Beferate  in  Gonnd*s,  der  nationalOkonomisches 
Mitglied  dieser  Couiniission  ist,  Jahrbüchern. 

Der  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  hat  aber  auch  als  Ganzes  und 
seinem  Geist,  seiner  Tendenz  nach  mehrfach  eine  Kritik  erfahren.  Er  beruht  auf 
einseilig  individualistisch -romanistiscbcr  Grundlage  und  ist  daher  von  irennanistischcr 
Seite  und  auch  von  ilerjenigen  romanistischen  ans,  welche  die  oben  (S.  12;  bcrahtri» 
IheritigVche  Auflassung  des  Trivatrechts  vertritt  o<lcr  ihr  sich  di  ch  niUiert.  cinat 
scharfen  (iesammtkritik  onterworf-  n  worden,  Grade  diese  Bebandlunir  des  Entwurf« 
ist  für  die  nationalökonomi-che  Detraclitun^r  *h-s  l'rivatrechts  von  besuiidercm  Werth. 
Denn  unvermeidlich  geht  die  Kritik  hier  auf  voUswirthscbafiliche  und  sociale  Prin- 
cipienfragen zurtlck  und  stotzt  sich  auf  volkswirtbscbaftlicbe  und  sociale  Auffassungen. 

üeber  Bacher'  s  gen.  Schrift,  welche  auch  fur  die  in  (irundlegung  l.  §.  150  ti". 
behandelte  Fragen  der  Entwicklunicsmomente  der  Volkswirthschaft  besonders  wichtig 
ist  und  zum  Besten  aus  der  neueren  be/.u<:lichen  Litteratur  gehurt,  s.  die  von  ver- 
schiedenem Standpuncte  ausstehenden  Besprechungen  von  (i.  Schuiuller  in  s,  Jahrb. 
B.  17.  1&93,  S.  aOl— 3UÜ,  von  Platter  in  den  „Deutschen  Worten"  (Wien).  1SU3. 
Dec.-Heft,  und  von  mir  in  der  Tttb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  B.  50.  1S94,  S.  847— S57. 
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Xamentlirb  surht  -i.-  die  in  dieser  Hinsicht  bedenkiirli'U  Folgen  der  ui.iftri'llin 
i^htMiormen  des  Eiitwurtä  für  diu  Aii^cuieinhcit  wie  für  diu  u«U:liat  beirodcuun 
(feseltocbafl8]iR>ise  Mcbznveiseii  nod  befrOndet  Onlnderaoffen  dieier  Normen  und  die 
rin?f>taliunsr  des  canzm  Kntwiirfs  mit  dein  nllir.  mt'infti  Volk>-  und  V'll!,-.wirth^^llaff^- 
iQtere^  sowie  mit  dem  Nacbwcid  desscii .  was  äietcs  iDterc^äü  vuu  der  Ocbtaliuu^  de« 
Prirttrechts  reriangt.  Das  aber  ist  recbt  efgrentUch  der  Standpnnet  des  National- 
I  konomen  gcisrenüber  auch  dem  Priratrecht  and  zuirlcich  der  liochsto  Standpunct  der 
Kntik  in  ^olchon  Dingen  uhirhaopt.  Aach  in  j'ri<«r  oben  erwähnten  juristischen 
snti>cbeu  Speciailittcraiur  fehlt  er  keinestreirs  immer  und  tritt  er  besonders  auf  einigen 
Keek^pebieten.  wie  im  Familiengüterrecht.  Erbrecbt  mebr  herror.  Au^  der  all^emeiaen 
Litterainr  über  den  Eritwurf  sind  w»;s:on  d<'r  anL-edetifefcn  Kirlitung  besonders  hervor- 
7.ubebea:  0.  Gicrke.  der  Entwurf  eines  bUi>;eilicben  (jeaetzbucb:»  und  das  dcutsclie 
Recht,  xoerst  in  Sebmoller'«  Jahrb.,  Bd.  12  o.  13.  1*»SS.  1SS9,  dann  selbstlodlgr, 
Leipzig  1SS9,  und  Anton  Menger,  das  bürgerliche  Kecht  und  ili.'  bt•sit^lo^en 
('/aasen,  zuerst  io  Brauns  Arcbir  f.  80c.  (iesetzgeboog,  B.  2  a.  3.  ,  l^'Ju,  daim 
ebenfaUs  sdbsiindig,  Toblogen  1890  (s.  schon  tirandlcfr-,  Tbeil  I,     14,  8.45,  W). 

§.  10.  Auf  dem  (j.  biete  der  sog.  Arbeiterfrage  oder  der  socialen  P'rai:e 
im  engeren  Sinne  fuhren  die  beiden  in  der  neueren  und  neuesten  Gesetzgebung  vor- 
nemlich  berrorgetretenea  Fragen  des  Arbeiterschutzes,  der  früher  mebt  sog. 
FabfikgesetZffebuDg,  und  der  Arb<'jt<-rversichcrung  unrermeidiich  in  die  all- 
sremeinsten  Prihi-ipienfragen  der  Richtsordnuni:.  in  wahn*  Hauptfragen  von  ..Freiheit 
und  Kiäentljuui  in  volk;;wirthschaftiicher  Betrachtung"  hinein.  (Jeberall  handelt  es 
sieb  dabei  um  Eingrifle  in  ud  Bescbrinkoogaa  des  freien  Tertiagsrechts ,  specieü 
<les  Arbeiti- .  Dienstmicthe-  und  I.ohnvcrtraL'S  i.a- !i  (|hsm-!i  nuilerieller  Seite .  datuT 
aoch  um  Auseinandersetzungen  mit  Cuuse^ucuzcn  des  i;'hucips  der  rein  iudividuaüstjsch 
eefiustea  Freibeit  and  des  absohiten  Prirateigenthoau.  Oinde  in  den  Anfingen,  he- 
irjd.;rs  der  britischen  Fabrikgesot/irebunc: .  wurden  BescbrinlniDgen  der  Vrrfusfung»- 
ireibeit  des  Fabrikanten,  des  „Ligenthumers"  und  Besebrlnknngea  in  der  Art  und 
ZeitdMer  der  Arbeit  fielfach  principiell.  auch  ron  liberal^indiTiduaJistjseher  national^ 
''•konomischcr  Seite  als  unricbti>;e.  nn/weekniäüsige,  selbst  schädliche  und  ungerechte 
EingriM»;  in  die  Freiheit  der  per^önlirlun  I}'  »-f'.rung,  des  Eigenthums,  der  Vertrag^- 
>cbliessung  angegritiun.  auch  zugleich,  wie  bei  Kinder-  und  Frauenarbeits  -  Regelung, 
als  falsche  Maassregeln  der  BevormandoagspoUtik  in  der  Weise  der  Üteron  wirth- 
-chafVspoli fischen  des  Mcrcantilzci'alters  bemäri'.'oit.  Ge-rhiehf  das  nencrHin?s  nicht 
mebr  so  aligemein,  so  werden  docli  bis  zur  Gegenwart  ziemlich  dieselben  Gesichts- 
ponote  gegen  einzelne  weitere,  ron  mancher  Seite  geforderte  Besebrinknngen  der 
Vertra^^freibt'it .  .so  namentlich  get;en  die  F' st<»_tziiii;  von  >et/licher  Maximal- 
arbdbtags-Dauer  fUr  die  minoiiclien  erwachsenen  gewerblichen  Arbeiter,  geltend  ge- 
macbr.  Daher  bieten  die  Motlre  der  Gesetzentwarfe  Uber  Arbeiterschatz,  die  Er> 
«^rterungeu  über  die  Weiterentwicklung  dorselben,  die  bezuglich-  n  parlamoutarischeu 
Verhandlungen,  die  ces<-hirhtlii  hen  Darlesrnngen  der  Enis'-  liuML';  und  Fortbildung 
dieser  Gesetzgebung  und  <lic  dazu  gehörige  Speciallitteratur  aui  h  mancherlei  von  Be- 
dencvig  tHit  die  aligeaeineren  principiellen  Streitwagen  der  winhschaftlicben  Hechts* 
•:rdnnntr.  Die  Litteratur  selbst  ist  hier  nirht  an/iü^cbi-n .  «-ie  gehört  in  die  (jewerbe- 
pQliuk.  Nur  als  Beispiel  sei  genannt:  v.  i'lener,  en^li<chc  Fabrikgesetzgebung,  Wien 
1S71,  Anton,  GeaeMcbta  der  prenssiscben  Fabrikgcset/gebunir,  Leipz.  Ib91,  Passim 
^Ia^T.  K.Tj'iral.  R.  1.  Brentano.  Arbeitergilden,  dcrs,,  Arbeitsvertrag  gemäss  dem 
heutigen  Kecbt,  r.  Scb ulze-G&reroitz,  zum  socialAU  Frieden,  2  B.,  Leipz.  Ib'.H. 
Im  Allgemeinen  nnd  für  ireitere  Lifteratorangaben  Schon berg.  seine  Abb.  Ar- 
l>eiterfrage  in  s.  Handbuch.  B.  H.  3.  A..  S.  631,  desselben  Artikel  Arbeit  u.  Ar- 
biter im  Handwurterb.  d.  Staatsvias..  B.  I,  sowie  eb.  die  Beiho  von  Artikeln  über 
die  Arbeitenschufzgescizgebung  der  einzelnen  Länder. 

Auf  dem  (ii  biete  der  Arbeiterversicherung,  indessen,  was  bei  der  neuem 
Eßtwicklursu'  der  letzteren  in  den  Stadien  der  h-aislativen  und  p •»rl.imentari-chrti  Arbeit 
wie  in  der  Fachliteratur  nicht  immer  genügend  beachtet  wurde,  auch  im  Gebiete  der 
Versicfaerong  fiberbaiipt  führen  die  vichtigeren  einzelnen  StreitfVvgen ,  Uber  ob 
und  wie  weit,  wann  und  wie.  Zwang  oder  Freiheit.  ra^-eii7wr\ti£r,  Zwaii!:^f.*sse,  Bei- 
;ragszvang,  Yertheilungsart  der  Beiträge,  regelmä>Mg  ebenfalls  auf  allgemeinere 
Piindpienlrafen  der  wirthscbaAIicben  Rechtsordnung,  der  EigcnthniBS-  and  Enrerbe- 
oidnong,  anf  das  Freibeit»princip  bin,  Dalier  bieten  noch  hier  wieder  die  E^Orteningen 
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Tiber  VersiolicriHi^swe>Hn  irn  Allircmeinen  (ölFentliches  mit  Zwanirsprincipien.'  prirates) 
und  Uber  eiazcliic  üubiutc  dc^bulbca,  Feuerrersicheruog ,  besoudcrd  neueste  Arbeitcr- 
rereicheniDg,  die  leglalatiren  YoTfc&ii^  enf  dieMm  Gebiete,  die  parlementarischea 
Verhandlungen  darüber,  die  bezügliche  Farhiitteratiir  Vielerlei  von  Wichtigkeit  far  den 
Gegenstand  dieses  Werks.  Auch  diese  Specialliteratur  ist  aber  an  dieser  Stelle  nicht 
anzugeben,  sondern  gehört  in  andere  Theile  des  Hmdlrachi.  Als  Beispiele  und  fOr 
weitere  Litteratur  seien  genannt:  Em.  Ilerrmann,  Theorie  der  Versicherang  vom 
wirthnrliaftli-hen  Standimncte,  2.  A.,  (jtMi  1869,  A.  Wagner,  der  Staat  nnd  das 
Versicherungswesen,  Tab.  ISsl  (aas  d.  Ttib.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1S81),  dera., 
Abh.  Yersicberangsireseu  im  Schön berg'schen  Handb.,  ß  II.  Aus  der  LittoraUir  der 
Arbeiterrersichernng  besonders  die  Schriften  von  Schilf  fle.  nach  kürzeren  Andcntiiniren 
in  seinen  früheren  grösseren  Werken  (s.  üandwöiterb.  d.  Staatswiss.  I,  5 IS)  namentlich 
corperttlver  Hilfscaasenzwanfr,  Tttb.  1(»84  n.  a.  m.,  ?on  L.  Brentano,  die  Arbeiter- 
versicherung gemäss  (ItT  heutigen  Wirfhschaftsordnnng,  Leipz.  1879,  ders..  der  Ar- 
beiterversicherungs/,waiig .  Rorl.  IS^l,  W.  Hasbach,  das  englische  Arbeiterver- 
sicherongswesen .  I.cip/.  \bSli,  (i.  Schönberg  in  der  Ahh.  in  seinem  Handbach  II, 
3.  A.,  S.  737  fl-,  7-10  ti.,  der  Art.  Arbeiten'ersicherong,  Allgemeines,  von  Schäfifle, 
im  Handwörterb.  d.  Staatswi>?,. .  B.  I.  und  die  S)><  '  ialartikel  dasrlbst  iiber  die  Ar- 
boitenrersicberung  in  den  einzelnen  Staaten,  auch  lur  weitere  Litteraturangaben. 

g.  11.  Aas  den  tone ti gen  Fragen  der  ▼olkswirthscbaftlieheD  Rechts- 
ordnung sind  diejenigen  von  allgemfiiister  Bedeutung  für  den  (jegensfiiid  die^«"' 
2. Theils  der  Grundlegong,  welche  sich  auf  das  private  Grundeigenthum,  auf 
die  game  Grondbesltzordnang  ond  besonders  aof  dlejenlfren  des  lindllehen 
Grondbesitzes.  aufdio  „Agrarrerfassong''  und  dann  wieder  anf  einige  Special- 
pnncte  d.T  I.'fztoreii  beziehen,  wie  auf  Gebundenheit  (neschlos?«>nheit)  und  freie  Theil- 
barkeit,  aKrariMlns  (bäuerliches  Erbrecht),  Durchfuhrung  grosser  agrartcchuischcr 
Reformen  und  Meliorationen  n.  dgl.  m. 

Die  sori:iIisfisrl)(.>  l\>rd<Tung  der  c^nIld^ätzlicll^Il  l^'-.'itisruiig  des  Trivateigcn- 
thums  au  den  sachlichen  Productionsmitteln ,  besonders  von  Grund  und  Boden  und 
des  Uebergangs  des  letzteren  in  öSenÜlches,  „gesellscbaftlicbes"  Eigenthnna  ist  noch 
.itjsst^rhalb  der  eigentlich  socialisfischen  Krei>e  bei  TheoftHikern  und  Parteit-n  theil- 
fiir  alle,  theils  wenigstens  für  gewisse  Bodenkategorien  (Wege-,  Bergwerks-,  Forst-, 
st&dtischer  Wohnnngsboden)  neuerdings  mehrfach  vertreten  worden.  Eine  bezügliche 
Litteratur  i.st  darüber  entstanden  (H.  George  in  America,  Flürscheim  u.  a.  m. 
in  Deutschland^  Zeitschriften  von  P-irtei-Ti  (..KrtMland  '  in  Wien,  in  Berlin)  tr-nt^n  d.n- 
fUr  ein.  Auch  wenn  weder  die  Forderungen  noch  die  BeweistUbrung  gebilligt  werden, 
imnerbin  ist  in  dieser  Litteratnr  der  .,social5itonoiniscbe**  Stendpunct  der  Kritik  nnd 
des  Postulats  gegenüber  der  Privatrechtsordnung  beachtenswcrth  und  vielfach  richtig 
gewählt  und  begründet,  üeber  die  betretende  Litteratur  ^'äbcrcs  in  Boch  3  anteu. 
FQr  die  mir  richtig  scheinende  allgemeine  ErOrterong  der  Frage  verweise  ich  hier 
auf  den  von  mir  verfassten  Abschnitt  „die  volkswirthschaftliche  Principienfrage  der 
Ivechtsordnung  des  GrundJiesit/i>"  in  dein  Art.  (irmidlxsitz  im  Handwörterb.  d. 
Staatswiss.  IV.  112 — 139;  lerner  auf  die  für  den  ländlichen  (irundbesitz  die  Be- 
seitigung des  Privateigenthums  scharf  ablehnende  Behandlang  der  Controverse  von 
Buchenh.Tger.  Airiarpolitik .  I.  S.  22".t  11.  (auch  für  Litteratur).  Besonders  wirhtiir 
wird  bei  Fragen  des  privaten  Grundbesitzes  die  Frage  der  Zwangsentcignung, 
wofür  anf  das  Schlnsskapitel  des  3.  Bachs  nnten  zu  rerweisen  ist 

Für  die  meist  doch  in  unseren  Ländern  noch  wichtiirstc  Kategorie  des  Bodcii>, 
den  ländlichen,  siiid  die  angedeuteten  Specialfragen  der  Agrarverfassung  und 
Agrarpolitik  alle  von  mehr  oder  weniger  allgemeiner  principicller  Bedeutung  für  die 
Gnindf)ngen  von  Recht  und  Volkswirthschaft.  Hier  ist  daher  im  (ian/en  auf  die 
agrargeschichtliche  und  agrarpolitisrlio  Litteratur  Bezug  zu  nehmen,  insbesonrl.  rn  auf 
das  Werk  von  Buchenberger  in  den  betrellenden  Abschnitten,  .luf  die  oben  S.  17 
genannte  wirthschaftsgcschichtliche  Litterati^  und  für  eine  nach  allgemein  besonders 
wichtige  Rechtsfrage,  das  l&ndliche  Erbrecht,  anf  das  schöne  Werk  von  r.  Mias- 
kowski. 

Ans  dem  Gebiete  der  Verträge  sind  ausser  dem  schon  erwihnten  Arbeits- 

vi  Ttrag  namentlich  die  practisch  wichtiu:«ten  Verträge  des  privatwirthsrliaftlii  Ikmi  Ver- 
kebrssystems  der  Kaufvertrag  und  die  kreditvertrage.  Darlehen.  Miethc,  Pacht.  Die 
für  die  volkswirthschaftliche  Betrachtung  bedeutungsvollste  Frage  ist  hier,  ob  und  in 
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wie  Veit  der  Inhalt  dieser  Verträge  blo!>ä  vom  Willen  der  Yertra^scbliesseudeD  ab- 
bioft  bzv.  nach  dem,  was  als  Ausdrack  dieses  Willens  gilt,  sich  bestimmt  oder  ob 
QDd  velclie  SiBsekrtakaBfeu  dieser  Vertivgsfreiheit  bestehen,  namentlich  ob  nnd 

»eJcbe  Bestimmongen  eines  Vertracs  nichtier,  rechtsünsriltii^,  nnkla^har,  eventuell  straf- 
br  $iiid.  ancb  ob  and  wie  weit  allgemeine  jiormen  der  Kecbt^ordnong  tlberhaapt 
■itlelit  Vertrags  mit  rechtlicher  Wiitanf  nicht  nnffrelioVen  oder  abgeändert  werden 
irtDitcn  und  Welches  die  Kechtsfolgen  eines  trotzdem  dtiraiif  liin.nisireheriden  Vertrags- 
schiosseä  ikiod.   Gerade  hier  linden  sich  im  ilteren  Kechte  finschränkungen  der  Ver> 
tngrfreilieit,  velebe  als  Vidersprocbe  alt  den  Conseqoensen  der  incfifidaalisliscli 
gefassten  Freiheit  und  des  absolut  gefassten  Privateigenthums  vom  natiooalOkonomiächen 
Libenlismus  und  Individualismus  angefochten  und  auch  wetren  ihrer  behaupteten 
scbiwllichen  Folgen  bemängelt  worden  sind.    In  der  gemeinsamen  Con8e4Ucnz  der 
Principien  de^i  privatwirthschaftlichen  Systans  der  fMen  Goncnrreoz  (ümndlegung  I, 
§.  :^0'*!f.l  und  des  individualisti^ichen  Characters  der  romanibtischen  Jurisprudenz,  in 
der  oeaeren  AuiTasüuug  derbcJbeu,  sowie  unter  Motifimng  mit  den  Beduifuissen  des 
mdena  Verkehrs  sind  diese  EinMhrinknngra  der  Vertragsfrribeit  denn  aach  meistens 
gefallen.   Das  wichtigste  Specialjrebiet.  auch  cloichzeitig  da>jeitige.  auf  welchem  die 
liigste  aod  bedeutendste  geschichtliche  Entwicklung  einer  auf  deui  Princip  der  £iu- 
idkrlakaog  der  Vertragsfreiheit  berahenden  Rechtsordnung  vorliegt,  ist  dasjenige  des 
DirlehDsverlrags-  und  des  Zins-  nnd  Wncherrechts.    Gerade  aber  auf  diesem  ^chts- 
gebiete  ist  nach  wesentlich  erreichter  ..voller  Verkehrsfreiheit'*  auch  di«;  erste  und 
«tittste  Reaction  aus  den  wahrgenommeneu  wirthschaftiich  und  sittlich  bedenklichen 
Filsen  dieser  Freiheit  herrorg^ogen  und  man  in  DentscUand  nnd  anderen  Lindem 
nieder  znr  Kin-^chränkung  dieser  Fn  ili-  it  znrQck^^ckehrt.    Wahmehmtiiiffen  auf  ver- 
vandtea  Oebieten,   bei    gewissen   Kaufgeschäften    (Abzahlungsgeschäfte),  Pacht- 
fttchiftsn  haben  in  neaester  Zeit  auch  hier  eine  solche  Reaction  zu  Wege  gebracht 
•der,  wie  heim  Mieth vertrage,  Einschränkungen  der  Vertragsfreiheit  weniiistens  er- 
vlgen  lassen.    Der  Missbrauch  der  Rftniengeschäfte.  die  P.ildung  von  Privatmonopoleu 
durch  Verabredungen  der  Producenten .  Händler  zur  Kmporschraubuns?  der  Preise 
a.  dgl.  m.  haben  aurh  auf  solchen  wirthschaftlichen  Spccialirebieteii  von  Neuem  die 
Frae«'ii  der  Vertrag>freiheit  und  der  etwaigen  Reiielung  und  Einschränkung  derselben 
io  iiaa  gebracht.    Uebcrall  mussten  die  Erörterungen  d&im  aber  wieder  auf  diu 
iBgMseinerBn  Fragen  ron  der  wirthschaftlichen  Freiheit  nnd  pTivateigenthnmsordnnog 
mckfübren.    Eben  deswecen  sind  diese  ErArfenm^^en ,  wie  sie  in  den  Motiven  von 
GsteUealwOrfen .  in  den  farlnmentarischcn  VerhaudlunKcn .  in  amtlichen  und  Privat- 
bukhtea  nnd  OotersoehUDgen  (Enqutiten)  wirthschaftlicher  Verb&ltnisse  nnd  Ueb^ 
iiinde.  in  der  bezüglichen  Litteratur  hervortreten,  auch  wieder  ron  allgemeinerem  Interesse 
tflt  die  Behandlung  der  in  diesem  2.  Theilc  der  Grundh  irnni  untersuchten  Fragen. 
^it  bctrefiende  Litteratur  lat  m  anderen  Theilen  dieses  Werks,  Üieilweise  auch  unten 
in  4.  Buche  näher  anzugeben.    An  dieser  Stelle  mapt  es  genügen,  als  anf  das 
»ichti^ste  Beispiel,  auf  die  neuere  Litteratur  der  Wucherfrajre  hinzuweisen,  in 
velcbcr  alle  volkswirthschaiiiichen  Momente  der  Frage  der  Vertragsfreiheit  besonders 
lehireieh  zusammentreffen.  S.  die  kurze  Uebersicht  der  Frage  und  ihrer  Litteratur 
h»  meiner  Abh.  Credit  im  Schßnberg'schen  Handbuch  I,  S.  425  If.  (3.  A  ),  insbesondere 
liaies.  Credit  I,   Abschn.  VII,    v.  Höhm-Bawerk.   Kapitalzinstheoiie  I»  bes. 
Abicbn.  II— V.  L.  v.  Stein,  der  Wucher  und  sein  Recht,  Wien  1S80. 

§.  12.  Auch  noch  in  anderen,  als  den  im  Vorau>gehenden  berdhrten  volks» 
wirthschaftlichen  Fragen  tritt  die  Be^^irliun":  von  Kecht  und  W  inli-M  li.ift  deutlieh  lier- 
ii)t  und  ist  das  auch  gerade  neuerdings  allgemeiner  eingesehen  wurden.  Man  hat 
t  B.  alhtf  rerfolgt.  welchen  Einiuss  das  Specialrecht  anf  einzelnen  Wirthichafts- 
rehieten  für  die  Preisbildung  der  bezürrlirhen  Waaren  und  von  da  weiterwirkend 
im  die  Preise  der  sonstigen  Productionsmittei  (,Bodeu!),  fur  die  Arbeitslöhne,  for 
Ae  UDirenelle  Preisbildung  nnd  Einkommenhöbe  hat.  so  das  ZoUrecht  (agrarische 
Schatzzollürage!),  das  Gewerbcrecht  ((iros^hi'triebsbildung!),  das  Währnngsrecht  (Höhe 
lad  Bewegung  der  Geldpreise!),  das  Credit-  und  Bankrecht  iBfirscntreiben!  .  das 
TrariMport-  und  Tarifrecht  (interlocalc  und  internationale  Concurrcnzverhältnisse)  ii.  s.  w. 
Üeberall  ergab  sich  so  die  Abhingigkeit  des  lür  alle  yermAgensrechtsverh&Itnisso 
«atscheidenden  Werthes  und  Preises  der  I)ina:c  von  allgemeinen  Verhaltnissen  der 
Volkk-  und  Weltwinhschait  und  der  heimischen  und  fremden  Kechtsordnungeo,  — 
4er  wesentlich  bestimmende  Einflnss  der  Gonjnnctnr  (Gmndleg.  I,  §.  166  C). 
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Der  Staat,  welcher  aber  nun  aiil  Gruud  dieser  Erkcnntiiiss  eiue  die  Eiuxelnen. 
die  Classen,  die  Bernfe.  die  GoMmmtheit  fi)rdenide.  schützende  Politik  forfolgt.  seine 

■  in/<  liii  ii  wirthschaft>i>olifi:;(  licn  Maas^rcfieln  —  z.  n.  im  a<rrarisclien  Schut//oll,  iui 
\\  älirunf^swesen  —  mit  nach  den  Eiiizcl-  «ml  ^la^slMlinteres^en  einrichtet,  wt-il  er  in 
diesen  bcnicksicbtigung»werthe  und  •bedürftige  Theile  des  nationalen  und  voll^svirth- 
schaftlichen  Gessmmtinteresses  siel  t.  —  dieser  Staat  steht  natorlich  noch  den  PriT&t- 
reclitsfmc'en  anders  {rt  üt-iiiibiT,  als  der  Staat  des  hisser  aller  et  priss«'r  Wenn  or 
z.  B.  iui  Üesamuit-,  aber  duch  immer  mit  im  Sonderiuteres!»c  des  iaudiicheu  (irund- 
besitzes  und  der  Landirirtbscbnft  agrarische  SelmtzsSUe  urepren  überi^i^e  fremde 
Cnnrurreiiz  einriclit«rt,  so  wiril  (T  die  g'csHmmte  Rechtsorilimua  des  ländlichen  (iriind- 
bositzes,  die  Fragen  der  TheiJ barkeit,  des  Zusammenbalteus  der  UUter,  des  Erbrechts, 
des  Craditrecbts,  der  technischen  Meliorationen  anch  nicht  mehr  anssehliesBlicb  nach 
d.iii  (ie>ichtspuucten  des  indiridualistischen  Privatreehts  bfli  i n  i  !  i  1  .ui  ii  und  dürfen. 
Vielmehr  niu>s  auch  hier  die  Privatrechtsordnunp:  unter  di«;  ii  iti'ni!<  ii  (ic^iiMif-pnurtf 
des  „öllcntlicben",  des  nationaloii .  des  socialen  und  Vl)U.^wi^rll^f  liaftliciicn  (u'^auiiut- 
intcresses  gestellt  werden.  Die  geschichtlich  liberkommene  drundbesit/veitheilong, 
dio  (irössenverhältnisse  der  Ht-^if/-  und  Re(riel>^i'iiilieit»'ii.  (iio  (ifstaltun^  der  Arb<Mfer- 
vurhaltuisse  in  der  Laudwirthschaft  beispielsweise  nicken  daher  aus  der  lediglich 
priratreehtlicben  und  priratwirthschaf^lichen  in  die  mehr  zugleich  öffentlich*rcchtlicbc 
BetrarhtQn<^  hinrili<  r.  d  h.  sie  nni^sen  80  ZU  beeinflussen  gesucht  Verden,  wie  es  dem 
erianoten  üosammtintercsse  ent>i>n>  ht. 

Hit  einer  solchen  Forderung  wird  aber  wieder  nur  eine  Conse«juenz  der  An- 
schauungen gezogen,  wie  sio  in  der  Juri>pr(idcuz  Ihorin((  vertreten  und  in  den 
oben  (S  121  angeführh'n  Sat/en  fornuilirt  hat.  und  wie  in  dioM-r  (irundlefirung 
priucipiell  vom  socialökonouiiachen  Standpuucte  aus  outwickcit  und  zu  begiunden  ge- 
sucht werden:  eine  Conseqaenz  der  „sncialrechtlichen**  statt  der  bloss  individual- 
r<N  htlicli>Ti,  der  eijjentlich  volk-wirthsoh  iftli'  lini  >x:iu  (1<m-  vnrwalt'Mid  privatwirtli-chaft- 
lichen  Ansehaauogs-  und  Üehaudluugaweise  der  grossen  Wirthschalts-  und  Xiecht»- 
fragen  (S.  4).  Erfreulicher  Weise  hat  gerade  in  DeQü>chland  auf  dem  Gebiete  der 
Ai:rar|>ülitik  in  Praxis  und  Theorie  diese  Auffa>suiJtr  >ich  zu  V'  rlit- it-  n  begonnen 
(2iliquei,  Thiel,  Conrad,  Knapp,  bchmoUer,  r.  Mia^kowski,  Seriog,  M.  V\  eber  u.  A.  m. 
Verein  für  Socialpolitik). 

Welche  gri.>  .  iukI  sehwieripe  Aufgaben  hiernach  aber  auch  für  die  allgemeine 
nationalt>^.o[^<)Illi^<•l^■  'i'licu!    .  iii'-l»esoiid'Ti'  die  (inindle^nn^ .  er}f<'li.!(i .  I)c<larf 

Iteincr  weiteren  Ausfahrung.  Eben  deswegen  nochmals  (S.  4 j :  um  einen  Vorsucli  in 
dieser  Sichtung  kann  es  sich  hier  für  uns,  und  vorllufig  wohl  llberhanpt,  nur 
handeln.  Die  neuesten  Strömungen  in  <Iit  Litterafnr  (i;.  >>  fr.)  «-inf^  j"denfal!s  von 
äholicbeu  Uesichtspuncten  Uber  die  Beziehungen  von  Kecht  and  W  mhschaft,  wie  die 
in  diesem  Werke  rerttetenen,  vielfach  beeiuflusst,  unj^leich  mehr  als  in  der  vortns- 
gehendi  ii  / -it 

4j.  \H.  \\'i<!  in  den  beid-  n  froheren  Auflagen  wird  auch  in  dieser  dritten  das 
geltende  Kecht  unserer  Zeit  bei  unseren  Cu  1  f  u  rvö  I  k  e  r  n  im  All::«'Uieinen 
zum  Ansgangspunct  der  folgenden  Untersuchungen  tiber  \  olkswirtli>eli:ift  und  Uecbt 
genonini'Ti.  Ks  bat  schon  als  das  eben  bestehende  Kecht,  dies  als  'I  hatsnrhe  der 
Wirklichkeit  genommen,  die  \ermuthung  wenigstens  relativer  Nothwcndigkcit  und 
Werths  fttr  sich  und  es  findet  doch  anch  noch  fiberwiegend  im  Rechtsbewtisstsein 
uii^cp'r  Zeit  seine  St  itzc,  in  den  modern>-n  ii  rhtsphilosoj'liisolien  und  Ökonomisrhen 
Theorieen  des  lndiviiinali>mus  und  Liberalismus  seine  liegriiudung.  nach  Auffassung 
weiter  Kreise  seine  Kechtfertigung.  Das  „sociale"  oder  das  ..(jemcinschaftsprincip" 
ihm  einfach  entgegen  in  stellen  und  ans  demselbeti  ohne  \V('it(<r<\s  die  Folgerungen 
zu  ziehen,  wurde  als  petitio  prinripii  mit  Kecht  aiif^t  todit.'n  werden  ki'uinen.  Ks  wird 
daher  möglichst  durch  die  Kritik  des  geltenden  individualistischen  Kechts  erst  der 
Boden  für  die  „gesellschaftliche"  Auffassung  vorzubereiten  und  alsdann  die  letztere 
nfther  dai/til.'ijen  ntul  zu  begründen  sein. 

So  wird  z.  B.  im  Folgenden,  im  3.  Kapitel.  G5  If.  nicht  sofort  vom  „Zag- 
recht**,  sondern  zuntchst  von  dessen  modern  individualistischer  Gestaltung,  von  der 
„Freizügigkeit"  i;ehandclt,  dies  Recht  mit  seinoa  Foltren  iiritisch  g»"piüft  und  als- 
dann die  richtige  Stellung  der  V'olkswirthschaftslchn;  zum  Zagrecht,  ha.  die  gesell- 
schaftliche Autfassung  des  Zugrechts  begründet.  Bei  diesem  Verfahren  halte  ich 
»neb  den  Einwand  des  „Dogmatismus"  für  unzutreflend.  Ich  stelle  kein  unbewiesenes 
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Aisoluted  Phocip  au  die  Spitze,  aus  welchem  daiiu  biuaä  die  logischen  Folgerangeo 
ficiox^n  Verden,  wie  es  z.  B.  auch  wieder  BrenUDO,  ganz  wie  eiD  Prince-Smith, 

in  Betreff  des  l'riin  ii>s  dor  rreilieit  und  rechtlichen  Gleichheit  in  seiner  ..Arbeiter- 
recsicheniog:''  thut,  sondern  ich  üucho  nachzuweisen,  das»  das  „Individualprincip"  ein 
Miches  unbewiesen  angenommenes  und  viel  zu  abüolai  formalirtes  Princip  sei  und 
daas  sich  daaselh  ni*  ht  l  .Uthir  in  der  Praxis  zeige.  ^Ich  suche  ebenfalls  aus  den 
Thatsarhen  des  Lebens  den  Beweis  f^egen  dieses  und  für  das  ..(lemeinschafts- 
pnricip"  zu  fuhren.  Ich  wende  mich  wie  Ihering  Kcgtiu  die  besonden>  in  der  Prirat- 
rechtswissenschaft  herrschende  Tendenz,  etwas  für  „juristisch  richtig**  zu  halten,  well 
es  die  lojjischo  Con-cnuetiz  eines  meist  vi-'l  zu  ab^ulut  hinprestellteii  Princips  oder 
eines  allgdmeineo  juriittiachen  Begrills  ist,  welcher  eben  mit  Unrecht  ganz  abstract 
ia^duanstisch  formulirt  wurde.  Ich  scheue  aber  anderseits  auch  ror  der  Ionischen 
Consc'(|Qeuz  eines  Prinriji^.  wie  des  Gemeinsc)iaftsprinci]W,  nicht  zurück,  wenn  dieselbe 
lü  Widerepruch  mit  landläufigen  individnalistix  hen  Aussichten  steht,  aber  den  Lebens- 
bedingungen der  (i  escl  Isc  ha  f  t  zu  entsprechen  scheint.  Und  ich  verlasse 
iucli  dann  nicht  mit  quiolisti^chen  Historikern  darauf«  da>^  ..s:<  h  die  Dinge  schon 
«inm  kl  izesdiirlitlich  entwickeln  wcrden'%  auch  ohne  unser  darauf  bewosst  hinwirkendes 
I>cnkcu  und  Tiiun. 

2.  Abschnitt. 

Allgemeine  Betraehtuii!?  des  wirthsehaft liehen  Reehts. 

I.  —  s;.  14  1 1 1'  1 1.  IH  e  Wechselbeziehungen  von 
Technik,  Oekonouiik  und  Keeht.  Alle  wirthschattlicbe,  ids- 
l>eflondere  alle  Saehgüter|)rodaction  beruht,  technisch  und  öko- 
nomisch betrachtet  (Grundlegung  I,  146),  aaf  einem  Zosammen- 
wirken  von  menschlicher  Arbeit  und  Naturkräilen,  weiche  entweder 
ia  and  dorcb  die  beweglichen  Stoffe  oder  durch  Vermittlang  des 
Bodens  wirken.  Daher  ist  ftlr  dieses  Zusammenwirken  eine  ent- 
sprechende Verfttgung  Uber  Arbeitskräfte,  Kapitalien  (im  rein  Öko- 
nomischen Sinn,  I,  §.  129)  und  Grondstltoken  nnumgänglicb.  Die 
Art  dieser  Verfügung  wird  durch  die  Anschauungen  der  Menschen, 
daher  durch  das  Medium  der  Motivation  (1,  §.  22,  28,  30  iT.),  durch 
im  engeren  Sinn  sogen,  sittliche  Anschauungen  und  Sitten,  sowie 
darch  da«  Hecht  bestinunt. 

Kine  ;L;e<;cbcn<'  Art  der  Prodiu tionsteclinik  und  Oekononiik 
üt'tzt  auch  eine  bestimmte  Art  von  Arbeit,  Kapital  und  (Irund- 
^tiit'ken  und  ebenso  eine  bestiniiute  Art  des  Znsammenwirkens 
dieser  Momente,  wenn  nicht,  wie  mitunter,  nnbedinirt  an  sich,  so 
jedenfalls  zu  ihrem  besten  P^it'olg  in  (juantitativer,  (lualitativer  wie 
III  Hinsicht  auf  die  Besehränkung  (das  jeweilig  erreichbare  ,,Mini- 
moni")  der  ,, natürlichen"  Productiftnskosten  und  des  Aufwands  an 
meDscblicben  Leistungen  (I,  172)  voraus.  Jede  nacli  dem  Fort- 
ichritt  des  technischen  und  ökonomischen  Könnens  mögliche  und 
nach  dem  Stand  der  wirthschaftliohen  Bedürfnisse  nothwendige 
oder  erwünschte  Veränderung,  insbesondere  Verbesserung  der 
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Technik  und  Oekonoraik  ist  daher  auch  mehr  oder  weniger,  unter 
Umstunden  unbedinp:t  ahhnn^ijL^  von  einer  vorausgehenden  oder  be- 
gleitenden Veränderung  der  Art,  wie  über  Arbeitskräfte,  Kapitalien, 
GrandstUcke  verfügt  wird,  deiogeniäss  auch  weiter  von  einer  eot- 
sprechenden  Veränderang  der  AnscbaauDgen,  der  psychischen 
Motivation,  der  Sitten,  des  Rechts,  von  denen  wieder  diese  Ver- 
fllgaDgsart  abhängt  Daher  drängt  eine  Aenderung  der  Technik 
und  Oekonomik  der  Prodoctionanch  aaf  eorreapondirende  angemessene 
Verändemngen  von  Anscbannngen,  Motivation,  Sitten  nnd  Becht 
hin.  Und  umgekehrt:  Technik  nnd  Oekonomik  sind  mehr  oder 
weniger  gebunden,  gelegentlich  bis  znr  Erstarmng,  wenn  die  ge- 
nannten Momente  damit  genan  Übereinstimmende,  wesentlich  stabile 
sind.  Aber  auch  ihrerseits  wirken  die  Verändemngen  der  Technik 
und  Oekonomik,  indem  sie  andere  Motivation,  Anscfaannngen,  Sitten, 
Rechtsverhältnisse  oder,  zusammenfassend  gesprochen,  andere  Lebens- 
verhältnisse der  Mensehen  bedingen  und  mit  bewirken,  auf  ent- 
sprechende Umgestaltungen  dieser  Momente  ein. 

So  ergiebt  sich  hier  ein  System  von  innigen  Wechsel- 
beziehungen, von  Wechselbedingungen  nnd  Wechsel- 
wirkungen zwischen  Technik,  Oekonomik,  psyehischen 
Factoren,  Sitte  nnd  Recht:  ein  ebenso  anziehendes  wie 
wichtiges  Gebiet  der  Betrachtung  für  den  Wirthschafts-,  Cnltnr- 
und  Rechtshistoriker  wie  fllr  den  NationalOkonomen,  welches  erst 
die  neuere  historische  und  socialistische  Richtung  dieser  Wissen- 
sehaft aufmerksamer  zu  durchforschen  begonnen  hat. 

Kach  der  pi^ycbologischeD  beite  uud  der  damit  zusammenkäogeQdcQ  der  sitt- 
lichen AnsehatiuDgon  und  Sitten  ist  dieses  VerhUtniss  ron  Wecliselberiehiingen  im 
ersten  Theilc  dieses  Werks  (besüuders  Buch  I.  Kapitel  1.  in  der  Analyse  der  Motivation 
im  wirdischafilichen  Handeln,  aber  auch  mehrfach  sonst,  in  der  Berölkerungslelirc 
im  4,  Buche,  in  den  Untersuchungen  über  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  im 
6.  Buche)  für  unsere  Zwecke  genügend  betrachtet  worden.  Auf  die  Wechselbcziehtinn  in 
zwischen  Technik,  Ot  konomik  und  IvLcht  war  dabei  ebenfalls  schon  öfters  ein/utreb-  n. 
Diese  Beziehungen  aber  sind  es,  welche  in  diesem  ganzen  zweiten  Tbcile  der  Grund» 
legung  nanmehr  fenaoer  vntexsacht  woden  sollen. 

Die  coucrc'te  Gestaltnnjj:  der  Volkswirthschaft  überhaupt  und 
diejenige  des  privatwirthsclKiftliohen  Systems  insbesondere  bekonimeu 
80  ihr  Gepräge  durch  die  jeweilige  Gestaltung  jener  Wechsel- 
beziehungen, daher  namentlich  auch  durch  den  Grad  der  Congruenz 
und  Incongruenz  zwischen  Technik  und  Oekonomik  nnd  deren 
eigenen  inneren  Gestaltungs-  nnd  Entwicklungstendenzen  einer- 
und Hecht,  Erwerbs-,  Besitz-,  Vertragsrecht,  m.  a.  W,  wirthschafU 
liebem,  insbesondere  Verkehrsrecht  andrerseits. 
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Nor  eüige  vorliafige  Beispiele.  So  rerändert  bich  das  Recht  loit  ia  Folge  von 
TerlndeimigvD  der  Technik  v.  A.  namentlich  im  Recbtflgebiete  der  persönlichen 

Ünfreih'-Mt  uDd  Freiheit  und  im  sogenannten  „Arbeitsreolif  (§.  X',  ir.)  iI.t  freien 
Arbeit  mit  aus  psychologischen  Gründen,  weil  die  erforderte  Art  der  Arbeit  andere 
MoÜradoo  bedingt  oder  doch  zn  ihrem  guten  technischen  and  ökonoinischeo  Erfolg 
Toranssetat  So  feht  älmlii  h  im  Kecht  des  Inndlichcti  (iniudcigonthnma  mit  den 
Erfordernissen  der  verschiedenen  landwirlhschaftlicheu  Betriebs3y!>teme.  wonach  die 
An  und  Form  der  Arbeit  auf.  der  Kapitalzufuhruug  in  den  Budeu,  die  Art  der  recht- 
lichen Verfügung  ttber  die  (irandstUcke  sich  ändern  mnss,  oder  doch  im  Intereaao  der 
Bodenprodnction  passend  ändert.  So  treten  Aenderungen  im  Recht  def»  Kapitaleigen- 
thnms.  z.  B.  Verfuguug»beäciiräukaugea«  ^ötbiguugen  zu  bestimmten  tecbnbchoii  Ein- 
richtangen  ein,  irie  in  Pdge  der  Arbeitenchotzgesetz^obQng.  welche  eich  so  in  dup- 
p«jlter  \Vci-se  als  eigenthQmliche  (ic-staltun»?  des  „Inhalts"  de»  Eigenthumsrechls  au 
bei>tiiamten  einer  gewissen  Verwendung  dienenden  Objectcn  and  zugleich  als  eigene 
Gestaitang  des  bezüglichen  Yertragsrechts  ansehen  lässt. 

Und  umgekehrt  entscheidet  auch  die  Gestaltung  des  Rechts  Tielfadi  darüber,  ob 
T)nd  velcho  Veränderungen  der  Technik  ub^^rliaiipt  eintroten.  f>o  veranlasst  /..  B.  die 
pcn^f>iiliche  Unfreiheit,  wenn  sich  Sciaren  wohlfeil  trenuf;  an>chaH«Mi  umi  unterhalten 
and  unfreie  Arbeit  Uberhaupt  sich  hinreichend  technisch  verwenden  lässt,  ein  VoP- 
wallen  des  Arboitsfactors  im  Piodiictionsprorrss  vur  di'fn  \\'ork/.<;o;;-  niui  Ma<.  hineu- 
kapital.  Dadurch  wird  dann  wieder  die  Verbesserung  der  Technik  gehemmt,  wofür 
aas  das  elaasisebe  Alterthnm  den  Beleg  liefert^).  Andrerseits  spornt  dagegen  der 
gesetzliche  Schutz  der  freien  Arboir^^r  var  iihrriiiri^si|.'-<  r  nd^r  ih'V  Kinder  vor  zu  frOh- 
aettiger  Ausnutzung  der  Arbeitskraft,  wie  z.  B.  wieder  iu  der  modernen  Arbeiterschutz- 
geoetzgebung,  gerade  xo  Veisochen  an.  die  menschliehe  Arbeit  mehr  doreh  Maschinen 
zu  ersetzen,  fahrt  also  zu  Fortschritten  d  :r  Technik.  Manche  Beleifo  dafür  bietet  die 
(iesrhichte  der  industriell. -n,  naini-ntlich  der  inasrliinellen  Technik  seit  der  Durch- 
f  .Lrunff  strenK'T  Fahrik^esui/e.  der  britist  hen -)  wie  dcrjeni(:en  anderer  Lander, 

Kicbt  minder  äussert  die  Technik  der  Prodnotion  aui  li  indirect  einen  urosscn 
Einflüss  auf  das  (Privat-)  Rechts;:el>iet  des  privaiwirthschafiliehen  Systems:  der  Furt- 
scbria  der  Technik  kann  die  Ausdehnung  dieses  Gebiets  beschränken,  indem  Eigeu- 
tha«Bobjeete «  welche  als  sachliche  PrMoetionsraittel  dienen,  in  das  „OffentUcbe** 
Ei?enihnm  der  Zwangsgemeinwirthschaften  llbereehen  kf^nnen.  Uebcr  die  Bedeutung 
der  Technik  nach  dieser  Seite  ist  bereits  mehrfach  im  ersten  Theil  gehandelt  worden 
ii,  a  §.  294.  295.  368). 

§.  15.  Principiell  riclitjn:,  mir  mit  /u  weit  gehender  Gciu  iali- 
sation  und  mit  Uebertreibnngen,  wird  vom  neueren  So  du  Ii  sums 
der  maas.sgebende  Einflng.s  von  Technik  und  Oeivononiik  wie  aut" 
alle  mensclilichen  äusseren  r^ehonsverbältnisse  und  innere  psychische 
Seiten  und  X'orjrüuire,  so  inf-bcsondere  auch  auf  das  Kecht  betont 
und  Dachzuweiseu  {gesucht:  ein  llaui)tj)unct  der  (tibrii^ens  keineswegs 
eben  passend  sogenannten)  materialistischen "  Geschiciitsauf- 
fassang  and  der  Doctrinen  von  Marx  und  seioen  Anhäogern,  beson- 
ders von  Fr.  Engels.  Wesentlich  ein  ök onomiscb-tecbnischeB 
Moment,  die  Maschine  (Motor  und  Werkzcugmascbine)  ist  dem 
theoretiscben  und  agitatorisch^politi scheu  Socialismus  auch  kurzweg 
der  Hebel,  mittelst  dessen  nnvermeidticb  die  „privatkapitaiistiscbe'* 

')  VgL  BttchsenschQtz,  Besitc  ond  Enrerb  im  clasdschen  Alterthnm;  Bod- 

bertus  in  «ein-n  L'nterMirlimi;:<'n  über  die  Nationalölionomie  des  cla>si^chen  Alter- 
thoms  in  Hildebrand's  Jahrbuch,  bes.  II,  206  fl'.:  Roscher  in  den  Ansichten  der 
Volkswinbschaft.  Leipzig  ond  Heidelberg,  ISftl.  ttber  die  Verhiltnisse  d«  National- 
gkoBOinie  im  clas>iHchen  Alterthum,  bes.  S.  15  fl. 

^  &  2.  B.  f.  Plener,  englische  Fabrügesetzgebong  S.  61,  94. 
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Volkswirtlischal't  in  ilic  ,,S()cialij?irte'*  liinUbcr^'elührt  wird,  besonders, 
weil  dies  Moment  den  Grossbetriel»  so  begünstigt.  Auch  ausser- 
halb der  socialistiseheu  Kreise  hat  diese  Auffassung,  wenn  auch 
mit  einigen  Beschränkungen,  unterstlitet  durch  den  Versuch  des 
^«lachweises  der  für  alle  iietbeiligten ,  insbesondere  die  Arbeiter 
segensreichen  Folgen,  sich  mannigfach  verbreitet  und  sie  enthält 
ja  sicher  einen  nicht  unbedeatendeo  Kern  Wahrheit 

Aber  in  der  Weise,  wie  sie  selbst  hier,  vollends  von  den  Soeia- 
listen  vertreten  zn  werden  |>tlegt,  wird  doch  die  ganze  Entwicklung 
als  eine  zu  sehr  natur gebundene  betrachtet,  welcher  nmi  un- 
bedingt nnd  ohne  Weiteres  sich  Alles,  inbesondere  das  Recht,  ftigen 

müsse  und  noth!«:edrungen  fügen  werde.  Dabei  ist  aber  nicht  nur 
der  zähe  Wiilt  istand ,  welchen  jedes  Keciit  uinl  die  damit  ver- 
knüpften Interessen  und  Gewohnlieiten  einer  S(tk'iicn  Venliidernn;: 
entgegenstellen,  in  sfiner  häufig  wenigstens  relativen  liererhtigung 
zu  gering  gearlitit:  es  wird  auch  ganz  ubersehen,  dass  jede  solche 
Frage  der  \  eränderung  des  Rechts  nicht  lediglich  nach  tech- 
nischen und  ökonomischeu  Gcsichtspunctcu  entschieden  werden 
kann  und  darf.  Deun  diese  bind  nicht  die  einzigen,  welche  hier 
in  Betracht  kommen,  schon  weil  die  Wirkungen  einer  Veränderung 
von  Technik,  Oekonomik  und  Kecht  weit  Uber  das  Gebiet  der 
Technik  und  Oekonomik  hinausgeben,  ganz  allgemein*volk8- 
wirthschaftliche,  sociale,  ethische,  culturliche  sein  ktfnnen  und 
oi'tmals  sind.  Daher  mttssen  die  Veränderungen  des  Bechts, 
welche  einer  Veränderung  der  Oekonomik  und  Technik  folgen 
sollen,  mit  nach  diesen  weiteren  Wirkungen  entschieden  werden. 
Und  hier  liegt  doch  auch  mehr  Möglichkeit  nnd  häufig  auch  mehr 
Zweckmässigkeit  der  freien  Bewegung  für  die  Bechtsbildung, 
zumal  in  Form  des  gesetzlichen  Rechtes,  vor,  als  diejenigen  an- 
nehmen, wehhe  diese  Reehtsbildnni;  einfach  als  Product  der  tech- 
nisch-rd\(inomisidien  Kntwickliiiig  brtraehteu  und  bezügliche  For- 
derungen an  die  (lestaltung  des  Rechts  stellen.  In  der  neuerlichen 
Begünstigung  der  (Trussbctriel)sentwicklung  im  Gewerbe  und  selbst 
in  der  Laiidw  irths(  liaft  auch  thc(tretischerseits,  innerhalb  wie  ausser- 
lialb  der  socialistischeu  Kreise,  mochte  das  öfters  übersehen 
worden  sein. 

Die  hier  vertretene  Auffassung  führt  dann  dahin,  gerade  bei 
den  Problemen  der  Gestaltung  des  wirthschaftlichen  Kechts,  des 
Privat-  und  Verwaltungsrcchts,  bei  eiuzelncu  Fragen  der  volkswirth- 
ffchaftliehen  Gesetzgebung,  besonders  auch  bei  agrar-  und  gewerbe-. 
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baDclel^-,  ge\d-y  credit-,  börsen-,  traiisportpolitischen,  wieder  mehr 
den  lediglich  (ikononnsch-tcchniscbcn,  Uberwicf^ciul  auch 
Dor  privat wirthsehaltiichen  und  den  alli^eniein-volkswirtli- 
schaft liehen  und  soeialen,  damit  den  überwiegend  wahrhaft 
volkswirtbscbaftlichen  Standpunct  der  Betraebtong  und  £n^ 
Scheidung  zn  nnterscbeiden.  Die  beiden  extremen  Richtungen,  die- 
lenige  des  älteren  ökonomischen  Indindnalismas  nnd  Liberalismus 
und  diejenige  des  Socialismus  neigen  zu  sehr  dabin,  den  Oko- 
nomiaeh-techDiscben  Standpunct  auch  für  die  Rechtsfragen  zum  un- 
bedingt maassgebenden  zn  machen,  den  anderen  zu  vernachlässigen. 
Aach  in  neuesten  Strömungen  der  an  die  britiscbe  GewertsTereins- 
orgasisation  sich  ankntlpfenden  Litterafur,  welche  den  Grossbetrieb 
als  solchen  ttbertrieben  preist,  kommt  dieser  Fehler  wieder  zum 
Vorschein. 

S.  aus  der  Söciali«tis<-hoii  Litf<T.>tur  »Jas  -j^in/r  Werk  von  .Marx  tirnl  F.  Kn^ols 
ueaere  bcbriften.  uaincDllich  diejenige  gegen  Duiiring,  woiiü  tihn^cu&  inehrfacb 
-«Icr  Einia«  der  DiB(nMUltoii|r  der  Technik  auf  diejenige  der  Orfaoisation  der  Volkn- 
wifth^'  l.aft  —  nn»i  diese  Orpanisntionvfrn^'.-  ist  ji  nur  ein  Complex  von  RecblsfcBgen 
—  gut  dargelegt  wird.  Zu  voller  Jüinseüigkcit  und  üebertreibttog  gelugt  die  An- 
fichnnaDg  vom  beherrschenden  Einflow  der  Technik  and  Oekonomik  wieder  bei 
^Uettirondi-n  Ei>iironon  wie  Beh.-I,  in  der  „Frau",  pleicli^eitiu  mit  phantastisrluii 
Cobertreibungen  des  unbetrrenzten  techiiischcn  Fort8cllritt^  und  der  \\  irkiinfn  ii  d;uoii 
*uf  die  mcD^hlichcn  Lebeubverhältnissc  uberhaujtt.  Ain  Ii  im  1.  Tli-  il.'  «J  r  «itiiiid- 
lejniisr  ist  davor  schon  fFOwarnt  worden  (I,  {:{.  27S.  I>»  s  .iMh-r>  S  710  ti.  ;  .I.i>rli,-f 
utjerbaupt  die  Erf»rteninireti  über  rroductionsfechitili  und  deren  Fortscliriit  in  Buch  l, 
Kapirel  2.  AbscbitUt  2,  b.  tibi  li.pabaiui).  Leber  die  beiubrtc  Frage  de;»  Grusabetiiebe:! 

ebenda  S21  nnd  322.  and  die  neneren.  dort  zum  Theil  genannten  Schriften  von 
rtrentaiio.  Losch,  v.  S  r  h  ii  1  ze -(J  ii  v  e  rn  i  f  / .  Herkner  n.  A..  in  d.-nen  .  wie 
mehrfach  auch  in  der  gegen  den  agrarischen  Schutzzoll  poleuiiäireuden  Licteratur,  in 
<ler  gddmonometaUlstischen  ^ Ahrangslirterator  (L.  Bamberper)  öfters  eine  Ueber- 
ackibnine  der  ökonotDiseb-tcriinisi  hen  Seite  des  Problems  vor  der  allgemein  volb»- 
virthschaftlichen  nnd  »ocialea  nicht  verkannt  werden  durfte.  In  der  \\  ahrunirsfragc  habe 
ich  jauiTst  die  notbwendigc  Unterseliei<lung  die>er  zwei  btandpnncte  näher  durchi^efuhrt. 
Siehe  meine  Aofs&tze  in  den  Freiissincben  Jahrbüchern  (October,  November  16tJ3)  und 
selbständig  (Berlin  IS'.iti  üh.  r  die  nem-Mte  Silberkrisis  und  unser  Münzwesen. 

Von  besonderem  Interesse  für  die  hier  erörterten  Puncte  sind  solche  national- 
«konomiMbe  Schriften,  welche  ihre  Aa!<fdhranpen  an  die  Vothältnisäe  der  Prodnctions- 
betriebs- Technik  näher  anknüpfen,  ohne  in  den  fr;iheren  Felder.  Teehnik  und  Oeko* 
H'unik  /n  id.-ntifirireti  s.  (irundle^utisr  I.  §.  14i'>  /u  vi  i f.illv'ii  l);e  ;ilti  ren  Camem- 
Ij-ien  hatten  hier  dur»  Ii  ihre  sranze  Au^Kilduiit;  und  ihre  näh(  re  K'-nntnisa  der  tccll- 
iii^cben  Verhältnisse  Einiges  vor  den  neueren,  meist  von  den  (iets'eswissenschaften. 
Jürisprodenz.  (jesehichte.  Philosophie.  Pliiloloi^ie  nusirchendrn  N.iiiotia!<'iL'>iiünieii  voraus. 
Von  letzteren  sind  aus  der  allgemeinen  Litieiatur  inde^^en  v.  Hermann,  M. 
Chevalier.  einiffenuaMen  noch  Ran,  in  Specialfragoa  der  Statistiker  E.  Engel, 
dann  manrhe  N.'itioDali5kon'prii<'n  d -r  Ai:rar[>nlirik  z.  H.  ("onrad.  :its '•i. !(■)  .•  zu  ni  nrien. 
velche  mit  technischer  Bildung  genügend  ausgerüstet  von  der  Betrachtung  der  Pro- 
dnetionstedinfk  am  tat  natlonal9konomiscbett  gelangt  sind.  In  neaestter  Zeit  ist  es 
besonders  der  Oesterreichcr  Km.  Herrmaun,  welrher  in  zaldreiehen  Sehriftcn  bctrlelis- 
feehnivh'-  Verhältnisse  troll  lieh  für  national<\k<iiiomi-^ehe  Untersuchuturen  rerwerthet 
hat  tPn.K  ii-i  a  der  \V  irthschalt,  Wien  l'*73.  Miniatuilei  i  ^r  aus  dem  tiebu  t  d- r  Wirlh- 
>cbaft.  2  A'itiafie.  Halle  lS7r..  Ciiltnr  und  Natur,  lit-rlin  I*»87,  Sein  nn  !  W  -den  in 
Uanm  nnd  Zeit,  2.  Aaflage,  fierliu  ISSU,  Technische  Fragen  und  Problurac,  Loipzig 
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1S91,  Wirtbscbaftliche  Fragen  and  Probleme,  ebenda  1893).  Auch  die  genannte 
S  linft  von  Losch,  nationale  Prodoction,  t.  Schul/o-(iavcrnit/.,  Grossbetrieb, 
Herkncr,  horialo  Keform  als  (Jcbot  iIl-s  wirthscliafilii  lh h  Fortschritts .  Loipz  1801, 
r.  Philippovich,  virthächafüichcr  l<'on&cbritt  und  Cultureutwicklung,  Frciburg  1892. 
aus  der  hier  nicht  niher  za  verfolgenden  Litteratnr  Ober  SpednlfingeD  die  Schriften 
über  die  volkswirtlisrliaftlirlit«  Beileutun«;:  det  Maschirion.  die  Frage  der  Klcinkrart- 
mascbiüea  (Kealeaux.  Albrecht),  MoQOfnphien  wie  die  von  Sinzheimer,  aber 
die  Grenzen  der  Weiterbildung  des  fabrikmlssigen  Grossbetriebe  in  DentscUaad, 
Stat^art  1S94.  sind  far  die  hier  erörterte  Frage  mit  zu  erwähnen.  Im  All-n  meinea 
vergl.  Schilf fle,  bocialer  Körper,  III.  Hauptabschnitt  13  (Technik)  S.  ö4Vt  tf.  Siehe 
sonst  die  Litterator  tiber  die  Geschichte  der  Technik  und  der  technischen  Dis- 
ciplinen ,  wofdr  in  Betrefi'  näherer  Angaben  aaf  die  Tbeile  der  Praktischen  Yolks- 
wirthschaftslehre  in  ditsem  Werke  zu  vcrvreisen  ist.  n.  A.  Fr  aas.  (ieschichte  der 
Laadbau-  und  i''orätwii>seQ;ichaft,  MUncheu  IbÖÖ,  Karmarsch,  Uc>chichte  der 
Technologie,  ehenda  1872,  Noirft,  das  Werkzeug.  Ferner  hieten  die  Beridtte  ther 
die  Welfindustrieausstellungcn  viel  bezUp^liches  Material;  noch  heute  ist  die  Schrift 
von  M.  Chevalier,  die  Weltindustrie,  deutsch  von  Horn,  Stuttgart  1^0'.»,  lesenswerth. 
Das  Stadium  der  sogenannten  privatökonomischen  Discipliueu,  Land-,  Forst- 
wirthschaftslebre,  Bergbaukunde,  gcwerkliche  Technologie,  Handels-,  Bank-,  BOrseii- 
lelire  u.  s,  w.  (s.  I,  §.  '.i'.i.  107)  findet  bei  der  grossen  Ausdehnung  selbst  jeder  ein- 
zelnen dieser  Disciphoen  natürlich  beute  fUr  den  Kationalökonomen  von  Fach  weit 
engere  Grenzen,  als  hei  den  ehenaligoi  OinMmÜsten.  Lohnen  wird  ea  desMch 
gerade  auch  ftlr  die  KrörteniiiLr  der  liier  behandelten  Fngen  TOn  den  Weehsel- 
beziehoogen  zwischen  Technik,  ückonomik  und  Hecht. 

II.  —  t>.  IG  |192].  Das  w  i  r  t  Ii s c  Ii  a  1 1  i  i c  b e  Recht  tler 
III  (»de  rr.cn  Cii  jturvrdkcr.  A.  Wesen.  Die  pro-ssen  Heclits- 
iiiRtitnte  des  wirthschaltlichen  Keclits,  deren  volkswirthscbaltliche 
liedeutunj;  in  der  rulitischen  Oekononiie  zu  untersuchen  ist,  sind: 
die  persönliche  Unfreiheit,  die  Freiheit,  das  Ki^enthum 
Dach  Arten,  Ausdehnung,  Inhalt,  daher  mit  dem  V c r trags rec h t 
nod  Erbrecht,  die  KechtSDormen  hinsicbtlich  der  eventaeii 
zwangsweisen  Beseitigung  wohlerworbener  Rechte 
(I,  §.  306).  Aach  die  leitenden  Principien  selbst,  nach  welchen 
diese  InBtitnte  und  Normen  geregelt  werden,  sind  nicht  nnveränder- 
lieh,  sondern  unterliegen  ihrerfleits  einem  geschichtUohenWandelangs- 
and  EDtwicklaDgsprocesB.  Der  letztere  ftnssert  dann  auch  wieder 
aaf  die  Lage  der  Volkswirthscbafl,  den  Zustand  des  Verkehrs,  be- 
sonders im  privatwirtbschaftlichen  System,  daher  aaf  die  ganse 
Qestaltang  der  Prodaction  and  der  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens nnd  Volksrermtlgens,  stets  einen  eingreifenden  Einflnss. 
Wesentliche  Veränderungen  dieser  rrincipicn  und  der  Art  und 
Weise  ihrer  Verwirklichung  im  geltenden  Jlcclit  führen  deshalb  zu 
den  wichtigsten  Veränderungen  des  wirthschaftlicben  uud  weiter 
des  davon  mit  abhängigen  socialen  Volkslehens. 

Aus  diesem  Gesichtspunct  betmchtot  ergiebt  sich  erst  die 
wahre  Hedentung  jener  Gestaltung  des  Keehts,  insbesondere  des 
Besitz-,  Erwerbs-  and  Verkehrsreehts,  welche  wir  als  vorlftafiges 
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Enderfiebuiss  der  Eutwickluiifr  bei  den  modernen  enr(»])äisclien 
Cnlturvölkern  ansehen  können  (1,  307):  die  (formal  wenigstens) 
Tolle  persönliche  Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung  an  Stelle 
der  Tcrschiedcnen  Formen  der  Unfreiheit  eines  grösseren  oder 
geringeren  Theils  der  letzteren;  ein  nach  Inlialt  und  Umfang  höchst 
allseitig  nnd  eonseqnent  und  möglichst  gieiehmässig  für  alle  wirth- 
tehafUieheii,  besonders  fttr  alle  Sachgflter  aosgebildetes,  Eüizehien 
zustehendes  Priyateigentham;  ein  materiell  oder  inhalt- 
lich fast  unbeschränktes y  formell  möglichst  yereinfaehtes 
(„formloses '0  freies  Vertragsrechti  die  gemeinsame  Gon- 
aeqoenz  der  vollen  persönlichen  Freiheit  nnd  des  vollen  Privat- 
«genthnms;  ein  testamentarisches  nnd  Intestaterbrecht, 
welches  höchstens  darch  mässige,  nach  den  Verwandtschafts- 
beziehunf:en  zwischen  F.rblasser  und  Erben  nebst  Legatar  in  ihrer 
Hohe  mit  bestimmte  Steuern  boseiiränkt,  sonst,  bis  auf  das  etwaige 
Pliifhllieilsrecht  bei  ersterem,  so  gut  wie  unbeschränkt  ist;  endlicli, 
wenij:sten8  als  Kegel,  die  volle  Anerkennung  der  einmal 
erworbenen  V  ermögensreebte,  djiher  deren  Beseitigung 
nur  Vertrags  massig  (I,  §.  307). 

Die  Bedeutung  volkswirthschaftHcher  Gesiehtspuncte  für  das 
Hecht  und  für  die  socialen  Verhältnisse  des  Volks  zeigt  sich  in 
grossirtiger  Weise  darin,  dass  die  eben  erwähnte  geschichtlich  ge- 
wordene Gestaltung  des  modernen  Kechts  nachweisbar  vielfach 
das  Product  der  Bedürfnisse  der  Production,  des  Verkehrs  in  der 
fortsebreitendeo  Volkswirthschafl;  ist.  Und  die  Bedeutung  der 
Vdkswirthscbaftslehre  ergiebt  sich  ebenfalls  ans  der  nnbestreit- 
Ittien  Thatsache,  dass  jene  Gestaltung  des  Rechts  als  Postulat 
Ton  Anhängern  einer  Richtung  dieser  Wissenschaft  aufgestellt 
wurde  und  wird,  nemlieh  von  der  physiokratisch  Smith'schen  Schule 
der  freien  Concurreoz,  vom  ökonomischen  Liberalismus  nnd  Indi- 
▼idnalismns  (I,  §.  l  ff  ).  Jene  Rechtsinstitnte  und  Normen  des 
heutigen  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  schaffen  eine  grössere 
Freilieit  des  Verkehrs,  für  die  l*ersonen  wie  für  die  (lütcr.  Sie 
gelten  in  ilirer  heutigen  BescbatVenbeit  als  n<»tliwendige  Grund- 
pfeiler der  wirtbsciinftlicben  und  socialen  llcrhtsordnung  in  der 
entwickelten  \'nlkswirtbselial't  und  als  unentliebrliclie  Bedinp:uniL: 
der  \'olk8wirtb8cb;ilt  solclier  \  ölker,  welche  wie  die  modernen  euro- 
päischen nebst  deren  transoceanischen  Abkömmlin«;en  auf  eine 
hohe  und  immer  höhere  Stute  des  Volksreichthums  und  der  Cultur 
gelangen  nnd  sich  darauf  erhalten  wollen.  Die  Richtigkeit  dieser 
Aafiassnng  zu  nntersnchen,  ist  die  Aufgabe  dieses  Werks. 
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Und  /war  bandelt  es  >\ch  in  diesem  ertindleffenden  Th-ilc  des  Sptems 
der  Füliüächcit  (Jrkoaouiie  darum,  die>e  Auifasäung  \rou  Werth  und  Nothweudigkeit 
des  hemifteo  wirtbscbafükhen  Rechts  irenigstens  einer  generellen  Prüfung  za 
nnterzicbeh.  In  dem  sperii  llen  oder  practisrhen  Theile  des  Systems  (Hanpt- 
abtheiluD);  III  des  Ue^ammtvcrkä;  Ut  diese  Prufaog  dann  im  Einzelnen  weiter 
durchzuführen. 

§.  17  —  B.  lU'gitiinluiig  des  modernen  wirth- 

sclia Etlichen  Iveclits.  Jene  Auflassung  von  der  Nothwendip- 
keit  der  heiiti;j^en  Gestalfnii«:  dieses  Kcclits  für  die  entwickelte  und 
weiter  fortschreitende  \'()lkswirtbsehaft  und  dadurch  für  die  moderne 
Cidtiir  überhaupt  |)tlegt  man  auf  eine  do]»j)cltc  Weise  zu  l)e^'riindcn, 
einmal  im  Einzelnen  durch  die  gcschiihtliche  Erfahrung  unserer 
Culturvölker,  soüaun  ganz  allgemein  durch  die  Analyse  der  eio- 
wirk enden  wirthschaftßpsychologischen  Motive,  welche  das  wirth- 
schaftliche  Thon  and  Lassen  theils  der  Menschen  Überhaupt,  theils 
der  Menschen  unserer  Völker  in  der  Neuzeit  erfabrangsmässig  be- 
stimmen« der  Meinung  nach  auch  bestimoten  müssen,  wenn  nieht 
unbedingt  stets  und  allgemein,  so  doch  im  Interesse  des  wirthschaft- 
liehen  Erfolgs. 

In  diesem  grandlegenden  'J^eile  der  Volkswirthscbaftslehre  haben  wir  es  vor- 

nemlich  mit  dieser  letzteren  Reweisfahruni;-  zti  thun,  welche  wesentlich  dednctiv 
verfährt  und  sich  nur  ganz  im  Allgemeinen  2ur  Prob*:  auf  die  „t&glicbe  Erfahrung" 
beruft.  In  dieser  8.  AnHage  dieses  Werks  kann  hierfür  jct/t  wieder  auf  die  Er- 
örterunseu  Uber  die  wirthschaftliche  Natur  des  M<mik  Ikh  und  Uber  die  Metboden  im 
I.  Theilo  der  Grondlegviig  ^Buch  I,  Kapitel  1  und  2,  Uaoptabscbnitt  1)  verwiesen 
werden. 

1.  Die  P)cw<  isfllhrnii^^  ;;rcirt  nun  in  letzter  Linie  stets  auf  das 
nieist  so^en.  wirthschaftliche  S  e  1  b  s  t  i  n  te  r  e  s  s  c  zurück,  das 
von  uns  im  ersten  Theile  {§.  2,  6,  33 — 3G)  in  der  Aualvse  der 
Motive  des  wirthsehaftlichen  Handelns  als  das  erste  der  egoistischen 
Leitmotive  unterschiedene:  das  Streben  nach  dem  eigenen  wirth- 
sebaftlicben  Vortheil  und  die  Furcht  vor  der  eigenen  wirthscbaft- 
licben  Noth  (I,  §.  34).  Dies  Leitmotiv  gilt  in  der  Hauptsache  als 
die  einzige  mächtig  wirksame  ökonomische  Potenz,  kann  sich  aber, 
so  wird  geschlossen,  zum  Heile  des  Einzelnen  wie  der  ganzen 
Volkswirthschaft  nur  genügend  wirksam  erweisen  in  der  modernen, 
möglichst  freiheitlichen  Gestaltung  des  wirthsehaftlichen  Verkehrs- 
rechts. 

Denn  nur  hier  kann  der  Annahme  nach  der  Einzelne  uOfcUebst  grosse  Vor- 
theile von  sfint-n.  aufh  durch  das  Interess«-  der  fjan/en  Vfilk^wirtlisrliaft  von  ilim 
geforderten  winhschafiiichen  Handlungen  und  Unterlassungen  erreichen.  Nur  die:»o 
Hoffnung  auf  wirthschaftliche  Vortheile  und  nur  die  Furcht  vor  wirthsehaftlichen 
Nachtheilen  treibt  den  Einzelnen  zu  einzelwirthschaftlich  und  voIkswirthschaftUch 
ricbtijiem  Handeln  (Arbeiten.  Sparen,  „Produciren")  und  Cnterlassen  lOunsumiren)  an. 
Ailerdin<;ä,  wird  auch  von  dieser  Seite  wohl  zugegeben,  spielen  auch  andere 
psychologische  Factoren  im  Wirthscbaftsleben  mit  (I,     32  ff.)*,  aber  theils  sind  sie 
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iik'ht  wirk'-ain  pcnop  nelMD  oder  rollends  jrcircn  das  Solbsfinteresse,  wi»'  namentlich 
Pdicbtgetubl  (I,  §.  45,  46),  Ebr^ct'ubl  (.1.  §.  31i — 11),  üioilä  ia^seu  i>ic  bich  ukuiiümisch- 
technisch  nicht  so  znr  prftctiscben  Wirlntmkeit  brin^n,  dass  ein  ebenso  ]ir(lnsti|?er 
Erfole  er/i«'lt  wird.  Dies  irilt  insbesondere  von  di-ni  F.irtor  Karcbt  vor  Strafe  (I,  37, 
oad  von  allem  Zwange,  wulchür  z.  B.  bei  der  piM^uiiiicboa  Unfreiheit,  äiinlich  aocb  in 
dner  nach  den  Ideen  des  ndiealen  Socialismos  (I.  §.  2U4^  oriranisinen  Volkswiithitebaft 
XRAnwendun^  kommt  und  kommen  muhs.  Hier  wäre  ein  umfää>cndes  Sy-)tcm  von  Zwangs - 
iBaas6rec:»-ln,  Strafantlrohunsjon  und  Str.if.uijfuhrunfron,  directer  AnlfiHin;;  und  Controlc 
Ton  oben,  ?on  einem  herr>clit  ndtn  W  irtli>(  hafrbsubiert.'  aus,  llin^ichtli<■h  der  wirth- 
Kbaftlichen  Handlnogcn  und  Unrcrla^hungen  der  Einzelnen  erforderlich.  Jedoch,  selbst 
abj^csebeii  von  allen  principiellen  sittlirln-n  und  reobflii  lien  Hodenken  liicrircsren ,  so 
lisM  sieb  eben,  so  vird  behauptet,  eiu  bolcbeä  System  des  Zwangs  und  der  Leitung 
iieouls  technisch  entsprechend  einrichten  nnd  noch  ▼enifrer  so  ansfahren,  nnd  je 
ffBSBerv  Aiif-  r  ionin^en  in  Brtrcff  der  Qualität  der  Arbeifslcistuii^on  und  der  Art  und 
Gritec  dtsr  Kapitalverwenduu;;  in  der  Produdion  gestellt  werden  mUsäen,  also  auf  den 
hüteten  Stafen  der  Yolkswirthscbaft ,  desto  irenigrer. 

So  imiss  man  auch  lür  die  wirtliscliartliclicn  Zwecke  der  Gc- 
sammtbcit,  d.  Ii.  lUr  die  Interessen  der  X  ol  k  s  u  i  r  t  b  s  c  h  a  1 1  dem 
.SelbstintercHsc  genllgcnden  Spiebaun»  verscbafllen.  Dies  gescbiebt 
aber  nur  durch  die  moderne  Gestaltung  des  wirlhschaitlichen  Ver- 
kehrsrechts. 

Z'uii  Releff  der  Rirl\tiirkf»it  diesiT  D;irstcllnn^  i-f  auf  die  canze  Smith'scho 
Natioualökoiiomic  und  besonder»  auch  auf  die  Litteratur  Uber  oiui^luc  practischu 
Specialfragen  zn  renreisen.  Mao  wird  hier,  z.  B.  bei  den  ErOrteninigren  (tbcr  irgend- 
welche B«chratikuniron  der  i)LT^(^hlicji<  ii  Freiheit  nnd  des  Eifreuthuui-?.  -tet?  die  Ab- 
weiüunß^  mit  dem  Hinweis  auf  die  ..wtrtiischaftlichcn  Naturg;eäe(ze"  uotirirt  finden, 
d.  h.  :>chlie?slich  boil  immer  das  all^^emeiu  verbreitete  und  doch  jeden  Widerstand 
brechende  Selbstinteresse  solche  Beschrlnkonfon  nnthnnlich  machen.  S.  die  Litteratnr 
in  Buch  I.  §.  HO'!. 

2.  Diese  BeweislttbroDg  wird  daun  im  Einselnen  etwa  folgender- 
maassen  näher  begründet 

a)  Ohne  perslJn liebe  Freiheit  ist  kein  hinllinglicb  starkes 
VotiF  vorhanden,  über  jenes  der  Annahme  nach  stets  oder  doeb 
meist  geringe  Maass  hinaus  za  arbeiten ,  yollends  aber  Uber  jene 
geringe  Qualität  der  Arbeit  binans  zu  gelaugeu,  welche  durch 
Zwang  und  Furcht  zu  erzielen  sind. 

b)  ebne  F  r  e  i  b  e  i  t  und  P  r  i  v  a  t  c  i  g  e  n  t  b  u  m  aucb  an 
Kapital  (d.  b.  also  oline  K  ap  ita  Ib  es  i  r  z  .  I.  129)  und  an 
f^run  d  st  liek  cn  besteht  keine  Neigung,  dem  iininilteli»aren  Consun» 
zum  Genuss  Güter  vorzueutbalten  und  durch  den  Sparproecss 
Kapital  zu  bilden,  noch  dem  Boden  Kapital  und  Arbeit  in  ver- 
mehrter Menge  und  in  cri'orderiicber  Art  und  Qualität  zuzuführen, 
d.  b.  ihn  intensiver  zu  bebauen,  wie  es  regelmässig  nüthig  wird, 
nm  ihm  fUr  eine  grossere  und  bedürfnissreichere  Bevölkerung  mehr 
vud  bessere  und  mannigfaltigere  Frflehte  abzugewinnen.  Damit 
aber  fehlt  es  also  an  volkswirthschafUichem,  an  National-  oder 
Social- Kapital  (..Kapital  an  sich",  1,  §.  129)  und  an  Bodenpro- 
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ducten,  folglich  an  den  Voraussetzeugeii  besserer  ökonomischer 
Lage,  reichlicherer  Bedttrioissbefriedigaog^  schliesslich  auch  höherer 
Cnltur  der  Bevölkerung:  das  erste  grosse  volkswirthschaftlicbe 
Problem y  dasjenige  geotigeiider  ProdoctioD,  wird  nicht  ordent- 
lich gelost 

c)  Ohne  Vertragsfreiheit  ferner  keine  Möglichkeit  der 
vom  EinzeWortheil  geforderten  besten  Verwerthnng  der  persönlichen 
Fähigkeiten y  der  Arbeitskraft,  der  im  Eigenthnm  stehenden  Guter, 
daher  kein  genflgender  Sporn  wirthscbaftlicher  Thatkraft;  ebenso 
keine  Möglichkeit  grossartiger  Entwicklung  der  Arbeitstheilnng  und 
des  Grossbetriebs. 

d)  Ohne  Erbrecht  jedenfalls  viel  ^aningcrc  Neigung  zum 
Sparen  und  daher  wenijjer  Kapifalbildunij;,  vielmelir  grössere  Ver- 
zehrung des  Kinkomnions.  Dadurch  fällt  das  siltiicli  berechtigtste 
M(ftiv  des  .Sparens,  dio  \V;ilirnebmui)g  der  Interessen  der  Familie, 
also  Anderer,  wenn  auch  Xalicsteliender,  fort  und  rein  persön- 
liche, egoistische  Interessen,  statt  mehr  oder  weiiii;er  altruistischer, 
greifen  vollends  Platz.  Gleitlizeiiig  wachsen  die  Mittel  zur  weiteren 
VermehruDg  und  VerbesseruDg  der  Production  und  hiermit  zur 
Hebung  der  Wirthsehaft  and  Cultur  des  ganzen  Volks  viel  lang- 
samer und  der  Spielraum  der  nachhaltigen  \'(ilksverniehrung  wird 
enger,  obgleich  die  (rchurtenzahl  wahrscheinlich  stark  steigt,  da 
die  Motive  zur  Beschränknng  derselben  geschwächt  sind. 

e)  Endlich  ohne  feste  Anerkennung  der  einmal  er- 
worbenen (Privat -)Rechte  nnd  des  Princtps,  dass  dieselben 
nur  vertragsmässig,  also  mit  Zustimmung  des  Berechtigten 
nnd  nach  den  mit  diesem  verabredeten  Ökonomischen  und  sonstigen 
Bedingungen  beseitigt  werden  können,  keine  Sicherheit  des  (Privat-) 
Eigenthnms  und  des  gcsammten  Verkehrs;  statt  dessen  die  volks- 
wirtbschaftüch  nachtheiligste  Macht  des  Staats,  durch  neue,  rlick- 
greifend  wirkende  Gesetze  PrivatvernKigen  rechtmässig;''  zu  con- 
iisciren  und  die  Existenz  der  (hnon  P»etrojTenen  zu  untergraben. 

§.  18  [194 1.  —  C.  Vj  i  n  w  e  n  d  u  u  g  e  n  gegen  diese  Ii  e  - 
g  r  II  n  d  u  n  g  d  e  s  m  o  d  e  r  n  e  n  W  i  r  t  b  s  c  b  a  f  t  s  r  e  c  h  t  s.  Die  voraus- 
gebende Beweisiiiluung  stutzt  sich  aul  Deduction  aus  der  wirtb- 
schaftlichen  Natur  des  Menschen,  wie  diese  Natur  in  der  Doctriu 
des  ökonomischen  Individualismus  aufgefasst  wird,  nnd  enthält 
sicherlich  viel  Richtiges.  Sie  erlangt  auch  im  Grossen  und  Ganzen 
vielfache  Bestätigungen  dnrch  die  Erfahrung  im  Verkehr.  Dennoch 
erheben  sich  gegen  die  Tragweite  der  anf  diese  Weise  gezogenen 
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bchlttsse  wesentliclie,  aber  früher  selten  gehörig  beachtete  Ein- 
wendongen gerade  yom  volkswirthücbafüicben  Gesicbtspnnote  ans. 

1.  Znerat  nnd  vor  Allem  ist  die  Anftaasang  der  wirthsehait- 
licben  Natnr  des  Mensoben  eine  viel  zn  enge,  zn  einseitigei  nn- 
bisloriscbey  nnreale,  welcbe  auf  einer  völlig  nogenttgenden  Oko- 
Domiscben  Psychologie  benibt  Eine  sorgfültigere  Analyse  der  das 
wirthscbaftlicbe  Handeln  bestimmenden  Leit-  nnd  Specialmotive, 
eine  Verwerthung  der  Ergebnisse  innerer  psychologischer  Prüfung 
und  der  Husseren  Erlahrnngstbatsaohen  führt  zu  einer  wesent- 
lichen Einschränkung  der  thatsächlicljcu  ßcdeiitiii!^'  Jones  „ersten 
egoistischen  Leitmotivs",  zur  Anerkennung  des  um  lassenden  Mit- 
spielens anderer  Motive  und  zur  Annahiue  der  imlividuellen,  gruj)pen-, 
classen-,  berufs-,  Zeitalter-,  volks-  und  ländervveisen  Veränderung 
der  wirtlischaftlichen  Motivation,  der  Art,  der  iStärke,  der  (Joni- 
l)ination  der  einzelnen  Motive. 

Hi«Tf>ir  ronüet  es  jetzt,  auf  d'm  nihereii  Aii-^t'.linirigcn  üljor  die  wirtbschaftliclie 
JSatiir  des  Meuäcbea  onii  dio  MoüraÜon  („ökoiiuuiiäclie  Pi^ycliologie")  im  1.  Tbuil 
der  S.  Anflago  dieses  Werks,  and  iwar  insbesondei«  anf  das  ganze  1.  Kapitel  des 
Bd^  1  Bezog  n  nehmen. 

2.  Jene  Beweisfttbmng  sncbt  zwar  die  persönlicbe  Freibeit, 
das  volle  Privateigentbnm  nnd,  die  Gonseqaenz  beider  Recbts- 
inatitnte,  die  volle  Vertragsfreibeit  als  notbwendige  Postnlate  gerade 
aneh  vom  volkswirtbscbaftlicben,  nicbt  bloss  vom  privätwirtbscbaft- 
licben,  vom  gescllscbaftlicben  oder  socialen,  nicbt  bloss  vom  indi- 
vidnalistischen  Gesicbtspancte  ans  binznstellen.  Aber  es  wird 
dabei  doch  viel  zu  sehr  von  vornherein  die  erst  nocb  zn  erweisende 
volle  Identität  des  j)rivat-  und  volkswirthschaftlichen,  des  Individual- 
und  des  gesellschartlicheu  Interesses  vorausgesetzt.  Dies  zeigt  sich 
namentlich  in  zwei  Puncten.  Einmal  werden  die  Nachtheile, 
welche  eine  so  jxanz  absolute  Fornuiliruug  der  Freiheits-,  Eigen- 
thuois-  und  X'crtiagsrechte  tür  die  Gesammtheit  und  Kir  einzelne 
grosse  ('lassen  der  Bevölkerung  so  leicht  und  crrahrungsniässi^  so 
oft  mit  sich  bringt,  meist  ganz  Ubersehen,  z.  H.  in  der  Frage  der 
Freizügigkeit,  des  GrandeigCDthnms,  zumal  des  städtischen,  des 
Arbeitsvertrags,  des  Zinsvertrags.  Sodann  wird  zu  wenig  beachtet, 
ob  die  N'ortheile,  welche  die  nene  Gestaltung  des  Verkehrsrechts 
allen  Einzelnen  zwar  bieten  kann,  auch  wirklich  nach  der  Erfahrung 
Allen  nnd  eintgermaassen  gleicbmässig  zn  Gute  kommen.  Aucb 
dies  wird  ebne  Beweis  zn  allgemein  angenommen. 

In  Ganzen  iSist  sich  zum  Beleg  dieser  Einwcndanpcn  auf  dio  Erörterungen 
aber  die  Conjunctur  :l,  §.  165— über  die  Regelung'  dor  Vcrthcihinif  (l,  §.  269 
A.  WftgB*r,  OnudleffUff.  8.  Aaffl.  2.  ThaiL  Volkiwirthacbafl «.  Ba«ht.  3 
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bis  290)  und  namentlich  über  das  moderne  privatwirthscliaftliche  System  def  freicD 
Coucurrenz  (I,  §.  308—32.'}")  im  1.  Thcil  der  (irundlcgung  verweisen. 

3.  Freiheit  und  Privateigenthum  werden  ferner  zu  einseitig 
nur  als  individuelle  Rechte  angesehen,  die  damit  in  der  Gesell- 
schaft, in  der  Volkswirthscliaft  nothwendig  verbundenen  (socialen) 
Pflichten  kommen  zu  wenig  zur  Geltung.  Erst  mit  der  Anerkennung 
dieses  socialen  Pflicbtmoments  nnd  damit  der  Kehrseite  jener  beiden 
BecbtsiDstitute  verlieren  dieselben  den  rein  individualisttschen, 
privatwirthscbaftlicben  nnd  erhalten  ihren  nothwendigen  socialen, 
Yolkswirthschaftliehen  Gharacter.  Das  Eigenthom  iosbesondere 
tritt  erst  dadurch  ans  der  Torberrsehend  rein  pri?atrechUiehen  Anf- 
fassnng  heraus,  nm  als  grosses  Reehtsinstitnt  des  Yerkebrsreefats 
nothwendig  mit  unter  den  Öffentlich- rechtlieben  Gesicbtspunct  zu 
kommen. 

§.  19  [195].  —  4.  Die  social  und  TolkswirthschaiUich  bedenk- 
liche Folge  dieser  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  nnd  Eigen- 
thumsordnuDg  selbst  aus  dem  Gesicbtspancte  des  Interesses  und 

Rechts  des  Individuums  ist  nur  zn  leicht  eine  Uusserlich  forma- 
listische Behandlun^'^ ,  eine  unhaltbar  absolute  Fornuilirung  und 
rein  apriorische  Construction  jener  Rechtsinstitute,  ohne  dass  diese 
letzteren  an  ihren  Wirkungen  geprüit  werden.  Die  Entwicklung 
des  römischen  Rechts  und  alle  neuere  Erfahrung  bestätigt  dies. 
Hesonders  seh'adlich  erweisen  sieh  vom  volkswiithsehnfrlichcn  »Stand- 
puncte  aus  die  rein  apriorische  Construction  des  Begriil's  der  j)ersön- 
lichen  Freiheit  und  des  Eigenthumsbegritfs,  sowie  dessen  absolute 
Formulirung  und  die  gleiche  Behandlung  des  Yertragsrechts  und 
Erbrechts. 

a)  Apriorisch  wird  ein  Begriff  der  persönlichen  Freiheit 
aus  dem  Wesen  des  ganz  selbständig  gedachten  Individuums  ab- 
geleitet. 

Die  Kationalökonomi  ii  di-r  fit  iliandlLiibclicn,  d.  h.  der  physiokraii^c  h-Suiith'scLeii, 
liberal-iudividnalistischen  Kiclituiig  haben  zwar  selten  genug  iliro  Theoreme  auf  ihien 
lotzton  Ausgan{;spaiict  zorOrkgefahrt ,  aber  sie  argamuntircn  steis  so,  dass  das  ganz 
seJUtAndig  gedachte  Indiridaam  als  s'üIm  Itveigende,  bclbstrersUndliche  VoraussctzoDg 
anp?nommcn  werden  iniiss.  wenn  die  Arjriinn'iitation  nicht  von  vornlierein  als  g&DZ 
willkuhrlich  crsclieintn  buli.  Es  offenbart  äicjli  hier  dio  allgemeine  phiiosophitfcho 
Gruudlat^e.  welche  jene  uatlooftlOkonomisohe  Bichtong  der  hemclirad<»  Philosopbio 
ihrer  Zeit,  des  IS.  Jahrhunderts,  entnommen  hat:  die  Ann.^huie  „natürlicher  M<"nsrl:<  n- 
recbte"  des  ludividuumä  als  solclion ,  auch  iu  duu  uatioualökonoiuiscbcn  Bcwciä- 
fdhrungen.  Siehe  Ober  diese  Gmodlage  jetzt  besonders  die  beiden  Schriften  von 
Hasbach  ül»  r  die  philosophischen  Grundlagen  der  Quesnay- Smith  sehen  Politischen 
Oeiconomie  (18i'0)  und  die  üntersucii untren  über  A.  Suiiih.  Die  bcschraulvciido  Ttitcre 
6eirerbe?eriassung,  das  Prohibitiv-  und  iSc]lUlzi£oli^y5tetu.  die  AKrarveilassun^'  und  mit 
einem  Worte  die  ganze  ^iltcic  Wirthschafisordnnng  verbtöst>t  gegen  die  uatiirlichen 
Buchte  des  Indiridaams,  und  dies  ist  der  letzte  principieile  6mnd  ihrer  Vorvorfung 
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»nch  seitens  der  Volkswirthe.  Der  Nachweis  nachtheiliger  Wirkonfreii  der  Bescliränk- 
ongeo  für  den  Verkehr  kommt  daan  aar  noch  als  ein  practischer  (iruud  dazu.  — 
Hier  Hegt  der  OroBdirrtliBm  der  Sehlde,  TOn  dem  es  sich  loszusagen  gilt.  Wie  schwer 
iies  ist.  zeigt  z.  B.  der  sonst  aof  einem  einigermussen  verwandten  Standpuncte  mit 
diesem  Werk  stehende  Maurus  in  seiner  „Freiheit  in  der  Volkswirthschaft",  Heidel- 
berg 1873,  wo  sogar  im  1.  Kapitel  ausdruclklich  gesagt  wird:  „nicht  die  Individual- 
freiheit,  sondern  die  WohlfahrtsTermehrang  ist  das  oberbte  Princip  flQr  die  wirthseheft- 
liehe  Organisation  der  üosellschaft",  S,  12,  gleichwohl  aber  z.  R  selbst  die  heotigo 
deotsche  FreizUfigkeitsgciietz^ebang  noch  als  eine  die  individuelle  Freiheit  zu  sehr 
beedolakeode  VeseiebBet  wird,  8.  151 1   Vorgl.  dagegen  vatea  §.  66  ff. 

Jene  apriorische  Ableitung  des  Begriflfs  der  persönlichen  Frei- 
heit hat  zwei  schlimme  Folgen. 

Eiuiual  ist  allerdings  eine  solche  Freiheit  mit  dem  gesellschaft- 
lichen Zusammenleben  und  den  volkswirthschaltlicheu  Anforderungen 
schlechterdings  anvereinbar  und  kann  daher  auch  in  der  Wirk- 
lichkeit niemals  vollständig  im  positiven  Rechte  anerkannt  werden 
(§.  47  ff.).  Aber  die  Folge  jener  apriorischen  Begriffsconstmction 
eines  atomistisch-indiTidualistischen  Natorrechts  ist,  dass  immer 
wieder  nene  FordeniDgen  hinsichtUcb  der  Gestaltnng  des  positiven 
Reehts  benrortreten  nnd  ohne  Weiteres  als  begrtfndet,  beinahe  als 
selbetvefsOiidlieb  gelten,  dass  also  möglicbst  absolute  persönliche 
Freiheit  und  ein  dementspreohendes  Vertragsrecbt  gewährt  werden 
solle.  Jede  weitere  Besehrftnkang  der  Freiheit,  welche  etwa  im 
gesohicbtlieh  ttberkommenen  geltenden  Rechte  noch  festgehalten  ist, 
oder  Tollends  eine  solche,  welche  im  Interesse  der  Gesammtheit 
neu  eingeführt  werden  soll,  begegnet  dann  ohne  Weiteres  einer 
principiellen  Opposition,  weil  sie  dem  abstracten  Freiheitshegrift' 
widerspricht.  Es  ist  nur  zu  begreiflich,  dass  deshalb  radicale 
Forderungen  unter  Umständen  in  einem  für  das  Gesammtinteresse 
bcdeiikliehen  Umfange  gesetzliche  Sanetiou  erlangen:  als  blosse 
Consequenzen  des  Princips,  obne  Untersuchung  der  that- 
sächlichen  VerbältDisse  und  der  daraus  folgenden  BedUrlhisse 
und  Berechtigang. 

Haii  denke  an  die  Oppodtion  gegen  Schulzwang,  Militairzwang,  Veniicherungs- 
zwanir,  Impfzwanir.  Zwang  znm  Beitriit  zu  Meliurationsjerenossenschaften ,  zur  Theil- 
iiahfflc  an  wirthschalüichcn  Xicformen,  (z.  B.  im  Agrarwescn)  u.  s.  w.,  —  ötcls  mit 
demArgemeBt,  daee  die  „persönliche  Freiheit"  dadurch  be^c  hränkt  werde,  was  richtig, 
aber  an  und  f\ir  sich  kein  Gegengrund  ist;  vic-luichr  uuip-i-kclirt ,  weil  >olr}it'r  Zwanp: 
nicht  ganz  zu  entbehren,  ist  die  unbeschränkte  indiriduello  Freiheit  ein  unhaltbares 
PeetBlBt  Der  mögliche  MisebraBch,  die  rerkommeade  BnpasseBde  AnwendoBg  des 
Zwangs  wird  damit  natarlich  nicht  bestritleB  Bnd  nicht  entschuldiget,  beweist  aber  nichts 
ia  der  hier  erörterten  Frage.  Vgl.  Grundlegung  I,  §.  a^b,  350,  351  Uber  den  Zwang. 

Andrerseits  wird  die  Freiheit  doch  wieder  so  änsserlich 
formal  gefasst,  dass  sie  nebst  ihrer  weiteren  Consequenz,  der 
formalen  Gleichheit  (§.  48  ff.),  practisch  im  Leben  nnd  be- 
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sonders  im  wirthschaftlichcu  Verkehr,  bei  den  VertragsschlUssen 
(Arbeits-,  Darlehns-,  Mieth-,  Pacht-,  Kaufvertrag  n.  s.  w.)  oft  für 
die  grosse  Masse  der  BeTtflkernng  niir  eine  geringe  Bedentaog 
hat,  materiell  eigentUch  nnr  eine  Fiction  ist  Sie  reicht  fllr  sich 
allein  nicht  ans,  nm  fttr  alle  Betheiligten  im  Verkehr,  vor  Allem 
bei  Jenen  Vertragsschliessnngen,  wirkliche  Freiheit  nnd  Gleichheit 
tu  yerbtirgen.  Die  einmal  bestehende  Fiction  hat  aber  gleichwohl 
wichtige  practische  Gonseqnenzen. 

So  wird  /.  B.  principii-ll  die  Forderung  einer  Boscbränkuni;  der  Staatsth&tigkcit 
in  «Ueii  wirthschaftlicheti  Angelegenbeiten  gestellt,  voil  die  formal  freien  und  gleichen 
Pt'rsoncn  TormeintÜch  allein  riclitifr,  aber  auch  ansrfirheiicl  für  sich  sorj^tMi  konnten. 
£ä  entäteht  dann  wohl  die  Ansicht,  als  ob  die  KechtüeutwicUuog  mit  der  Gewähr  der 
pentalichen  Fnihait  und  Gleichheit  der  Individaen  und  mit  der  vollen  Vertrags- 
frciheit  ein  für  allemal  ihren  Abschluss  fri'ftin<len  habe.  Eine  nicht  blnss  tlioorotisrh 
und  practiach  falsche,  aondorn  auch  eine  üocialpoUtisch  und  voUswirthscbaftlich 
geradeza  geffthiHche  Anrieht  Denn  die  persSnHche  Freiheit  Oberhaupt  and  die 
Vt  rtragsfreihcit  speciell  muss  Inhalt,  Umfang  und  daher  aut  h  Beschränkung  mit  nach 
Bedürfnissen  Jcr  Gesammtheit  erhalten.  Da  di«-^*'  BediirfnibN;  selbst  «ieder  dem 
geschichtlichen  Wechsel  unterliegen,  so  kann  die  Th  amkeit  des  btaati  und  der  Gesetz- 
gebung auch  auf  diesem  (iebicte  niemals  auf  die  Dauer  abgesohlesseD  fein:  am 
Wenigsten  in  dem  I'alle.  wenn,  wie  jetit  bei  uns,  einseitige  ronsc<inenzen  atomistisch- 
indiridaalistischer  Auffassang  der  persönlichen  Freiheit  ohne  KUcksicht  auf  die  gesell- 
flchafUiehe  Hfickwirlranf  im  geltenden  Rechte  über  Gebühr  znr  Anerkennung 
Inagt  sind. 

So  wurde  z.  B.  in  Deutachland,  vollends  iu  England  der  Versicherung^zwang 
gegen  enraehtene  Arbeiter  oder  die  EinfUhning  eines  gesetzlichen  Mazimalarbeits- 
tag«  für  solche,  wenigstens  für  die  Männer,  aus  solchen  Gesichtspuncten  noch  vielfach 
abgewiesen,  z.  B.  von  d^n  Vortretern  der  deutschen  Gewerkvercine .  M.  Hirsch. 
Fr.  Duncker.  (Vergl.  die  Debatten  auf  dem  Eiseuacher  socialpolitischen  Congre^ 
1874,  aber  auch  noch  in  der  Gegenwart,  wie  die  parlamentarischen  Debatten  bd  Ge- 
legenheit der  deutschen  (iewerbcordninip^s-Norelle  Id-tr  ■Hcnd  Arbeiter-M^hntz  1*^91' 
beweisen.)  Ganz  iu  derselben  Einseitigkeit  wie  die  liberalen  Oekonomisten  der  Neuzeit 
Terftbrt  in  seiner  Schrift  ,«Arbeiter?er8ichemng**  L.  Brentano.  Wie  jene  annehmen, 
dass  die  persönliche  Freiheit  ausreiche,  rieljtiu-c  nnd  gerechte  Vcrtheilung  /u  ver- 
bürgen, so  Brentano,  dass  dies  bei  freier  (icwcrkvereinsdrtranisation  der  Arbeiter 
geschehe.  Diese  ist  ihm  das  Complemeul  des  Freiheit»-  und  Glei.  hheitsprincips. 
Alle  andren  einwirkenden  Fnctoren  werden  ignorirt  und  mit  der  Ableitung  der  Con- 
aequenz  aus  dem  Princip  erscheint  die  Aufgabe  erledigt  Eine  eigenthftmlicbe 
^^realistische"  Methode  der  Bewciafuhning. 

§.  20  |UK)].  —  h)  Da^i  voruebniste  l'iincip  der  Eigeuthuuis- 
ordnuug  ist  das  rein  individualistisch  aulgefasste,  möglichst  ab- 
solute Pri  vateigenth  um  an  allen  Arten  von  SachgUtern.  Der 
EigCDthamsbegrifT  wird  dabei  wiederum  apriorisch  construirt,  indeni 
das  Wesen  des  Kigenthums  in  nnomschränkter  Befugniss  des 
Eigentbttmers,  Uber  die  Sache  zu  yerftlgen,  gefunden  wird.  Dieser 
Eigenthnmsbegriff  soll  dann  im  geltenden  Rechte  Terwirklicht 
werden. 

Danach  wird  der  Wille  oder  richtiger  selbst  di.  Willkühr  des  EigenthUmc« 
Üus  uteudi  et  abutendi  rc  sua;  s.  u.)  als  das  Moment  anerkannt,  welches  alloin  über 
die  YOTVendnng  der  im  Eigentbum  stehenden  Ciutcr  eniachcidct.  Dieser  AulYassuug 
entiprechend  giebt  dae  Eigenthnm  ftberhnnpt  eigentlich  nur  Kechte.  Auch  Pflichten 
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als  Aosflusa  desselben  aafzustellon,  erscheint  dagegen  von  romehcrein  als  Widerspruch 
gegen  den  Eigenthumsbo^riü,  als  „unjuristisch*' ,  wie  dio  Privatrechtsvertreter  dies 
dann  formuliren.  ohne  die  pelitio  priiicipii,  die  sie  dabei  begehen,  auch  nur  zu  meikon. 
Dasselbe  gilt  von  n>-^c}ir:itikuiis:on  di>s  Kii^enthuuis,  wrlclu'  sich  unt  der  principiel!f?n 
Sclirankealoäigkeit  der  Verfugungabefugnisse  des  EigcnthUincrs  nicht  vertragen.  Soweit 
etwa  gttsehiebdicb  überkonmen  Bind,  werden  sfe  daber  mOglfebst  beseitigt.  Unter 
die  Schablone  Jos  einen,  absoluten  EigenthumsbegriSs  werden  tVrn<  r  alle  Arten  Sach- 
ftttor  (mitonter  auch  gewisse  „Verhältnisse"  [I,  §.  11*,)],  wie  anderseits  ehedem  die 
Dnfteieo «  die  Sclnren)  möglichst  gleichmftssig  gezwängt.  Dtber  werden  die  etwa 
noch  bestehenden  Ver>chiedenheiten  deB  Eigenthomsrcchts  nach  der  Art  der  GQIer, 
welche  das  Eirenthum  umfasst,  verworfen  und  thunlichst  beseitig,  weil  sie  dem  an» 

Senommeneu  Eigcuthumabegrilie  widerstreiten.  Dies  zeigt  bich  a.  A.  namentlich  in 
ea  Streben  nach  rechtlicher  GleidisteUang  des  Grandeigenthums  mit  dem  Eigenthnm 
an  bewe^rlichen  fnUcrn  tind  der  verschiedenen  Arten  des  (irun<leijrentliums.  z.  B.  an 
Agrar-  and  t'orstboden,  unter  cioander.  Ebenso  unterbleibt  in  der  Hauptsache  im 
Rechte  jede  Ontencheidanir  des  EigenthnntB  nach  den  Zwecken  der  beweglichen  Guter 
und  damit  fehlt  dem  i  lif.'  die  volks-  nnd  einzelwirthschaftlich  so  wichtige  Unter- 
M±eidang  von  Kapitaleigenthum  and  Eigenthnm  an  Gebiauclisvenn&gen  (L,  ^.  12b} 
foUst&ndig. 

Die  Folge  solcher  Auffi.ssniiL'en  ist,  dass  r.  R.  jede  aus  dem  ökonomischen 
Wesen  des  Forstbodens  foljiciide  „Beschränkung"  des  Forsteigenthums  vom  Waldbesitzer 
als  ein  Eiugriti  in  sein  „natürliches"  Eigenthumsrecht,  ja,  als  eine  Verletzung  seiner 
Preiheitssphire,  mithin  seiner  salbet  gilt  Dahw  die  öfien  aufgetauchte  Forderung 
der  Waldbesitzer,  niclit  nur  für  neue  Bcschränkuneen.  sondern  sell)st  für  altbestehcnde, 
aber  dem  absoluten  Eigenthumsbegrifi*  widersprecheade  entschädigt  zu  werden;  eveu- 
toeO  die  Fordemng,  dass  der  Staat  ezproprüre,  wenn  ancb  nur  die  Beibebaltiing 
solcher  Beschränkungen  im  onenilichen  Interesse  geboten  sei.  Alles  ODter  BetoftUig 
auf  den  „verfassungsmässig"  gesicherten  ..Schutz  des  Eigeutbums"! 

Die  EigentbtinisordnuDg,  welche  sich  dergestalt  ergiebt,  ist 
sooach  Dar  ein  Product  der  Abstraction  nnd  eine  logische 
CoDsequenz  einer  absolnt gefassten persönlichen  Frei- 
heit des  IndiTidnums  and  eines  apriorischen  ab- 
soluten Eigenthnmsbegriffs»  nieht  einProdnct  der  realen 
Bedürfnisse  des  gesellscbaftlielien  Zusammenlebens.  Sie  wird  aber 
in  jener  Weise  ans  zwei  Grtnden  ganz  nnbedenklieh  fttr  die  Praiis 
postnlirt 

Einmal,  weil  sie  sieb  im  rOmi sehen  fieebte  im  Wesent^ 
liehen  so  gestaltet  bat. 

Des  römische  Privatrecht,  das  Recht  eines  Volks,  dessen  Volkswirthscball  auf 
dem  Herrsch aftsprincip  der  Eroberung  und  Sclaverei,  nicht  auf  dem  Prineip  dee 
Erwerbs  durcli  eic -ne  Arbeit  beruhte,  wurde  und  wird  aber  vielfach  als  das  „Muster- 
recht**,  ab  das  „wahre  Kecht",  ja  kurzweg  als  „das  Uecbt",  die  Quintessenz  der 
jnrlstiBeben  Logik,  Oberhaopt  betrachtet:  dne  elgeoUittmliche,  geecbiehttich  erklärliche, 
aber  deswegen  nicht  Weniger  unrichtige  AMicht,  welche  anf  eine  petitio  prindpii 
hinanskoinmt. 

Tergl.  unten  §.  126 IF.  ttber  den Eigenthmnebegrif,  besonders  Ihering.  der  gende 

se  bestimmt  wie  ich  den  absoluten  Eigenthumsbegriff  und  die  Idenliticirung  des  rrtinisch- 
rechtlichcn  mit  letzterem  abweist.  Ebenso  Gierkc.  Die  ünhaltbarkeit  der  Formulirung 
eines  absoluten  Eigenthumsbegrills  folgt  übrigens* auch  im  römischen  Rechte  aoa 
dem  sun  '^Ol  Vtendi  et  tbutendi  re  sua"  hinzugefugten,  wenn  auch  gewöhnlich 
ignorirten  Satze:  quatenns  juris  ratio  patitnr.  Die  Juristen  ziehen  nur  meistens  dio 
erforderlichen  Consequenzen  aus  der  Beschränkung  des  Eigentbums  nicht  für  den 
Begriff  selbeL  Des  ««^biiti**  bedeutet  alleidinge  nicht  nothwendig  „miss-brauchen 
ioideni  auch  —  ud  wie  liiBcbe  behaupten  lUeia  ~~  „Terbiaiicheii*\  oder  Recht 


3Ö      1.  fi.  J.  K.  WirÜifiobafU.  Eecht.  2.  A.  AUg«m.  Betnchtuiig.     2J,  22. 


zur  Aut/.cliruiig  der  Substanz  i^Knics.  Geld,  S.  uiit  Üc/acliun^^  aui  balmasiu:» 
fiMt  CS  noch  etwa»  andere ).  Aber  die  Hindeotung  auf  do  Bacht  «,bb  ZOD  Hits» 
bnuich"  ist  nit  dem  Won  docli  Mch  beabaicbtigt  worden. 

Sodann  meint  man  die  a  priori  geforderte  Oestaltong  der 
Eigenthnmsordnnng  ancli  a  posteriori  rechtfertigen  nnd  als  die 
allein  richtige  nnd  erspriessliche  begründen  zn  können.  Sie  soll 
nemlich  nicht  nur  mit  dem  Interesse  des  Individnams  nnd  der 
Priyatwirthsohaft,  sondern  anch  mit  dem  Gesammtinteresse  des 
Volks  nnd  seiner  Volkswirthsehaft  vollkommen  ttbereinsümmea. 
Aber  der  Beweis  dafllr  wird  nicht  genügend  gefHhrt. 

Ks  wird  dabei  nur  wieder  vou  vornherein  die  latcreiisonsolidaritat  dch  ludir;- 
daams  und  der  Gesellschaft,  der  Prffat-  nnd  der  Volkswirthsehaft  angeDommeo,  stott 
>'ui  erst  zn  beweisen.  Die  W  irktuifron  aber,  welche  eine  solche  Eigenthuinsordnang 
aaf  das  ganze  Volk  wie  auf  die  eiazeloon  Olassen,  besonders  auf  die  besitzloseo, 
sogenafiDten  VDtereD  «rbettendea  Cianen  «uObt,  Verden  nicht  erostlieb  geprQlt  Sie 
gelten  entweder  als  einmal  Dnver&nderlich,  die  daher  •elbitTer>tän<llich  einfach  hin- 
geooiomen  werden  müssen,  oder  sie  werden  auch  mit  falschem  Optimiamus  als  durch- 
aus guu&tig  hingestellt  So  vird  an  dem  schrankenlos  willkobrlicben  eigenen  Ge- 
brauche der  Güter,  den  das  Eifenthiin  gestattet,  und  an  der  Freiheit,  beliebig  daveh 
Verträge  über  das  Eigenthum  zn  rerfileen.  nirhls  bemängelt. 

Siehe  die  AusflUhruDg  gegen  das  jus  abuteudi,  dass  das  Hecht  der  Zerstörting 
mit  «itiillt,  von  Val.  Mayer.  Eigenthum  nach  den  Ferschiedetieii  Weltapsehaiioogen, 

Freiburg  1S71,  S.  II. —  Die  Nationalökonomie  der  physiokratiscb-Smith'schen  Schale 
hat  sich  in  der  Hejjel  um  die  BeirrUndung.  Erkl&rung  und  Kr'<  litrorii?ung  der  Eigen- 
thumsinstitution  gar  nicht  gekümmert  und  die  letztere  eiufach  als  solbstrcrbtändliche 
Thatsache  hingenommen.  (Siehe  die  Vorbemerkungen  oben  §.  4.)  Dies  hing  noch 
mit  der  einseitig  privatwirthscliaftlichen  Behandluncsweise  der  Disciplin  zii'rinimen. 
So  kann  et»  nicht  Wunder  uehmen,  dass  ia  einem  Werke  wie  Bentzsch'  Haudwörtor- 
bneh  der  YolInwirtbichafbiebTe  der  Artikel  Eigenthum  (reo  Frahnnf)  sieh  anf  die 
dOrfUgste  formalfechtliclie  Behandlung  des  Eigenthums  be.schr.1nkt.  Wo  die  N  itional- 
Okouomie  etwas  tiefer  auf  die  Institution  einging,  hat  sie  sich  die  Begründung  mit 
der  natürlich-Ökonomischen  Theorie  (siehe  unten  §.  102,  107  ff.)  oder  mit  der  Arbeits- 
theorie (§.114  ff.)  zu  leicht  gemacht,  was  auch  ron  Bastint  gilt,  siehe  dessen 
haiDonies  6conomiques  ch.8, 9,  und  pamphlets,propri6tä  et  loi  (oenrres,  1 S54,  IV,  275  fi.i. 

§.21  [197].  —  e)  Nicht  anders  ergeht  es  dem  Erbrechte. 
Aach  dieses  wird  ebenso  scbrankeiiloB  and  absolat  hingestellt  wie 
das  Eigentham,  indem  gewissermaassen  die  schroffsten  Gonseqoenzen 
des  dentsoh-rechtUchen  and  des  römisch-rechtlichen  Erbrechtsprincips 
▼ereinigt  werden. 

So  vird  int  Intestaterbreeht  die  sittliche,  sociale  nnd  dkonomische  Bedeotong 
der  Familie  ausserordentlich  ubertrieben  mittelst  Fcsthaltung  eines  Erbrechts  der 
„Fsnilie**  bis  so  den  entferntesten  „Verwandten"  hin«  —  im  Widerspruch  mit  der 
sonstigen  indiridaalistiscben  Auffassung,  wdche  im  wirthschaftlichen  Verkehnrecht 

zur  Geltung  gelangt  ist  und  den  Familienverband  oft  venig  genug  beachtet  Und 
daneben  wird  dem  Erblasser  im  testamentarischen  Erbrechte  öfters  eine  Ver- 
fugungsbefugnibä  Uber  se)n  \  eimugen  Uber  den  Tod  hinaus  gegeben,  welche  nur  etva 
durch  das  Pflichttheilsrecht  beschränkt,  sonst  practisch  so  gut  vie  nnbegreaxt  ilt. 
So  kann  über  eim-n  Theil  des  Volksvcrmftgens  in  der  Form  von  Priratfcrmögen  ganz 
nach  indiridueilem  Ermcbseu,  ohne  jede  Kucisicht  auf  die  Folgen  for  die  ganze 
y<^lnvi]thsehaft ,  der  Wille  längst  verstorbener  maassgebend  entscheiden.  Dtniit 
*  Vild  nber  das  schiene  pietätvolle  Princip  der  „Achtung  vor  den  Todten"  so  übertrieben, 
diso  00  unhaltbar  wird  und  dass  das  Ergiknzungsprincip:  ««den  Lebenden  gehört  die 
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Well"«  nothweiidi^  nach  Geltung  ringt.  Aach  der  ia  der  Frage  mitunter  aagerafeoe 
OlMbe  an  die  persönliche  Oasterblidibtfil  gebietet  eioe  ao  veit  gehende  BerOckrich- 

tigUDg  des  Willens  Verstorbener  im  testamentariscln  ii  Erbrocht  in  den  echt  irdischen 
DiAgen  der  YermOgeoswelt  rernaoftiger  Weise  selbst  far  Diejenigen  nicht,  welche 
diesen  Ginnben  hegen. 

Vcrfrl.  Lanj^c.  Arbeiterfinge,  3.  Anfl.  S.  2*^5:  Lassalle,  System  der  erworbenen 
Rechte,  II,  S.  604  fF.,  mit  der  Darlej;uni?  von  Leibnitz's  Theorie  (Ks  tcstamenta- 
rischen  Erbrechts  and  der  BegrUiiduiig  de^  letzteren  auf  die  Annahme  der  Un- 
sterblichkeit 

§.  22  [198].  —  (1)  Die  volkswirthscliaftlic he  KechtfertigODg 
eines  möglichst  absoluten  Eigenthums-  und  Erbrechts  wurzelt  mit 
in  der  Ansicht  von  der  Unentbehrlichkeit  dieser  beiden  Institute 
llir  die  KapitalbiltiuDg,  —  sowohl  fllr  die  Erhaltung  des  vor- 
handenen als  für  die  weitere  Vermehrung  des  Kapitals,  —  sowie 
tlir  die  Ivapitalverwendung  im  Productionsprocess.  Diese  Ansieht 
beruht  indessen  auf  der  lälschlichen  Identificirung  von  National- 
kapital  oder  Kapital  an  sieb,  als  rein  ökonomische  Kategorie,  mit 
dem  Privatkapital  oder  dem  Kapitalbeaitz,  als  historiach  rechtliche 
Kategorie  (I,  §.  129),  und  bedarf  erst  einer  näheren  Prüfung,  ob 
und  wie  weit  sie  richtig  ist,  eine  Prüfung  mit  wenigstens  principiell 
und  theilweise  anch  practiseh  nicht  unbedingt,  wenn  auch  über- 
wiegend sn  Gansten  des  Privatkapitals  lautendem  Ergebniss. 

Es  vird  hier  stets  ohne  Weitoes  nngenommen,  dass  eine  BUdang,  Erhaltung 
und  Verwendung  dos  Kapitals  im  ersteren  Sinne  unbedingt  nur  in  der  Form  des 
Pnratkapitals  möglich  oder  sogar  nur  so  denkbar  sei,  Gerade  dies  verlangt  aber 
mindestens  oi>t  eine  Untersuchung,  welche  die  Nationalökonomie  früher  ganz  unter- 
Inssen  hat  109  und  nuten  Bach  3  Kapitel  1).  Aber  wenn  der  Satx,  der  aennch 
Toriäußsr  '  in«-  blosse  These  ist,  auch  nicht  bostriitcn,  oder  wenn  wenigstens  zubegeben 
vird,  daäü  die  Enbtehang,  Erhaltung,  Vermchruitg  und  Verwendung  dos  Kapitals  im 
Okenonischen  Sinne  in  der  Haoptsnche  und  in  der  Gegenwart  sowie  in  der  zn  übersehen- 
den Zukunft  am  Besten  in  der  Form  des  Privatkapitals  vor  sich  geht  (a.  a.  0.  unten,  be- 
sondeis  §.  143  £),  dass  aoch  der  Socialismus  in  seiner  Kritik  dos  Priraikapitals  and 
seiner  Forderong  bloss  „gesellschaftlichen'*  Kapitals  die  grossen,  knnm  überwindlich 
scheinenden  Schwierigkeiten  einer  Erfüllung  dieser  Forderung  viel  zu  wenig  beachtet, 
so  folgt  daraus  nicht  der  übliche  Schluss  zu  Gunsten  absoluten  Eigenthums  und  Erb- 
rechts. Die  Nothwendigkeit  und  volkswirthscbaftlicbe  Nützlichkeit  eines  solcheu  wird 
vielmdir  wiedenun  ohne  jede  weitere  Ontersuchang  axionnrtig  angenommen. 

Es  lUsst  sich  z.  B.  gerade  beim  Erbrecht  unschwer  nachweisen,  dass  ein  un- 
begrenztes, wie  das  heutige,  namentlich  ein  Erbrecht  ohne  alle  oder  wenigstens  ohne 
ir^ttd  erhebliehe  £rbechnib»teaem  Itor  Erbachnften  anter  den  nächsten  Verwandten 
(Ascend '  iiton,  Descendenten),  die  ihm  SQgeschriebene  besonil  rs  irunstige  Wirkung  für 
die  Vermehrung  selbst  nur  des  Privatkapitals  in  geringcrem  Grade  besitzt,  als  ein 
dorch  ein  richtiges  sociales  Erbschaftssteaersystem  begrenztes  Erbrecht.  Aeholich 
wie  der  zeitige  Inhaber  eines  Fideicommisses.  welches  an  den  Utesten  Sohn  Obergahl* 
im  Interesse  der  Ausstattung  seiner  übrigen  Kinder  mehr  sparen  wird  und  n  ich  eng- 
lischen Erfahmngen  wirklich  aus  diesem  Grunde  mehr  spart,  wird  auch  der  Familien- 
fater,  welcher  weiss,  dass  bei  seinem  Tode  sein  TennOgen  durch  Erbschaftastenem 
verkleinert  wird,  muthmaasslich  mehr  Trieb  zum  Sparen  halten,  damit  troti  des  Steaer- 
abzogs  noch  ein  geoQgendes  Erbo  Obrig  bleibe. 

EbMSO  IlsBt  sich  am  Grandeigeothnm  nnd  am  Kapitaleigenthnm  aas  den  Ver- 
hiitnisscn  der  heutigen  Praxis  die  nachtheilige  Wirkung  der  absoluten  Formulirung 
des  Eigenthnmsrechts  rielfach  ableiten,  z.  B.  im  FaUe  wiilkahrlichen  Oebraachs  oder 
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Nichtgebrauchs.  Wie  z.  B.  in  dea  heute  schon  in  England  vorgekoramcnen  Kalicii, 
dasB  «in  reicher  BergwerLsbesitzw  «och  nach  erfolgter  Nachgiebigbcit  seiner  mit  ihm 
im  I.ohnstreit  Hegendes  Arbeiter  aas  EigenviUen  den  Betrieb  seines  Werks  ein- 
gestellt hisat. 

III.  —  §.  23  [li)lt|.  Die  Aufgabe  für  die  Volkswirth- 
schaftsl  ehre  gegen  Ii  her  dem  wi  rtli.schnftliclieii  Hecht 
liegt  denigcniäss  darin,  die  geschichtlich  überkommene  und  die 
in  Geltung  stehende  Rechtsordnung  des  Personenstands  und  des 
Eigentbams  einer  Prüfung  auf  ihre  volkswirthschaftlichen  und 
socialen  Leistungen  und  Wirkungen,  auf  ihre  Zweckmässigkeit 
und  ReformbedUrftigkeit  za  unterziehen.  Bei  dieser  Prüfung  raass 
vor  Allem  der  privatwirthschaftliche  Standpunct  in  der  üblichen 
fehlerhaften  Weise  mit  dem  Tolkswirtbscbaftlichen  nicht  ohne 
Weiteres,  sondern  erst  nach  geführtem  Beweise  dafUr,  dass  das  im 
bestimmten  Falle  richtig  sei,  identificirt  werden.  Femer  hat  zwar 
der  Gesichtspnnct  der  Prodnction  und  das  Interesse  an  einer 
möglichst  gesteigerten,  verbesserten  nnd  an  Kosten  thnnliebst 
sparenden  Prodnction  bei  der  Prttfnog  gewiss  eine  wohl  berechtigte 
grosse  BedentuDg  aoch  fBr  die  ganze  Volkswhrthsehaft  Aber  da- 
neben mflssen  der  Gesichtspnnct  der  Vertheilnng  des  Volksein- 
kommens nnd  Volksvermögens  und  die  Anfordemngen  beachtet 
werden,  öfters  selbst  dominiren,  welche  hinsichtlich  der  Verlheilung 
nach  den  früher  entwickelten  Grundsätzen  zu  stellen  sind  (Grund- 
legung I,  Buch  4,  Kap.  2). 

Was  den  Einfluss  des  Rechts  auf  die  v  o  1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  - 
liebe  Production  anlangt,  so  darf  den  einzelnen  Rechtsinstituten 
bei  den  verschiedenen  Productionsfactoren  nnd  Productionsgebieten 
von  vorneherein  eine  verschiedene  Bedeutung  beigemessen  werden. 

Der  Personenstand .  die  Unfreiheit  in  ihren  verschiedenen  Formen  und  die 
1'  reiheit  in  deo  rerschiedeuen  BechtssystemeD,  besonders  die  Gcätaltuug  des  Vertragä- 
rechts  oberbaapt  und  des  Arbeitsreelits  der  segen.  unteren  Klüsen  spedell,  daher 
auch  des  Lohnrcrtrags,  komm-n  in  erster  T.ii/ir«  in  Bi^tracht  hinsichtlirh  ihres  Ein- 
flasses  auf  die  Arbeit  als  ProdactioQsfiactor,  sodanu  erat  wegen  ihrer  Einwirkang  auf 
die  Bildong,  Vemebmng  und  Yenrendmig  des  Kapitals  nnd  anf  den  Bodenanbaa. 
Das  Prirateigentham  iin  AUi^cmcinen ,  das  darauf  bezQglicbe  Vertraf^recht  nnd  das 
Erbrecht  sind  zunächst  bedeutsam  ftlr  die  Bildnnp^  nnd  Verwendnn?  i^  s  (Unnnmischeu 
oder  des  Nationalkapitals,  welche  sich  in  der  Form  von  Privaikapiul  vollzieht;  als- 
dann cntt  kommen  sie  als  Momente  für  die  Entwicklung  des  Arbeltafactors  nnd  der 
Bodenproduction  in  Betracht.  Das  Grundeipenthnm  endlich  hat  zuvörderst  eine  ent- 
scheidende Wichtigkeit  fUr  den  Bodenanbaa  und  danach  steht  es  auch  im  Zusammen- 
hange Bit  der  EntwicUottf  des  ArlieitsCMStois  nnd  des  Kapitals. 

Freilich  kann  nun  das  wirthscbattliche  Recht  nicht  ausschliess- 
lich, oft  nicht  einmal  vorwiegend  nach  volkswirthschaftlichen  Rück- 
sichten, seien  es  diejenigen  der  Production  oder  der  Vertheilnng, 
gestaltet  werden.   Aber  vollkommen  berechtigt  ist  die  Forderung, 
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•okhe  KUcksicbten  so  weit,  als  nicht  andere  höhere  dagegen  spreeben, 
beachtet  za  sehen. 

So  Linn  z.  R.  die  l'nfreiht  it  eines  Theils  der  Bevölkeroog  Tolkswirthhchaftlich 
adtanter  w<>niger  Bedenken  und  selbst  gewisse  Vortheilf  liefen,  ja  eine  Art  Coltur- 
nteion  erfüllen  (I.  §.  2'^4,  2S5,  unten  g.  29  IT.).  Aber  die  KiitscbeiJung-,  ob  sie  bei- 
znbelialten .  kaon  niemals  allein,  selten  auch  nur  vorwaltend  nacli  wirthschaftlicheii 
Gesichtspuncten  erfüllten.  Dagegen  dürfen  letztere  wieder  V»ei  d<"r  Wabl  des  Zeit- 
pancts  für  die  Euianc  ipation  und  bei  den  Mucialitätcu  der  Durchführung  initäprecheu. 

IV.  —  §.  24  ['^OOJ.  Notb  wendiges  Compromiss 
zwischen  dem  Individual-  and  Socialprin  cip  im  wirth- 
scbaft liehen  Recht.  In  unserer  modernen  Oolturwelt  ist  die 
Frage  der  Unfreiheit  principiell  verneinend  entschieden  worden. 
Es  handelt  sieh  daher  für  nns  nar  noch  nm  die  Gestaltung, 
d.  h.  am  Umfang,  Inhalt,  Grenzen,  des  Bechts  der  persönlichen 
Freiheit  and  nm  die  Eigenthnmsordnnng,  einschliesslich  des  Ve^ 
trags-  and  Erbrechts  nnd  des  Enteignnngsrechts. 

In  der  bieraiit"  bezüglichen  Kecbtsordmmg  stebcu  sich  nun 
wieder  jene  im  eisten  Theile  dieses  Werltes  sclion  wiederholt 
(u.  a.  §.  6)  hervorgehobenen  und  besprochenen  zwei  grossen  Prin- 
cipien  von  w^elthistorischcr  IkMleutung  seit  IJralters  bei  unseren 
Oultnrvölkern  gegenüber  nnd  ringen  um  den  JSieg  mit  wechselndem 
Ertolge:  das  Prineip  der  möglichsten  Selbständigkeit  des  Indi- 
viduums nnd  das  entgegengesetzte  der  Beschränkung  dieser  Selb- 
ständigkeit nach  Interessen  und  Zielen  menschlicher  Gemeinschaflen, 
das  Individual-  und  das  Gern  ein  scbaftsprinoip,  oder  wie 
man  sie  kurz  nennen  könnte:  der  „Individualismus"  und  der 
„Socialismns"  in  dem  früher  (I,  §.  294)  festgestellten  all- 
gemeineren Sinn  dieser  Aosdrtteke. 

Beide  Principien  sind  tief  in  der  Natnr  des  Mensehen  be- 
gründet Aach  das  zweite  wird  nicht  kanstlich  ond  gewaltthfttig 
dem  Individaam  aafgenOthigt,  sondern  es  folgt  für  den  Einzelnen 
ohne  Weiteres  ans  seiner  angeborenen  socialen  Natur,  aus  dem 

Lmstand,  dass  er  in  und  iWr  die  Gemeinschalt,  die  Gesellschaft, 
„lür  Andere"  mitgeboren  wird.  Keines  von  beiden  Principien  darf 
daher  auch  vollständig  allein  auf  Kosten  des  anderen  in  der  Rechts- 
ordnuni^  der  ijersönlichen  Freiheit  und  des  Eigenthums  zur  Geltung 
kommen,  und,  mehr  noch,  keines  vermag  dies,  weil  es  gegen  die 
Katur"  wäre.  Möglich  und  nothwendig  ist  immer  nur  ein  Com- 
promiss  zwischen  beiden  Princii)icn  und  zwischen  den  Con- 
sequenzcD,  welche  aus  ihnen  fUr  die  Rechtsordnung  abzuleiten  sind. 
Dieses  Compromiss  kann  mehr  zu  Gunsten  des  einen  oder  des 
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anderen  Princips  auslallen.  Die  neuere  geschichtliche  Entwicklung 
neigt  zu  Gunsten  des  Individualprincips  und  bat  ihre  tieferen 
psychologischen  und  culturhistoriscbeu,  auch  technischeu  Gründe. 

In  primitiver  ri  W'irtli'^cliaftsvorhüUiiisscn,  aber  vielfach  selbst  norh  in  der  anriken 
Welt  and  im  Mittelalter  war  auf  dem  Uebieto  der  pcntöolicheo  Freiheit  die  Uater- 
ordDDDg  des  Indiridooms  nnd,  mft  Aasnftbme  des  spiteren  rOmiscIieii  Priratrechts, 
auf  dem  Gebiete  der  Eigeothumsordnung  die  Bescliränkung  dos  EigentUams  rer- 
lierrschond.  Formen  des  Gcmeineigetithuins.  namentlich  an  Rodon.  ii>  V<  rbiriduug  mit 
dem  (josrhlechts-  und  Familicurerband,  fanden  sich  vielfach,  eigeutiichcs  indi?idacilcs 
Privatgrundeigentbuin  fehlte  oder  bestand  neben  umt^ngliclicm  (iemcin-  and  Offeot- 
liebem  Eigenthum  und  war  auch  selbst  mancherlei  Bescliränk innren  des  Eigenthümers 
zu  (iuosteu  von  (icmuiuäcbaftcn ,  deren  (ilicd  er  war,  unterworfen.  KegaIü>iruogcu 
bestanden  z^treise  manchfach.  In  der  modernen  Welt  ist  das  andere  raneip,  die 
möglichste  ünumsrhränktheif  des  Individuums  und  seines  Ei<renf]itims,  die  möglichste 
Freiheit  des  Ycriragsrecbts,  immer  umfassonder  und  allgemeiner  auf  allen  einzelnen 
^bieten  im  Becbt  ta  einer  nnr  zu  ansscMiosslicIicn  Geltung  gekommen.  Der  Sieg 
des  modernen  „Systems  der  fieien  Concurrcnz"  i>t  ein  Hcicg  hierfür.  Das  Privat- 
gnindeiei^nthnm,  und  zwar  ebenfalls  nioLrlidist  volles,  unbeschranktes,  tlberwie^t  nach 
Liniang  und  Bedimtung  weit,  ölfentlicho  bildet  die  Ausnahme  und  behauptet  sieb  nur 
an  gewissen  Boden kat^rien.  wie  an  den  Porsten,  bie  ond  da  in  grosserem  Omfiuif 
noch,  Begalien  sind  grossentheils  rerschwonden. 

Aber  die  bedeoklichen  Seiten  dieser  Gestaltung  sind  neben 
den  günstigen  docb  niebt  zu  verkennen  und  anf  dem  Gebiete  der 
Politik  nnd  der  Volkswirthschaft  dentlicb  benrorgetreten.  Hit 
daher  denn  anch  mancherlei  Rückschritte  in  einer  Jahrhunderte 

alten  Bewegung  gerade  neuerdings  wieder:  sie  bilden  eine  Wieder- 
au nah  er  ung  an  das  zweite  Princip,  an  die  Beschränkung 
und  I  nterordnung  des  Individuunis,  seiner  Freiheit,  seines  Eigentbnms 
unter  die  Aufgaben  und  Interessen  der  Gemeinschaft  des  Volks 
und  der  Volkswirthschaft  und  kleinerer  (ienicinsehaftskreise  beider, 
denen  der  Einzelne  nnd  sein  Besitz  als  (ilieder  angehören.  Damit 
leitet  sich  die  uothwendige  Versöhnung  der  Gegensätze  ein* 

Unsere  Zeit  hat  die  allgemeine  Wehrpflicht  zum  Staatsgrundgesetz  gemacht; 

den  Schulzwang  diirrbirefahrt;  die  persönliche  Freiheit,  die  Eigenthumsbonut/ung,  die 
Vertragsfreiheit  schon  manchfach  bcscbrankt,  z,  B.  durch  eine  scharf  eingreifende 
Arbeiierschutzgesetzgebong,  durch  HaftpHichtgesetze  mit  der  Ungiltigkellserklining  ron 
Vertragsclauscln  zum  Ausschluss  der  Ilaftplirht  (Deutsches  (Jesetz  vom  7.  Juni  1*^71, 
§.  5),  durch  die  neue  Arbeitorreriicherungsgescizgcbung-,  hat  das  Eigenthum  durch 
gewaltig  einschneidende  Stenern  getroffen,  bei  deren  Vertheilong  socialen  Oesichts- 
puncten  melir  Kochnung  zu  tragen  begonnen;  sie  hat  theils  dadurch,  theils  durch 
andere  Mittel  eine  immer  weitere  Ausdehnung  des  gemeinw  irthschaftlichen  auf  Kosten 
des  privatwirthschaftlichcn  Systems  eingeleitet;  lauter  priucipioU  wichtige  Schritte  zum 
richtigen  Ziele.  Insbesondere  die  wachsende  Ausdehnung  der  Gemein wirthschaft. 
namentlich  der  St,T,ir>thäUgkeit.  die  im  i-r^h-n  Theil  wiederholt  borilhrt  wurde  (I.  Buch  f». 
bes.  Kap.  3).  wiikt  ihrerseits!  ebenfalls  auf  das  stärkere  Henrortrcten  des  (iemciuscb&fU- 
Tor  dem  Inditidoalprincip  hin. 

So  kündigt  sich  eine  neue  Richtung  an,  welche  das  Conipro- 
niis.s  zwischen  den  beiden  genannten  Grundsiitzen  wieder  mehr  zu 
GuobtcQ  des  Uemeinschattsiiiteresses  verschiebt.    Diese  Kicbtung 


Dlgitized  by  Google 


Dnfiraihfiit. 


43 


kann  natürlich  iu  ein  anderes  Kxtreni  l'llhren  ,  zu  einer  uuerträg- 
ihen  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit,  wie  sie  hei  der 
Verwirklichung  extremer  sooialistiscb  -  commnnistischcr  Ideen 
;I,  §.  294)  erfolgen  mUsste.  Aber  vernünftig  mit  stetem  Anhalt  an 
iic  coDcreten  Verhältnisse  änrcbgefuhrt  bat  sie  ihre  vollständige 
Berecbtigang,  wie  sieb  vom  volkswirtbschaftliehen  Standpnncte 
ans  zeigen  iXsst  und  in  den  folgenden  Absehnitten  nttber  naeh- 
^wiesen  wird. 

Im  Flnss  der  Bewegung,  der  Entwicklang  steht  freilich  aneh 
hier  nothwendig  immer  Alles.  Aneh  eine  selbst  momentan  ge- 
lungene ,  einer  Zeit,  einem  Lande  nnd  Volke  entsprechende  „Ver- 
sl^hiiong''  der  beiden  antagonistischen  Principien  wird  niemab  auf 
die  Daaer  befriedigen.  Immer  nene  Aufgaben,  neues  technisches 
K<1nnen ,  neue  Bedürfnisse,  neue  Anschauungen  tauchen  ant ,  hin- 
dern, zu  ruhen  und  sich  am  Krreicbten  gentigen  zu  lassen,  nötliigen 
zu  neuer  Regelung  des  Verhältnisses  von  Individuum  und  (ienicin- 
s«  hatt,  zu  neuen  und  veränderten  Comproraissen  zwischen  Indivi- 
(hial-  und  Socialprincip.  Möglich,  selb>t  wahrscheinlich,  dass  die 
heutigen  Culturvölker  allmälig  dies  Coniproniiss  noch  erheblich 
^veiter,  als  es  uns  Heutigen  richtig  und  selbst  möglich  erscheint, 
zu  Gunsten  des  Soeialprincips  einrichten,  üeber  ein  C'onipromiss, 
hei  welchem  dem  Individualprincip  doch  immer  eine  bedeutende 
KoUe  bleibt,  wird  man  dennoch  sicher  nicht  hinauskommen,  Tor 
Allem  wieder  aas  psychologischen  Gründen  nicht  Das  zu  wtthnen 
mOobte  der  tiefe  Qrondirrtbam  des  heutigen  wissensckatltlicben  und 
agitatorisch-politischen  Socialismns  sein. 

Auch  daflir  sei  hier  wieder  auf  die  ErftrtAfoiigttii  im  1.  Ktpitol  des  1.  Bnchsim 
rorigen  B«ade  der  6rttDdl^;ttiig  fenrieseD. 

Z  w  e  i  t  o  b  Kapitel. 

Die  persönliche  Unfreiheit 

§.  25   [S.  371 — 374].    Litttirftturnacbwois.    Die  NationalökoiiomtiU 
haben  die  Unfreiheit  ood  FMheit  Tomemlich  ab  ÄrbeitsBystem  (s.  folgenden 

2.  Abschnitt.  §.  32  ff.)  betrachtet,  wobei  di  •  wciren'  allgemeine  rolliSwirtschafUiche  und 
sociale  BedeutODf^  der  loütitotion  zwar  ouveruicidlich  mit  beruckttichtigt  werden  muss, 
aber  doch  zarücktritt.  Bau  hat  sich  nirgends  in  seinem  System  mit  einer  principiellen 
Uotenmchnog  der  Unfreiheit  beschäftigt,  und  dieselbe  kaum  anders  als  gelegentlich 
'Twähnt;  z.  B.  ähnlich  wie  anderes  Schriftsteller  der  iUtereu  Schule,  in  den  Erftrte- 
luugen  aber  Arbeitslust  und  Fiuisd,  so  l,  §.  112,  etwas  eingehender  II.  19. 
Zox  Bemhraiig  ciualner  Formen,  vie  der  Hörigkeit  und  Leibeigeoffchaft .  gicbt  die 
Betraehtanf  der  Agrart erhiluisse,  der  bäuerlichen  Lasten,  der  Frohnden 
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l.  B.  2.  K.  Uufieiticit.     25.  LiUcraturoacUwcU. 


Anlass:  j».  Kau.  II.  j?.  IT'.».    Koscher  uiacht  fiir  die  systeuiatische  iheoretbche 
NationalökoDomic  il«  n  grossen  KortM  liritr.  (!■  r  , '  üfrrilicii  und  Fr-  iln  it"  eine  eingeheode 
Erörtorun?  (Kapitel  1,  §.  07  —  Ii)  des  1.  Rucbs  suiiK  s  I.  TkuuJ--)  zu  widmen,  jedoch  ist 
die  bteiiuu|{  diesem  Kapitels  in  der  Prod uctiouslehrc  wubi  utcht  richtig  uod  die 
Betrachding  der  „Preileit**  als  System  des  Pereonensiands  eatlUlt  fast  ganz.  (S.  die 
Vorbemerkunif  oben  S.  6.)    Dagegen  hat  v.  Man  pol  dt  in  .seiner  Volkswirthschafts- 
iebre  schon  in  mehr  principieller  Weise  bei  der  UatersucbuoK  der  gesellscbaf t* 
Ii  eil  eil  Bedingungen  des  Erfolgs  der  nationalen  Arbeit  der  Leere  ron  der  ünfVeiheit 
und  P'reibcit  eine  Stelle  in  der  systcmalisrhen  Nationalökonomie  gegeben,  s.  Kapitel  5 
und  »»  a.a.O.    Sch&ffle  in  seinem  (ifsrll-cliat'tlitlien  System  sriebt  keine  zusammen- 
fassende Erörterung  Uber  d'w.  Unfreiheit  und  treiLeit,  bespricht  aber  die  erstere  ah» 
Arbeitssystem  (so  3.  Aull..  II,  S07,  §.  270)  and  mehrfach  passim  die  einzelnen  Con- 
Sequenzen  der  per^i.tilicheii  Freiheit  (siehe  unten  §.  47  ff.\  obwohl  noch  kaum  ein- 
gehend und  principieü  genug.   In  seinem  grossen  sociologiscben  Werke  „Baa  und 
Leben  des  sodalen  Körpers**  findet  sieb  im  1.  Bande  (TQbingen  1875)  mehr  Hieher> 
gehörijrcs  tlber  Eigenthum,  als  über  Personenstand.    S.  1V(7  ff  z.  B.  wird  die  „indi- 
fiduelle  Freiheit  und  (ileichbeit"  in  einem  anderen  Sinne  genommen,  als  der  ist,  io 
▼olcbem  im  Folgenden  von  ihr  gehandelt  wird,  wenn  aach  die  ErOrtenrogen  sieh  be« 
rühren.    Mehr  gehören  hierher  Schäffle's  Ausführungen  im  Band  II  des  Socialen 
Körpers.  S. '.>0  If.  und  III,  'JO  Ii". ,  nb  r:ill  der  werthvoUe  (iesichtspunct,  die  Lufrciheit 
in  den  entwicklungsgesetzlichen  Zuiammenhaug  der  gesellschaftlichen  Erscheinungen 
zu  bringen.    Ii  Uösler,  Vorlesungen  S  101.   0.  Cohn  geht  bei  der  Besprechung 
der  Arbeit  (System  I ,  i^.  22S)  und  bei  AusfQhrungen  tiber  die  ..DilFerenzirung  der 
üeseliscbaft"  (cb.  ^.  314,  315)  kurz  auf  dio  Unfreiheit  ein.   Im  Schönberg  sehen 
Hindbneli  fehlt  eine  tUgemeinere ErOnening  tlber  sie;  sie  wird  natOilieh  abermebr- 
fach  berührt,  so  in  dem  Abschnitt  von  Kleinwächter  (I.  1^').  ?!.  Aufl.)  als  Arbeits- 
system, ?on  Moitzon  in  der  Agrarpolitik  (Abschnitt  Landwirthschaft  II,  Buch  11, 
8.157),  Ton  Lexis  (eb.  8.933)  beim  Sclavcnhandel ,  ron  Geffelen  (eb.  8.  1119) 
bei  der  Uutcrdrttdtang  des  Sclarenhandels.    In  v.  Philippuvich's  Grundriss  wird 
die  Unfreiheit  nur  als  Arbeifssystf>in  kurz  erw."i1uit  S.  1(i7  .    Im  Handwörterbuch  doi 
Staatswissenschalt  ist  ein  Artikel   Uber  „ütilrcilieif   in   Aussicht   genommen  (von 
K.  G  rttliberg  in  B.  VI  soeben  erscbieneii).    Sonst  wird  hier  von  ihr  romemlich 
in  den  agrarischen  Artikeln,  besonders  unter  dem  Schlagwort  ..Rauembefreiung"  ge- 
handelt. Siehe  aoch  Maurus,  über  die  Freiheit  in  der  Voikswirthschaft,  Heidelberg 
1878  besondeiv  Efnleitong,  1 — 3,  6.  Abschnitt. 

Tu  der  fremden  nationalökono mischen  Litteratnr  wird  die  ünfroiheit.  be- 
sonders die  Sciarerci.  \rorucmIicb  auch  nur  als  Arboitssystem  gewtlrdigt,  meist  on» 
günstig  beurtheilt,  doch  gewöhnlich  ohne  Eingehen  auf  die  feineren  psychologischen 
Selten  der  Frage,  noch  auf  dio  spccielleren  geschichtlichen  Erfahrungen,  und  Ofbers 
mit  zu  einfacher  Verurtheilnng  aus  dem  hiiman-philanthrupi^chen  modernen  oder  ans 
dem  christlichen  Gesichtspuuct.  A.  Smith  bandelt  mehrfach  von  der  Lnfreifaeit, 
bezw.  Sclaverei,  bnsonders  BuchS,  Kapitel  2.  Buch  4,  Kapitel  9,  bei  agrarischeii 
Fragen,  auch  bei  den  Lohnfragen  (Buch  1,  Kapitel  S),  namentlicb  aus  dem  Gesichts- 
puuct der  Arbeitsprodocti?it&t.  Siehe  sonst  besonders  de  Sismondi,  non?.  priuc, 
2.  ^.  I,  I.  8,  ob.  4  (I,  p.  177  fr.),  6,  7,  ancb  II,  415;  J.  St  Mlll,  pol.  Oekon , 
2.  B.,  Kap.  5.  In  der  englischen  und  americanischen  Litteratur  ist  aus  nahe- 
liegenden piactischen  Gründen  auch  neuerdings  noch  öfters  ein  Kapitel  der  syste- 
matischen Werke  der  Sclarerei  n.  s.  w.  gewidmet,  siehe  z.  B.  Fawcett,  manual  uf 
polit.  econom.  3.  ed.  Lond.  a.  Cambr.  IsfH).  p.  25S  ff.  Marsball,  principles  (I,  hbi*, 
erwähnt  dio  Sclaverei  nur  vorübergehend.  Wichtiger  ist  Cairnes  (siehe  unten).  Vgl. 
auch  den  Anfsatz  csclavage  von  Dupois  im  notiv.  dict.  d'econ.  pol. 

Für  die  geschichtlichen  Thatsachen.  welche  die  Unfreiheit  und  deren 
verschiedene  Formen  und  Entwicklungspha:>en  betreffen,  ist  zunächst  auf  die  all- 
gemeine G  eschichtslitteratur,  besonders  Uber  das  Alterthom  (Sciarerci). 
Ober  das  Mittelalter  nnd  z.  Tb.  nocb  die  folgende  Zeit  bis  Anfiing  des  19.  Jahr- 
hunderts (Leibeigenschaft.  Hörigkeit.  Qutsunterthänigkeit,  bäuerliche  Lasten,  Frohndon). 
and  Uber  das  überseeische  Colonialvesen  der  Europäer  (Negersclarerei)  zu 
renroisen.  Besondere  Beachtung  verdienen  dio  rassischen  Verhältnisse,  weil  hier 
die  Unfreiheit  bis  in  unsere  Gegenwart  hinein  deutlicher  vor  Augen  liegt.  Die  Werke 
Uber  die  Lage  der  arbeitenden  Classen  in  froherer  Zeit  enthalten  ebenfiüls 
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bicrberseh5rifro>  Material.  «Siclic  z.  H.  Levassear.  liibtnir.  Jos  clasrses  ouTrieros 
en  Fraucc  dcpuis  la  conqucte  de  J.  Ccsar  jusqu'ä  la  rcvulutiou,  2  tom.  Tar.  1S5U, 
Bit  der  Fort$€tzongr  deaselboo  Verfassers:  hist.  des  cL  onrr.  en  Fr.  depots  1789, 
2  fom.  P.  ISO".  Du  Cellior,  lii-t.  des  cl.  labor.  eii  Franc  flfpiiis  la  cou(jU<*ti'  de 
la  (iaule  par  J.  Ccsar  jus>qu  a  nus  jourd,  Par.  180U).  VergJ.  auch  Marx,  Kapital, 
pAsa,  Lassftlle,  Kap.  o.  Arb.,  pass. ,  z.  B.  8. 100,  169.  Aucb  die  Lltteratnr  ttbor 
ältere,  besonders  germ  anische  Agrarrcrfassun^,  über  b äucriicho  Lasten 
behandelt  die  Verhältnisse  der  Unfreiheit  und  Verwandtes  mehr  oder  weniger  ein- 
ir«-hcnd.  S.  Hau,  Volkswirthschaftspolitii^,  5.  Aufl.,  §.  46  ff..  Koscher  II  (National- 
Ökonomie  dcä  Ackerbaus).  §.  54  ff.,  §.  ]0T  ff.,  Buchcnbdrgcr ,  Agrarpolitik  I, 
Kapitel  1,  auch  filr  SpocialÜtteratur.  Ferner  ist  die  Sciaverei,  auch  in  rerseIii''(l.'n<Mn 
iiräd  der  Strenge,  bei  uncultirirten  Völkern,  wie  den  ai'ricauischen  und  der 
arabisch-islamidsehe  Sclftfenhandcl  (Sdafenjagd)  beacbtensverth ;  entere  namentlich 
auch  fiir  die  Rechtsverhältnisse  („S«  Irivenrecht")  und  für  die  Analon[iecn  ders  dhen  mit 
dem  antiken,  besoodors  dem  römischen  Kccht  und  mit  den  Verhältnissen  des  uaittel- 
alteilieben  ,  natonlwirtbBcbaftlicben  Europas.  Die  neaeste  colenislpolitiscbe  Bewegung 
in  Africa  und  die  ethnographisch -anthropologischen  Forsichungen  der  neueren  Zeit 
haben  die  Aufmerksamkeit  auf  diese  Dingo  gelenkt  und  manches  interessante  That- 
sachen-Material  über  Unfreiheitsvcrhaltnisse  bei  uncullivinen  Völkern  ist  gesammelt 
worden,  dessen  Terverthung  fUr  die  ailgemeine  naUonalAkonomische  Frufe  der  Un- 
freiheit ent  begonnen  hat 

Von  allpcmeineren  Srhriften  Uber  SeL-xvcrei  u.  s.  w.  und  deren  (ieschichto 
siehe  (iorowski,  slavery  in  hlstory,  Newy.  IbGU  (kurze  Ucberbicbt  Uber  die  einzelnen 
VüIlMr,  Behrfach  nach  dentseben  Historikern).  —  Wiskemann,  Sdarerei  (ron  der 
Haager  Gesellschaft  für  die  Verbreitung  der  cliri^tlichcn  Rt-liirion  gekrönte  Preis- 
bchrift),  Leiden  ISGG  (besonders  Uber  die  Solare rei  bei  den  Juden,  Stellung  des  alten 
and  neuen  Testaments  und  des  Christen thnmü  zar  Sdarerei,  aber  aneh  mit  einer 
guten  Erörterung  tlber  das  AnfbOren  der  Sdarerei  in  Folge  ?oIkswirtbschaftlicher 
Fortschritte,  S.  17!)  fi.).  —  Tourmapne,  histoire  du  servage  anrion  et  moderne.  Paris 
1^79.  Scarsez  de  Locqueneuille,  l'eslava^e  etc.  (Beziehungen  zum  Katholicis- 
BOB,  Protestantismus.  Prindpien  von  1789)  LiAge  1890.  —  Langer,  Sdaverei  in 
Eoropa  während  der  letzten  Jahrhunderte  dos  Mittelalters,  T.eip/ip:  .\.  T,oria. 

aiulisi  della  propriotä  capitalista,  II,  cap.  4,  p.  12U — 204.  mohrlach  ähnlich  in 
Bebandlnng  and  GmndanfCusnng  wie  nnten  in  diesem  Werke,  mit  mancherlei 
libtorischoui  Material  in  vergleichender  Betrachtung.  Verpl.  aiicli  Koscher  in  den 
An«>ichten,  Aufsatz  Uber  das  Verkältniss  der  Kationalökonomie  zum  classischcn 
Altertbum. 

Spcciell  über  die  Selavorei  des  Alterthums,  besonders  auch  über  das  Sei  aren- 
recht siehe  ansser  den  Werken  liber  gpriechische  und  römische  Staats-  und  Privatalter- 
thumer  V  Herrmann.  Becker.  M.irquardt,  Gilbert  u.  A.:  über  Grie(  lienland 
Böckh,  Staatshaushalt  der  Athener  1,  2.  Ausgabe,  I.Buch,  §.13,  S.  'J5ä.,  44b, 
besonders  aber  Bttchsenschtttz  a.  a.  0.,  1.  Booh.  8.  Kapitel  (reicbbaltig  und  ror- 
züglich,  weitere  Litteraturangaben  daselbst  S.  104).  Forbiger,  Hellas,  Leipzig  ISTü. 
I.  7;  Uber  Rom  besonders  die  Werke  Uber  römische  Kechtsgeschichtc, 
Pnchta,  Institut.,  H,  §.  211  ff.  (4.  Ausgabe.  S.  42Sff.).  auch  ^.  220  (S.  407  ff.), 
d.inn  I,  §.  107  (S.  526),  über  den  römischen  ("olonat  ebenda  II,  4^.  214  (S.  45b), 
Ihering.  Geist  des  römischen  Rechts  II.  l.  .Abtheilung,  3.  Auflage.  §.34  passim; 
über  die  römischen  servi  publici  siehe  Mommsen,  römisches  Staatsrecht,  1. 
Leipzig  1871.  S.  250  ff.,  Friedliinder.  römische  Sittengeschichte  passiui.,  1,  371  ff. 
4.  Auflage):  Drumann.  Artuiter  und  Communisteti  in  (iriechenland  und  Kom; 
Bücher,  Aulstände  der  unfreien  Arbeiter,  Frankfurt  lb74,  besonders  S.  1211.; 
Heiaterbegk,  Entstehong des  Golonats,  1677;  namentlich  aber  Rodbertns,  Apho- 
rismen in  seinen  verschiedenen  Sc  hriften .  zur  sooi  ileii  Frape,  Credifnoth  u.  s.  w, 
besonders  seine  Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie  des  classischen 
Alterdinma  in  Hildebrand's  Jahrbuch  I,  206  ff.,  eine  classisehe  Ahbandlung  aber  den 
Coionat,  wenn  auch  die  Ergebnisse  nach  neueren  Ansic  hten  unsicher  sind,  wichtig, 
auch  für  die  Methode  solehrr  Cntersuchungcn  ^ An.^te'hin^  v<>n  letzteren  durch 
oationalökouom isch  und  land wirthschaftlich  gebildete  Historiker;  Uber  die 
mediaitini  eb.  XX«  241  ff.;  vgl.  aodi  die  andern  Arbeiten  ttbor  römische  Tribut- 
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äteoern).  M.  W  eber,  römische  Agrargeschicbte  (1891)  passim,  bosonderä  im  Kap.  4. 
S.  256  ff.  —  Französisches  Hauptwerk  Uber  die  antike  Sclaverei:  Wallon,  histoire 
de  reaolarage  dans  raatiqoUA.  2.  6d.  Paris,  1879.  8  foL 

Ueber  die  U  nfreiheitarerhültn  isse  des  earopäiscbeii  Mittelalters,  bo- 
soodcrs  Deutschlands,  ncmentlich  wieder  Ober  die  rechtliche  Seiti-  «li.ser  Vor- 
hiltnisse  siehe  im  AUgemeineu  die  Werke  (Iber  deutsche  Kechtsgeschichte. 
zum  TheO  auch  noch  Aber  deotaches  Priratrecht  ond  über  iltere  Agrar- 
verbiltnisse.  Wie  schwierig  die  Entwirrune  der  verwickelten  Verhälinisi-c  ist. 
zeigen  die  ForscbuDgca  der  neoereu  Bccbti>hiatorikcr,  wie  v.  Maurer,  ü.  Waitz, 
Gierke,  Lamprecht  o.  A.  m.  Die  zahlreichen  Abstufungen  des  Standes  im 
Mittelalter,  die  nnaidiereD  und  wechselnden  lateinischen  und  deubchen  technischen 
Ausdrücke  und  Namen,  Ton  denen  die  ersteren  nicht  immer  der  Sache  und  dem 
liechbveihütuiäs  adäquat  sind,  die  im  Laufe  der  Zeit  eingetretenen  Ver&nderungeu 
der  ständischen  Yerhftltnisse,  machen  es  oft  sehr  schwieripr,  auch  nur  festzustellen, 
ob  eine  hestimmtc  Kateg^oric  von  Personen,  z.  B.  die  Hörigen  überhaupt,  diejeniu.'ii 
der  Kirche  (Kircbcnleutc)  speciell,  die  Censualen  u.  s.  v.  iu  einer  bestimmten  Zeit 
uDd  in  einer  bestimmteB  Gc^nd  so  den  Unfreien  za  rechnen  sind  oder  nicht  (rgl. 
Z.  B.  T.  Maurer.  Frohnhöfo,  II,  78;  Waitz,  Yorfassungsgeschichte  V  Kap.  4. 
/.  B.  S.  213.  218,  219,  aber  die  Ministerialen  eb.  S.  310).  Die  Ansichten  auch  der 
nettesten  Forscher  sind  daher  vielfach  noch  getheilt.  nicht  einmal  Ober  die  Termi- 
nologie herrscht  Einigkeit.  Die  Eiuthcilang  der  Unfreien  oder  Abhängigen,  welche 
V.  Maurer  macht  (Frohnhofe  II,  20  f!.>,  wird  für  die  Periode  vom  9. — 12.  Jahr- 
hundert in  einer  neueren  Arbeit  des  ersten  Korsebers  auf  diesem  Gebiete,  G.  Waitz, 
als  in  dieser  Welse  nndarchfllhrbar  beaeichnet  (V,  193).  Waitz  lisst  es  öfters  uneat- 
-rhierlen.  ob  eine  irowisso  KafeiTiri''  von  PcT^onon,  namentlich  Abjrabepflichtiffcn  /n 
den  Unfreien  zu  zählen  ist  ^siehe  Kap.  4  des  Buchs  Y).  Kin  einfaches  Kriterion,  wie 
z.  B.  Katnralabgabepflicht  als  solches  der  GoAreiheit,  Gddleistuof  als  das  der  FVeihelt, 
lässt  sieh  d(tch  nicht,  wie  LS  wohl  versucht  ist.  unbedingt  zur  Sehcidunj;^  brauchen. 
Diese  Sachlage  erschwert  naturlich  auch  die  Darstellung  der  Uufreiheitsrerh&ltuisse 
für  die  NationalOkomie.  Es  ist  jedoch  nicht  zu  vergessen,  dass  es  sich  in  dieser 
nicht  UQi  eine  Geschichte  der  Unfreiheit  und  der  verwandten  Abhängigkeitsrerh&lt* 
nisse  handelt,  sondern  nur  um  die  typischen  Gesfaltiinircn.  welche  mit  unter  dem 
Einflass  ökonomischer  Potenzen  in  dieser  Geschichte  und  daher  namentlich  in  den 
VerinderoDgen  jener  Yerhftltnlsse  herrortreten.  Die  Ergebnisse  der  gesdiiehtfiehen 
Forschung:  lassen  sich  hier  als  Belog  deductiv  abgeleiteter  oder  als  Material  fur 
iaductir  abzuleitende  Sätze  benutzen,  auch  wenn  jene  Unsicherheit  der  ForschiiACS- 
«i^bnisBe  hinsichtlich  des  genaoeren  rechtlichen  Gbaraoters  des  YerhiltoiMes  nch 
nicht  beseitigen  Iftsst.  W'I-  über  Wait/'  Standpunct  in  solchen  Fragen  übrigens  die 
Recension  von  Sohm  in  der  Jen.  Lif.-Zeitg.  1876,  Nr.  3.  Auch  die  Kcchtsvcrhältnisse 
der  Bauern  und  ländlichen  Aibeiter  in  der  neueren  Zeit,  10.— Ih.  Jahrhundert,  bis 
zor  EmandpatioD,  sind  local  und  zeitlich  verschieden,  die  Namen  täuschen  auch  hier 
öfters,  la^sen  mitunter,  so  in  Deutschland  (Prenssen)  die  L.isre  der  ..Unfreien"  oder 
.,AbhäU{|L)geu",  „Gutsuuterthanigen"  anders  und  auch  wohl  schlimmer,  als  der  Wirklich- 
keit entsprich,  erscheinen  (vgl.  n.  A.  Knapp's  und  genannte  Arbeiten). 

Ueber  die  Dnfreiheit  im  Hittelalter  im  Allgemeinen  und  bis  zur  Neuzeit  (IS. 

und  19.  Jahrhundert"*  siehe  besonders  Suij:enheim,  (ieselii»  lite  der  Aufhebanj  der 
Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  in  Europa  bis  um  die  Mitte  des  lü.  Jahrhunderts, 
Petersburg  1^61  (gekrönte  Proisschrift),  mit  reichem,  der  neueren  Forschung  ent- 
nommenem, wenn  auch  nicht  immer  ganz  kritisch  benutztem  Material  und  oft  etwas 
ein>eitieem  Unheil.  l>a?ti  nis  Gegenstück  fiir  ein  einzelnes  (Jebiet  die  ebenfalls 
auf  die  bei  GeleKenbeit  der  russischen  Lmancipation  gestellte  Preisfrage  eingelieferte 
und  geklönte  Preisschrift  Ton  G.  Haussen,  Aofhebung  der  Leibeigenschaft  in 
Sehle^wi^r-I^(»I^tein,  Petersburg  1 S61 ;  Art.  licibcigenschaft  vmi  Dahn  im  Sfaafs- 
wörterbuch  M,  374.  L.  v.  Stein,  Innere  Yerwaliungslebre,  Entwiibrung  (Stuttgart 
1868).  darin  «ber  Gmndentlastung  o.  dgl.  (S.  93  fi*.).  H.  ROsler,  sociales  Ver- 
waltunpsrecht,  B.  1  Erlangen  lb72\  HS  II.,  b  sunders  §.  151.  Löning,  Lehr- 
buch des  deutschen  Verwaltungsrechts  {Leip/.  ISbl),  §.  79.  Grundcntlastung.  Geore 
Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Yerwaltungsrechts,  B.  1  i^Leipz.  IbSdj,  §.  102,  lO'i, 
ünindentlastiin;.  Die  Gmndentlastong  steht  mit  den  Yerhlltnisscn  der  Dinerlichen 
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Ahh&ngi^kcit  und  ünfreilicit  in  g^cwisscn  n<v.i>lniniroii.  A'-?!.  besonders  die  Art.  Baucrn- 
befreinnc;  (io  rerscbiedeoen  L&udcnt)  im  Handwörterbuch  dur  Staatswisseoscbaft  I. 

Oeber  IlentichUnd:  Krtnt,  Orandriss  zu  Vorieenngeii  Uber  das  deutsche 
Priratrocbt,  8.  Aufl  ,  Gölt.  1S45,  §.  65— (mit  vIcIlmi  Litteraturaogaben  über 
spitere  RechtsTcrhältnisse ,  S.  13S);  Eichhorn,  deutsche  Staats-  und  Rechts- 
gcschichte,  §.  15,  49  ö..  303  ff..  339,  343,  348,  485;  Grimm,  deutsche  Kechtsaltci- 
thttmer;  Zöpfl,  deutsche  Rechtsgoschichte,  4  Aufl.,  II,  132  ff  (ßraomfehveig  1874); 
Sipl,  deutsche  Rcchtsgeschichto  (Berlin  lS8t5)  S.  286  fl.  II.  Brunner,  deutsche 
UecbUgeschichto,  B.  1  u.  2  (Lcipz.  18b7,  1S92)  L,  tl7  ff.  und  passim.  Anton,  Ge- 
schichte der  tentachoD  Landvirthsehaft,  8.  B.,  GOrlits  1799  ff.;  Kindlinger,  Ge- 
schichte der  Hörigkeit.  Berlin  1818;  R.  Moser,  bäuerliche  Laoten  der  WurteuibergcT, 
Stattgart  lb32,  S.  91  ff.  (etwas  zu  moderne  Auffassung);  StU?ö,  Wesen  und  Vor- 
Ihssuag'  der  LandgemeindeD  in  Niedemchsen  vnd  Westfalen,  Jena  1851  passim. 
Besonders  aber:  v.  Maurer,  Einleitung  zur  Geschichte  der  Mark-,  Hof-  u.  s.  v.-Vcr- 
fusoDg.  München  1S54  (das  kleinste,  aber  für  das  beste  der  M. 'sehen  Werke  geltendr  , 
derselbe,  (ie^chichto  der  Frohnhöfc  u.  s.  w.,  4  B.,  Erlangen  1862  ff.,  besonders 
I,  5  ff..  II.  20  ff.,  51  ff,  78  ö".,  III.  294  ff.,  speciell  aber  Leibeigene  I,  32Ü.  II, 
80,  IV,  500.  sehr  reiches  Detail,  aber  nicht  immer  Herrschaft  Uber  den  Stoff  und 
die  Si^gcbnissc  öfters  anfechtbar,  besonders  von  Waitz  angefochten;  derselbe,  Go- 
sehk&te  der  Dorfreftaang  in  Deatschland,  2B.,  EHaofcen  1865,86.  DannGierke, 
Gcnosscnschaftsrecht ,  I  und  II,  passim,  bcsoiidcrs  1,  i;.  15.  21,  53,  5^.  <:rosses 
Material,  leider  R^^ter  noch  fehlend,  Grundauscbauuug  nicht  ohne  Anfechtung. 

0.  Wftitc,  devtsehe  Terftssnngsgeschichte,  8  B.,  Kiel  1844 — 1878,  siebe  besonders 

1,  184,  II,  149,  V,  1871.  Kap.  4;  die  beste  und  klarste  Darstellunu:  für  die  wichtige 
Periode  vom  "<  -  I J.  Jahrhundert,  v.  Inama-Stcrncpg,  die  Au&bilduufr  der  j^rosscn 
GrundherrschaltcK  in  Deutschland  während  der  Carolinger  Zeit,  in  SoLuiullers 
Forschungen  B.  1.  Leipz.  1878;  derselbe,  Wirthschafts^reMliichte  I,  5U  !1  ,  121  ff, 
V,i'>  fi.,  II.  3(;  ff.,  2*!  Ii..  73  ff..  2^'\  iHiiI  passim  vielfach.  Lamprecht.  (leutsch<!ä 
W irth&chaftsleben  im  Mittelalter,  passim,  besonders  Ii,  1139  ff.;  derselbe,  deutsche 
Getddehte,  pasrim.  Meitzen,  im  SchOnberg'schen  Haodb.  a.a.O.  Gart  Schmidt, 
jus  primae  noctis.  Strassbnrp  l^Sl  (als  unhi.storisch  nachgewiesen).  Jastro^', 
Oihtx  das  Eigenthum  an  und  von  Sclareu  nach  deutseben  Yolksrechten,  Foischuugon  zur 
deutschen  Geschichte.  1 879.  S.  (>26  ff.  Ucber  die  n onoren  deutschen,  besonders  prenssi- 
:chen  agrarischen  Abhängigkeits-  und  UnfreibeitsrerhUtnisse  die  genannten  Artikel  im 
llandwörlerbnch  der  Staatswissenschaft,  anch  für  weitere  Litteraturaiigaben  besonders 
Knapp,  über  Prcusseu ;  derselbe,  in  den  oben  S.  17  genannten  Schriften,  nament- 
Heli  die  Einleitung  in  B.  I  des  grosseren  Werks.  Weitere,  die  neueren  Verhältnisse  aof 
dem  Lande  schildernde  Arbeiten  fur  einzelne  Gebiete  (Fuchs,  Hann,  GrUnberp-, 
Wittich  Q.  A.)  siehe  in  der  Agrarpolitik  (Bucheuber ger  LS.  6311'.).  —  Vgl.  auch 
NitzBch,  Miniaferialitftt  und  Borgerthnm,  Leipz.  1859;  Schmeller,  Strassb.  Tacher- 
zunft  pasüim.  /.  P.  'A'^O;  Lampreclit.  Beift;ii,'e  zur  Geschichte  des  französichon  Wirth- 
•ichaftslebens  im  11.  Jahrhundert,  in  Schmuiler's  Forschungen  B.  1,  1878;  Stieda, 
Entstehung  des  Zunftwesens,  passim.  besonders  S.  9  II.  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  27,  tlber- 
haipt  die  hii^torische  Litteratur  über  älteres  Gildewesen  und  hofrechtliche  Innungen. 
Beseler,  deutsches  Privalrecht.  §.  IS5;  Gerber,  deutsches  Privatrecht,  §.  38,  143.  — 
Deber  Frankreich  siehe  auch  de  Tocqucvillc,  l'ancieu  regime  et  la  revolution. 

Deber  russische  Verhiltnisse  siehe  den  Artikel  russische  Leibeigen- 
schaft des  russischen  Historikers  Tscliilschcrin  im  Siaatswörterbuch,  VI.  3!'-!. 
mit  dem  Versocb  des  Kachweisos,  dass  Leibeigenschaft  (wenigstens  die  gruudhcrrlichu) 
und  Undliches  Gemeineigenthiun  erst  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  zn  Staats- 
/wecken  eintreführt  wurde  (nicht  unbestritten):  von  Haxthausen,  Studien  über 
Kus&land,  3  B.,  Hannover  1847;  derselbe,  die  ländliche  Verfassung  Russlands, 
Leipz.  18ÜG;  die  Litteratur  über  die  vielfach  connexe  Frasje  des  ländlichen  russischen 
Gemeineigenthums  s.  u.  im  Buch  3  vom  (irandeigcnthnm  im  Absi  hnitt  von  der  »rescbicbt- 
lichen  Entwicklung  desselben,  besonders  das  grosse  Werk  von  v.  K  üu  sslcr,  v.  Buschen. 
Entstehung  der  Leibeigenschaft,  Tub.  Zbchr.  XVIL,  540.  Engclmauii,  die  Leib- 
eigenschaft in  Bassland,  Leipz.  1884,  Ton  Samson-HimmeUtjerna,  Verlampong 
dwBaoeni  and  des  Adels  in  Kussland,  passim  (nach  russischen  Autoren).  Lcipz.  18'>2. 

Ueber  die  moderne  liogorsclavcrci  siehe  u.  A.  die  Keisowerke  Uber 
die  earopüschen  Colenieen  mit  Sclaverei,  freilich  nicht  immer  obJccCtre  and  taww' 
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lassige  Macliriclitco  gerade  auch  über  die  ökou  omiächc  Seite  der  Frage.  Ueber 
die  ftntbropologiäche  Seite  der  Frage,  besonden  was  die  natarlieben  Fihiglieiten 

der  Neger  anlangt,  siehe  besonders  Tli.  W.iitz.  Anthropologie  der  Naturvölker.  Leipr. 
1859,  I,  393.  Negcrrölker,  II,  ISüU,   S.  222,  271;   Barth,  Art.  Kcgor  im 

StaatswOrterbuch,  VII.  219,  Wiskemann,  a.  a.  O.,  8.  185  ff.:  Pescbel.  Völker- 
kunde, 3.  Aufl.,  Lcip/,.  1876,  S.  253,  315.  —  ü«;ber  die  Verhältnisse  besonder» 
Nordamericas  Fr.  Kapp,  Geschichte  der  Sclaverei  in  den  Vereinigten  Staaten, 
Hamb.  1S»>1;  V.  A.  II  über,  die  nordamericanische  Sclaverei.  Nordh.  \biA  (sociale 
Kragen  II).  A.  de  Tooijueville,  demoer.  en  Amor.,  14.  ed..  Par.  II, 
:'01  tr.;  Andrec,  N.-A.,  Biaunschw.  1^41.  S.  454  H.  v.  Holst.  Verfab>«nir  und 
Demokratie  iu  den  Voreioigtca  Staateu  von  America,  1.  Th.  Staatensouverainität  und 
Scla?en>i,  DOBseld.  1878,  Msonders  Kap.  7  ff.  Dann  in  der  Fortsetznng  dieses  Werin. 
1  Th..  2.  Abth.  (Borl.  l'^Tb.  S.  202  ff..  3.' Abth.  l^sl),  passim,  vielfach,  besonders 
Kap.  17,  S.  447  II.,  cbeuäo  iu  Abth.  4  u.  5  (IbUl),  die  Sciarereifrago  der  Faden  in 
der  Darstellaug.  Vgl.  auch  Knapp,  Landarbeiter  in  Knechtscbaft  und  Freiheit.  Leipz. 
189t.  Nanenllich  aber:  Olmatedt,  our  slave  states,  a  journey  in  tho  .scaboard 
alave  slates,  Newy.  l^tiO,  a  journey  in  the  back  country.  Lond.  journeys  a. 

czploratiouä  in  the  Cotton  Kiugdom,  Loud.  IStil,  2  vol.,  eine  Art  Ivei^eberichte  mit 
viuen  practiscben  Notizen,  besonders  aber  Sclaven-  und  freie  Arbeit,  den  meisten 
anderen  neueren  am  eriranischen,  eni^ü-'  l'.'-n  und  deutschen  Werken  als  lle  dienend, 
^0  Cairues,  tho  ölave  pover,  ^tcwy.  I^G3.  besonders  ob.  2 — 4,  üauu  liclper, 
impending  criais  of  tbe  Sontb,  Kevy.  1860,  dentsch  ?.  Gittermann  bearbeitet  ab 
..Revolution  und  Abolition".  Stuttg.  ISGl;  darüber  mein  Aufsatz  die  Sciarenfrage 
in  Kordamerika  in  Kolatschek's  Stimmen  der  Zeit.  ISOI.  310  IF. 

Ueber  Infreihcit,  besonden»  Sclaverei  bei  rohen  Völkern,  aach  anderer 
Rassen  und  überhaupt,  siebe  Felix,  Entwicklungsgcscbichte  des  Eigentbama  II 

{Lcijv.  ISS<",\  Abscliiiiit  II.  S.  250  11  ,  vielfach  Abschnitte  in  den  ciilturhistoriicheu, 
ethnographischen,  neueren  sociologischen  Werken.  Die  juristische  Seite  u.  A.  bei 
Post,  africaniscbe  Jnrispmdenz,  Oldenb.  n.  Leipz.  1S87.  2  B. ,  besonden  I,  89  Ua 
112,  von  besonderem  Interesse  für  die  uns  hier  bcscliaftiiienden  Puncto  der  Frage. 
— -  Neueste  Stellung  der  Cultnrstaaten  zum  africanischen  Selavenhandel  in  Folge  der 
oeueren  Colonialbewegung  Abschluss  der  Brüsseler  (ieneralacte  vom  2.  Juli  lb90 
nebst  Dcclaration  (deutsches  Reichsgesetzblatt  1892,  Nr.  29).  In  Rrussel  erscheint 
auch  eine  Monaiaschrift:  Moarement  antl^idariste,  Organ  der  belgischen  Antisdaforei- 
geselhichaft 

1.  Abschnitt. 

Begrüiiduug  und  Eutäteliuug  der  tulreilicit. 

1.  ~  §.  26  [201].  Oekonomische  Begründung.  Bei 
der  persönlichen  Unfreiheit  sind  die  tieferen  inneren  Grttnde  und 
Ursachen  der  j^anzcn  Institution,  als  eines  Bestandtheils  der  Rechts- 
ordnung, v<»ii  den  äu.^seren  gcscliiclitliclicn  L  rsaclion  der  Entstehung 
und  Dauer  von  l'ulrciheitszuständen  zu  untersclicidcu.  Die  Un- 
Ircilieit  als  Kcchlsinstitut  herubt,  von  ganz  nnwesentliihcn  Aus- 
nnluiicn  abgesehen,  in  letzter  Linie  allgemein  auf  einem  öko- 
noniisehen  («runde,  welcher  lür  alle  Formen  der  Unl'rcibeit 
die  Bedeutung  des  eigentlichen  inneren  Kntstehuiiirs  tmd  KrklUrungs- 
grunds  hat:  die  Unfreiheit  ist  nendich  last  immer  und  Uberall 
zurückzuführen  auf  das  ökonomische  HedUrfniss  nach  niederen  per- 
sönlichen Diensten  and  nach  Arbeitskräften  in  der  SachgUterpro- 
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dactiou,  insbesondere  in  der  15  o  d  e  n  p  ro  d  u  c  t  i  o  n  ,  seltener,  dalier 
gewohnlich  erst  bei  alter  Kinbllrgerung  und  höherer  EutwicidoDg 
der  ganzen  Cultur  auch  auf  das  BedUrfDiss  nach  höheren^  geistigen 
und  dergleichen  Dienstleistungen.  Dieses  BcdUrfniss  Ikann  notorisch 
—  wotlir  gerade  das  He  stehen  and  die  Dauer  der  Unfreiheit  als 
Recbtsinstitnt  den  Beleg  liefert  —  zu  Zeiten,  nemlich  vor  Allem 
bei  rorhemcbender  Natnralwurthsehaft,  am  Besten,  mitunter,  in  £^ 
mangelnng  genügender  Mengoi  freier  Arbeitskrüflte,  sogar  allein 
dorch  anfreie  Menseben  befriedigt  werden  (§.  35,  86).  Es  giebt 
der  Unfreiheit  aocb  in  deigenigen  Fällen  ihre  Okonomisehe  Grand- 
tege,  wo  die  Eigentbtlmer  der  Unfreien,  wie  oftmals  bei  der 
strengsten  Form  der  Unfreiheit,  der  Selaverei,  nicht  selbst  die 
Dienste  oder  Arbeiten  der  Sclaven  bedürfen ,  sondern  dareh  den 
Verkanf  yon  solchen  wie  im  eigentlichen  Sclavenhandel  und  in 
der  Sclavcnzüehtung  oder  durch  die  Veimiethung  der  Unfreien 
einen  Gewinn  erstrel)en. 

Es  erklärt  sich  auch  auf  diese  Weise  die  Thatsaehe,  dass 
Völker  in  den  j) r i niitivsten  wirthschaitlichen  Lebensverhältnissen 
keine  oder  fast  keine  Uiitreihcit  (Sciaverei)  kennen  und  letztere 
im  Allgemeinen  erst  auf  der  Stufe  der  Sesshaftigkeit  und  des 
Ackerbaues  beginnt:  ökouomiscii  erklärlich,  weil  erst  hier  unfreie 
Arbeit  sich  entsprechend  verwertben  lässt. 

Daher  fehlt  die  Sclarerei  legelmissiV  bei  Jä^ervölkera,  kommt  sie  mir  sehr 
vereinzelt  bei  F'i-^chervDlkern  vor.  erscheint  die  Unfreiheit  in  verschiedenen  Formen 
der  Dienätbariteit  mehr  bchon  bei  Hirteu?ölkern  und  Nomaden,  gelangt  sie  aber 
erat  nr  vollen  EntwieUnoir  bei  sessbaften  AckerbanvOlkerii,  beeondeis  mit 
^Jro  SS  fr  rund  besitz  und  „H  er  renstand"  (Adel)  und  fflrsllicber  Domftnial- 
virthschaft.  £rst  hier  besteht  hinläuglicbo  ProductiTitU  der  natioiwleii  Albeit, 
UB  Oüfireie  z.  6.  ftlr  penOalicho  Dienste  mit  erhalten,  und  eiae  Einricbtmig  der 
Prodaction.  um  die  unfreie  Arbeit  angemessen  üburwacben  za  können.  Von  dieser 
Tolksvirth-irli.iftlirhen  Phase  ans  erlangt  die  Unfreiheit  dann  einmal  in  der  gr^^sseren 
„geij<:hlo6a<;nen  Haubwirthschaft"  (antike  Uekea-,  luittclaiterlicho  grund herrliche 
Frobn-,  Kloster-Hofvirthschaft)  allgeaeineTe  Anadebnang,  indem  die  Unfreien,  die 
Sclarcn  aiicli  in  einem  Arbeitstheilungssystcrn  /n  w  e  r  k  Ii  c  b  c  n  und  mcrcantilcn, 
anch  zu  Aafsichtsdiensten  mit  verwendet  werden;  andrerseits  verbreitet  sich  die 
ünfreibeit  aocb  in  den  stSdtiscben  Herrensitzen  für  persOnliobe  Dienstleistnngeu 
rerechiedenst e r  Art,  von  niederen  Hausdiensten  bis  zu  eigentlichen  Verwaltungs-, 
Eaiebnngs«,  Unterrichts-,  Bildung^diensten  u.  dgl.  m.  Zu  Zeiten,  in  Despotieen  des 
Orients  und  bei  rohen  Völkern,  aber  dock  aocb  z.  B.  in  gewissen  Perioden  des 
Hittdalten  der  earopiusrhen  Culturvölker  recmtirt  sich  wolil  selbst  der  mit  dem 
forstlichen  Hans-  und  Ilofdienst  nahe  zusammenhängende  Beamtendienst  und  der 
U'ehrdienst  gewisser  Art  mit  aas  Unfreien,  sogar,  wie  in  Despotieen,  aus  cigenüicbeu 
SelaTen.  Indem  diese  Penonen  ond  die  Familien,  sn  welcben  sie  gehören,  dann 
durch  diese  Stellang  emporsteigen,  <;ohen  ^lio.  wie  im  Miffehilter  in  die  Freien  und 
»eibst  in  die  höheren  Stände  der  Freien,  den  (niederen)  iandsässigen  Adel,  mit  über. 

Die  Unfreiheit  mnss  demgemäss  als  eine  eminent  wirth- 
sehaftliehe,  einzel-  wie  völkswirthsehaftliohe  In- 

iL  Waf  aar,  Ormdkcnff.  t.  AaA  2,  n«iL  Tolkiwlrtbieliall  o.  Baebt  4 
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stitntioD  bezeichnet  und  stete  mit  aU  solche  beurtheilt  werden. 
Ihre  Holle  in  der  Weltgeschichte  als  grosse  sociale  Institution  er- 
fährt daher  auch  vom  wirthscbaftlichen  Standpuncte  aus  zwar  nicht 
die  alleinige,  aber  eine  sehr  wesentliche  Beleuchtung:  Unfreiheit 
erscheint  sogleich  als  die  wichtigste  erste  Rechtsform,  durch  welche 
die  Einzelwirthscbaft  die  ihr  nothwendigen  ArbeitskriUie  Kum 
Zweck  der  Plrodnotion  von  ausserhalb  an  sich  heranzieht,  nemlieh 
soweit  die  eigene  Arbeitskraft  des  Wirthscbaflssnbjects  nnd  seiner 
Familienglieder,  sei  es  in  eigentlicher  Familienwirtbschaft  im 
engeren  Sinn,  sei  es  in  familienartigen  Verb&nden,  Hanseom- 
munionen  n.  dgl,  fHr  dies  Bedttrfniss  nicht  ansreiebt  Die  Un- 
freiheit stellt  sich  mithin  auch  als  eine  Form  der  Arbeits- 
theilung  und  als  ein  Mittel  der  Ausdehnung  der  Einzel- 
wirthscbaft, besonders  der  Privatwirthschaft  und  ihres  Pro- 
ductionsbetrieb  dar. 

Sie  ist  so  geschichtlich  der  erste  grossartij^e  Versuch,  die  Be- 
ziehungen zwischen  Arbeit,  Kapital  und  Grund  und  Boden  recht- 
lich zu  regeln,  sobald  einmal  die  faniilienwirthschaftliche,  auch  die 
grössere  derartige,  auf  Blutsverbindung  der  Angehörigen  beruhende 
Productionsweise  nicht  mehr  ausreicht  oder  durch  die  Entwicklungen 
der  Familien,  der  Blntsverbände  und  des  Volks  einerseits,  des  Ver- 
kehrs andrerseits  gesprengt  wird.  Dann  stehen  jene  Factoren,  Arbeit, 
Kapital,  Boden,  der  Anerkennung  des  Frivateigenthums  zufolge, 
zur  VerfUgmig  Teisehiedener  Personen  und  macht  die  Entwicklung 
der  Prodnction  die  Ökonomische  Verwerthung  fremder  Arbeita- 
krifke  erwünscht  Die  Unfreiheit  erhält  sich,  soweit  rein  Öko- 
nomische Gründe  entscheiden,  daher  regehnftssig  möglicbst  so 
lange,  als  sie  sich  in  der  eben  genannten  Function  nnd  Tor  anderen 
Arbeitss}  stemen  bewährt  Sie  verändert  ihre  Formen  oder  er^ 
scheint  von  Tomherein  in  einer  der  möglichen  bestimmten  Formen 
(Sclaverei,  Leibeigenschaft,  Hörigkeit  und  Schollenpflichtigkeit, 
Frohnarbeit)  wesentlich  mit  unter  dem  Einfluss  veränderter  öko- 
nomischer Bedürfnisse,  namentlich  wenn  ganz  andere  und 
bessere  Arten  der  Arbeit  erforderlich  werden  (intensive  Land- 
wirthschaft,  industrielle  Arbeit,  antikes  Oeken-,  mittelalterliches 
Frohnhofssystem,  agrurisch-gewerklicher  Grossbertieb).  In  solchen 
Fällen,  daher  besonders  mit  der  Verdrängung  der  Naturalwirth- 
schaft  durch  die  Geldwirthschaft,  geht  die  persönliche  Unfreiheit 
gerade  aus  ökonomischen  Gründen  gern  immer  mehr  in  ein  System 
Ton  Natural-  nnd  schliesslich  von  Geldabgaben  Uber.  Soweit  es 
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Dicht  geliogt,  ein  solches  dnrchzutlihren,  wird  sie  dagegen  schliess- 
lich unter  vollständiger  Veränderang  der  Wirthschaftsverbältnisse, 
besonders  des  Prodnotionsbetriebs,  Okonomiseh  werthlos  and 
practisch  bedeatangslos,  oft  lange  bevor  sie  ans  dem  gelten- 
den Rechte  formeli  Tollstftndig  yerschvranden  ist^)  Freilich  tritt 
dieses  Stadium  bd  einmal  bestehender  Unfreiheit  selbst  gewöhn- 
lich spät  ein,  weil  die  Enwicklang  der  Technik  bei  dem  hier 
fehlenden,  im  System  freier  Arbeit  so  wirksamen  Impolse  ftlr  den 
Arbeitsherro,  sich  vom  Arbeitsfactor  nnabhängiger  zn  machen,  yiel 
langsamer  vor  sich  gebt  (§.  14):  wohl  mit  ein  Erklärongs^rund 
für  die  geringeren  Fortschritte  der  Technik  im  classischeu  Alter- 
thuni,  wie  wechselwirkend  der  niedrige  btaud  der  Technik  mit  ein 
Grand  fUr  die  Dauer  der  Unlreiheit 

II.  —  §.  27  [202J.  Geschichtliche  Entstehungsursachen 
der  Unfreiheit.  Von  diesen  ökonomischen  Entstehungsgrttnden 
der  Unfreiheit  sind  aber  nnn,  wie  bemerkt,  die  änsseren  oder 
geschichtlichenEDtstehnngsnrsachen  znnnterscbeiden.-) 
Diese  sind  im  Einzelnen  mannigfaltig,  lassen  sich  aber  Überall  in 
der  Geschichte  auf  swei  Hanptnrsachen  in  Betreff  der  Ent- 
stehung der  Unfreiheit  bei  bisher  Freien,  and  anf  ein  all- 
gemeines Rechtsprincip  hinsichtlich  der  Nachkommen, 
snrtlekftthren.  Jeoe  beiden  Ursachen  sind  Gewalt  nnd  nn- 
gllnstige  wirthsohaftliche  Lage,  dieses  Bechtsprincip  ist 
Vererbung. 

A.  Die  allgemeinste  originUre  Entstehungsursache  der  Un- 
freiheit, besonders  in  ihrer  schärfsten  Ausbildung,  der  Sclaverei, 
war  geschichtlich  Uberall  die  Gewalt  und  das  auf  sie  begrtindete 
„Recht"  des  StUrkeren.  Hierher  gehören  namentlich  drei 
wichtige  Fälle.  In  den  beiden  ersten  entsteht  die  Unfreiheit  der 
Regel  nach  durch  das  „Recht"  der  stärkeren  „öffentlichen" 
Gewalt,  in  dem  letzten  durch  die  überlegene  Gewalt  der  Privaten. 

1.  Die  Kriegsgefangenen,  insbesondere  die  in  der  Schlacht 


'  So  ist  z.  B.  in  England  die  Leibeigenschaft  and  Hörigkeit  noch  bis  heute 
Mcht  durch  ein  beeondres  Gesetz  aaigeboben,  sondern  seit  dem  16.  Jahrhundert 
obsolet  gewordoB.  8.  Sn^eDbeim,  8.  295  f.,  299.  Ebenso  io  Nonrogon, 
Dtnemark,  Niederlanden,  eb.  S.  502.  532 

*)  S.  z.  B.  Buchsenschütz,  S.  111  11..  Zöpfl,  II,  g.  24  (Iii.  2G  iVIII). 
27  (in).  Eichhorn  §.  15,  50,  Dahn  a.  a.  0.,  Bmnner,  I,  97.  Die  Beiego  für 
die  Ausfuhrongen  im  Text  besonders  aus  den  älteren  germanischen  Verhiltnisseo, 
s.  daher  Näheres  in  der  oben  in  §.  25  angegebenen  betrcHenden  Litteratur,  namentlich 
T.  Maorer,  G.  Waitz,  v.  Inama- Stornegg,  Lamprecht,  filr  neuere  Zeit 
(deaüciwr  Oiteii)  die  AxbeUen  Ton  Knapp. 
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besiegten  und  mit  dem  Tode  verschoDten  Feinde,  dann  auch  mit- 
nster  die  sUmmtlicbeo  Bewohner  eroberter  Orte  (Städte) 
werden  unfrei,  und  zwar  Sclaven. 

Gcf^eoQber  der  älteren  nnd  der  sonst  eintretenden  Praxis,  den  beäio*rten  Feind  ZQ 
t5dte.n,  immerhin  ein  humaner  Fortsrlirift.  Als  sttlchoii  hat  man  auch  die  Unfreiheit 
öfters  gerühmt.  Auch  er  ist  erst  möglich,  wenu  die  öl^oiiomischeu  Bedingungen 
gegeben  sind,  nnfireie  Arbeit  zn  renrerthen,  daher  im  Allgemeinen  nicht  ror 
der  Ackerbaustufe.  Mannigfach  burgert  sich  !?pSter  die  noch  mildere  Praxis  ein, 
die  Feinde  nur  dann  za  Sclaven  zu  machen,  wenn  sie  nicht  gegen  Lösegeld  fiei- 
gdanft  Verden. 

2.  Die  unterworfenen  Land  es  bewohn  er  nilisscu  «)lt 
allen  oder  einen  Theil  des  15odcns  an  den  8ief;er  abtreten  und  *;e- 
ratheu  ausserdem  vieit'acb  in  ein  Unfreiheit-svcrhältuiss  verschiedener 
Form  und  Strenge,  gewöhnlich  jedoch  nicht,  wenigstens  nicht  so- 
fort, in  eigentliche  Solaverei  von  Privatberren  ans  dem  siegreichen 
Volke  der  Eroberer. 

Am  H&afigsten  ist  neben  der  Landabtretung  ein  System  wn  AliL  abon.  theils 
an  die  Kegierun?  (Fürst),  theils  an  Privatirnindbt'sitzcr  ans  lieni  Stainun.'  der  Sieger, 
womit  nicht  noiiiwendig  immer  peiäunliche  lutreiheit  verbundou  i^t,  aber  woraus  tsio 
sieh  doch  leicht  entwickelt,  z.  B.  in  der  Form  der  (iebundenheit  an  die  Scholle. 
A«<  b  orsrlieint  die  persönliche  Abgabcpflichtigiieit  (Kopfab^'al)e)  nach  antiker  and 
miltelaitcrUcher  Anschauung  allgemein  bereits  als  eine  Miudcroug  der  vollen  Freiheit 
nnd  mit  letzterer  nnTertrIgUeb.  Ferner  kommt  ein  Arbeft« zwang  (Frohnden)  fbr 
die  Fnterworfoncn  auf  dem  Grundbesitz  des  Herrn  vor,  allenfalls  aucli  fUr  pewisrc 
persönliche  Dienste  ((iesindedienstel,  welche  dem  Herrn  zu  leisten  sind.  Namentlich 
bei  vorherrschender  Naturalwirthschaft  und  extensiver  GroasgUtor- 
enltnr  sind  die  Frohnden  wichtig.  Daher  fahrt  z.  B.  im  dentschen  (preoaeiscben) 
Ost'^n  Itosonders  seit  dem  10.  Jahrhundert  der  Uebergang  zur  geschlossenen  Guts- 
wirthscbaft  des  Besitzers  zur  Unfreiheit  ehemals  freier  Bauern,  die  zur  Arbeit  auf 
dem  herfschaftUchen  Gate  herangezogeo  worden,  in  der  Form  der  Gofsanterthinigkeit 
(Knapp).  Die  Frohnpflichticcn  sind  in  solchen  Fällen  auch  nicht  unbedinq:t  unfrei, 
wenigstens  nicht  immer  von  vornherein.  Aber  aus  solclicn  Verbaltoisscn  cutwickel» 
sich,  in  Ihnlicher  Weise  wie  bei  ursprünglich  Freien,  welche  auf  Herrenland  sitzen, 
bei  manuelnder  Kechtssicherheit  leicht  weit  .  .vieder  etwas  btrcngero  Abhän^d^eiis- 
Verhältnisse  «Ilt  S»  holIeni)Hirhtiplieil  (tri- li:n'  ild^^^iptio'* .  IlCiriskcit  \u\<\  L'-ib  -ic-'-n- 
schaft,  im  Einzelnen  bei  verbchiedeneu  Völkern  und  in  verschiedenen  Zeiten  Hiunniij- 
fach  verschieden,  in  der  Hanptsache  obereinstimmend.  Der  Sciayerei  gegenüber 
besteht  gewöhnlich  bei  den  milderen  Formen  der  Unfreiheit  —  zu  denen  ubrigcns 
die  der  Sdaveroi  oft  sehr  nahestehende  eigentliche  Leibeigenschaft  nicht  immer 
gehArt,  wohl  aber  die  im  16.  bis  19.  Jahrhundert  in  dentscbon  Lindem  (besonders 
dem  (  »sten)  bestehende  Guts-  und  Erbnnterthänigkeit  .  I  r  wesentliche  und  fUr  d»  ri 
Lnfreicn  uberwiegend  günstige  L'ntersrhicd .  dass  «ii  i  Unfreie  in  einer  näheren, 
nicht  willkOhrlich  vom  Herrn  zu  löbenden  Verbindung  mit  dem  Bodea  bleibt, 
welchen  ur  zur  <  i;:c'ncn  Bebauung,  wenn  auch  mit  der  Verpflichtung  zur  Leistung 
Ton  Abu'.itMni  iuhI  Diensten,  inne  hat  oder  mit  dem  Herrenlande,  weldies  er  be- 
arbeiten muss.  Er  kann  daher  nicht,  wie  der  Sclave,  reräassert  werden,  hat  eheliches 
und  Familienrechte  «nd  Ist  TermSgensfthig.  Hier  tritt  somit  eine  Beztehnng  der 
gem.-in.^n  Arlioit>lraft  Mal  Bo  d  e  n  hervor,  wt-lrhe  auf  iiiedrigon  Wirthschaftsstufeu 
bei  vorherrschender  Natoinlwiithschaft,  Agrarproduction  und  extensiver  Bodoncultur 
fiberiianpt  eine  entscheidende  Wichtigkeit  ftir  die  Unfreiheit  der  unteren  Classea 
besitzt  Die  Achnlichkcit  der  (ie>ta!tung<n  mit  denjenigen,  welche  aus  der  unten 
genannten  zwfitt^n  Ilauptursarhe  «itr  Unfreiheit  hervorgehen,  wird  im  I^ufe  der  Zeit 
mitunter  eine  bo  vollständige,  da^s  im  einzelnen  Falle,  Often  auch  in  Deutschland, 
die  eine  oder  die  andere  der  beiden  EnUtebangsnrsachen  der  Dufreiheit  gar  nicht 
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lEchr  naoh/.üweiscn  ist.  —  ein  Bele?  für  ilio  „Macht  der  Natur  der  Ditige".  wenn 
eiBUial  ciii  Ucchtapriucip  wie  da^jcuigc  der  üiiireibeit  oder  der  I  csäeluug  der  Arbeib- 
iaft  «n  die  Scholle  aneiluaiiit  ist. 

3.  Privatgewalt  fahrt  zur  Sdaverei  in  der  Form  des 
Menschenraubs,  welcher  bei  rohen  Völkern  oft  das  Ziel  des 

Krieges  selbst  ist. 

£r  eifolgt  z.  B.  in  Sciareojagden,  im  Seeraub,  in  dor  Freihcitsberaabang  selbst 
TOD  Luidslenten  durch  Rinber  und  Grosse  zam  Zweck  der  eigenen  Benatznng  dieser 

P'-TsODcn  als  Sdaveri  oder  um  sie  als  solche  zo  verkaufen.  (Im  alten  Koui,  auf  den 
grosscD  Scla?enplantageD ,  nicht  so  selten  Torgekommco.  Vgl.  Bücher  a.  a.  0., 
Weber,  S.  242.)  Auch  der  Yerkanf  der  Kinder  abSckren  durch  die  freien  Ehern 
gehSit  hierher. 

§.  28  [203].  —  B.  Die  zweite  originäre  Hauptnrsache  der 
Entstehung  der  L'nlVcihcit  liegt  in  der  ungünstigen  wirth- 
8  c  b  a  i't  lieben  L  a  g  e  der  bisberigen  Freien  („Gemeinireien"). 
Diese  Ursache  äussert  sich  in  mancherlei  verschiedeneD  Formen, 
ij>t  aber  in  jeder  derselben  leicht  nachzuweisen. 

1.  Am  Deutlichsten  tritt  die  üble  wirthschai'tliclie  Lage  als  Ur- 
sache der  Unfreiheit  hervor,  wenn  der  arme  Schuldner  in  die 
Uerrschal't  des  Gläubigers  wegen  seiner  Unfähigkeit,  seine  Schuld 
tü  berichtigen,  gerätb,  wenn  er  eine  verwirlLte  Busse  nicht  zahlen 
kann,  wie  verschiedene  Kecbtssysteme  vorschreiben.  M  Auch  die 
Verspielung  der  Freiheit  kann  mit  in  diese  Kategorie  zählen.') 

2.  Ungleich  wichtiger  ist  der  Fall,  dass  ans  Mangel  an 
£rwerbsgelegenheit  ein  Abhängigkeitsverhftltniss  eingegangen 
werden  mnss,  welches  entweder  Yon  Yomherein  Unfreiheit  bewirkt 
oder  leicht  und  geschichtlich  hllnfig  dazu  ffihrt,  wenn  anch  ge> 
wöhnlich  nur  zu  den  der  Sclaverei  gegenttber  milderen  Formen 
der  Unfreiheit.  Hierhin  gehört  auf  frflben  Wirthschaftsstnfen 
namentlich  der  Mangel  an  eigenem  Grnnd  nnd  Boden.') 


So  im  Alteren  r('i mischen  Kccbt  nach  dem  Execationsrecht  der  12  Tafeln, 
ft.  pQchta,  Instit.  II.  §.  179,  S.  232  ff..  S.  457:  Verkauf  des  Schuldknccbts  nach 
gewisser  Zeit  als  Sdare  au  Fremde.  Mehrfach  auch  im  älteren  deutächea 
Rechte,  /.  h  )»A  den  Langobarden,  s.  Zöpfl.II,  S.  140,  Brunner,  I,  l>7.  Aehn- 
Itcb  der  Ir  all,  da^s  im  10.  Jahrhundert  in  Deut:>chland  die  Censualen  bei  aasbleibender 
ZlMinhliug  die  Freiheit  verlieren  konnten,  Waitz,  V,  236.  Auch  im  lltereo 
rassischen  Becht.  s.  Tschitscherin  Im  SUMtsvftrterboch.  VI,  394. 
*)  Tacitas,  Uerm.  c.  24. 

*)  8o  vielfach  im  Mittelalter,  gegenQber  den  grossen  Grandherren  und  der 
Eiiche,  s.  Waitz,  V.  261.  v.  Inama.  Grandherrschaft.  S.  52  If.  Ueber  den 
Zosammeiihang  dieser  Verhältnisse  und  ihrer  Entwicklung,  auch  der  Formen  der  Ab- 
hiogigkeit  mit  der  agrarischen  ßetriebsentwicklung  Überhaupt,  welche  letztere  wieder 
■it  allgemeineren  wirthscbaftliclien  Kntwicklungen  in  Verbindung  steht,  s.  die 
agr*rj:eschichtliche  nnd  agrarpolitis»  he  Litt.  iatur.  bes.  Knapp's  Arbeiten.  Büchen- 
berg er,  1,  94,  die  Artikel  im  liandfrörtcrbuch  der  Staatswisseuschalten,  Bauera- 
befretna^,  Gmndbeiiti  (hittofiseh),  Ootsherrschaft  a.  a.  m. 


54       1.  B.  2.  K.  Unfreiheit  1.  A.  Bee^doog  und  Entstehonj^.  §.  2S,  29. 


Damit  fehlt  die  practi^cb  weiUuü  bedeutsamste  friedliche  Erverbägclcgcnheit 
bet  AckerbaufOlkeni.  Dieser  Mangel  nOthfffi  die  Gmndbesitzloeen  dazu,  von  Grand- 

herren  gegen  die  Ucbernahme  bestimmter  Verpflichtungen,  besonders  d-T  Liff^Ttinir 
von  Katuxalabgaben  uud  der  Leistung  von  Arbeiten  anf  dem  in  der  Bcvirthächaftung 
des  Heirn  bleibenden  Boden  (Hofgut) ,  die  Eilatibniss  za  erwirken,  sich  auf  Herren- 
Innd  niederzulassen  und  für  das  eigene  Bcdürfniss  Boden  anzubauen.  Daher  eigent- 
liche Frohnpflichtigkeit  statt  oder  neben  naturalen  Grundabgaben  vomemlich  da  und 
in  solchen  Perioden  der  agrarwinhschaftlichen  EntwicLiung,  wo,  wie  in  Deutschland 
(Osten)  lliBb«MHid«re  seit  dem  Jahrhundert,  eigentliche  Gntsvrirtbschaft  eines 
grösseren  geschlossenen  (iuts  durch  den  Besitzer  oder  durch  den  (ititspächtcr  eintritt, 
im  Unterschied  znm  blossen  oder  vorherrschenden  (irundabgabeusystem  bei  abhängigen 
bineilielien  Wirtbea,  welche  das  ganze  oder  ftst  daa  ganze  Berrenlaad  in  tigaaen 
Betrieben  bewirthschaften  (mittelalterliches  Grundherrscbaftssystem,  nordwestdeutsches 
Heierrecht  in  späterer  Zeit  bis  ins  lU.  Jahrhondcrt).  Ueht  aus  solchen  Verhältnissen 
nicht  sofort  Unndbeit  bmor,  so  ontwickolt  sie  sieb  darans,  im  Cinzdnen  wieder 
mannigfach  verschieden,  im  Ganzen  gleichartig,  besonders  unter  Mitwirkung  andrer 
unglhi>tieer  VerhSltnisse.  wie  der  bei  dem  folgenden  Punrte  erwähnten.  Hörigkeit, 
ächoiienpllicbtigkeit,  Leibeigenschaft  sind  dann  öfters  der  Abäcbluss  der  Entwicklung 
sdbst  fiBr  nisprOngUch  FMo. 

3.  Mitanter  'ist  die  SelmtzbedttrftigkeU  io  Zeiten  der 
RechtsaDsicherheit,  wenn  die  Staatsgewalt  nicht  ausreichende  Hilfe 

gewährt,  ferner  die  U  n Iii h i g k  e i t  oder  Schwierigkeit,  gewissen 
öffentlichen  Verpflichtungen,  besonders  der  persönlichen 
Leistung  des  Wehrdiensts,  nachzukommen,  eine  Ursache  der 
Unfreiheit  gewesen,  so  im  europäischen  Mittelalter.  *)  Diese  Schutz- 
bedUrftigkeit  ist  aber  in  letzter  Linie  wieder  auf  Armuth  oder  auf 
zu  geringes  eigenes  Vermögen,  zu  kleinen  Grandbesitz 
zurUckzuiUbrcn. 

Auch  hier  ist  abermals  besonders  der  Fall  charactcristiscb.  dass  kleine  Grund- 
besitzer ihr  Land  einem  Herrn  gegen  Gewährung  von  Schotz  übergeben  und  es 
mit  der  Vexpllichtnng  zn  Abgaben  ond  Arbeitsleiatangen  fUOelempfangen,  —  ein 
Verhältniss,  welches  dann  in  ähnlicher  Weise  wie  in  dem  rorcrwähnten  Falle  zu 
weiterer  Unfreiheit  fuhren  Iconnte  und  oft  genag.  ja  beinahe  regelmässig  dazu  ge- 
fttbrt  bat  Im  Hittelalter  war  der  Herr,  in  dessen  Schnfs  man  meb  begab,  vielfiich 
die  Kirche.  Gerade  bei  diesen  „freiwilligen  Ergebungen"  an  die  Kirche  wirkten 
oft  religiJ^se  Motive,  üeberredunffskünste  mit.  von  Moser  S.  101  fT.  als  ..missgeleitete 
Frömmigkeit'*  wohl  etwas  zu  stark  betont.  Die  Hauptursache  war  doch  die  be- 
zeichnete. Waitz,  V,  220  (Debergabea  ohne  Rücksicht  anf  Land,  nur  für  Schutz), 
Landaoftragnngen  eb.  S.  '202  If.,  f.  Inama,  Grundherrschaft,  S.  56,  60.  Vgl.  anch 
Zöpfi,  AlterthOmer,  IbtiU,  II,  26S  ff.  Wie  die  Uehergabe  eines  Hörigen  an  die 
Kirche  anfrngs  an  sich  ftbiigens  ni^  ab  Beebtsmindemng  galt,  s.  bd  r.  Maurer, 
Frohnhufe  II.  78;  andersseifs  Eiuleit.  S.  211.  Waitz.  V,  219,  spricht  rOD  einer 
«^wissen  Minderung  der  Freiheit,  ohne  doch  diese  ganz  zu  verlieren". 

Neben  diesen  gesehiehtlieh  bedeutsamen  Ursachen  der  Eni- 
stehnng  der  Unfreiheit  sind  einzelne  hier  und  da  sonst  etwa  noch 
vorkommende,  wie  z.  B.  Unfreiheit,  Selaverei  als  Strafe")  oder 
Straf  folge,  Ton  geringer  Wichtigkeit. 


')  Die  Ausführungen  von  Moser,  S.  115  il'.,  Ubertreiben  etwas.  S.  bes.  Waits, 
lY,  452  C  y,  219,  221,  263  £    r.  Inama,  Onuidbemchaft,  S.  55  C,  68,  59. 
*)  Sq  in  d.  L.  Bi^ar.  —  ZOpfl,  II,  140.  —  Ancb  noch  spiter. 
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r.  Um  80  folgenreicher  l'Ur  die  ganze  Institution  war  das 
BecbUprioeip,  dasB  die  Unfreiheit  regelmässig  auf  die  Nach- 
kommen vererbt  wird,  wenn  beide  Eltern  unfrei  sind, 
das«  das  Kind  der  schlimmeren  Hand  folgt,  wenn  selbst  nnr 
ein  Elterntheil,  insbesondere  die  Mutter,  unfrei  ist  Denn  nur 
dnreh  dieses  Frineip  wird  die  Unfreiheit  eine  bleibende  Institution 
des  Volkslebens  und  in  ihrer  jeweiligen  praottsehen  Bedeutung 
unabhängiger  von  jenen  einsehien  Ursachen,  aus  welchen  Unfreiheit 
Ar  Freie  geschichtlich  entsteht. 

Im  römischen  wie  EltereD  deotschea  Kecht  VcrerbUcbkeit  der  UnfiraibetN 
*lIf6B  eines  RechtspriDcip,  wenn  Mch  mit  einxelnen  Aotnnhmen,  8.  Poe  htm,  IL 

429.  ,.V.  rerblichicit  der  Unfreiheit  verstanJ  >ir)\  (im  äUotcn  doutsclieu  Kecht) 
TOA  selbst",  ZOpfi.  II,  133.  Ebenso  bei  den  Uörigen  (Udi,  aldiones)  der  YoUs- 
recbte,  eb.  8.  14.3,  und  bei  den  Unfireiett  in  der  späteren  Zeit  seit  dem  13.  Jahr- 
bandert.  eb.  S.  169.  Auch  die  Verhci  rathu  n  g  Freier  mit  Unfreien  führte  nach 
deutschem  Ifechte  mehrfach  zur  Unfreiheit,  ob.  S.  140.  141;  i^päter  fntjrlich.  —  Selbst 
der  Satz,  dass  „die  Loft  unfrei  mache",  und  daher  die  Xicderlai&ung  Freier,  bebouders 
<J^t^fremder  und  herrenloser  Leate  („Wildfaugrecht",  T.  Mearcr,  Frohnhöfe,  II, 
93  Ii".)  in  einer  unfreien  üemeinde  zur  Unfreiheit  führe,  wurde  ein  Bestandtheil  des 
Bachts  der  Unfreiheit  iu  einigen  Gegenden,  rgL  x.  B.  ZOpfl,  II,  1Ö9,  Anm.  34; 
R.  Moser,  S.  169;  r.  Mnarer,  FimlinUfe,  m,  59:  liier  kann  man  imner  die 
ungünstige  virthscbaftlidie  Lage  nnd  d«n  ICangel  an  BedhtflMlrati  ab  EalstekimgB- 
QXBacbe  ansehen. 

Iii.  —  §.  29  [204].  Belative  Rechtfertigung  der  Un- 
freiheit. Die  Unfreiheit  Iftsst  sich  in  ihrer  humanen,  socialen 
und  wirtfaschaftlichen  Seite  nicht  unbefaogen  wttrdigen,  wenn  sie 
nur  mit  dem  Auge  und  dem  Geftthl  des  modernen  Menschen  be- 
trachtet wird.  Von  vornherein  ist  es  nicht  wahrscheinlich,  dass 
eine  Institution  yon  solcher  geschichflicheo  Bedeutung  nur  aus 
dem  Missbrauch  der  Macht  des  Stärkeren  hervorgegangen  und  sich 
nur  dadurch  erhalten,  dass  sie  nur  Schattenseiten  besessen  haben, 
also  immer  und  überall  durchaus  verwerflich  in  sittlicher  und 
ökonomischer  Beziehung  gewesen  sein  soll.  Unbefangenere  Ge- 
schichtsbetrachtung und  die  Untersuchung  gerade  der  volkswirth- 
schaftlichen  Seite  der  Unfreiheit,  wobei  die  letztere  in  ihrem  Zu- 
sammenhange mit  allen  sonstigen  betriebstechnischen,  Wirthschafts- 
und  Culturverhältnissen  des  Zeitalters  aufgel'asst  wird,  fuhren  denn 
auch  zu  einem  anderen  Er*jrebniss.  Die  l^nfreiheit  ist  nicht  noth- 
wendig  immer  und  thatsächiich  auch  in  der  Wirklichkeit  nicht 
stets  mit  jenen  schweren  Nachtbeilen  ftir  die  Unfreien  verbunden 
gewesen,  von  welchen  wir  sie  uns  kaum  auch  nur  frei  denken 
können.  Ebenso  wenig  war  ihre  ökonomische,  sociale  und  sitt- 
liche Wirkung  auf  das  Volksleben,  ihr  Einfluss  auf  die  Cultur 
unmer  unbedingt  nngttnstig.  Vielmehr  erscheint  sie  in  gevnssen  Zeit- 
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altern  i\U  eine  relativ  not  Ii  wendige  D  iirc  Ii  a  n  g  s  s  t  ii  f  e  der 
Entwicklung  der  Volks  wirthschalt  undCnItur,  wo  Tür 
schon  ihre  allgemeine  Verbreitung  und  Dauer  spricht.  Jedenfalls 
aber  läast  sich  geschichtlich  nachweisen  und  sogar  ans  den 
gebenen  Umständen  selbst  ableiten,  dass  die  Unfreiheit  gewisse 
ökonomische  und  dadurch  wieder  gewisse  Vort heile  fUr  die  £nt- 
wioklang  der  Caltor  wirklich  gehabt  hat  und  in  primitiven  Ver- 
hftltnissen  eigentlich  nothwendig  haben  mnss. 

Es  sind  vorzugsweise  zwei  Grflnde,  welche  dies  in  Zeitaltern, 
wo  wir  die  Unfreiheit  hauptsächlich  in  Function  sehen,  erklttren: 
einmal  der  Mangel  an  Müsse  und  an  Freiheit  von  unmittelbarer 
I)hysischer  Arbeit,  welcher  bei  noch  sehr  niedrigem  Stande  des 
Volkseinkommens  vollends  durch  eine  gleichmUsslgere  Vertheilung 
des  letzteren  Jedermann  träfe,  wobei  Culturbedtirfnisse  und  damit 
die  Ciiltur  scil)st  nur  viel  langsamer,  wenn  tlhcrliaupt  entstehen 
könnten;  sodann  der  Mangel  genügenden  Schutzes,  unter  welchem 
die  Hcliwächeren  und  ärmeren  Elemente  der  Bevölkerung  auch  im 
Zustande  j)er8önlicher  Freibeit  leiden. 

§.  '^0  [205].  —  A.  C  n  1 1  u  r  Ii  i  st  0  r  i  s  (' Ii  c  Mission  der  l'n- 
freihcit.  Die  bedeutsame  geschichtliche  Function  der  Unfreiheit 
in  ersterer  Hinsicht  ist  schon  im  ersten  Theile  dieses  Werks  dar- 
gelegt worden. ')  Die  Unfreiheit  wurde  dort  als  ein  mitunter  kaum 
entbehrliches  Mittel  fllr  einen  nothwendigen  Zweck  des  Volkslebens 
in  gewissen  Zeitaltern  bezeichnet  und  damit  für  nicht  unbedingt 
verwerflich  erklärt  (I,  §.  284).  Hier  zeigt  sich  die  hohe  Be- 
deutung, welche  diese  Institution  als  eine  freilich  erzwungene 
Form  der  Arbeitstheilung  hat  8ie  dient  als  Mittel,  das  Volksein* 
kommen  ungleich  zu  vertheilen  und  hierdurch  der  Herrendasse 
Müsse  für  höhere  und  feinere  Arbeitsarten  und  fttr  die  Entwicklong 
und  Pflege  von  Cnlturbedttrfnissen  zu  gewähren. 

Ee  ist  der  unTerkennbaie  tiefe  sittliche  und  Ökonomische  Schaden  der  Ein- 
richtnng,  —  aoch  wenn  auui  von  jedem  principiellen,  ans  dem  Wesen  des  Menschen 

entnommenen  Einwände  pepen  die  Unfreiheit  an  sich  absieht,  wie  man  wenii^stens 
bei  hbtoriscber  Betraclttung;  thun  muss,  —  da^  sie  einseitig  und  gewaltthätig  die 
Last  der  Prodaction  auf  den  einen  Theil  der  BevOlkening  wUtt,  w&breud  sie 

die  Genüsse,  welche  auf  diese  Weise  beschafft  werden,  und  die  Genussmöglichkeiten, 
welche  die  Folge  freier  Zeit  sind,  dem  anderen  Theil  allein  oder  Uberwiegend  zu- 


')  Vgl.  in  der  2.  Auflage  besonden  den  5.  Hanptabschnitt  im  2.  Kapitel  ü1>er 

„den  Bedarf  oder  die  Einkommenlehre  vom  Ycrtheilungsstandpancte",  namentlich  den 
liorti^-^«  n  Abschnitt  2  ..über  die  unj^Ieiche  Vertheilung^  des  Volkseinkommens,  ihre 
]{•  i<  cht];;iing  und  Schranken",  S.  S.  and  S.  150  If.  in  der  3.  Aull,  des  l.Theils 
lUi  h  1.  Kapitel  2.  Abschnitt  2,  «^egelong  der  YertheUnn^',  S.  684  ff.,  besonden 
§.  2^  und  S.  7S2. 
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vendet:  das  Last-  umi  dis  hustninmont  in  Prodtiction  und  BedOrfiünbe&iedigOllg 
(L  §.  22 — 2S)  steht  slUo  uicUt  iu  richtiger  Corrcapüudeuz. 

Ahtt  einmal  iit  die  lobldnreh  fir^hiirene  Ökonomische  Lage  nicht  immer  noth- 
wendig  so  au:>i>eronlentlieh  MlBcliit  d.  n  selbst  zwibchou  Il-iron  und  Sclaveu,  wie 
meistens  nor  die  modere  Phantasie  ausmalt  („patriarcbaler"  Character).  Audi  uiitor- 
edwMet  sich  vollends  die  I^a^c  der  Sclaren  ökonomisch  weni:^  uud  uütuuter  nicht 
«inmal  dirchans  mui  Nachtbeil  Ton  derjenigen  kleiner,  ärmerer  ,,(iemeiiii'reiur". 

Ein  patriarchalisches  Moment  lä>>f  ^ich  in  «i-T  S'lavcrci  fnilicrcr  Zeiten 
bei  einigen  Völkern,  so  bei  den  Griechen  (weniger  bei  den  Kömern),  nicht  ver- 
kenaen.  Es  venchwiiidet  eni  mit  der  EntwieUnni^  agrarischen  und  geverklichen 
Groi^betriehs  in  der  erweitert^'n  Hins-  Ot'k'Mi-)\virrli'r]i:ift  .ler  Alten,  cUm  ()i  ;.h,ill> 
mehr  hei  den  KOmera  und  auch  hier  mehr  er^t  iu  späterer  Zeit,  als  bei  den  üriechcn. 
Es  fehlte  auch  den  mittelalterlichen  DnfreiheitsreriiiUniaaen  in  der  Alteren 
Frohnhofwirthschaft  wie  später  noch  nicht.  Die  Unfreiheit  bot  ferner  dem  Unfreien 
selbst  nicht  nur  einen  gewissen  Schut^.  sondern  auch  eine  gewisse  wirthsc  haft- 
liehe Sicherung,  besonders  in  Krankheit,  Alter  und  ijiochthum.  (S.  Schwaben- 
spiefel  c.  71.  das  Gitat  bei  Zöpfl  II.  107.^  Schon  antike  Schriftsteller  haben  es 
nicht  mit  Unrecht  ausgesprochen,  dass  die  Lage  freier  vermögensloser  Arbeiter 
leicht  schlechter  als  diejenige  von  Sclaven  werden  könne.  Manche  moderne  Kri'ab- 
niog  dient  zur  Bestätigong  dieser  Ansicht,  was  die  Sicherheit  der  Nahrang  und 
Xothdurft,  die  Vcrsorjxtins-  bei  Krankheit,  im  siechen  Alter  u.  s.  w.  anlani^t.  In  der 
Laadwirthscbaft  mit  ihrem  naturgemäss  mit  der  Jahreszeit  stark  wechselndem  Bedarf 
an  Arbeitskriften  kann  auch  rom  Standpnnet  des  Unternehmers  and  Gnindbesitzers 
aus  die  Verfügung  Ober  beliebig  zur  Arbeit  heran/u/.iehonde  und  dann  wieder  zn 
entlassende  freie  Arbeiter  den  Vorzug  vor  «leui  Hesitz  von  Unfreien,  von  Sclaven 
haben,  welche  beständig  den  Unterhalt  kosten.  Das  haben  auch  die  Kömer  mIioii 
«ingesehen  (M.  Weber,  römische  Agrargeschichte,  S.  236).  Dieselben  haben  auch 
wegen  der  Last  der  Verpflegung  und  Unferhalfiing  von  Sclaven  in  Alter  und  Krank- 
heit freien  Arbeitern  mitunter  den  Vorzug  gegebeu  (eh.).  Ueber  die  Lästigkeit  der 
Verpflichtungen,  velche  der  Leib-  und  Hof  herr  hinsichtlich  der  Ernlhrnng  seiner 
I.ente  im  deutscliLn  Mittelalter  hatte,  siehe  v.  Maurer.  KrohnhOfe,  I,  3!  1.  II.  HO. 
Wir  Modemen  denken  bei  der  Unfreiheit  zu  leicht  nur  au  die  Ijegorsciaverei, 
ton  ier  Th.  Waitz  (Anthropologie  II,  271  fl  )  aber  auch  bemeritt,  dass  sie  in  den 
primitiveren  Verhältnissen  der  Heimathländer  der  Sclaven  weniger  schlimm  als  bei 
den  ciriiisirten  Völkern  sei.  Di«;  Latre  der  Unfreien,  der  Sclaven  in  Africa  ist  nach 
Gegenden,  Stämmen,  Beschäftigungen  auch  vurschiodeu,  aber  doch  vielfach  gerade 
nnter  «l'-r  eingeborenen  Bevölkerung  nicht  besonders  schlimm.  TacitDS  nnterscheidet 
auch  ^''harf  zwischen  Unfreiheit  bei  den  (i-.Tinanen  und  drn  Ifi^mern. 

Sodaun  iat  jene  bedenkliche  Suite  doch  nur  die  kebrseite  der  Institution,  neben 
welcher  die  andere  nicht  übersehen  werden  darf.  Diese  andere  Sdte  ist  die  Ent- 
st'  hnn?  -  iner  höher  gebildeten  Schicht  der  Bevölkerung,  an  welche  sich  die  Cultur- 
entwickinng  des  Volks,  ja  weiterhin  diejenige  der  Menschheit  ankotipft.  In  der 
antHen  Welt,  besonders  in  Griechenland,  war  dies  unbestreitbar  der  Gang  der  Dinge. 
Die  Institatiou  der  Sciavcrei  hat  hier  in  der  That  für  die  Cultnr  der  ganzen  ^lensch* 
h^it  auch  viel  gute  Friichte  getragen,  die  uns  heute  noch  zu  Gute  kommen. 
(Buchseuschütz*  Urtheil  S.  20i>  hier  wohl  etwas  zu  ungunstig.  Treitschkc  wieder 
zu  optimitisch.  Fr.  Engels  verkennt  die  guten  Seiten  und  die  relative  Nothwendig> 
keit  nicht,  aber  weist  schärfer  als  Treitschke  die  ökonomisch -technischen  Schranken 
nach,  innerhalb  derer  uur  eine  liecbtfcrtigung  möglich  ist.  S.  schon  im  1.  Theil 
8.  7S2  ff.)  In  dieser  grossartigen  Weise  steht  das  Beispiel  ans  der  h^enischen 
Gesellschaft  allerdings  einzig  in  der  Weltgeschichte  da.  Aber  auch  in  Rom  fehlt 
diese  gute  Seite  nicht  völlig,  obgleich  die  Sciaverei  ein  schlimmeres  Geprägo  trägt 
namentlich  im  Laufe  der  Zeit,  bei  mehr  „kapitalistischer"  Wirthschaft  und  Gross- 
betrieb wird  die  Sciaverei  immer  schlimmer.  (Siehe  Bttcher,  S.  12  ff.;  Th.  Waitz, 
Anthropologie  a.  a.  0.)  Der  von  Aristoteles  u.  A.  m.  so  richtig  verstandene  Zu- 
ununenhang  zwischen  Sclavenarbeit  und  unentwickelter  Technik  iu  den  W  erkzeugen 
nd  Maschinen  idgt  nach,  dass  die  Alten  diese  Function  der  Sdarerei  richtig 
erkannt  haben.  (Aristoteles,  Pol.  I.  c.  4  in  der  berilhmten  Stelle  von  der  Ent- 
behrlichkeit der  Solaren ,  «.wenn  die  W  eberschitichcn  von  selbst  gingen  und  die 
Plektren  die  SSthem  selbat  nchltigen";  Antipater's  Epigramm  aal  Erflndiinff 
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der  Wasscrmtlhkn.  Sifliii  auch  W'iskcmann,  a.  a.  0..  S.  1S6;  Koscher,  An- 
sicbtcQ,  S.  lö  ü.)  bk;lb6t  in  den  abschreckendütea  go&cbichilichun  fiespiclen,  wio  bei 
der  Nef«neIftTerei  in  America,  bei  der  islnmitlschea  and  bei  der  innenifHcuüsclieii 
Solavcrci  schlimmerer  Art  Ias>cn  sich  wenigstens  Spuren  einer  in  der  angedeototen 
Kichtung  günstigen  Wirkung  der  Unfreiheit  nachweisen. 

So  ist  in  zahlreicben  Fällen  nicht  schwer  za  zeigen,  das« 
ohne  Selaverei,  welche  znm  Theil  auch  wieder  die  Grundlage  der 
grosseren  politischen  Macht  des  Herrschers  nnd  der  Herrenelaase 

nnd  insofern  die  Voranssetzung  wenigstens  des  Beginns  einer  staat- 
lichen Kcchtsordnung  und  eines  Rechtsschutzes  ist,  die  Lage  des 
Volks  oder  der  Gemeinfrcien  nnd  sogar  der  Sclaven  selbst  unter 
den  gegebenen  l  instUnden  wahrscheinlich  eine  noch  schlimmere 
wäre.    Dies  führt  auf  den  zweiten  Tunct. 

§.  31  [205].  —  B.  Gewöhnlich  wird  die  Unfreiheit  nur  als 
widerrechtliche,  d.  h.  dem  „Naturrecht''  widersprechende 
Freiheitsberanbnng  von  Personen,  welchen  es  alsFreien  in  öko- 
nomischer und  socialer  Hinsicht  viel  besser  geben  wUrde,  ange- 
sehen. Diese  Anffassnng  ist  in  solcher  Allgemeinheit  jedenfalls 
falsch. 

Sie  vird  durch  die  deutlichsten  geschichtlichen  Tbatsachon,  welche  sich  aof 
die  ökonomische  und  sociale  Lage  der  Masse  des  niederen  freien  Volks,  in  ganzen 
Zeitaltern  selbst  der  kleinen  Grundbesitzer,  bezichen,  widerlegt.  Sie  steht  auch  nirht 
in  Einklang  damit,  dass  Freie  sich  wiederholt  freiwillig,  wenn  auch  unter  eiueu 
Druck  der  aUgemdnen  socialen  und  poUtSsehen  Veriiftltnisse,  zu  Grossen.  Gmndheiren 
und  Cor|ior:itionon,  wie  der  Kirche,  in  ein  Abliäncifrlicitsverhältniss  begaben.  Denn 
dieses  hat  üofort  oder  mit  leicht  ersichtlicher  ^'othwendigkeit,  seihst  trotz  etwaiger 
Vorbehalte  and  Caatelen,  später  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche  Hindemng  der 
Freiheit  und  selbst  die  Dnfreiheit  mit  sich  geführt.  (G.  Waitz  passim  über  die 
Anftragunpen  von  Land.  z.  B.  V,  20.!  Ii.,  2G6.)  Aber  auch  dieser  Preis  war  nicht 
zu  hoch  für  das  erlangte  Gut:  liechtsschutz  für  die  Person  und  die  Habe,  far 
das  Leben  und  das  Kverbea.  Eb  giebt  Itanm  einen  scLlagcnderen  Beweis  für  die 
eminent«-  Bedeutung  dieses  Guts.  Dieses  aber  fehlte  in  den  Zeitaltem,  in  welchen 
wir  die  iilutatehang  der  Unfreiheit,  besonders  auch  in  ihrer  milderen  Form  der  Oe- 
bnndenheit  an  die  SeheUe,  der  HSrigiteit.  der  Abgabe-  und  Dienstpflicht  sehe«,  lebr 
allgemein  and  damit  fehlte  die  Voraussetzung  dafür,  dass  die  blosse  „Freiheit" 
far  die  Masse  der  niedrigen  Ciasse  einen  grosseren  Werth  besitzen  konnte.  Der  Herr 
hatte  s.  B.  in  der  mltteblterlichen  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft  die  Pflicht, 
Schutz  ZQ  gew&hren.  Wenn  er  dieser  Pflicht  nicht  nachkam,  fielen  auch  die  Vor- 
pflichtongen  dos  Unüraien  mm  Theil  fort.  (Maarer,  FiohnhOfe,  1,  313,  II,  90, 
Waitr,  V,  2öl.) 

Die  L  Dt'rcibeit  als  sociale  Insütalioo  wird  eben  in  ganien  Zeit- 
altern fUr  die  Betrofifenen  zur  Organisation  wenigstens  einigen 
KecbtsscbaUes,  z.  B.  selbstverständlich  für  die  rechtlosen  fremden 
Kriegsgefangenen,  aber  anch  fttr  Landesbewohner,  welche  ein  er- 
obernder Stamm  sieh  nnterwirft,  nnd  fttr  die  untere  Schicht  des 
eigenen  Volks  in  elDer  fast  nar  anf  Ackerbau  angewiesenen  Volka- 
wirthschaft  mit  wesentlich  naturalwirthschafllicher  Betriebsweise. 
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Der  modernen  Ansehannng  ist  eine  solehe  Aaffassnng,  so  sehr 
sie  mit  den  geschichtlichen  Thatsachen  in  Einklang  steht,  fremd- 
artig, weil  wir,  dorchans  nnhistorisch,  an  leicht  es  als  selbstver- 
sISndlich  ansehen,  dass  Organe  wie  die  Staatsgewalt  da  sind, 
welche  fttr  den  RecJitschotz  sorgen  (freilich  anch  nicht  unentgeltlich, 
sondern  gegen  den  Entgelt  der  Bestenernng!).  Es  können  aber 
anch  analoge  Fülle  ans  nnserer  Zeit  als  Beleg  und  zugleich  als 
ErkläniDg  für  die  Richtigkeit  jener  AafltaesoDg  und  für  die  psycho- 
logische Wahrheit  des  Räsonnements  dienen,  auf  welches  sie  sich 
stutzt. 

So  die  bekannte  Tbatsache,  mit  welcher  Bereitwilligkeit  die  besitzenden  Classen, 
Mlbst  trote  ibrer  politisch  fireiainBif«!  Tradenzen,  den  ganzen  Drack  einer  starken 

StsAfsgowalf.  sogar  in  der  Form  des  despotischen  Absolutismus  (K:r  Militänlictatur, 
tragen,  wenn  ihnen  dadurch  nur  gleichzoitip^  „Rettung  der  Gesellschaft"  vor  den 
reFolutioDären  Leidenschaften,  aläo  m.  a.  W.  Kecbtssicherbei t  for  Gut  und  Blut 
zo  Tbeil  wird.  Man  denke  ati  die  neaere  Geadiichte  Frankreichs  und  das  Yer- 
haltea  der  dortigen  Booifeoisiel 

Man  darf  hiernach  wohl  annehmen,  dass  in  Zeitaltern 
anentwiekelten  Staatslebens  nnd  niedriger  Gnltnrdie 
Unfreiheit  anch  nicht  immer  als  ein  so  schwerer  Druck  von  den 
Unfreien  selbst  empfunden  wird.  In  den  Lündem  der  Negersclayerei 
zeigt  sich  dies  zum  Theil  noch  heute.  Anch  für  die  im  nächsten 
.Abschnitt  betrachtete  Seite  der  Frage  ist  es  wichtig,  hiervon  Act 
zu  nehmen.  Denn  es  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Unfreiheit 
nicht  allgeraein  und  überall  die  Leistung  der  l  iilreien  so  ausser- 
ordentlich herabdrttckt,  wie  man  vorauszusclzen  pflegt. 

Andrerseits  ist  die  ge^chiclitlichc  Thatsachc,  dass  l'nlVeiheit 
und  Zwang  zu  Dieusten  und  Abgaben  an  i>rivate  Grosse  und  Cor- 
porationen  oft  aus  mangelndem  Kechtsschutz  hervorgegangen 
ist,  ein  wichtiger  neuer  Beleg  ftir  die  Unentbebrlichkeit  des  Staats 
nnd  seiner  Functionen  gerade  auch  f(1r  die  unteren  Schichten  des 
Volks,  —  ein  anch  nationalökonomisch  hochwichtiger  Punct  zur 
richtigen  Würdigung  des  zwangsgemeinwirthschaftUchen  Systems, 
des  Staats  nnd  speciell  des  Steuerwesens,  ein  Punct,  welchen  auch 
der  neuere  Ökonomische  Socialismns  viel  zu  wenig  beachtet  hat 
(I>  §.  345  ff.,  349,  352  ff.).  Namentlich  die  Zunahme  der  Besteue- 
rung, in  Verbindung  mit  der  Ausdehnung  und  Verbesserung  der 
Öffentlichen  Thätigkeiten,  zumal  auf  dem  Gebiet  des  Rechtsschutzes 
(I,  §.  362  ff.))  >^  SA'^^  andere  Beleuchtung,  wenn  man  sie 
m  diesem  Zusammenhang  betrachtet 
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2.  Abschnitt. 
Die  rnfrelhelt  als  Arbeitssystem, 

§.  .'i2  |S.  ilsrij.  Vorl>eui  erkung.  Die  neuere  Natioiialokonomie  hat  die 
Unfreiheit,  wie  Hchon  bumtrkt,  mciäteus  nur  als  Ar bcitssya tcu  näher  betrachtet 
and  sie  zu  ein  seit  igr  solches  vemrtheUt.  Diese  Einseitigkeit  war  aber  eine 
(''■•nM'il?)t.'ii/.  il.'s  l.-itriiilcii  (i.'flankciis  der  Sinith'sclio.ii  Schule:  denn  wenn  wirklich 
iiaä  wirthsübai'iUcbe  bdbätiotereäöe  des  ladiriduums  so  aattöicblicsslicb  oder  doch  so 
ubenriogend  die  treibende  Knft  in  der  virthscbafHicbcn  Thätigkcit  des  Einzelnen 
wäre,  wie  es  diesu  Schule  annimuit,  -  ■  liessu  bich  irgend  eine  auch  nur  leidliche 
l'roductivität  von  S(  I;ircriarl)cit  in  d  r  Tli.it  nii  ht  voraussetzen.  Dur  l\'hl»'r  isf  in 
diesem  sjjcciellen  l  alle  wie  in  allen  liaionneuients  der  Srliule  dcr>cllMj;  du;  uitig- 
liche  und  öfters  thatsächlicho  Mitvirfcnng  andi  irr  Motive  (>iehc  I,  §  33  ffl) 
wird  unterschätzt  und  die  Rceinflussunff  des  wirtbschaftliilieii  Sclbblintcreise 
durch  die  äu&seren  Lebensverhältnisse  wird  IguorirL  Dieses  Selbstinteresse  ist  eben 
aoch  hier  wieder  keine  so  constante  GrOsse,  wie  im  BIsonnement  der  Schale 
angenommen  wird.  Es  ist  daher  auch  filr  diesen  Gegenstand  anf  Erörterungen  wie 
diejenigen  von  Knies  hinzuweisen,  politische  Oekonomie,  1.  A..  S.  147  H".  —  Vgl. 
sonst  für  diesen  Abschnitt  Raa,  Volkswirthschaftspolitik.  II,  §.  1'.)  (auch  für  weitere 
Litteratu  ran  gaben).  Koscher.  An^i.  hten.  2  A..  1.  Abschnitt,  besonders  §.  3.  S.  15  fl"., 
derselln.  System  I.  Schäifle,  Üesellschaftlidies  System.     Aufl.  II,  §.  270. 

Wiskcmana,  a.  a.  U.,  S.  17*J,  Tuckcr,  progress  ot  the  United  states,  besonders 
p.  III  ff.  nnd  die  oben  in  den  Litteratnmachweisen  des  §.  25,  besonders  S.  48 
fronannteu  Scliriften  über  n  o  rd  a  m  e  r  i  can  is  c  hc  Sclaverei.  besonders  Olm  st  ed. 
Cairnes  p.  3b,  49  ft.  und  Uber  russische  Verhältnisse,  auch  die  ueaere  agrar- 
gesehlehtUche '  Litterator  aber  altrOmische  Verhlltnisse  (M.  Weber,  a.  a.  0.)  und 
iili'-r  di-  Entwicklungen  der  älteren  ..grundherrschaftlichen"  in  die  neuere  «igllls- 
herrschaftliche"  T5 t  triebsweisc  auf  dem  Lande  (Knapp,  a.  a.  0.  u.  A.  ra.). 

I.  —  §..33  [206].  Einfluss  der  Unfreibeit  auf  die 
dkonomisch  -  techniscbe  Leistun  g  des  Arbeitern.  Der 
allgemeinste  nnd  schwerste  Einwand  wird  vom  rein  wirtlisebail- 
Hellen  Standpnncte  ans  gegen  die  Unfreiheit  wegen  ihrer  Ein- 
wirkung anf  die  Ökonomische  nnd  technische  Leistung  des  unfreien 
Arbeiters  erhoben.  Man  dedueirt  hierbei  zunächst  wieder  wirth- 
schaftsps}  cboiogiscb ,  besonders  aus  der  angenommenen  Wirksam- 
keit des  Selbstinteresses  y  nnd  sneht  die  nachtheiligen  Schlüsse, 
welche  man  auf  diese  Weise  gewinnt,  durch  die  Erfahrung  zu  be- 
legen. In  der  Hauptsacbe  sind  diese  Schlüsse  auch  tbatsächlicb 
ricbtii:  tmd  werden  sie  nnnientlicli  mit  steigender  Wirth.schafts- 
ond  ('iiItiuTiitwic'klun^'  iiiiiucr  richtiger,  so  dass  zuletzt  gerade  aus 
dem  ökoiiuinisclicn ,  bez.  dem  Okonomisch-tcciiuiscbeu  Standpiiiiete 
ein  all^tiiiciuercs  Verdict  gegen  die  Unireibeit  im  Ganzen  mit 
Uecbt  gefällt  werden  kann. 

Roschii  uii.l  nach  ihm  W'iskemann  legen  dem  Proce^s  des  L'n|trodurtiv- 
werdens  der  unlV.  icn  Arbeit  die  bekannte  Schablone  von  der  Keihenfolge  unter,  iu 
wel<  }p  r  die  drei  sogenannten  ProductionsliMJtoren  Nstnr,  Arbdt  nnd  Kapital  die  ror- 
waltLiidc  Kolle  in  der  Wirthschaft.  bezw.  im  Producfionsproccss  spielen.  Mit  dem 
lieginn  der  grösseren  Bedeutung  des  Arboitsfactors  fängt  jener  Process  an,  mit  dem 
biege  der  Kapital-,  besonders  der  MaschinenwirdiKhaft  «idet  «r.  In  der  Hanpttache 
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richtig,  aber  zu  schablonenhaft.  Der  Versuch  Türk»  r 's,  die  5kononn«ch  z^eck- 
iBiäsige  Bescitiguuis;  der  Uufreiheit  mit  der  stuigeudcu  BevölkerangädichtiK- 
keit  in  Beziehong  zu  aetsen,  enthllt  auch  ein  richtiges  H<nDeDt,  »hes  ist  eben&Ua 
n  flchnbloneohaft,  wie  Bescher  schon  nachweist  (Ansichten  S.  21). 

Indessen  kommen  zwei  Umstände  erfahrnngsmässig  in  Betracht, 
welche  bei  der  Beortheilang  des  Ökonomisch-technischen  Einflnsses 
der  Unfreiheit  nicht  übersehen  werden  dttrfen,  weil  sie  diese 
Institution  gerade  als  Arbeitssystem  betrachtet  in  weniger  ungün- 
stigem Lichte  erscheinen  lassen. 

Einmal  zeigt  die  nnfreie  Arbeit  in  primitiveren  Wirtii- 
»cbaftsverbältiiissen  \vef::en  der  Art  der  bier  Uherhaupt  gewöhnlich 
allein  ortorderlieben  und  meistens  ausreichenden  Arbeit,  ferner 
wegen  der  Mittel,  welche  hier  zur  Anspannung  der  Lcistiin-^  des 
rntVeien  vertlij^bar  sind,  weniger  Mängel,  als  ibr  natiirgemäss  in 
anderen  Verhältnissen  ankleben.  Es  lässt  sieb  daher  mit  ibr  unter 
Umständen  doch  ein  ausreichender  technisch -ökonomischer  Effect 
erzielen. 

Sodann  bietet  sieb  aueb  später  bei  h  r»  b  e  r  e  n  Anforderungen 
an  die  Qualität  der  Arbeit,  bei  dem  Erforderniss  ganz  anderer 
Art  der  Arbeit,  selbst  wesentlich  geistiger  und  ethischer,  und  bei 
dem  Obwalten  humanerer  Auffassung  des  Unfreibeitsverhältnisses 
ein  erfolgreiches  Hilfsmittel:  die  Zulassung  ron  Compromissen 
swiscben  den  practischen  Conseqnenzen  der  Grundideen  der  Un- 
freiheit und  der  Freiheit  Dadurch  erfolgt  allerdings  eine  Modi- 
ficmtion  der  Unfreiheit,  welche  mit  deren  innerer  Idee  in  Wider- 
spruch steht  Aber  die  dkonomischen  und  die  humanen  Bedenken 
gegen  diese  Institution  verringern  sich  durch  solche  Abstufungen 
wesentlich.  Die  längere  Beibehaltung,  häufig  selbst  die  erste  En^ 
stehung  der  Unfreiheit,  die  Wahl  bestimmter  milderer  Formen  der 
letzteren  auch  gleieb  anfangs  mitunter  linden  in  einer  solchen  Mög- 
lichkeit der  Modilieation  der  Unfreiheit  zum  Tbeil  ihre  Erklärung. 

lo  wirihscliaftlirlii  r  Ilin^iicht  isi  es  namontlich  der  üebergaag  von  der  Natural- 
znr  Goldwiithscbaft.  die  Aendcrunf^  der  larulwifthschaftlichen  Cultoreu.  Betriobsweiäcn, 
Betriebsjrrössen.  die  Eiitwirlilnn^  des  Sf;idfewcs«Mis.  di^r  srössere  Bedarf  sfiidtisi  U 
ceaceatrirter,  reicherer  Berölkeraug  nach  mehr,  manaigfaltigerea  uod  feineren  Bodeu- 
piodocten,  das  hiermit  ood  Oberhaept  mit  grrQssorer  und  dichterer  BerOlkeran^ 
ztaaBineiihiiisend«-  ncdürfniss  intensiveren  Ackerbaas  and  deshalb  znm  Thcil  der 
KleiDffiter-  statt  der  üroesgUterwirthbchaft,  ferner  das  Cedurfuiss  nach  feinerer 
iodnstrieller  und  nach  geistiterer  Arbeit  (bimere  Stellung  der  Sclaven  der  Kunst-. 
KoDSigewerbc-  und  geisiisren  Arbeit  im  Altertlniin,  üebergany  der  Frohnhi  f.virthscliaff 
in  die  städtische  Zunftarbeit  freier  Burfrer'.  was  Alles  zusammen  aucli  die  Modifica- 
tionen  der  Unfreiheit,  besondcrü  die  Veränderung,  auch  gleich  die  eratc  Bcstiuimunti 
der  rem  Dafreten  feferdertcn  Leistnogea  (Dienste,  Naturalabgaben«  Geldabgaben) 
mä  erklärt. 

So  hat  sich  im  römiäcbcu  Alterthum  wie  iu  der  neuen  \\  ull  in  moderner  Zeit 
die  Iradvijihsehaftliche  Arbeit  dorch  eigentliche  Sciarea  bewährt  bei  extensirer 
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Galtur  und  bei  solchen  Culturcn,  wo  ein  ina:>äeQweiscs  Zasammenarbeiteo  und  daher 
Uber  die  Sclavcn  eine  entsprechende  Aufsicht  stattfinden  kann,  zumal  so  lange  eine 
mässigc,  im  AUgemeiDen  eine  geringe  Qualität  der  Producte,  «reiche  mit  BcUFOiarbeit 
•illriii  zu  erzielen  ist,  genügt.  So  sind  die  eigfütlichcn  nnrdamericanischen  Sciaren producte 
Baumwolle, Zocker. Kcis, Tabak  gewesen.  (Vgl.  Kodbertos  Uber  den  Golonat  a.  a.  O., 
M.  Weber,  rSmisclie  Agrargeachicbte,  Kap.  4  [Schwierigkeit  der  Sdftreaarbeit  im 
Ceretlionbau  S.  222].  Cairnes,  I.  c,  s.  unten  S.  (;6).  Im  cnropäisrh-  ii  Mittrl.-\U,;r  aad 
bis  in  die  neaesta  Zeit  hinein  waren  „Dienste",  Frohnarbeiten  ebenfalls  ökoaomiscli- 
teclmiseli  Iddlidi  avsreicbeod  bei  KatondwirÜiBcbaft  md  extensirer  Oroesfaiercidtnr 
in  der  Landwirthschaft,  besonders  bei  Eigen-  oder  Pacbtbetrieb  auf  geschlossenen 
Hofiriiforii  fdcut'^chi's  Kittercut).  Ein  System  von  Naturalabgaben  bot  den  Vorzag. 
Wenn  /war  Natuiaiwirthbchaft  vorwaltete,  aber  die  cingeliefcrtcu,  an  bestimmten  Stellen 
Mgeaamiaelten  Prodocte  vom  Gmndberrn  and  den  Seinen,  einschliesslich  des  Gefolges 
n.  s.  w.,  wie  in  den  Zeiten  des  älteren  herumziehenden  K^iniirthums  auf  deii  Villen, 
selbst  verzehrt  worden ;  und  wiederum,  wenn  eigentliche  Vcrkcbrswirthscbaft,  grösserer 
Absatz,  z.  B.  nach  Stldten,  mOglich  war  nnd  die  Pfliehtl^  hier  sehr,  naanlg- 
faltif^cres  und  besseres  Product  auf  dem  eigenen  Lande,  als  im  Frohndienst  auf  dem 
Uorrenbodcn  emelten,  wie  in  den  Verhältnissen  des  römischen  Colonats.  Verwand- 
lung der  Natural-  in  Qeldabgaben  war  für  alle  Betlteiligtcn  günstiger  bei  Aberhand- 
nehmender  Geldwirthschaft.  Manche  Belege  für  die  Entwicklang  bei  Maurer  und 
Waitz,  so  V,  2t;9  II.)  Analo);-  die  Entwicklung  der  industriellen  Arbeit  auS  der 
Frohuhofwirthschaft  zum  städtischen  Gewerbe  freier  Handwerker. 

II.  —  §.  34  [2071.  PsyclK.lo^Msche  Motive,  welche 
die  Höhe  der  Artieitsleistu  n^'  bestimmen.  Um  die  Be- 
deutung und  spccieli  die  ökonomischen  Ursachen  und  Wirkungen 
der  vorausgebeod  genannten  Umstände,  die  Entwicklung  and  Um- 
gestaltung von  Unfreiheitsverhältnissen  und  der  Wahl  einer  be- 
stimmten ünfreiheits-  nod  Abhängigkeitsfonn,  einer  beetimmten  Art 
des  Dienstleistangs-  and  Abgabenzwangs  von  yomherein  anter 
gegebener  teebniseher  und  Okonomiseher  Lage  richtig  zn  Teratehen, 
ist  es  nothwendig,  wieder  anf  die  psychologischen  Motive  hinzu- 
weisen» von  welchen  die  Hohe  der  Arheitsleistang  des  einzehien 
Arbeiten»  abgesehen  Yon  dessen  Arbeitsftbigkeit,  abhängt.  Oerade 
diese  Motive  erkl&ren  anch  die  innere  Ökonomische  Nothwendigkeit 
der  Entwicklung  weiterer  Stadien  unfreier  Arbeit,  der  Wahl  milderer 
Formen  statt  der  schroffsten  Sclaverei,  sowie  des  allmäligen  Ueber- 
gangs  zur  freien  Arbeit.  Zugleich  wird  dadurch  der  Entwicklungs- 
gang in  den  sogenannten  Lohnsystemeu  der  freien  Arbeit  und  der 
innere  Zusammenhang  dieser  Enlwicklunp:  mit  der  Behandlung  des 
Arbeiters  im  System  unfreier  Arbeit  aufgehellt.  Es  wird  auf  diese 
Weise  auch  der  wichtige  Nachweis  geliefert,  dass  die  Arbeits-  und 
Lohnsystemc,  vom  Menscheueigenthum  und  Sclaverei  an  bis  zum 
Eigentlium  an  l'roductionsmitteln  oder  an  Kapital  und  den  modernen 
Lohnsystemen,  bis  zum  Stücklohn  und  selbst  zam  Gewinnantbeily 
zur  industriellen  Tbcilhabersehaft  und  schliesslich  zur  Prodoctiv- 
genossenschaft  hin,  die  Glieder  einer  grossen  Kette  bilden  nnd  in 
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einem  viel  engeren  psycbologischen  Zusammenhange  stehen,  als 
gemeiniglich  angenommen  wird  (§.  40). 

Es  bandelt  sieb  hier  darum,  jene  im  ersten  Tbeile  (1,  §.  33  fi.) 
analysirten  Leil-  und  Specialmotive  in  ihrer  Wirksamkeit  bei  un- 
freier Arbeit  verschiedener  technisch-ökonomischer  Art  und  nnter 
verschiedenen  Rechtsformen  der  Unfreiheit  nnd  bei  freier  Arbeit 
nnter  verschiedenen  Arten  der  Entlohnung  zu  verfolgen;  die  psycho- 
logischen Momente  als  die  cansalen  mit  den  Gestaltungen  der  Un- 
freiheit, als  den  mit  durch  jene  psychologischen  Momente  bewirkteui 
in  Beziehung  zu  bringen. 

Für  manches  Nähere  iät  hier  in  dieser  3.  Auflage  jetzt  auf  die  Aubfubrun^j^en 
über  die  „ökonomische  Psychologie''  im  1.  Theile  zu  verweisen.  In  den  beiden 
früheren  Aaflagen  fchlt*'n  diese  und  war  nur  in  §.  207  eine  ücbersicht  über  die 
Uoüre  bei  der  Arbeit  gegeben,  welche  hier  jetzt  in  dem  entsprecbendeA  §.  34  fort- 
ftUeo  konnte.  In  jenen  AmfiQhTonfen  ist  nneh  nof  die  VerlillaiiaBe  der  Oof^iheit 
bercita  mehrfach  Bezu^-  genrimmon  worden,  namentlich  in  den  ij.  37  fi".  bei  der 
Erörterung  des  „zweiten  egoisti&cbeu  Leitmotivs",  „Furcht  vor  Strafe  und  Hotinung 
anf  Anerkennimg'*.  war  aber  in  den  früheren  Auflagen  ein  Mangel,  dass  dort 
nur  drei  egois^be  Mutive  unterschieden  worden,  das  vierte:  der  Drang  zur  Be- 
ikiticing  «.     w.  (I,  §.  42  ä.)  fehlte. 

§.a5  [208].  —  A.  Die  Unfreiheit  in  primitiveren  Wirth- 
schaftsreifaftltnissen. 

In  wirtbschaftlicher  Hinsicht  ist  die  Unfreiheit  hauptsächlich 
m  Mittel,  über  fremde  Arbeit  su  Zwecken  der  Production,  beson- 
ders der  SachgQtererzeugung,  zu  Tcrftlgen.  Sie  kommt  dann  als 
das  Arbeitssystem  erzwungener  Arbeit  in  Vergleich  hin- 
sichtlich ihres  ökonomisch-technischen  Nutzeffectes  mit  dem  System 
der  freie  u  Arbeit.  Es  lässt  sich  duii  psychologisch  leicht  ableiten 
nnd  wird  durch  die  reichste  Erfahrung  bestätigt,  dass  die  er- 
zwungene Arbeit  regelmässig  allgemein  der  freien 
Arbeit  im  Leistungsef fect  nachsteht.  Aus  diesem  Grunde 
wird  sie  theoretisch  verworfen  und  mit  der  Fortbildung  der 
Volkswirthscliaft  in  der  Praxis  öfters  ohne  jeden  gewaltsamen 
oder  gesetzlichen  Eingriff  durch  die  Concurrenz  der  freien  Arbeit 
verdrängt.  Ein  typisches  Beispiel  dafür  ist  das  immer  weitere 
Znrtlck weichen  der  Sclaverei  vor  der  freien  weissen  Arbeit  in 
Nordamerica  schon  seit  dem  £nde  des  18.  Jahrhunderts. 

80  war  die  Zahl  der  Sdaven  in  den  Jahren  des  Gensos: 

1 790  Maadmom  1860 

Kew  Hampshire  löS  L  J.  179U  0 

Vermont  17    ^     »  0 

Bhode-bland  952    „      „  0 

Connccticot  2,759  „  0 

Kewyork  2U24    „      „  0 

Hew-Jeney  11,428    „  1800:   12,423  0 
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nuu  Maximam  1860 

Peniisylcanien  ».7»7  i.  J.  1790  0 

Delaware  ^,S^7     „    1790  IT'Jb 

Maryland  103.036     „    ISIO:  111,502  sT.lils 

District  Columbia  —       „    1S20:     6.37T  3.1SI. 

Die  Abnalime  geht  von  .lahrzehnt  zu  Jahrzehnt  refelmässig,  meist  schon  in  den 
ersten  Jahr/elintrn  dos  Jahrhundorfs  t-o  rasch  vor  sirli.  dass  in  den  meisten  der 
genannten  Staaten  die  Sclaverei  schon  lt>20.  in  Nevyorii  1830.  in  Mev-Jcrsey  1&40 
ganz  unbedeutend  geworden  war.  In  -einzelnen  der  Übrigen  Staaten  hidt  sie  sich 
romemlich  nur  noch  mit  /'mh  Zwecke  ron  Zucht  and  Mandel  mit  Sclaren.  Die 
Gesammt/ahl  der  Solaren  war  dagegen  von  61t7.^'.)7  in  1790  auf  3.953.5S7  in  1&60. 
die  Zahl  der  freien  Farbigen  war  schon  bis  1^40  auf  3S(>.343  von  59,466  in 
1790  (gestiegen.  (Siehe  Stein-Wappäus.  (Jcopraphie  von  Nordamerica,  1S55. 
S.  105;  Andree.  Nordamerica,  S  455.  Zaliln  irlie  iriite  Boispiclc  des  Vergleichs 
zwischen  wei&icr  und  ächwar/er  Arbeit  m  Nordamerica  bei  Uimsted,  z.  B.  Cottoa 
Kingdom  II.  3SS.> 

Dennoch  lässt  sieh  i'dr  e:e\visRC  wirthsjcihiltiiehe  Verlüiltnisse 
auch  die  unfreie  Arbeit,  sell».st  tliejenige  der  Scdaven,  ökonomisch 
und  rein  vorn  Standpnncte  des  rechnenden  Producenten  aus,  welcher 
den  Unlreien  bloss  als  Prodnctionsniittel  behandelt,  billigen.  Der 
Beweis  für  diese  Behauptung;  erlol^t  mittelst  einer  Analyse  de*i 
Einflusses  jener  Leit-  und  Spccialmotive  und  wird  wiederum  durch 
die  äussere  Beobachtung  bestätigt. 

Der  i,'erin{?L'i<."  rikonomische  Werth  der  unfreien,  bosoiidr-rs  der  hier  zuniehst 
ZU  betrachtenden  Sclavenarbeit  beruht  ollcnbar  in  allen  Wirthscbaftsstufen  darauf, 
dass  bei  dieser  Arbeit  gewöhnlich  die  früher  (1,  34  Ü'.,  39  il.)  als  erbteä  und 
drittes  egotetisches  nnterschfedenen  Leftmotire,  Vortheil  nnd  Ehre,  so  gut  wie  gnr 
nicht  mitwirken.  Das  erste  Motiv  wird  höchstens  in  der  bei  dem  zweiten  mitspielen- 
den Form  der  Hotl'nung  aaf  Anerkennung,  das  dritte  Motir  bei  etwas  humanerer 
Behandlung  der  Sclaren  ein  wenig  mit  wirksam.  Etwas  mehr  n»g  öfters  das  „Herte 
egoistische  Motiv",  der  Drang  zur  Reth&ti^un?,  die  Freude  an  der  Arbeit,  als  Thäti^- 
koit,  und  an  din  Arlfitscrfoleon  iI.  §.  42  fl.),  wenigstens  bei  den  meisten  Rechts- 
formen der  Unireiheit  mit  wirken.  Völlig  fehlen  wird  es  nur  ausnahmsweise,  wie 
bei  härtester  Sclarerei ,  individueller  Grausamkeit  des  Herrn  nnd  widerwärtigster, 
schwcn^ttT  Arbeit.  Kaum  allgemein  stiukor  wird  das  fünfte  Leitmotiv  zur  (ieltung 
kommen,  das  Pliichtgefahl  §•  '^^  ff.).  Aber  gleichwohl  wird  es  auch  nicht  immer 
fehlen  nnd  sdbst  mAchtiger  werden  bei  menschlicherer  Behandlnng  der  Dnfireien, 
aach  der  S(  laven,  bei  .Aufnahme  derselben  in  den  Familienverband,  in  den  Hausdienst 
^die  Kinderpflege!),  daher  in  patriarchalischen  Verhältnissen  (Alt-Griechenland!),  wo 
twisehen  dem  IDnfreien  nnd  seinem  Herrn  nnd  dessen  Angehörigen  Liebes-  und 
Sympathiebande  entstehen  and  Kaum  gewinnen.  Dafür  liegen  manchö  Erfahrungen  vor. 
Soweit  aber  :\\h;  diese  psychisoheti  Potenzen  nicht  oder  nicht  jrfnOeend  mitwirken, 
moss,  wie  schon  im  1.  Theil  bei  den  dortigen  psychologischen  Erörterungen  abzu- 
leiten war  (I,  S.  i<5).  um  so  mehr  theoretisch  und  pracüsch  die  Benatznng  anfreier 
Arbeit  nnverm<;idlirh  in  er»f.T  Linie  auf  das  zw-ir.  rs-oi<tisrlie  Motiv,  auf  die 
l-  urcbt  vor  btreugo  und  Strafe,  gesttitzt  und  demgema:>s  zweckentsprechend  ge- 
leitet werden. 

Diese  Betrachtung  l'Ulirt  aber  somit  dazu,  auch  ein  Zurück- 
greifen auf  die  anderen  Motive  überhaupt  und  selbst  bloss  nacli 
den  eigennützigen  Krwägungcn  des  bloss  seinen  Vortheil  berech- 
nenden Sclavenbesitzers  für  rathsani  zu  erklären.  So  ist  denn 
auch  in  der  Praxis  aUgemein  verfahren  wordeoi  und  nicht  ganz 


Psychologische  MotiTe  bei  unfreier  Arbeit 


65 


ohne  £rfo]g.  Di«.  Auffassnng  der  Solaven  als  Sachen  war  doch  stets 
nnr  eise  reehtliche  Fiction,  welche  kaam  jemals  voUstttndig  zur  prac- 
tisehea  Geltung  gekommen  Ist.  Die  Modificationen,  welche  die  Un- 
freikit hei  ihrer  Fortbildung  ans  der  Sclayerei  zu  milderen  Formen 
tH&sif  nnd  die  Gestaltongen ,  welche  sie  oft  von  yoraherein  in 
solchen  milderen  Formen ,  wie  namentlich  bei  bftiieriichen  Ansied- 
loDgen,  bei  der  Herbeisiehnng  von  ländlichen  Arbeitskräften  zum 
Betrieb  des  Herrenguts  erhalten  hat,  beruhen  wesentlich  auf  dem 
leitenden  Princip,  ausser  oder  neben  der  Furcht  diese  anderen,  die 
Arbeitsleistung  beeinflusscudeu  Motive  auch  im  Interesse  des  öko- 
Domischen  EtTects,  dieser  Leistung;  mit  in  Wirksamkeit  oder  in 
stärkere  Wirksamkeit  treten  zu  lassen.  Man  folgt  hierbei  den  Er- 
iabrangeu  mit  der  freien  Arbeit. 

Diese  wird  in  ihrer  LeistunEr  von  dem  ersten  und  dem  driUen  Leitmotiv,  that- 
itehlicb.  was  bcsondcrb  die  Haudarbcit  oud  zum  Thöil  uberhaopt  die  Arbeit  in  der 
aateriellcn  ProdoctioD  anlangt,  vobl  gewöhnlich  ttberwiegend  von  den  Motiv  wiith- 
schaitlicben  Vorth  cils  bestimmt.  Aber  das  dritte  Motiv,  Ehrgefühl,  (jeltuugi.- 
4&d»en,  Eitelkeit,  Furcht  vor  Schande  und  Missachtuag,  wirlct  doch  wohl  mehr  oder 
wetiger  und  oftnab  atarit  mit  Auch  das  Tiefte  egoistische  Leitmod?,  BeÜiätigangs- 
dnof,  Freade  an  Arbeit  und  Arbeibergebniss,  kaou  sich  mit  geltend  machen.  Und 
endlich  ist  doch  auch  das  Pflirht>?efuhl,  zumal  bei  höheren  Arboitsarten ,  Diensten 
'Beamtenthum,  Militär,  liberale  Berufe),  aber  doch  auch  bei  materieller  Arbeit, 
niederen  Diensten  (Hansdieost)  ein  er&hntnfBmissig  mitspielender  Flactor  Ton  fteilicb 
indiiidaeU,  aaitaller*,  toUu-,  bera&weiae  sehr  Teischiedener  Stäike. 

§.  36  [209].  Die  Analyse  dieser  MotiTe,  welche  den  qnanti- 
tatiren  und  qiuditetiyen  Nntseffect  der  Arbeitsleistong  bestimmen, 
ermöglicht  es  dann,  wie  in  einer  Formel,  die  Bedingungen  an- 
zugeben, nnter  welchen  die  uofreie  nnd  selbst  die  Slavenarbeit  der 

freien  Arbeit  im  ökonomißchen  Effect  nicht  wesentlich  nachstehen 
wird.  Je  niedriger  nemlich  das  allgemeine  Culturniveau  des 
Volkes  noch  steht  und  je  weniger  daher  das  erste,  dritte,  vierte 
nnd  fünfte  Motiv,  —  das  erste,  der  wirthscbaftliche  Vortheil,  ins- 
besondere auch  wegen  mangelnder  Rechtssicherheit,  —  auf  die  freie 
Arbeit  vorzugsweise  gtlnstig  wirken;  ferner  je  technisch  niedriger 
Dach  den  gesammten  materiellen  Verhältnissen  des  Volks  die  Arbeits- 
art aaeh  der  gemeinfreien  Bevölkerung  ist,  und  je  geringere  Ad- 
tordemngen  eben  deshalb  an  die  Qualität  der  Producte  nnd  der 
unfreien  Arbeit  gestellt  werden,  also  im  Allgemeinen:  bei  vor- 
wsHender  Natnralwirthsehaft  nnd  extensiver  Landwirthsebat^,  bei 
gtringer  Entwieklnng  des  Werkseoglcapitals;  mitonter  aoeb  in  be- 
•osderen  FaOen  in  der  industriellen  Arbdt  bei  zweckmässiger 
Uitnng  dnroh  den  Herrn  nnd  sdne  Vertreter  nnd  bei  dem  Mit 
wirken  anderer  AntoriUltSTerhSltnisse  (mittelalteiiiehe  Kloster-  nnd 

A.  WagB«r,  QnUkgng,  &  A«fl.  2.  TML  Yolkswirtlneluifl «.  Beeki.  5 
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Frohnhoföwirthschatt,  aber  auch  antike  Oekeuwirthschaft,  besonder» 
in  Griecbenlaud,  weniger  in  Rom);  endlicb  je  rücksichtsloser  nach 
dem  Sittenzustande  des  Zeitalters  die  Strenge  des  Herrn  durch 
Furcht  und  Strafmittel  das  allein  eri'orderlicbe  Quantam  rober  Ar- 
beit dem  Unfreien  abpresst:  desto  weniger  rein  Ökonomische  Be- 
denken bietet  die  unfreie  Arbeit 

Wir  tiniicii  diei>clbc  Jabcr  besonders  iu  solchen  Zeitaltern,  wo  diese  Bedingungen 
zusammen  treffen,  z.  B.  in  primitiven  Verhältnissen,  wo  N*ituralwinhsr|iaft  durchaus 
irorherrscbt,  bei  geringer  Yoil^icbtigkeit  eine  gaoz  extensive  JL&nüwirtbäcbaft  aas- 
reiebt  und  wo  die  pur  venig'  veredelten  Prodncte  in  der  Hnaewirtlraeheft  unter  dem 
Auge  des  Herrn  hergestellt  werden.  Die  Grosson  können  hier  den  in  Milclier  Lage 
erforderlichen  extensiven  Betrieb  aaf  grösseren  üuteru  schwer  anders  als  mit  unfreier 
Arbeit  ausfuhren.  Auch  die  modene  Neger-  und  Plantageneclarerei  fügt  sich  in  die 
JBegel  ein:  sie  lohnte  und  lohnt,  wo  fttr  rohe  Plantagenprodocte  ein  geihflscs  Quantum 
roher  Handarbeit  zur  Noth  ausreichte.  Gerade  die  Al>presstin!r  finor  solchen  Arbeits- 
IcistODg  gelingt  der  Strenge,  die  vor  keinem  Zuchtmittel  zuruckbcbt  und  nach  Hecht 
and  Sitte  in  der  Anwendung  keines  einzigen  gehindert  wird,  selbst  bei  dem  wider» 
spän^^tigsten  Sciaven.  hui  welohcm  keines  der  anderen  Motive  irgendwie  mitwirkt. 
(Siehe  oben  S.  62).  Cairues  a.  a.  O.  sagt  von  der  Sclarenarbeit:  sie  lisät  die 
Tolbtindig^te  Orpanisidon  sn,  d.  h.:  it  may  be  combined  on  an  eztensire  scale  »id 
directed  by  a  Controlling  mind  to  a  single  end.  Aber  ihre  inhiirenten  Mängel  sind 
it  is  given  reluctantly,  it  is  unskilfull,  it  is  wauting  in  rersatility.  Als  weitere  Be- 
dingungen der  Sclareoarbeit  nennt  er:  Frochtbarkeit  und  weite  Ausdehnung  des 
Bodens.  Cairnes.  Olmsted,  Helpern.  A.m.  theilen  characterihtische  Beiitpiale 
fiir  die  tllierlcfene  Concurren/  der  freien  weissen  Arbeit  selbst  in  ..Solaven- 
productcu"  wie  der  Baumwolle  mit,  z.  B.  dass  Baumwolle  von  deutschen  Colouisteu 
in  Nea-BnonfelB  im  westUeben  Texas  wegen  der  besseren  QaalitlU,  so^fUtigeren 
Keinigung  si' h  preiswürdiger  als  alles  Sclavcnproduct  erwies,  bei  welchem  eben  solche 
Qualit&t  nicht  zu  erreicbeu  war  (Uimsted,  Back  couütry,  p.  347.)  Neaeidings.  nach 
der  Emnndpntion.  acbdnt  der  Neger  immer  mehr  in  Itleinb&veriichen  I^cht-  and 
colonatsähnlichen  Verhältnissen,  wo  der  wirthschaftliche  Erfolg  ihm  mit  zu  Gute  kommt, 
passend  beschäftigt  zu  werden.  —  Auch  die  al  tröuiischen  Verhältniss.-  bf-^tätigon 
das  Gesagte.  Die  ungeheure  Härte  gegen  die  Sciaven  bei  der  tliatsächlich  fast  un- 
begrenzten Strafgewalt  des  Herren,  die  Auswahl  und  ganze  Behandlungswdse  der 
S  Liven  nach  der  Art  der  ökonomisch-technischen  Thätigkeiten,  die  von  ihnen  verlnngi 
w^urden,  eine  fein  durchgeführte  technische  Arbeitstheilung,  die  Erweiterung  des  iand- 
wirtheehafHtcben  Betriebs  zn  einer  ancb  die  Steffi  selut  venibeitenden,  Gewerhe- 
productc  liefernden  grossen,  sich  selbst  genügenden  Hauswirthschaft,  der  relativ  leichte 
Ersatz  der  Sciaven  durch  Ankauf  neuer  und  durch  den  wohl  besonders  l)egUustigten 
Sclnrenldnder-Kachwachs.  —  das  Alles  ermöglichte  doch  eine  sehr  umfassende  Ver- 
wendung der  Sclavenarbeit.  (Vgl.  auch  dafür  Redbertus  und  M.  Weber  a.n.OM 
letzterer  S.  241  mit  der  richtigen  BemerKung  gegen  luMlbertos,  tiber  die  grade  erst 
spätere  Entwicklung  des  „antiken  üekos"  auf  den  Jandlicbeu  GrossgrandbesitzoDgen.) 

Milde  rang  der  Strenge  mnss  dann,  wenn  nicht  zugleich  eines  der  weiteren 
Motive  wirksam  oder  wirksamer  ril>  bish'^r  wird,  nothwendig  den  Effect  der  Arbeits- 
leistung verschlechtem.  Dies  hat  die  Erfahrung  auch  gezeigt,  sowohl  auf  den  Plan- 
tagen „gtttigei**  Herren  bei  der  Negersclnveiei  als  bei  F^ohnnrbeiteni,  welche  die 
Herren  nach  dem  humaneren  Geist  der  neueren  Zeit  milder  behandeln  masstcn  und 
welchen  gegenüber  ihr  Züchligungbrecht  etwa  gesetzlich  b.  schränkt  wurde.  (Siehe 
Bosch  er.  System  I,  §.  39  mit  den  Beispielen  und  Belegen  in  din  Anmerkungen.) 

Je  mclir  dann  gleichzeitig  die  anderen  Motive  bei  freier  Arbeit 
wirksam  werden  und  je  mehr  die  Anforderungen  an  die  Qualität 
der  Leistung  steigen,  daher  beim  Uebergang  zur  Geldwirthsohaft 
nnd  znr  intensiveren  Landwirtbsehaft,  bei  stärkerem  Hervortreten 
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des  Bedürfnisses  nach  besserer  Arbeit  und  bei  UberbaadDehmeDder 
Wirthschaft  mit  Werkzeug-  und  Maschinenkapital,  bei  wachsender 
Schwierigkeit  der  einheitlichen  Leitung  der  Arbeit  in  der  Land- 
wiitlhieluift  and  im  Gewerke  von  oben  her:  desto  naebtheiliger 
mm  unfreie  Arbeit  ansfollen.  Denn  binaichtlieh  der  Qualität  der 
Uktoag  ist  Strenge  Aber  eine  nabe  Grenze  binans  fast  maehtlo«: 
CS  mOssen  hier  andere  Motive  als  blosse  Fnrebt  zur  Wirksamkeit 
kommen.  Dann  tritt  notbwendig,  wenn  anch  nur  rein  Okonomisebe 
ZweekmassigkeitsrHcksiebten  obwalten,  das  zweite  Stadiam  in  den 
VeriiiltDissen  der  ünfreibdt  ein:  es  mnss  ein  Comprooifss  mit  ihr 
geschlossen,  sie  eben  dadurch  selbst  in  ihrem  Grandwesen  modificirt 
werdeu;  der  Herr  muss  im  eigenen  Interesse  an  das  Interesse,  an 
den  guten  Willen  und  an  andere  Motive  des  Unfreien  appelliren. 
Auch  die  sorgsamste  Leitung  und  Aulbicht  kann  nicht  ersetzen, 
was  diese  letzteren  Mumeotc  bewirken. 

§.  37  [210].  —  B.  Die  Modification  der  Unfreiheit  anf 
hSheren  Wirtbsebaftsstofen. 

Mit  der  Fortentwicklaog  der  Voikswirtbsehaft  und  Cultur  andern 
sich  somit  nothwendig  jene  Bedingungen,  unter  welchen  die  an- 
freie Arbeit  Ökonomisch  haltbar  ist  und  erfolgreich  mit  freier  Ar- 
beit eonennirt.  Theils  führt  die  Veränderung,  VervielfUtignng  and 
VerfememDg  der  Bedürfnisse  nnd  Gttter  zn  anderen  Arbeitsarten, 
tbcHs  wird  allgemein  eine  bessere  Qnalittt  der  Arbeitsleistang  ye^ 
langt  Beides  bftngt  wieder  mit  der  Einbflrgemng  der  Geldwirth- 
sehsft  und  mit  der  Entwieklang  intensiTeren  Ackerbaues  and  der 
Tedmik  im  Werkzeugkapital  zusammen.  In  beiden  FVllen  reicbt 
wenigstens  die  gewöbnlicbe  SelaTenarbeit,  tob  weleher  nar  doroh 
Forcbt  und  Strenge  ein  gewisses  Quantum  von  Leistungen  erpresst 
wird,  nicht  aus.  Bleibt  trotzdem  die  Unfreiheit  oder  das  System 
gezwungener  Arbeit  bestehen,  so  nöthigen  auch  innere  ökonomische 
Ortlnde  neben  etwaigen  anderen  l'mständen  mit  zu  einer  l'm- 
gestaltung  der  Unfreiheit  in  der  Weise,  dass  jene  anderen  Motive, 
"eiche  den  Willen  des  Arbeitenden  bestimmen,  zweckentsprechend 
Diit  wirksam  werden.  So  entsteht  auch  wieder  mit  unter  wirth- 
H'haftlichen  Einflüssen  eine  mildere  Sitte  in  der  Behandlung  der 
iieltTen  und  ein  andres  Recht  der  Unfreiheit.  In  diesem  weicht 
umer  mehr  die  Auffassung  des  Unfreien  als  Sache  derjenigen, 
«enaeh  er  als  Mensch  mit  einer  in  bestünmter  Weise  beschränkten 
{»Mnlichen  Freiheit  und  beschränkten  VermOgensfllbigkeit  be- 

6» 


68  1.  B.  2.  K.  OnDraibeit  2.  A.  Als  ArbdtBsystem.  g.  37,  38. 


I 


handelt  wird  Durch  eine  Reihe  vou  Mittelgliedern  hindurch 
entwickelt  sich  schliesslich  die  volle  persönliche  Freiheit,  wiederain 
wesentlich  mit  unter  dem  Impuls  des  ökonomiechen  Bedürfnisses, 
wie  sehr  auch  der  'äussere  Verlauf  der  Erscheinung  durch  zufliUige 
geschichtliche  Verhältnisse  und  durch  politische,  religiöse  und 
philosophische  Anschauungen  mit  hestimmt  wird  und  vielleicht  selbst 
allein  bestimmt  an  werden  scheint 

Diescu  Entwickluugäprocciis  der  Liiircihcit  bedingt  auf  der  einen  Seite  uunent- 
licli  dts  Bedflrfbfes  Intensif  erer  Bodenbearbdtanf ,  mamiigfaltigerer,  g-e^ 

scbic  kterer  Arbeits-  und  Kapitalverwündiinjj:  auf  den  1  andwirlhsch aft I i  c h  e  n 
Boden auf  der  anderen  beile  das  Bedurfui&s  gröüaerer  Arbeitstheilu  n  . 
mehr  indir idvalistiseber,  feinerer  Arbeiisqnalitlt  in  der  Stoffreredlun  g. 
glOeienr  Yertelbstlndigung  der  dazu  dienenden  Cntemebmun{(en  und  Loa- 
tren Illing  derselben  ron  der  pewßhiiiirben  Hauswirtbscbaft,  melir  Hervortreten  des 
Werkzeugkapitdlb,  Entwicklung  und  Aufliiäuug  der  antiken  Oekon-,  der  mittelalterlichen 
Fr^nhofvirtbBchaft').  Diese  Umgestaltongen  geben  am  frOüerer  Volksdiebti^oit, 
böbercm  Reiclitbuin,  feinerer  Cultiir,  bt'^^serer  Teclinik,  neuer  und  vermcbrter  Arbeits- 
theilung  hervor,  sind  wie  deren  Wirkungen,  so  umgekehrt  auch  wieder  deren  Voraus- 
Setzungen  und  lassen  sieb  in  der  Formel  nsamnenfassen:  Uebergang  res  der 
Naturalwirtbschaft,  als  vorherrscbc'nd(?  Ei  pe  n  pewinnung  der  Guter  (1.  §.  188,  189\ 
zur  Verkehrs-  and  Geld wirthschaft  mit  entwickelter  ArbeitsgUedening,  aber  nndi 
Absatz  an  Dritte  nach  Aussen*). 

Der  volkswirthschailiiche  Fortschritt  ruft  so  emen  Process 
des allmäligen  Un productiywerdens  der  unfreien,  ge- 
zwungenen Arbeit  hervor.  Dieser  Process  aber  vollzieht  sich 
durch  eine  snceessive  Modification  des  Wesens  der 
Unfreiheit  oder  m.  a.  W.  dureh  immer  weitere  Verleibaog 
von  Persdniichk'eitsrechten  an  die  Unfreien. 


üeber  Milderung  der  deutschen  Leibeigenschaft  siehe  Maurer,  Frohohöfe 
n,  91,  IV,  494,  499;  Waitz,  V,  259.  26«,  272  ft,  289;  Svfenbetn,  besondere 
<tte  Entwicklung  in  Frankreich,  S.  79  S. 

^  Vgl.  besonders  Kodbertus  in  HildebrandVJabrbücher  II.  20".  212  Ü'.,  230. 
damit  aber,  berichtigoMd  wie  bestätigend,  M.  Weber,  a.  a.  0.,  das  ganze  Kapitel  IV, 
über  die  Schickhaie  des  llndUeben  römischen  Arbeiteistandes,  8.  272  ff.  Dentscbe 
Historiker,  wie  i.  B.  Maurer,  betonen  diese  ökonomischen  Seiten  zu  wenig,  die 
neueren,  besonders  die  Wirtbschaftshisioriker  thun  es  mit  Kecht  mehr  (Lamprecbt, 
Btober,  r.  Inann-Sterncgg  u.  A.). 

*)  Vgl.  die  genannte  Litteratnr  tbw  nittolnlterlichee  Gewerbewesen,  Fkohnhof- 

wirthscbaft.  Entstehung  der  freien  Innungen,  Gilden,  Handwerkenlinfle  (ScbOn- 

berg,  üicrkc,  Stieda,  Si  huiuller.  Brentano  u.  a.  m.). 

*)  Die  Arbeitst beilung  ist  nicht  das  allein  maassgcbende  Moment,  sie  bestand 
z.  B.  innerbalb  der  einheitlichen  Oeken-  und  sp&teron  Frohnbofvirtbsohnft  nneb  scbon, 
wenn  auch  in  and'Tor  \\'ci^e.  als  Prodiict  der  nach  einem  Plane  von  obci  einvirken- 
den  Herren- Autorität,  nicht,  wie  spater,  als  Ergebniae  ?on  freien  wirthscbaftlicheu 
Bestrebungen.  Das  entscbddende  Moment  ist  die  inr  Arbeitstbellnog  binznkommende 
regelmässige  Production  für  den  Absatz  an  Dritte,  an  ausserhalb  der  eigenen  Wirth- 
schaft  stehende  Personen,  bezw.  Wirthschaften.  Das  hat  namentlich  Bücher  mit 
Recht  in  den  Vordergrund  geschoben  und  zum  Glassilicationsmorkmal  gemacht.  Siehe 
sein«  „Emstehong  der  yoUiftWirtb8cbaft'\ 
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§.  38  [211].   Die  Gestaltung  dieses  Processes.  Die 
Efitwielüiuig^)  geht  nicht  leicht  irgendwo  imanterbrochen  YomSrtSy 
weil  eine  Menge  anderer  Gesichtspnnctey  Ideen  nnd  Interessen 
mit  einwirkt  nnd  znfftUige  geschichtiiohe  Ereignisse  bei  einem  be- 
stimmten Vollme  ihren  Einflnss  ansttben.  Aber  daraus  ergeben  sich 
doch  nur  Verschiedenheiten  im  Einzelnen  und  In  der  Zeitdauer 
der  Entwieldungsphasen.  Femer  wird  auch  nur  in  seltenen  Fällen 
jenem  ökonomischen  Princip  bcwasst  Rechnung  getragen.  Aber 
die  Ideen,  welche  die  Verilnderang  verursachen,  lassen  sieh  doch 
deutlich  mit  auf  jenes  ökonomische  Princip  zurückfuhren,  obwohl 
nicht  nur  die  Nächstbetheiligten,  die  Sclavenherren ,  die  Gniud- 
herren,  die  sich  emancipirenden   Unfreien,  sondern   selbst  die 
^Tcsetzgeber ,  die  Historiker  und  die  Philosophen  die  innere  be- 
uegeude  ökooomiscbe  Ursache  der  Umgestaltungeu  vielleicht  nicht 
erkennen. 

Die  Entwicklung,  welche  wir  geschichtlich  in  einem  be- 
stimmten Volke  verfolgen  können,  vollzieht  sich  endlich-)  auch 
nicht  immer,  ja  sogar  nur  selten  in  der  WeisCi  wie  es  hier 
nm  Zweck  der  theoretischen  Analyse  hypothetisch 
Toransgesetzt  wurde:  dass  nemlich  zuerst  eigentliche  Sclaverei 
vorangeht,  als  schärfste  Form  der  Unfreiheity  mit  der  Auffassung 
des  Sclaven  als  ,)beseeltes  Besitzthum''*)  und  mit  so  gut 
wie  ausschliesslicher  Geltendmachung  des  Motivs  der  Furcht  im 
Sclaven,  und  dass  sich  ans  der  Sdaverel  alsdann  die  milderen 
Fonnen  der  Unfreiheit  allmälig  entwickeln,  wie  die  Leibeigenschaft, 
die  Gebundenheit  an  die  Scholle,  die  Hörigkeit,  die  Guts-  und 
Erbunterthänigkeit,  die  blosse  Frohnarbeitsptiicht,  die  unbegrenzte, 
(iie  begrenzte  in  bestimmt  bemessenen  Dieasten  der  und  der  Art, 
des  und  des  Umfangs,  zu  der  und  der  Zeit. 

Dieser  Verlauf  zeigt  sich  allerdings  in  einem  geschichtlich  wichtigen  und  gerade 
^^^«BODiscli  sehr  iebrreicliea  Beispiel,  das  fQr  diese  Fragen  als  Typas  dieoeu  kaaa, 
Mdieh  iD  der  EnlstoliiiDf  das  rAmisehen  Golonata  mna  der  Utcrai  ScUrerai, 
wfpiWDs  wie  sie,  «Ueidiags  nicht  unbestritten,  BodberUa  nttmt  tüeho  Bod- 


')  Vgl.  auch  für  die  methodologische  Seite  der  Frage  die  genannte  Abhandlung 
roft  Kodbertas,  die  ihren  Werth  gerade  in  dieser  Beziehung  behalten  möchte, 
■•ck  wenn  flu«  Ergebniflse  doli  nicht  alle  als  haltbar  erweisen. 

*)  Gegenüber  der  Betmchtnngs-  und  Behandlangweise  solcher  Dinge  bei  manchen 
fchtoriichen  Nationalökonomen,  die  auch  hier  die  Ilerausschälansr  des  Typischen  ver- 
Badea  und  für  fehlerhaft  oder  für  la  gewagt  halten,  gebe  ich  ü.ks  voilst&ndig  zo 
^  kabe  es  schon  früher  gethan  (2.  Aall.,  8.  395).  Aber  In  der  Weise,  wie  im 
Tsit  geschehen,  glaube  ich  die  Ausführungen  aufrecht  halten  zu  dürfen. 

*i  Wie  bei  den  (iriecben  oder  wie  Aristoteles  sagt  ^PoL  1,  6),  der  Sclave 
id  vis  ein  Air  lioh  bcaleheBder  beseelter  Theil  des  Heim. 
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bertiis  a.  a.  0.  über  den  rnlonat.  Die  Ansirliten  der  Historiker  sind  allerdinirs 
((eüieilt,  besonders  was  die  urbpriUiKÜchu  KotbtehuaK  des  Colooats  aoUogt.  Auch 
omfssst  der  Audnek  wohl  xeltHch  und  örtlich  nicht  iainer  freoaa  dlesdbett 
PersoDen.  »owohl  sich  hebende  Sclaven,  als  erblich  angebiedelte,  mit  desi  Gute  fer> 
bundene  und  dafür  zu  FrohndielJ^^ten  verpflichtete  Freie.  (Vgl.  v.  Savigny,  über 
den  römischen  Colonat  in  den  Berliner  Akademie -Abhandlungen  1822,  lb23.  später 
fon  ihm  modificirt  in  seinen  Yeimlschten  Sclirifteii,  18M,  TL  Pnchta,  lostitotioncD, 
II.  45S.)  Die  I^cwcisführnnpr  von  Kodbertus.  dass  zum  Colouat  hauptfäohlich 
führte  ^der  Uebergang  aus  der  Latifandienwirthschaft  in  die  Parcellen-  und  Zwerg- 
winhsehaft,  der  rieh  in  der  Zeit  zvischen  dem  Uteren  und  jüngeren  Plinies  so 
marhte,  dass  die  Gnuidbesitzer  Parcellen  ihrer  bisherigren  (IrossjjütiT  an  citr« nc  Srlnveri 
gegen  Naturalpacht  ttberliessen"  (a.  a.  0.  S.  207),  und  die  weiteren  Erörterongea 
ttber  Adscripticii  u.  s.  w.  sind  wehl  land virthschaf tlich  aud  national- 
ökonomisch  sehr  überzeugend.  Auch  Puchta  S.  461  betrachtet  des  Ciribnat  als 
Mittel,  „den  Eifer  und  die  Betriebsamkeit  iJi  r  unfreien  Arbeiter  anzuspornen,  den 
Herren  aber  eine  erheblichere  liento  ?um  Gute  zu  sichern".  Andre,  irie  Zumpt. 
Hnsehke,  Snrigny  erldiren  sich  gegen  die  EntstohoBf  des  Golonats  ms  dem 
Inneren  des  römischen  RiMhtslebens  und  für  die  Ableitung  aus  wiederholten  Ansied- 
langen  nach  Land  rerlaugeuder  Barbaren  in  den  römischen  Provinzen.  (Siehe 
Bndorfrs  Znsals  n  Poehta,  lU  462.)  V^I.  anch  Heisterbegk's  genannte  Schrift 
über  die  Fra^e  und  darüber  Schaffte  s  Recension  in  der  Tüb.  Zoitschr.  1877, 
S.  171  —  1S4.  Tieist  orb  oß:k  verwirft  die  Hodbertus'schc  Theorie  und  sucht,  höchst 
umsichtig,  die  Eubtchuu^  und  Ausbreitung  des  Colonats  in  den  Provinzen,  dann  anch 
in  Italien  mit  den  Stevenreihiltnissen  des  Kömischeu  Reichs  und  mit  dem  die  letzteren 
berührenden  Interesse  der  agrarischen  Bodencultur  in  Verbindung  zu  bringen. 
Schäffie  stimmt  ihm  bei.  Mommscn  fuhrt  den  Ursprung  dos  Colonats  auf 
BarbarenansiedluDgen  unter  Marc  Aorel  «iirQck,  vorin  ihm  M.  Weber  (a.  a.  0.  S.  260) 
indessen  nicht  völlig  beistimmt.  Dieser  AiUur  liält  vielmehr  das  Rechtsverhältnis;^ 
der  Colonen  auch  sonst  für  rechts-  und  wirthscbattsbistorisch  erklärlich.  £r  sieht  in 
den  Colonen  „erblich  auf  dem  Goto  sitzende,  zvischen  kleinen  Bauern  und  Tage- 
löhnern Qngef&hr  die  Mitto  haltende,  abhängige  Landwirtbe"  (S.  25ü),  die  sich  tob 
den  Gutssclaven  unterscheiden,  meint  aber,  dass  sich  s^onst  kaum  etwas  Alljremeines 
Uber  die  Stellung  der  C^looi  zum  Gutsherrn,  den  thabächlich  bestehenden  Grad  der 
Abhiogigkeit  nnd  die  socialen  Teiiilltnisse  der  coloni  sagen  lasse  (ß,  272).  Siehe 
Weber  s  Arbeit  filr  die  ganse  Frage,  besondeis  S.  248  ff. 

Aber  bei  den  Haiissclaveii  und  bei  deujenigeu  Sclaven,  welche 
zu  bölieren  häuslichen,  pädagogischen,  geiHtigen,  zu  industrielleo, 
künstlerischen,  wissenschaftliclien  Functionen  verwendet  werden 
sollen,  bildet  gewöhnlich  von  vornherein  schon,  factisch  nach  der 
Sitte  oder  selbst  rechtlich,  ein  Compromiss  zwischen  der  Aut- 
fassung des  öciaven  alä  Sache  und  als  Mensch  den  Anfang  der 
Entwicklung. 

Ferner  beginnen  die  Beziehungen  der  Unfreiheit  zur  Boden- 
bearbeitung, welche  im  Ganzen  doch  die  practuch  wichtigsten 
Fälle  jener  Institution  in  der  Geschichte  umfassen,  gar  nicht  immer 
mit  der  Bebanang  des  Herrenlaudes  mittelst  eigentlicher  Sclaven* 
arbeit  Häufiger  wird  Tielmehr  Herrenland  bei  unseren  enropftischen 
ColturvOlkeni,  besonders  im  lOttelalter,  an  Unfreie  oder  an  unfrei 
werdende  Freie  mit  der  Verpfliebtung  dieser  Personen  zn  Diensten 
auf  dem  Herrengnte  nnd  zn  Abgaben  aus  dem  Ertrage  des  eigen 
bewirtbschafteten  Bodens  Überlassen  (Colonensystem).  Dabei 


Digitized  by  Google 


Pioce«  des  Unprodoctifwevdeiis  anfnier  Arbeit 


71 


felüt  die  reine  Bebaudluiig  der  UDfreien  als  Sachen  und  aU  ganz 
fmOgensiinföbige  Menschen  von  vornherein. 

'>b  die  Verpflichtung:  zu  Arbcilsdieiibtcn  oder  zu  (Natural-)Abgabon  ültcrwiegt, 
hingt  TesentUcli  ro&  der  üestaltong  der  agrarischen  Betriebsverbältoisso  mit  ab.  Die 
£nrdtenu|:  det  selbstbevirthscbafteteii  (oder  als  Wirtluchafbeinheit  verpachteten) 
HeirengQts  durch  £iu-  oder  Hinzuziehung  bisher  vun  den  Bauern  für  sich  bewirth- 
schaft'fer  Ländereion  („Bauernlf-iron",  H'.. —  IS.  Jahrhundert  in  Nordostdeatschlaud 
Qod  üouatf  macht  ArheitadieuäipÜichteii  uothveadiger,  daher  diese  unter  solchen  l'm- 
itiitdeo  eingeführt  oder  ausgedelmt  xa  weiden  plle^.  AehnHch  mr  ersten  Rodung 
sid  dann  reK<.'linässiger  Bebauung  von  bisher  wüsten  oder  unbenutzten  Ländereien 
ia  frAheren  Mittelalter  (Buundeu).  Mit  den  älteren  Darstellungen  der  agrarischea 
VcrUltDlaie  (Mch  noch  r.  Haorer,  Weits)  sind  die  neoerea  tob  ?.  Inema- 
Steroegg,  Lanprecht  (u.  A.  Alt  Geschichte  des  Grundbesitzes,  Handwörterbuch 
der  Staatswissenscbaften,  B.  4,  deutsches  Wirthschaftsleben  pasbim.  besonders  II,  667, 
S(2,  991,  deutsche  (ieschichte  II,  b3 — UG,  III,  51 — (>b)  zu  vergleichen;  fOr  die 
MMn  Zdt  seit  16.  Jalirbiindert  Knapp,  a.  a.  0. 

Aber  für  die  Ökonomische  AnfTassong  ist  es  nicht  der 
iBssere  geschichtlicbe  Verlanf  und  nicht  einmal  die  Reihenfolge 
der  Phasen  der  Unfreiheit,  vrelche  zunächnt  zn  beachten  sind, 
sondern  das  inuere  ökonomische  Princip,  welches  den 
einzelneu  Gestaltungen  zu  Grunde  lie^t  und  jenen  Verlauf  doch 
aof  die  Dauer  beherrscht,  sowie  die  Wahl  einer  bestimmten  Form 
der  Unfreiheit  nach  den  gegebenen  ökonomischen  Bedingungen, 
oameDtlich  auch  nach  den  technischen  ProductionäbedUrinisäcn 
herbeiführt. 

So  wird  z,  B.  nicht  oder  doch  jeder.falls  nicht  allein  aus  humanen  Kück- 
ücbten,  sondern  wegen  des  bestimmten  Bedarfs  eines  umfassenderen 
Bedeaanbaae  statt  der  rdnen  Selarerei  für  nnterworfeDe  Ltndesbevobner  oder  ttkt 
Aüiedler  auf  Herrengrund  die  mildere  Form  der  Gebundenheit  an  den  Boden  oder 
aecb  Dor  der  Pflicht  zu  Arbeiten  und  Abgaben  gleich  anflUigUcb  vorgezogen.  Die 
Uer  neihveadfgen  Arbeiten  fidleleht  rabester,  einfachster  Art  kSnnen  ebeuMweDig 
als  höhere  und  feinere  in  der  Industrie  und  in  den  liberalen  Berufen  durch  Furcht 
ond  Strenge  dem  Unfreien  abgezwungen  werden ,  srlion  weil  sich  keine  genügend 
virksame  Aufsicht  ausüben  lisst').  Deswegen  müssen  die  anderen  genannten 
Motive,  von  denen  die  Arbeitilnbt  ablilngt  herangezogen  werden.  Und  dies  nöthigt 
ideo  anfangs  oder  später  zu  einer  anderen  Gestaltung  der  Unfreiheit,  als  ^ie  in  der 
Selarerei  vorliegt.  Auch  dafür  sind  wieder  die  agrarischen  Verhältnisse  des  Mittel- 
•Iten,  die  Verftndemngen  in  der  Einiichtong  der  Grossgrondhernohafien,  die  Ana- 
bildong  dee  HeiereiByMeDS  Belege  (s.  t.  Inania«8ternegg,  Lamprecht,  a.  a.  0*)* 

Wenn  in  der  Volkswirthscbaftslehrc  daher  em  bestimmtes  Ent- 
wielLlangsgesetz  oder  —  wenn  man  diesen,  nach  den  früheren 
Erörterungen  (I,  §.73,  87  ff.)  ttbrigens  hier  znl&ssigen  Aosdnick 
vermdden  witt  —  eine  bestimmte  Entwicklungstendenz  in 

')  Ein  u.  A.  von  Cairnes  S.  39  besonders  betonter  Umstand,  dessentwegen  die 
SdaTenarbeit  so  be^hränkt  anwendbar  sei.  Denn  die  Aufsichtskosten  wurden  zu 
pm,  sobald  nicht  eine  grossere  Antahl  Arbdter  aof  engem  Ranme  znsammen- 
irbdten.  Aach  die  altrömischen  Verhältnisse  sind  hier  wieder  lehrreich.  Vgl. 
Weber,  passim,  S.  2l'>(>  fl.  mit  der  Dnrstellung  nach  Cato,  Varro.  Columella, 
*o  psychologische  (iesichtspuncte  auch  in  der  Auswahl  bestimmter  Kategorien  von 
Sdircn  fltr  bestiaiBte  Arten  agntiiacher  Arbeit  herrortreten,  eb.  S.  238. 


12 


1.  B.  2.  K.  Unfniheit  2.  A.  Als  Arbeilssystem.  §.  SS,  S9. 


deu  ZustäiidcD  der  Unfreiheit  —  iu  der  Richtung  immer  weiterer 
Moditieatioii  des  eigentlichen  Wesens  der  rnfreiheit  —  uacb- 
gewiesen  wird,  so  darf  dies  nicht  so  verstanden  werden ,  als  ob 
wir  in  der  Geachicbte  der  Uafreiheit  auch  nur  hei  einem  be- 
stimmten Volke  jenen  EutwickliingsgaDg  im  Einzelnen  und  in  einer 
ganz  festen  hlBtorisehen  Reihenfolge  genau  wiederfinden  müssten. 
Das  wird  niciit  leieht  der  Fall  sein,  aber  es  ist  auch  hier  nieht 
das  Entseheidende,  d.  h.  nicht  das,  was  uns  allein  berechtigte, 
von  einer  solchen  Entwicklnngstendens  des  Verhftltnisses  zn  sprechen. 
Dies  liegt  vielmehr  darin,  dass  wir  bei  einem  Volke,  in  welchem 
die  Unfreiheit  als  Arbeitssystem  besteht,  nnter  dem  hervortretenden 
concreten  Bedttrfniss  nach  bestimmten  Arten  von  Arbeit  —  bald 
der  landwirthschaftlichen  Arbeit  in  extensiverem  GrossgUterbetrieb, 
bald  in  intensiverem  Kleinbetrieb,  bald  industrieller,  bald  liberaler 
Berufsarbeit,  bald  häuslicher  Dienste  verschiedenster  Art  —  regel- 
mässig diejenige  Form  der  Unfreiheit  auf  die  Dauer  Geltung 
gewinnen  sehen,  welche  ökuuoniisch  hier  die  geeignetste  i^t, 
weil  sie  neben  oder  statt  der  blossen  Furcht  mit  Erfolg 
andere  Motive  zur  Arbeit  in  den  Unfreien  wachruft.  Bei  aller 
Verschiedenheit  im  Einzelnen  tindet  sich  denn  auch  eine  grosse 
Aehnlichkeit  in  den  typischen  GrundzUgen  der  Entwicklang  oder 
der  nach  dem  obwaltenden  ökonomischen  Bedttrtbiss  geordneten 
Gestaltang  der  Unfreiheit  in  der  antiken  Welt,  besonders  bei  den 
Römern,  im  Mittelalter  bei  den  Germanen  und  Romanen,  nnd 
noch  bis  in  die  neueste  Zeit  bei  den  Slaven,  besonders  den  Gross- 
rossen. 

die  Llttentar  in  den  Nachweisnngen  des  §.  25.  Ein  ^aoeree  Eingehen 
nof  die  geschichtlichen  Verhältniäse  der  Unfreiheit  zar  n&heren  Durchfobrang  des 
Vergleichs  ist  hier  nicht  mös^Iich  und  nicht  nöthig.  Vorneinlich  ist  auf  die  Agmr* 
geschichte  zu  ven^eiüeu.    Für  einige  Uauptpuncte  s.  u.  §.  41. 

§.39  [212].  ^  C.  Negersclaverei.  Fast  in  jeder  Hinsicht 
zeigt  nur  die  Negersclaverei  der  enropäisohen  Colonieen  in  der 
neuen  Welt  ein  andres,  nngflnstigeres  Bild  nnd  wenig  Sporen  euer 
Entwicklung^).  Beides,  besonders  das  Letstere,  erklftrt  sich  wohl 


*l  Gefehlt  hat  dieselbe  dennoch  nidit,  auch  u.  A.  in  Nordamerica  nicht,  wie 
denn  selbst  hier  ein  js^cwisser  Eigenthumsenrerb  der  Negersclaven,  einige  freie  Zeit 
Uta  eigenes  Arbeiten,  äog&r  die  unten  in  §.  41  unter  Nr.  4  erwäluitea  AbÜndong»- 
feitrife  zwischen  Herrn  und  Solaren  roitanieii.  8.  Andres,  Kordamerien,  8.  466. 
Siehe  für  die  heutige  Nej^erfragc  in  den  Vereinigten  Staaten,  mit  vielen  für  die  hier 
behandelten  Puncte  bemeriienavertheu  AusfOiirongeu  F.  Katzel,  politische  und  wirth- 
schnfUiche  Geographie  der  Vereinigten  Staaten  ron  Nordamerica.  2.  Avff.  München 
1893.  besondeis  Knpitel  X,  8. 361,  291  C 


Negenckrerei. 
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aus  dem  verhältuissmässig  kurzen  Bestand  der  Insti- 
tution and  aus  dem  tiefen  Kacenuntersohied  zwischen 
üerndtern  nnd  Behemohten^). 

Nor  ausnahmsweise  war  ein  solcher  Unterschied  anderswo  vorhanden.  Gewöhn- 
lich stammten  auch  bei  den  Alten  st'Il)st  die  Sklaven  zwar  von  anderen  „barbarisfluin", 
aber  Dicht  von  so  weit  in  Culliir.  6mc  und  Verwandtschaft  fernen  Völliorn  ab,  bc- 
NüdeH)  was  die  Masse  der  Sciafen  betrilit*).  Die  sonstige  unfreie  BerOlkerung 
war  aber  vollends  theils  nur  die  untere  Classe  iles  eigenen  Volks  der  H-  rrt-n,  theils 
die  DAterworfene  IrbovOlkeruag  des  Landes,  mi;  welcher  der  einwandernde,  erobernde 
HoreBscamm  allmilig  ni  eiaein  neneii  Tolke  rencbmoh.  Fftr  «ina  solche  Yer- 
ichmekoag  svischcn  Weissen  als  den  Horrcu  und  den  Nesrem  fehlte  bisher  schon 
die  hiol&o^che  Zeit,  selbst  abgesehen  von  der  schwierigen  Deberwiudung  des  Eaceu- 
•BteDchieds  nnd  der  problematisohen  Möglichkeit,  ein  nettes  Miachvolk  aas  Weissen 
Dsd  Negern  zu  bilden.  Die  wirklichen  oder  vermeintlichen  Einflttflse  des  KlioiAS 
luf  die  Arbeitsfähigkeit*),  die,  mit  Recht  oder  Unrecht,  jedenfalls  einmal  weit  ver- 
breitete Annahme  von  einem  tieferen  Stando  der  geistigen  Fähigkeiten 
der  Negerracc*)  henuDleii  ebenfaUs  eine  Modification  des  Negersclavcnrechts.  Der 
selbst  bis  in  die  neueste  Zeit  nicbt  genügend  unterdrückte  grossartige  Sciavenhandel 
endlich  machte  es  möglich,  gerade  bei  Arbeit^arten,  bei  welchen  es  nur  auf  die  Ab- 
presBoiif  eines  gewissen  Qoa&tfuiis  lobester  physischer  Kiaftleistiinir  aiilnm,  wie  bei 
den  Massenprodncten  des  PlnnttgoiigMssbetriebs ,  nach  dem  Gesichtsponcte  rein 
Monomischer  Berechnung  die  Sciaven  sich  unmenschlich  einfach  „aufarbeiten"  zu 
Immd.  Wie  sehr  aber  auch  die  Nogenclaverei,  wo  sie  in  Concurrenz  mit  freier 
veisser  Arbeit  trat  und  wo  et  aUm&Uf  mohr  onf  Qualität  als  auf  die  blosse 
Quantität  der  Leistung  anzukommen  begann,  trotz  d^r  grausamsten  Strenge  ökonomisch 
uBznreichend  wurde,  dafür  liefert  die  schon  erwähnte  Zuruckdräugung  der  Sclaverei 
ia  den  Yereinigteo  Staaten  von  Nofdaaeiica  und  liefon  aignificant»  Bdsplele  selbst 
bei  Haupt!>roducten  der  americanischen  8dafeil>PlMltageDwilthacllBllt|  wio  dor  BiOn- 
»ollc,  einen  üi)erzoU2enden  Beleg*). 

§.  40  [213].  —  D.  Es  ist  mithin  Milderung  nnd  Um- 
gestaltnog  der  Unfreiheit,  ökonomisch  betrachtet, 
das  Mittel,  unfreie,  erzwungene  Arbeit  leistnngs-  und 

*j  Letzteres  hebt  auch  Tocqueville  besonders  hervor  (di-mocratie  II,  302).  Bei 
derSdarcrei  der  Alten  hatte  es  sich  vornemlicb  um  die  Veränderung  des  Gesetzes, 
bei  deijenigen  der  Modernen  um  die  Veränderung  der  Sitten  gehandelt,  am  die 
ScUvcn  zu  erheben.  (Siebe  auch  Cairnes  S.  ('>7  ff.i  Ausser  jenem  Moment  wird 
Mch  ron  ihm  das  Wachsthum  des  Handels,  wodurch  grössere  Nachfrage  nach 
nkw  Pndacira  dor  Sdaronarbeit  horrorgerafon,  und  dor  Solar onhondol  ab  or- 
lekwerend  für  die  Negersclaven frage  erwähnt. 

*)  Tocqueville  a.a.O.  nimmt  wohl  zu  weitgehende  Raceugleichheit  zwischen 
Herren  und  Sciaven  im  Alterthom  an.  \  gl.  dagegen  die  Daten  Uber  dio  Abstammung 
der  Sciaven  in  Griechenland  bei  BuchsenschUtz  (S.  117  ff.),  die  meisten 
eriechischen  Sciaven  waren  Barbaren.  Aehnlich  in  Rom.  z.  B.  massenhaft  klein- 
ttiadscbe  Sciaven.  (Siebe  auch  Bacher,  S.  36  if.,  Wiskemann,  S.  132  ff., 
Weber,  S.  242  S.) 

'  Von  Olmsted  passim  vielfach,  Cairnes  p.  35,  Helper  impending  crisis 
29b  if.,  Tocquerille  u.  r.  a.  m.  wurde  die  Unmöglichkeit  freier  weisser  Arbeit  in 
IMiovBD  noxdaraoricaoiscboA  Sdavonstaaton,  wegen  dos  hoissoB  KUmas,  immor 
bcMtten. 

*)  Siehe  Tb.  Waitz,  Anthrop.,  II,  229  fr..  I.  868  ff.,  der  einen  specifischen 
OHWlchled  der  liacen  in  geistiger  Hinsicht  bestreitet.    Vgl.  auch  Ratzel  a.  a.  0. 

*)  8.  o.  dio  Bemerkungen  und  Daten  in  §.  206 — 2ü7.  besondeis  Olmsted  und 
Cairnos.  Jetzt  nach  der  Aufhebung  der  Sclaverei,  wie  bemerkt,  L'ebergang  des 
fti«|ilsiiligenbetriebs  mit  in  ParceUeu-,  Pacht-  und  ähnliche  Verhältnisse  des  Betriebs 
Iwi  doB  ftdoo  Hogen,  wo  Mch  wieder  psychologische  Mooeato  mitipialoii. 
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1.  B.  2.  £,  Unfireiheit.  2.  A.  Als  Arbdtssysem.  §.  40,  41. 


V  erwcnd  uiigsfä  higer  zu  machen.  In  der  rohesteu  Sola verei 
wird  nur  die  thierische  Seite  des  Sclaven,  seine  physische  Kraft 
und  seine  Fortpflanznogsräbigkeit,  in  Anspruch  genommen^).  Mehr 
aod  mehr  muss  die  seelische  und  geistige  Seite  des  Sclaven  vom 
Herrn  ausgenutzt  werden:  mit  daher  dann  in  Sitte  und  Recht  die 
UmgestaltUDg  der  Unfreiheit,  um  dem  ökonomischeo  BedUrfniss  ge- 
mäss die  anderen  Motive,  welebe  die  Leistung  unter  dem  Impntee 
der  Arbeitslast  bestimmen,  in  Wirksamkeit  treten  zvl  lassen.  Da» 
durch  sollte  die  Leistung  eben  dem  yerttuderten  hOhereo  Wirth- 
sehaftezweck  gemäss  in  ihrem  quantitativen  und  besonders  in  ihrem 
qualitativen  NutzelTect  gesteigert  werdeo. 

Die  Mitwirkung  der  christlichen  kirche  im  Mittelalter  zur  Milderung  und 
Aufhebung  der  Dnfiräliedt  ist  freilich  nicht  anaser  Acht  za  luieD.  (VfEl.  f.  Maaror, 

Frohnhöfi-.  II,  ^0.^  AImt  an' h  ihr  Einfliiss  wurde  durch  solfbi*  nkoiiomischi?  Mom  -nt' 
untertttut/t.  W  eun  man  ferner  bedenkt,  daas  die  Kirche  selbst  öo  viele  Unfreie  be:»aaiä 
und  auch  ihr  der  Verlauf  ^gener  Lente  ohne  du  Gut,  also  die  Behandlung  ihrer 

Leute  als  Waare,  noch  besonders  verboten  werden  masste  (siebe  r.  Maurer,  Froha« 
böfe,  II,  s<j,  mit  dem  Citat  aas  einem  Edirt  von  1081).  so  wird  man  jenea  Einfluas 

der  Kirche  auch  niclit  uberbchät/eu.    (Siehe  aucli  Waitz,  V,  2^"itj.) 

Es  ist,  wie  schon  oben  angedeutet  wurde  (§.34),  nicht  nur 
zur  ökonomischen  Würdigung  des  Systems  erzwungener  Arbeit, 
sondern  auch  zur  richtigen  Würdigung  der  verschiedenen  Lohn- 
Systeme  bei  der  freien  Arbeit  und  der  Angriffe,  welche  von 
socialistischer  Seite  z.  B.  das  Stttcklohnsystem  und  die  indostrielie 
Theilhaberschaft  erfahren  haben,  wichtig,  diesen  leitenden  öko- 
nomischen Gesiebtspunct  des  „rechnenden  Arbeitgebers'*  zu  er- 
kennen. 

£r  läüst  sich  in  der  That  wie  der  rothe  l  aden  durch  die  ganze  Keihe  der 
Arbeits-  und  Lohnsystemo  von  der  Sdaverei  bis  zur  Gewinnstbetheilong  des  Arbeiters 
verfolRcn :  fortschreitend  werden  immer  mehr  und  geeignetere  Mittel  angewandt,  um 
anfangs  durch  Furcht  und  i>trengc.  dann  durch  Anregung  des  Interesses,  des  £hr- 
and  des  Pflichtgeftkhb,  anch  der  Arbeitsfreude  des  Arbeiters  ein  Mazimnm  quanti- 
tativer und  qualitadrer  Leistung  zu  erzielen.  (JcwibS  lieirt  dies  nicht  nur  im  Interesse 
des  Beschäftige»  der  Arbeit,  sondern  kommt  auch  der  Steigerung  und  Verbcesemng 
des  Prodnctionsertrags  und  dadurch  der  Gesammtheit  der  BerOlkerang  zn  Gate.  Mög- 
licher und  waluMAeinlicher  Weise  liegt  es  auch  im  Interesse  des  Arbeiters,  fom 
Sclaven  bis  zum  modernen  Kal'rikarhrit<T,  liiii--i<-litlirh  seines  AntJieils  an  jenem 
Ertrage  und  seiner  socialen  Stellung  und  huinancu  Behandlung,  üb  und  wieweit 
aber  in  Wirklichkeit  der  Arbeiter  eine  Akonomische  und  sociale  Verbesserung  an 
und  für  sich  umi  verirlichcn  mit  seinem  fiefchäftiger  auf  diese  Art  erlangt, 
das  hängt  jedenfalls  nicht  allein  ¥on  dieser  seiner  quantitativ  und  qualitativ  ge- 
steiften Leistung  ab.  wie  man  m  Toreilig  zu  behaupten  pflegt.  Unter  den  Neueren 
bat  namentJich  vieder  Bodbertns  in  seiner  Fordemng,  dass  Einrichtongen  getroffen 

')  Si«  hc  Weber  S.  40.  mit  il.  ni  Citat  aus  Co  1  um  eil a,  der  empfiehlt,  die 
Sdaron  grundsfttilich  bis  zur  totalen  Erschöpfung  arbeiten  zu  lassen,  so  dass  sie  nur 
noch  an  den  Schlaf,  nicht  an  aadeie  0inge  denken.  £b.  Begünstigung  der  Kinder- 
erzeogung,  Piimien  fkkr  Weiber  dabei,  ceitveilige  AibeitsCreiheit,  selbst  FnUaasan^. 
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rurdeo,  um  den  Arbeit^lübn  mindestens  im  Vcrh&Itniss  des  iresteiL'^orton 
i^rodiicrion!>ertrafrs  der  Volkswirthscbaft  mit  steigen  za  hauen,  hier  au  Scbartatcu 
lea  tcbw«cben  Ponct  des  Syateon  der  freien  Goncairenz  betaichnet  ^Siehe  Gmnd- 

agoof  I.  S.  740.^ 

Wie  Veit  in  einer  rein  bociaiis»tiäcben  OrganisAtioo  der  Produciioa  ond  Ver- 
beilQf  die  die  Höbe  ond  Oate  der  ArbeilideistanKen  beMimmeade  Motifaden  freilieb 

weekentspreche  nd  ti  irk-am  gemacht  weiden  könnte,  bleibt  dii-  trrosse  Frape.  Darüber 
4  ia  1.  Tiieil  ebenialis  schon  geliandolt  worden,  —  mit  dem  Ergebniüs,  dass  der 
losae  Becm  anf  Arbeitafrende.  Ebr-  und  Pilichtjirefabl  scbwerlich  ausreichen, 
aber  daa  Motiv  des  wirthschaftlichen  Vonbcils  wurde  in  Kraft  bleiben  oder  auf 
aa  Motir  der  Fun  ht  um  so  mehr  vtirde  /.nrtlckpegrillcn  werden  mtlnea  (aicbe 
.  110.  §.  I'J — j1  uiid  uiihrfach  lui  ganzt  ii  Kap.  1  des  1.  Buchis). 

An  dieser  öteile  ist  nur  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Ent- 
ricklnngsprocesB  in  den  Verbältnissen  der  Unfrei* 
eit  seine  auf  demselben  dkonomiscb-psycbologiseheD 
'rincip  berubende  Fortsetzung  in  den  Lobnsystenien 
er  freien  Arbeit  findet  Diese  letzteren  und  die  Unfreiheits- 
nstftnde  können  sich  daher  in  manchen  Poncten  gegenseitig  zor 
>iüftning  dienen. 

Es  erjriebt  sieh  daraus  auch,  welches  hohe  practische  Interesse  für  di«-  wn  hfigsto 
Ddale  und  winhtycbafiliche  Frage  der  (le^cnwart  sich  noch  an  die  ökonomiscbo 
icalyse  der  Unfreiheit  als  Arbeitssystem  anktii!;  fr.  Damit  rechtfertige  ich  auch  die 
oa  A.  Held  bemäugeite  eingehende  Bebandiung  der  Unfreiheit  hier  in  der 
iraadiegong^. 

III.  —  i^.  41  [214].    Die  Phasen,   welche  die  Modifi- 
ationen  der  I  ntreilieit  dunhlanfen.    Davon  verdienen  lol- 
;ende  aus  dem  okonumiscben  Gesicht^punctc  besondere  Beachtung. 

Vgl.  für  die  frricchische  Sclavt  rei  besonders  B  ücbsen  scbUlz .  a.  a.  0., 
:ar  die  römische  Puchta.  In.-litutionen.  M.  W  eber,  8.  23S,  242.  iTl  und  passim 

für  die  so  uiaanigfacb  abi:i  »tufteu  Lüfreiheibverhaltnisse  im  ge  ruian  is«  h »■  u 
HUtldaltcr  v.  Maurer  und  G.  Waitx,  v.  Inaroa-Sternetrtr,  Lampreeht,  für 
i-n^re  Zeiten  Knapp,  filr  die  russische  Leibeiü:en>rhaft  Tsr  h  itsclierin 
iu4  die  weiteren  oben  b.  47  tl.  genannten  Schriften,  für  africanische  Ver- 
liltnisBe  Post.  a.  a.  0.,  I,  SS.  95  IT.,  10«  IT.,  III.  mit  fielem  Detail,  freilieh  aos 
■•:r?-hiedeneij  Stämmen,  so  dass  ^diwer  zu  bestimmen  ist,  wie  weit  pewi?.se  (Jruii  l- 
Ntti«  aligemeiner  gelten  oder  Singularität  sind.  Doch  zeigen  sich  Überall,  in  ßctretl 
ier  latstehong ,  der  verschiedenen  Arten  tind  Grade  der  Unfreiheit,  der  Rechte  and 
Pllicbten  von  Herren  und  Unfreien,  in  den  Einzelheiten  betrellb  der  Becbtafähigkeir. 
der  ehelichen  Verhältnis-«-  h»  in.  rkeiisw.  rihe  Aelinlirhkeiten  zu  den  europäi><  hen 
^erblltaissen  der  üoireibuit.  Wieder  ein  Beweis  für  die  Macht  des  ..Allgemein- 
HeBKbliehen**  einem  Reebtsprincip  vle  der  Cofreibeit  gegenttber.  Es  ist  nicht  zti 
ftrfti«eri.  di^s  >irh  für  tms  bloss  um  die  Hervorhebunu'  der  typischen  (iestal- 
nageo  bandelt,  wahrend  sich  die  Verhältnis6e  im  Einzelnen  uaturlich  sehr  verschieden 
ii  der  Gescbichte  eines  eoncreten  ToUta  berana  ond  weiter  bilden,  vohl  nirgenda 
tLauuigfaltiger  als  im  Mittebüter*  besonders  bei  den  Germanen.  Im  Felgenden  daher 
aoi  Beispiele  als  Beleg. 

1.  Eine  If  ildernng  der  Sdaverei  und  das  erste  Mittel ,  za 
welchem  man  statt  nnd  neben  der  Fnrcht  und  Strenge  greift,  be- 
stellt gewöhnlich  darin,  dass  Belohnungen  in  Aassicht  gestellt 
werden. 
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I.B.  2.  K.  Unfreiheit.  2.  A.  Ais  Arbeitssystom.  §.41 


Eä  ibt  charaoteribtiäch,  dasä  schon  die  Alteu  hier  oameDtlich  die  Hoüuuag  auf 
Freilassung  als  Mittel  empfehlen,  um  bessere  Leistong  des  Dafrsien  la  erlangen, 
bei  römischen  Sciavinnen  selbst  betrcfTs  (I-.r  Zahl  ilcr  (i-burtcii  und  der  Aufcrziehunij 
der  Blinder,  obgleich  selbst  ein  Aristoteles  sogar  eiao  principiello  Rechtfurtigoog 
der  Sciarerei  ausgresproeheo,  indem  er  sie  aof  einen  NatomntarBcbied  der  hemehen- 
den  und  bcherrüchten  Menschen  zurückführen  und  damit  tiefer  begrflndett  voUtc. 
Aristoteles.  Polit.  I,  5.  Ganz  dieselben  Anschauungen  wieder  bei  den  nord- 
amcricanischcn  Baumwolllords,  s.  \V iske  m a n  n ,  Sclaverei,  S.  l.'J5  und  v.  Holst  passim. 

2.  Weitere  Milderungeu  der  iScluverei,  —  ebenso  viel 
Abweichungeu  von  ihrer  inneren  Idee,  als  Zageständnisse ,  dass 
man  mit  der  Strenge  nicht  ausreicht,  sondern  andere  Motive 
wirksam  machen  muss,  —  bestehen  in  der  Aoerkennang  gewisser 
persönlicher  Reebte^)  und  gewisser  VermOgensreehte') 
des  Unfreien:  er  wird  also  nieht  mehr  rein  als  Sache  behandelt. 

So  wird  er  geschützt  gegen  seinen  Herrn,  dem  das  Recht,  den  Unfitden  20 
«Odten  oder  ihn  gtansam  za  betondeln,  genommen  oder  beschrinkt  wird*).  Die  eho- 


')  So  bei  den  Sclaren  in  l'üiii:  ,,sie  werden  erstens  als  Sachen  behandelt: 
insoferu  stehen  sie  im  £igeDthum;  zweitens  als  Menschen:  insofern  sind  sie  zu- 
gleich der  Potestas  vntenrorfen.'*  (Pnchta,  Instit.,  III,  145,  II,  434.)  —  Ueber 
die  Sclaven  in  Griechenland  und  ihre  Auffassung  als  Menseben  siehe  Btlchseu- 
sohütz  (S.  U;^).  —  Im  Mittelalter  wirkte  besondfrs  dir*  christliche  Religion  und 
Kirche  in  dic^^er  Hinsicht  günstig.  Die  alte  strenge  Knechtschaft  milderte  sich  and 
eine  Meufi;e  neuer  Unfreiheitsformen  kam  aaf,  bei  welchen  TOn  einem  vOUigea  Fehlen 
Fon  Pi  Tsönlichkeitsrechten  von  vornherein  keine  Rede  war.  W'aitz  rcsomirt  für  die 
Periode  des  9. — 12.  Jahrhunderts  (V,  2H^)i  es  hat  zunächst  unter  der  landlMiaendeu 
BevOlkerang,  besonders  in  den  Beiritrangen  der  geisdichen  Stifter,  eino  Ans- 
gloichung  der  bestehenden  Rechtsunten>cbiede  stattgefunden,  im  Grossen  und  Ganzen 
angesehen  in  der  Richtung,  dass  sich  ein  Zustand  milderer  llörig:keit.  die  auf 
2infflpflicht  Cheils  der  Person,  thcils  der  Guter  beruhte  und  mannigfache  Ab- 
stoiongott  hatte,  zwischen  die  alte  Freiheit  und  die  bäuerliche  Knechtschaft  cinge- 
schob<Mi.  jene  prrossoritheils  beseitigt,  aber  auch  diese  in  nicht  geringem  Umfange 
absorbirt.  —  Die  älteren  Verhältnisse  der  eigentlichen  Knechte  (Cholopen)  in 
Rnssland  siehe  bei  Tschitschorin  (StaatswOtlorboeh,  VI,  394). 

-)  Von  bcsnn (lerer  Bedeutung  ist  hier  die  Ausbildung  des  peculium  dos 
Sclaven  bei  den  Körnern  (siehe  z.  B.  Puchta,  Instit.,  III,  5ti,  145J.  Das  peculium 
war  ein  dem  Sdaren  Qbergebenes  oder  «In  ihm  von  seinem  Erwerb  (ibcrlassenes 
Vermögen,  welches  rechtlich  nicht  aas  dem  VcrmOgea  des  Herrn  aosgcschiedoft  war, 
daher  z.  B.  vom  Gläubiger  des  letzteren  als  Befriedigungsobject  in  Anspruch  genommen 
werden  konnte,  aber  doch  „wie  ein  besonderes  Vermögen  vom  Sclaven  besessen  and 
verwaltet  werden  sollte'*.  Ueber  das  peculium  des  Colonen  siehe  cb.  II,  458.  Aach 
in  G  r  iec henia n  d ,  speciell  in  Athen  ist  jedenfalls  ein  besondres  Vermögen  ?onSclaren 
vorgekommen,  besonders  durch  eigenen  £rwoib,  wenn  es  auch  der  Herr  jederzeit 
entdohea  konnte.  (Bachsonsehfttz,  168.)  —  Am  ScltTon  oder  eigentHöhen  Knecht 
hatte  der  Herr  auch  in  späterer  Zeit  in  Dcubrhiand  noch  wahres  Eittcnthum 
(r.  Maurer,  Frohnhöfc,  II,  85;  Waitz,  Y,  IUI)  und  war  förmlicher  Sclaven- 
handel  im  Schwange  (cb.  192),  wo  dcon  noch  7on  einer  Vcrmögunsfahij^keit  im 
rechtlichen  Sinn  beim  Unfreien  nicht  za  sprechen  ist.  Aber  die  meisten  Unfreien 
kamen  im  Mittehiltor  in  eine  mildere  Form  der  Abhiiniii^kcit.  hier  bestand  ihmn 
durchweg  eine  wenngleich  durch  die  Hechte  des  Herrn  mehr  oder  weniger,  schliess- 
lich oft  nur  noch  anwesentlich  boichrlnkto  YeraiSgemfiihigkeit  des  UnfMen. 

')  Das  Recht,  den  Unfreien  zu  züchtigen,  besteht  wohl  allgemein  für  den 
Herrn,  wo  einmal  Unfreiheit  in  irgend  einer  Form  vorhanden.  Es  ist  im  Mittelalter 
ein  Kiiterion  Ar  das  Yorhandensein  ron  Unfreiheit  (Waitz,  V,  199).  Dis  Recht, 
den  UDÜreten  zo  tOdten,  besteht  regelmiasig  nur  bei  SeUrerei  und  nach  hier 
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ÜcLe  Verbindung  des  rnfri-i  -n  ur\<l  sein  Familienvcrhand '\  sowie  ein  Anr«-i'lit  auf 
die  TOB  ihm  onrorbene  fabrtiude  ll»bo,  allmttlig  aach  ein  Erbrecht'),  zuoäcbst  oiu 
[stenaierbrecht  ftr  seliie  FamiMe,  dann  mitanter  «elbet  ein  testanentarieebee  Erb- 
reclt*)  wird  a&eikannt.  Verträge  über  Vermögensvorhältnisse  und  Lcistunfccn  zwischen 
i  tn  Infreien  nnd  seinem  Herrn,  sogar  über  den  Loskauf  aus  der  Unfreiheit*). 
.  UiCjLü  vor.  Das  Erbrecht  des  Herrn  wird  immer  mehr  beschränkt,  um  nach  und 
Bach  aaf  eine  Fonnalitit  anammen  m  aehnoipfiBn*). 

3.  Am  BemerkenswertheBten  entwickelt  eich  wieder  das  Unfrei- 
leittrerhäHiuss  im  Zosammenhang  mit  dem  ländlichen  Grund- 
Mgenthnm  nnd  seiner  Bearbeitung^. 

^vftkalich  cur  in  früherer  Zeit.  Beseitigung  desaelben  in  Athen  und  Schatz 
d«  Sdif es  gegen  IfiaabaadlnnfeB  FVeinder  vnd  bedingt  des  Herrn  (s.  Bttchsen- 

jchötz.  151  ti'..  15S).  In  Rom  ähnliclies  Vorgehen  unter  (Jon  Kaiscni.  (PucLta, 
.1.  4S5,  I,  525  tr.  Lex  Pctrouia  gegen  wilikabrlichen  Gebrauch  der  Sclaven  zum 
rhierkaiopf)  —  InRnssland  aach  bei  den  alteo  Knediten  das  Tödtungsrecbt 
»dfclhaft  (Tschitscherin.  S.  394\ 

*)  In  Griechenland  hing  die  Entscheidung  ganz  vom  Herrn  ab  (Buchsen- 
tchQtz,  164).  In  Korn  ebenso.  Die  Sclavenehc  heisst  contubemium.  Ungeregelt 
dieb  freilich  Vieles ;  mehr  ebeartiges  festes  VerhilUiias  beim  Villicas,  nicht  bei  den 
tiadlicheii  Sclaven  (Weber  S.  239'.  Staatssclaven  wahrscheinlich  mit  freien  Frauen 
iB  Ehe  ^Mommscn,  römisches  Staatsrecht,  I,  2o3).  Im  deutschen  Mittelalter 
HeMaeh  ein  Recht  des  Hernie  die  Ehe  cn  genehmigen,  beansprucht,  selbst  bd  den 
freien)  Cutisualisten ,  dafQr  dann  die  Abgabe  .^Beddemund**  (radimpnioni)  (WaitZ, 
V,  236  II.).    Africanische  Verhältnisse,  Post,  I,  100. 

Waitz  S.  241),  hält  es  for  möglich,  dass  der  Herr  früher  ein  allgemeineres 
Erbrecht  auch  bei  Zinsleuten  bssass,  das  spiler  besehrinltt  wurde,  besonders  auf  die 
Fille  der  Ehen  mit  Fremden. 

*)  In  Korn  ist  es  aUerdinp  eine  Singularität  geblieben,  dasä  die  Staats- 
sclsTen  Ober  die  Hüfte  ihres  TermOgons  durch  Testament  verftkgen  trennten. 
Pachta.  II,  436,  Mommsen,  Staatsrecht,  I,  253).  ^Mommsen  meint,  dass  da> 
jähriiche  Verpäegungsgcld.  welches  den  Staatssclaven  (nebst  eigener  Wohnung  auf 
dSeotlicbem  Boden)  gcwSbrt  ward,  sich  nicht  wesentlich  Ton  einer  Besoldung  unter* 
«cbied.  üebcr  die  griechischen  Staatssclaren  Büchsenschtktx  (S.  lOO).  nach 
vdchcm  in  Athen  ihre  Inasere  Lage  wenif  ron  der  der  MetOken  renchieden  ge- 
wesen »ei. 

M an  kann  die  eigenthttnlichc  Lage  der  römischen  statuUberi  auch  Ihr 

solche  Vcihältnissc  wohl  als  Beispiel  anfahren  (Puchta,  II.  437)  Di'-  unten  unter 
■Vr.  4  im  Text  erwähnton  AbfindungSTertrige  gehören  aocü  hierher.  Wie  weit  allor- 
'iiofs  ton  dner  Geltendinaehung  eines  selchen  Yertr^^  vor  Gerieht  und  demnach 
Tj  -  weit  von  einem  eigentlichen  Recht  zu  sprechen  ist,  muss  nach  den  ooncreten 
Vcxhiltnisscn  des  Landes  und  der  Zeit  entschieden  werden.  Bei  der  Sclaverci  ist 
«B  solches  K echt  iaum  zu  constatiren.  —  Im  Mittelalter  finden  sich  vielfach 
fSBaae  Fettnottungen  der  Dienste  und  Abg:aben,  deren  Verletzungen  Seitens  des 
Herrn  wenigstens  bei  pewisscn  Clas^en  von  Abhängigen,  wie  den  (von  Waitz  aller- 
iin^  Dicht  ZQ  den  eigentlichen  Unfreien  gerechneten)  Censualistcn.  auch  auf  gericht- 
lichem Weire  schon  mh  trteder  gut  gemacht  werden  konnten  (siehe  Waitx,  v,  257). 
.^adi  in  Kussland  Loskaufe  nicht  selten.  Ebenso  unter  den  africanischcn 
Völiem  jährliche  Taxen  des  Unfreien  an  den  Herrn  und  Loskauf  rorkommend  (Vost, 
K. «.  in). 

Eine  sdcho  ist  thatsichlich  Ttfters  das  Mortuarinm  iTodfall)  geworden, 
dwspn  Be/.iehun?  zum  Erbrecht  des  Herrn  allerdings  auch  in  den  älteren  deut- 
HhcQ  Verhaltnbscn  vielfach  noch  unklar  isu  Ein  Anspruch  auf  den  ganzen  Mach- 
'ut,  dann  auf  gTOesere  Quoten,  schliesslich  auf  dozelne  StQcke  des  Madilasses 

•''hmt  mehrfach  di.>  Entwicklung  zu  sein.     Vgl.  auch  Waitz.  V,  217,  tibcr  den 

'Qf  der  Person  ruhenden  Todfall.  Zöpfl,  II,  16!»,  B esoler,  PriTatrecht,  2.  Anfi., 
1  777.) 

Vgl.  besonders  Waitz,  Y,  261  IT.,  283  ff.  Rodbertus  aber  den  Colonat» 
^eber,  a.  a,  0. 
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1.  B.  2.  K.  Uafreiheit.  2.  A.  Als  ArbeittiysteiD.  §.  41. 


Das  ökonomische  Bedurfoiss  zeigt  ücii  liier  bosooders  deoüich  als  cau^a  wovona. 
Die  Sciaverei  f^eht,  etva  wi«  im  lOmisehea  Gdlraat,  in  eine  Art  schollenpfliehtiger 

Leibeigenschaft  oder  fester  GatszugebOrii^keit  ttber*)  oder  die  Uafreiheit  nimmt  von 
vornherein  und  t-ndj^illtig  noch  nilMere  Formen,  wie  in  der  neueren  nordostdouNchen 
ErboDterthäuigkeit,  an.')  Die  innigere  wirtbschaftlicbe  und  rechtliche  Verbindung  mit 
dem  OroDdeigeDtbiim  enthüt  nur  scheinbar  eine  weitere  Herabdrückanfr  der  Lafe 
des  rtifn-icn.  der  hier  zum  Appendix  des  Bodens  wird.  In  Wahrheit  kommt  der 
Uechb&au,  dasü  die  Leute  nur  mit  dem  Beden  zusammen  ver&ussert,  verpfändet 
werden  kftnnen,  dem  Unfreien  selbst  in  socialer  nnd  ökonomtecher  Hinsieht  tu  Gst«. 
Seine  I^istun^en  fUr  den  Herrn  hOren  dann  nllmftlig  aaf,  unbeschränkt  zu  sein,  rein 
nach  der  Willkühr  des  Herrn.  Sic  verwandeln  sich  in  nach  Menj^e  und  Art  bestimmt 
begrenzte  Arbeitsleistungen  auf  dem  Felde  des  Herrn  und  in  eben^u  begrenzte 
KKaialaligabeB  roD  dem  Boden,  welchen  der  Unfkeie  etwa  nr  Nntzoiessvnip  über- 
lassen erhalten  hat.  Aurli  persönliche  Dienjitleistiingcn  erlangen  ihre  Begrcnzang. 
Der  Unfreie  erbalt  ein  Recht  an  seiner  fahrenden  Habe,  die  er  selbst  erworben. 
Aach  ein  Erbrecht  daran,  anftags  mit  weitgehenden  Beschrlnkungen  dnrch  ror- 
gehende  Rechte  des  Herrn  an  der  Hinterlassenschaft,  bürgert  sich  für  die  Familie 
ein  ond  dieses  Kamiliencrbrecht  vcrdränpt  wieder  das  Herrenerbrecht  oder  beschränkt 
dessen  practische  Bedeutung  auf  ein  Minimum.  Wichtiger  noch  ist  es.  da^s  das 
Natzniessungsrecht  des  Unfreien  an  dem  ihm  iiberlassenen  Boden  eine 
immer  fe.-terere  (iestalt  annimmt.  Die  willkührliche  Ausweisung  seitens  des  Herrn 
fallt  fort  oder  wird  beticbränkt  und  eine  Art  Erbpacht  enbteht.  Beispiele: 
abhingiges  Land  der  Fiscalinen,  n  erblichem  Hecht:  Hansbeeiti  derselben  in 
den  St&dten  zu  Erbzins  (Waitz,  V,  211).  Unbebautes,  in  Cuttur  zu  nehmendes 
Land  auf  Erbzins  gegeben  (eb.  274^  —  Beim  Tode  des  Unfreien  bleiben  dann  wobl 
noch  Hechte  des  Herrn  auf  das  Land  selbst  bestehen,  aber  dieselben  werden  durch 
immer  mehr  sich  vermindernde  Abgaben  ersetzt.  i^Ueber  das  Mortoarium  ab  auf  dem 
I>and  liegende  Abgrabe  siehe  Waitz.  277  )  Die  Ab]ösungs«:esetz«?ebung:  unsrer  Tage 
eudlicb  macht  den  ehemals  Unfreien  zum  Eigentbumer  und  beseitigt  iu  den  Frohnden 
nnd  Katomlabgaben,  Mortnarlen  n.  e.  w.  die  letzten  Reste  der  OnfMheit,  nnd  zwar 
wiederum,  neben  anderen  und  higheren  socialpolitischen  ond  aitllichen  Gründen,  auch 
mit  aus  dem  ökonomischen  Grunde,  um  möglichst  die  Bodenprodnction  zu  steigern 
und  deiiwegen  das  eigene  Interesse  des  Bebauers  anzuregen,  wie  sich  z.  B.  besonders 
in  der  Beseitigung  der  Zehntlasten  bei  nnd  Wegen  intensiverer  Bewirthschnllnng  zeigt, 
weil  der  Zehnte  als  Quotenab^abe  vom  Roherträge  (nicht  Mos,!»  als  Bobortragsabgabe, 
wie  manche  feste  andere  Gruudabgaben)  gerade  bei  ioteo:>iverem  Betrieb  in  Ver- 
hlltniss  zom  Reinerträge  progressir  wichst. 

^)  Siehe  oben  S.GS,  besoode»  Kodbertus  ond  Pnchta,  a.  a.  0.,  beenden 
II.  458.  anderseits  aber  Heisterbegk.  Die  Colonen  sind  Menschen,  welche  mit  efnen 
(irundstuck  zum  Behuf  der  Cultur  desselben  antrennbar  verbunden  sind.  Sie  sind  in 
beschrankter  W  eise  rechtsfiihig,  aber  gewis>ormnns8cn  Sclaven  des  Grundstücks.  Das 
Verh&ltniss  zum  Gute  vermittelt  die  Unterwertung  dej  Colonen  unter  den  Herrn. 
Wenn  auch  in  einer  Hinsicht  Sclave,  steht  der  Ck>lene  doch  zum  Herrn  in  andrer 
Hinsicht  auf  dem  freien  Fuss  eines  Verpflichteten  in  Beziehung  auf  den  jälirli'  h  ■!! 
Kanon,  dessen  Höhe  venragsmä^sig  oder  nach  Herkommen  festgesetzt  wird.  Wegen 
widerreehffieher  Erhöhung  muss  der  Colone  gegen  den  Herrn  vom  Gericht  gehört 
werdMi«  Auch  Freie  konnten  in  Italien  diueh  gvricbtlich  bestätigten  Vertrag 
Colonen  werden.  Siehe  Weiteres  in  der  oben  genannten  Litteratur  über  Colonat. 
jetzt  auch  Weber,  a.  a.  0.  —  Ueber  die  Vieldeutigkeit  des  Ausdrucks  Colouus  im 
früheren  deutschen  Mittelalter  siehe  Waits  (Y,  200  01),  freie  nnd  unfreie  Goleoea. 
—  Ueber  die  interessanten  rossischen  Verhältnisse  siehe  Tsch  it  sc  herin. 

*)  Der  sprachliche  Ausdruck  giebt  auch  hier  nicht  immer  genau  au,  welchen 
RechtererhlHnisi  vorliegt  Der  amtliche  preussiscbo  Ausdruck  „Ldbeigeuehafi^* 
(Landrecht  und  sonst  im  18.  Jahrhundert),  selbst  in  ungünstigerer  Lage  der  Bauen 
iPomniern),  bedeutet  wesentlich  nur  (Erbl-Unterthäiii^keit,  daher  mit  dem  ruterschicd 
von  der  isclaverei:  ,,1)  der  Erbuntertban  ist  nicht  als  Person  veräusserlich,  er  gehön 
zum  Gute  and  wechselt  nur  mit  dem  G«le  seiner  Heuen;  2)  er  hat  Privatvermögen, 
auch  da.  wo  der  ihm  flbertiagene  Landbedtz  nnorblich  isf'  (Knapp,  Handwörter- 
buch. II,  183). 
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4.  Zu  den  cbaracteristiBohstcn  Füllen  der  Regelung  des  Verhält- 
nisses zwischen  dem  Herrn  und  dem  Unfreien,  mit  der  deutlich 
ansgesprochenen  Tendenz,  das  Moti?  des  wirtbsehafttichen  Vor- 
theilSy  Shnlich  wie  beim  Freien,  im  Interesse  des  Herrn  beim 
Unfreien  wirksam  werden  zn  lassen,  gehören  die  „Abfindnngs- 
▼ertrlge'%  —  wie  man  das  Verhftltniss  wohl  bezeichnen  kann  — , 
dnreb  welche  dem  Unfreien  gegen  Zahlung  einer  Abgabe  an 
den  Herrn  eine  fast  vOllig  freie  Verfügung  ttber  seine  Leistungen 
eingeräumt,  er  also  zur  grösstmöglichen  Verwertbung  der  letzteren 
angespornt  wird.  Unter  Umständen  kauu  sich  daraus,  ähnlich  wie 
hei  starken  Stenern,  die  Nothwendigkeit  einer  im  Vergleich  zur 
freien  Arbeit  selbst  gesteigerten  Leistung  des  Unfreien  ergeben. 

Fälle  der  Art  sind  in  d«r  altgriecliischen  Scla?erei,  irie  in  der  mcxlernon  russi- 
^chen  Leibeigenschaft  vorpekommen ,  hier  wie  dort  wohl  besonders  bei  Unfreien  in 
der  indostiieilen  und  iaufm&nniscben  Arbeit.  Selbst  bei  der  Negeräclarcrei  findet 
tMk  Uer  QAd  da  Aehalicbes.  In  Grltebenland  ^atpoQt),  in  Rvssltnd  Special- 
fall  des  Obrok.  Bei  den  Römoni  den  Sclaven  in  den  Städten  mitunt  >r  :iuch  Ge- 
schäftbbctrieb (Verkauf  von  Waaren)  aaf  eigene  Kecbnung  gestattet  (Weber  S.  277). 
Bei  Negern  Andree  a.  a.  0.  Aach  in  mittelalterlichen  Verh&Untesen  rorgo- 
komtDen ,  ?o  Ablösung  der  Dienste  gegen  Geld  bei  Liten  (Waitz,  V.  206),  in  der 
1.  Hüfte  d«8  11.  Jahrhiuderts  im  Gambrai'scben  bei  Kiscalinen  (ebenda  S.  213). 

Wieweit  alle  solebe  Modificationen  der  Unfreiheit  ein  eigent- 
liches Recht  bilden,  fUr  das  eventuell  selbst  ein  gerichtlicher 
Schutz  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  das  lässt  sich  nicht 
allgemein  bestimmen^).  Hierin  weichen  die  Verhältnisse  der  ein- 
zelnen Völker  und  der  Zeitalter  wohl  untereinander  mehr  ab,  als 
in  der  materiellen  Seite  jener  Modificationen:  begreiflich,  weil  in 
letzterer  das  rein  menschliche  Moment  mehr  zur  Geltung  kommt. 
Für  die  ökonomische  Auffassung  ist  es  aber  auch  nicht  der  ent- 
scheidende Punct  in  Bezug  auf  die  Würdigung  des  Verhältnisses, 
ob  nnd  wie  weit  formelles  Keebt  oder  mächtige  Sitte  die  Unfreiheit 
modificirt,  zomal  in  Zeitaltem,  wo  die  Sitte  mannigfach  ein  mäch- 
tigerer Factor  ist  als  das  Recht,  welches  sich  hier  doch  immer  nnr 
schwer  geltend  machen  lässt*). 

IV. —  §.42  [215].  Abschluss  der  Entwicklung.  Ihren 
formellen  Abschluss  findet  die  immer  tieler  greiicude  Modification 
der  Unfreiheit  alsdann  durch  den  schliesslichen  völligen  U  eber- 
gang zur  persönlichen  Freiheit,  den  die  Gesetzgebung 

*)  Selbst  der  Colone  batte  in  Born  ein  Klagrecht  nur  bei  vidurrechtlicber 
EfkOhQBg  der  Abgabe  und  bei  Verbrecben  des  Heno.  In  Bnssland  hatte  der  Leib- 
eigene bis  in  die  neueste  Zeit  kein  Klagrecbt  (regenden  Herrn.  T8ebit8cherin,S. 407. 

0  S.  V.  Maar  er,  FiobnhOfe,  II,  SS  ff. 
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in  der  E  m  aucipat  i  oii  oder  allgenieiuen  Aufhebung  der  jiersün- 
iichen  Unfreiheit  als  Rechtsinstitut  decretirt:  öfters  —  und  häufig 
in  ökonomischer,  niitunter  selbst  in  sooialer  und  sittlicher  üinsicbt 
am  Besten  —  erst  dann,  wenn  die  ökonomischen  Voranssetzniigeii 
zweckmässiger  VerweDdimg  der  unfreien  Arbeit  versehwanden 
sind.  Das  Ergebniss  des  Frooesses  des  Unprodoctivwerdens  er- 
zwungener Arbeit  wird  im  wirthsehaftlichen  Verkehrsreeht  anerkannt 

0  bsolet  werden  der  Leibeigenschaft  in  England,  Korwegen,  Dänemark, 
Niederlanden  siehe  oben  S.  51,  Note  1.  Gesetzliche  Aufhohr)(i<r  der  Lcibeigen- 
üchaft  und  der  verwandten  Verbültnisse  die  Kegel.  Vielfacher  Zuäauimenhaug  mit  den 
sfrarischen  Verhlltnissen,  Banernbefreiong.  GnuidentlasniDg,  AblOsongeo,  siehe  daher 
namentlich  die  Agrarpolitik,  B  u  ch  e  n  b  ertre  r  I,  §,  22  ff.,  Uber  Preussen  Knapp 
A.  &.  0.«  Uber  die  einzelnen  deuteeben  und  bonstigen  L&uder  die  Artikel  Bauera- 
beft«iiiDg  im  HandwftiterbQeh  der  StMtBwtneniehtfteii  B.  IL  Im  Alkemetn«!  So  gen - 
heim  fUr  Weiterem.  Auch  Boscher  I,  §.78;  Dahn,  Artikel  Leiboigeoschaft  im 
Staatswörterbucb,  VI.  .'<S7  Ii. —  W i  r  h  ti e re  Gcbetze:  In  Preussen  ältere  Ver- 
ordnungen Friedrich  W  ilhelm 's  I.  und  Friedrich  s  des  Grossen,  dann  Allgemeines  Land- 
recht.  Th.  II,  Tlt  7,  §.  148  (Anfhebang  der  Leibeigenschaft  ,jtk  eine  Art  der  per- 
sönlichen Sclarerei");  Edict  rom  9.  October  ISO",  den  erleichterten  Besitz  und  freien 
Gebrauch  des  Urundeigenthum»  sowie  die  persönlichen  Yerh&ltniase  der  Landbewohner 
beireffend,  beittiders  §10,  11;  Ediot  rem  28.  Oetober  1807,  die  Anfhebang  der 
Erbunterthlnigkeit  der  sämmtlichen  preuhsischen  Domänen  betrefPeud.  Nähere  Be- 
stirnmmii:  fttr  Schlesien  vom  8.  April  1S09.  Ueber  die  damalipe  Kev^ulirung  der 
jnitsherriit  h-ljiiuerlichen  Verhältnisse  (Verordnungen  für  die  verschiedenen  preussischea 
Provinzen  von  1808,  1809,  1810.  Regulirungsedict  vom  14.  September  1811  nnd 
Declaration  dazu  vom  29.  Mai  l'^lfl)  siehe  besonders  Knapp  a.  a.  0  Aufhebung 
der  Erbuuterthänigkeit  im  Cottbuscr  Kreis,  Lausitz,  ehemaligen  s&chsischen  Landcu  vom 

18.  Januar  1819.  Bestimmongoi  Air  Theile  des  ehemaligeo  KODigreiehs  WestfUoi, 
vom  25.  April  1825.  Im  K.  Westfalen  V.  vom  23.  Januar  ISüS;  Baiern  Edict 
vom  31.  August  1808;  Württemberg,  Verfassungs- Urkunde  von  IS  11».  §.25; 
Baden,  Gesetz  vom  23.  Juni  1783.  V.-O.  von  1820;  Grossherzogth.  Hessen,  Gesetz 
vom  31.  August  1808;  Mecklenburg  22.  Februar  l'^20;  Char-Hessen  5.  Januar 
1S31;  Königreich  Sachsen  17.  März  ls32;  Königreich  Hannover  10.  Nnvember 
1831.  —  Oesterreich,  Patent  vom  1.  November  1782  fUr  Böhmen  uud  Mähren, 
▼om  20.  Deeembw  1782  für  ganz  Dentsch-Oeeterreieb.  —  Frankreich,  viientgelt- 
liehe  Aufhebung  aller  bestehenden  Abhängigkeitsverhältnisse,  Dienste  und  Abgaben 
in  der  Revolution,  1789,  1791.  1793.  —  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Bass- 
land durch  Gesetz  vom  19,  Februar  1S61  ,  ausgeführt  von  1863  an,  betrifft  circa 
20  Millionen  Köpfe,  —  Aufbebung  der  N o  ipe r- S  chi  v  •■  r  e i  in  den  britischen 
Colonien  1833  gegen  20  Millionen  Pfuiui  Sterling  Entschädigung.  —  .Aufhebung 
der  Sclaverei  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  durch  Gesetz  vom 

16.  August*  1861  (Anfhebang  dtf  Sdarerei  bei  den  Rebellen  in  bescbrftnkter  Welse), 

19.  Juni  1*>»')2  (Aufhebung  der  Sclaverei  in  allen  Territorien  der  Vereinigten  Staaten  . 

17.  Juli  lb()2  (Befreiung  der  coniiscirten  Sclaven),  Proclamation  vom  22.  September 
1862  (Freierklärung  aller  Sclaren  in  den  Bebcllenstaaten  vom  1.  Januar  1863  an), 
28.  Juni  1868  (AnnuUirung  der  Sclavenilüchtlingbgei^etze  vom  12.  Februar  1793  und 
IS.  September  1S50\  Vgl.  für  das  Nähere  Gödel,  Sclaverei  und  Emancipation  in 
den  Vereinigten  Staaten,  ZiUich  1866,  besonders  S.  86.  Neuere  Aufhebung  der 
Sdarerei  in  Brasilien  Imn  m  den  ZnaanmeastaR  den  Kaiserthrones. 

Solange  Selaverei,  Leibdgenscbaft  nnd  Frohnarbeit  als  In- 
stitute des  positiven  Rechts  bestehen,  pflegen  folgende  Begeln 
zu  gelten: 

1.  Die  Herren  können  dalür  den  Rechtsschutz  des  Staats, 
daher  die  gerichtliche  Hille  in  Ansprach  nehmen. 
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Der  fluchtige  Colone  war  im  römischen  Rocht  dem  serrus  fagitivas  gleich- 
srestellt  (Puchta.  II.  458  )  —  Besondere  Conilicte  in  BotrelF  der  flachtiiuren  Sflaven 
and  der  Voricbableistuog  bei  der  Flucht  in  >iordauürica  zwiischeo  dcu  freien  und 
den  SdeTenstuten.  Siehe  die  geoMnleo  Gesetze  nod  "Vielerlei  darfther  bei 
fOB  Holst  a.  a.  0. 

2.  Eine  zwangsweise  gesetzliebe  Anfhebung  dieser 
Institiitey  Hiebt  bloss  eine  vertragsmässige,  oder  die  AnwenduDg  des 

sogen.  Entetgnungsrechts  ist,  weil  es  sich  eben  um  Eigen- 
thum an  Menschen  oder,  wie  bei  Frohnden,  um  erbliche  Zwangs- 
arbeitsleistungen  handelt,  principiell  noch  unbedingter  als  in  allen 
anderen  Phallen  von  Ki^^enthum  in  kritiscbeo  Zeiten  begreiflich  fUr 
zaiässig  angesehen  worden. 

3.  Ob  dabei  eine  Entschädigung  und  in  welcher  Art  und 
Hübe  der  Herren  stattfinde,  ist  tbeils  nach  den  allgemeinen  Grund- 
Sätzen  der  Enteignnog  entschieden  worden,  theils  nach  dem  Um- 
stände, ob  überhaupt  practisch  die  Rechte  des  Herrn  zur  Zeit  Doeb 
einen  ökonomischen  Werth  besitzen.  Fehlt  letzterer,  so  konnte 
sehon  wegen  der  UnmOgliebkeit,  die  fintsehttdignngssiunme  zu 
snbstanzüren,  von  keinem  soleben  Ansprncb  die  Rede  sein.  Selbst- 
Terstftndlieb  werden  aber  und  worden  aneb  gerade  solcbe  Fragen 
nicbt  immer  naeb  den  Grundsätzen  des  formellen  Beebts  ent- 
sebieden.  In  rabigen  Zeiten  äussern  OpportaniOltsrtteksicbten,  Ge- 
sicbtspnnete  der  Billigkeit,  der  Sobonnng  der  Interessen  der  bis- 
herigen Berechtigten,  in  bewegten  Zeiten  äussern  Machtfactoren 
ihren  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Entscheidung  Uber  die  Ent- 
schädigung. 

Beispiele:  Die  pronssische  Aasfiihraoga- Verordnung  betreffend  die  Auf- 
hebung der  persAoIichen  Erbontertbänigkeit  in  Schlesien  ?oin  b.  April  1809,  bc- 
«eaden  §.  7  (einfiiehe  Aefhebung  der  hier  uf^eiiblten  Rechte).  Femer  das  prens- 
'i-che  Ablr.siingsgeset/  vom  2.  MSr^  1850,  besonders  §.  2  und  über  die  Bereoh- 
ugangen .  welche  ohne  Entschädigung  aufgehoben  werden.  Siehe  im  Uobrigen  die 
Gesetze  und  Litterator  Uber  die  Regelang  der  gutsherrlieh - biverlicheD 
TerhIltDisse  und  daa  AblOsuii^eseii  anch  grade  Ihr  diesen  Panct 
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Drittes  Kapitel. 

Die  persönliche  Freiheit 

£r8ter  Haaptabschnitt 
Die  persönliche  Freiheit  im  AUgemeinexL 

§.43  [$.  407—410].  Yorbenerkungen  und  Littcratur.  Siehe  oben 
Vorlx-uiLTkiingun  §.  1  fl".  und  Littcratarnacliweis  zu  Kapitel  2,  §.  25.  Die  Lchn^  von 
ddr pereöolicheo  Freiheit  uach  ihrer  ?olkswirthschaftlicbon  Seite  ist  früher  in 
der  Polideclieii  Oekonomie  fast  gar  nicbt  oder  bOchsteos  in  Betreff  einiger  elnieber 
Pancte  ganz  flüclifig  behandelt  worden.  Es  ist  nothrcndig,  diesen  Manpol  zn  or- 
frinzeo.  \\  enngleich  die  spcciellere  Erörterung  der  Fragen  des  Personenstands  und 
der  BerOlkerungsordnong  in  die  Innere  Vervaltnngslehre  gehört,  so  Ist  doch  eine 
Rebendlnng  dieser  Fragen  gerade  in  dem  grundlegenden  Theile  der  Politischen  OeluH 
nomie  sachlich  geboten  and  mit  Cnrecht  bisher  meist  nntcrbliebon.  Denn  dieses 
.«Becht  der  Bevölkeruog"  bildet,  ebenso  wie  das  lageuihainsrecht.  diu  Grundlage  der 
voHmrirdiscbafttlcben  £n(wicUaBg.  Es  duf  nicbt  linger,  so  venlg  als  das  Eigen- 
thnmsrecht,  einfach  als  That.sache  hingenommen,  sondern  inuss,  gleich  diesem,  hin- 
sichtlich seiner  foUuwirthschaftlicben  Wiiknugen,  daher  auch  mit  nach  socialökono- 
miscben  Oesicbtspanclen  Inltlsch  geprtift  Verden.  Fttr  die  Verraltnngslebre,  bes.  das 
VenriütangBrecht  sind  die  Ergebnisse  einer  solchen  Kritik  ebenso  wicbtig«  wie  Dir  das 
Pfimtrecht  die  nationalökonomische  Kritik  des  Eigenthums. 

Insbesondere  massen  die  wichtigen  Conscq Uenzen .  welche  aus  der  persönlichen 
Freiheit  im  Verfassungs-  und  Vcrwaltungsrechte  (nur  /um  J  heil  auch  in  der  Rechts- 
philosophie) für  die  wirthschaftlichc  Freiheit  abgel<itit  werden,  einer  nationalökono- 
mischen  Prüfung  unterzogen  werden.   Man  darf  auch  hier  nicht  einfach  nach  der 
logischen  Cooseqnens  des  abstraeten  Princips  vorgeben,  wie  es  die  leln  indiridna- 
listische  Rechts-  und  Staatslehre  thut    Die  Nationalökonomie  kann  aber  auch  nicht 
die  persönliche  Freiheit  mit  allen  ihron  wirklich  oder  vermeintlich  nothwendigeu 
wirthschaftlichen  Consequenien  einfach  als  Thatsachon  hinnehmen,  mit  denen  ^ 
rechnen  muss.  Uber  die  sie  aber  nicht  weiter  discutircn  darf.  Gerade  auf  dem  rolks- 
wirthschaftlichen  Gebiete  zeigen  sich  erst  die  Bedenklichkeiten  der  in  der  Theori»^ 
der  persönlichen  Freiheit  unterlaufenden  Fictionen,  z.B.  hinsichtlich  der  Freiheit" 
nnd  „(ilcichhdt"  der  Parteien  in  der  YertnigssebUeBsung,  sowie  die  Qefkbreu  der 
indlridualistischen  Gestaltung  des  Rechts  der  persönlichen  Kreihcit  für  den  Verkehr 
und  für  das  ganze  gesellschaftliche  Leben  der  Berölkomng,  z.  B.  in  den  Folgen  der 
radicalea  FrdiOgigicieltsgesetzgcbung.    Oefters  ist  es  erst  der  Znsammenbang 
xwischen  Rechten  der  persönlichen  Freiheit  und  der  Rechtsordnung 
der  (i  Uterproduction,  z.  B.  zwischen  der  Freizügigkeit,  dem  Ein  wand  crangsrecbt 
einer-,  und  der  Gewerbefreiheit,  dem  Freihandel,  der  „Freiheit  der  Specubtion"  au.- 
dererseits,  welcher  die  wahre  Bedeutung  eines  jeden  einzelnen  solchen  Rechb  oüeubart. 
D'-slialb  muss  die  Nationah^konomie  verlangen,  dass  ihre  Kritik  and  ihre  Postolate 
vom  Rechte  thuulichst  beachtet  werden,  soweit  nicht  andere  schwerer  wiegende  Kttck- 
siebten  entscbeiden.   Wenn  die  frobere  Hationalftkonomie  t.  B.  Ftagen  wie  di<^enige 
der  Gowerbevcrfassung  oder,  in  der  modernen  einseitigen  Formulirang  gesprochen, 
der  Gewerbefreiheit  unter  stillschweigender  selbslrerBt&ndlicher  Voraussetzung  der  Frei- 
Mgigkelt  bebanddt  bat,  wie  aneb  Bav,  so  bat  dam  freilich  wobl  die  irrige  Bo- 
sebilnlrang  der  Disciplin  auf  die  Untersuchungen  des  Sachgtlterwesens  mit  bei- 
getragen. (Siehe  I,      120.  121     I  m  so  mehr  muss  vom  jetzigen  Standpuncte  unserer 
Wissenschaft  aus  eine  Prüfung  tic^  Itcchts  der  persönlichen  Freiheit  erfolgen.  Meine 
Auffassung  dieser  Frairen  habe  ich  in  dem  Nachtrag  zu  meinem  Referat  Ober  AoClen- 
geseU8''haff>we8.-n  in  Hildebrand's  Jahrhii' Ii..  XXI.  H2'.»~^?10  '1873)  ausgeführt. 

Sehr  wenig  Ausbeute  giebt  fur  diese  Prüfung  die  Litteratur  der  Bcchtsphilo- 
sopbie,  nocb  wenigw  als  fUr  die  Kritik  des  EigenÜuuns.  Die  abstract-indiffidQn- 
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listische  Kechtbpbilüsophie.  also  iusbesäondcre  Kant 's  und  seiner  Schale,  hat  sicli 
rollend:»  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  der  persOalichen  Freiheit  des  Indiridaams 
■afaieae  dtimof  bMohrlnkt,  »ns  d«r  ii  atettteler  AhMlotliait  gefiuttan  Frelbelt  efaibch 
die  logischen  Coiisoquonzen  zu  zielwB,  im  Wesentlichen  unbekümmert  um  die  Noth- 
wendi^eit  einer  BescJiränkang  diewr  Freiheit  nach  GemeinsctuiftsifltereflSQn.  W  enn 
ttbei^pt  «bier,  to  tot  m  den  OemeiDschaftakrdflMi  noch  Mi  Kttea  die  Familie 
mit  ihren  Anfordeningen  den  PoBtoIaten  der  Froihoit  des  Indlridaums  gegenUb«r  ge> 
stellt  worden;  die  übrigen  Gemeinschaftskreise  weniir  o(]or  «rar  nicht,  (iorade  sie  kommen 
aber  für  die  rolkswirtbscbafüiche  Auft'a&sung  besondurä  in  Betracht:  Gemeinde,  Landes- 
theil  ([ndastriagflfend,  agrarische  G^eod),  Staat  Wo  dar  ,,MM(ime  der  Coezisteaz'*  n^r 
Rechnung  getragen  wird,  geschieht  es  doch  nicht  hin>irhtlirh  der  volkswirthschaft- 
lichen  und  der  davon  bedington  socialen  Wirkung  der  Kcohte  der  porsAuÜcben  Freiheit. 

Die  organische  Bechtsphiloaophie  geht  zwar  ni«iit  ebenso  abstnMSt  for,  aber, 
•ei  ei  auch  wegen  mangelnder  Erkenntniss  der  rolkswirthschafUiohen  nnd  socialen 
Tra^eite  der  hezUglichen  einzelnen  Hechte,  sie  berührt  dieselben  kaum  weiter.  Auch 
hier  zeigt  sich  wieder,  d&tui  die  Kechtsphilosopbie  mindestens  in  demselbeu  Maassc 
der  Fühlung  mit  der  Nationalökonomie ,  als  umgekehrt  diese  mit  jener  bedail  Es 
sind  daher  andere  Seiten  der  Freiheit  und  andere  Constvmenzen  der  letzteren,  als 
die  hier  in  Botracbt  zu  ziehenden«  mit  denen  sich  auch  die  organische  Uechts- 
phliosopbie  beschäftigt  (Freiheit  der  Geistesthltigkeit«  DnterriohtsfMheit,  gevisse  pott- 
tische  FreihcitsHM hto  u.  s.  w."!.  Vgl.  Trcndelenburg,  Natarrccht,  §.  8^,  und  selbst 
Ahrens.  Naturrecht,  II,  §.  56  ff,  ??•  92  ff-,  wenn  auch  hier  das  Kecht  des  frei- 
geseüigeu  Verkehrs,  der  freien  Vertragsschliessung,  der  Berufswahl  i,S.  71,  t)5)  und 
die  Kothwcudigkeit  ein»  „wirthscliaftiichen  Arbdlsreebts"  erw&hnt  wird,  „welches 
in  rielcr  nin>i<-ht  erst  noch  besser  und  rollstlmdiger  zu  entwickeln  sei"  (S.  68).  Auch 
Ahrens,  Artikel  Freiheit  und  Freiheitsrechte,  I,  Staatsvörterbuch  III,  730,  Böder, 
KaliimdiC  IE,  §5  ff.  Aneh  Stahl  giebi  in  seinen  ErSrteruDgen  Ober  das  Recht  der 
Per&on  (Philosophie  dsiBochts,  II.  1,  .3.  Aufl..  S.  :U2  ff.)  kaum  mehr  als  hier  und  da 
eine  Bemerkung  über  die  wirtbschaftlicbcn  Freiheitsrecbte  (z.  B.  8.  320).  Den  prin- 
cipiellen  Mangel  der  Kant 'sehen  Kecbtslohre  hat  Ahrens  in  der  Kürze  gut  dar- 
gelegt im  Artikel  Kant  im  StaatswOrterbuch,  V,  47:<  ff.,  womit  zu  rergleichen 
dcsseibcfi  Sclirifthteliers  Charartoristik  der  Krause' sehen  Rechtslehre,  ebenda  VI.  46. 
Das  liier  Gesagte  lässt  sich  auf  die  Lehre  Ton  der  richtigen  wirthscbaftlichen  Freiheit 
ud  von  der  Eigenthnasordnonf  sehr  got  anwendeB.  Auch  in  neaesten  Werken  Ober 
Bochtsphiloeophie  ist  die  social«!  Auffassunj;  der  persönlichen  Freiheit  und  dor  daraus 
»bsoleiteodeo  Rechte  noch  wenig  zu  hnden.  wenn  auch  der  einseitig  indiriduaüstische 
Doctrinarismus ,  mit  dem  die  Früheren  solche  Fragen  behandelten ,  einer  etwas  mehr 
hürtorischen  Auffassung  weicht  Das  gilt  sogar  von  einem  so  ausgesprochenen  lodi- 
ridoalisten  wie  Lassen  Rechtsphilosophie,  Berlin  1882,  §.  49).  Dagegen  ist  der 
sociale  Gesichtspunct  auch  in  solchen  Fragen  z.  B.  von  P  au  Isen  in  der  ansprechenden 
■nasOToUen  Weise  dieses  Anten  f  ertreten  (siehe  s-  B.  Ethilt,  8.  Anl.  1894,  II,  264  IT. 
Uber  die  Eheschlicssangsfrciheit).  Wesentlich  indiridualistisch  stehen  Minner  wie 
J.  St  Mili  und  iL  Spencer,  ron  denen  indessen  doch  selbst  jener,  hier  deutlich 
naler  dem  Einllais  seines  MaJthos  sehen  Siandponett  In  der  Ber9lkerangs£rage,  Be- 
schrinl^ungen  in  der  Ehefreibeit  duoh  den  Staat  niebt  unbedingt  renrirft  (on 
liberty.  ch.  5^. 

Die  Werke  über  positivet«  Staatsrecht  (Verfassungs-  und  Vcrwaltungsrecht) 
nmd  Aber  Bechtsgeschichte  (dealscbe)  betrachten  gevAhnlich  die  unten  in  §.47 
dnrgelegten  winhschaftlich  wichfiu'»'n  Consoquenzen  dieses  Princips  der  persf'nli'-lien 
tt^hdt  ohne  Weiteres  als  nothweudige  Gonsequenzen  dieses  Princips,  und  demgemäss 
elM  Besehrtnknng  der  «inielnen  Prslbeittiecbte  ab  diesem  Princip  zuwidere  Be- 
sduinltungen  der  Freiheit,  ohne  si<  it  ihrem  Standpuncte  gemäss,  weil  sie  de  lege 
lata  und  niilif  de  lege  ferenda  handeln,  weiter  auf  das  FUr  und  Wider  solcher  Be- 
schrinkuügcii  einzulassen.  £s  ist  für  die  Gesammtauttas^ung  dann  nur  bezeichnend, 
welche  einzelne  Consequenzen  die  Autoren  aus  dem  Princip  ziehen  und  wie  sie  sie 
formoliren.  da  das  positive  R(>cht.  z.  B.  die  Verfassun^iirkunden,  hier  doch  der  Auf- 
fassung meist  einen  freien  Spielraum  lässt.  VgL  Zacharii,  Deutsches  Staatsrecht. 
2.  An^e,  §.  89,  beeonders  t  248,  namentlich  r.  BOnne,  prenssisohes  Staatsrecht. 

Auflage,  I.  2,  §.90 — 92,  &48£,  „ron  den  einzelnen  aus  der  (verfassungsmässii: 
gew&hrteo)  Freiheit  der  Fenon  entqiringeoden  Rechten",  als  welche  hier  aus  dem 
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Prim-ip  Froi/ilgiskeit  und  freie  Wahl  des  Aufenthaltsorts.  Auswaiiderungsrccht  und 
Irtiie  Wahl  von  Beruf  und  tiewerbe  abgeleitet  werden.  Wesentlich  ebenso  derselbe 
Verfiwter  in  aeioem  Staatsnebt  des  DeatiobeB  Betcha,  2.  Auflag» ,  1876.  l.  110. 
Vgl.  auch  die  positiven  Bestimmungen  der  VerftMWMigsurkunden  tlber  diese  Frei- 
heitsrechte, u.  A.  in  den  genannten  Werken,  nebet  den  bezüglichen  Aasfahinogs- 
gesetzen.  angeführt.  —  Siehe  ferner  v.  Holtzendorff  in  dessen  Encyclopldie  der 
Recbtswissenschaft,  Ahhand'ung  das  Vcrfassun^^srecht,  1.  Auflage,  I,  664.  Laband, 
(Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  1.  Auflage.  I.  Tubingen  lS7fi)  hat  auch  hier  eine 
von  V.  Könne  abweichende  Auffassung  und  Behandlung  {ygl.  1,  §.  15).  Ihm  sind  die 
indiridneUen  Freibeitarecbte  keine  Bechte  im  aabjectiren  Sinne,  sondern  Becfataaitze 
des  objectiven  Rechts  und  damit  Schranken  fi)r  die  Staatsgewalt  (älinlich  v.  Gerber. 
Seydel  u.  A.).  Doch  ist  diese  Auffassung  nicht  allgemein  vertreten.  Siehe  hiertlber 
Georg  Meyer,  Dentscbea  Staatsrecht  (I.Auflage,  Leipzig  1865).  S.  643.  Er  unter- 
scheidet vier  Arten  „individueller  Freihcitsrochte",  darunter  als  Kummer  2  „die  Frei- 
heit der  pcrbönlichen  und  wirthschaftlichcn  Bewegung"  und  zwar  Froizileiirkeit  im 
Sinn  von  Auswauderungsfreiheit .  desgleichen  im  Sinn  der  freien  Niederlassung, 
Gewerbefreiheit,  YerÄdic^niigefreiheit.  Näheres  derselbe  Yerfaaaer  in  seinem 
Verwaltungsrecht  (Leipzig  1SS4),  2  Bände.  Löning-,  Deutsches  Verwaltungsrecht 
^Leipzig  1884),  §.  58  |,dem  Staate  principiell  die  Berechtigung  zugeschrieben,  durch 
gesetzliche  Beschrftnknngen  der  penttnHchen  Freiheit  auf  die  Bewegung  der  BeTOtteraog 
einzuwirken,  soweit  der  Einfluss  dieser  Bewegung  auf  das  gesellschaftliche  und  staat- 
liche Leben  schädlich  und  ffcfährlich  ist.  Die  Gesetzgebung  habe  vielfach  geschwankt 
und  sei  erst  neuerdings  zu  einem  Abschluss  gelangt.)  Material  und  Darstellung  des 
Rechts,  selten  mit  principiellen  Erörterungen,  regelm&ssig  in  den  Werken  ubcrSteals- 
und  Vcrw:iltungsrecht.  Si'-h''  auch  die  bezüglichen  Aufsätze  unter  den  Schlagwörtern 
in  dem  Staatsloxikon ,  Staaiswörterbuch ,  im  Uandwörterbuch  der  Staatswissenschaften 
und  in  r.  Stengel*8  WOrterbncli  dea  Yenraltnngsrechts,  zugleich  für  weitere  LitteiMor. 

Mehr  als  in  der  eben  geDMiDten  liCteratar  ist  eine  kritische  Prtlfong  der  einzeln«! 
wirthschaftlich  wichtigen  Freiheitarecbte  des  Individuums  in  den  Werken  über  all- 
gemeine Staatslehre  und  (theoretische)  Politik  zu  erwarten.  Allein  eine  der- 
artige Prüfung  aUgemelnerer  Art.  wo  die  einzelnen  Rechte  sämmtlich  näher  und  im 
I  rsranijchen  Zusammenhange  betrachtet  werden,  fehlt  bisher  meistens  noch.  Die  Er- 
klärung liegt  wohl  in  zwei  Umständen,  einmal  in  der  auch  hier  noch  zu  ausschliesslich 
TOTwaltenden  Bebandlnng  aolober  Fragen  ana  dem  Preibeitaataadpiuicl«  dea  Indifidinina, 
statt  gleichzeitig  aus  dem  Standpunctc  der  Interessen  und  PofltiilaAe  der  Gemeinschaft : 
sodann  in  der  vorherrschend  deductivcn  Behandlungsweise  aller  solcher  Fragen ,  statt 
der  inductiven,  welche  mindestens  ergänzend  und  modificirend  daneben  hergeben  muss. 
Die  Entschuldigirog  für  dieses  einseitige  Verfahren  z.  B.  bei  der  Behandlung  so  schwer 
wiegender  Fragen,  wie  der  Freizügigkeit,  liegt  freilich  gegenwärtig  noch  nahe:  die 
möglichst  freiheitliche  Fassung  der  bezüglichen  Rechte  ist  meist  noch  jung  und  die 
Wirkungen  laaaen  aich  nooh  nicht  immer  an  genflgendem  atatittiachen  Material  und 
an  sonstigen  Th:itsachcn  prüfen.  Doch  verschwindet  letzterer  Mangel  täglich  mehr, 
besonders  durch  die  Ausbildung  der  Ortschafts -Bevölkerungsstatistik.  Die  bisherige 
Behandlung  solcher  Puncto  genügt  daher  noch  nicht,  z.  B.  bei  r.  Holtzendorff, 
Politik,  besonders  9.  Kapitel,  passim,  besonders  S.  262  (neben  sehr  richtigen  Be- 
merkungen über  die  Wirthschaftspolitik  S.  259),  R.  y.  Mo  hl,  Politik  11.  567  tt.  (zu  cin- 
aeittg  für  die  freie  Bewegung,  trotz  des  sonst  meist  in  solchen  Fällen  so  richtigen 
Standpuncts  dea  Verfaaaera  nnd  trotz  der  richtigen  Bemerkungen  8.  668).  Eacher, 
Politik  II,  §.  7  fr.  Am  Richtigsten  noch  Rluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht, 
2.  Auflage,  U,  47611.«  489,  wo  z.  B.  das  Recht  der  freien  Niederlassung  nicht  als 
indiddiiMles  FMbeilareclit  anfgetot  wird,  weil  die  Oemeiiiichaft  bd  der  Regelung 
der  Frage  betheiligt  sei,  weshalb  sie  daa  Rocht  haben  ntlaee,  bei  der  Featatellonif  der 
Bedingungen  ihr  Interesse  zn  fragen. 

In  einzelnen  Thailen  der  Politik,  besonders  in  der  Bcvölkerunga- 
politik,  z.  R.  binaichtlich  des  EheschliessungaTochta  und  in  der  Politik 
des  Armen  Wesens  hinsichtlich  dieses  Rechts  nnl  des  eng  damit  zusammenhängenden 
Rechts  der  Niederlassung,  ist  die  Forderung  einer  concreten  Behandlung  solcher 
Fragen  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit  nnd  demgemias  die  Fordoronf  der 
Prüfung  einer  bestimmten  Fassung  der  einzelnen  hierhergehörigen  Rechte  an  den 
Wirkungen  der  letzteren  auf  die  Gemeinschaft  ^raschere  und  langsamere  Yolkarer- 
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idiag«  Ertliche  Yenheilang  der  Bevulkeraog,  Zahl  der  uotihelicbeu  (ieburtea,  Zahl 
li  Art  der  Armen  v.  s.  v.)  Mit  lange  ablieh.  Gewiss  nur  zun  VorCheil  der  nn- 

eSugtüia  viiiseasehnftlichen  Beurtbcilung  dieser  Rechte  and  der  Gestaltung  der 

i:t(T(?:i  ii:\nac}i.    Die  abstracte  Bcweisfuhrutiitf  mit  axioinalisch  anjreiionimoiien 
esiiiüth  Mcusi  henrecLtou  ist  zwar  neuerdiugs  auch  in  die  Bohaiidluu^'  der  be- 
likerao^tspolitischea  und  Annenfragen  eingedrungen,  z.  B.  in  der  einseitigen  Reaction 
:'^n  ..Malthusianismos",  aber  noch  niouials  mit  dauerndem  Krfuljje.    Die  Litteiatllf 
■:he  iu  den  Specialabscbuitten  und  iu  der  fulü^eadeit  Kategorie  von  Werlieit. 

Oliue  Zvcifel  am  Wichtigsten  ist  wenigstens  für  einen  grossen  Theil  der  Fra^^on, 
Jche  die  wirtbsohaftlicben  Conseqnenzen  der  Baebtsordnung  der  pcrsöulicheit  l  rei- 
;f  befroffea.  die  Littcratur  über  innere  Verwaltu  ntrsl.-hre  (zum  Tiioil  ub-  r 
•iizei visäcnschaf  t  im  älteren  Sinn).  Den  grossen  l  urtachritt  gegen  alle  Früheren 
t  hier  L.  r.  Stein  in  seiner  Tefwaltongslehre  gemadit,  nnmentlich  in  seiner  Letire 
1  ßerflJlerangswesen  und  dessen  Verwaltunjj,  in  seiner  BerOllteniDgspoIitik  und 
ölkeraogsordnaug,  hinsichtlich  welcher  letjteren  AuMirUcke,  wie  bei  anderen 
iin'sdien  Terminologien,  nbweichende  Anflktsnngen  etlnnbt  sein  werden;  rergl. 
▼aittugsiebrc  (das  ältere  grössere  Werk»  II,  106 ff.,  auch  fUr  die  Darlegung 

fnlher<n  B-haiidlung  der  Bevi*»lkerunffslehre  in  der  Wissenschaft.  Handburli  iJcr 
Tiltoiipichre.  I.Auflage,  S.  57  —  81,  3.  Auflage.  11^  HOÜ.,  (33  U'.  Ferner  H. 
Wer,  Lehrbuch  des  Yerwaltnugsrechts,  besonders  Buch  1,  Erlanu^en  1872.  Buch  1 
sosenrecht,  u.  A.  au??o/':'irlinet  durcli  rrirhe  und  sorgfältige  LitdTUurtiacliwfis«' 

fieJege  aas  der  Gesetzgebuog.  namcutlich  der  deubchen  particularstaatlicheu, 
af  Mer  für  die  BpeciaUitlentor  rerwiesen  wird.  Mehl 's  Polizei  Wissenschaft 
•r  Iii  diesen  Puncten  noch  sehr  wenig  nnd  (lorstner  in  seiner  Bevölkeruiiirslehrf, 
zbarg  ist'A,  berührt  diese  von  mir  als  „Be?&lkeruogsordnung"  (ron  Stein  ab 
ilkerungspolitik)  zusammengefassten  Fragen  des  BerOlkeruugswescns  nur,  soweit 
m  Bedcutuiig  für  die  Zahl  der  Bevölkerung  sind.  Siehe  ferner  Löning's  Ver- 
ngirecfat,  derselbe  in  der  Abliandlun«;  Armenwesen  im  Scliunberg 'sehen  Handbuch 
Pmitischcn  Oekouomie,  Band  III,  und  ebenda  Scydei  in  der  Abhandlung  Sicher- 
poÜMl,  benoaders  Hammer  V  (3.  Anflage,  8. 898  IT.).  —  Littoratar-Nach weise  fftr 
«oelnen  persönlichen  Freiheicsrcchte  siehe  unten  in  den  sp&teren  Abschnitten. 

Für  di<-  formelle  Behandlung  des  Folgenden  und  für  das  Maass  des  Kinjrebens 
die  eiozclxieu  Fragen  der  Betrölkcrungsorduung  in  der  PuIitisclR-n  Uekunomie 
avpt  und  in  dieser  Qrandlegang  ^edell  siehe  die  Bemerkung  unten  in  §.  59, 
Tend  di<:-  Erörterungen  tiber  die  socialen  Freiheitsreclite.  Es  liegt  hier  ein 
([cbiet  der  Politischen  Oekouomie  und  der  Inneren  Verwaltungsichre  vor. 

].  _  g.  44  [316].  Das  Freibeitspostalat  als  volks- 
thscbaftliche  Fordernng.  Die  Anerkennung  der  persOn- 

en  Freiheit  aller  Menschen  im  Staate  entspricht  wenigstens 
der  An  sc  ha  Illing'  der  luodernen  Cidturvölker  allein  dem  sitt- 
3  Wesen  des  Menschen  und  ist  lUr  das  Zusammenleben  eine 
iuiläts-  und  Cultuiturderung  ersten  Hanges.  Der  im  \'orau8- 
iden  geftlhrte  Nachweis,  dass  sich  diese  Forderung  wesentlich 
nter  dem  EinHuss  ökonomischer  Motive  uud  Gesichtspuncte 
lülien  pflegt  und  dass  sie  gleichzeitig  eine  hochwichtige  üko- 
icbe  Forderung  selbst  ist,  hat  eine  ungemeinere  Bedeutung 
ie  richtige  Würdigung  des  wirthschaltlichen  Lebens  und  der 
sisebaft  von  demselben,  der  Politiscben  Oekouomie.  Unver- 
»ar  tritt  bier  die  Uebereinstimmnng  wirtbsobaftlicber  Einsel- 
rolkswirthscbaftiiober  Gesammtinteressen  noter  emander  nnd 
en  höchsten  Hnmanitätsinteressen  hervor. 
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Der  Natiouaiökonom  und  insbesondere  aach  dorjenigo  aas  der  Schule  des  uko- 
nomlscheB  IndividiiftlismvB  und  Llbenlltmiis  darf  darmof  mit  besonderer  Genogthuantr 

hinweisen.  Die  Beseitigung  der  Sclavorei  bei  christlichen  Völkern  in  den  Colonieen 
der  Neoen  Welt,  die  Unterdrückung:  des  Sclavcnhandels,  die  Aufhebung  der  letzten 
lieste  von  Onfreibeit&verbältnissen  und  der  Frohnden  in  West-  und  Mitteleuropa,  die 
Emanoipation  der  Leibeigenen  in  Russland  ist  unter  dem  Beifall  und  auf  das  Ver- 
langen der  Nationalnküiiomie  mit  erfolgt  and  mit  den  trifUgsCea  wirthsclutftlicben 
ürttodea  unterstützt  worden. 

Die  ,,perBOnliche  Freiheit"  ist  aber  KaoHohet  eio  formales 
RecbtBprincipy  dessen  soeiale  nnd  wirthsehaftliehe  Wirknog 
▼OD  dem  Inhalt  nnd  Umfang  abhttngt,  welcher  diesem  Princip 
im  Rechte  gegeben  wird.  So  wenig  die  „Unfreiheit*'  etwas  nach 
Inhalt  nnd  Umfang  ein  fttr  allemal  begrifflich  Festes  ist,  ebenso- 
wenig die  persönliche  Freiheit.  Die  Freiheit  ist  daher  ancb  anf 
dem  wirthscliaftlichgn  Gebiete  „kein  Axiom",  sondern  eiu 
Problem  (G.  Cohn).  Die  Geschichte  zeigt  dies  in  dem  Process, 
welchen  die  Unfreiheit  und  die  Freiheit  dnrcblaufen.  Jedes  Volk 
und  fast  jedes  Zeitalter  eines  Volks  hat  einen  veränderten  Zustand 
der  Unfreiheit  und  der  Freiheit,  und  hat  dann  auch  einen  anderen 
Begriff  und  selbst  ein  anderes  Ideal  der  Freiheit. 

In  der  gesehichtUchen  £ntwiciLlnng  der  pergtfnliohen  Freiheit 
offenbart  sieh  der  Einflnss  jener  oben  erw&hnten  beiden  Principien, 
welche  nm  den  Sieg  ringen,  besonders  characteristtsch:  des  Principe 
der  möglichsten  Selbständigkeit  des  Individaams  nnd  des  anderen 
Principe  der  Beschränkung  dieser  Selbstilndigkeit  nach  Interessen 
nnd  Zielen  von  Gemeinschaften,  des  Individoal-  nnd  des  Social- 
princips,  des  Individualismus  und  des  SocialiRnius  (I,  §.6,  oben 
§.  24).  Je  mehr  das  letztere  Princip  in  Geltung  steht,  desto  „be- 
schränktere" persönliche  Freiheit  des  Individuums  und  umgekehrt. 
In  der  Geschichte  der  mudernen  Culturvölker  kommt  diese  ab- 
solutere Freiheit  wenigstens  in  der  Sphäre  des  privatwirthschaft- 
iichen  Systems  und  des  damit  in  enger  Verbindung  stehendeo 
Privatrechts  zu  immer  grösserer  Anerkennung.  Die  früheren 
Beschränkungen  dieser  Freiheit  dnrch  die  Gemeinschaften  der 
Familie,  des  Geschlechts,  des  Stamms,  des  Volks,  des  Standes» 
des  Berufs,  der  Gemeinde,  des  Staats  n.  a.  m.  sind  immer  mehr 
fortgefallen.  Als  sogenannte  nothwendige  Conseqnenzen  der  per- 
sOnlieben  Freiheit  sind  im  Rechte  eine  ganze  Reihe  von  einseinen 
Rechten  des  Individuums  cur  Geltung  gelangt,  wodurch  das  all- 
gemeine Princip  der  persönlichen  Freiheit  erst  seine  allseitige 
practische  Bedeutung  gewonnen  hat. 

Es  ist  nun  zu  untersuchen,  welche  Stellung  vom  wirth- 
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cbtftlieben,       b.  yom  einzel-  und  volkswirthBcbafUicben 

[aiidpimcte  aus  zu  der  Frage  vom  Inhalt  und  Umfang  der 
ersüüiichen  Freiheit  einzunehmen  oder,  mit  Rücksicht  auf 
as  sociale  Zusammenleben  der  ja  nicht  isolirt  für  sich 
eilenden  Individuen  ausgedrückt:  welche  gesellschaftlich- 
ifthschaf tliche  (socialökonomiscbe)  Bevölkeraugs- 
rdouDg  zu  geben  ist 

LeUtttM  —  diesen  Ansdrack  also  hier  in  eiiu  tn  ^anz  Quifasüenden  SiBOe  aod 
ras  aaden  als  toh  Stein  (Verwaltangsichre  II.  lüGli.)  genommen  —  heisst  hier: 
reloof  der  einaeliian  ans  der  {Misönlichen  Freiheit  abgeleiteten  Rechte  der  Indi- 
öea  mit  BOcWcbt  auf  das  Tolkswirtbschaftlicho  Zusammenwirken  and  das  gesell- 
aftlicbe  Zosammenlebcn  der  die  Berölkeran^  des  Volk^wirthschafiägebieta  bildenden 
Üridnen  und  Familien.  Oder,  um  einen  älteren  bekannten  rechti>pbilosophischen 
idnel  za  totnchen:  Regelaog^  jener  Hechte  der  Indiridven  nach  den  Anforderungen 
Maxime  volkswirthscliaftlichcr  und  sorinlcr  rocxi^f'-n/..  Die  Vcrhälinisse  im 
iersen  System  der  freien  Coacaireiu  sind  dabei  besonders  ins  Auge  zu  fassen 
$.S08— 328). 

11  —  45  [217].  U  n  um  schränkte  individuelle  Fr  ei- 
lt als  ForderaDg  der  liberalen  Volks wirtbscbai'ts- 
ire. 

Die  persönliche  Freibeit  in  dem  atomistisch-individualistiscben 
De  möglicbster  Unnmscbrän kt b e it  des  Einzelnen  ist 

den  modernen  Völkern  einerseits  ein  Product  Jabrbnnderte 
iger  gescbiebtlicber  Entwieklnng. 

Sie  ist  Torbereitoc  vorden  doreli  die  allmilige  aaa  mancheriei  Tenchiedenaitigen 

i  n  erfolgende  Zanetzung  und  Auflösung  der  alten,  beschränkendcu  Gomeirk- 
fb^jande  der  Geschlechtsordnung,  der  ständischen,  der  Beru&ordnungen  (wie  der 
m  Agrar-  und  tiewerbeverfassungen) ,  des  Gemeindewesens  n.  a.  w.,  ohne  dass 
Üese  zexfallftoden  OidaiuigeD  oDd  Bude  ein  Enatz  eintrat 

Die  persönliche  Freiheit  in  diesem  Sinne  ist  Jedoch  andrerseits 
Product  der  neueren  und  neuesten  Zeit. 

Erst  hier,  d.  h.  in  der  Ilauptsarho  in  d-  n  1-t/ton  drei  bis  vior  Mon>rh<'iia!fcrn 
bid  in  die  letzten  Jahrzehnte  und  Jahre  hinein,  ist  sie  absicbüich  herbeigeführt 
conseqnent  ansfeUldet  vorden.  Kit  Bewnsstaein  irorden  jetzt  die  alten  Ge- 
••baft>örtliinng:en  mit  ilirrii  ilas  Itidivifliiiiin  narli  TnfrroHscn  und  Zielen  von  (le- 
chaften  mehr  oder  weniger  beschränkenden  Satzungen  vollends  beseitigt.  Uft 
*Tmäch  um  noch  mit  den  letzten  derartigen  Resten  an&orinnien.  In  bewosster 
kt  nnterblieb  eine  Reform  oder  vollends  ein  Neubau  dieser  Ordnungen.  Auf 
•"iDgeschlaj^enen  Wege  wird  gegenwärtig  norh  vielfach  weiter  geschritten  in 
fäileo .  wo  etwa  iiO(  h  nicht  sammtiicho  Gonäequeuzen  des  absoluten  Frciheitä- 
fs  im  Beebto  zar  (icltung  gelangt  sind.  Der  leitende  Gesichtspunct  bei  diesem 
r-^n  und  negativen  Verhalten  aber  war  und  ist  der,  dem  Individuum  so  auch  im 
'ChafUichen  Verkehr  zu  seinem  ..naturlichen  iiechte"  zu  verhelfen.  Hierin  liegt 
itendkied  t<ni  froheren  Vorgängen,  wo  etwa  die  StaatSfewalt  in  ihrem  politischen 
»^fflu  auch  nicht  immer  klar  bewusst.  im  volk^wirthschafilichcn  Int«  r<>s,se  andern 
oichaftslireise  und  die  daraus  für  das  Individuum  henorsrchenden  Beb<  hränkougea 
'fliehten  beseitigt  hat.  wie  seit  dem  16.  und  mehr  noch  und  consequenter  fiel- 
■  17.  und  1 S.  Jahrhundert,  als  sie  die  politisch-ständischen  und  bemftFStftndischen 
igen  brndfc  oder  schwAchte,  in  das  Zonftwesen  eingriff,  die  commnnale  Selb- 
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ständigkeit  hcrabdrilckte  u.  s.  w..  als  die  „stadtwirthschaftliche"  in  die  tcrritorial- 
uud  btMtäirirthschAftliche  Phase  hinüber  gefuhrt  wurde,  im  Zeitalter  des  iu  Praxi« 
und  Th«ori6  hernehenden  MercantiltTBtems  (I,     150,  151). 

Die  leitenden  Gesicbtepuncte  der  Theorie  sind  durch  die  neuere 
Philosophie  eingegeben  und  dureb  wirtbschaft liehe  Er- 
wägungen nntersttitzt  worden.  Letztere  sind  in  der  Lehre  der 
Physiokraten  and  A.  Smith's  in  engem  ZaBammen* 
bange  mit  und  stets  beeinflasst  dnreh  diese  Philo- 
sophie in  ein  System  gebracht:  dasjenige  der  „Theorie  der 
freien  wirthschaftlicben  Conenrrenz''  oder  des  Öko- 
nomischen Liberalismus  und  Individualismus,  der  britischen  Oeko- 
nomik,  unter  welchen  Aosdrttcken  man  wohl,  unbeschadet  der 
einzelnen  Abweichungen,  die  Lehre  der  Physiokraten  und  A.  Smith's 
als  ein  in  den  liauptpuncten  einheitliches  {System  zusammenfassen 
kann,  wie  wir  es  schon  im  ersten  Tbeile  dieses  Werks  gethau 
haben  (i,  §.  1). 

Wie  sehr  gerade  die  physiokratischc  und  alsdann  die  Smitirsche 
Natioaalökoaouiie  dem  Bodeu  der  Püiioüopbie  ihrer  Zeit  eatsprossea  s>iud  und  in 
vieler  ffindcht  nar  AnvendaD^n  tUgemeincr  philusophischer  Lehfoi  Uber  dts  Indi- 
viduum und  seine  „natürlichen  ßechto''  auf  das  volkswirtbschaftlicbe  Gebiet  darätellen, 
ist  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  von  Seiten  der  Nationalokonomen  zu  vkenijr  anerkannt 
worden,  obgleich  es  nicht  schwierig  nachzuweisen  j^t  tiiuI  niemals  ernstlich  bestritten 
weiden  konnte.  Die  Anerkennung  dieses  y6r]illtn]>>(-s  wurde  anch  namentlich  nur 
versagt,  tim  die  alsdann  nothwcn ^li^'^e  Consef|uenz  nicht  zuzutrestelien :  dass  die  bis- 
herige Nationalökonomie  an  deasclbeu  Uroudgebrechea  leide  wie  die  Philosophie,  der 
f!e  entsprangen  iBt,  an  fitbchem  oder  einseitigem  IndifidaaUsmon  nnd  Atomiiinnt,  an 
der  Annahme  ganz  unsicherer  Axiome  eines  aj  riorisch  constniirten  NnUurechts  Q.  s.  w. 
Ein  solches  Zugeständniss  hätte  dann  wieder  zur  Anerkennung  der  bloss  relativen 
Giltigkeit  der  nationalökonomischen  S&tze  geführt  und  davor  scheute  mau  zurück. 
VoTgl.  auch  hier  die  tretiliche  Ausführung:  von  Ahrens  über  Kant's  Rechtsphilosophie. 
Staatswörterbuch  V,  471.  worin  die  Verwandtscbaft  dieser  letzteren  mit  den  (Jrund- 
«nscbaaangen  des  Suithianismas  hervortritt.  Siehe  ferner  u.  A.  Hildebr&nd, 
Kational-Oekonomie  I,  27 ff.;  Knies,  PolitiRcbe  Oekonomie,  1.  Anfinge,  paasim.  &  17 ff., 
147  11.,  178  11'.;  Kautz,  Cie.schichtlichc  Entwickluni;  der  National-l  lekonomic,  §.  54.57, 
5UiI.,  t>0 — 6U,  besonders  67;  Koscher,  Geschichte  der  Natioual-Oekonomio,  §.  13511.. 
besonders  S.  595.  Im  Allgemeinen  namentlich:  U.  R Osler,  ttber  die  Grandlehren 
der  Smith'scheu  Volkswirthschaftstheorie ,  2.  Auflage,  Erlangen  1871.  besondere 
Kapitel  1.  Auch  K.  v.  Mohl,  Gesdiicliie  der  Staatswissenschaft.  III,  29iJ  ff.; 
Schmoller,  Grundfragen,  Kapitel  2  und  3;  Ucttner,  Littcraturgeschichte  I,  370, 
Brannschveig  1S56:  Eisen ha,rt.  Geschiebte  der  Nationalökonomie,  2.  Anflafe, 
2.  Buch,  „kritisch  liberale  individuali^tiM  bc"  rcriode,  S.  26  fr..  Inirram,  Geschichte, 
Uber  das  „System  der  natürlichen  Freiheit",  Kapitel  5,  Uebersetzung  S.  92  if.  An 
einer  Arbeit,  welcbe  genaaer  den  Zusammenhang  besonders  des  Snitb'schM 
Werks  und  der  Smidi'sdieu  Schule  überhaupt,  u.  A.  mit  Heracksicbti»;uag  ron  Smith' 
theory  of  moral  sentiments,  mit  der  Pliilosophie  der  Epoche,  bo&onders  mit  Hume, 
Koubseau,  Kant  nachwiese,  hat  es  bisher  gefehlt.  Ein  Versuch  iu  dieser  Kichtung 
ist  Oncken,  Smith  und  Kant,  1.  Abtheilung,  Ethik  und  Politik,  Leipzig  1S77. 
Jetzt  sind  hier  als  treffliche  Arbeiti'n  die  beiden  zusammenhängenden  Schriften 
W.  Uasbach's,  die  allgemeinen  philosophischen  Grundlagen  der  von  Queanay  und 
Smith  begrondeten  Politischen  Oekonomie  (1890)  und  die  Untenachangen  ttber 
Smith  u.  8.  w.  zu  nennen  (1b91).  Auch  die  in  Band  I,  S.7]  der  Grundlegung  ge- 
nannten Schriften  ron  Zeyss,  Schobert  o.  A.in.  gehören  hierher,  sowie  in  Betrcff 
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der  Bedehang^B  zwischen  A.  Smith  und  den  Phybiokratou  die  ebenda  S.  7U6  ff. 
errihoten  Arbeiten  von  v.  Scheel  und  f.  Sircrs  ttberTurgot;  auch  Leser  a.a.O. 
oiid  T.  Skarzyofiki,  A.  Smith. 

Dem  radioal  individaalistisch-atomistischen  Oha- 
racter  dieser  Okonomisehen  Lehre,  namentlich  der  extremeren 
Riehtnog  derselben  (^^Manehesterdoctrin")  entsprach  nnr  ein  solcher 

Begriff  der  pefsönlicheu  Freiheit,  nach  welchem  das  Individnnm 
m  öglichst  aul  sich  selbst  g^estellt  war  imd  einer  mügliebst  unum- 
sebrUnkten  Freiheit  genoss,  insbesondere  in  allen  Verhältnissen  des 
\virthschaftlichen  \'erkehrs.  Von  diesem  wirthschal'tlicben  Stand- 
puccte  aus  wurden  demgemUss  alle  jene  alten  Ordnungen  nun- 
mehr [)  r  i  n  c  i  j)  i  el  1  angegriffen,  welche  die  freie  wirtbHiiiaftliche 
Bewegung,  „das  freie  Spiel  der  wirthschaitlicheu  Kräfte",  das  will 
sagen  die  freie  Geltendmachang  des  privatwirthschaftlichen  Selbst- 
interesses des  Individuums  irgend  beschränkt  hatten.  Die  mög- 
lichste Entfesselang  des  Selbstinteresses  warde  daher  als 
Aufgabe  hhigestellt  und  ökonomisch  begründet. 

Diese  Oko&oiafsche  Foiderang  aber  gelangte  ans  zvd  aaderoD  Orttnden  tun  so 
lekkter  wd  volklftndi^er  lor  Geltong:  einmal  weil  sie  ohnehin  durch  die  i^cächicht- 
liche  EntwickluniT  bereits  seit  lange  in  der  Vorwirklichunj:  bepriü'en  war;  sodann 
vcil  die  alten  aul'  üenieinschaftsiuteresscn  bogruudetea  Urduungen  vielfach  wirklich 
rerrottet  gewesen  sind,  nnd  mithin  das  philosophische  Preiheitspostnlat,  velch*.s  rum 
Standpanctc  der  natürlichen  Menschenrechte  aus  gestellt  ward,  nun  auch  dmch 
eminente  NutziichkeitsgrUnde  wirksam  untcrsldtzt  wurde. 

Die  Volkswirthschaftslehre  suchte  zu  zeigen  nicht  nnr,  dass 
jene  die  Freiheit  des  Individuums  besehrilnkenden  Ordnungen  weder 
dem  ElnselneD,  noch  grösseren  Ctemeinschaften,  noch  der  Gesammt- 
hett  des  Volks  etwas  nfitzten,  sondern  dass  sie  omgekehrt  allge- 
mein nachtheilig  wirkten  und  dass  der  Einzelne  wie  die 
Gesammtheit  bei  IVeiester  Bewegung  am  Besten  gediehen.  Je  mehr 
aber  wirthschaftliche,  und  zwar  namentlich  materiell -wirthschat't- 
liehe,  auf  die  Vermehrung  des  Sacbglitcr- Vermögens  und  licich- 
thums  gestützte  Interessen  in  der  Neuzeit  grundsätzlich  zur  Oehung 
kamen,  desto  mehr  musste  wieder  die  mi«^dichst  unumschränkte 
persönliche  Freiheit  des  indiTidaums  als  eine  Voraussetzung 
wachsenden  Reichthums  anerkannt  werden.  Die  in  der  Wissen- 
ichaft  Abliebe  Identificirung  des  einzel-  und  privatwirthschaftlichen 
mit  dem  ▼oikswirthschaiUicben  Standpuncte,  des  Privatreichthums 
Einzelner  mit  dem  Volksreichthum  trug  zur  Verbreitung  dieser  An- 
neht  Doeh  weiter  bei. 

Die  heutige  Gestaltung  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit 
bemhi  daher  yielfMh  mit  auf  bestimmten  Ökonomischen  Ge- 
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gichtspunctcu,  wie  sie  gerade  der  Theorie  der  freien  Gonenrrens 
eigenthUmlich  sind.  Nach  diesen  GesichtepuncteD,  nach  wirklichen 
oder  venueiutlichen  Interessen  der  l'rivatwirthschalt  und  —  mit 
der  ehen  genannten  Begriftsidentiticirung,  —  der  Volkswirthschal't, 
ist  der  Inhalt  und  Umfang  der  persönlichen  Freiheit  in  der  Theorie 
gewöhnlich  vorzugsweise,  öfters  ausschliesslich  festgestellt  worden 
und  sind  die  Consequenzen  davon  auch  in  der  Praxis  im  wirth- 
schaftUcben  Verkehrsrecht  zur  Geltung  zu  briogen  gesucht  worden 
and  groBsentbeilB  zur  Geltung  gelangt,  ~  gelegentlich  mit  be- 
wDSster  Hintansetzang  anderer,  anch  politischer  und  siulicher  Ge- 
sichtspnncte. 

Beispiele  sind  die  ndicale  Freizagigkeitsgesetzgebang,  die  «Jibenle**  Ordnung 

des  "Kin-  niid  Aaswandenin.jrsrechts;  der  ^\'^;:fall  oder  wcnig-stens  di-'  R*^kämpfang 
von  l^etichräukungeD  des  Schaukgewerbes,  des  Gasthaiisgeiirerbcä  überhaupt  and  be- 
senden  desjenigen,  welches  zugleich  gewissen  fiirolen  Vergnügungen  dient  u.  dfl.  m. 

Die  freie  Concurrenz  selbst  aber  gewinnt  natürlich  eine  sehr 
verschiedene  Bedcutini|^,  je  nachdem  die  persönliche  Freiheit,  wie 
andrerseits  das  Eigeutbum,  mehr  oder  weniger  absolut  gel'asst  oder 
beschränkt  sind. 

Davon  hängt  es  we-^oiitlich  ab,  wie  die  Schranken,  welche  Freiheit  und 
Eigenthum  für  die  Priratwirthschaften  im  Verkehr  darstellen,  als  solche  wirksam 
werden  ([,  §.  307,  309).  Die  Concurrenz  kann  in  gewi&iem  Umfange  regaiirendcä 
Prineip  des  privatwirtlischaftlichen  Systems  auch  bei  einer  Tiel  beschrinkteren  persön- 
UcImui  Fri'iheit  und  Eii^t  nihumsordnung  bleiben.  Sie  hat  auch  in  frtlherer  Zeit  bei 
elser  nach  Gemeiaschaft^tiuieresäeu  beächr&nkten  Freiheit  des  Einzelnen,  z.  h.  im 
Zunftwesen,  in  der  älteren  Handelsordnnnir  keinesw^  ganz  gefehlt.  Aber  das 
moderne  System  der  freien  Concurrenz  erhält  eben  i  rst  durch  die  Unumsrhränkt- 
heit  des  Freiheits-  nud  Eigenüiumsprincips  seine  characteristische  Etgenthamlichkuit 
(I,  §.  807  ff-.). 

Je  wichtiger  nun  die  Rückwirkungen  einer  so  unumschränkten 
Freiheit  des  Individuums  auf  das  ganze  sociale  Leben  und  nicht 
zum  Wenigsten  auf  das  sittliche  Wesen  des  Individuums  selbst  sind, 
desto  bedeutsamer  erscheint  wieder  die  Untersuchung  des  Rechts 
der  persöniicben  Freibeit  aus  dem  ökonomischen  Standpuncte, 
weil  dieser  einen  so  wesentlicben  Einfloss  anf  die  Gestaltung  des 
Rechts  der  Freiheit  ansflbt. 

Für  die  auch  hier  mit.spiel^den  psychologischen  Moineiiti-  kann  jeUt 
wieder  vielfach  auf  die  Ausführunsren  in  der  'S.  Auflage  des  1.  Thoils  tiber  die 
Motivation  verwieacu  werden  ^iiuch  1,  Kap.  1).  Das  Vcrhängni:>svoUe  des  neueren 
Rechts  der  Freiheit  im  Wirtbschnftsleben  ist,  dass  dabei  das  erste  wirthschaftttche 
Leitmotiv  des  Vortheils  so  bcMwiders  starke  AnsjKiniiung  eifthrt  und  die  boworcn 
anderen  Leit-  und  Specialuiutive  zurückgedrängt  werden. 

§.  46  [218].  Der  £inflnsB  des  ökonomischen  StandpnncU 
nnterscheidet  sich  von  demjenigen,  welcher  im  Torigen  Kapitel  in 
Being  auf  die  Unfreiheit  nnd  auf  deren  Umgestaltungen  nachge- 
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nesen  wnrde,  voroenilich  dadurch,  dass  im  letzteien  Falle  mehr 
I  n  b  e  w  n  8  8 1  ökooooiiscbe  Motive  zur  Geltung  kommen,  die  ioneren 
reibenden  Kräfte  werden.  Jetzt  wird  dagegen  in  bewvBSter 
Ibeieht  die  penOnliche  Freiheit  auch  mit  wegen  bestimmt  ge- 
rollter Ökonomiseber  Ziele  möglichst  nnnmschrftnkt  ge- 
taltety  in  der  VoranssetziiDg,  dass  dann  diese  Ziele  sieber  erreicht 
forden.  Um  so  nothwendiger  aber  ist  die  Untersacbnng  der  beiden 
•"ragen,  einmal,  ob  denn  wirklieh  diese  Ziele  so  unbedingt  günstig 
indy  nnd  sodann,  selbst  wenn  dies  allgemein  oder  wenigstens  anf 
»estimmten  wirthsehaftlicben  Gebieten  der  Fall  ist,  ob  diese  Folgen 
?irklicb  ans  einer  so  unumschrUnkten  Freiheit  sicher  hervorgehen. 

Die  erste  Frage  ist  im  5.  Buche  des  erj^teu  Tbeils,  besonders 
n  den  Ah.schnitten  vom  inodeinen  System  der  freien  Concurrenz 
ind  dessen  Xachtheilen  (I,  309  ft". ,  31  f>  ff.),  schon  beantwortet 
Vörden.  Es  hat  sieh  dabei  ergeben,  dass  die  aufirestcllten  Ziele 
:eineswegs  unbedingt  richtig  sind,  sondern  wesentliche  Hedenken 
»ieten  und  dass  das  Concurrenzsystcni  aus  volkswiithschaftlichen 
^ie  aus  sittlichen  Gründen  der  Correctur  und  Ergänzung  bedarf 
1,  §.  323).  Schon  aus  diesem  Grunde  erscheint  die  unumschränkte 
>er8önlicbe  Freiheit,  als  Mittel  anr  Erreichung  dieser  Ziele,  gleicb- 
älls  von  dem  Standpnnete  dner  weniger  optimistischen  Auffassung 
iea  modernen  Conenrrenzsjstems  ans  nicht  in  so  dorebans  gttnstigem 
Jchte. 

Die  zweite  Frage  ist  in  jenem  5.  Buche  ebenfalls  sehen  mit 
lehandelt  worden,  und  zwar  gleiebfalls  mit  einem  viel  weniger 
>ptimi8tisehen  Ergebniss.  Sie  kommt  aber  noch  genauer  im  weiteren 
Verlaufe  dieses  Werks  zur  Erörterung.  Es  Ittsst  sich  naohweiseo, 
iass  selbst  das  an  sieb  berechtigte,  wenn  auch  zu  einseitig  in  den 
^'ordcrgruud  geschobene  Hauptziel  des  Systems  der  freien  Con- 
currenz, die  möglichste  Steigerung  der  Production  in  ((uantitativer 
md  qualitativer  Hinsicht  und  die  niöglichstc  Verwohlt'eileriiug  der 
I'roducte  durch  Verminderung  der  natliriichon  Erzeu^uugskosten 
I.  ^.  311,  172),  nicht  durch  blosse  Entfesselun^r  des  „freien  Spiels 
der  wirthsehaftlicben  Krätte*  vermittelst  einer  mr»<i:lichst  ununi- 
echränkten  persönlichen  Freiheit  im  Verkehr,  wobei  die  Gesell- 
schaft in  ihre  Atome  zerfällt,  erreicht  wird.  Vielmehr  ist  selbst 
hierfür  eine  Unterstellung  der  Freiheit  unter  und  eine  rechtliche 
Ordnung  derselben  nach  Gemeinsebafts-  statt  bloss  nach  Individual- 
Isteressen,  oder,  was  auf  dasselbe  hinauskommt,  nach  wirklich 
T  Olks  wirthsehaftlicben  statt  bloss  nach  priTatwirthsebaftlichen 
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Gesichtspnncten  geboten.  AVerden  die  ökonomischen  Ziele  aber  im 
wahren  volkswirthschaftlichen  und  damit  zusammenhängend  im 
socialen  und  humanen  Interesse  berichtigt  nach  dem  Gesiehtspancte 
einer  günstigen  Vertbeilung  des  Productionsertrags  der  Volkswirth- 
schaft  (I,  §.  262  ff.,  269—290),  so  erweist  sich  vollends  die  FordeniDg 
einer  mögliehst  mmmscbränkteii  persOntieheii  Freiheit  anbaltbar. 

III.  —  §.  47  [219].  Die  wirthsehaftlioh  wichtigen 
Consequenzen  des  absoluten  Freiheitsprincips.  Die 
principielle  Formnlurung  und  Postnlining  einer  solchen  Fieiheit  hat 
nun  nach  folgenden  vier  Seiten  zn  Consequenzen  Yon  besonderer 
Wiehtigkeit  fllr  die  Privatwirthschaft  nnd  fttr  die  ganze  Volkswirthr 
sebaft  geführt,  woraus  sich  vier  Gruppen  „individueller  Freiheits- 
rechte" ergeben. 

1.  Einmal  ist  aus  dieser  Freibeit  unmittell)ar  die  weitere 
Forderung  der  persönlichen  Gleichheit  und  zwar  insbesondere 
im  Sinne  der  natürlichen  Gleichberechtigung  (auch  in  Be- 
treff des  vierten  Tuncts,  der  Erwerbs-  und  lierufswahl)  der  Menschen 
überhaupt  und  im  wirthscbat'tlichen  Verkehr  speciell  abgeleitet 
worden  (§.  48—53). 

2.  Sodann  hat  man  dem  Individuum  eine  Reihe  einzelner 
Freiheitsrechte  zuerkannt,  von  zun Ucbst  mehr  socialer,  indireet 
aber  von  sehr  weittragender  wurthschafUicher  Bedeutung:  „sociale 
Freiheitsrechte"  (§.  54-89). 

3.  Femer  ist  eine  möglichst  unamschränkte  Vertragsfrei- 
heit,  was  wenigstens  die  materielle  Seite,  den  Inhalt  der  Verträge 
anlangt,  dem  Einzelnen  eingeräumt  worden,  unter  dem  Einfluss 
der  neben  dem  Princip  unumschränkter  persönlicher  Freiheit  mit- 
wirkenden, ebenfalls  principicll  absolut  zu  Gunsten,  bezw.  nach 
der  Willensbestimmung  des  EigenthUmers  gestalteten  Eigenthums- 
ordnung. 

4.  Endlich  ist  —  gleichfalls  eine  gemeinsame  Consequenz 
einer  solchen  Freiheit  und  eines  solchen  Eigenthumsrecbts  —  auf 
den  verschiedenen  Gebieten  der  güterproducirendeu  Thätig- 
keit,  namentlich  auf  demjenigen  der  Saehgüterproduotion,  dem 
Individunm  das  freie  „Hecht  zu  arbeiten'%  freie  Erwerbs* 
nnd  Berufswahl  zugestanden,  und  —  wieder  eine  Consequenz 
dieses  Hechts  und  ein  Mittel i  es  zu  verwirklichen,  —  das  wirth- 
schaftltche  Verkehrsrecht  für  die  Verhältnisse  des  Grund-  und 
Kapitalbesitzes  und  für  die  grossen  Productionsgruppen 
des  Ackerbaus,  der  Gewerbe,  des  Handels,  der  liberalen  Berufe^ 


Digitized  by  Google 


IMa  GoMeqnenien  des  Frei]i«it»]iriiiGip6. 


93 


1er  niederen  persönlichen  Dienstleistungen  möglichst  freiheitlich 
estaltet  worden:  das  sogenannte  System  der  Freihandels- 
olitik,  leteteren  Ausdruck  hier  als  CoUecti?beBeieluiang  ftlr  alle 
ie  genannten  Gebiete  verstanden. 

Diese  An^gestaltang  des  Freiheitsprinoips  zu  diesen  als  Con- 
eqoenzen  ans  ihm  abgeleiteten  individnellen  F^eiheitsrechten  fthrt 
um  aber  in  weiterer  Conseqneni  aach  an  einem  anderen  Hanpt- 
rindp  des  ganxen  modernen  priTatwirtbsehaftlichen  Systems,  nem- 
ch  sn  demjenigen  der  alleinigen  und  ToUständigen  Ökonomisehen 
elbstTerantwortlichkeit  des  Individonrns.  Wie  wenig 
ieses  Prineip  haltbar  ist,  hat  sieb  nicht  nor  in  der  hiBtoriscben 
ntwicklung  des  Armenrechts,  sondern  auch  in  der  Nothwendigkeit 
er  Anerkenn iiiig  des  (wenigstens  subsidiären)  Rechts  aut  Existenz 
ir  unsere  Zeit  (I,  §.  271,  272)  gezeigt.  Es  wird  naineutlieh  aber 
3ch  durch  die  Würdigung  der  Verhältnisse  und  Einflüsse,  welche 
Qter  dem  Namen  „wirth  seh  ältliche  Conjunctur"  zusanunengefasst 
erden,  zumal  in  heutiger  Zeit  erwiesen  (1,  §.  165—169).  Es  ge- 
iigt,  hier  auf  die  bezüglichen  Ausführungen  im  1.  Theile,  auch 
□f  die  mit  hierher  gehörigen  Uber  die  Organisation  der  Volks- 
irthschaft  (Bach  5)  and  den  Staat  (Buch  6)  zu  verweisen.  Doch 
-ird  die  Frage  anch  im  Folgenden  noeh  mit  berührt. 

Von  diesen  genannten  vier  Conseqnenzen  sind  in  der  Grund- 
ignng  nur  die  drei  eisten  in  ihrer  generellen  wirthsohaftlichen 
iedeatnng  an  nntersnchen. 

Und  xwar  die  beiden  ersten  Dftbcr  in  diesem  Kapitel.  Die  dritte  bioft  mit  der 
Afwitthschaftlichen  Betrachtanf^  der  JEtgonthomsordnung  zusammen  und  ist  durt 

it  zu  bebandeln.  Die  vierte  ronse([Oenz  ist  bi'T  in  ili-r  (jrundle?un(f  nur  anzu- 
tateo.  Bei  ihr  liegt  der  Schwerpanct  der  Untcrsachung  in  den  üpccicllcn  Ver- 
UtBteeo  der  einiebeii  ProdBclioiiigeKiete.  D«filr  ist  auf  die  dritte  HauptabtheUang 
eses  Gesammtwerks,  auf  die  speciclle  odf-r  prartiscbe  Volksvirtbschaftsli-hn',  be- 
•den  anf  deren  2.  Tbcil,  die  Agrarpolitil(  ood  4.  Theil,  die  Geirerbe-  und  Handels- 
tbük,  za  renreiseo. 

Zweiter  Hanptabschnitt. 
Die  Oleiohheit. 

§.  48  [S.  418J.    Vorbemerkungen  und  Litterntar.   Vgl.  f.  Scheel, 

bcorie  der  socialen  Frage.  ISTl.  Auch  Lange,  Arbeiterfrage.  Kap.  2.  S.  105  IT. 
larlo  passim,  besonders  in  den  Erörterungen  über  die  halb- und  gan/communiatiscbc 
thnle,  I,  J,  31Sff.  Schäffie,  Kapitelismui,  S.  1S2  ff.;  Socialer  Körper  I.  197  ff., 
.  1S4  C  („Die  SödiHbeoredker  begehen  meist  den  Fehler,  Freiheit  und  Gleichheit 
I»  ^Principien"  zu  heischen,  oder  sie  in  das  18.  und  19.  Jahrhundert  als  Ideen 
laeinfaiien  za  lassen,  sutt  sie  dynamiitch  za  eriü&ren  und  ihr  geschichtiicbcü  W  achä- 
u»  schrittweise  za  rerfoIgeD.''  Eb.  8.  1S7);  UI,  388  IT.,  V,  8S6.  Oanz  abetiict 
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Aoa  dem  Friucip  der  Kechbgleicbheit  dtidacirt  L.  B  reu  tau  o  in  meiner  „Arbciter- 
vefricbenmg*',  Lsipz.  1879.  Anders  und  richtig  Schmoller«  Grandfrageo,  Kap.  6. 
besonders  die  AusfahrutiKcn  gegen  Trc i tschli e.  —  Zu  vergleichen  sind  auch  rechts- 
philosophiscbe  Krörterangen,  z.  B.  Köder,  Natorrecht  II.  108  Ii'.,  Ahrens,  Natar- 
recht,  II.  46  IT..  Stahl,  Philosophie  des  Hechts  II.  3.  A.,  S.  321  ff.,  331.  Siehe  aach 
Blants«  hli,  Politilc,  Stattg.  1876,  S.  52  ff.  Die  ökonomische  Seite  des  Gleichheib»- 
prinoijis  kommt  in  den  Betrachtangen  der  Rechtsphilosophen  und  theoretischen  Politiker 
mei:>tcus  zu  kun.  Mit  der  Abweisung  der  Vermögensgieicbheit  u.  dgl.  i^t  daä  l'roblein 
ferade  aneh  auf  Monomischein  Gebiete  nicht  eiBohOpft. 

Eine  besondere  Wichtigkeit  hat  dii-  Frage  des  Gleichheitsprincips  filr  den 
Socialisuus.  Bei  dem  absichtlichen  Dunkel,  in  welchem  auch  die  Uaapt?ertreter, 
Marx  ?oran,  die  Frage  der  Regelung  der  Yertheilung  des  Prodactionaertraga  in  der 
«edaHaliachen  Ordnung  belassen,  bei  dem  Wechsel  der  Zielpuncte  dafür  in  den  Pro- 
granunen  (Yertheilung  „einem  Jeden  nach  seiner  Leistung",  oder  „einem  Jeden 
oaoll  seinen  Bcdurfoisseu",  siehe  Grundlegung,  Theil  I.  S.  12b),  bei  dem  rorsicbtigen 
Wechsel  anf  die  Zaknnft,  welchen  Marz  aosstellt  für  die  „VerdieÜaBf  nach  de«  Be> 
diirfnisscn",  wenn  erst  einmal  die  Menschen  sich  im  Socialst.tate  psychisch  und 
elbisch  in  der  erforderlicbcu  Weise  geändert  haben  werden  'j,  kann  man  auch  niemals 
genaa  feststellen,  wie  sie  sich  tnr  EinkommenywdieilaBg  nach  dem  Princip  der 
Gleichheit  denn  eiganUich  stellen.  Man  wird  aber  behaupten  dürfen,  da^s  mindestens 
als  letztes  Ziel  eine  wosentlir  he  (Jicichheit  der  Yertheilung  nur  die  Consequenz  des 
Systems  sein  wurde.  Deutlich  tritt  u.  A.  bei  Bebel  und  auch  allgemeiner  in  den 
practischen  Bestrebangen  der  Socialdemokiatie  die  sonstige  Gleichheits-  nnd  Gleich- 
bercchtigungstcndenz,  so  in  I^etrelT  der  Geschlechter,  auch  thcilwcise  der  Lebensalter 
hervor.  Mitunter  wie  bei  Bebel  in  Betreit'  des  weiblichen  Geschlechts  mit  den  wiü- 
hflhxUfl&slen  «JhisteriMhen**  Erldlnini:ea  der  gedrilcktea  sodahHi  Stellong  und  fehlea- 
deii  Gleiehborochtignng  des  Weibes  (so  in  der  „Frau"  der  rothe  Faden  der  Beweis- 
führong^,  ohne  irgend  genügende  Rflcksicht  auf  die  rein  naturliche,  in  der 
körperlich-geistigen  Organisation  und  der  Function  des  Weibes  begrüudete,  auch  in 
der  höheren  Thierwelt  sich  findende  Inferioritit  des  Weibes,  wie  das  neuerdings 
Zicgier  in  der  genannten  Schrift  (besonders  S.  25  ff.)  wieder  schlagend  nach- 
gewiesen bat.  Yieies  in  solchen  „socialistischen  Beweisführungen"  kann  man  denn 
Mch  nur  ironisch  behandeln  ond  brancht  die  Schlosse  daraas  and  die  Porderaniten 
danach  nur  hinzustellen,  um  sie  sich  selbst  widerlegen  zu  lassen.  Im  Folgenden 
genügt  es,  auf  diese  Dinge  nur  beiläufig  hinzuweisen.  Im  ersten  Theile  ist  nament- 
lich in  Buch  4,  Kap.  2  (Regelung  der  Yertheilung,  §.  269  ff.)  die  Frage  von  der 
Znlissigkeit  nnd  den  Maasse  nni^efoher  ElnhomararerUieUnng  schon  behandelt  wofden. 

1.  —  §.  49  [220].  Die  Gleichheit  als  ökonomische 
Forderung.  Die  Forderung  der  liersönlichen  Gleichheit 
schliesst  vor  Allem  diejenige  derGleicbberechtigung  im  per- 

In  einer  grösserott  Besprechung  des  1.  Theils  meiner  Grundlegung  durch 
einen  jüngeren  socialistischon  Gelehrten.  Conrad  Schmidt  in  Zürich  (Braun's  Archiv 
für  sociale  Gesetzgebung  u.  s.  w.,  B.  YI,  ]b93,  Heft  3  und  4),  wird  meinem  Buche 
m  Allem  der  Vorwarf  gemadit,  Marx  nicht  gebohrand  gewtirdigt  sa  baben,  — 
Schmidt's  Vorwurf  Hesse  sicli  kurzer  dahin  fassen:  „an  Marx  noch  nicht  zn  glauben", 
wie  der  1.  Aullage  meiner  Grundlegung  damals  aus  anderem  Parteilager  der  ühnlicho 
Yorwnrf:  „an  Ä.  Smith  nicht  mehr  zu  glauben^*  gemacht  ward  — .  Ich  nehmo 
beide  Vorwürfe  gelassen  hin.  Maxx  ist  ebensowenig  ab  Smith  eine  ««Bibel"  für 
mich,  wie  er  es  für  diese  jiingeren  socialistischcn  Theoretiker,  die  ganz  nach  der 
Schablone  orthodoxer  Dogmaiikcr  verfahren,  ist.  Die  Stellen,  welche  C.  Schmidt 
gegen  mich  aas  Marz  in  der  oben  berührten  Frage  anfuhrt,  beweisea  nur«  daas  es 
Marv,  ebenso  wie  andere  Socialisfen  immer  gut  verstand,  wenn  man  sie  stellt  — 
auszuweichen.  So  hier  in  fietreü  dos  Hinweises  auf  „Dermaleinst",  wo  mit  „anderen 
Maischen**  ein  Gmndsalz  wie  der  der  Yertheilung  „nach  den  BedQrfnissen**  werde 
4archflihrbar  sein.  Gegen  solche  „Zukunftsmusik"  giebt  es  ja  natürlich  auch  einst- 
weilen keine  niibedingtc,  weil  keine  erfahrungsmässii^c  Widerlcgong.  Aber  ist  diete 
Art  der  Marx,  C.  Schmidt  u.  s.  w.  etwas  Anderes  als  Sophistik? 
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85nlicben  und  wirtbschaftlichen  Leben  und  Verkehr  oder  der 
Gleichheit  des  liechts  für  Alle  in  sich.  FUr  uns  bandelt  es 
sieh  hier  oor  um  die  GoDseqoenzen  des  Gleichheitspriocips  auf 
soeialOkonomisehem  Gebiet. 

Die  Forderung  der  Gleichheit,  insbesondere  des  gleichen  Hechts 
im  wirthsehaftlichen  Concnrrenzkampf  entspricht  einer  indiyidoa- 
listiBch-atomistischen  Volkswirthsehaft,  welche  auf  dem  Grundsatz 
4ier  freien  Conenrrenz  aufgebaut  ist,  vollständig.  Sie  ist  daher 
anch  von  der  modenien  Volkswirtbschaftslebre  principiell  gestellt 
worden,  freilicb  unter  Innehaltung  einer  wicbtigen  Grenze.  Von 
Allen  wird  bier  die  bOchstmügliehe  Kräl'teanspannung  im  eigenen 
und  im  Gesammtinteresse  erwartet  und  dazu  soll  durch  die  freie 
Concurrenz  angespornt  und  genütbigt  werden.  Alsdann  aber  er- 
hrilt  ein  Jeder  den  Antheil  am  Volkseinkommen  und  Volksvermögen, 
welebeu  er  nacb  der  Grösse  und  Art  seiner  Leistungen  ökonomisch 
verdient,  —  den  schlechtweg  «ygerechten  Antheil'^  (I,  §.  313).  Soll 
die  dieser  Auffassung  zu  Grunde  liegende  Fiction  nicht  noch 
schärfer  hervortreten,  als  sie  es  ohnehin  thut|  wenn  nicht  zufolge 
optimistischer  Illusionen  nnbestieitbare  Thatsachen  yerkannl  werden, 
so  moas  wenigstens  ui  allen  Übrigen  Verhältnissen  der  Wirthschaft 
und  des  Lebens,  nur  mit  der  freilich  entscheidenden  Ausnahme  des 
Besitzes,  auch  des  ererbten,  selbst,  namentlieh  in  dem  bezüglichen 
Erweibsrecht,  Besitarecht  und  Recht  der  Berufswahl  und  Berufs- 
aoallbnng  möglichste  Gleichheit  bestehen.  Dies  fordert  die  Ge- 
rechtigkeit, damit  der  Concurrenzkampf  unter  gleichen  Bedingungen 
gefiibrt  werde.  Ungleicbheiten,  welche  nicht  auf  Verscbiedenbeiten 
der  individuellen  wirtbschaftlicbeu  Leistungen  zurllckzufUbren  sind, 
vor  Allem  Rechtsungleichheiten  werden  daber  grundsätzlich  ver- 
worfen: als  ungerecht,  weil  sie  die  Bedingungen  der  Concurrenz 
von  vornbercin  ungleicb  machen;  aber  aucb  als  einzel-  und  volks- 
wirthscbaftlich  nachtheilig,  weil  sie  für  die  Bevorzugten  den  Sporn 
der  Conenrrenz  beseitigen  oder  schwächen  und  so  mathmaasslivh 
die  Leistungen  derselben  zum  allgemeinen  Nachtheil  yermindem. 
Denn  da  nach  der  hier  herrschenden  Ansicht  nur  oder  wenigstens 
weift  flberwiegend  der  Vortheil,  das  wirthsohaftliche  Selbstinteresse 
die  lodiiridnen  m  der  Wirtbschaft  wirksam  antreibt,  die  anderen 
Ifotire  (I,  §.  34)  bei  Freien  kaum  berflcksicbtigt  werden,  so  muss 
folgerichtig  eine  Verminderung  der  Leistungen  angenonmien  werden, 
wenn  in  Folge  von  Bevorzugungen  (Privilegien!)  Jemand  nicht 
ebenso  wie  alle  Anderen  der  Concurrenz  ausgesetzt  ist. 
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Nivellirong  aller  geschichtlich  flberkommenen 
RechtsiiDgleichheiteii  der  IndividiieD,  weDigstens  der- 
jenigen Un^eichheiten,  welche  irgend  denkbarer  Weise  einen  wirth- 
sehaftlichen  Einflnss  ansflben,  wie  Vorrechte  in  Erwerb,  Bemfs- 
wahl,  Besitz,  ist  die  nothwendige  Fordenrng,  zn  welcher  die  Theorie 
der  freien  Concnrrenz  gedrängt  wird.  Diese  Forderung  wird  daher 
in  der  liberal -individualistischen  Nationalökonomie  auch  mit  aller 
Energie  vertreten,  woraus  sich  die  Unterstützung  bekannter  rechts- 
philosophischer und  politischer  Tostulate  der  Neuzeit  auch  wieder 
vom  wirthschaftlichen  8tandpuncte  aus  ergiebt. 

Die  nahe  lici^^ende  weitere  Consequenz,  auch  den  Einfluss  rein 
natürlicher  liDgleichheiten,  vor  Allem  des  Geschlechts,  theilweise 
auch  des  Lebensalters,  möglichst  zn  eliniiniren,  wird  von  dieser 
Theorie  zwar  mehrfach  auch  gezogen,  aber  doch  behutsamer,  mit 
gewisser  Beachtnug  der  historischen  Entwicklungen  und  der  einmal 
gegebenen  natürlichen  Grundlagen  dieser  Ungleichheiten.  Erst  der 
Socialismos  zieht  diese  Conseqnenz  rflcksichtBloser,  dehnt  sie  dann 
aber  sogar,  in  seiner  Weise  folgerichtig,  anf  andere  natürliche  Un- 
gleichheiten, Anlage,  Fähigkeit,  dayon  abhängige  Leistung  mit 
ans,  wie  in  der  Forderung  Hir  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens: 
nicht  mehr  Jedem  naeh  seinen  Ldstongen,  sondern  „dermaleiBSf* 
Jedem  nach  seinen  Bedtlrfnissen. 

Die  Ungleichheit  der  individuellen  Einkommen  und  Ver- 
mögen selbst  hält  dagegen  die  liberal -individualistische  Theorie 
durchaus  fest.  Nur  soll  dieselbe  parallel  den  individuellen  wirth 
schaftlichen  Leistungen  gehen  und  thut  das  auch  der  Annahme 
nach,  wenn  sich  die  Menschen  sonst  im  Concurrenzkampt"  nur  trei 
und  gleich  gegenUbcrstcheD:  die  grosse  Täuschung  der  Schule  und 
der  schwache  Punct,  an  welchem  die  Angriffe  des  Socialismos  be- 
sonders einsetzen. 

II.  —  §.  50  [221].  Bedenken  gegen  extreme  Durch- 
ftthrnng  des  Gleichheitsprincips.  In  einer  Hinsicht  geht 
hier  nun  die  liberale  Theorie  nnr  einen  Sehritt  weiter  anf  der 
Bahn,  welehe  sie  in  der  BekämpAmg  der  Unfreiheit  mit  wirth- 
schaftlichen Orflnden  beschritten  hat  (§.  34  ff.)* 
ähnliches  Verdienst  beanspruchen,  soweit  es  sich  nm  ▼errottete, 
ungerechte  oder  unpassende  Vorrechte,  Privilegien  einer-,  Benach- 
theiligungcn  andrerseits  im  wirthschaftlichen  Erwerb  und,  wie 
immer  mehr  oder  weniger  darauf  rückwirkentl,  in  der  soustigen 
socialen  und  politischen  Sphäre  bandelt.   Das  Princip  der  Gleich- 
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heit  und  der  Gleichberechtigung  enthält  ebenso  wie  das  Princip 
der  persönlichen  Freiheit  für  höher  entwickelte  Völker  die  £rttillaDg 
einer  wichtigen  Uomanitäts-  und  Culturt'ordcrung. 

Der  unbedingten,  rücksichtslos  individaaliatiscben  DarchfUhniDg 
des  Gleichheitsprincips  stehen  jedoch,  und  zwar  gerade  bei  Anf- 
reehthaltnng  des  PrincipB  der  individuellen  Erwerbs-  nnd  fiesitz- 
DQgleicbbeit,  selbst  bei  solchen  VOlkemi  geschweige  bei  roheren, 
gerade  Yom  rem  Tolkswirthscbaftlicben  Standpnncte  ans  erhebliche 
Bedenken  gegeoflber.  Von  diesen  erschemen  zwei  als  die  wichtigsten. 
Einmal  droht  sieh  die  wirthsehaflUebe  Gesellsebaft  zo  atomiäiren 
und  dadurch  vollends  zn  zerfallen  nnd  sodann  verbreitet  sich  die 
falsche  Meinung,  dass  die  „schwächeren"  Eleiueute  (1,  §.  318)  durch 
Gewährung  der  zunächst  rein  tormalen  Kechtsglcichheit  Alles  er- 
langt hätten,  was  sie  brauchen,  um  den  Concurreuzkampf  unter 
gleichen  Bedingungen  auszutechten. 

1.  Die  erste  Gefahr  ist  unläugbar  und  hat  schlimme  Folgen. 
Reinerlei  Solidarität,  keinerlei  organische  Verbindung  mehr,  das 
ist  die  nothwendige  Gonseqnenz:  nicht  „Einer  für  Alle  und  Alle 
(Vir  Einen'*,  wie  es  der  Grundsatz  in  gesunden  socialen  Organismen 
ist,  sondern  nmgekehrt  „Keiner  fUr  Alle  nnd  Jeder  ilttr  sioh'<  wird 
die  Parole.  Die  Theorie  der  freien  Goncnrrenz  scheut  vor  dieser. 
Conseqaenz  ausgesprochener  Haassen  keineswegs  znrttck,  sondern 
verlangt  gerade  bei  ihren  folgerichtigsten  Vertretern  vielmehr  deren 
weiteste  Verwirklichung.  Aber  unvermeidlich  treten  dann  auch  Er- 
acbeinaogen  im  wurtiisebafUiehen  Leben  hervor,  wie  sie  im  ersten 
Tbeile  unter  den  „Naehtheilen  des  Systems  der  freien  Goncurrenz*' 
(1,  §.  316  ff.)  bereits  dargelegt  wurden. 

Zwar  ist  auch  die  liberal -iiidividualistischc  Theorie  in  einer 
Hinsicht  sich  diener  Gefahr  der  Atomisirung  und  Isolirung,  dadurch 
der  weitiMcn  Schwikhiing  der  iin  wirthschaftlichen  Cuncurrenzkanipf 
stehenden  an  siclischon  schwiiclicren  Individuen,  wenn nichtallgemeiu 
bei  allen  ihren  Vertretern  —  gerade  ganz  folgerichtige  ökonomische 
Individualisten  haben  mehrfach  auch  hier  eine  abweichende  Stellung 
behalten  (z.  £.  Prince-Smith)  —  so  doch  allmUlig  hei  den  meisten 
be wagst  geworden.  Man  hat  deshalb  die  Genossenschafts- 
bildnng  gerade  zur  Stärkung  der  isolirt  schwachen  Elemente 
empfohlen,  aber  durchaus  nur  die  auf  freiem  Znsammenschluss 
beruhende.  Dabei  ist  aber  nicht  nur  die  Schwierigkeit  solcher 
freien  Bildungen  unterschätzt,  sondern  auch  die  Leistungsfähigkeit 
derselben  ttberschStzt  worden  (Gewerkvereine  der  Arbeiter).  Und 
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die  neue  Gefahr  eines  Zerfalls  der  Gisclischaft  in  organi>irte 
Interessenverbände  und  einer  geiährlicben  Verschärfung  der  Wir- 
kaugeo  des  Goncurrenzprincips  blieb  unbeachtet. 

Am  Mei>ten  zeigen  sicli  diese  Fulf^fü  bei  der  Durchführuner  <I  -  I'iiiicips  der 
Freiheit  und  (ileichlieit  in  den  uioderneu  üewerbeverfassungcn  auf  der  Hasis  der 
ticwerbefreiheit.  Es  wird  hier  immer  vergcsseo.  dass  alle  Schranken,  welehe  Zunft- 
zwang, (ie Werbegesetz  u.  .s.  w.  bilden,  ,.vor  aUen  Dingen  auch  SchraiiLea  für  die 
volle  Entfaltung  der  Kapitalmacht  sind"  (Lange.  Arbeiterfrage.  S.  60).  Vl'I.  die 
drastischen  Schilderangen  der  Ueverbev'erhältniüäe  in  Aachen  unter  dem  EiuHus»  der 
vedboelDden  Goojiinetar  o.  s.  w.  Ton  A.  Than  (Indostfie  am  Niederrheio,  Leipzig, 
1879,  iMSondan  8.  47  ff.). 

Die  DorcbfUhrang^  des  Gleiohbeitspriocips  hat  ohne  Zweifel 
viele  ToÜBtändig  berechtigte,  im  wahren  Sinne  seitgemttsse  Reformen 
bewirkt. 

So  die  Beseitigung  wirthschaftlich,  finanziell  pririlegirter  Stände,  die  Ucn>tcliung 
aUfemeinar  und  ffMchmSMiger  Besleaenmp  (weni^teas  im  Prlndp,  wenn  aach  noch 
lange  nicht  in  oer  piactiscTien  DurclifühninuO.  die  Aufliebnng  von  Kechtsunglcich- 
heiten,  aach  im  Oabiete  des  wirthschaftlichen  Verkehn>rcchts,  in  Folge  Ton  Ver> 
sdiiedenheiteii  der  Bdigioo,  der  SpTache  und  AVstammong  die  AbachalRiDif  on- 
nOthiger.  unpassender  und  unbilliger  rechtlicher  Beschiftokangen  und  BaDachtlieiUgwig«B, 
welche  das  weibliche  (icsrhlerht  und  wcIcIp-  Classcn  oder  Einzelne  Ton  geringerer 
allgemeiner  und  techni.scher  ^Berufs-)  Bildung  trafen. 

Aber  das  richtige  Maass  in  den  Ketormen  ist  nicht  immer 
innegetialten  worden  und  an  principiellen  Fehlgriffen  bat  es  nicht 
•gemangelt. 

So  wird  z.  B.  ein  so  natürlicher  Unterschied,  wie  der  geschlechtliche 
auch  im  wirthsohaftlichen  Yerkehrsrecht  niemals  ganz  beseitigt  werden  dürfen  und  — 
können.  Die  Hineinziehong  der  Frau  in  jede  Art  des  Concurrenzkampfs  der  £r- 
verlraarbeit  kann  so  ongllnsdge  dtUiche  und  die  ganze  Volksealtnr  betreffende  Folgen 
haben,  dass  die  etwa  günstigen  wirthschaftlichen  Folgen  der  vrilligen  rechtlichen 
(jloich>t<>!Iung  der  Geschlechter  im  Verkehr  nicht  allein  in  Betracht  kommen  dürfen. 
Die  erheblich  günstigere  Criminalfrequenz  des  weiblichen  Geschlechts  i^t  z.  B. 
jedenfalb  aoch  mit  vä  dessen  geringere  Betheiiignng  am  viitbschaftlichen  Concurreaz- 
kämpf  zurückzufahren.  (Vgl.  Quetelet,  phys.  soc.  Brüx.  ISfill.  II.  2ss.  Guerry. 
stat  mor.  de  T Anglet  et  de  France,  1864,  die  meisten  Karten,  W  appaeus,  Ber. 
etat  n,  433,  meine  Geietzm&ssigkeit  I,  Sl,  v.  Oettingen,  Morautat,  2.  Aal.,  611  ff., 
auch  451,  4Sj,  499.  Ebenso  beim  Selbstmord,  siehe  meine  Gesetzmässigkeit, 
I.  23,  II,  13S  bis  142,  272.)  Dgl.  wird  in  den  im  Einzelnen  gewiss  vielfach  be- 
rechtigten, im  Ganzen  aber  sehr  oft  übertreibenden  B^trebungen  für  die  sogenannte 
Emancipation  der  Frau  nur  zu  leicht  Übersehen  oder  unterschätzt.  Die  Uinein- 
XiellDng  der  Frau  in  die  niederen  Arten  der  materiellen  Erw'.Tl)SHrb<'it,  in  die  F.ihrik, 
oder  rollends  in  das  Bergwerk  wird  mit  Recht  als  ein  Überwiegend  ungünstiger  Unter- 
schied  des  modernen  Gewerbebetriebe  im  Vcrgleieh  snm  zünftigen  Handwerk  gelten 
müssen,  Tihnlich  wie  die  Hincinziohung  der  Kiml-Tirlicit  (über  das  Vorwalten  des 
männlichen  Geschlechts  in  der  Zunft  siehe  Stahl,  Handwerk,  I,  42  ff.).  FUr  die 
anbemittelten  Fraaen  der  hoher  gebildeten  Siinde  mag  man  mit  Recht  das  Princip 


Vgl.  übrigens  anten  §.  84  über  Einwanderung  fremdartiger  Elemente: 

was  mutatis  mutandis  unter  Umständen  in  einem  Staate  auch  hinsichuieh  solcher  in 

demselben  bereits  wohnender  Bevölkcrungi^elemente  eelten  kann,  welche  durch  Ab- 
btammung  und  Sitte  sehr  verschieden  sind  (Cliincsen frage  in  Nurdamerica,  Judenfrage 
in  Oateoropa). 
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der  Gleichheit  mehr  durchfuhrca,  iadom  das  „mänaliche  ArboitsmoDopol"  gebrochen 
oder  beschxinkt  wird,  zamel  In  lAndem  mit  grMserer  (meist  die  M&nncr  st&rker 
betreffender)  AosvaDderuug,  anfrQnstigcrcr  Heirathecbanoe  v.  ■»  w.  Das  alte:  est 
■odOB  in  rebuü  vird  aber  trotz  J.  St.  Mill  hi'^r  niemals  zu  vergessen  sein.  Formale 
Gleiehheit  wird  nur  zu  leicht  wieder,  auf  uaturiich-Uugluicbartiges  angewandt,  selbst 
ar  renlen  Dn^eieliheit,  das  req^enoD  noch  viele  männliche  und  veibliehe  Yer- 
froter  der  Fmucnemancipation  gemässigteror  Ki'-litung  leicht.  voIIl-ikIs  unsere  heutigen 
i>odaliäten  von  der  Art  Bebel' 8.  Siehe  Uber  die  hiat  nicht  weiter  zu  verfolfendo 
•J^enfrage**  den  Xoibttti  Ton  J.  Pierstorff  im  HindwOfterbaeh  der  Stnals- 
vinenachaften  B.  KI,  daeelbet  &  660—662  nneh  onfnasende  littentanngaben. 

Die  Bedentniiir  dr-r  A  1  f f rsunterschicdo  wird  vielfach  verkannt,  indem  z.  B.  in 
ftberthebenem  Gleichheitästrebon  die  unreife  gewerbliche  Jagend  sich  mehr  oder 
veniger  eelbsl  oder  bOcbstens  der  annreichettden  elterlichen  An&icht  überlassen 
wird,  wobei  die  sttHicbe  Zucht  und  selbst  die  ordentliche  tcclinische  Aui^biMung  der 
jOnsTt-rcn  Generation  in  die  Brüche  {^eht  (Lchrlinarswescn,  Ilcmbsetzuiiir  <lcr  (irenze 
des  Vüiijahrigkeitütalters;  allgemeine  (ileichsteilung  de:i  mehrfach  biähcr  höheren 
YoUjihrigkeltsalters  auf  21  Jahre  jetit  im  Deutschen  Boich);  von  den  Einwinden 
?egen  (hs  PriiK-ip  des  gesetzlichen  Sc h ii Iz wanL's  jrar  nicht  zu  reden,  durch 
welches  man  ufteis  die  «^'reibeit"  der  Kinder  und  J*Utern  für  zu  sehr  boschr&nkt 
encbtet  bat,  wie  in  England  imd  Frankreleli  so  lange. 

Die  80  einfluireichen  Bildnngsanteraehiede  der  ErwaehsMien  werden  in 

falschem  Freiheils-  und  Gleichheitsstreben  in  ihrer  maassgobenden  Bedeutung  ignorirt, 
indem  man  z.  B.  allen  Eltern  als  solchen  ohne  Weiteree  die  gleiche  Fähigkeit  und 
den  gteieben  Willen  zntrant,  genügend  für  ihre  Kinder  zu  sorgen  (Frage  der 
Arbeitetschutzgesetzgebung  und  der  gesetzlichen  Beschränkung  der  Kinderarbeit  d  uin  ; 
oder  indem  man  es  als  demüthigenden,  die  Freiheit  und  Gleichheit  verlot/cndcn 
Zwang  bezeichnet,  erwachsene  Arbeiter  und  andere  Persouen  zum  Eintritt  in  Yer- 
riehernngscesoen  gesetzlich  anzuhalten  (Fragen  des  gewerbllohen  Hilfscassenwesens, 
d'S  Arbeiter-  und  sonstigen  Versicherungswesens,  des  Cassenzwangs  und  der  Zwangs- 
casse,  bei  welchen  Fragen  noch  bis  in  die  Gegenwart  solche  Gesichtspuncte  eine  KoUe 
spielen ,  namentlfcb  bei  den  liberalen  NationalSkonomen  und  Politikeni,  oder  Frage, 
solche  Arbeiter  gesetzlich  gegen  die  Ausbeutung  durch  zu  lange  tägliche  Arbeits- 
zeit schätzen  zn  wollen,  Frage  des  gesetzlichen  Mazimalarbeitstags  o.  dgL  m.). 

Auch  solch  flbertriebenes  Gleicbheitsstreben  bat  es  mit  Ter- 
sebnldet,  dass  die  alteo  WirthscbaftsordnnngeD  eingerissen  worden 
sind  and  jeder  Versaeh  eines  Nenbans  oder  einer  gründlichen 
Beform  so  lange  nnterblieben  ist  Denn  anf  der  Basis  völlig 
mecbaniseber  Gleicbheit  der  Individoen  war  ein  solcher  Versnob 
Dnmöglich.  Jetzt,  nnchdem  endlich  das  BedUrfniss  wieder  mehr 
anerkannt  wird,  zeigt  sich  die  Schwierigkeit,  die  „entfesselten 
wirthschaftlichen  Kräfte"  der  atomisirtcn  modernen  Erwerbsgesell- 
schaft  von  Neuem  organisch  zu  verbinden. 

§.  51  [222],  —  2.  Fast  noch  gewichtiger  ist  das  zweite  Be- 
denken gegen  die  extreme  Durcbführung  des  Gleich heitsprincips  im 
modernen  Verkebrsrecht  und  im  modernen  Recht  ttberbanpt 

Die  erlangte  rechtliche  und  politische  Gleichheit  ist 
Ar  einen  grossen  Theil  der  Bevölkerong  nnr  von  verb&ltnissmSssig 

^ringem  Werth,  ohne  Gewftbmng  einer  weiteren  Conseqnenz  des 

GIeiehheitspriucii)s,  nemlich  ohne  Gleiehheit  der  ?5kono- 
miäcben  Lage  oder  wenigstens  der  Erwerbsbed i iig uugeu. 
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Diese  Folgerung  hat  aber  die  liberal -individualistische  National- 
ökonomie 80  wenig  als  die  Rechtsphilosophie  und  die  Politik  ziehen 
wollen.  Die  Theorie  des  Comniunismus  und  des  8ocialismus  haben 
sie  dagegen  gezogen,  und  logisch,  wenn  einmal  die  Prämissen, 
ans  denen  die  Gleicbbeitst'orderung  hervorgegangen  ist,  anerkannt 
werden,  mit  vollem  Rechte.  Denn  wichtiger  und  drückender, 
wenigstens  nach  moderner  Anscbanang  drückender  empfanden  von 
der  Masse  der  Bevölkemng  als  jede  andere  Art  der  Ungleichheit 
wird  die  dareh  die  angleiche  Hohe  nnd  Art  des  Einkommens  and 
Besitzes  bewirkte  angleiche  Lsge  der  Individnen  nnd  Familien. 
Diese  Ungleichheit  aber  häogt  wieder  Yornemlieh  von  der  Ungletehbeit 
derErwerbsbediogungen  nnd  letstere  Ungleichheit  direct  and  indirect 
von  dem  Institut  des  Frivateigenthams  an  den  sachlichen  Prodnctiona- 
mitteln  ab.  Deshalb  hat  denn  aach  der  Sodalismns  nnd  haben 
die  seiner  Losung  folgenden  unteren  Classen,  psychologisch  be- 
greit  lieh  genug,  diese  Gleichheit  zur  practischen  Forderung  erhoben. 
Daher  folgerichtig  der  Kani])t  {j;c^eu  die  gi  scliichtlich  überkommenen, 
bestehenden  Besit/verhiiituisse,  welche  nivcilirt,  gegen  Privatgrund- 
eigentliuni,  Privatkapital,  F^rbrccht,  privaten  Keiitenbezug,  welche 
be9eiti<;t  werden  sollen.  Daher  m.  a.  W.  das  Hervortreten  der 
modernen  „socialen  Frage",  die  man,  von  diesem  Gcsieht-puncte 
aus  wenigstens,  l'ormuHren  kann  als  „den  zum  Bewusstsein  ge- 
kommenen Widersprach  der  vulkswirthscbaftliehen  Entwicklung 
mit  dem  als  Ideal  vorschwebenden  und  im  politischen  Leben  sich 
verwirklichenden  gesellschaftlichen  Entwicklungsprincip  der  Freiheit 
und  Gleichheit«*  (v.  Scheel) 0- 

Die  commonistisch-socialistische  Theorie  wird  gerade  von  den 
Vertretern  der  Theorie  der  freien  Goncorrenz  am  Heftigsten  be- 
fehdet. Aber  vergebens  sträuben  sich  dieselben  gegen  das  An- 
erkenntnisse dass  die  socialistiscb-commonistische  Theorie  nor  die 
conseqaentere  Fortbildung  des  Gleichheltsprincips  ist,  die  conse- 
qoentere  gerade  auf  dem  Boden  der  Wirtbscbaftorerfafiltnisse. 

£ä  cncbeiiit  bei  uubefaugcoer  Pnlfung  oameutlicb  aar  als  eine  Fiction  der 
Goncmrenxtheorie«  6t»  die  von  dieser  geforderte  Oletehheit  des  Wiithselutftirechtft 
wirLIicIi  in  der  Sphäre  der  wirtlischaftlichon  Concamnz  die  Bedingungen  des  Erwerbs 
und  Besitzes  gleich  stelle.  Sonne  und  Wind  gleich  rertheile").   Und  blose  mls  eine 

')  r.  Scheel,  ILcorie  der  &ociaIeu  Frage,  S.  16.  lieber  die  allgemeinere 
Kormulirun^  der  floeialen  Frage  Qberhaupi  siehe  meine  Aosfahrung  in  MildebraDd's 
Jnhrb..  XX f.  :m. 

*)  Siebe  1,  §.  313,  besonders  die  Tboorie  von  Prince-Smitb.  Line  solcbe 
Fiction  bleibt  noch  die  „Gleichheit*'  der  in  tieverfc?ereinea  oi^oisirtea  Arbeiter 
gesenftber  dem  PiirntlnpitaJ.  Die  neueren  Arbeiten  Brentnno's  nnd  seiner  niibelb- 
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»citore  Firtion  erweif*t  sich  die  Auffassnn<r.  dass  ererbte  Producfionsmittel 
(Bodeo  und  kapital),  welche  dem  einen  Cuncurrcuten  den  Kampf  erleichtern,  wieder 
nur  auf  virdiMhelttlobe  Leietnai^eii  der  Yorgiiger  rartdknnhreB  seieD*  —  gani 

i'teeschen  ron  dem  WidoiNpnich.  Irlior  zwischen  dieser  Ilochschätzung  des  Familien- 
rcrbaod«  und  der  atomisti^ch-individualütiscbca  Aaffiuisang  des  privatwirthschaftiicheu 
Verirduts  htgt  (Siehe  I,  §.  SIS,  beioDderi  Prtnee' Smith  im  Art  Haodeläfrelheit 

b«i  Rentzscb.  S.  441.^ 

Man  kann  auch  in  keinem  dieser  Fülle  einwenden,  dass  die  socialistisch-com- 
nuiastiüchcii  Kurderangen  noch  begriiuduter  im  System  der  alten  \Virthschaft!>ordaungen 
3iit  ihrer  rechtlich,  nar  som  TheU  fiMilieh  »ach  factisch  noch  grosseren  Ungleichheit 
ier  Stellunp  der  Einzelnen  jrcwesen  seien,  als  im  Sy>tem  der  h»'Utiiren  freien  Con- 
:arreoz.  Dean  jene  Ordnungen  schufen  vielfach  einen  Schutz  auch  für  die  Schwicheren 
lad  die  UDgleiMheit  der  YermOfen  war  hei  ihoea  im  Einklaiif  mit  allen  andefea 
Vi  rhalfnisseu,  z.  B.  mit  «l-  r  2-;inz.'n  i>olili->rh-stäiidischcn  und  Ijerufs^tändischeD  Ord- 
long  der  BevölkeniDg,  wahrend  lüe  heute  damit  im  Widerspruch  stehL 

Sieherlicb  ist  es  aber  eine  für  das  praetische  Wirthscbaftsleben 
und  fttr  80  yiele  Fragen  der  wirtbscbaitticbeii  OesetsgebiiDg  ge- 
räbrliehe  lUosioBy  bloss  aas  der  formaleii  Recbtsgleicbbeit  eine  reale 
Cvleiehbeit  der  KampfbedinguDgen  in  der  freien  Goncorrens  ab- 
toleiten.  Die  Versebiedenbeiten  der  natOrlioben  Begabung,  der 
BUdnng,  des  CbaracterSi  des  Besitces,  der  ganzen  sodalen  Stellong 
0.  s.  w.  sind  immer  nocb  so  ausserordentlich  gross  nnd  Oben  auch 
bei  voller  Rechtsgleichheit  —  so  selten  sie  noch  besteht  und  so 
hautig  sie  von  der  Sitte  in  ilirer  Wirksamkeit  durchbrocheu  wird  — 
einen  so  ent-scbeidenden  Eiiitlui>8  aul"  den  Ausgang  dt^s  «  'oncurrcnz- 
kampfes  aus,  dass  mau  darüber  sieh  unmi^glieh  iaLi>ebeu  kann. 
Trotzdem  ist  gerade  dem  i'rineij)  dieser  so  gestalteten  Hechtsgleich- 
heit gegenüber  auch  von  Xationalökonomen  so  oft  der  Sehluss  ge- 
zogen worden ,  dass  mit  ihrer  Gewährung  alles  Nothweudige  er- 
reicht und  z.  B.  jede  weitere  Einmischung  der  Staatsgewalt  und 
der  Gesetzgebung  zn  Gunsten  der  unteren  Volksclassen  eine  ^iUd- 
gerechte*'  und  „unzweckmässige''  PolitiiL  sei.  Es  bedarf  angesicbts 
der  klaren  Tbatsaoben  des  Lebens  und  der  Erscheinungen  des 
wirtbscbaftlieben  Gonearrenzkampfs  keiner  Beweisfübrnng  fttr  die 
Einseitigkeit  dieser  Auffassung. 

III.  —  §.  52  [223].  Entsebeidung  binsicbtlieb  des 
Gleicbheitsprincipes.  Die  bervorgebobenen  Bedenken  reeht- 
iertigeu  die  Fordoiung,  dass  auch  das  Gleichheitsprincip  80  wenig 
als  dafl  Frciheitsprineip,  dessen  Cousequeuz  es  ist,  absolut  hiu- 

süadigmi  Anhänger  ober  Arbeltsrerh&ltnisa ,  Arbeiterreniehening,  socialen  Frieden 
n.  dgL  •hentchcn  dies  viel  zn  sehr.  Auch  wenn  eine  so  vollstSndisr'^  ( )rg-ani8ation 
der  Aiheiter  gelänge  und  wenn  man  sich  völlig  über  die  politischen  u.  s.  w.  Be- 
de&kei  dahei  hinvegaetzte,  bliebe  di«  Lage  der  Arbeiter  im  Coneorreiukampf  im 
Vdfleich  zo  den  kapitalistischen  Untonichmcrn  eine  OMgleiclie.  wie  sich  namcnt- 
*ick  ia  jeder  etwas  länger  dauernden  absteigenden  Gonjonctur,  Kri:ie  und  flauen 
l-it  zeigt. 
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gestellt  «nd  durchgeflibrt  werde  und  dass  man  mit  der  Gewährung 
der  Rechtsgleicliheit  die  Aufgabe  der  wirtbscbaftlichcn  GesetsigebuDg 
und  der  öffentlichen  Verwaltnng,  die  fttr  den  Concurrenzkampf 
schwächeren  Elemente  zn  sttttzen  und  za  heben,  nicht  fUr  ab- 
geschloBsen  halte.  Das  Gleichheitaprincip  muu  yielmebr  seinen 
speeiellen  Inhalt  und  Umfang  in  den  zn  seiner  Dnrchfflhmng  be- 
stimmten Gesetzen  wieder  nur  nach  genauer  Untersnchnng  der 
concreten  Verhältnisse,  namentlich  auch  der  ttkonomisehen  Folgen 
erhalten,  welche  hei  dieser  Dnrchflihmog  des  Princips  im  be- 
stimmten Falle  zu  erwarten  sind.  Es  darf  dabei  vor  Allem 
nicht  einfach  nach  der  logiseben  Consequenz  eines 
in  abstracter  Absolutheit  formulirten  Begriffs  vor- 
gegangen werden. 

Besonders  hervorzuheben  sind  anch  hier  bei  dieser  bloss  gene- 
rellen Prüfung  des  wirthschafüichen  Verkehrsreehts  wohl  folgende 
einzelne  Puncto: 

1.  So  natürliche  Unterschiede  wie  das  Geschlecht,  das  Alter, 
und  die  —  von  der  Kindheit  ^'anz  abgesehen  —  durch  das  Alter 
bedingte  Reife  auch  in  wirthsihaltlichen  Dingen,  mitunter  auch 
heute  noch  nationale  Verschiedenheiten  (Judenfrage,  Chinesen- 
frage, Irländerfrage  in  Grossbritannien,  Einwanderung  von  Ar- 
beitern geringerer  Lebens-  und  Culturliedllrfnisse,  §.  83ff.),  ferner 
solche  der  Bildung  und  hier  und  da  selbst  noch  solche  der 
socialen  Stellang  und  des  Berufs  bedingen  nothwendig  auch 
manche  Verschiedenheiten  des  wirthschaftlichen  Rechts,  wenn  nicht 
bedenkliche  Folgen  auch  fHr  das  Wirthschaftsleben  wie  f&r  das 
ganze  übrige  Volksleben  entstehen  sollen. 

2.  In  Grossstaaten  wird  man  davor  warnen  niUssen,  in 
sibeinhar  nftthwendiger  Consequenz  des  Gleichlieitsprincips  durch- 
aus immer  für  das  ganze  Staatsgebiet  wirthschaftliche  Gesetze, 
besonders  solche,  welche  sich  auf  die  Production  und  den  Verkehr 
von  Sachgtltern  und  zumal  auf  Grundeigenthum  (nebst  Land-  und 
Forstwirthschaft)  bezieben,  schablonenhaft  gleich  zu  machen. 
Solche  „gleiche  Gerechtigkeit*^  kann  zur  ungerechtesten  Ungleich- 
heit werden  uod  fltthrt  leicht  zur  Verletzung  jeder  historisch  ge- 
wordenen und  berechtigt  gebliebenen  indiTiduelleren  Gestaltung  der 
landwirthschaftlichen  Verhältnisse.  In  der  Gleichstellung  städtischer 
und  landlicher,  agricoler  und  industrieller  Verhältnisse,  yolkswirth> 
schaftlich  wenig  und  hoch  entwickelter  Provinzen  hat  man  in  der 
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modernen  Gesetzgebung  oft  gclehlt  und  der  geschicbtlichen  Ent- 
wicklung ibr  Keebt  ungcbührlieb  entzogen. 

3.  Andrerseils  darf  man  aber  aiu  h  ricbtige  and  billige  Forde- 
rangen  nach  einer  Gleichstellung  der  Individuen  und  der  Ciassen 
den  unteren  Ciassen  nicht  verweigern,  bloss  weil  die  VerieihiiDg 
solcher  Bechte  an  sie  Nacbtheile  für  die  höheren  Ciassen  oder 
selbst  gewisse  socialpoHtische  Bedenken  mit  sich  bringen  kOnne. 
Vollends  dann  nichts  wenn  diese  Reebte  nach  dem  positiren  Rechte 
den  höheren  Ciassen  gewährt  smd  oder  factiscb  nicht  versagt 
werden  können. 

Z.  B.  das  Coalitionsrecht,  das  Uecht  zq  gemciusamen  Verabrediuigeu  Uber 
die  LobnhShe  and  die  sonstigen  Bedingongen  des  Arbeltsrertrags  u.  s.  w.  nnd  das 

▼eitoro  Rorlit,  zu  solrhcn  Zwecken  vorübergehend  oder  dauernd  Interessenvereine  zu 
bilden  (Uewerkr ercinsfragc).  Laater  Forderungen,  welche  recht  eigentlich  eine 
OBfeniMldliclie  Gonseqaenz  den  Systems  der  freien  Concurrenz  und  seines  Kechls 
der  persOoIichen  Freinoit  sind,  und  deren  Verweigerung  allerdings  dann  auch  eine 
ungerechte  Verletzunir  L^^raiie  des  (ileii  hheitsprincips  in  sich  bchlicsst.  Diese  Vcr- 
letZDog  wirkt  aber  ökonomisch  um  so  druckender,  je  mehr  das  System  der  freien 
Goicomiix  die  nnteren  dessen  in  andrer  Beziehnng  schntdes  der  Ansirentang  preis- 
iriebt.  (Vgl.  Bambertrer.  die  Arbeitorfrage  unter  dem  Gesichtspunct  des  Vereins- 
rechts, Statig.  1873,  worin  zu  einseitig  den  Arbeitern  Concessionen  im  Vereinsreclit 
retsngt  werden,  nnr  veil  sie  gegen  das  Interesse  der  andren  Ciassen.  Aber  auch  in 
der  Gegenwart  wird  mannigfach  noch  JUinlich  verfahren).  Soll  junc  Conseqaou  zu 
Gunsten  der  Arbeiter  nicht  unbedinirt  (rozogen  werden,  wofür  Vieles  spricht,  so  muss 
uberbaapt  eine  allgemeinere  Beschränkung  der  freien  Coucurruuz  stattfinden,  —  u.  A. 
indlrect  mittelst  Ansdehnang  des  gemeinwirtbschafUichen  Systems  auf  das  Gebiet  der 
Sachgtlterprodtiction  (§.  59>,  dircrt  miftolst  woitgrcifender  gesetzlicher  und  administra- 
tiver Maassrcgelü  zu  Gunsten  der  Arbeiter,  wenn  auch  theilweise  gegen  das  Interesse 
der  Untemehmer,  wie  im  Arbeitcrscbutz-  und  Arbeitcrrersichcrungswesen  und  sonst 

4.  Eine  wenigstens  in  gewissem  Uiu£ang  bestehende  wahre 
(reale)  Gleichheit  der  Parteien  ist  die  Voranssetznng  einer  leidliche 
gerechten  Gestaltung  des  Inhalts  der  wirthschaftlichen  Verträge 
(Kanf-,  Creditgeschäfte,  Darlehns-^  Pacht-,  Mietbvertrag,  Lohn- 
vertrag  n.  s.  w,).  Die  Wirthschaftspolitik  hat  die  Anfgabe,  bei  den 
einseinen  Kategorieen  von  FMlen  das  Vorhandensein  dieser  Vor- 
anssetzang  nnd  speciell  za  prüfen,  ob  letztere  schon  dnrch  die 
Gewährung  der  Ibrmalen  Rechtsgleichheit  erfüllt  sei.  Wenn  nicht, 
80  darf  sie  sich  niclit  hei  dem  Gkichheitspriucip  heruhigen,  öüudera 
muss  in  zweckmäääiger  Weise  eiuzugreiteu  suchen. 

Insbesondere  zum  Schutz  dos  s(  hwäclieren ,  ärmeren,  unerfahreneren,  auch 
mitunter  des  leichbiunigeren,  leichter  \  ersuchungen  unterliegenden  Theils.  Insoweit 
faum  die  Eininischang  der  Gesetzgebung  und  Yenraltniif  in  den  Inhalt  des  Kaof- 

rertrags  (lat'sio  enormis,  TäuschuuRen,  fraudulöse  unübersehbare  Bedingungen  [Ab- 
zahlunpsgeschäftep,  der  Creditverträge  (Zins-  und  Wucberfrage).  des  Micth-  und 
Pachtvertrags  (Bedingungen  dabei),  des  Lohnvertrags  n.  s.  w.  auch  trotz  des  allge- 
■  einen  Prindps  der  Rechtsgleichheit  nicht  immer  beanstandet  werden.  Mit  Recht 
iif  g»^rade  die  neueste  (icsetzgebunff  mehrfach  wio<lor  mit  entsprechenden  civil-  nnd 
MialrecbtlicLen  Bestimmungen  im  Vertragsrecht  vorgegangen  ^ W  ucherrecht).  Analoge 


Digitized  by  Google 


104    1*  B.  3.  K.  PeTbönL  Frcih.  3.  U.A.  Soc  FreiLrechte  I.  A.  Im  AUgem.  §.  54. 


Fälle  siad  Beschraiikungen  doa  Kticiaiuewoseuä,  der  Vtirfuhruugen  zum  Burscnspiel, 
strengvn  BOnonordnong  u.  dgl.  m.  immer  nach  dem  Gesichtspanct,  dass  die  sich 
hier  gegenüber  stchoruKT)  Ititoressentcii  eben  thalalchlich  nicht  in  gleicher  Weuo 
fähig  sind,  ihr  Interesse  wabrzuncbmeu. 


Dritter  Hauptabschnitt. 
Die  sooialen  Freiheitareohte. 


1.  Abschnitt 

Im  Ailgemelnen. 

§.  54  [S.  427].  Vorbemerkungen  und  Litteratnr.  Siehe  besonders 
Stein,  Vürwallungslehre,  II.  110—209  (Bovölkcrnngspolitik),  215— 3r)2.  auch  für  die 
Litteratorgeschirhte.  (Jesetzgebung,  Handbuch  1.  A.S.  63—81,  3.  Aufl..  II.  S.  2011".,  42  IP., 
63  £,  Kösier,  Yerwaltungärecht,  I,  1,  §.45—64,  auch  far  Litteratur  aud  GeseU- 
febong.  Seydel  im  Handboeh  ron  SchOnberg,  III.  848  C,  LOning,  «b.  8.  986  ff., 
Rumelin.  ebenda  I.  740  ff..  Gcffcken.  eb.  II.  10.51  ff  Iiier  wie  in  den  Artikeln 
im  Handwörterbuch  der  Staat&wibseoscbaften  (ßehm,  Freizügigkeit  III,  672  11.,  £hron- 
berg,  Fremdenpoli/e.i,  ebenda  679 ff,  Behm,  Eheschliessting,  ebenda  S.  7,  r.  Philip- 
porich,  Ausw.inderung,  I,  lüOOff.  u.  a.  m.)  neben  Darlegung  des  geschichtlichen 
und  geltenden  Rechts  anch  mehrfach  jiriti' ipielle  Erßrferuugen,  über  die  Frage  der 
p.i->seiuien  Gestaltung,  der  Bedingungen  umJ  1  ulgcn  der  und  der  Gestaltung  dos  Rechts, 
doch  nicht  immer  mit  gentUender  Berücksichtigung  gerade  der  volkswirthschaftlichen 
Seite  der  Frage  (veri;!.  /.  B.  die  Artikel  von  Rebm,  wo  in  ilcr  Litteraturüber.Mcht 
meine  bezUglicben  Ausfobrungea  in  der  GrondlegUDg,  jedenfalls  die  eingeheudätcu 
in  der  nntinnalölionomieehen  Litteratnr,  die  anch  Andere,  so  Seydel,  bemcksichtigt 
haben,  gar  nicht  erw.ihnt  werden).  Am  Wichtigsten  sind  StiMii  und  R Osler.  — 
Das  positive  Kccbt,  insbesondere  das  deutsche,  in  den  oben  in  ^.  43,  S.  83  tf.  ge- 
nannten neueren  Staats-  und  vcrwaltangsrechtlichcn  Werken,  besonders  tr.  BOnne, 
Q.  Meyer.  E.  Löning.  Seydel  (über  Baiern) 

Wo  die  Rcchtsphilo:iophen  und  theoretischi-n  Politiker  überhaupt  auf  diese  Rechte 
eingehen,  —  am  Meisten  noch  auf  das  Recht  der  Eheschliessung  —  thun  sie  es  ge- 
wöhnlich ohne  jede  oder  ohne  genQgende  Beachtung  der  socialokonomischen  Seile  der 
Frag.'  .\hrens,  Hatnrrccht  II,  52  ff.  passim,  Röder,  Naturr-rbt  II.  S.  221  p.assim. 
T  rendolcnburg,  Katurrecbt.  §.  123  ff.  (Eherecht).  Blunitfchli,  allgemeiactt 
Staatsrecht  (Lehre  vom  Staate  II),  8.  617  ff 

Auch  die  Naiionalökonomcn  haben  gewöhnlich  diese  Rechte,  entgegen  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung,  zu  sehr  bloss  als  einfache  Gonsequenzcn  der  persönlichen 
Freiheit  aufgefa^^t  und  sich,  mit  thcilwciser  Ausnahme  des  Eheschlicssungsrechts,  za 
wenig  damit  beschüfiigt.  In  der  nationalökonomischcu  und  vorwandton  Litt^ 
ratur.  namentlich  derjenigen  des  Verwallniifsrechts  und  der  Verwaltonc^lehre,  werden 
die  sogen,  socialen  Freihcitsrcchtc  vornemlich  in  drei  besonderen  (icbieteu  behandelt, 
einmal  in  der  BerOHtornngslehre  vnd  -Politik  (öffentliches  Eherecht,  Heiratbs- 
bi^srhr."inkiinpen .  anehelicb--  'i  hurten.  \Vandrniiigsw<'si.Mi .  städtische  Aeglomr-rationen. 
Stadt  und  lAud,  Aus-  nnd  Einwanderung);  sodann  in  der  üo werbepoiitik  (Gewerbe- 
freiheit,  Freisfligigfcdt  als  deren  OompTement,  nenerdings  wohl  nach  bei  der  Agrar- 
politik, bei  der  ländlichen  Arbeiterfrage);  endlich  in  der  Lehre  vom  Armcnwesea 
(Heirathsbeschräiikungcn .  Freizügigkeit,  Zugrecht  überhaupt.  Niederlassung.  Aufent- 
halts-. Gemeindcbürgerrecbt,  Ucimathrecbt ,  üntcrstüt/ungswohnsitz  u.  s.  w.j.  Da  das 
Armenrccbt  geschichtlich  nnd  nach  geltendem  Bechto  meistens  au  die  Ortsgemeinden 
oder  ibnlichc  Köq>er  sich  anknüpft,  so  wird  von  (bn  bezüglichen  Frairen  des  Zug- 
rechts, des  Verebolichuogsrcchts  u.  dgl.  in  den  Werken  über  Vcr«altuugsrecbt  nnd 
-Lehn  auch  im  Znsammenhsiig  mit  der  Gemeindererfiusung  gehandelt  Zam  Theil 
gebSrt  daher  aoch  di«  Litteratnr  aber  Bofdlkeningalehre,  Goworbe-  und  AgiaipoUiik 
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mJ  Ameoves«u .  benr*  GeiDciD(]evcson  mit  hiorlior.  Darür  ist  auf  andere  Theile 
lieses  Gesammtverks  (Gewcrbepolitik .  Affntrpoiifik  H'jrh''iih,'rger*s  I,  !>.) ,  100) 
jid  »af  die  Werke  über  Püli/.ciwjascüschafi  {Ii.  v,  ilülil  und  lauere  Verwaltuugslehro 
SlHB«Böslen.  sowie  namentlich  aaf  die  ^ssc  SpccfaüUttor*tar  Uber  ArmcnveseD 
n  verweisen.  Sii-he  zur  Orieutirun^  uud  für  weiten»  i.itt'-raturaMffalx'ii  Jic  Abhandlung 
OQ  Löniog  im  Handbuch  Schöuberg'ä«  fiandlll,  ubur  Arineavcsea  (3.  Auflage« 
.  MS— 1090)  nid  die  TMBeMedenen  Artikel  Uber  Armeaireseii  im  Handwörtw- 
uch  der  Staatäwissenschaft,  B.  I,  SlIJ  —  919,  Ton  Aschrott,  Uhlhorn.  Kroch, 
liickcs.  T.  Rcitzenstein  u.  A.  m.  »owio  die  bchriftea  des  Deutschen  Vereins 
it  Anueopflege  and  Wohlth&tigkeit  (periodisch). 

For  die  roikäwirthsc haftliche  ErOrterong  der  socialen  Freiheitsrcchle  — 
n  J  Dar  um  eine  solche  handelt  es  sich  hier — ist  die  Statistik  der  Ehe^chlie-S<nnp:en. 
^borten  (uoehelichen  deburteu),  der  ioläudischon  Wauderungeii ,  deä  Wohnung»- 
achseli,  der  £in-  und  AusvandeniDf ,  dee  Seisereritehrs  fielfach  die  netbveodige 
niiidlace.  Grossentheils  kann  dafür  jetzt  in  dieser  H.  Aufla^je  dieses  Werks  auf 
uch  4,  Kapitel  J,  Uaupub»chmtt  i  im  1.  Theile  der  Grundlegung  (8.466—632) 
snriesen  verdea.  Daher  sind  im  FolgendeB  die  in  den  flrttherea  Aoflagen  !■  dieiee 
hsrhniWeii  enthaltenen  itatistitcheD  Ansfithraogen  vnd  Daten  jetst  meiitens  veg^ 
efidlen. 

TieUllttgc  speciclle  Buätutiguug  meiner  Krört' rungon  Ober  sociale  Freiheitdrechte 
iA  aber  die  damit  in  Zosammenhaog  zu  betraclucn  len  Verhältnisse  der  Conjunctur, 
wnlation,  der  nothwpudi?  mehr  pemeiuwirthschafjlichen  Organisation  der  Volks- 
irihächaft  und  Be^chraukung  der  „Freiheit"  un  phvatwu-th.>>chalüicheu  Verkehr  iu 
it  flchAnen  Arbeit  von  A.  Thnn,  Indottrie  des  Niederrheins.  —  Weitere  lUte- 
nabe  Angaben  siehe  unten  in  den  Abeehnitten  reo  den  einielnen  socialen  Frei- 
:it3rechten. 

I.  —  §.  5d  [224].  Uebersicht  der  hierher  gehr»rigen 
echte.  Gewisse  Hechte  des  Individuums  siud  als  nothweudige 
ODseqoenzen  der  persönlichen  Freiheit  aafgefasst  Und  als 
olcbe  dann  in  bewusster  Absicht  Ton  der  Gesetzgebung  der 
odemen  Coltnrstaaten  anerkannt  und  gewährt  worden. 

Anch  hier  ist  es  wieder  ftr  die  Henseit  characterlstisch,  dass  anch  die  Oesetz- 

haag  solche  Bechte  immer  mehr  als  Conseqnenzen  des  allgeniein- n  l'rincips  dei 
•-•nlichen  Freiheit  auffasst.  Daher  die  principiellero,  aber  aiu  h  die  doctrinarerc 
jdhdlun^,  im  Vergleich  zu  der  concretereu  der  früheren  Zeit,  in  welcher  diese 
cbte.  venigstens  für  gewisse  Classen  (Stände),  auch  nicht  immer  fehlten  and  z.  B. 
>  ßecbt  der  Answandemng  für  den  Freien  meist  allgemein  rorhanden  var,  wie  im 
;nnaiiiscben  Mittelalter. 

Wegen  ihrer  allgemeineren  Bedeutung  tllr  das  gesellsebaftliche 
iisammeDlcben  kann  man  jene  Bechte  als  sociale  Freiheits- 
echte des  Individanms  bezeiclmen.    Dahin  gehören 

A.  für  den  Staatsangehörigen  folgende  vier: 

1.  das  Recht  der  freien  £heschlies8nng, 

2.  drei  Bechtei  welehe  sich  anf  die  freie  örtliche  Be- 
egnng  oder  auf  den  Ortswechsel  des  IndiTidanrns  wie  seiner 
aaiilie  beziehen,  sowohl  aar  Erreichong  allgemeiner  persönlicher, 
U  iosbeaoDdere  auch  wirthsebaftl icher  Zweeke,  des  Erwerbs 
•  8.W.,  nemlich: 

a)  das  Becht,  beliebig  nach  eigener  Wahl  an  jedem  Orte  des 
alands  zeitweilig  seinen  Aufenthalt  oder  dauernd  seinen  Wohnsttx 
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(Domicil)  zu  nehmen,  mit  oder  ohne  den  Zweck  des  Erwerbs  da- 
selbst, und  hier  allen  anderen  Staatsangehörigen ,  also  auch  den 
Ortsgebürtigen,  im  Wesentlichen  im  Rechte  gleich  zn  stehen^); 
oder  das  Freizttgigkeits-  oder  freie  Aufenthalts-  nnd 
Kiederlassnngsrecht. 

b)  Das  Recht y  beliebig  im  In-  nnd  Auslände,  also  eTentaell 
mit  Passimng  der  Staatsgrenze,  frei  zu  reisen  oder  das  freie 
Reisereeht 

c)  Das  Recht,  dauernd  sein  Vaterland  zn  verlassen,  seinen 
Wohnsitz  im  Ausland  zu  nehmen,  eyentuell  auch  danach  ans 
der  heimischen  Staatsangehörigkeit  auszuseheiden, 
oder  das  freie  Aus wanderongsrec ht. 

Bei  der  Auswanderung  isi  di  -  far  tische  und  reclitüchc  Seite  besonders  zu 
UDterscboidcn :  dam  tbats&cblicLe  Uinaasvandorn  und  Verlegen  deft  Woba- 
Sitzes  und  das  Ansscheiden  aos  dem  Staatsrerband.  JeDes  kann  dem  ladi- 
vidunm  freistehen,  ohne  nothwcndiju^  das  zweite  mit  sich  zu  führen,  auch  wenn  es 
der  Aiispowandorto  will.  Hier  lässt  sirh  dahor.  wie  z.  B.  im  Allgemeinen  bis  zur 
neuesten  Zeit  in  England,  nicht  unbedingt  von  einem  Answandcningsrech  t  des 
Staatsangehörigen  sprechen,  wenn  darunter  flelchzciiig  ein  Recht  der  Aufgabe  des 
Staatsbureorrt'chfs  vcrstandtti  wcrdeK  -  »II.  Lutztores  ist  hier  ein  character  indelebilis. 
den  aaf^ubcbcn  sich  die  Oemciuscbait  noch  besonders  rorbebäit,  eFentaell  nur  im 
Wege  eines  Specialgesetzes:  fBr  die  Anffbasnng  des  Yerhlltnisses  des  IndiTidttoma 
ZOr  Gemeinschaft  ein  immerhin  bemerkenswerther  Punct.  Ycrgl.  PozI,  Artikel 
Staatsbürger,  Staatswörterbuch,  IX,  652.  Die  englische  Statistik  zihlte  daher  frtUier 
ihre  Staatsangehörigen  in  den  Kordamerikanischen  Vereinigten  Staaten  noch  nach 
Millionen  (1S71  3.**^3Iill.  Siehe  unten  §.  79  tl).  Jetzt  ist  avch  in  England  das  Becbt 
des  Aosscheideos  ans  dem  StMtsferbaod  allgemein  gevihxt. 

In  diesen  vier  Fällen  liegt  also  eine  individualistisch- 
freibeitfiehe  („liberale")  CMaltnng  des  allgemeioen  Ehe- 

sehlies8uu^^s ,  Zup: ,  Reise-  nnd  Answanderungsrechts  vor. 

R.  Alle  diese  Rechte  bat  zunächst  nur  der  Inländer  oder 
der  Staatsangehörige,  in  Bundesstaaten  und  z.  Th.  in  Staatenbünden 
gcwidinlich  auch  der  Angehörige  eines  anderen  Einzelstaats, 
auch  wenn  nicht  ohnehin  ein  allgemeines  Bundesindigenat  beateht. 
Dem  Ausländer  sind 

1.  die  eorrespondirenden  Hechte  der  Eheschliessung  mit 
Inländern')  nod  an  einem  inländischen  Orte,  der  Einwanderung, 

')  In  wi'lclioni  Umfange,  J.l^  be-^tiinnit  immer  noch  das  Gesetz  specicll.  Das 
etwa  noch  bestehendo  besondre  (icmrindeaugehurigkeits-  oder  üemeindeborgerrecht 
braucht  z.  H.  nicht  ohne  WcitMCS  dnrch  Aufenthalt  oder  Niederlassung  erirorb<*h  zu 
Verden.    Vgl.  das  dLnfj-cli»'  (J.>«t'fz  über  FreizUgipkeit  vom  1.  Ncvt-mbcr  1S<»T,  §.21. 

')  Die  ausländische  Frau  erwirbt  nach  uusren  Gesetzen  gewöhnlich  durch  die 
Heirath  mit  einem  Inlinder  das  Staatsbttnrorrceht  Ein  persönliehes  Recht  liegt  hier 
aber  eigentlich  nur  fUr  den  inländischen  .Mann  ror*  eine  Fremde  mit  der  rechtlichen 
Folge,  das.<t  dieselbe  darcb  die  Ueiratb  lAl&nderin  mit  allen  Kecbten  einer  solchea 
wird,  heirathen  zu  dürfen. 
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der  Niederlassung,  auch  znm  Zweck  des  Erwerbs,  nnd  des 
Reise DS  im  Inlande,  eventuell  ebenfalls  zu  diesem  Zwecke,  zwar 
io  der  Begel  Dicht  als  eigentlicbe  persönliche  Rechte  gegehen 
worden. 

2.  Aber  es  stehen  ihm  dieselben  Befngnisse  theii weise  nach 
heutigen  TöU^errechtlichen  GmndsStzen  oder  nach  besondren  inter- 
nationalen Vertrugen  (Handels-  nnd  ähnlichen),  doch  mitunter  mit 
einseinen  abweichenden  Komen  za. 

8.  Soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  pflegt  wenigstens  thatsUchlich 
und  als  Kegel  der  AuslUader  in  der  E Ii  c s c  Ii  1  i  c  s s u  n  g,  Nieder- 
lassung nnd  im  Ii  e  i  s  c v  e  r  k  e  h  r  dem  inläiuler  gleichgestellt  zu 
sein  und  seiner  Einwanderung,  auch  zum  Hehufe  der  gewerb- 
lichen Niederlassung,  nichts  entgegen  zu  stehen,  —  Ausnahmen 
ungerechnet,  wozu  auch  Repressalien  gehruen  können,  und  vor- 
behaltlich einiger  Beschränkungen.  Auch  kann  der  Ausländer  ge- 
wöhnlich unter  bestimmten,  nicht  allza  schwierigen  Bedingungen 
das  inländische  StaatsbUrgerreebt,  wenn  auch  nicht 
immer  sofort  nnd  nicht  flberall  mit  allen  politischen  Rechten*)  er- 
werben. 

4.  Ansdrflcklich  werden  endlich  mitnnter  gewisse  Be- 
fngnisse wirthschaftlicher  Art,  welche  den  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  im  Inlande  Toranssetzen,  z.  B.  hinsichtlich  des  6e* 
werbebetriebSy  dem  Ausländer  ebenso  wie  dem  Inländer  eingeräumf, 
so  dass  der  erstere  hier  also  ein  eigentliches  persönliches  Kecht 
erwirbt. 

Nach  ^.  I  der  deutscheu  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1S69  ist  der  Ge- 
varbebeirieb  Jedermaon  gestattet,  soweit  nicht  das  Gesetz  Ausnahmen  oder  Bo* 
sThränlancen  bestimmt.  Solche  bestehen  für  Ausliinder  liinsichflich  des  Gowerbe- 
betriehs  im  Uuiberziüheo  und  des  MarktverkeUrs,  nach  nähoreu  Vorschriften  dos 
Bondegntlit.  Siehe  Jacobi,  Oewerbe-Geeotzfebnng^,  8.  91,  99.  ^  In  England  dnrf 
nach  dem  Fremdengesetz  von  lbl4  ein  AntfehOriger  eines  befreundeten  Staats 
•.also  Suspension  im  Kriegsfall)  auf  21  Jahro  Land  und  Uäascr  mietben  und  alle  Ge- 
werbe betreiben.    Siehe  Pözl  a.  a.  0. 

IndcsBen  bleibt  der  Ausländer,  so  hinge  er  nicht  das  einheimische 
Staatshiiigcrrccht  erworben  hat,  immer  als  Frenidcr  unter  dem 
Fremd enrecht.  Daher  kann  er  eventuell  aus  dem  Staatsgebiete 
seitweilig  oder  bleibend  ausgewiesen  werden. 

II.  —  §.  56  [225,  226J.  Bedeutung  der  liberalen  Ge- 
staltung dieser  Rechte.  Diese  vier  hochwichtigen  socialen 
Freibeitsrecbte  der  freien  Eheschliessnng,  der  Freizttgig- 

>)  So  in  Eacland  vad  Frankreiob  bletbend,  in  NordaDericn  seitveilig 
feUende  pMiife  WaUrecbte  fflr  die  Parlanente.  Vgl  POzl  im  StaatswöRerbnch 
a,  652. 
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keit  und  freien  Niederlassung,  des  freien  Reiscns  und  der 
Aus-  und  Einwanderung  haben  auch  i'Ur  die  wirthschai't- 
lieben  Verhältnisfle  die  grösste  Bedeutung. 

1.  Das  freie  Recht  der  Eheschliessnng  ond  damit  das 
Recht  der  Gründung  einer  eigenen  Familie  ist  nicht  nur  wegen 

der  Folgen  der  Ehe,  der  Kindererzengung  nnd  Volksvermebrung, 
für  das  ludividunin  und  lllr  die  (le.sauinitheit  wirthscbaftlich  so 
wichtig,  sondern  überhaupt  wegen  des  Hinllusses  des  ehelichen 
nnd  faniilienweisen  Zusiunmenlebcns  der  Bevölkerung  auf  Steigerung 
der  wiithschaftlichen  Leistungen,  «rrönsere  Umsieht  und  Sparsam- 
keit im  Weihrauch,  8owic  besonders  aiieh  auf  gesunde  sociale  und 
sittliche  \'erbältnisse  und  auf  das  lleianwachsen  der  Jugend  in 
der  Liebe  und  Fürsorge,  aber  auch  in  der  Zucht  des  Elternhauses: 
eine  der  wichtigsten  Bedingungen  eines  gesunden  Volkslebens, 
worüber,  süsser  bei  extremen  Socialisten,  welche  selbst  die  Kinder- 
erziehnng  aus  der  Familie  herausnehmen  woUeni  auch  heute  keinerlei 
ernstliche  Meinungsverschiedenheit  besteht. 

ludem  dem  Individunui  das  freie  Recht,  nach  seiner  Wahl  eine  Ehe  cinzageliMl 
gewlhrt  wird,  ^po^nt  die  Aussicht  aaf  diese  HSglichkeit ,  auf  die  Gründung  eines 
«igenen  Hc^^rds  und  befriodigondcn  Hausstand»  • —  notorisch  einer  dor  mächtigsten 
sinolich-sittlicbeu  Impuhio  im  Menschen  aller  Gflltlirstufea  und  aller  Natioaalitäteo  — 
zugleich  in  hobem  Maasse  zo  wirthschafUicher  Tüchtigkeit  an,  am  dies  Ziel  zo  er- 
rcichcti.  Und  ist  t\s  «^rn'irhf,  to  dient  die  Sorge  für  Weib  und  Kind  auch  wieder 
zum  weiteren  Ansporn  dauernder  wirthschaftlicher  Tüchtigkeit  und  wirthscbaitUchea 
Vorwärtsütrebcns  und  Vorwärtskominens,  iui  (iobicte  des  Erwerbs  wie  des  Verbraaclis 
der  Guter.  Die  fiunilienwirthschaftliche  I^ebcnswcise  der  Bevölkerung  wird  ferner 
anch  im  Allgemeinen  wirthschaftlich ,  z.  B.  hinsichtlich  der  Hnr.  lif  ulirung  des  öko- 
nomischen Princips,  besonders  beim  Verbrauch  der  Guter  (Sparsamkeit!  „Ockonomie** 
im  besonderen  Sinne  der  Haosirirtbsebnft,  wirtbscbnftUcbe  Pnnetion  der  HMsfhra!) 
Tor  der  rein  individualwirthsrhaftlchen  Vorzüge  bieten,  welche  für  die  Volkswirth- 
schaft  grosse  Bcüeatang  gewinnen.  Kicbt  gering  anzuschlagen  ist  dabei  aocb  der 
Ersatz  dos  egoistbieberen  Erwerbs-  und  Spartriebs  des  Einzalnea  darcb  das  roa 
Egoismus  zwar  nicht  freie,  aber  doch  auch  sittlicli  anders  za  beortheilende  nnd 
nnders  wirkende«  mehr  ^troistiache"  Streben,  far  die  Angehörigen  co  erworben  und 
za  erübrigen. 

Vollends  ror  ^wa  allgemein  socialistisch-commoniatischen  Lebensweise,  wie  man 

bich  letztere  in  der  „socialistischen  Gesellschaft"  (Bebel,  Bellamy  o.  A.)  aucli  denken 
mag,  mit  grossen  gemeinsamen  Küchen-  und  Hauseinrichtunjrcn  u.  dgl.  m.,  wird  auch 
nach  dieser  Seite  der  familienwirthschaftlichcn  Oekonomie  betrachtet  —  von  anderen 
and  natürlich  viel  wii  htigeren  socialen,  culturlichcn ,  sittlichen,  mit  den  berechtigten 
il^llsln'(|l^rfni^•^t'^  in  Vcrliindun;^  stclnMidiTi  S'-it '  ii  der  Frage  ganz  abgesx'bon  — 
die  familicnwirthscbaftliche  Lebensweise  Vorzüge  behaupten  dürfen.  Dieselben  möchten 
gegenttber  der  KoitenerBparaog  bei  dem  socianstischen  Orossbettfebsprineip  immerhin 
erheblich  in  die  Wagschale  fallen  und  öfters  selbst  grösser  als  die  Vortheile  lotztrar 
Art  sein.  Das  wird  von  den  auch  hier  so  optimistischen  Socialistcn,  wie  Bebel, 
wiederum  ganz  übersehen.  Auch  bei  der  socialistischen  Organisation  dieser  Diugc 
wSrde  sich  das  alte  Wort  ..auf  liegimentskosten  wirthschaftcn",  aller  Controlen  an- 
e«'ai"ht<'f.  wahrsrlioinlirb  wi>Ml.  r  Iiowahrhoitcn.  Wenn  Sooialisten  und  andere  Arl>citer- 
frcunde  (/..  Ii.  P.  Göhrc)  darauf  hinweisen,  dass  in  der  heutigen  Production  ^Fabrik- 
vesenl)  nnd  bei  den  heutigen  WohnangsforhSltnissen  du  Familienleben  der  nnteron 
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CI&^eD  zerstört  verde,  äo  gilt  us  doch  eben  hier  Jieformeii  herbeUofiUireo,  aber 

lacht  roUeuds  den  Faniilionverband  aufzuheben. 

2.  Von  den  drei  Freiheitsrechten  der  räumlichen 
Bewegung  stehen  die  Freizügigkeit  und  znm  Theil  das  ireie 
Ein-  und  Auswanderungsrecht  mit  dem  fihesobliessnngsreebt  in 
Verbindung.  £rstere  ist  öfters  dessen  Voraassetznng.  Aach  an» 
diesem  Gmnde  sind  diese  Becbte  wirtbschafUich  wichtig.  Aber 
dmTon  abgesehen  sind  alle  drei  Becbte  oftmals  die  VoranssetziingeD 
einer  ordentlichen  Verwerthang  der  Arbeitskraft  and  des  fiigen- 
thoms  ftlr  den  Eins&elnen,  sowie  die  Bedingungen  der  localen  Con- 
centration  gewisser  Arten  der  Prodaction  and  der  Ansdehnnng  der 
Grosse  der  Unternehmungen,  der  weitergehenden  Arbeitstbeilung, 
m.  a.  W.  der  i'^ntfaltiing:  des  Grossbetriebs  (I,  §.  321  ff.),  damit 
aber,  wenn  auch  neben  schweren  Bedenken,  viclliuljcr  grosser 
ökonomischer  und  technischer  V'orlheile  auch  tUr  die  ganze  Volks- 
wirtbschaft. 

Namentlich  rerlangt  das  Interesse  der  Industrie  das  freie  Elieschliessuii^sreclit. 
die  Freizügigkeit  uod  je  nachdem  auch  die  Freiheit  der  £iu-  und  Auswanderung  für 
die  anteren  arbeitenden  CUssen,  om  tiber  die  erforderlichen  Arbeitskrifte* 
leicht  an  den  Orten  des  jeweiligen  Bedarfs  verfügen  zu  können.  Dieser  Bedarf  der 
ladostrio  aji  Arbeitskräften  pflegt  mit  der  Entwicklung  der  Industrie  selbst,  wenn 
nch  in  Folge  der  oft  noch  bedeutenderen  Entwicklung  der  maschineUen  Technik 
nicht  immer  in  demselben  Verhältniss,  zu  wachsen.  Er  schwankt  aber  nach  vorQber- 
irehencltm  Conjuncturen  erheblich  und  verändert  sich  hesoinlers  in  einzelnen  Zweigen, 
je  nach  deren  Bluthu  und  Verl'all,  und  duutgemiss  in  einzelnen  (Jertlichiiciten  auch 
deoemd.  Die  Indostrie,  bez.  auch  die  industriellen  privatkapitalistischen  Cntemehmer 
fin  !  ilah'-r  sehr  dabei  interes??irt,  dass  ihr  Bedarf  an  ..Iliindt  n"  je»l''r/rit  leicht  ge- 
deckt werden,  aber  die  Arbeitermenge  sich  auch  dem  V^cchsel  des  ücdarfs  leicht 
anschmieiren  kann:  eben  dies  viid  dorch  jene  Kechte  gleichzeitif  bewirkt  (§.  7!t  £)• 

Ilierans  crkl&rt  flieh,  daM  die  rolle  Anerkennung  dieser  Ivechti-  in  den  inoderncu 
Staaten  auch  regelmässig  ein  dringendes  Verlangen  der  iudustneilen  Interessen  and 
der  Vertreter  derselben  ist. 

III.  —  §.  57  [227].  Volkswirthschaltliche  Kecht- 
fcrtigung  dieser  Rechte.  Die  liberal-individualistische  Vnlks- 
wirthecbaftslebre  hat  das  Verlangen  nach  möglichst  „liberaler'^ 
Gestaltang  dieser  Becbte  mit  besonderem  Eifer  und  mit  ihren  besten 
Beweisgrtlnden  nntersttttxt  Hier  kamen  nach  wieder  wichtige 
Interessen  der  i)er80nlichen  Freiheit,  in  der  modernen,  durchaus 
individnaltstiseben  AafTassang  der  letzteren,  zur  Geltung,  und  damit 
wichtige  allgemeine  Gniturinteressen,  ja  wahre  Humanitätsinteressen. 
Die  früher  bestandenen,  namentlich  die  aus  den  letzten  Jabr- 
handerten  herrührenden  Beschränkungen  der  Eheschliessung,  des 
Zngrechts,  der  Hin-  und  Auswanderung,  des  Reiseverkehrs  waren 
vielfach  ein  Ausfluss  des  reinsten  buieaukiati.schon  Poli/eistaats 
und  der  engherzigsten  commuuaien  Kirchthuuipolitik  und  cbcubo 
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kleinlich  als  drückend  geworden.  Indem  die  Volkswirthsehaltslchre 
oacbwies,  wie  nacbtheilig  solobe  Heschränkungen  auch  in  wirth- 
schaftlicher  und  zwar  in  volks-  und  einzelwirtbscbaftlicher 
Hinsieht  einwirkten,  hat  sie  mächtig  dazu  beigetragen,  die  öffent- 
iicbe  MeiniiDg  noob  mehr  dagegen  einzunehmen  ond  ihr  Angriffs- 
waffen in  die  Hand  gegeben. 

Der  Nacbveia,  dass  solche  iiatioDale  Pruductioiiszweige,  welche  man  iu  neuerer 
Zeit  für  die  EotwicklvoK  des  Yolksreichthoms  tllgemeiD  fttr  besonders  wichtif  hielt. 

•wie  die  Industrie,  das  Fabrikwesen,  der  Borgbau.  dass  ferner  die  Bildung  irrossor 
Städte,  der  Brcnnpuncto  höheren  Wirtbschaft»-  und  Culturlebens«  woäeotlicb  durch 
Kreizügigkcit,  freies  EhcschliessuDgsrecbt  u.  s.  w.  bedingt  seien,  hat  dabei  besonders 
Hchwer  gewogen.  So  sind  onter  dem  Beifall  und  auf  das  Andringen  der  Volkswirtb* 
schaftslchre  jene  alten  Hemmungen  und  Beschränkungen  der  persöiilichou  Freiheit 
der  Individuen  in  Bezug  auf  EheschllesAung  und  räumliche  Bewegung  gefallen.  Die 
Tolbwirthscbaftaleihre  bst  sieh  dies  za  besonderem  Verdienst  nngereehnet  and  nber- 

.mals,  ähnlich  wie  in  der  Frage  d<!r  pcrsonIirlii;n  rnfreihcit,  konnte  ^ic  an  einem 
populären  Beispiel  zeigen .  wie  die  Erfüiluug  wichtiger  wirthschaftlicher  Forderangeu 
zugleich  die  Erfüllung  hoher  Freiheits-  und  Culturforderuugen  sei.  Die  HaraMWie* 
ja  die  Identität  aller  „gesnndeii  wirthschaftlichen  Interessen''  und  aller  Freiheits«, 
Cultur-  und  Humanitätsinterc^son  schien  hei  diesen  socialen  Freihoitarechten  noch 

.augenfälliger  als  in  anderen  Fällen  vorbanden  zu  sein. 

In  der  That  ist  aveh  bereitwillig  anzuerkennen,  dass  diese 
Reehte  in  einer  Hinsieht  wirklieh  eine  wiehtige  ond  berechtigte 
'Freibeitsfordernng  sind.  Ebenso  darf  die  liberale  Volkswirthschafta- 
lebre  mit  Fng  behaupten,  dass  die  Gewährung  dieser  Rechte 
ähnlich  wie  die  Entwicklung  der  persönlichen  Freiheit  und  wie 
die  Dnrchftihrang  des  Gleich heitsprincips  durch  Okonomisehe 
cGrllnde  wesentlich  unterstützt  worden  sei  und  dass  sie,  die 
iNiationaKikonouiie,  die  Bedeutung  dieser  Gründe  mit  zur  Geltung 
gebiiuht  habe. 

IV.  —  §.58  [228].  Kehrseiten  dieser  Reehte.  Leider 
sind  auch  hier  nur  die  Kehrseiten  jener  fast  ausschliesslich  nach 
dem  Gesichtspuncte  des  Individualinteresses,  und  daher  sehr  absolut 
formulirten  Rechte  von  der  modernen  Gesetzgebung  und  von  der 

«'(theoretischen)  Politik  und  der  Volkswirthschaftslehre  meist  ganx 
ttbersehen,  jedenfalls  zu  wenig  gewürdigt  worden.  Es  ist  ftlr  eine 
unbefangene  wissenschaftliche  Prüfung  nothwendig,  jene  Rechte 

•auch  von  diesen  anderen  Seiten  aus  und  sie  flberhaupt  nicht  nor 
vom  Gesichtspuncte  des  Individuums,  nicht  nur  „individualistisch'', 
sondern  auch  von  demjenigen  der  betheiligten  Gemeinscbaftskreise 

.und  der  Gesammtheit  aus,  d.  h.  „gesellschaftlich^'  zu  betrachten^). 


')  So  wenigstens  hinsichtlich  der  Freizügigkeit  aii.ii  Bluntscbli,  allgemeines 
r  Staatsrecht,  2.  Auflage,  II,  4bi^,  siehe  oben  Vorbemerkungen  ^.  43,  S.  S4. 
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In  dieser  HiDsicht  bedürfen  nun  folgende  Pancte  besondrer  Er- 
wägung. 

1.  Die  frttheren  Beschränkungen  der  Ehesobiiessniig  nnd  der 
9rtUehen  Bewegung  der  Individuen  sind  nenerdings  stets  nur  als 
Verletzungen  der  „natürlichen''  persönlichen  Freiheit  der  Einzelnen 
und  als  Benachtheilignngen  der  auch  an  freier  Bewegung  interes- 
flirten  Volkswirthschaft  betrachtet  worden.  Die  Unhaltbarkeit  dieser 
Beschränkungen  wurde  dabei  jedoch  gewöhnlich  zu  einseitig  an 
einigen  solchen  Fällen  nachgewiesen,  in  welchen  die  an  und  flBr 
sich  nicht  unrichtige  Berticksichtignng  gewisser  Genaeinschafts- 
interessen  bei  der  gesetzlichen  Keguliruiig  jener  socialen  Rechte  der 
Ehesehliessung  und  der  örtlichen  Bewegung  in  falscher  oder  über- 
triebener Weise  erfdli^t  war.  Die  V'erwerfliibkeit  der  Bcschrilnkungen, 
welche  in  diesen  Fällen  ötters  ganz  begründet  war,  ist  dann  aber  ohne 
Weiteres  verallgeoicinert  worden,  als  ob  nun  bloss  eine  radical  indi- 
vidnaUstiscb-atomistische  Fassung  jener  Hechte  das  Richtige  würe. 

Die  BcvrobfUbruDgr  der  Volksviidie  der  sogenannten  deutschen  Freibandelsschole 
aaf  dem  volk-swrirthschaftlichen  (vonprosse  clbSSff  ).  in  der  Publicistik.  ini  T'.irlamcnte. 
bt  meistens  in  diesen  wie  in  anderen  ähnlichen  Fragen  ao  erfulgt,  uberüchietütt  aber 
eben  detwagen  das  Ziel,  roUeads  wenu  d«r  Eiaself«!!,  die  Aneedote,  wie  Afters 
bei  dem  vidigen  K.  Braon,  das  ganse  Beweismaterial  gegeo  die  besduliikenden 
Gesetze  ist. 

2.  Die  voikswirthscbaftlich  nachtheiligen  Wirkungen  solcher 
ßescbränkungen  nnd  umgekehrt  die  yolkswirthschai'tlicb  günstigen 
Wirkungen  der  möglichst  freiheitlichen  Fassong  jener  Rechte  sind 
awar  Öfters  richtig  von  der  Nationalökonomie  abgeleitet  und  dnreh 
die  Erfahrung  bestätigt  worden.  Jedoch  nicht  in  dem  Umfang 
und  mit  der  principiellen  Tragweite,  wie  es  gewöhnlieh  behauptet 
wurde. 

Die  MatioDalltkonofliie  liat  Becbt,  irenn  sie  den  Einffoss  der  Oestaltnng  jener 

Rechte  auf  die  Prodnclion  im  Allgemeinen,  auf  gewisse  Prodactionszweige  wie  dus 
Fabrikwesen  insbesondere,  in  der  oben  dargolo^ten  Art  uarliwii^t.  Aber  wiederum 
Obersieht  sie,  dass  zum  Theil  unmittelbar  und  uüthwendi^'  mit  dicker  Wirkung  rer- 
boAden«  zum  Theil  sie  wenigstens  regelm&ssig  begleitend  eine  andre  nogttnstigc  Ein- 
wirkung einhergeht:  nicht  nur  auf  die  ViTtlieiluug  dos  Productionsortrags,  sondern 
aoch  auf  die  Sicherheit  and  üleichmibäigkeit  des  Gangs  der  Producüou  und  des  Ab- 
satses,  besondeis  io  der  Industrie  nnd  Im  Handel  (§.  50,  73),  sowie  anf  die  Ökono- 
mische Lage  der  an  diesem  Gang  der  Production  zunächst  intcressirton  und  davon  an 
Meisten  abhängigen  Personen,  ncmlich  eines  grossen  Tbeils  der  arbeitinden  Classen, 
aamentlich  der  Fabrikarbeiter  und  kleinen  Hausindustriellen.  Hier  gelten  die  Sätze, 
Welche  früher  ober  die  Nachtbeilo  des  Systems  der  fn  i-  ri  Concurrenz  abgeleitet 
wurden  (I.  §.  .HIT  fl'.i.  Oeftors  rrfolirt  liiiT  auch  wieder  die  falsche  IdeMtincirini^  dis 
cuuelwixtbschaftiichett  Producenteuintcresses^  z.  B.  au  der  Kutwicklung  eioes  Industrie* 
iweigK,  Bit  dem  ToIkswirtlischafUichen  Gesammtintereflse. 

8.  Im  Zusammenhang  hiermit  steht  die  Veikeniiung  schwerer 
wirthscbat'tlicber,  socialer  und  sittlicher  Bedenken  und  mancher 
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unbestreitbar  ungünstiger  Folgen,  welche  eine  Fassung  jener  socialen 

Rechte,  beßonders  desjenigen  der  Eheschliessung  und  der  Frei- 
zügigkeit, rein  nach  dem  wirklichen  oder  selbst  nur  nach  dem 
vermeintlichen  „ Freihcits^'-lnteresse  des  Individuums  für  wichtige 
Gemeinsehai'tskreise,  wie  Familie  und  Gemeinde,  für  die  zumeist 
bertlhrteu  unteren  Classen  der  Bevölkerung  und  schliesslich  für 
das  ganze  Volksleben,  wenigstens  in  der  Gestaltung  des  modernen 
privatwirthsebatUichen  Productionsbetriebs  bei  freier  Concorrenz  mit 
sich  fuhrt 

Eine  sulrbe  Fassung  dieser  Rechte  w.lre  für  den  Einzelnen  und  für  kleinere  und 
grössere  Geoicioscbaftskreise ,  denen  derselbe  angehört,  imtner  nur  unter  der  Vortns- 
setzaog  segensreich,  dass  der  Einzelne  stets  richtig  sein  eigenes  bestes  Intereüse  rer- 
st&nde  und  dass  dessen  Befolgung  filr  dlete  Gemeinschaftskreise  ond  damit  für  alle 
anderen  Volksangehöri^"'-ii  und  für  das  iranz»^  Volk  ptiiisti?  wirkte:  ferner  dass  allo 
Betichräokaugcn  der  iudividuuiica  Freiheit,  welche  nach  ü(»>icht.spuncteu  und  Zielen 
das  lotereaMfl  ?on  GemeliMcbafieii  dotr^oi,  den  EiotobeD  und  diese  Geradnicliiiftea 
und  damit  wieder  alle  Anderen  und  das  (xanzo  Volk  nothwenditr  ^chädifrten.  Alles 
dies  wird  zwar  von  der  liberalen  Theorie  behauptet,  aber  nicht  genügend  bewiesen. 
Die  Argumente  laufen  zam  Theil  nur  «nf  dieselben  petiüones  principii  jener  Theorie 
hiDMS,  velche  im  crstcti  Tlieil  bei  der  Kritik  des  Concnrreonysteiiis  schon  nadi- 
gewiesen  worden  sind  (§.312  Ii  ). 

V.  ^  §.59  [229J.  Die  socialen  Freiheitsrechte  als 
Gegenstand  nationalOkonomisoher  Untersncbnng.  Die 
bedenklichen  Wirkungen  der  absoloten  Fassang  jener  Rechte  hissen 
sich  nicht  nnr  mit  Sicherheit  dedoctiv  als  Gestaltongstendensen 
ableiten,  sondern  schon  liegen  dieselben  auch  unverkennbar  flir 
die  Beobachtung  zu  Tage.  Es  gilt  dies  von  allen  vier  ohnehin  in 
engem  Zusammenhang  stehenden  soeialen  Freiheitsrechten,  wenn 
auch  nicht  von  allem  in  gleichem  Maasse,  am  Meisten  wohl  vom 
Rechte  der  PVeizUgigkeit  in  dessen  heutiger  Gestaltung. 

Mit  Uilt'e  der  Statistik,  als  der  Methode  der  systematischen  Massen- 
beobechtong,  besonders  flQr  sociale  ond  TolkswirduchafUiche  PbinoDMe  (Theil  I 
der  (irandlegnng,  §.  80  lässt  sich  dies  schon  jetzt,  trotz  immer  noch  vielfach  sehr 
unvolljjtüudigen  and  unvollkuuiuicncii  Maifrials.  nntcrsuchen.  Siehe  im  Theil  I,  §.  207  tl". 
die  dort  mit  für  die  Zwerke  dic^<•^  Bt  tia»  htung  der  socialen  Freiheitsrechte  zujsammen- 
gestelllen  Daten. 

Eine  ^jH'ciell  auf  das  Einzelne  tinc^heiide  Darlejiruntr  der  wirthschattlichen, 
sucialcu  und  sittiicheu  Wirkougcn  jener  Kuchte  und  demnach  der  modernen  tieseu- 
gebung,  welche  dieselben  so  abeolot  iDdiridanUstlBdi  formolirte.  gehört  nicht  aa  diM« 
Stelle  und  tiberhanpt,  wenigstens  nach  der  in  diesem  Werke  festgehalten ^  ii  Systemtib, 
nicht  in  die  Politische  Oekonomio.  sondt-rn  in  die  freilich  nahe  verwandte  Wissen- 
schaft der  Inneren  Verwaltung slehro  (im  West-ntlichen  die  alte  Polizei- 
wissenschaft). Diese  unterscheidet  sich  ?om  positiren  Verwaltungsrecht  nami  iitlich 
daduroh  .  dass  ^ic  nicht,  wie  letzteres,  nur  aiJ>  dorn  Standpiirict  «k-  logi  lata, 
.sondern,  wenn  auch  in  Anknüpfung  an  Darlegungen  und  namentlich  an  Vor- 
gleichuBgen  des  geschichtlichen  und  positiven  Yenraltnngsrechts,  ans  dtm  Studpiinct 
de  lege  ferenda  den  (jo!:<  nstand  behandelt.  Sie  nimmt  daher  auf  die  allgemeineren 
Wirkungen  einer  bestiniiuton  Gestaltung  des  Rechts  RUtk>i<  ht. 

Wegen  der  allgemein  wirthschaftlichen  Bedeutung  der  socialen  Freiheitsrechte 
ist  es  jedoch  auch  die  Aufgabe  der  Politischen  Oekonomie,  sich  mit  denselben 
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zu  bcsrhäftigen.  Dies  wird  licsoiificn;  in  diesem  (rrandlogönden  Thcile  nicht 
Bflterbieibea  dUrfea,  um  die  bedeoklichcn  W'irkuDgen  eiuer  absolut  iodiridualiätischen 
FonBoliniiig  diMer  Rechte  irenigtteM  im  System  der  freien  Goocarreoz  auch  vom 
TeOeavirtliMhftftttdieA  Studpnncto  fa  prOlea. 

Die  Bedenken,  welche  eine  rein  individualistische  Fassung 
jeuer  Rechte  bietet,  dienen  namentlich  wiederum  dazu,  die  Prin- 
cipienfragen ,  welche  sich  an  die  Organisation  der  ganzen  Volks- 
wirthsclial't  und  an  das  Vcrhältniss  des  privat-  zum  gemeinwirth- 
ßchaftlichen  System  knüpfen,  richtiger  beurtheilen  und  lösen  zu 
können  (I,  Buch  5).  Es  ist  daher  auch  vom  volkswirthschaftlichen 
Standpuncte  aus  Stellaog  zu  der  Gesetzgebung  Uber  die  socialeii 
Freiheitsrechte  zu  nehmen  und  demnach  mit  zu  entscheiden,  ob 
Qod  wie  den  bedenklichen  Wirkungen  dieser  Hechte  in  ihrer 
modernen  absoluten  Fassung  etwa  durch  eine  Veränderung  der 
Gesetzgebung  za  begegnen  sei.  Wegen  des  innigen  Zusammen- 
hangs zwischen  diesen  Bechten  und  dem  privatwirthschaftlichen 
auf  der  Grundlage  freier  Concnrrenz  beruhenden  System  lüsst  sich 
indessen  leicht  zeigen,  dass  eine  einfache  directe  Beschränkung 
der  socialen  Freiheitsrechte,  mehr  oder  weniger  nach  der  Schablone 
der  früheren  Zeit,  nur  bedingt  in  sehr  begrenztem  Umfange  gerade 
auch  wegen  der  Bedürfnisse  einer-  und  der  Wirkungen  des  privat- 
wirthschat'tlichen  Systems  andrerseits  in  Frage  kommen  kann,  von 
allen  anderen  GegcngrUnden  gegen  solche  Wiederbeschränkung  in 
heutiger  Zeit  abgesehen.  Diese  Rechte  sind,  in  gewissem  iMaasse 
wenigstens,  wie  eine  Voraussetzung,  so  eine  Consequenz  des  privat- 
wirthschaft liehen  Systems ,  wie  es  sich  in  der  modernen  Weit  ge- 
staltet hat. 

Eine  Abhilfe  gegen  die  Nachtheile,  welche  diese  Rechte  für 
die  Gemeinschaft  und  schliesslich  doch  auch  wieder  ftir  die  Familie 
nnd  das  Indiiidunm  hervorrufen,  ist  daher  auch  viel  weniger  von 
einer  reränderten  Socialgesetzgebung  direot  in  Betreff  dieser  Bechte 
selbst,  als  von  einer  reränderten  Organisation  der  Yolkswlrthschaft 
so  erwarten:  namentlich  yon  einer  zweckmässigen  Ausdehnung 
des  gemein-,  besonders  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  auf 
Kosten  des  privatwirthscbaftlichen  Systems  sowie  von  einer  Regelung 
des  letzteren  auf  den  einzelnen  hier  in  Betracht  kommenden  Ge- 
bieten. 

Neben  den  grossen  Gebieten  der  immateriellen  l'roduction, 
den  Thätigkeiten  für  Rechtsschutz  und  allgemeine  Cultur-  und 
Wobllahrtsförderung,  wo  ohnehin,  nach  dem  „Gesetz  der  wachsenden 
Ausdehnung  der  öfifentlichen  Thätigkeif'  (I,  §.  362  S.)  das  gemein- 

A.  W»ffaer,  OrudUfUi.  >•  Aafl.  2.  ThaiL  VolkswütliMbafl    K«elit.  S 
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wirthschaftliche  System  sich  iinmer  mehr  absolut  uud  relativ,  gegen- 
über dem  privatwirthschaftlichen,  entwickelt,  ist  auch  auf  die 
weitere  Herübernahme  passender  Zweige  der  Sarhgüterproduction, 
wie  z.  B.  Eisenbahnbau  im  Staatsbahn  System  u.  v.  a.  m.,  aut  Staat, 
Gemeinde,  öffeoüiche  Verbände  Bedacht  zu  nehmen  (1,  §.368). 
Dadurch  wird  es  möglich,  den  Gang  der  Prodnction,  deshalb  den 
Bedarf  an  Arbeitskri&ften  zeitlich  and  rttnmlich  gleicbmässiger  zu 
gestalten  nnd  mit  einem  Sohlage  einen  guten  Theil  der  heutigen 
Bedenken  g^gen  die  moderne  Fassung  jener  Freiheitsrechte  zu 
beseitigen. 

Der  fldcbmlssigcre  Gang  den  Eiscnbabnbaus,  wie  ihn  z.  B.  ein  rationellM 
SUafsbahnsystem  statt  des  bnid  fieberhaft  übcrtrielx'neti ,  bald  panz  stockenden,  weil 
fom  Gange  der  Specalaüon  abhängigen  Phratbahnsystums  crmöglicbt,  wird  alle  die 
zahlreichen  imd  widitigen  ladostrleen  und  deren  Arbeiter,  velche  direct  und  Indirect 
für  die  B  il  neii  arbeiten,  ebenfalls  glcichmJsrfgcr  in  Ganf^  halten,  reberspcculation  hier, 
Krise  dort,  wenn  nicht  ?erhtlten,  so  weniger  intensiv  gestalten,  dadurch  die  ökono- 
Diischc  Lage  grosser  BeTfilkerangsmasseu  mehr  in  gleichem  Zustande  erhalten,  in  Fulgu 
dessen  die  Schwankungen  in  der  natQriichen  Bewegung  (Eheschliessungen,  Geburten, 
Todesfälle)  und  in  der  örtlichen  Bewegung  (Ein-  und  Auswanderung,  Ab-  und  Zuzug 
in  den  Industriesitzen  u.  s.  w.)  wuuschenswenh  einengen,  und  demgemiw  im  Ganzen 
die  ^rfcoDfen  der  heotigeii  socialen  Frdheitneehle  viel  weniger  bedenktleh  machen. 
KatUrlich  desto  mehr,  je  mehr  es  so  gelingt,  den  Einfluss  der  Conjunctur  und  Sj  . >ca- 
lation  zu  beschränken,  die  Gemein wiithschaft  aaazadebnen,  den  Gang  der  mateheilen 
Prodaction  fester  zn  regeln. 

Diese  Seite  des  Staatsbahnwesens  ist  lange  Zeit  zu  wenig  beachtet.  V^^i.  jedoch 
schon  meine  Darlegung  in  Rau-Wagnor,  Finanzwissenschaft  I.  231,  be>on(b'rs 
sab  b  nebst  Anmerkung  k  und  §.  232,  2.  A.  §,  233,  236,  246,  256,  „Zeitplan"  iur  den 
läsenbehnban,  S.  Ani.  fon  Fin.  I,  §.  272,  276,  282.  Ans  der  Speculationsperiode 
1S71 — 73  unti  Krisis  ]^7H — 74  If.  wird  der  tonangebende  Einfluss  des  Eisenbahnbaues 
auf  einen  grossen  Theil  der  gesammton  Industrie  (durch  das  Medium  der  Arbeitslöhne 
auch  aaf  die  nicht  direct  ihr  die  Bahnen  arbeitenden  Zweige)  allgemein  heiTor> 
gehoben,  wozu  allerdings  ein  wegen  der  französischen  Milliarden  fieberhafter  Staats- 
bahubau  diesmal  mit  beitrutr.  {Vgl.  z.B.  Oechclhäuser.  wirthsrhaftliclio  Krisis, 
Berlin  1876.)  Dieser  fehlerhafte,  weil  zu  uuglcichmussigc  Staatsbahnbau  lasst  sich 
aber  rermeiden  (§.  78).  Zo  beachten  ist  nur,  dass  der  Staatsbahnbao  bloss  ein, 
wenn  aiirh  besonders  wichtiger  BelegfaU  f&r  die  Bichtigkeit  der  obigen  Beweis- 
fahrung  ist. 

Erst  diese  weiteren  Folgen  einer  mehr gemeinwirthscbattliclien 
statt  der  heutigen  mehr  privatwirthschaftlichen  Organisation  der 
Voikswirthschatt  zeigen  die  grosse  Tragweite  einer  solchen  Lm- 
gestaltang;  wie  sie  ohnehin  unter  dem  Einfluss  der  moderDcn 
Technik  sich  vollziehen  muss  (I,  §.  284,  294).  Das  vorliegende 
Beispiel  belegt  aber  von  Nenem  die  Wichtigkeit  nationalökono- 
mischer Untersuchungen  der  socialen  Freiheitsrechte  auch  für  die 
Verwaltnngslehre.  Die  nach  dem  modernen  Lebenshedttrfniss  so 
erwünschte  mOgfiohst  liberale  Gestaltong  dieser  Rechte  kann  bei 
einer  in  stärkerem  Grade  gemeinwirthsebaftlichen  Organisation 
im  weiteren  Massse  zugegeben  werden,  weil  sie  dann  nicht  von 
suchen  Schattenseiten  begleitet  ist. 
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Freilich  darf  daraus  nicht  geschlossen  werden,  dass  bei  völliger 
Verallgemeinerung  und  gar  bei  Aasscbliesslicbkeit  einer  gemein- 
wiftbechaftlicben  Organisation  der  gesammten  Production,  wie  sie 
der  Socialismns  im  Ange  hat,  jene  Freibeitsreehte  wttrden  bestehen 
kQnoen.  Vielmehr  wftre  es  hier  sehwerlieb  %n  yermeiden,  sieht  nur 
die  Ehesehliessnng  (und  Kindererxeugnngf)  einer  amtliehen  Regelung 
Ton  oben  sn  nnterelehen,  nm  den  im  soeialistischen  Wirthsehafts- 
system  enthaltenen  Sehwierigkeiten  des  BeyOlkemiigsproblems  sa 
begegnen  (I,  §.  249,  25.  ),  sondern  namentlieh  anch  die  Freizügig- 
keit und  Ein-  und  Answandemngsfreiheit  sehr  wesentlich  zu  be- 
schränken, mnthmaasslich  ganz  anfznheben,  um  Angebot  und  Be- 
darf von  Arbeitskräften  richtig  auszugleichen.  Es  bedarf  nur  einigen 
Nachdenkens  Jlber  die  Voraussetzungen  einer  allgemeinen  soeia- 
listischen Froductionsordnung,  um  das  einzusehen. 

Bei  dem  grossen  Umfang,  welcher  nothwendig  das  privat- 
wirtbscbaftlicbe  Svstem  auf  dem  Gebiete  der  Production,  mindestens 
i\kt  nnabsebbare  Zeit,  behalten  muss  und  sicherlich  behalten  wird, 
kommen  dann  nm  so  mehr  zur  Bekämpfung  der  Nacbtbeile,  welche 
die  individualistische  Fassung  der  socialen  Freibeitsreehte  bewirken 
kann,  Regelangen  des  wirtbschaftlichen  Rechts  auf  den  einzelnen 
Specialgebieten  der  Volkswirthsehait  in  Betracht.  Dadareh  kann 
ein  Einflnss  darauf  ansgeflbt  werden,  dass  eine  naehtheilige  Ans- 
flbnng  dieser  Freiheitsrechte  unterbleibt  oder  yerringert  wird. 

Hier  bauUeit  eä  sich  namentlich  um  Maasnalmieu ,  velcbc  die  allgemoiucn  üe- 
ftfarea  der  AmtchreitODgen  der  SpecoUtfon,  der  Schwankangen  der  Gonjonciaren,  der 
zn  raschen  und  übertriebenen  Entwirklunfren  auf  einzelnen  Produrtion-^gcbietcn  ver- 
miAdeni.  Daher  kommt  in  erster  Linie  eine  von  solchen  üeäichtsjpaocteu  ausgehende 
Geslaitniig^  der  Oewerbeordnvof,  der  Htndel«*,  OeId>,  Credit-,  Bank-,  AcdengeMlI- 
ech&fts-,  Bör»enf?esetzgebung  in  Betracht.  Weiter  aber  liegen  auch  für  die  A|fnr- 
politik  hier  Aufgaben  vor.  nain^^-ntlicb  eine  Gestaltung  der  ländlichen  Verhältnisse, 
welche  die  Bevölkcrang  gern  auf  dem  platten  Lande  und  in  der  agrari>chen  Tbätigkeit 
renreflen  ll«t,  und  so  den  Zuzug  in  die  Städte  und  Industriesitxe  nicht  noch,  wie 
gegenwärtig  rielfacb.  itlnstlich  steigert.  Endiii  h  ^in(i  aurb  an  die  Finanz-  und  Steuer- 
|»oUlik  in  allen  diesen  Beziehungen  Aoforderungeu  zu  btellen.  (Siehe  \\'eiteres  Uber 
diese  Fragen  nnten  g.  7T,  76). 

Kurz:  die  gcsannnte  Volkswirtlischaltspolitik  inuss 
die  lUickwirkungen  jeder  ihrer  Maassregeln  auf  die  Ausübung  der 
socialen  Freibeitsreehte  und  dadurch  aul  die  natürliche  und  die 
Wandemngsbewegnng  der  Bevölkerung  sorgsam  mit  berttck- 
siehtigen. 
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2.  Abschnitt. 
1«  Das  Ifieeht  der  Ehesehliessnng. 

§.  GO  [S.  437,  i3b\.    Li tterariscUc  Angaben.    Stein,  Veriraltungslehre 

II.  124—162,  Handbuch  I.A.  S.  73—76,  S.  Aufl..  II,  20  ff.;  H.  ßösler,  Yerwaltongs- 
recht  I,  1,  S.  115  ü.,  auch  für  Litteratur  und  Geset/gebauff,  K.  v.  Mohl.  Polizei- 
wiäseiiik^haft,  3.  Auflage,  1,  ISO  ff.,  152  fi.  paasiio;  (ierstner,  (irandlehre  der 
Staatsvenrfthaiif,  WOrzbnrg  1864,  II,  1,  Berölkerongslehre,  S.  148  ff.,  180  fP.,  201  ff.  — 
V.  Könne,  Staatürccht  des  Deutschen  Reichs,  2.  Auflage,  S.  121  IF. ;  derselbe, 
jtreussischcs  Staatsrecht,  Auflage,  I,  2,  S.  179  II,;  Fried  borg.  Itecht  der  Ehe- 
schliessung in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung.  Lcipz.  isa^.  In  der  Litteratur  des 
Verwaltungsrechtä  wird  der  Gegenstand  vielfach  in  Zusammenhang  mit  Heimathrecht, 
Freizügigkeit,  Niederlassung  n.  s.  w.  behandelt.  Siehe  dafür  unten  §.  65  bei  dem 
nächsten  Abschnitt  H.  Die  neueren  Werke  von  G.  Meyer,  Löning  an  den  oben 
8.  84  fenamiten  StelleD.  Rehm,  Artikel  EhflschliessQOf  im  HandvOrterbnch  der 
St;iat:4wisscnschafien  IH,  7  11.  ücber  Raierns  vom  deutschen  Rcichsrccht  noch 
abweichend  gebliebenes  Recht  siehe  Seydct,  baierisches  Staatsrecht  B.  V,  182  ff. 
Auch  Aufsätze  in  Hirth's  Annalen  18S6,  lt>9L 

Kau,  Volkswirth.scliaftspolitik.  I,  i^.  11  ff.,  besonders  §.  15  und  15a  (auch  für 
Litteratur).  Roscher,  I,  5.  Buch  HcviMkrnintr,  bcsondtT-^  255,  258,  Sohaffle. 
bysteitt,  3.  Auflage,  II,  565  ff.,  Kapitalismus,  S.  (>71  fl.,  vielfach  im  Anschlags  an 
Mario,  WeltflkoBomfe,  der  eingehend  die  BerSlkerangsIehie  behandelt,  II,  S76— 422, 

III.  60— 13S.  Vgl.  auch  Seh äffle,  Socialer  Knrp.T  II.  284  (F.,  III.  1—51;  Pesch. «1. 
Völkerkunde  S.  227  Ii.  Wapp&os,  Bevölkerungsstatistik.  II,  2lbfL  A.  v.  Oettingen, 
Moralsutistik,  2.  Aufl.,  S.  75  ff.  Heine  Gesetanissigkdt  der  scheinbar  vülrahr» 
liehen  menschlichen  Handlangen,  Hamburg  ISßL  II.  90  ff.  G.  RUmelin,  Beden 
und  Aufsätze,  Tübingen  1875.  über  die  Malthus'schen  Lehren,  S.  :^05  fl". 

Gesetzgebung:  Gesetze  des  Norddeutschen  Bundes  vom  4.  Mai  1868  Uber 
die  Avfhebang  der  polizeilichen  Beschriokangen  der  Eheechliemog,  Reichsgesetz 
vom  r>.  Februar  1875  über  die  Beuikundung  des  Personenstands  und  die  Ehe- 
schliessong,  besonders  §.  2b  ff.  Baierisches  Gesetz  Uber  Heimath,  Verehelichong 
u.  8.  fom  16.  Aprti  1868  und  23.  Pebroar  1872.  21.  April  1884.  Ueber  die 
neuere  deutsche  Reichs-  und  die  ausfuhrende  Particulargesetzgebung  auf  diesem 
Gebiete  sind  mancherlei  Commcntare  u.  dgl.  erschienen.  Siehe  u.  A.  P.  Hinschi as. 
Reichsgesetz  über  Beurkundung  deä  Personenstands  u.  s.  w.,  2.  Aufl.,  Berlin  1876  und 
das  umfassende  Wert  ron  v.  Sicherer,  Personenstand  und  Eheschliessung  in 
Deutschland,  Erlaniron  ISTO;  derselbe,  Artikel  Standesregister  in  v.  Stengel's 
Wörterbuch  des  deutücheu  Verwaltungsrechts.  Siehe  auch  hier  die  Daten  in  der 
Yorbemerltang  zu  Abschnitt  S  unten  §.  65. 

Es  ist  nicht  die  Aufgabe  dieses  Werks,  auf  die  Geschichte  und  das  heutige 
Recht  der  Eheschliessung  näher  einzugehen.  Weiteres  lift'Tarisches  und  legislatives 
Material  siehe  daher  in  den  genannten  Werken.  Aus  d.  r  Bevölkerungsstatistik  be- 
sonders die  Daten  der  EheschUessungs-,  Heirathsaite r.->-.  unehelichen  und  ehelichen 
Geburts-,  Kindersterblichkeitsstatistik.  Siehe  dafiir  die  Mittheilungen  in  dieser  3.  Auf- 
lage der  Grundlegung  Theil  I,  Buch  5,  besonders  §.  210.  211  219—222. 

I.  ~  §.61  [230J.  Das  altere  Kccht  und  seine  Reform. 
CharacteristiBch  l'ttr  das  (öffentliche)  Eberecht»  welches  wir  in 
anseren  modernen  Staaten  geschichtiicb  ttberkommen  haben,  ist» 
dass  nicht  nnr  die  rechtsgültige  Form  der  Eheschliessong  dem 
individaellen  Belieben  entrttckt,  sondern  anch  das  Recht,  eine  Ehe 
einzugehen,  in  materieller  Hinsicht  an  gewisse  allgemeine  rechtliche 
Bedingungen  nnd  an  die  Zustimmung  von  Gemeinschaften  oder 
von  Vertretern  solcher  geknüpft  war.  Darin  lag  die  rechtliche  An- 
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erkeonoDg  der  aobestreit baren  Tbatoache,  dass  jede  neue  Ehe 
nicht  nur  das  IntereBse  des  Gatten,  sondern  direct  als  solche,  als 
Lebensgememsohaft  der  Gatten,  und  indirect  wegen  der  Folgen 
der  Ehe  ftlr  die  Kindererzengnog  nnd  die  BeyOlkeningsyennehrnng, 
das  Interesse  engerer  nnd  weiterer  Gemeinschaften,  denen  die 
Gatten  angehören,  nnd  sehliesslieh  des  ganzen  Volks  berühre. 

A.  Die  Volksgemeinschatt  nahm  ihr  Interesse  inshesondere  in 
den  Keehtsnormen  Uber  die  F^.  heb  indem  isse  wahr.  Tin  heutigen 
Eherechte  der  modernen  Ciiltiir.staaten  sind  diese  Kliehindernisse 
mit  Recht  f^egen  früher  viellach  beseitigt  und  beschränkt  wordeu. 
Aber  völlig  i'eblen  sie  auch  jetzt  keineswegs. 

Indem  nuneotlich  du8  unbedingte  Ebehindcmiss  des  rerheinithctcn  Stands, 
Biithin  die  Monog'aniie,  sowio  dasjeniu'''  oines  nahen  W-rwandtsrhaftsgrafls  fc^tirehalten 
virü,  trägt  daa  ßecbt  gewissen  sittlicbeu  Au^icbauuiigcn  des  YoIlibbewuäaiseiQä  ge- 
bftkraid  Beehntnir.  (Stehe  Beiehsgesetz  Tom  6.  Febroar  1875,  §.  S3.  Auch  oer 
kier  genannte  Fnll,  das«?  die  Eli  ■  verboten  ist  zwischen  einem  wegen  Ehebrucbs 
Geschiedeiiea  and  seinem  Mitäcbuldigen,  gehört  bierber.  In  diesem  Falle  ist  nach 
einem  in  das  Gesetz  gebrachten  Zusatz  allerdings  Dispensation  znl&ssi^-,  ein  Sli^g  des 
Indiridaalprincips  Ober  die  sittlicbe  Anschauuii^v  Ebenso  im  Entwurf  des  deutschen 
burgerlicben  (iesetzbnrhs  Artikol  i'2'M.  Daselbst  Artikel  12'^!  — 1244  Restimmnngen 
ftber  die  Ebehinderuiäae.)  Indem  ein  beätimmteä  Alter  der  EhcmUudi^keit  verlangt 
vM,  weiden  anch  aanit&re  Intereasen  der  Geeammtheit,  irelche  beim  Ebchiodemiss 
der  Verwandtscliaft  •■lietifalls  ein  wenig  mitspielen,  wahrsri-nommcn.  Beispiel:  das 
preoaslsche  Landredu  setzt  ib  Jahre  ftlr  den  Mann,  14  für  das  Weib  fest,  was  ein 
pnnatficlies  Geeets  rem  December  1872,  um  der  Rechtsgleichheit  Willen,  im  ganzen 
Staate  cinftlhrte.  Das  neue  ReichsReset/  vom  n.  Februar  1S75  bestimmt  mit  Recht 
wieder  bOhere  Zitrern:  vollendetes  20,  und  IG.  Jahr,  mit  Zulassung  von  Disjicnsation. 
Ebenso  im  genannten  EattMirl  Artikel  123.H.  In  der  Erböbung  des  Alters  der  Ebe- 
■tndigkeit  wie  in  allen  solchen  Bestimmungen  des  Rechts  Uber  die  Ehehindemisse 
zeigt  sich  die  iinJi(  >eitip;bare  Berücksichtigung  des  (i e in e i  n s c ha f  t s Interesses  vor 
dei}eaigeo  des  Indiridaalinteresses -.  sehr  mit  Becbt,  aber  im  Widerspruch  mit  der 
sonst  Miebten  absolnten  Fassang  der  perMnliehen  Freiheit  des  Indivtdanms. 

B.  Die  Einmischung  der  grössten  Genieinschatt,  derjenigen 
des  Volks  und  ihres  Vertreters,  des  Staats,  in  die  Elicschliessung 
iat  geschichthch  nicht  häuHg  und  namentlich  selten  aus  ei<;entlich 
popolationistiscbeii  Tendenzen,  besonders  am  die  Ebeschliessungen 
wegen  ihres  EinfliUMes  auf  die  VolksTennehniDg  zu  befördern  oder 
m  besobränken,  yorgekommen ,  obwobl  es  an  ebaracteristiecben 
BeiBpielen  dafttr  nicbl  gefeblt  bat 

Ueber  EhebefSrdernng  siehe  Boseher,  System  I,  §.  255.  Das  bedeutendste 

Bflfa]nel  ans  dem  Altertham:  die  augustefiehe  Gesetzgebung  in  der  Lex  Julia  et  Papin 
Poppaea,  siehe  darüber  Puchta,  Institutionen,  I.  520  IF.  Kindcrpramicnsystem 
Colbert's.  ähnlich  in  anderen  Läiidem  im  17.  Jahrhundert.  Stein,  Verwaltungs- 
Ukn,  143  C;  kurzweg  hier  vom  „tlberwnndenen  Standpnnct"  bei  Ehebeförderung 
sprechend,  was  ein^cific:  und  unliistori-.ch ;  aiirh  in  neuester  Zi-it  sind  in  Frankreirb 
ihnliche  Tendenzen  herrorgetreten  und  fiegOnstigungcn  iiinderrcicbcr  Eben  durch  die 
Gesetzgebung  erwogen  werden.  Siehd  Hohl,  Gerstner  a.  a.  0.  —  Ueber  Eke- 
heschränkungen.  neuerdings  die  practiscli.  re  Seite  der  Frau<  .  K'an,  Volks- 
wizthschnftapolitili  II,  §.  15  ff.,  Roscher.  I,      25S,  Stein.  Verwaltungslehre  II« 
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S.  146  tf.  Die  Frajfc  des  Eheverbots  für  gewisse  Kranke  und  Schwächliche,  nach 
saoitäreo  Rucksichteo  wegen  der  Uebertragung  voa  Krankbeiteu  und  Krankhelte- 
k6im«B  auf  die  HaehkoBUBeDMliaft,  ist  wohl  Bseh  niclit  ftr  alle  Zeit  endgUtig  eat- 

schieden  Auch  hier  kominen  gewichtige  Gemeinsr  ha ftsintcressen  in  Betracht.  — 
Stein  a.  a.  0.  S.  14*J  wieder  zu  apodictisch  rom  Standpuoct  der  Gegenwart  aus. 

Principiell  wird  in  dem  practisoh  wiohtigsteii  Falle,  dass 
etwa  nach  den  UmatXnden,  besonden  naeh  der  Höhe  des  Volke- 
einkommena,  eine  Be schränk nng  der  EbesehUessnngen  nnd 
dadurch  implieite  der  Volksyermehning  vom  Gesammtinteresse  ge- 
fordert wflrde,  dem  Staate  ein  Einmisehangsreeht  nicht  vorznent- 
hahen  sein  (I,  §.  271  am  Sehloss).  Wenn  der  moderne  Staat 
darauf  meistens  verzichtet  bat,  so  ist  dies  im  Ganzen  wohl  an 
billigen,  weil  die  BeschränkuDg  der  „Ehefreiheit"  wenigstens 
nach  unserer  heutigen  Anschauung  am  Schwersten  empfunden  und 
wirklich  als  eine  Verletzung  der  persönlichen  Freiheit  betrachtet 
wird,  und  weil  die  Gemeinschaft  auch  vielfach  in  der  Gegenwart 
ein  Interesse  an  Vermehrung  der  Eben  und  Bevölkerung  hat.  Aber 
damit  kann  und  darf  sich  der  Staat  nicht  unbedingt  ein  lUr  alle- 
mal die  Hände  gebunden  haben. 

Am  Wenigsten  würde  in  einem  so  cialist  i  s c  h  en  Gemeinwesen  principiell  Ehe- 
freibeit  oder  Freiheit  der  Kindererzeugung  gewährt  werden  können,  ein  von  den 
socialistischen  Schriftstellern  ricl  zu  wenig  beachteter  schwacher  Panct  ihrer  Theorie. 
Uber  den  eine  einseitige  Polemik  gegen  Malthus  und  Malthnnanismos  aidlt  hinweg- 
hilft. Siehe  schon  in  der  2.  Autlage  der  Grundlegung  die  Ausführung  in  §.  97. 
besonders  Anmerkung  14,  S.  145.  Jetzt  3.  Auflage  das  ganze  Bach  4  im  Theil  I. 
beaonden  §.  192,  196  und  HMptabschoitt  2  §.  24^260,  Moh  paaüm,  Boeh  1, 
Kapitel  1  (Psychologie).  Mario,  IIE,  &5,  der  ebenfalls  den  Socialisten  den  Vor- 
wurf einer  gerade  ron  ihrem  Standpuncte  aas  anveraotwortlich  optimistischen  Behaod- 
luug  der  Berölkerungsfrage  macht.  Vgl.  obrigens  aach  De  Ltreleyo,  propriAtö. 
Paris  1S74,  p.  aber  die  scheinbar  entgegengesetzte  Erfahrung  inBasslaDd:  dass 
nemlich  die  halbsocialislische  Kindliche  Organisation  doch  nicht  zu  einer  rascheren 
Yolksrermehrang  fahre.  Indessen  bind  einmal  die  Daten  Uber  die  russische  Volks* 
vermehmog,  soveit  rie  aas  den  periodischen  «^khlaogen'*  der  BerOlkening  eotnommen« 
nicht  genau  genug  filr  die  Entscheidung  der  Frasje  nach  der  wirklichen  Vor- 
mehrang;  und  sodann  weist  De  Lareleye  selbst  auf  den  Missstand:  starke  (iebartea- 
zifTer,  aber  aneriiSrte  Kindersterblichkeit  hin.  Siehe  Ober  letxteres  Uebel  RaAeÜn, 
a.  a.  0.  S.  331.  Die  neueren  amtlichen  statistischen  Daten  Russlands  zeigen  übrigens 
auch  eine  sehr  starke  Volkszunahmc  durch  GeburtsUberschnss,  allerdings  mit  grossen 
Schwankungen  nach  Zcitrerbältnissen,  siehe  I,  S.  495,  518.  Ich  halte  den  Einwand 
MS  der  BerOlkemngsfrage  for  einen  der  triftigen,  den  naii  den  Socfnlfanin  maohon 
kaan,  wie  im  1.  Theil  der  Grandlegiing  niher  zu  begründen  gesucht  woido. 

C.  Häufiger  und  allgemeiner  waren  nnd  sind  sum  Theil  bis  in 
unsere  Zeit  hinein  die  Eheconsenareehte  Icleinerer  Gemein- 
schaftskreise, durch  welche  die  letzteren  ihre  (wirkliehen  oder  ver- 
meintlichen) luteressen  den  Eheschliessenden  gegenüber  zur  Gel- 
tung brachten  oder  durch  welche  auch  Interessen  der  Eheschliessen- 
den selbst  nach  dem  Princip  der  Bevoruiundung  wahrgenommen 
werden  sollten. 
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Solche  Rechte  der  Zustimmung;  besass  die  Familie  (das  Geschlecht),  bezir. 
das  Familieoliaapt  (Vater,  Eltern),  der  gesellschaftliche  (und  damit  oft 
(osammeii&llaiid  dar  politische)  Stand,  welchem  ein  oder  beide  Napturientaii 
aßg-ehörten,  die  Gemeinschaft  gleichen  Besitzrechts  bei  der  daraus  herror- 
^ehendeA  Abh&opgkeit  des  Untergebeneu  vom  Herrn  ^irie  in  Lehens-  und  in 
GrvBdherrliehkeitafeililltaiiaBen),  die  Relif  loDsgemeiiiflchftft,  dar  Barvfs- 
VDd  Erwerbsstand,  endlich  namentlich  die  (icmcinde,  besonders  seit  des 
16.  Jahrhundert  (Deutschland,  Kirchspiel  iu  England)  als  die  eventuell  zur  Armen- 
oatersttltznng  rerpflichtete  Gemeinschaft  Manche  dieser  Consensrechte  sind  mit 
des  Eimiektongen,  an  welche  sie  sich  knüpften,  obsolet  geworden,  andera,  nooli  bis 
in  die  neueste  Zeit  bestehende,  sind  ausdrücklich  vom  Gesetze  aufgehoben  worden. 
Mar  kleine  Reste  haben  sich  erhalten,  wie  in  dem,  jetzt  meist  sehr  beschränkten, 
altarlicliaB  nnd  wie  im  staatliehan  Coisansreelite»  valelMt  bat  ClfttslMti- 
diencrn  und  besonders  bei  Militärpcräoaan  io  cililgar  Hilisidit  du  iltara  COBSensrecht 
des  gesellschaftlichen  Standes  vertritt. 

Io  der  Hauptsache  siDd  im  modernen  fiheschliessQngsrecht 
alle  solche  ältere  Besebräokaogen  fortgefalleoi  ist  also  darin  gerade 
das  Individnalprincip  statt  des  GemeinschaftspriDcips  (§.  24) 
%n  umfassender  Geltang  gelangt. 

Siehe  beäonden>  Stein  a.  a.  0.,  bei  aller  Einseitigkeit  und  utituntur  Schiefheit 
seiner  Schabloniairang  nach  Oaschlachterordnnng,  stlndischer,  staatsbtlrgerlicher  Ord- 
nonr  doch  hier  wie  in  seiner  ganzen  Verwaltungslehre  viel  TrefTlicbes:  der  Haupt- 
mangel  bleibt  nur  bei  Stein,  wie  bei  den  Volkswirthcn  der  liberalen  Schule,  dass 
sie  keine  Partbildung  über  die  heatiga  staatsborgerlicha  Periada  hinaus  fttr  zn- 
liSBig.  kaom  für  möglich  anzonehmen  scheinen.  Ucber  die  B<»eitigQng  der  m^nsten 
ilteren  Ehehindernisse,  resp.  Ehebeschränkungen  privat-  und  Otfentlich  rechtlicher 
Art  im  neuesten  Doutachea  Kocht  siehe  das  Gesetz  von  186S  und  v.  Sicherer 
a.  O.  (Boch)  S.  S2B  (f.  In  Baiern  (ond  Elsass- Lothringen)  ist  dieses  Gesets 
nicht  eingeführt.  Baiern  hat  seine  aparte  Gesetzgebung  in  einigen  Puncton  behalten, 
wonach  dort  aach  für  den  Staatsangehörigen  ein  obrigkeitliches  „Yerehelichungs- 
lengniss^  Targaschriaboi  geblieben  ist.  Dasselbe  hat  svar  nicht  die  Bedeatang  einer 
TeraheUchangsbewilligung,  wohl  alier  kann  aus  verschiedenen  Gründen,  u.  A.  auch 
solchen,  welche  die  fehlende  oder  unsichere  Subsistenzfähigkeit  der  Bcautleote  be- 
treffen, ein  Einspruch  gegen  die  Gcw&brung  des  Verehelichungzengnisaaa  Seitens  der 
HelBuülisgeBeinde  des  Mannes  erhoben  werden.  Es  steht  dieses  Eheschliessongsrecht 
in  Verbindung  mit  dem  baieriscli<Mi  Heimathsrecht  (im  Unterschied  vom  reichsrecht- 
lichen Recht  des  DuteratttUungswohusiues)  und  mit  der  Verpflichtung  zur  Annen- 
nntentQtznnf.  Dach  wird  bestritten  (Seydel,  Behm),  dass  die  rarbliabenen  Eha- 
beschränkangen  oine  nothwendige  Consequenz  tl,'S  Hcimathsrechts  seien,  wie  sie  denn 
bei  gleichem  Heimathsrecht  in  Oesterreich  fehlen  (siehe  n.  A.  Seydel,  Annalen 
1S91,  S.  76,  ßehm  a.  a.  0.  8.  18). 

II.  —  §.  62  [231].  Gründe  fllr  die  Veränderung  des 
älteren  Eherechts.  Diese  liberal-individualistische  Gestaltung 
gerade  des  Eberechts  ist  auf  die  mannigfaltigste  Weise  begründet 
worden.  Vomemlieh  in  ihr  sah  man  eine  nothwendige  Conseqaeni 
der  personlichen  Freiheit  Eine  Beschränkung  der  letzteren  auf 
diesem  Gebiete  allerpersOnlichsten  Interesses  des  Einzelnen  galt 
daher  voUends  als  ausserhalb  der  Competenz  des  Staats  liegend. 
Die  günstigen  socialen  nnd  wirthschaflüehen  Folgen,  welche  oben 
anerkannt  wurden  (§.  56),  fielen  schwer  ins  Gewicht.  Der  nicht 
zu  längnende  Zusammenhang  zwischen  dem  Ebeschliessungs-  nnd 
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NiederlassuDgsrecht  und  der  absoluten  und  relativen  HUnfig:kcit 
wilder  Ehen  und  der  unehelichen  Geburten  wurde  bcuulzt,  um  auch 
vom  sittlichen  Standpuncte  aus  eine  mtiglichst  freiheitliche  Ge- 
staltung dieser  Rechte  zu  fordern. ')  Die  ott  kleinliche  und  chicanöse 
Handhabung  der  geltenden  Beschränkungen  der  Eheschliessungs- 
freiheit  und  der  damit  in  V^erbindung  stehenden  Rechte  der  Nieder- 
lassoDg  und  Freizügigkeit  *und  des  Gewerbebetriebs,  häutig  im  eng- 
herzigen Interesse  der  betbeiligten  Kreise,  der  Concurrcntcn ,  der 
Gemeinde  als  der  znr  ArmenunterstfltsaDg  eTentuell  verpfüchteteo 
Gemeinschaft,  diente  ebenfalls  nur  zur  Discrcditirung  dieser  Be- 
schränkangen  in  Bansch  and  Bogen.  Dem  Einwand,  dass  der 
Miesbranch  den  richtigen  Gebraooh  nicht  aufheben  darf,  begegnet 
man  mit  der  Bemerkung,  dass  bei  solcher  Gesetzgebung  ein  Hiss- 
brauch unvermeidlich  sei.  Die  zunächst  berührten  und  ärmeren 
Glassen  schienen  dabei  endlich  besonders  benaohtheiligt  zu  werden, 
im  Widerspruch  mit  der  Forderung  nicht  nur  formaler,  sondern 
realer  Rechtsgleichheit  Die  Bevormundung  dieser  Glassen;  welche 
in  dem  früheren  Eherechte  mit  enthalten  war,  wnrdc  aber  aus  all- 
gemeinen und  hier  noch  aus  besonderen  Gründen  in  einer  so  per- 
sönlichen Sache  wie  der  Khescliliessung  verworfen. 

Das  endgiltigc  Urtheil  Uber  die  Triftigkeit  dieser  Gründe  und 
tlber  den  Werth  unseres  heutigen  Eherechts  hängt  nothwendig  von 
der  gesammten  Auffassung  des  socialen  und  volksuirthschaftlicheu 
Lebens  und  danach  von  der  Aosicbt  Uber  das  lUr  letzteres  aalzu- 
stellende  Ziel  ab. 

Dafür  ist  atif  d<n»  Inlialt  dieses  ganzen  Werks,  besonders  dieses  grnindlofircndcn 
Theils,  und  auf  dio  J:I^O^te^uIiK^  welche  ooten  speciell  an  die  Betracbtong  dor  Frei- 
zQfriKkeit  und  Nfededtssung^freibeit,  des  rollnrirtlisehaftticli  widillgBteii  der  Tier 
socialen  Kreibeitsrechte,  a&geknOpft  vird  (§.  74),  ZU  fenreisen.  Hier  kOnoen  folgende 

Erwügungen  genügen. 

III.  —  §.  63  [232].  Socialökonomische  Bedenken 
gegen  das  heutige  liberal-individnalistische  Ehe- 
recht. Vom  Tolkswirthscbaftlichen  Standpuncte  ans,  von  welchem 
wir  hier  das  Eherecht  in  erster  Linie  zn  betrachten  haben,  ent- 
spricht die  hentige  Gestaltung  desselben  wieder  darehans  den 
philosophischen  and  politischen  wie  den  besonderen  ökonomischen 

Sielie  A.  r.  Üettingeu,  Moralätaüstik,  2.  Auilage,  S.  2b2  If.,  der  dca 
Elnliaie  dor  Gewttgebung  Uber  Eheschlieramip,  NiederlMsaBf  und  (Severbebetrieb  za 

wenig  betont.    Vgl.  übrigens  S.  110.    Wappäus,  Bevölkerungsstatistik  II.  3^5  (f.. 

Maximnin  unehelicher  Kinder  (bei  V'  ru'hioh  nach  Staaten)  in  Deutschlanil 
im  rrrht^rh'-iniMcbün  Baiern  und  Mecklenburg  Uiit  den  laugst  daaeroden  und  streAgätea 
Nir  lrrla^Miiics-  u.  8.  w.  Krscbwerangen.  VerbesseniDg  seit  der  neoercn  GeaettgebuDg 
boiondcrs  in  Baiem,  ■.  d.  S.  124. 
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Gruudanscbaiiim^Tii  der  Theorie  des  ökonomischen  Liberalismus 
und  Individualismus.    Die  Vertreter  dieser  T>ehre  haudeiu  daher 
Anhäoger  des  heatigen  Eberechts  nur  iolgericbtig. 

Von  nnserem  abweiobeDden  socialökonomischeD  Standpimete 
ans  bieteo  sich  dagegen  manehe  Bedenken ,  welche  schon  heate, 
nach  Terhftltnissmfiasig  knrzem  Bestände  des  nenen  Eherechts 
in  den  enropftischen  Colturstaaten,  ihre  vielfache  practische  BestiU 
tiguDg  dnrch  die  Erfahrung  finden. 

Allerdings  treten  diese  Bedenken  in  der  Praxis  stttrker  oder 
schwächer  wesentlich  nach  den  Verhältnissen  der  erreichten  Volks- 
(liehtigkeit  uiul  nacli  den  wirthschaftlichen  Lruständeu  hervor, 
welche  es  unerwünscht  oder  erwünscht  erscheinen  lassen,  dass  sich 
die  Bevölkerung  rascher  oder  lanp:saiiier  vermehre.  Aber  die  prin- 
cipiellen  Bedenken  bleiben  immer  bestehen. 

Die  Sachlage  ist  daher  ve^^clliucleIl.  je  naclulem  man  es  mit  allen,  allf^euiciu  be- 
siedeltea,  dicht  bevölkerten  Culturländern,  welche  bei  der  eifulgteu  Occupaüou  des 
Bodens  nnd  Uebergaiig  desselben  ia  das  Priratcigentham ,  sowie  bei  bereits  erreichter 
bedeutender  Intenäiniit  des  Ackerbans  nicht  mehr  viel  Baom  fUr  BMMn  Zawacbs 
der  BevOikenirijE:  bieten,  deshalb  namentlirh  auf  FHlirikatenaubfuhr  angeiriescn  sind 
(U  §.  254)  inier  mit  jungen  erst  neu  zu  beäiedeludeu,  duuu  bcvüikerteu  Landern  jung- 
friuielien  Bodens  zu  tban  bat  For  nns  kommt  aber  hier  nameDtlicli  der  Standponct 
der  ersten  Reihe  von  Ländern  in  West-  und  Mitteleuropa  in  Rctrachl.  Siehe  im 
l.  Tbeile  Uber  Volksdichtip^keit  §.  230— i.'is  und  über  Uebervölkcrung  §.  250—260. 

1.  Das  heutige  £herecbt  bildet  eioen  bedeutsamen  weiteren 
Sehritt  zur  Tollen  AnflOsnng  nothwendiger  nnd  beilsamer  Gemein- 
schmflabande  nnd  insofern  znr  weiteren  Atomisirnng  der  Gesellschaft. 
Das  IndiTidnalprincip  ist  darin  unbedingt  snm  Siege  ttber  das 
Gemeinsohaltsprincip  gelangt,  welches  bei  solchen  socialen  Rechts- 
instttnteD,  wie  die  Ehe,  seine  Beachtung  gebieterisch  im  Interesse 
des  socialen  nnd  wirthschaftlichen  Organismus  fordert. 

2.  Jenes  Kecbt  ermöglicht  nnd  be2;Un8ti^t  bei  den  unteren, 
ärmeren  und  unj^ebildetercn  Classen  eine  l'rtlh  zeitigere  Ehe- 
schliessung,  ohne  die  genügende  Geistes-  und  Characterreife,  niit- 
nnter  selbst  ohne  die  erforderliche  körperliche  Reife  der  Gatten 
und  ohne  hinlänglich  gesicherte  ökonomische  Grundlage  des  Haus- 
stands. Es  wird  dadurch  indirect  eine  wichtige  Ursache  der  Ver- 
armnng  und  materieller  wie  sittlicher  Noth  verstärkt,  welche  in 
leiehtsinniger,  zu  früher  Heirath,  zu  grosser  Kinderzahl  in  der  Ehe 
liegt,  nnd  ein  Theii  der  nenen  Generation  wird  physisch  und 
psychisch  untttcbtiger.  Die  Generationen  folgen  rascher  auf  ein- 
ander, die  Geburtenzahl  schwillt  stärker  an,  der  Tod  hält  aber 
unter  den  Kindern  nnr  eine  um  so  reichere  Ernte. 
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Die  fiiclitigkeit  dieser  Säue  lässt  sich  bereits  mit  dum  jctzigea  Be?0lkeruag8- 
«Utlititcb«n  Materiikl  eriiftrten,  wi«  dts  theilvelte  im  1.  Thefl  in  Bach  4,  Kapitel  1 
gMChehen  ist.  Die  Gooseqaenz,  welche  hier  aus  den  statistischen  Thatsachen  fur  dio 
Frage  des  Eherechts  gezogen  wird,  wird  Zustimmung:  oder  Abweisung  je  nach  der 
Stellung  des  Einzelnen  zu  den  Maithus'äcbcn  Lehren  finden,  im  Wesentlichen 
übenintHmneiid  Rnmelin.  Aufsitze  S.  S04  Uber  die  Malthus'sche  Lehre.  In  dieser 
und  der  vorausgehenden  Abhandluiip  „über  den  Bo^rifi"  und  die  Daner  einer  Generation" 
mehrfach  Erörterungen  und  statistische  Daten  zur  Bestätigung  des  oben  Ge8M;teo, 


and  Ul>er  die  Bedenlten  eines  raschen  Wachsens  der  ßerölkerung  in  alten  Cultnrländcrn, 
ganz  in  Einlclang  mit  dem  Kern  dt-r  Malthuö'>chen  Lehre,  S.  32  1  If.  Die  bedenkliche 
sofortige  starke  Steigerung  der  Trauungen  und  Geburten  in  gunstigen  Jahren,  bei 
gutem  Enrerb,  mlnlfreii  Preisen  der  Lebaosmittel  (dehe  Grandlegaog  I,  §.219  ffl). 
das  Herabgehen  des  Heirathjialters  in  solchen  Jahren  (Bdgien,  siehe  meine  (Jesetz- 
müssigkeit  II,  94,  96,  England),  das  unverhältnissmässig  niedrige  Heirathsaltcr  auch 
der  Mitnner  in  England  —  fast  die  Hftlfte  der  getrauten  Männer  anter  25  Jahre  alt, 
selbst  unter  20  Jahren  2.4  Procent  trotz  des  nördlichen  Landes!  Wappäus.  II,  27G, 
Statistik  des  Deutschen  Reichs  N.  F.  H.  41,  S.  51*  IT.,  so  jetzt  in  Enirland  und  Schottland 
3.3,  im  Deutschen  Keich  nur  U.lö.  in  Kraokreich  2.3,  in  Italien  1.0,  in  Uussland  aber 
freilich  37.4  [!?]  Procent  Miniier  unter  20  Jahren,  In  denselben  Lindem  in  dieser 
Reihenfolge  H.5,  8.8,  21.1,  17.2,  58.0  [!]  Weiber  unter  20  Jahren  in  die  Ehe 
tretend ;  zwischen  20 — 30  Jahren  bezw.  Männer  und  Weiber  in  denselben  Lindem 
72.8  und  6b.5,  G5.7  und  70.1,  62.1  und  5U.5.  62.1)  und  ü5.5.  41.1  und  33.7  Proc.  — 
die  überall  noch  so  grosse  Kindersterblichkeit  (I,  §.  211),  die  sofortige  Steigerung  der 
Sterbli«  likeit  in  ungünstigen  Jahren  (L  222)  sind  nicht  nur  volliriltisre  Beweise  für 
die  starken  Tendenzen  der  Volksvcrmehrung,  für  die  mächtige  N^irksamkeit  der 
represriren  Hemmmittel  und  flh>  die  immer  noch  so  ungenogeade  Wirksamkeit  einer 
richtigen  PiiTontion  nud  damit  eben  für  die  Richtigkeit  der  Malthus'schcn  Lehre  im 
Kern,  trotz  der  Unhaltbarkeit  der  Formel:  sie  zeigen  ausserdem  auch,  dass  hier  grösste 
Gemeiaschat'tsißteresseu  vorliegen,  welche  man  nicht  ohne  Weiteres  grundsätzlich  preis- 
geben kann,  selbst  wenn  sie  mehr,  als  es  der  Fall  ist,  mit  Indifidaalinteressen  in 
Widersprucli  ständen.  Ob  und  welche  Beschränkung  des  Eli'-j^cliiicssungsrechts  des- 
wegen statthaben  soll,  moss  immer  mit  Rucksicht  auf  die  Erfordernisse  der  pon»ön- 
ticMn  Freiheit  und  nosserdem  nteh  der  eoncret»  Vehlage,  eher  darf  tfdit  nileiB 
nach  jenen  Erfordernissen  entschieden  werden,  sondern  stets  nigieich  mit  Bftdaielit 
auf  die  Bedürfnisse  der  Gemeinschaft:  dies  gilt  es  festznhalten,  geiade  dies  wird  aber 
fon  der  modernen  Freiheilbtheorie  bestritten. 

Dass  freilich  auf  diesem  schwierigen  Gebiete  die  Sitte  mehr  als  das  Recht  es 
sein  sollte,  ron  welcher  Abhilfe  g^en  Oebelstlade,  wie  die  in  Betraff  der  Ehe* 

Schliessung  u.  s.  w.  angedeuteten,  zu  erwarten  wRre.  soll  mit  den  vorausgehenden  Be- 
merkungen nicht  bestritten  werden.  Auf  die  Folgen  einer  sehr  raschen  Volksver- 
mehrang,  roUends  venn  sie  in  Zeiten  nngOnstigen  Enrerbs  hinetodaneiC,  Ist  ans  den 
berOlkerungsstatistischen  Daten  Deutschlands  im  Vergleich  zu  Frankreirli  leicht  ein 
Schlasä  zu  ziehen.  Siehe  auch  darttbor  Graadlegang  Thcil  I,  S.  490  11.  die  zablreidieB 
Daten  über  beide  LSnder. 

3.  Das  neue  £berecbt  steht  auch  im  Widersprucli  mit  Otters 
noch  anerkannten  privatrechtlichen  Pflichten  der  Familie, 
bez.  der  näheren  Verwandteebaft')  zar  Hilfsleistang  an  be- 


')  Diese  Verpflichtnogen  sind  auch  dorch  die  neue>te  deutsche  Armengesetzgebung 
nicht  beseitigt  worden.  Deutsches  Gesetz  Uber  den  UnterstUtzungswohnsitz  ?om 
0.  Juni  1970,  §.  61,  Alin.  2.  Vgl.  Rocholl,  Sy^tem  des  Deutschen  Armenpüege- 
rechts,  Berlin  IST.H.  S.  245  ß'.,  für  Preusson  Bruch  in  Emminghaus'  Armen- 
wesen,  Berlin  1870,  S.  4s  ff.  Nnch  dem  Landrecht  besteht  in  Preußen  eine  Tntpr- 
stutzunffs-  und  Alimentationspflicht  unter  Gatten,  für  Kinder  and  deren  Descendcuten 

?egenaber  den  Elten,  ftr  Ilten  ond  drosselten  gegenOber  den  Kinden  nnd  Enkeln, 
Qr  ToU-  and  halbbürtige  Oesehvhiter  nnler  einander. 


besonders  der  Schi 


Digitized  by  Google 


RtSotm  des  jetzigen  Ehereclits.  123 

dUrtldge  ADgeh((rige  nad  vor  Allem  mit  der  Offentli  c  b- recht- 
lichen ArmennnterBttltzangspflicht  der  Gemeinden 
nnd  ähnlicher  kleinerer  loealer  K((rper  (Kirchspiele ,  Unionen, 
England).  ^) 

Entweder  bdss  man  auch  diese  Pflichten  onomehr  beseitigen,  wms  folgerichtig, 

»bcr  pracüsch  schwierig  ist,  weil  eine  andenreite  Kfgelang  der  Uiiterstütznng:  achtrer 
h&it  oder  den  Gruadsäuen  der  herrächeodeu  Theorie  widerspricht,  wie  diejeoige 
Mittelst  ellgemeinen  Versicberangfs-  ond  Cassenzvangs  für  den  Eintritt  in  HUfacaseen, 
oder  endlich  selbst  principielle,  jedenfalls  aber  practiichu  Bedenken  hat,  wie  die  Uebcr- 
tmarnnff  der  Pflicht  dircct  auf  den  Staat.  ()<I.'r  mm  orhSlt  folgewidrig  jene  Pfiirliten 
aufrecht,  welche  nar  innere  Berechtigung  haben,  weou  die  betreifenden  Uemeiaschafts- 
hreiie,  via  Familie  ond  Gemeinde,  ein  Zustimmnnge-,  bes.  ein  Widospfnohsrecht  gegen 
leichlainBige  EhescMiessung  besit2cn.  Dann  perruh  man  aber,  wie  in  unserem  heutij^eii 
Anneftreclit,  welches  vornehmlich  die  üemeindc  /ar  Unterstützung  verpflichtet,  and 
zwar  die  Gcäneiade  des  Iran  daoeraden  Aufenthalts,  bez.  der  Oebnrt  (§.  66).  in  einen 
anhaltbaren  Communismos,  da  den  Mitgliedern  der  Gemeinschaft  jede  £inwirkan>!:  auf 
das  ihnen  zur  Last  fallende  Indiriduum  fohlt,  —  was  in  jeder  eitrentlirh  sooialisfisch- 
commnnistischen  Organisation  des  Uemeinwesens,  weiche  auch  nur  auf  einige  practischu 
DvchfUirbariceit  Ansprach  macht,  ondenlibar  wlre. 

IV'.  —  ^J)4  [2;5;3j.  Die  Frage  ei n er  Re to rni  des  jetzigen 
Rechts  der  Eheschliessung.  FAue  N'oränderung  des  P^be- 
rechts,  welche  diesen  Bedenken  Rechnung  triigt  und  wieder  directe 
Erschwerung  der  Eheschliessung  eintreten  liisst,  bietet  ohne  Zweifel 
groase  ächwierigkeiten.  Das  jetzige  Recht  hängt  mit  dem  ge- 
sammteD  nenern  socialen  und  wirthschaftlichen  Recht  eng  zasammen. 
Eine  einzelne  Maassrege!  zur  Beschränkung  der  Freiheit  verspricht 
aneh  kaum  grossen  Erfolg.  Man  wird  ferner  auch  von  dem  hier 
eingenommenen  Standpuncte  ans  sageben  dürfen,  dass  die  Ehe- 
freibeit,  als  anmittelbarste  Gonseqaenz  der  persönlichen  Freiheit  in 
deren  bentiger  AafTassang,  das  für  das  Individaam  werthvollste 
der  soeialen  Freiheitsrechte  ist  and  ans  guten  GrUnden  weniger 
als  elnee  dieser  anderen  eine  directe  Wiederbesehrftnkang  nach 
dem  Stande  der  öffentlichen  Meinung  und  nach  berechtigteren 
IndividualbedUrfnissen,  als  sie  in  anderen  ähnlichen  Fällen  zuzu- 
geben sind,  bei  unseren  Culturvölkern  verträgt. 

Von  einzelnen  directen  Maassregeln  zur  Verhütung  leicht- 
sinniger Ehen  verdient  noch  am  Meisten  eine  allgemeine  P2r- 
höhung  des  gesetzlichen  Heirath  salters  besonders  bei 
dem  männlichen  Geschleckte  eine  Erwägung. 

Ein  esolche  Maassrcgel  rerstOsst  nicht,  wie  fast  jede  andere,  gegen  die  materielle 
Bechfsgleichheit,  Isondexn  triftt  alle  Classen  gleicbm&ssig.  Der  Einwand,  dass  dann 


')  biehe  das  Deutsche  Gesetz  über  den  Onterstutzuugäwohiisitz  vom  G.  Juiu  l!)70, 
Aber  FreiiSglglteit  rem  1.  Korember  1607.  Die  nach  §.  2  des  ersten  Gesetzes  bestehende 

dflentliche  ünteratOtzunjf  ist  von  Orts-  und  Landarmenrerbänden  zu  leistnn.  Die 
erateren  liönaea  aas  einer  oder  mehreren  Gemeinden  (oder  Gutsbezirken)  bestehen,  §.  3. 
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die  Zahl  der  wilden  Eben  imd  der  darau:i  ätaiumoudea  wie  sonstiger  uuehelichen  Ge- 
barten nar  om  so  stXrker  sein  werde,  beweist  nicbt  so  viel*  als  gewOhniicb  angenommen 
wird,  wenn  er  auch  nicht  übersehen  worden  darf. 

Mario.  III.  befürwortet  25  J.ihre  fur  Männer,  22  Jahre  für  Weiber  als  ge- 
hetzliclica  Heirathsalicr.  —  Die  I  rago  der  unehelichen  Gebarten  und  die  bezügliche 
Statistik  ist  aoch  im  ).  Thcilo  in  Bach  4,  Kapitel  1  mit  berührt,  wenn  auch  nicht 
f^etiHiitT  verfolgt  worden,  bielie  I,  §.  21*^.  '-'22.  besonders  S.  03»!.  Kein  popalationistisch 
betrachtet,  reicht  die  Zahl  der  uuehelicheu  üuburten  nicht  aus,  um  selbst  in  L&ndero, 
wo  sie  n»ch  der  Gesetzgebung  itber  Kiedadassong  d.  s.  w.  sebr  gross  ist  (Baiwn: 
tlber  20  Procent  aller  Geburten,  selbst  die  gOnstiger  dastehende  Pfalz  eiiig:erechDet, 
in  1841  — 50,  Wappäus,  II,  4öD,  die  LUcke  in  der  eheliclien  Fruchtbarkeit 
auszugleichen.  Dies  zeigt  z.  B.  der  Vergleich  Baierns,  Hannovers,  Mcckieuburgä  mit 
Preussen,  Sachsen  (siehe  Wappina,  I,  150).  Ziemlich  allgemein  bewahrheitet  sich 
auch  der  Satz,  dass  in  .)ahr<  ii  uneünhtiL'en  Erwerbs  und  hoher  Preise  der  Nahrunir?>- 
mittei  mit  der  alsdann  eintretcodcu  Verminderung  der  Xraaungen-  und  eheücheu  Ge- 
barten keine  Steigerung,  sondern  selbst  eine  Abnahme  der  nnebelicben  Gebuxten 
Schritt  hält:  die  erschwerte  Vcrii'  irathung  fahrt  also  nicht  immer  zu  einer  vermehrten 
Zahl  uni'h«li(  lur  (leburten.  (Vgl.  v.  dettinjr'-n .  Moralstati>tik ,  2.  Autlage,  S.  2*^'». 
AOl  11.,  Wappiius,  II,  398  ff.  Frappante  Daten  lur  Wurtumberg  in  liildcbraud'i» 
Jabrbttcheni,  IXi(1667),  364,  wo  in  der  sehlimmen  Periode  ?on  1862—55  die  Zahl  der 
unehelichen  Geburten  von  über  5M)00  in  1S18 — 51  auf  unter  SOOO,  in  1S55  sogar  anf 
7112  sinkt,  obgleich  die  Trauungszahl  ausserordentlich  abnimmt:  Ibol  1  Trauung 
auf  161,  1852—56  auf  bez.  197,  202,  237,  20S,  183  Personen  der  BerOlkerong. 
Vgl.  auch  T(>lJill^'e^  Zeitschrift  1S6S,  XXIV,  620«  623.)  Die  entgegengesetzte  £r^ 
fahrung:  in  Ländern  mit  erschwerter  Niederlassung  ist  auch  deswegen  nicht  so  un- 
günstig, als  mau  rein  nach  der  absoluten  und  relatireu  Zahl  der  anehelichen  Ge- 
borten geneigt  ist,  anzoDebmen,  weit  ein  grosser  Theil  dieser  Gebarten  wilden  Ehen 
entsprossen  ist  und  später  legilimirt  wird.  Siehe  v.  Dettingen,  S.  2S4.'i  Leider 
gestattet  die  Statistik  der  unehelichen  Geburten  nicht  die  wichtige  Unterscheidung 
zwischen  solchen  „illegitimen"  und  ..eigentlich  unehelichen d.  h.  aus  ganz  vorüber- 
gehender OeschlechtsverbinduDg  stammenden  Kindern.  Im  lecbtsrheiiitaGhen  Baiern 
(Südbaiern  ausser  Franken)  war  die  Quote  der  unehelichen  (leburten  fon  allen  im 
Durchschnitt  der  4  Jahrzehnte  1841  —  60:  22.33.  23.56.23.10,  15.00,  1881  —  85 
15.27,  Mazimam  25.50.  1860  and  1864,  1868  noch  22.21  (Eintritt  dar  nenen  liberalen 
Gesetzgebung),  1869  19.82,  1870  17.94,  dann  weiter  sinkend  bis  zom  Minimum  14.27 
in  1^78.  Aehnlicher  Verlauf  in  Baierisch-Franken  (früher  22 — 24,  jetzt  ca.  M  Procent\ 
aber  doch  auch  in  der  Pfalz  (von  9  — 11  herab  auf  5  — 1>  Procent)  (Keichsstatistik, 
Heft  44,  S.  19  ff).  In  Baden  sank  die  Proportion  der  unehelichen  Gebarten  fon 
11-1«;  ^eit  der  liberalen  Gesetzgebung  auf  ca.  8  Procent  (ebenda  S.  24).  in  Würtem- 
berg  von  14 — 15  auf  9 — 10  Procent  (ebenda  S.  25),  in  Mecldenburg-Schwerin  ron 
18—20  aaf  anter  14  (ebenda  S.  26).  Deberall  macht  die  „liberale  Aera**  anzweifel- 
haft  einen  bedeutenden  Einschnitt.  Die  starke  Abnahme  der  Proportion  der  unehelichen 
(ieburten  zeigt  auch  .  dass  unter  denselben  früher  viele  nur  illeiritiine  ans  wilden  Ehen 
waren.  Aber  die  Verschiedenheiten  des  Sinkens  der  Propoiuon  und  der  bleibenden  Höbe 
der  letzteren  beweisen  aoch,  wie  viel  andere  Factoren  hier  mitwirken.  Ferner  ergiebt 
die  neuere  starke  Steiiterung  der  ganzen  (leburtsfrequenz  (Südbaiern  fnther  *{5  —  .16. 
ueuerdiugs  41  —  43,  Franken  33  —  34  früher,  jetzt  36  —  40  auf  1000  Lebende)  die 
heaaende  Wiikasg  des  Crttherea  Bechtt  anf  die  gesunmte  Gebaitsfkeqnenz. 

Unbedingt  ist  mindestens  vor  zn  frtlher  Heirath  auch  bei  der 

Geltuüg  des  heutigen  Keebts  zu  warnen  und  die  öffentliche 
Meinung  in  dieser  Beziehung  aufzuklären:  —  iVcilicli  ein  (iberhau|it 
und  vollen (Is  in  diesem  Falle  immer  nur  langsam  und  schwach 
wirkendes  Hilt'siuittel. 

Um  80  mehr  wird  aber  wieder  auf  den  Zusani  iii  e  nhaug 
der  Organisation  der  Vo I k swi rthscbaf t  und  der  Organi- 
sation der  gesammten  wirtbscbai'tUcheny  namentlich  der  gewerb- 
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JicheD  Arbeit  im  privatwirthschaltlicben  System  mit  der  Be- 
TOlkemogsbewegnng  ondspecieU  mit  der  EheBchiiessitng 
hinxnweisen  sein.  Dareh  eine  mehr  gemeinwirthschaftliche  Or- 
ganisation, Schaffang  neuer  corporativer  Organisationen  im  Gewerbe, 
dareh  EinaehrankuDgen  der  Gewerbeireibeit,  der  Specalationsfreiheit 
ond  dareh  die  oben  (§.  59)  angedeateten  Maassnahmen  auf  den 
dnselnen  Gebieten  des  Wirthsehaftslebens  wird  indirect  anf  eine 
fac tische  Beschränkung  der  Eheschliessungen  hingewirkt  werden, 
ohne  den  Zwang  des  Rechts.  In  derselben  Richtung  kann  eine 
andere  Regelung  der  Armenunterstlitzung  mittelst  des  aui  dem 
Princip  des  Zwangs  beruhenden  Versicherungs-  und  Hiilscassen- 
wesens  für  die  ar!)eitendeu  Clas.sen,  auch  eine  etwaige  Verpflichtung 
der  Eltern,  ihre  Kinder  ia  Untersttttzaogs-  und  Ausötattungscasseo 
einzakaafen,  wirken. 

(Siehe  Maurus,  Freilioit  in  der  Vülkswirtlischaft,  S.  13<).^ 
Aaf  diose  Yerbältuisse ,  besonders  auf  den  gUostigen  Linliuss«  welchen  uiuu 
andere  und  festere  Organisation  der  nationalen  Arbeit  auf  die  Bewegung  der  Be- 
fUlkenng  ansaben  musste,  wird  am  Schloss  des  folgenden  Abschnitts  etwas  näher 
dngeguigen  (§.  76—78). 

3.  Abschnitt. 
a.  Das  Zvgreeht. 

^.  t>5  [S.  44ü  —  44b].    Litterarischc  Augabeii  und  Vorbemerkungen. 
Stein.  Verwaltnngslehre«  II,  272—952;  Handtmch,  ].  Aoiage,  S.  66— 69«  2.  Auflage, 

S.  136  fi.  über  Heimathwesen  und  Verwandtes,  3.  Aoflagc,  II.  S.  42  ff.;  Verwaltungs- 
khre  II,  b.  245—272,  Handbuch,  1.  Auflage,  S.  70—73,  2.  Auflage,  ö.  143  fl..  über 
Pass-  und  Fremdenwesen;  Uber  Armenweseo  Handbuch,  1.  Auflage,  S.  416  fT.«  2.  Asf- 
läge  S.  796  ff.,  3.  Auflage,  II,  S.  63  fl.;  H.  Böfller.  Verwaltungsrecht,  I,  1,  S.  152  ff. 
über  Heimatli.  S.  IH^fT.  über  Aufenthalt,  wiederum  auch,  neben  Stein,  besonders  fttr 
die  Specialiitteratur  und  Gesetzgebung.    Ii.  v.  Mohl,  Polizciwissenscbaft,  3.  Auflage, 

I,  SS3  aber  Armenweeen  (Utteratar  S.  654  Anm,),  III,  S.  103  ff.  Maassregeln  in  Be- 
ziehung auf  Fremde  (Aufenthalt  und  dcrgl.  incl.V,  Kau,  VoIkswinh;?chaft8politik  II, 
§.  15a.  Seydel  im  ScbOnberg'schen  Handbuch  III,  3.  Auflage,  S.  693;  Lftning, 
ebenda,  S.  9S6;  Rehm,  Artikel  Freizügigkeit,  HandwOrteibnch  der  Staatewiflsenschaften, 
III,  672.  —  Derselbe,  Erwerb  von  Staats-  und  (lemeindeangehörigkeit  in  geschicht- 
licher Entwickinnp,  Hirth's  Annalen  lb\)2.  S  l.HT  Ü.  —  v.  Rönne.  d-Mit-^cbcs  Staats- 
recht, 2.  Auliagc,  S.  III  If.  (Litteratur  Uber  das  Deutsche  Freuugiglieitdgeiict/  da- 
selbst AlunerkaDg),  derselbe,  prenssisches  Staatsrecht,  8.  Auflage,  I,  2,  §.  UO,  S.  48  ff.. 

II,  1.  S.  545  ff.  Arnoldt.  rreizupiuk«-it  und  ünterstützungswohnsit/ .  Ri'rlin  1S72. 
Sejdel  in  Hirths  Aooaleu  JbTt),  löU;  Löning,  Deutsches  VerwaltunKürecbt, 
§.  5%:  Georg  Meyer,  Verwaltnngsrecht,  I,  104;  Gneist,  Artikel  FreizOgigkoit  in 
f.  Stengel's  Wörterbuch:  v.  Stengel,  Artikel  Niederlassung,  ebenda;  Ernst  Meier, 
Artikel  Frcizüeigkeit  iu  v.  Holt/endürlfs  Ktiryclopädie  der  Hechtswis.s.'iischaft.  Hier 
oad  in  den  anderen  genannten  Saiuutelwcrkcii  auch  die  Artikel  (jouieiiuic.  Leber 
Baiern  nit  seiner  theilweise  noch  abweichenden  Gesetz|:rebung  siehe  P  Ozl,  Baierisches 
V  rwahaniTsTccht.  3.  Auflage,  München  1S71,  §.  lU)  II".  rr.:mdenpolizei\  1»6  ff.  (Annen- 
ve»ea;,  Hirth's  Annalen  1671,  S.  469,  Sevdei,  daselbst  lbb6,  S.  719  und  lb91, 
8.  72.  sowie  in  seinem  baierisdien  Staatorod^t,  III,  90. 

Aelteres  Recht:  Deber  die  lehrreichen  früher«Mi  Verhältnisse  in  Mi  rkli  nbnrg- 
i»cb worin  siehe  den  Aoisatz  yon  Böhlao,  die  Wandelang  des  Ueimathsrochts  in 
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McN^klenborg-Scbireria  iu  Uildebr.  Jahrb.  1572,  XIX,  321.  Scbütz,  über  Vcrcbelichoojc 
irnd  Uebeniodlangsrecht  mft  RfleMeht  auf  Wttrtembcrg,  in  derTttbinger Zeftschifft  v 

(1848);  vgl.  auch  Hildebr.  Jabrb.  1867,  IX,  327  and  besonders  Tubinger  Ztscbr.  1668» 
XXIV,  Gl 7  ff.  Uber  die  Wirkongen  der  Beschränkiintr  des  Vcrclu'lioliungsrechts  in 
Würtcmberg  i,s.o.  S.  124).  Die  Art.  von  Pözl  im  DcubcLen  Staatswörterbuch :  Aufentbalts- 
recbt,  I,  5U8,  Fremde  und  Fremdeorecht,  III,  7S5  fi*.,  r.  Medien s  Ober  Kiederiasron^, 
Freizügigkeit,  VII,  2!)8 ,  v.  Stahl  and  Bratcr  über  Armenpflege.  Armenpolizoi ,  I, 
369—419;  T.  Lotte  im  Staatalezicoii  (Botteck  nod  Welcker,  3.  Auflage)  über  Frei- 
zügigkeit, y,  700  IT. ;  in  Stute-  md  Oeselbcbafkitezicon  foa  H.  Wag  euer  der 
Artikel  Ober  Armenwesen,  II,  594;  in  Kent/sch'  Handwörterbacb  der  Volksvirtb- 
flcbaftslchre  die  Artikel  Armolh  von  Miller,  öl.  Kroizil^ipkeit  von  Rentzsch,  309, 
üebcr  Uestcrrcich  ülbrich,  österreichisches  Staatsrecht  (Berlin  1S73), 
§.  36.  Uebcr  England  siehe  die  Angaben  im  folgenden  Abaati,  auch  ebenso  für 
andere  Länder.  Frankreich ,  Italien  die  Uanptbestimmuigao  in  den  Artikeln 
der  Sammelvorke. 

Mit  der  Oesetzf ebnng  ttber  Freizügigkeit.  Avfentbalt  nnd  HiederlasaaDg  stellt 

diejenige  Ober  Armenpflege  in  untrennbarer  Verbindang.  Vgl.  darüber  ausser 
der  genannten  Littciatur  noch:  Emminghaus.  Armenircscn  a.  s.  w.  in  den  caro- 
päischen  Staaten.  Berlin  lb7ü;  Rocholl,  System  des  Deutschen  Annenpflegerechts, 
Berlin  lb73;  Kries.  Betnchtnngcn  über  Armenpflege  und  Ileiuiathsrecht,  mit  be- 
sonderer IfQcksirht  auf  Prcussen,  2  Artikel,  Tübinger  Zeitschrift.  IX  (1S53);  Bitzcr. 
Kecht  aaf  Armenuntcrstützong  und  Freizügigkeit,  Stuttgart  lbÜ3;  Kau,  Volksvirth- 
sdiaftspolitik,  II,  §.  324  if  Hier,  bei  Stein,  Bdaler,  Mohl  weitere  Spedallitteratnr. 
Mttnaterberg,  Deutsche  Armenfresetzgebung  u.  s  w.,  Leipzig  18^7.  Vgl.  Ober  Eng- 
land besonders  Kries,  englische  Armenpflege,  Berlin  IStiS.  Aschrott,  englisches 
Annenwesen,  Leipzig  18BG.  Ueber  englische  und  deutsche  (preassische)  Verhältnisse : 
(incist,  Verwaltung,  Justiz  und  Rechtsweg,  Berlin  18(31,  8.349  0*.,  4SS  £  Der- 
selbe, Selfgovemment  in  England,  Aufl.ieo.  B»jrliri  IsTI,  tiber  die  Communal- 
Armenrorwaltung,  117 — 130,  S.  6i>4  Ii.  (ebenda  über  l<ticderlassuogsrecbt  in  Eng- 
land, S.  710  ffl),  über  Fremdenpolizei  n.  e.  8.  260  ffl  Derselbe,  englisches  Yer- 
waltungsrecht.  2.  Auflage,  Berlin  II,  1)80  ff.,  derselbe,  8.  Anflage,  (englisches 

Vcrwaltungsrccht  der  Gegenwart,  Berlin  1S$4),  II,  §.  125. 

Uebcr  den  Zosammenbang  zwischen  Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit.  Jacobi, 
Gewerhegesctzgebung  im  Deutschen  Reiche,  S  il,  20,  K.  Braun,  Gewerbefreiheit 
nnd  Freizügigkeit,  Frankfurt  a.  M.  18G0.  Derselbe,  Studien  Ober  Kreizilirigkeit  in 
Fancbers  Vierteljabrüschrift  Ibtiä,  III;  deroelbe,  die  Freizügigkeitsgcsetzgebuug  der 
Sehweia.  1864.  I.  Ueber  dia  aooialMlilisehen  Bedenken  geg«»  die  Freizngigkeit  aieke 
den  Aufsatz  ron  Stfllpnagel  nnd  Schwabe  im  Beriiner  Stldtiachen  Jahnach  1872, 
VI,  94  ff. 

Oeaetzgehnng:  Deotsches  Oesotx  Ober  Freizogigkeit  tom  1.  Korember  1867, 
tlher  UnterstQtzangswohnsitz  vom  (>.  Juni  1670.  Aendemng  darin  1893/^<4  im  Ueif^a- 
tag  rerhandelt,  preussisches  Ansfahruiigsgesefz  «iizu  rom  8.  MSrz  1871.  Älteres 
prenssischcs  Gesetz  Uber  die  Autiiahmc  neu  anziehender  Personen  vum  31.  D^ 
cember  1842.  Uber  Armenpflege  von  demselben  Datum,  femer  Geaetz  rom  21.  Mai  ibbb, 
StSdteordnung  vom  :^0.  Mai  1853  lAstlicli  '  rrnvinzeii).  19.  MSrz  ISTiO  iWes(fa!en\ 
15.  Mai  IbäU  (Rheinland),  Ober  Recht  zur  Erhebung  von  Einzugsgeldern  für  An- 
ziehende nnd  Hsvsstandsgeldem  hd  Errichtung  eines  selbstindigen  Hansstands,  Ge- 
setz vom  14.  Mai  18«'.o,  (i«\s<  fz  vom  2.  MIrz  1S67  (hebt  das  Recht  der  Gemeinden, 
EinzngsgoM  bloss  für  den  Erworb  der  Gemcindcangehörigkoit  in  ich  t  drs  Rorjrerre«  hfs- 
zu  erheben,  wieder  auf'.  Baiern,  wo  das  Reichsgesetz  über  Unferstutzungswuhusit/. 
(wie  auch  in  Elsass-Lothringen)  nicht  gilt,  Gesetz  tlber  Heimath,  Verehelichung  und 
Aufenthalt  vom  1«'..  April  18rtS.  (;es«'tz  vom  22,  Februar  1872.  21.  Februar  18^1.  Ge- 
setz vom  29.  April  1Ö09  über  Otlentliche  Armenpflege.  Oesterreich:  Geuiciude- 
gesetz  rem  5.  Mirz  1862,  Hdmathsgesetz  rem  3.  December  1863.  Staat^gnindgessti 
Artikel  IV  und  VI,  Gesetz  rem  25.  Juli  1871,  10.  Mai  1873.  Siehe  weitere  Gesetz- 
gebang  bei  Stein,  BOsler,  Rönne,  Mohl,  Rau  a.  a.  0. 

Statistik.  Man  ist  rornemlich  beschränkt  auf  die  den  \'o!kszählungen  ent- 
nommenen Daten  tlher  die  Grösse  nnd  Veränderung  der  Ortsbevölkerung,  wobei 
wieder  <ier  nirht  immer  gehörig  beachtete  Unterschied  zwivrli.-n  der  Bevolkonin?  des 
Gemeindebezirks  und  des  „Orts'',  in  dem  Sinne  von  räumlich  zu^ammenhängcndeia 
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WülingobaiidccoiBploi,  Schwierigkeiten  für  dio  Vt-rf^lfitliung^  inat  lit,  besonders  z.  B.  im 
It&lien  sielic  Grundlegung.  I,  S.  478).  Sielu-  W  ajijjäus,  II,  479  11.,  besonders  493, 
r.  Göttin  gen.'  2.  Auflage.  S.  377  ff.,  beMüderä  Rcbm  ond  Wagner,  die  RcFöIkeroD^ 
der  Erde,  III,  1874,  mit  der  Einleitung  ron  H.  Wagner  über  den  Begrill  dos  „Orts**; 
S.  IV,  1876,  S.  75  if.  Haupidatou  fur  die  grösseren  Städte  im  Gotbaischen 
AI» an» eil,  tmeh  in  Kolb't  Statistik,  in  den  einzelnea  Artikeln  der  Staaten,  aacb 
Gesammtübersicht,  z.  B.  7.  Auflage  1875.  S.  778.  Leider  fehlen  meist  V^erglcicbe, 
welche  sich  über  längere  Perioden  erstrecken :  der  für  die  Fragen  im  Text  wichtige 
PoDct.  In  dieser  Hinsicht  siehe  Schwabe.  Statistik  dos  preussischen  Städtewesens, 
in  Uüdebraod's  Jahrbüchern  1866,  VII,  1  ff.,  mit  Tab..  siehe  auch  daselbst  Uber  die 
Wirkungen  der  Eisenbahnen  auf  die  Städte,  S.  25  ff.  Dann  Preussisches  Statistisches 
Jabrbocb,  I,  llü.  Aach  Jannasch.  Wacbsthum  und  Concantration  der  BerOikcrong 
la  Premeen,  Pmnsisebe  Statistische  Zeltsehrift  1878  ,  262,  darin  nebTTaeh  Daten 
ober  städtische  Agglomerationen,  auch  in  anderen  Ländern.  Auch  sonst  in  der  Zeit- 
schrift de^  preussischen  Bureaus,  der  Statistist.  Gorrc.spondenz  bezügliche  Daten.  Eine 
fonrefllicbo  Arbeit  ..Zur  Eisenbabn*  und  Bevölkerungsstatistik  der  Deutschen  Städte,  be- 
soadexs  der  Deutschen  Klein-  und  Landstädte  ron  ]s67  —  75'*  im  October-Heft  der 
Monats-Hcftc  zur  Statistik  des  Denfsclien  I\<m(  Iis  187^.  Siehe  jetzt  die  theoretischen 
Bemerkungen  über  die  örtliche  Vcrtheilung  der  Bevölkerung  und  die  Wanderungen  in 
OnndleirnDg.  Theil  I,  $.  203,  206  und  die  Daten  ttber  beimisebe  Vanderangen  §.  224, 
sowie  über  Volksdichtigkeit  in  §.  230—23^,  Ii 'Sonders  i:<.  237  (Städte\  Daselbst  auch 
weitere  Litteralarangaben.  Aach  der  Zusammenhang  der  Waudcrungsfragc  mit  dem 
feAswirlbsebalUieben  Berölkerongsprobiem,  wie  er  in  dem  ganzen  Bach  4  im  Theil  I 
rerfolgt  wurde,  ist  für  diesen  Abschnitt  rem  Zugredit  wichtig.  Vgl.  dazu  besonders 
den  Aufsatz  von  Schumann,  über  Innere  Wandeningen,  im  Statistischen  Archiv  von 
Q.  V.  Mayr,  1890,  Band2,  S.  503,  sowie  ebenda  III,  L  Halbband  1898,  S.  183, 
den  An£sat2  ron  Bau  ob  borg,  aber  innere  Wanderungen  in  Oesterreich,  and  das 
Hefi  rat  G.  V.  ^layr's  aber  Binnenwanderengen  im  Verein  fOr  SocialpoUtik,  1893. 
Verhajidlaagen  S.  29. 

Daten  ober  die  locale  Bewegung  der  Berftlkernng  dnrcb  Ab-  nnd  Znzvg 
nach  Jahren  und  Jahresperioden,  bez.  Abschnitten  im  Jahre  sind  für  die  social - 
politisrlion  und  volkswirthscliafflirlu^n  Fragen,  welche  sich  an  das  NiederlassTingsrecht 
und  die  1  reizUgigkcit  knüpfen,  von  be&ondcrem  Werthc.  Der  blosse  rasaauteu- 
edsr  Beisevcrkebr  mnss  davon  abgesetzt  sein.  Solche  Daten  setzen  aber  einege- 
aave  amtliche,  bez.  poli/eilidic  Controle  des  Ah-  iiml  Zuzugs  voraus.  Eine 
soIcIm  Controle  fehlt  jedoch  vielfach  oder  die  geführten  Listen  werden  nicht  za 
Tabellen  eoneentrirt  oder  die  Listen  sind,  ninal  bei  den  beotigen  VerkehrsTerblltnisBen, 
nach  dem  Wegfall  der  Passpflicbtigkeit  lückenhaft,  auch  wo  ein  polizeilicher  Melde - 
zwang  für  An-  und  Abmeldungen  besteht,  wie  meistens  noch  in  Deutschland,  speciell 
in  Preossen  auch  neben  der  Freizügigkeit.  (Vgl.  darüber  Mcitzen  in  der  Zeitschrift 
dsB  praoesiscben  Statistischen  Bureaus  1*?7-L  S.  s]  If.  abw  das  polizeiliche  Meldewesen.) 
—  Man  hat  für  diese  Zwecke  förmliche  Bevölkerungsregister,  namenweiso 
Kegistcr  im  Anscbloss  an  die  Volkszählung  für  alle  Haushaltungen  und  Familien 
md  fftr  die  natarlicben  (Gebart,  Tod),  wie  für  die  ans  Ab-  und  Zuzog,  Domieil- 
Wechsel  a.  s.  w.  hervorgehenden  Voränderungen  erwogen  (sie  bestehen  in  Belgien 
aach  Geleit  vom  2.  Juli  1856.  mit  Ausführungsinstruction  vom  14.  Juli  1856,  siebe 
BqU.  de  la  commiss.  centr.  de  la  slatist.  en  Bcigiqao  VII,  119,  137).  Schon  der 
BfOaoeler  statistische  Congress  hat  sie  als  ..in  jeder  Gemeinde  anamgftnglich'*  befur- 
«ertet  Aber  sie  haben  sioli  .tus  l)i>gr<'iriirlnTi  (irnmb-n  wenig  verbreitet,  bieten 
grsose  Schwierigkeiten  und  sind  unvermeidlich  iückenlialt,  auch  wenn  man  strengere 
Smfbestimnnmgen  fOr  ontertassene  Meldongcn  tritfl.  In  Berlin  hat  man  In  den 
70er  Jahren  an  die  Errichtung  von  ..Hausbüchern"  p^cdaclit.  w.I-lir  'Iii-  Haus- 
besitzer fuhren  sollten,  doch  ist  der  Plan  nicht  verwirklicht  worden  und  hat  viel 
Opposition  gefunden.  Alle  Ab-  und  Zugänge  der  im  Haase  wohnenden  DerOlkeraog,. 
iaeL  der  vorübergehend  als  Gäste  u.  s.  w.  sich  aufhaltenden ,  sollten  hier  controlirt 
werden.  Bei  dem  polizeilichen  Moldewosen  sind  etwas  znviTläs-is-er  inoisfens  die 
Daten  für  den  2azag.  Diejenigen  für  den  Abzug  sind  gewöhnlich  zu  klein,  weil 
mehr  polizeiliche  Abmeldongen  als  Anmddongen  ontorbleiben.  (Dies  bat  z.  B.  seine 
B^itäiigtjng  «rrfiindon  in  Berlin,  dessen  Bov^lkernnir  zu  Fmi'-  1S75  nach  di-n  Listen 
aber  Gebarten  und  SterboDiUc,  Zu-  und  Abzüge  auf  über  1  Millioo  veranschlagt  wurde^ 
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während  die  Zklihiiic  vom  1.  Decemher  ls75  nnr  ca.  '.>i»7, 000  Einwohner  crgrÄb.) 
Deshalb  bleibt  man,  wie  für  diu  i'rage  der  WanderungcD  ^siebc  (iruadieguiig  I,  a.  a.  OX 
aodi  filr  die  Freisttfigkeitsfnf«  doch  hauptsAchlich  auf  die  Ortschaftsstatistik 
und  die  Zusainmonstollunpen  über  »He  Verrmdern  njr  der  st  fi-itisrhcn  nnd 
ländlichen  Bcvöli&cruag  aogcwiusoQ.  FUr  Berlin  vgl.  dea  geuauoteu  Aufsatz 
Wim  ?.  Stttipnagel  und  Schlahe  über  den  Zu-  nnd  Wegzogt  tob  Beriin  in  1871, 
Stidtiflchea  JahrlxK  h  für  Statistik.  VI  (1872),  S.  94  ff.,  aach,  wie  oben  bemerlt,  ftr 
«Ii;  jtrincipielle  Seite  der  Freidiijriirk-'it .  worauf  diese  Berliner  VerhiltniS"»©  ein 
frappantes  Licht  werfen  ^S.  1>0  Ii.'.  \\  eitere  Daten  in  den  folgenden  Jahrgängen  des 
treffUchen  B(k^h*schen  Statistischen  Jahrbuchs  für  Berlin,  sowie  für  eine  Reihe  ron 
Deutschen  Städten  im  Statistiv-li-'n  Jahrbuch  Deutselier  Stä.Jte  (z.B.  II,  |S!H>.  S.  29, 
d7,  3^).  Jetzt  auch  in  den  Vcrölieotlichungcn  des  Berliner  stat  Bareaus  wöchentlich. 

Von  Interesse  für  die  im  Text  beliaadelteo  Fragen  ist  aneb  die  Oebnrts- 
sfatistik  der  OrtsberOlkerang.  welche  z-  iirt.  in  welchem  Maasse  sich  letztere  ans 
Personen  verschiedenen  Gebortsorts  und  -I/mdcs  zusammensetzt.  Vgl.  K.  Brämer. 
Heimath-ssinn  und  Wandertrieb  der  Bevölkerung  des  preussischcn  Staats,  Preussische 
Statistische  Zeitschrift  1S7.H,  S.  336.  Besonders  aber  «ins  Werk  des  ebenaligen 
baierischen  statistischen  Vorstands  G.  Mayr,  die  baierische  Bevölkerung  nach  der  , 
GebQrtigkcit  (Heft  32  der  Beiträge  zar  baierischen  Statistik),  Manchen  l^Tti,  in  der 
Einleitangr  mit  speciollen  Erftrterangen  einwiritender  Onsllnde.  Neuerdings  sind  in 
den  Arbeiten  der  amtlichen  Statistik  derartiire  Berechaongen  biofiger  nnd  durch  Zo- 
rtlckgehen  auf  das  D.  tail  noch  lehrreicher  geworden  (z.  B.  in  Oldeobnig«  Basel^. 
Siebe  Band  31  der  Keichsstatistik.  Grundlegung  I,  S.  569. 

Von  grossem  Interesse  wären  statistische  Daten  Uber  Wanderungen,  insbesondere 
auch  innere,  und  itber  die  Zusammensetzung  der  Ortsbevölkerung,  besonders  in  den 
Städten,  in  frtiheren  Zeiten.  Einiges  Material  dazQ  findet  sich  mitunter  noch  in  den 
stiddschen  Arcbiren,  aber  doch  sehr  lüclcenbaft,  und  die  Yerarbeitnnf  ist  sehvieiig. 
I  m  so  dankenswerther  ist  die  wiclitigste  liiorber  gehörige  Arbeit,  die  von  K.  Bücher, 
wo  mit  ebenso  grossem  Scharfsinn  und  Combinationsga)>e  als  Fleiss  ein  mangelhaftes 
Material  doch  mit  einigem  Erfolg  ausgebeutet  worden  ist,  in  seiner  Schrift,  die  Be- 
TflUccruii^  in  I>ankfurt  a.  M.  im  14.  und  15.  Jahrliundcrt,  I,  Tubingen  1886,  be- 
sonders S.  422  If".,  465  ff.,  r)02  ff.  (von  Werth  für  die  Bechtsfrasjen  und  die  Be- 
dingungen der  Aafnahme,  daher  auch  gerade  für  die  Fragen  dieses  Abschnitts  die 
AnsAtbrnngen  dasdbst  S.  334  ff.).  Femor  mf  Omnd  dieses  Materials,  mit  Ver- 
pleichungei)  in  ticrer  Verhilltnisse  .  der  fur  die  ganze  W'anderunjrs-  und  FreizUgigkeits- 
firage  wichtige  Abschnitt  tlber  innere  Wanderungen  aud  Städtewesen  in  BUchcr's 
Schrift  „Entstehung  der  Volkswirthscbaft",  S.  251  ff.,  wo  mir  indessen  in  Betreff  der 
VergleicÄnng  der  modernen  mit  den  spätmittelalterlichen  Wanderungen  and  in  Betreff 
der  zu  erwartenden  Ermä^isigunj^  der  neuesten  inneren  Massenwandcningen  die 
Schlüsse  und  Urtheile  etwas  anfechtbar  und  namentlich  für  die  Gegenwart  and  dem- 
nicbstlge  Znknnft  etwas  zu  optimistisch  erscheinen  (siehe  a.  a.  0.  S.  260  ,  283,  be- 
sonders  S.  :{02  — SOI,  vgl.  dai/.irm  nnfni  §.70^. 

Endlich  mag  für  die  ganze  Frage  dieses  Absohnilts  wieder  anf  das  geistvolle 
Bach  G.  Hansen  s,  die  drei  Berfttlterongsstafen  (siehe  Grandlegung,  I,  466,  Bvchea- 
borger,  1.610)  verwiesen  werden.  Ueber  sociale  nnd  sittliche  Seiten  des  YagabnndeD* 
thoms  und  verwandter  Verhältnisse,  welche  mit  der  l'reizdirijrkeit  in  gewisser  Ver- 
bindung, siehe  C.  Lieb  ich.  Obdachlos,  Bilder  aus  dem  socialen  und  sittlichen  Elend 
der  Arbeitlosen,  mit  einem  Vorwort  fon  mir.  Beilin  1894. 

1.  —  §.  66  [234].  Aelteres  und  Deueres  Zng^recht 
Das  Zagrecht  bezieht  sich  auf  das  Recht  des  Aufenthalts- 
wechseis  im  Inlande,  die  Wahl  des  zeitweiligen  Anfent- 
haltsorts  (j^Anfentbaltsrecht"  im  cn^rn  Sinne,  auch  zu- 

sannuenbängcnd  mit  dem  Hciscrecht;  und  hUMl)ciidcn  Nieder- 
lassungsorts oder  Doniicils  („N  i  c d  c  r  1  a  s s  ii  ii  jr  sre c  h  in 
diesem  Sinne).  Es  hat  neben  seiner  eniiniHten  Hedeutung  für 
die  reio  persönlichen  Interessen  des  Individuums  und  der  Familie 
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eine  gaos  besondere  eiDzel-,  privat-  wie  yolkswirtfaschaftlicfae 
Wicbtvkeit. 

Denn  die  alli^emeiDstc  Ursache  des  Wechsels  dos  Aufenthalts  und  W  ohiiortü  und 
der  damit  rcrbundcnen  Niedcrlassang  ist  eine  wirthschaftliche :  die  AosUbUf  dcA 
I^t-ruf?,  der  Erwerb,  bez.  der  bessere  Erwerb.  Hier  liegt  für  den  Eui/.elncn,  vom 
(irosMoternehiaer  bis  zum  leUteo  Handarbeiter,  daber  oft  ein  wirthscbafüicbcs  Be- 
^aiftto  entra  Suigea  for,  «leli  nöglielist  frai  bewegen  sn  können.  Ond  tovelt  die 
Bt'friedigtinsr  «lieses  Rodürfnisses  die  Voraossetzong  von  wirthschaftlichen  Lcistangen 
lies  Einzelnen  überhaupt  oder  von  besseren  Leistungen  desselben  ist,  —  liandlc  e^> 
sich  um  die  Errichtung  und  Leitang  einer  Unternehmung,  um  eine  Kapitalanlage 
oder  um  die  Verwerthnnf  der  Arbeitskraft  schlechtweg.  —  besteht  hier  auch  w^ieder 
«in  allgemeines  und  erosses  vollswirthschaftlichcs  Interesse  und  daher  ein  solches 
dtfs  Staats  all  der  entsprechenden  Gestaltung  des  Zugrccbts. 

Daa  Zugrecbt  in  liberal-individualistischer  Gestaltung, 
80  dass  der  Staatsangehörige  sich  möglichst  frei  nach  seinem  Be- 
liebeo  Örtlich  bewegen  und  niederlassen  kann,  beisst  Becht  der 
Freisflgigkeit  In  den  Galtnrstaaten  unserer  Zeit  ist  dieses 
prioeipieU  gewährt  worden,  sowohl  als  noth wendige  Conseqnena 
der  persönlichen  Freiheit,  als  aneh  speoiell  ans  einzel-  nnd  volks- 
wirtbsehafflichen  Gründen.  Bedingungen  nnd  damit  Grenzen  dieses 
Reebts  fehlen  zwar  aneb  hente  nicht,  sie  sind  aber  mnglichst  re- 
docirt  worden.  Die  wichtigsten  verbliebenen  kleinen  Einschränkungen 
stehen  mit  (Jem  Aimenrccht  in  Verbindung. 

Insbesondere  sind  die  meisten  geschichtlich  überkom- 
menen 15  es c  h  r ä n  kn  n g e n  der  freien  Wahl  des  Aut'enthalts- 
nnd  Wohnortes  im  älteren  Ziigrecht,  welche  aus  den  dem  Indivi- 
daalintereäse  entgegenstehenden  Interessen  von  Gemeinschaftskreisen 
henrorgegangen  waren,  grösstentbeils  gesetzlich  aufgehoben  worden, 
foweit  sie  nicht  ohnehin  bereits  verschwunden  waren. 

§.  67  (234).  A.  Bechte  zur  Beschränkung  des  Zugrechts  he 
standen  frtther  mannigfach,  wechselnd  nach  Zeitaltern,  rolks- 
wirtbsehaftlichenEntwicklnngsstofen,allgemeinettRechtsverh&ltniBsen 
(Gmndherrlichkeit,  Hörigkeit),  nach  dem  Interesse  der  Antoritftten 
in  den  Orten  des  Zuzugs  und  des  Abzugs  nnd  hier  je  nach  dem 
Weebsel  dieses  Interesses  zn  Gunsten  bald  der  Brleiehterung,  bald 
der  Erschwerung  des  Zn-  nnd  Abzugs. 

Besonders  wichtig  waren  seit  der  Periode  der  Städtebildung 
im  europäischen  Mittelalter  die  Rechte  in  Betreif  des  Zuzugs  für 
die  städtische  Ge  mein  de  und  des  Abzugs  ftlr  die  ländlichen 
Gmndherren,  deren  Interesse  auf  Beseitigung  der  früheren  Frei- 
zügigkeit und  Bindung  der  bäuerlichen  Classen  an  die  Scholle 
binausgiug.  Daher  denn  auch  Wegzngsbcschränkungen  die  älteren, 
«päter  aber  (in.,   17.  Jahrhundert)  von  Neuem  mehrfach  ber- 

A.  WagB«r,  OraBdltfimg.  «.Aufl.  2.  ThtiL  Tolkawirthaehaft  it.  Bttcht  9 
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▼ortrelenden.  Die  Stadlgeoieuide  scbente  die  Gefahr,  Schutz  ge- 
währen oder  Armenmiteretlltsaiig  lebten  tu  mflssen,  bei  dem  Zn- 
zng  nener  Ankömmlinge  (wie  bei  der  Verheintirang  und  Nieder- 
lassnng  zur  Grflndnng  eines  Hanaetands  Seitens  schon  Heimath- 
berecbtigter).  Im  Interesse  einzelner  Bernfs-  und  Besitzstftnde, 
wie  der  zUnftigen  Gewerbtreibenden,  der  Iftndliehen  (Gro88-)6nind- 
besitzer  u.  dgl.  m.,  wurde  je  Dacbdem  der  Zuzug  oder  der  Abzug 
der  Personen,  die  man  als  Coneurrenten  fürchtete  oder  als  Arbeits- 
kräfte brauchte,  rechtlich  beschränkt.  Auch  Interessen  der  darch 
den  Staat  vertretenen  ganzen  Volks wirthschaft  spielten  bei 
diesen  Beschränkungen,  besonders  seit  der  Neuzeit,  mitimtci  mit, 
nemlich  KUcksichten  auf  langsamere  Volksvermebrung,  aut  ruhigere 
stabilere  Lebensverhältoisse  der  Bevölkerung,  auf  £rbaltung  der 
Glanbenseinheit,  wie  in  den  Zugs-  nnd  Niederl  assnogsbeschrän- 
knngen  wegen  BeligionsYersohiedenbeit  (Juden,  Evangelische  in 
katholischen  Lftndem  nnd  umgekehrt),  aof  Ahhaltong  Ton  fremden 
Beyölkemngselementen,  welchen  man  schädliche  wirthschaftKehe 
Eigenschaften  anschrieb  (Joden). 

Vgl.  bcbonders  Stein.  Verwaituogslebrc.  Mit  iLeilweLäcr  iieuatzoiig  der  Steia- 
sehea  Dustellu^  gebe  leb  folgende  Uebenieht  Uber  die  Utenn  Yeiblldiiaie. 

Am  Wichtigsten  waren  in  den  letzten  Jahrhunderten  die  Bechte  der  Ge- 
meinden. Beschränkungen  der  FreizUpipkeit  und  Niederlassung  für  Orts- 
fremde und  der  EheschliessDUg  und  der  Gründung  eines  Uausstands  fOr 
Einheimische  eintreten  zalaaieo,  bes. Bedingungen  ftr die  Erlengnng  der  Mf  bniie 
zur  Verhcirathunp  und  zum  Einzug  zu  stellen.  Mehrfach  hingen  diese  Verhältnisse  in 
den  Städten  mit  den  Rechten*  fast  immer  mit  den  Interessen  der  Uandwerfcerzonüe 
zotunmen.  In  IrQlierer  Zeit  leg  es  neleleni  im  Interesse  der  Städte,  znr  Mdmng 
der  städtischen  BerOlkemng,  zur  Verstärkimg  der  Wehrkräfte  nnd  zar  Erlangung  von 
Arbeitskräften  für  niedere  Dienste  den  Zuzug  zu  erleichtern.  Anpchöripe  der  Land- 
gemeinden, der  Grundherrbchaften  ^aacb  unfreie;  und  andrer  Städte  wurden  daher 
gern  als  SehntzbOrger  uil|^«aoiBnien,  selbet  g^pen  den  Willen  der  Grandberreebaften, 
jn  im  Kunpfe  mit  ihnen. 

Später  schlössen  sich  Zünfte  and  Städte  mehr  ab,  das  Intere^e  wurde  in  lang- 
samerer Vermehrung  der  stidtiseben  BerOlkerung,  daher  in  ErBcbveningen  der  Heiratn, 
der  Begründung  selbständigen  Hausstands  und  des  Zuzugs  Ton  Auascn  gesehen  .  theiU 
um  die  tr.-w.'rbliche  Conciirrenz  im  Orte  fern  zu  halten,  theils  und  im  Laufe  der  Zeit 
iuimer  mehr,  um  sich  gogcn  Verarmte  oder  leicht  zu  Verarmende  zu  schützen.  Daher 
für  Ortaangeeessene.  Heimatbbeiechtigte  das  conmnnale  Eheconsensraebt,  die 
Forderang  von  Vermö^jensnachwcisen,  gutem  Leumund,  einem  bestimmter» 
Alter  (auch  Uber  die  Grosigihrigkeit  hinaus) ,  besonders  für  den  Mann  Zahlung  roa 
Bflrgergeld,  ron  der  oitafremdea  Fian  Zvzngsgeld  «.  dgl.  m.:  und  analog  flkr 
di^enigen  am  Orte  nicht  heimathbcrechtigten  Personen,  welche  sich  daselbst  nieder- 
lassen wollten ,  ähnliche  Bedingunjfen  und  gemeindliche  Zuslimmunfjsrechte .  >i'*- 
sonders  Vermögens-  oder  Erwerbs  nach  weise,  Zahlung  von  Einzugsgclücia, 
VerpflicbCnng,  des  Bürgerrecht  zn  enrerben  (unter  weiteren  erschwerenden  Be> 
dinguneen ,  namentlich  auch  Zahlung  von  Bürgergeld),  besonders  für  den  sel)»- 
ständigtiu  Gewerbebetrieb;  endlich  besonders  aach  ron  Personen  der  arbeiten- 
den Classe  (Lobntrbeiter.  Dienstboten)  und  ron  aUen  Fremden,  welche  sich  aiioh 
nur  kürzere  oder  längere  Zeit  am  Orte  aufhallen  wollten,  die  Forderung,  sich  durch 
amtliche  Oocomente  (üeimathscheine,  Pässe)  Uber  den  nnbestrittenen  Besita 
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eines  anderen  Heiinatbsorts  auszuweisen,  nach  W(;lchem  sie  oveutuell,  besonders  im 
Falle  der  Verarmung ,  auch  ans  strafrechtlichen .  ^itteopolizeilichen  Gründen  zuruck- 
iresdiolm  Verden  könnten;  demgenln  auch  strenger  ABnaldezvang  im  neuen 
Orte,  ercntnell  Verpflichtung,  hier  zum  Theil  wiederum  gegen  eine  Gebuhr,  die 
(vidermf liehe)  Erlaubniss  zum  Aufenthalt  (erentuell  nur  auf  Zeit)  und  darüber  eine 
aidfebe  BeeelMioigung  dnioholea  (System  der  Aafenthaltskarteii). 

Die  autonomen  Rechte  der  Gemeinde  als  solcher  sind  auf  diesem  Ge- 
biete zwar  seit  dem  16.  nnd  17.  Jahrhundert  durch  die  aufstrebende  Staatsgewalt 
ia  der  Periode  des  Uebei^ngs  tou  der  stadtvirthschaftlichen  zur  territorial-,  staats- 
nd  fligentlich  roUswirthschaftlichen  Phase  TielÜMh  beschränkt  worden,  theils  schon 
etWAS  znm  Schutze  der  Einzelfreiheit  des  Staatsang:ehörigen  (aufkommende  Idee  der 
staatsbürgerlichen  Rechte),  theüs  aus  Sicherheit»-  und  bettelpolizeilichen  Rüdisicliten, 
fsden  die  Sttafagenralt  nichteasisslge  Pefsoseo,  «n  sie  dem  Veganteolhiim  m  eai- 
ziehoD,  den  Gemeinden  zur  ArmenunterstUtzunp  zuzuweisen  suchte.  Aber  diese  Heiden 
leadeozen  führten  nothwendig  zu  einer  allgemeineren  Staatsgesetzgebung 
uf  diesem  Gebiete,  worin  in  Anknüpfung  an  die  geschichtlich  abeikommenen  Vor- 
lÜtsiM  tov^  ein  Compromits  die  sich  so  vielfadi  kreuzenden  Interessen  leidlioli 
aosfeglichen  werden:  die  Interessen  des  Individuums  an  Freizügigkeit,  freier  Ehe- 
»chliessung  und  Miederlas&uog ;  der  FroUuction,  der  kapitalistischen  Unternehmer, 
kesndeis  In  der  Industrie,  an  IMer  Bewegung  der  ArbeitKrill»  nd  KspftaUen;  des 
Staats  an  sicherer  Versorgung  der  Vorannenden,  sowie  zur  Wahrung  der  sicherheits- 
poliietlichen  Üttcksichten,  anderseits  auch  an  Durchführung  des  Princips  der  staats- 
kUfnUcken  ISelcfabeH  und  der  EntwicUanf  der  nttionaien  (Gross-)  Industrie;  der 
Gemeinden,  besonders  der  St&dte  und  einzelner  Interessentenkreise  in 
HiDcn.  wie  der  Zünfte,  an  BeschrÄnkunp  der  Bevölkerunpsvermehrung-,  des  Zuzugs 
uad  der  Eheschliessung  Dürftiger,  an  Minderung  der  gewerblichen  Goucurrenz  und 
scUiflssUeb  an  mlssif  bleibender  Armenlast,  umgekehrt  der  lindlichen  Grand- 
besitz  er,  namentlich  der  grösseren,  insbesondere  bei  der  Ausbildung  eigener  und 
pächterÜchei  (iutswirthschaften  (England  seit  16.  Jahrhundert,  deutscher  Osten  dgU 
tt  Restbaltvng  der  erforderUeben  lindlieben  Arbeitskrifte. 

Dieses  (>>mpromis8  wurde,  besonders  frtlber  und  in  einzelnen  Ländern,  wie  in 
Eneiand.  Siiddent-rhland  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein,  unter  stärkerer  Berück- 
bicbtiguug  den  üemeindeinteresses  (der  parishes  in  England),  geschlossen  Daher 
hier  rielfach  noch  eine  Beibehaltung,  selbst  eine  weitere,  jedoch  einbeitlicbere  Aas- 
bildung der  älteren  beschränkenden  Rechte  der  Gemeinden  auf  diesem  Gebiete,  nur 
eine  notbdttrftige  Berückaicbtignng  des  Indifidnalintereeses  and  des  Princips  der 
stiatsbargeftteben  ffleiebbelt  Die  oemmanalen  Beehte  waren  aber  niebt  mebr  ein 
Amfluss  der  Autonomie,  sondern  der  Staatsgesetzgebung  über  Heimathrecht,  Aufent- 
bält--.  Niederlasfiungs-,  Zug-,  Annenrecht,  und  die  Rechte  wurden  auch  nicht  mehr 
uumer  füu  den  Gemeinden  und  ihren  Organen  »elbst,  sondern  von  Staatsbehörden, 
imbflsondere  von  der  Polizei  ausgeübt,  aber  doch  im  Interesse  nnd  wohl  aneh  anter 
einer  gewissen  Mitwirkung  der  Gemeinden. 

Charactehstischo  Beispiele  für  diese  Gesetzgebung,  welche  zwischen  den  älteren 
Veriahnlasen  der  commanalen  Antonomie  and  der  heutigen  Freizügigkeit,  aber  sachlich 
<i«B  älteren  Vorschriften  näher  steht,  sind  die  süddeutschen  Gesetze  auf  diesem 
Gebiete.  Vgl.  besonders  die  baierischen  Gesetze  über  Armen wesen  vom  Iii.  No- 
Tenber  ISlfj,  Heimath,  Ansässigmachung,  Verehelichung  vom  11.  September  1S25, 
1.  Joli  1834,  25.  Juli  1850,  die  badischen  ?om  91.  December  1631,  15.  Februar 
l'*51,  4.  October  1S62.  in  Würtemberg  Gesetz  Tom  15.  April  1S28,  revidirtcs 
Borgerrechtsgesetz  tom  4.  December  1S33.  Gesetz  rem  5.  Mai  1852  u.  a.  m.,  z.  Th. 
die  Qemeindeordnangen.  (Siehe  darüber  Bit zer 's  oben  genannte  Sehrifl,  Kecht  auf 
Anneounterbttttzung  und  Freizügigkeit.  „Beitrage  zur  Frage  eines  allgemeinen  deut- 
schen Heimathrechts^ ;  Uber  Wttrtemberg  speciell  Tübinger  Zeitschrift  XXIV 
(IWSi,  S.  617  ff.) 

In  Frankreich,  Preussen  ist  das  Princip  der  staatsbtirgerlichen  Gleichheit 
o&d  das  Freiheitsintcrease  des  Individuums  früher  zur  Geltun?  in  der  Gesetzgebung 
gekagt,  das  —  anrermeidliche,  siehe  §.69.  —  Compromiss  zwischen  den  oben 
gesaanten  sieb  kreasenden  Interessen  oder  m.  a.  W.  wieder  zwischen  dem  Individaal- 

und  dem  Gemeinschaftsprincip  wurde  daher  hier  seit  län^-^or  mehr  zu  Gunsten  des 
£iazeben  and  des  Productionsinteresses  und  zu  Ungunsten  der  Gemeinde  ge- 
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schlössen,  (üdber  Preussen  siebe  besonders  Steiu  11,  342,  BitzerS.  Ib2,  KOttoe, 
premsisohM  Stutsnebt,  t,  2,  8.  50  (f.,  II,  1,  545,  Ernst  Meier  im  HoltzendoHTs 

Bechtslexic  in  S.  439.)  In  Preusseii  war  prac tisch  Freizügigkeit  seit  lanpe  be- 
günstiget, aber  die  einschlagenden  Fragen  in  den  Städteordnangen  ron  ISOS,  1831 
und  im  Publicandoin  vom  8.  April  18U9  nicht  ausroicbend  geregelt.  Daher  die 
beiden  Gesetze  vom  31.  December  1842  Ober  Aufnahme  neu  anziehender  PenoBen 
und  über  Verpflichtuno:  /nr  Arinenpflefe.  Das  allt^emeine  Princij»  ist:  keincin 
belbständigeu  Preusi>en  darf,  der  Kegel  nach,  der  Aufenthalt  rerweigert  oder 
dnieb  llstlKe  Bedingungen  enehweTt  werden  u  dem  Orte,  wo  er  eine  eigene  wobnnnfr 
und  Unterkommen  sich  selbst  verschaffen  kann.  ,.Im  Sinne  der  Freizügigkeit  gegeben, 
hat  es  (das  erste  Gesetz  vom  31.  December  1842)  die  Vertbeidiger  der  Freizügigkeit 
(Dicbt  befriedigt  und  den  Wideisprach  der  Gegner  derselben  hcrvorgemfcn,  welchen 
es  besonders  in  seiner  Verbindung  mit  dem  Aruienrecht  nicht  genügte"  (v.  Rönne 
a.  a.  0.)  Der  zeitweilige  Rückschritt  in  der  Kichtun^^  auf  Freizügigkeit,  welcher 
gegen  die  Gesetzgebung  von  1S42  in  den  St&dteordnuugen  der  50  or  Jahre  und  noch 
in  den  (wieder  etwu  liberaleren)  Geeelze  ron  14.  Mu  1860  hinsichtiieh  des  con- 
mnnalen  Rechts  zur  Erhebung  von  Einzugsgold oni  n.  s.  w.  gemacht  wurde  (ähnlich 
z.  fi.  in  der  westfälischen  Landgemeindeordnung  vom  24.  Jaoi  1$61\  wurde,  schon 
vor  der  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bandes  auf  diesem  Gebiete,  durch  das 
Oesetz  vom  2.  M&rz  1807  wieder  beieltigt  Die  norddeutsche  bezw.  deutsche  Reichs - 
gesetzgebung  ist  eiii«>  ziemlich  conseqnente  Fortbilduns:  der  preu*>sischen.  Ein 
specieller  Panct  des  Streits  ist  seit  den  1870er  Jahren  bis  heute  die  Dauer  der 
Erwerbong  des  neuen  Untenttttzungsvobneities  (br  den  Nevangezogenen.  Hier 
kreuzen  sich  manche  Interessen,  besonders  zwischen  grösseren  Stadtgcmeind«!  und 
Landgemeinden,  zwischen  Indastriesitzen  und  Ackorbauorten,  zwischen  dem  Osten  nnd 
Westen.  Es  ist  jetst  eine  YeHndsning  des  geltenden  Rechts  in  diesem  Puncte  auge- 
bahnt. Siehe  die  betreffende  Voringe  in  Beichstatre  in  der  Sesf^ion  1S93  94.  — 
üeber  England  siehe  Gneist  a.  a.  0.,  auch  D.  Meier  bei  Enminghnns, 
As  ehr  Ott,  englisches  Armenwesen  S.  162  ffl,  168  11. 

§.  68  [234].  B.  Das  jetzige  Recht  der  Freizügigkeit  enthält 
im  Unterschied  von  früheren  gewöhnlich  ansdrflckUch  nnd  sonst 
als  ohne  Weiteres  folgende  Gonseqnenz  fttr  Jeden  kraft  seiner 

Staatsangehörigkeit  (Staats-,  bez.  Reichsbürgerrecht,  Indigenat) 
neben  dem  —  in  Deutschland  bloss  von  der  Bedingung,  im  Orte 
eine  Wohnung  und  ein  Unterkommen  zu  finden,  abhängig'  ge- 
machten —  Hechte  der  freien  Wahl  des  Autenthalts  und  Wohnorti* 
regelmässig,  insltesondere  auch  bei  uns  nach  Reichsrecht,  das 
Recht  der  Niederlassung  auch  zum  Zweck  des  Gewerbebetriebs 
und  das  Recht  des  Grundeigentbumserwerbs  unter  denselben  Be- 
dingaugea  wie  für  die  Ortsheimischen.  In  den  Steuern  und  Ab- 
gaben stehen  die  Zuziehenden  den  Einheimischen  gleich.  Besondre 
Abgaben  auf  den  Act  des  Zuzugs  sind  fortgefallen.  Das  Gianbens- 
bekenntmss  des  Zuziehenden  ist  gleichgiltig.  Die  Rechte  der  Ge- 
meinde, Zuziehende  wegen  wirklicher  Armuth  abzuweisen, 
sind,  wie  in  der  neuesten  deutschen  Gesetzgebung,  sehr  beschrttokt 
worden.  Der  Ansprach  auf  Armenunterstfitzung  (der  sog.  Unter- 
sttttzungswohnsitz)  in  der  neuen  Gemeinde  wird  gleichwohl  in  Ter- 
hftltnissmSssig  sehr  kurzer  Zeit  erworben,  in  Deutschland  bisher  nach 
2  Jahren  aDunterbrochenen ,  nach  zurückgelegtem  24.  Jahre  auf 
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fireier  Selbstbestunmong  bernhenden  Aufenthalts  im  „Ortsarmen- 
Tert»and''i  wShrend  welcher  Zeit  keine  Unterstfltzong  seitens  des 
leMeran  gewährt  sein  darf.  Die  ortsfremde  Fran  erlangt  den 
Unterttlltiongswohnsitz  sofort  durch  Verehelichung  mit  einem 
hetmatbbereebtigten  Manne,  die  Kinder  dareh  die  Abstammung. 

Die  obigen  Puocte  meiät  nach  d«n  deatschen  Üesetzen  Uber  Freizü^gkelt  und 
UiteBUtiiuigsvoliBillt.    Eintge  B«M]irlakiBgeii  der  Freizttgifkelt  tiftd  aoch  ftr 

jerivM:  bestrafte  Personen  (z.  Th.  wegen  Beltelns,  Landstreicherei)  geblieben.  Ab- 
veicbeod  roa  der  reichsdeutschen  Gesetzgebaag  über  den  ünterstUtzungswohiuitz  ist 
die  bftierische  ttber  Heimathrecht  geblieben.  (Siebe  darttber  Seydel  a.  a.  0.) 
AbveidiiuigeB  in  diesem  Puncto  auch  bisher  noch  in  Elsass-Lothrin^ren.  Nene  Be- 
schrinkuogen  ron  einschneidender  BedeutanGT  sin<l  aus  ()en  Kämpfen  des  Reichs 
ftgta  den  UltramontamsmoB  and  g^cn  die  Sociaidemokratie  hervorgegangen  (inter- 
tinBfeo,  Answeiraof  Mlbat  ans  den  Wohnort),  Gesetz  betreAmd  den  Jesuitenorden 
fom  4.  Joli  .  (Jt'setz  betreffend  Verhindcning   der  unbefugten  Ausübung  von 

EircbeDämtern  vom  4.  Mai  IST 2.,  Gesetz  betretend  die  Bestrebungen  der  Sociaidemokratie 
fom  21.  October  1878,  Ton  denen  aber  die  beiden  leUten  18P0  wieder  aofgehoben 
worden  sind. 

Die  Folge  der  Gleichgiltigkeit  des  Glaubensbekenntnisses  ist  practi>ch  besonders 
rollständige  Qleichstellang  der  Juden  mit  den  Christen,  also  in  Deutsch- 
land allgemeine  Preisftg igbeit  derselben,  da  die  neaere  Gesetzgebang  ttber  die 
Juden  in  letzteren  stets  nur  eine  Religionspartei,  keine  besondere  Nati o n ali t ät 
^iehL  In  einem  Lande  mit  in  1S71  521,000  oder  1,25  Proc,  in  1090  568.000  oder 
1,16  Proc  breeHten  unter  der  BeTölkeniniir  tind  daninter  dnem  so  stüken  TheU 
Mitt  auch  in  nationaler  nnd  caltarlichcr  Hi:i-icht  noch  immer  sehr  TOB  Deutsch- 
tbBin  abwfif  h«  n<l( T  polnischer  Juden  in  den  <  heinals  polnischen  Gebieten  Preussens 
BAd  deren  Nachbarschaft  (in  1871  beide  Provinzen  Prcusscn  41,000,  1S90  nur  noch 
M,Ma.  Pomtn  62,000,  1890  nnr  noch  44,000,  Schlesien  47,000,  1890  48,000)  ist 
Jiese  Freizügigkeit  der  Joden  von  nicht  zu  untersch.ltzender  vi<  !f;\ch  bedenklicher 
virthschaftlicher  nnd  socialpolitischer  Bedeutung  im  Deatschen  Reiche.  Vgl.  unten 
^  S4,  So,  auch  mit  weiteren  statistischen  Daten  ttber  die  jttdisehe  BerOlkerang. 

II.  —  §.  69  [235|.  Der  Sieg  des  Indivitlualprineips  im 
heotigen  Recht.  Das  Recht  der  Freizügigkeit  in  dieser  Gestalt 
ist  ein  besonders  cbaractenstiscbes  Beispiel  der  neuesten  Rechts- 
bildoDgen  auf  dem  Gebiete  der  persl^nlicben  Freiheit.  Die  früheren 
GemeiDsehaftsiDteressen  brachten  freilich  manche  harte  Be- 
Mhritnkang  fllr  das  Individuum  mit  sieh  und  waren  nicht  selten 
gerade  in  den  wichtigsten  Fällen,  denjenigen  der  grundherrlichen 
Abhiogigkeit  ursprünglich  freier  Ansässigen  auf  dem  Lande  und 
demjenigen  der  Dorf-  nnd  besonders  der  Stadtgemeinde  in  tlber- 
triebener  Weise  zur  Geltung  gekommen,  im  ersten  Falle  betreffs 
dtt  AbcQgs  bis  snm  völligen  Verbot  des  Abzugs  (Sehollenpflichtig- 
kcitj,  im  letzteren  betreffs  des  Zuzugs  bis  zur  Verweijjerung  der 
Anfnahme.  Nunmehr  sind  sie  aber  den  Individualinteressen  und  den 
damit  vermeintlich  ganz  zusammenfallenden  volkswirthschaftlichen 
ioteressen  (der  ProductioD)  so  viel  als  mOglich  geopfert  worden. 

Wenn  noch  nicht  vi'illic  wie  die  Kegelung  der  Rechte  in  B.vur  .uif  ili-^  Er- 
verboag  de«  Unterstutiongsanspruchs  und  auf  die  Armenunterstutzungsptlicht  der 
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Gemeinde  zeigt,  so  lap  dafür  der  Grand  weniger  in  principiellen  Bedenken,  noch 
weiter  auf  der  betretenen  Bahn  zu  gehexi^  als  in  der  ?ori&Dfig  noch  anvermeidlicbeu 
Kotbvendigkeit,  Jene  Pflicht  MtdieOemeindesv  knflpfaii,  m  lange  keine  aiidenrelte 
Vorsorge  getroffen,  das  Versichernngs -  und  Hilfscassenwesen  nieilt  entsprechend 
orgauisirt  war  und  nicht  etwa  der  Staat  direct  die  öffentliche  Armenlast  übemommcn 
lut,  was  schon  Öfters  erwogen  worden  ist  (Vgl.  Emminghau»,  Armen wesen« 
8.  22  C*  Plan,  ganz  bei  der  gesetzlichen  Armenpflege  vom  Erwerb  eines  Oftter- 
stOtzungswohnsit^es  abzusehen  und  nur  die  Staatsanf^ohürigkeit  als  Vorbedingnng 
für  Ontersttttznng  vorzubehalten,  so  lange  nicht  internationale  Qccenseitigkeit  besteht.) 
Im  Guuten  sind  eoml  die  Sttndpnnete  im  Helmetlw-.  Zage-  luo  Kiedeiunongneehte 
einfach  umgekehrt,  und  wenn  froher  die  Gemeinschaftsinteressen  sehr  viel,  die  Indiridanl- 
interessen  sehr  wenig  beachtet  worden,  so  ist  jetzt  das  Entgegengesetzte  der  Fall. 
;Vgl.  den  in  der  Vorbemerkung  S.  126  genannten  Aufsatz  von  Schwabe  über  Berlin.) 

Schon  der  innige  Connex  des  Heimaths-,  Zug-  und  Nieder- 
lassungsrechts mit  dem  Recht,  bez.  der  Tflicht  der  Armenunter- 
sttttzong  zeigt  jedoch,  dass  es  ein  vergebliches  Beginnen  ist, 
jenes  entere  Recht  nur  Dach  dem  Gesicbtspuncte  des  Individual- 
interesses als  Conseqnens  der  peraOnliohen  Freiheit  und  den  ver- 
memllicheii  Anfordemogen  des  einzel-i  privat-  und  Tolkswirthsohaft- 
lichen  Interesses  gemSss  zn  gestalten.  Aoeh  wenn  man  die  Pflicht 
der  ArmeniinterstfltsQng  anders  regelt,  z.  B.  sie  direet  dem  Staate 
als  solehem  auferlegt  oder  Interessentengruppen,  wie  die  Ver- 
einigungen Ton  Arbeitgebern  und  Arbeitern ,  local ,  provinziell  oder 
im  ganzen  Staatsgebiete  organisirt,  mittelst  eines  umfassenden  Ver- 
sicherungs-  und  Hilfscassenwesens  wie  in  der  neuen  deutschen 
Arbeiterversicherung,  zur  Tragung  wenigstens  eines  wesentlichen 
Theils  der  jetzigen  Armenlasten  heranzieht:  immer  wird  sich  auch 
hier,  mindestens  für  zahlreiche  übrig  bleibende  Fälle ,  die  Koth- 
wendigkeit  ergeben,  ein  Compromiss  an  schliessen  zwischen 
den  Fordemngen  des  Individnoms  nach  unumschränkter  Freisttgig- 
keit  und  den  Forderungen  irgend  weloher  Gemeinsehafken ,  sn 
welchen  das  Indindnnm  gehört,  nach  einer  gewissen  Besohribikiiqg 
dieser  FreisOgigkeit  Es  mnss  das  Becht  des  Individnoms  auf 
Zug-  und  Nlederlassungs&eiheit  mit  solchen  Pflichten  desselbeo 
gegen  die  Gememschaft  hinsichtlich  der  Ausflbung  dieses  Beohts 
so  verknüpft  werden,  dass  sich  unvermeidlich  eine  Beschränkung 
der  Individualfreiheit  daraus  ergiebt. 

Die  Gestaltung  dieses  Compromisses  und  daher  des  Zug-  und 
Niederlassungsrechts  niuss  von  dem  Ergebniss  der  Prüfung  der 
socialen,  ökonomischeu  und  sittlichen  Folgen  der  radicalen  Frei- 
zügigkeit abhängen.  Das  Urtbeil  über  diese  Folgen  wird  freilich 
nothwendig  wieder  von  dem  socialpolitischen  und  wirtbschaftlicheii 
Standpnnet  des  Urthellenden  selbst  mit  bedingt  werden  nnd  dem- 
nach verschieden  ansfallen,  je  nach  dem  idealen  Ziele,  welches 
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für  die  ganze  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und  Cultur  als 
eretrebenswerth  gilt.  Die  Wirkungen  der  Freizügigkeit  können 
aber  andererseits  selbst  gut  mit  zur  Prüfung  der  Richtigkeit  dieser 
Ziele  and  jener  Stand puncte  in  einem  besonders  wichtigen  und 
ebaracteristischen  Falle  dienen  (§.  76). 

Nicht  zu  ttberaehen  ist  auch,  dass  die  Frage  des  Zngrecht» 
mit  jeoen  Maassregeln  zur  Regelung  der  Einkommenvertheilimg 
lasammenhftog^  welche  mehr  oder  weniger  beetioimt  im  modemeo 
Coltuitaite  als  nothwendig  anerkannt  zu  werden  nnd  in  der  That 
iD  der  OeMtsgebnng  nnd  Verwaltung  dnrohsndringen  beginnen: 
da»  (wenigatens  anbeidilre)  Becht  anf  Ezistens,  das  Beeht  auf 
Arbeit,  die  weitere  VerbMsenmg  der  Okonomisehen  Lage  der 
unteren  Olassen  nnd  die  Theilnahme  derselben  an  CnlturgHtern,  mit 
Hilfe  positiver  Social-,  Wirthschafts-,  Finanzpolitik  (I,  §.  271  ff.,  277  ff.). 

Wie  von  der  natürlichen  Bevölkerungsbewegung  ist  die  Durch- 
führimg  dieser  Rechte  und  die  Erreichung  dieser  Ziele  auch  von 
der  Wanderungabewegung  und  von  dieser  practisch  oft  in  be- 
sonderem Maasse  abhängig.  Daher  wird  wiederum  eine  entsprechende 
Beeinflussung  dieser  letzteren  Bewegung  in  der  erforderlichen 
Richtung  als  nothwendig  anzuerkennen  sein,  was,  anch  von  diesem 
Suuidpnnct  betrachtet,  eine  richtige  Stellnngnabme  snr  Freisttgig- 
keU  bedingt  (I,  §.  273). 

m.  —  §.  70  [236].  Die  Freisttgigkeit  im  Zusammen- 
hing mit  dermodernen Gommanications-Teohnik.  Die 
Freizügigkeit  nnseres  heutigen  Rechts  ist  die  personal -rechtliehe 
VoranssetsuDg  des  massenhaften,  häufigen  nnd  leichten  Ortswechsels 
derlndiTidoen,  anch  ein  nnd  derselben  Einzehien,  wie  dicBenntsnng 
der  Dampf  kraft,  die  Eisenhahnen  und  Dampfhehiffe,  dafür  die  tech- 
nische, und  wegen  der  Wohlfeilheit  die  ökonomische,  die  moderne 
Gestaltung  des  Productionsprocesses  und  der  wirthscbaftlichen  Er- 
werbsordnung ebenfalls  die  ökonomische  Voraussetzung  sind  und 
letztere  Gestaltung  auch  die  Ursache  ist.  Das  grosse  Maass  der 
Beschränkungen  des  älteren  Zug-  und  Niederlassungsrechts  wäre 
bei  den  heutigen  Commnnicationsmitteln  nicht  mehr  aufrecht  zu  er- 
bitten, —  ein  Umstand,  welcher  auch  oft  zur  Begründung  der  er- 
folgten Umgestaltung  des  Rechts  benutzt  worden  ist.  Man  kann 
jedoch  mit  dem  Hinweis  anf  das  Zeitalter  der  Eisenbahnen  wohl 
eine  Reform,  aber  nicht  gleich  jede  Beseitigung  der  älteren 
Beeehrinknngen  ansreiehend  begründen.  Vielmehr  hfttte  man  nm- 
Cekehrt  gerade  in  diesem  Zeitalter  doppelt  vorsichtig  sein  müssen. 
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den  leichten  Ortswechsel,  welchen  die  neuen  Comraunicationen  un- 
vermeidlich so  stark  begünstigen,  nicht  zu  einer  noch  fieberhafteren 
Hewe^'un<;  mittelst  einer  radicalen  Gesetzgebung  Uber  Freizügigkeit 
za  steigern.' 

Denn  freilich  sind  die  grossartigen  practisch en  Wirkungen 
der  Freizügigkeit  in  Betreff  der  Massenhafligkeit,  der  Weite  des 
Weges,  der  Periodioität,  aach  in  den  (inneren)  Wanderungen  hin 
nnd  her  (bei  den  agrarischen  und  sonstigen  Wanderarbeitern),  des 
hänfigen  OrtswechaedB  derselben  Individuen  erst  dnreb  Eisenbahnen 
nnd  Dampfachiffe  ermöglicht  worden.  Fttr  den  Staat  vnd  die  Volke- 
gemeinechaft  hat  die  modenie  FreiaOgigkmtsirage  erst  dadurch 
ihre  weittragende  Bedeotnng  erlangt 

Bei  unvoUkommenoD  GoflunilllioatioiMn  kann  der  beständige  Ortswechsel  der 
Individuen  kaum  Dimeii>ioiit'n  annehmen,  welche  für  weite  Kreise  o<1it  jrnr  far  das 
gtnze  Land  und  Volk  kritisch  werden.  Das  frtihere  Bettler-  und  \  agautunthum  tiel 
vnd  ftllt  doeh  witer  einva  uidei«i  GedehttiniBet,  venn  «ein  Avftntm  uch  mit  d«r 
Gestaltung  des  Zug--  und  Nicdcriassangsrcchts  in  Verbindung  steht.  Höchstens  konnte 
früher  ein  einmaliger  Ortswechsel  einer  grosseren  Anzahl  roo  Personen,  also  z.  B. 
eine  Ein-  and  Aaswanderongsbewegung  von  Jjand  za  Land,  ein  bestindiger  Zuzog 
von  Leuten  aas  dem  platlAll  Lande  in  die  Städte  stattfinden,  wie  in  der  grossen  spit 
mittelaltorlichon  Auf>chwnncrperiode  der  StÄdte  und  schon  in  der  älteren  Bildan^s- 
periode  der  t>tädte,  dann  bei  den  grossen  inneren  Colonisationen  (deatscber  Osteo). 
Ab«r  diese  Penooeo  blieben  dana  nach  an  dem  aeveii  Wolwott  dodi  dnigenntMuen 
sesshaft,  mindestens  für  einige  Zeit,  wie  selbst  die  alten  wandernden  Gr'selleti  des 
Zonfthandweiks.  Erst  die  Massenbaftigkei t  and  beständige  Fluctuation 
«iaar  tolclien  Bewegung  berührt  allgemeinere  Volks-  and  Staatsinteressen,  ohne  Untei^ 
iftntRiiig  doieh  gote  GMnmonicationen  wird  sich  die  Bewegang  anrermeidlich  imoier 
in  etwas  engeren  Grenzen  halten  mtlssen.  Die  Freizügigkeit  in  Verbiiulun?  mit 
hochentwickeltem  Commanicationswesen  steigert  dagegen  nicht  nur  die  Masseubaltig- 
kelt  dfli  Ortlieben  Ab-  md  Zonigs  der  Berftllterang,  sonden  macht  den  OrtsireebMl 
grosser  Massen  zn  einem  beständigen  nnd  fuhrt  hierdarch  zu  einem  Zustande,  welchen 
man  ganz  richtig  mit  dem  hierfür  schon  zum  technischän  Ausdruck  gewordenen 
Worte:  „modernes  Komadentbnm**  bezeicbnet  bat.  Doreb  die  fortvibionden 
Schwankungen  im  örtlichen  Bedarf  an  Arbeitskräften  und  in  den  Erwerbsaossicblsn 
nach  dem  Gantr  der  (yonjancturen  wird  dieser  Character  der  Wanderungsbewegung 
noch  verstärkt,  aber  immer  bildet  auch  dabei  der  Stand  der  Communicationsmittel 
die  diese  Bewegwg  erst  recht  ermOglicbendo  Bedingong. 

Hier  liegen  auch  meine  Dissenspuncte  Bücher  gegenüber  in  Petrcir  seiner 
Yergleichung  der  älteren  und  der  heutigen  Wanderung,  l^es  Ortheih»,  dass  man 
nlcbl  fOtt  einer  steigenden  Mobilirinmg  der  Gesellscbaft  reden  liltaina,  sefaras  Scblotttes, 
dass  in  einiger  Zeit  wieder  ein  Sittiguug>puuct  in  der  städtisch-indostrieUen  BerOlke- 
runtr,  damit  eine  wieder  grössere  Sesshaftiirk<  it  der  Bevölkerang  überhaupt  eintreten 
werde,  und  seines  schliesslich  im  Ganzen  tur  die  modernen  Verhältnisse  mir  zu  opti- 
mistisch erscheinden  L  rtheib  (Entstehung  der  Yolkswirthschaft  S.  256  ff.,  2§3,  802  ft.). 
Die  f  0  r  t  d  a  II  >' r  n  d  e  Verschiebung  innerhalb  der  nationalen  Prodtirtion  in  unseren 
am  Weltferkebr  stark  betheüigten  Ländern,  besonders  mit  untur  Eiutluss  des  Wechsels 
der  Teebnik,  mehr  ron  der  agrarischen  Tbitigkeit  ab  znr  indostriell-mercantilen  bin 
(siebe  Grundlegung  Theil  I,  §.  247,  25Si,  die  stossweise  Entwicklung  und  Be- 
wetrunir  unter  dem  Einlluss  der  Schwankungen  von  Conjuncturen,  Spei  nlationen, 
technischen  \\  atidlungen,  diü  heutige  Leichtigkeit  und  relative  W  ohlfeilheit  uiul  Sicher- 
heit des  Personentransports  aneb  Uber  weitere  Entfernungen  (auch  wenn  man  Bücher, 
S.  256.  zupii'bt,  dass  der  Gütertransport  noch  mehr  erleichtert  sei,  als  der  Persont-n- 
transport,  woraus  er  mir  hier  zu  viel  abzuleiten  scheint),  der  iudividualistiscbero 
Character  des  modernen  Menseben  *~  das  sind  so  wwentlicb  von  fitthoren  VerbUi- 
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AttMü  daaerod  ferschicdeoe  Factoren,  dass  ich  glauben  möchte,  sie  werdeu  es  nicht 
Mdt  wiador  s«  dDem  Bobeponct  koiiuii«ik  lasMiu 

Die  Freizügigkeit  in  Verbindirag  mit  den  Dampfcommnnieationen 
hat  demnach  zwei  wobl  tu  nnterscheidende  wichtige  Folgen  illr 
das  Volksleben  und  auch  fUr  die  Volkswirtbschait,  einmal  eine 
grosse  Veränderung'  in  der  örtlichen  Vertheilung  der  Bevölkerung 
im  .Staatsgebiete,  sich  in  verhiUtnissmUssig  rascher  Zeit  vollziehend, 
and  sodann  auch  wegen  des  häutigen  Ortswechsels  eines  Theils 
der  Bevölkerung  eine  beständige  Veränderung  in  der  Zusammen- 
setzung der  Bevölkerung  der  Wohnorte  auch  aus  verschiedenen 
Individuen.  Aach  wenn  man,  einseitig  genug,  jener  ersten  Folge 
nur  günstige  Seiten  ftlr  die  Volkswirtbschaft  und  Cultur  abgewinnt: 
die  zweite  Folge  bat  um  so  angenfälligere  und  für  das  Ganze  Über- 
wiegende Sobattenseiteo.  Sie  ist  aber  fttr  die  nnvenneidlicben 
WirlEongen  einer  atomistiscb-indiTidnalistiscben  Gesetzgebung  noch 
dniacterietiacber. 

§.  71  [237].  —  A.  Die  Terftnderte  örtliche  Vertbeilnng 
der  Bevtflkernng,  welehe  die  Freizügigkeit  nnd  die  Dampfoom- 
monieationen  ermöglichen,  bat  für  den  Staat  nnd  dae  Volk  im 
Ganzen  und  wiederum  für  Stadt  und  Land  und  für  gewisse  Classeo 
Ton  Städten  ihre  verschiedene  Bedeutung.  Die  wiclitigsten  hierher 
gehörigen  Erscheinungen  kann  man  schon  mit  Hilfe  der  neuereu 
Bevölkerungsstatistik  genauer  verfolgen.  Es  wird  dadurch  aber 
nor  im  Einzelnen  bestätigt,  was  sich  als  nothwendige  Gcstaltun^'s- 
tendenz  des  modernen  Wirthschaftslebens,  besonders  der  industriellen 
Entwicklung,  der  ganzen  neueren  Gestaltung  des  Wirthschaftsrechts 
ond  speciell  wieder  der  Einflüsse  des  Freizügigkeitsrechts  im  Zeit- 
alter de8  Dampfes  von  vornherein  dedoctiv  ableiten  lässt 

In  <Jer  rorigen  Aufbire  wartni  hier  in  den  Noten  (S.  4ö<i — KVi)  i-ino  Anzahl 
>t>u>ti^her  Daten  zum  Beleg  und  zur  lilastiution  der  SiUe  dcä  Textes  gegeben 
«iidcB.  Dieselbai  sind  hier  jetzt  fcrOsiteiitheUB  wegf elusen ,  weil  das  betnneode 
^taü^tiscbe  Material  eingehender  and  systematischer  in  den  borOlkeraugsstatibtisclien 
Ausführt) n?en  des  1.  Theils,  besonders  in  Betretf  der  Waridcrnriircri  (??.  22Ak  der 
VoÜksdichtigiieit  (§.  229—238),  der  Vertheilung  der  Bevölkerung  aul  btadi  und  Land, 
Venchiebangen  darin,  der  Entvicl^long  der  Städte,  nameadieh  der  Grossstidte 
2.17)  niitfi:»;theilt  worden  ist.  Darauf  ist  hier  jetzt  auch  zur  BefrrtUultinir  mit  zu 
ferweiseo.  JSoi  einige  der  älteren  Daten  der  friihereu  Aat'lagen  sind  zur  Ergänzung 
^  Daten  im  1.  Theile  belaaeea  nnd  ebenso  so  diesem  Zveclt  Mei  einige  wenige 
binzui^efugt  worden.  Fast  Pnnct  für  Punct  finden  die  AusfOliraDgen  im  Text  Be- 
stiriruDg  dorch  Thnn's  Darstellunj^  der  industriellen,  allgemein  wirthsohaftlichon 
Wd  socialen  Verhältnisse  aui  Niodcrrhein ,  siehe  besonders  daselbst  über  Aacli<!n, 
S.  47  ff.,  61,  69  ff.  —  Erst  während  des  Drucks,  daher  ?on  mir  nicht  niehr  zu  l>e- 
antzen.  erhalte  ich  B.  fiS  N.  F.  der  Rciohj.stati.stik.  Volkszählung  von  l^'tS  (Hcrlin  IsitJ). 
voria  mancherlei  Weiterfilbning  der  im  1.  Theil  der  ürundieguug  Buch  4  benatzten 
Ditea  aas  B.  44  nnd  ebenftlls  Veigleichniigen  mit  frQbcren  Zeiten  nnd  mit  anderen 
Liödcrn.  Siehe  für  das  Folgende  daselbst  besonders  die  Daten  Ober  die  Veränderung 
der  stidtiscben  nnd  ItadUcben  Bevölkerung  nnd  nach  GrOssendaaaien  der  Wohnplatte. 
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1.  Es  zeigt  sieh  ein  UDgemdn  starker  Znzng  der  Land- 

be?ölkeruDg  io  die  Städte,  besonders  in  die  Grossstadtc  und  die 
Sitze  der  Industrie  und  des  Bergbaus.  Die  Folge  ist  zunächst 
«fters  schon  eine  absolute  Abnahme,  wenigstens  districtweise,  oder 
doch  eine  schwache  Zunahme  der  Landbevölkerung,  jedenfails  eine 
viel  schwächere  als  in  den  grosseren  Städten. 

Wie  diese  Bcwcaronc:  srhon  vor  der  ßeicbsperiode  und  vor  dem  grossen  Auf- 
schiTQDg  der  deatschen  wirüibcbaftlichen  Eutvicklang  in  dieser  Periode  begann, 
zeigen  folniide  Ilten  Daten.  In  Prenesen  (nlten,  ror  66er  Uoi&ngB)  stelle  tlcli 
folgende  venkehning  henns,  wenn  die  BeroIkeroDg  von  IS  16  =  1000  geietit  wird: 

J822    1831    lb40    1849    1858  1864 
Stidte  1099    1249    1411    1590    1817  20T7 

plattes  Land        1142    1269    1401     1575    1672  1774 
Staat  1130  1447    1579    1702  1S47. 

Die  st&rkere  Vormebrung  der  Bevölkerung  des  platten  Landes  zu  Anfang  mag  vobl 
etwas  mit  auf  allmllig  roUst&idlgor  werdende  Zlhlnng  znrQckziifnliien  sein,  ^iehe 
Grundlegung  I,  S.  473.)  Die  Entwicklung  im  Deutschen  Keirli  seit  1867  siehe  eb. 
8.  5t>6,  591,  592.  biobe  auch  Uber  die  inneren  Wanderongen  eb.  S.  ö45  ff.  and 
Verhandlnngen  des  Yerelns  flir  SoelalpoUtik,  1893,  besonders  die  Tabelle. 

Ans  diesen  Ycrhältniäsen  geht  gelegentlich  ein  fl)rmlicher  Mangel  an  Arbeits- 
kräften hervor,  besonders  in  (iegenden,  wo  etwa  gleichzeitig  die  Aaswandening,  d.  h. 
bei  uns  fast  nur  die  tlberseeiscbe  Ausranderung,  bedeutend  ist.  Dieser  Maugel  au 
Arbeilskrlften  wird  kritiseli  für  Gegenden  des  Grossgrandbeaitaes,  besonders  seitdem 
wiederum  die  Eisenbahnen  und  der  Freihandel  die  Concurrenz  billigeren  Getreides 
aus  schwach  bevölkerten  Ländern  extensiver  Bodencuitar  in  West-  und  MitteleoioiMt 
ermdglicht  liaben  (prensslselier  Osten)^  Kommen  daxn  noeb  klimaliaehe  und  la  der 
Bodenbescbaffenheit  liegende  Erschwerungen  des  Wechsels  der  ProdoctionBWdge, 
wie  bei  uns  zum  Theil  im  nordöstlichen  Deutschland  in  Hinsicht  des  Ucberprangs  ni 
intensiverer  Wirtbschaft  und  zur  Viehproduction ,  so  wirkt  die  Freizügigkeit  hier 
schliesslich  nneb  Air  die  ganxe  nationale  Prodnction  nicht  unbedenklich.  Freilich 
kfinn  eine  gegebene  Agrarverfassung  und  bestehende,  liistorisch  überkommene  Grund- 
besitzverthcdlong,  an  weiche  sich  die  BetriebdgrOsscn  anschiiessen,  wie  ebenfalls  wieder 
in  ttnaenm  Osten  der  Ofossgrondbesitz,  die  Sachlage  noch  erschweren.  Aenderangen 
darin,  innoe  blneiliehe  Cuonisationcn  sind  dann  um  so  mehr  erwünscht.  Aber 
allein  ron  ihnen  ist  hier  das  Heil  auch  kaum  zu  crhofl'eo,  wenn  die  Übrigen  maass- 
gebenden  Factoren  in  Wirksamkeit  bleiben.  Vgl.  die  Verhandlungen  des  Yereius  fur 
Sodalpelidk  in  1893  und  besonders  die  schOne  Schrift  Se ring 's  über  innere  Golo- 
nisation,  sowir  dessen  und  v.  Mayr's  Kefcrat.  worin  mir  nur,  wie  in  den  ganzen 
dortigen  Erörterungen,  der  Zusammenhang  der  Wanderongsbewegong  von  Osten  nach 
dem  Westen  mit  der  natüilichen  Telksrermehrung  (GebnTtsabendiius)  ond  mit  der 
künstlich  gesteigerten  Entwicklung  unserer  Volkswirthschaft  in  übertriebener  indMUielW 
mercantiler  Uichtuog  nicht  immer  scharf  genug  hervorzutreten  scheint. 

2.  Die  kleinen  Landstädte,  welche  nicht  besondere  Er- 
werbsquellen in  grosserer  Industrie  nnd  Handel,  in  Behörden  ond 
wiebtigeren  Staatsanstalten  haben,  stagnuren  besten  Falles  nnd 
kommen  dadnreb  wenigstens  relativ  znrttek^). 

8.  In  den  Orossst&dten,  in  den  Sitzen  der  Indostrie, 
in  den  Bergbaadistrieten  drängen  sieh  dagegen  immer  grössere 
BewOlkeningsmassen  zusammen 

')  Siehe  Grundlegung  L  S.  592. 

'}  bieho  ebenda,  S.  562,  594,  die  Tabellen  25—27,  S.  576  ff.,  auch  Tabelle  28. 
S.  589,  Tkb.  17  und  18,  8. 547  ff.  mit  den  EEllateningen. 
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liascb  hcrbeigozogeu  bei  zufüUigca  güaäügen  Conjunctureo  der  lüduätrie,  des 
Ha&dels  a.  s.  V.  renirsachoo  sie  die  schlinuiMte  Wohnangsnoth,  wdl  der  Hiuerban 
dem  Bedarf  nicht  sofort  nachkommen  kann.  Aus  der  Wohnnnpsnoth  aber  gehen 
wieder  die  bedenklichsten  weiteren  wirtbscJuf tlicben ,  socialen  und  sittlichen  üebel- 
Miade  tomr:  nicht  mir  die  Tielfiush  elende  und  doch  enerm  thenre  BefHedignng 
eioes  der  wichtigsten  BcdUrfoisse,  sondern  öfters  sehr  peinliche  sociale  Abhängigkeits- 
ferhiltniase,  unwirthschaftlichste  —  weni^tens  vom  Standpuncte  der  Volkswirth- 
»chaft  aas!  —  Speculation  lu  Cicbäuden  und  Baugründen,  schliesslich  eine  feindliche 
^UDOOK  zwischen  Haasbesitzern  und  Bevölkerung,  ein  „Classengegensatz",  wie  sie 
ihohcb  kaum  in  anderen  Kreisen  und  wirthschafüichon  Gebieten  sich  finden.  Unter 
diewr  dicht  zaaaouneugedr&ogtea  Befölkerung  wachsen  for  die  Staats-  and  Stadt- 
renrallnnf  die  Sehvierigkeiien  hÜMichdieh  der  Eriuütong  der  Ordnung,  der  Erhebnim 
icr  Steuern  immer  mehr,  rollende  hei  dem  iMülndigen  Ortswecbaet  eines  Theib  der 
Berölkerung  {§.  72). 

Für  all  dergleichen  sind  die  neueren  Verhältnisse  Berlins  typisch.  Vg;!.  den 
oben  genannten  Aufsatz  von  Schwabe  and  Stulpnagel  Uber  Freiztlierigkeit ,  von 
Schwabe  über  die  „Volksseele  Berlins",  Städtisches  Jahrbuch.  Band  4,  und  Uber  die 
WohBongsrerhAltnisse  Berlins  Bruch  im  Städtischen  Jahrbuch  1872  (VI).  14  ff. 
Ks  Bnwohneiahl  ron  Beiiin  ind.  IDlitlr  war:  1830  202.000.  1881  210.000,  1840 
lHjOOO,  1852  433,000,  185S  459.000,  1S67  702,000,  1S71  826,000,  ls75  OfiT.OOO. 
1880  1.222,000.  1^85  1,315,000,  1890  l,57i),O0O;  allerdiaf^s  haben  kleine  Annexionen 
von  Nachbargemeinden  stattgefunden.  Aber  die  Entwicklung  der  noch  nicht  iu- 
coBBOiiiaUsirten  Vororte  ist  relativ  noch  rascher  erfolgt,  besondan  im  letzten  Jahr- 
lehnt  (siehe  dartlber  Grundlegung  I,  S.  592).  —  üeber  die  Wohnungsnoth  siehe 
Wen  Un  Bach  3,  Tom  städtischen  Grondeigentham,  wo  der  Zusammenhang  mit  dem 
priTtten  sCIdtiscilien  Gnindeifendivin  nech^viesen  wird. 

Eine  der  Hauptschwierigkeiten,  welche  lange  der  Einfuhrung  der  Classeusteuer 
ia  den  grösseren  preussischen  Städten  entgegenstand,  war  die  Erhebung  einer  solchen 
dtrecien  Steuer  hier.  Dieselbe  machte  sich  auch  nach  erfolgter  Einführung  fühlbar 
itang.  In  Berlin  waren  im  Jahre  1875  4,33(),000  Mark  Staatsciassensteuer  m  er- 
beben, wovon  im  Laufe  des  Jahres  nur  3.110,000  Mark  oder  72  Procent  eingegangen 
nrea.  14Vt  ^foco^t  wurden  in  Folge  von  Tod,  Verzug  nach  ausserhalb,  BecU- 
Mdoaen  n.  e.  v.  in  Ahzng  gebracht,  B*!t  Procent  fielen  aoa  in  Folge  frachdeaer 
ExccDtion,  Auswanderun»?  u.  ?.  w. ;  der  Kcst  von  lOV'i  Procent  wird  muthmaaaaUeh 
ntD  grossen  Theil  auch  ausbleiben,  da  ron  vielen  unbemittelten,  nach  aoaseihnlb 
fcizogenen  Personen  die  Steuer  aoch  mit  Hilfe  fremder  Behörden  schwerlich  zn  er- 
Isafen  ist  und  ausserdem  riele  Bestanten  gar  nicht  zu  ermitteln  sind.  (Officiellc  Mit- 
tb«ilDne.t  Siehe  auch  FinanivlMenscbaft  II,  2.  Auflage,  S.  689,  aber  POndangen  bei 
ici  Classensteuer. 

4.  Die  Bevöll^erung  v  e  r  t  h  e  i  1 1  sich  so  nach  und  nach  auf 
Uod,  Stadt,  Städtekategorieen  ganz  anders.  Die  Qaote  der 
SUdter  ond  Grosastädter  wächst 

Es  ergiebt  sich  dies  sehen  ans  zahlreichen  neuem  Daten.  Siehe  hesoiuleni 
Grundlegung  I,  §.237,  Jannasch,  a.a.O.,  S.  275.  Lehrreich  ist  namentlich  der 
Veicleich  zwischen  verschiedenen  Staaten.  Je  nachdem  dieselben  iu  der 
nMemen  Wlithichaflientwickfaing  mehr  oder  weniger  rorgeschritt«!  änd,  pflegt  nach 
iit  Qoote  der  grossstädtischen  und  der  st&dtischen  Bevölkerung  ftherhaopt  atlMer 
«der  schwacher  za  sein  ond  rascher  oder  langsamer  zu  wachsen. 

Neben  den  oft  gerflhmten  günstigen  Folgen  fttr  die  Volkswirth- 
lebift  nnd  Cnllor  baben  alle  diese  Entwieklnngen  nnverkennbar 
mh  Tiele  üble  Folgen,  fttr  die  Sitte  ond  die  Cbaractertttebtigkeitr 
ftr  das  poKtisefae  Leben,  für  die  wirtfasobaftlicbe  Lage  nnd  Zn- 
fticdenbeit  des  ganzen  Volks,  fttr  die  Gesammtheit  der  socialen 
Verhältnisse.  Die  BedUrfDisse,  die  ADsprflche  werden  grosser,  die 
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Genüsse  raffinirter,  die  Lebensverhältnisse  werden  künstlicher,  nn- 
gesunder  für  Körper,  Seele  und  Geist.  Das  Gemütbslebeu  erleidet 
schwere  Einbussen.  Der  Volkscharacter  lindert  sich  und  keines- 
wegs gerade  oder  gar  allein  znm  Besseren.  Unruhige,  dem  dema- 
gogisehen  Agitatorentham  leicht  zugängliche  städtische  Proletarier- 
massen, rast-  und  ruheloses  Treiben  in  den  Mittelclassen,  Jagen 
nach  Gewinn  nm  jeden  Preis  und  ohne  jedes  Bedenken,  unsinnige, 
gewissenlose,  nnprodnetive  Goneofrenswath,  nnd  Unbehagen  faal 
tiberall y  —  das  sind  die  Schattenseiten,  welche  die  Vertreter  der 
Theorie  der  freien  CoDcnnrenz  nicht  unbefangen  genng  neben  den 
Lichtseitendes  modemenWirthschafts-nndCnltnrlebeDS  erkannt  haben. 

» 

So  sagen  Schwabe  und  Stulpnagel  (Berliner  Städtisches  Jahrbuch  1ST2, 
VI.  97):  „Die  Freiztlgigkeit  erhebt  das  unstete  Wandern  zum  Priucip.  sie  macht 
Individuen  flossig,  die  Bichls  haben  und  deshalb  wandernd  Alles  geirinnen  wo1I«d, 
die  den  Boden  reilassen,  wo  die  natürlichen  Verhältnisse  sie  heranwachsea  lieSBen, 
and  sich  auf  ein  unbekanntes  Terrain  begeben,  wie  weiland  die  Goldsucher.  .  .  .  . 
Sie  rennehreii  oft  einfach  die  catfUnaiischen  Existenzen,  tragen  zur  persflnilchen 
Unsicherheit  bei  und  beginnen  Krie?  fxefren  Jic  eeordriete  Gesellschaft"  (mit  einem 
characteristischen  Beispiel  von  einem  Berliner  Tamult,  wo  sich  unter  84  Verhafteten 
nur  6 — b  Berliner  befanden,  die  meisten  nur  Wochen  oder  Monate  hier  gewesen 
waroi).  Vgl.  Liehich,  Obdachlos.  In  den  Asylen  ganz  ftberviegend  OfMEmmdef 
ndst  eist  seit  Kurzem  Zugezogene. 

Diese  Schattenseiten  erscheinen  wegen  der  zweiten  Folge  der 
hentigen  Freizflgigkeit  noch  bedenklicher. 

§.  72  [238],  —  B.  Beständige  Veränderung  iu  der  Zu- 
sammensetzung der  örtlichen  Bevölkerung.  Eine  Orts- 
bevölkerung, in  welcher  ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil,  besonders 
der  unteren  Classen,  auf  der  Wanderschaft  von  Ort  zu  Ort,  in  den 
Grossstädten  ausserdem  noch  von  Haus  zu  Haus,  von  Strasse  za 
Strasse  ist,  and  sich  so  theilweise  aas  immer  wieder  anderen  Indi- 
dividuen  znsammensetzt ,  bietet  nothwendig  in  socialer,  Ökono- 
mischer nnd  sittlicher  Hinsicht  viele  nneri'renliebe  Seiten. 

Ein  solches  znsammengevQiflBltes,  jedes  organischen  Znsnmnienhangs  entbehrendes 

Conglomerat  kann  keinen  gesunden  Gemeinj^eist  in  sich  entwickeln.  Ein  nicht  un- 
bedeutender Theil  dieser  Bevölkerung  wird  wie  Staub  vom  Winde  von  jedem  Wechsel 
der  grossen  wirthüchaftlichen  Conjuncturen  von  einem  Ort  zum  andern  gejagt.  Seine 
ökonomische  und  sociale  Lage  unterliegt  grossen  Schwankungen,  ist  bald  unvcrhältniss- 
mässi^--  über  den  mittleren  Stand  empor-,  bald  ebenso  unter  denselben  herabgednlckt. 
Eine  derartige  Bevölkerung  ist  namentlich  ungeeignet  für  eine  tüchtige  Selbstverwaltung 
der  Gemeinden,  schon  weil  ihr  Interssse  nnd  Verstindntes  daftr  fehlt.  Förmlich 
darauf  hingewiesen,  immer  nur  dem  eigenen  materiellen  Interesse  oder  dem,  was 
augenblicklich  dafür  gilt,  zu  folgen,  wird  ein  zahlreicher  Theil  der  Bevölkerung,  der 
Arbeiterstand  voran,  aber  auch  solche  Unternehmer,  welche  mit  wenig  stehendem 
oder  fixirtem  Knpitnl  arbeiten ,  wie  die  handeltreibende  Ciasse  und  ein  Theil  des 
Handwerkerthums  und  d«  r  Hauhindustriellen,  systematisch  zum  höchstmöglichen  wirth- 
scbaftlichen  Egoiamus  erzogen  und  fühlt  sich  aller  Pflichten  gegen  die  Gesammtbcit, 
rollends  gegen  die  Gemeinde,  deren  znfUliger  Angehöriger  der  Einzelne  oft  nnr  kane 
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Zeit  ist.  ledip.    Fieberliafte  Ruhelosigkeit  ist  die  Fol^ri-.    Jeder  ökonomische  Miss- 
exfol^,  jede  aogunstige  CoujunctQr  treibt  zum  Wochsol  des  Orts,  oft  des  Berafs.  Dem 
JMuf*  jßf^  Jadw  nach  vmd  tMht  tieh  dooh,  selbst  mm  er  es  erreielit,  mefstnas 
eottioscbt.   Das  ffltlck  selbst  heisst  aber  nicht»  Atidres  als  möglichst  leichter  uud 
jDdjdichst  groüser  Gelderwerb.    Die  Erwerbsart  vird  deicbgiltig.    Das  „noo 
ile^  viid  Maxime  (siebe  Grundlegung  I,  S.  102).   Ist  die  Conjuactur  danach,  so 
vird  alle  Welt  zum  Börseospieler ,  vom  GrofliKnndbesitzer  bis  zum  Hausknecht,  der 
t<ppi^;ste.  frivolste  und  äu?;sorlif  hste  Luxus  macht  sich  dann  in  allen  Classen  breit, 
boiB  glücklichen  ParveuU.  der  plötzlich  reich  gewordeo,  wie  beim  Arbeiter,  dessen 
Lohn  rorftbenrebend  a«f  das  Doppelte  steigt  (Vgl.  Thon,  Industrie  am  NiederrfaeiB, 
S.  Tfi.  GS.)    Und  wenn  der  Erwerb  einmal  zu  aorllchig  ifeworden  oder  gar  „mit  dem 
Aenuei  das  Zacbthaas  gestreift  worden'%  so  ist  das  Verschwinden .  das  Fortziehen  in 
eissB  aadero  Ort  eder  sdiUesslich  das  Aaswandern  ja  so  leicht.   Ohochio  aber  kann 
in  der  „Menschenwüste"  der  Grossstädte  ein  Jeder  nach  seiner  Favou  loben,  unbehelligt 
'Jur'h  fremde  Controle.  aber  auch  ohne  den  Halt,  den  eine  solche  so  vielfach  ixen'ährt. 
bic  uoruhigeu,  unsteten  Masaeu,  welche  die  Freizügigkeit  so  in  den  Gross-  und 
IsdBsaiastidten  zasammenfilhrt .  sind  natOrHch  ancb  jedem  denagogiscben  Dmtrieb 
extremster  Art  (aocialdemocratische  ,  nenesiens  auch  immer  melir  Hoden  gewinnende 
uaichistische  Agitation!)  wiUkommene  Beute.   Die  .gefährlichen  Classen",  die  Yer- 
bf«chervdt,  breiten  sieb  nw  im  so  Dogestfliler  mis.   Wobia  min  nnf  dieser  Bahn 
treibt,  das  zeigt  uns  am  SoblageBditen  SO  maa^ft  Ibrchtbare  Seite  des  socialen  Labens 
und  der  Volk-«winhschaft  Nord  americas,  ein  Vorbild,  dem  wir  in  Westeuropa  and 
buuiDehr  auch  in  Deutschland  mit  allen  Kräften  nacheifern. 

Siebe  V.  A.  die  genannten  Arbeiten  itber  Berlin,  besonders  im  Berliner  Städtischen 

Jahrbach,  z.  B.  Jabfgang  4,  1878,  8.69.  BerOlkaronir  ca.  850— 95U.000  Personen 
ia  d^•n  Jahren  1**71 — "4  (ileiche  Daten  ans  neocBter  Zeit  im  Statistischen  Jahrbuch, 
so  Band  1^,  für  Ibüi  (Berlin  lb9ä),  S.  90  fi'.,  auch  mit  Specialisirung  nach  Monaten. 
AltefscIssseB,  FamfUenstand ,  Gebartsort,  Benif,  lanter  ancb  fUr  die  bier  behandelte 
Pr«ge  wichtige  Pnnrte.  Die  Analyse  dei^elbcn  in<^rhf<'  meine  Bedenken  gegen 
Bachers  oben  S.  1S6  erwähnte  Aaffassaog  der  modernen  Wanderungsbevegnng  noch 
■ehr  bestitigen. 

Polizeilich  durch  das  Mcidewesen  controlirte  Beiregang  des  Za-  and  Ab» 
iigs  in  Berlin  in  Taasendeu  mit  1  Decim.: 


Zuzug  Abzug 


männl. 

weibl. 

zus. 

Promille 

d.  BcTölk. 

männl. 

weibl. 

zus. 

Promille 
d.BevOlk. 

bei 

20.2 

9.8 

30.0 

55, (» 

18.5 

7.(; 

26.0 

48.5 

46.6 

25.5 

72.0 

111.7 

41.0 

17.5 

58.5 

109.1 

1S71 

9SU 

40.0 

IS8.0 

167.8 

53.5 

24.2 

77,7 

98.0 

1<»72 

88.3 

41  5 

129.9 

l.')5.5 

57.7 

28.4 

86.0 

102.5 

1ST3 

»4.3 

42  9 

137.2 

155.4 

66.7 

28.5 

93.2 

1Ü7.8 

1874 

81.G 

46.9 

127.8 

139.8 

64.1 

29.8 

98.9 

107.5 

1875 

83.6 

49.8 

133.4 

140.7 

63.1 

.'{4.5 

97.9 

10.M.2 

1876 

72.5 

49  4 

121.9 

12  J  J 

.".".♦.4 

34.5 

9.^.9 

!»5.7 

1882 

77. Ä 

57.1 

134.9 

114.9 

59.2 

42.7 

101.9 

86.7 

188S 

79.1 

56.7 

135.8 

112.8 

58.4 

41.1 

99.5 

82.8 

1884 

82.0 

.17  1 

1M9.4 

111.4 

60.2 

41.8 

102.0 

S1..1 

1885 

bb.b 

60.8 

149.6 

116.2 

65.4 

44.1 

109.5 

84  8 

188$ 

98.6 

68.8 

157.8 

117.6 

66.0 

45.1 

111.1 

83.1 

1SS7 

101.2 

67.2 

121.1 

73.S 

4^.7 

122.r, 

^^.4 

IbSb 

105.4 

74.1 

17H.I 

1.»  1.2 

77.7 

52.0 

1  •-".».7 

!>0.1 

188» 

116  3 

79.4 

I9.J.7 

1  ;{o.6 

84.2 

57.0 

141.2 

94.5 

1S90 

116.1 

80.7 

196.6 

126.7 

8S.5 

60.8 

148.8 

95.8 

1891 

109.7 

a2.fi 

192.6 

120.2 

88.4 

64.6 

158.« 

»5.6 

Diese  Zahlen  ^J»i^'J:oln  den  Tiam:  der  wirthscliaftlicl:<  i)  Pewt-fruni:  ab.  Auch 
^le^  Wanderung  ist  stärker  in  Perioden  wirthschaftlichen  Aufschwungs  al>  Abschwunps 
~-  Ihnlieb  wie  die  Aas-  and  Einwanderung  (l,  S.  559).  Der  Abzug  war  jedenfalls 
Boch  gr&ssor,  da  sonst  dia  Zählungen,  z.  EL  die  rom  1.  December  1875.  eine 
"ükere  Zahl  der  ortsanwesenden  BeiOlkeruiig  constatirt  b&tten.  Im  Ganzen  gehörte 


Digitized  by  Google 


142    I.B.  3.1L  Pen5iü.FKib*  3.iLA.  SocFr«ib.xedite.  d.A.  Zogrecht  §.78, 


in  den  70  er  Jahren  sooAch  gegen  ein  Acbtel  der  Berliner  BevOlkerang  znm  «^omaden- 
thmn'*,  das  auf  der  Waodenchaft  ton  Oit  so  Ort  ist,  etwas  weniger,  wenn  man  be- 

rftekstcbtigt,  dass  mehrfach  dieselbe  Person  Öfters  im  Jahre  den  Ort  vecbselt.  Neuer- 
dings sind  die  PromilJesätze  etwas  kleiner  geworden,  auch  in  der  Anfschwungsperiode 
1888 — 90,  wie  häufig,  wenn  diu  absoluten  Grundzahlen  wachsen.  Aber  die  absolute 
Zahl  der  Zu-  und  Abgezogenen  ist  doch  erheblich  gevachsen.  Die  zu  geiiage  Zahl 
der  Abgremeldeten  wird  im  Statistischen  Jahrbach  jetzt  in  einer  besonderen  OolOBB« 
erg&nzt  (z.  B.  1891  deren  103.9  statt  Promille). 

Innerliftib  der  Stadt  stellt  sieb  dieser  nonadiscbe  Gharaeter  der  Berfttkeran^ 
wieder  in  andrer  Weise  dar,  im  steten  Wohnungsweclisel.  Vgl.  darQber  Eneel  s 
und  meine  Kede  in  der  Debatte  tlber  Wohnuugsnoth  im  Eisenacher  Congress  1872. 
auch  unten  Buch  3,  besonders  aber  den  Aufsatz  „das  Nomadenthum  in  der  Berliner 
BerOlkerung''  von  Schwabe  im  Berliner  Städtischen  Jahrbuch,  VII.  29  ti.  Danach 
wechselte  damals  jährlich  ungefähr  die  Hälfte  der  directen  Miether  (im  ünter- 
scliied  von  Aftermiethem ,  Chambregarnisten  u.  s.  w.)  ihre  Wohnung,  —  bemerkens- 
werdiw  Weise  am  Hinfigsten,  wenn  mehr,  etwas  seltener,  wenn  weniger 
Wohnnng-en  leer  standen  (resp.  53.7  Procent  in  1867  bei  5.5  Procent  leerstehender 
Wohnungen  und  38  Procent  in  1871  bei  1.2  Procent  leerstehender  Wohnungen),  d.h. 
wenn  etwas  mehr  Wohnungen  leer  stehen,  ist  das  Publicum  noch  etwas  weniger  seas- 
haft,  um  sieh  in  Preis  ond  Qnalit&t  der  Wohnung  ein  wenig  tu  rerbessem.  Aehnliche 
Erfahrunpren  auch  neuerdings.  Als  wohnnngswechselnd  angemeldet  1887  701,000, 
1801  887  000,  abgemeldet  633,000  und  746,000,  doch  incl.  der  Ton  aoswärtä 
Kommenden  ond  dnhin  Gehenden  (Jahrbach,  Band  18,  S.  95).  Meine  AosfUiningeft  in 
Kisenach.  S.  237,  werden  duch  diese  dnaals  noch  nicht  bekannte  Thatsache  sonst 
nicht  modihcirt.  • 

WerthroU  für  die  Characteristik  and  Messung  der  örtlichen  Bewegung  der 
Bevölkerung  ist  auch  die  mit  HUfo  des  neueren  VolbzählungsmatSlials  ermöglichte 
Statistik  der  Ortsbevölkerung-  nach  den  Geburtsorten,  woraus  man  sieht, 
wie  sich  diese  Bevölkerung  aus  Eingeborenen  und  Fremden  und  aas  welchen  Fremden 
sie  sich  zusammensetzt.  (Siehe  Air  Prevssen  in  1871  K.  Brimer  in  der  Zeit- 
schrift des  Preussischen  Statistischen  Bureaus,  Jahrgang  1S73,  S.  341).  Es  w^ren 
hiernach  geboren  von  der  ortsanwesenden  BevOlkerang  Preussens  unter  je 
10,000  Personen  jedes  Geschlechts: 

männl.  weibl. 

in  der  Zählungsgemeinde  5727  5fi42 

in  andern  Gemeinden  des  ueuUichen  Kreises  1759  2132 
in  andern  Kreisen  derselben  Provinz  1642  1605 

in  andern  preussischen  Provinien  ')07  89fi 

in  andern  deutschen  Staaten  176  159 

in  andern  europäischen  Staaten  80  02 

ausserhalb  Eoropas  2.9  2.8 

ohne  Angaho  8  1  4.6 

Diese  Vermischung  der  Bevölkerung  hat  freilich,  neben  den  Bedenken,  auch  ihr 
Gates  nnd  ihr  Grossartiges  in  politischer,  socialer,  nationaler  Hinsidit  nnd  ist  tob  den 

mächtigsten  Folgen.  Sie  verwischt  das  Stammesartige  immer  mehr  nnd  giebt  der  Ge- 
sammiheit  ein  gleichartigeres  Gepräge.  Ueber  Berlin  siehe  Statistisches  Jahrb.  1S7S, 
S.  8  ü.  Unter  der  gezählten  Bevölkerung  waren  1864  49,6,  1871  43.8,  1875  41,3  ge- 
borene Berliner,  die  uhrigen  zngezogen;  ans  welchen  Provinzen  und  Lindem  eb.  S.  13. 
Keuere  Daten  Jahrbuch,  Jahrgang  1891  (Band  IS).  S.  2  11.  Siehe  auch  Grundlegung  I. 
S.  Ö67.  Ueber  Baiern  siehe  das  oben i^utonte  Werk  v.  Mayr,  mit  kartographischer 
Darstellnng  nnd  grösster,  sehr  lehrreicher  Specfalisirung,  (Ueft  82  der  baierischen 
Statistik),  Uber  Oldenburg  statistische  Nachrichten,  Heft  19,  nnd filr die ganie Fknge 
BOeher,  Eut*tehung  der  Volkswirthschaft.  S.  264  Ü. 

IV.  —  §.  73  [239].  Die  Freizügigkeit  im  Zusammen- 
bang  mit  der  Gestaltung  der  modernen  wirthsehaft- 
lichen  Reebtsordnang  und  des  Prodnctionsbetriebs. 
Die  einzelnen  Theile  des  modernen  Personalrechts  bilden  mit  dem 
gesammten  wirtbscbaftlicben  Verkebrsreebt  die  Glieder  einer  grossen 
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Kette  nnd  lasBen  sich  nicht  ausserhalb  dieses  ZusammenhaDgs  uid 
desjeoigen  mit  der  gamen  Tolltswirthsohaftliehen  Entwioklang  aos^ 
raidieDd  wttrdigeo.   Die  Freizügigkeit  speclell  steht  hier  in  enger 

Vcrbindnng  vor  Allem  mit  der  Gewerbefreiheit,  dem  inneren 
und  äusseren  Freihandel  oder  doch  einem  den  auswärtigen  Handel 
nur  mässig  durch  Zölle  besehränkenden  handelspolitischen  .System 
nnd  mit  der  Entwicklung  der  ganzen  nationalen  Volkswirthscbaft 
immer  mehr  in  der  Riehtung  der  Suprematie  von  Industrie,  ßerg- 
baa  nnd  Handel  Uber  die  heimische  Agrarproduction  und  in  der 
Kicbtnng  einer  steigenden  Theihiabme  am  Welthandel  in  der  Form 
der  Fabrikatenausfnhr  nnd  der  Agrarproducteneinfuhr  (I,  §.  254) 
in  der  heutigen  Phase  der  Weltwirthscbaft  (I,  §.  252—254).  Die 
Fraisll^keit  wird  hier  eine  wichtige  Mitbedingang  fttr  die  höhere 
imtiscbe  Bedentong  jener  Gestaltung  des  Verkehrsrechts  nnd 
dieier  EntwieUnng  der  VollKswlrthscbaft,  wie  nmgekehrt  jene  Ge- 
itsltiing  nnd  diese  Entwieklnng  wieder  der  Freiztlgigkeit  erst  ihre 
grosse  pnietisehe  Wichtigkeit  yersehaffSon.  Die  BeweisfUhrong  ist 
etwa  die  folgende. 

Die  Blttthe2oitea ,  die  Perioden  anfkieigender  Coiyaoctur  der  ladasthe  und  de» 
Eudele  ilnd  m  besonders,  in  wdehea  der  sitrke  Zmng  der  UeUutidtiBdien  und  der 
LaadberOlkeniDg  in  dui  (!rossstftdte  und  in  die  Industrie-  und  MonUnbezlrke  erfolgt. 

tte  Preiingij^keit ,  als  rechtliche  Voraassof/iinsr  Hieser  Bewef^ung^,  wird  daher  auch 
fsr  Allem  im  Interesse  der  Industrie  und  dct>  Handels  rerlangt  und  als  Coiisequeuz 
ia  Geverbefreibeit  und  des  Freihuideis  aufgefust  (§.  56).  Nun  wechseln  aber 
„periodisch"  die  Rlüthc/citen  mit  Zeiten  der  Krisis,  der  Stagnation  und  Flauheit  in 
BDierem  beutigen  Winbscbaftalebeo  ab.  Wiederum  ist  dann  die  Freizügigkeit  bier 
Hflftmittol,  um  den  scblfanmen  Folffea  dieses  periodbchen  ««natnrgesetzllcben'- 
Cm^chwangs  ftlr  Untemehmer  und  Arbeiter  abzabelien.  Denn  nunmehr  können  die 
nnbeschäfiie^ten  Arboitenna^sen,  die  bankerotten  üntcmehmer  dank  der  Freizügigkeit 
aud  Gcwerbcfreiheit  wieder  iu  ihre  orsprUDgiicbe  Heimath  ziehen  oder  sich  anderen 
Oitea  nnd  Industriezweigen  zuwenden*).  Oder,  wenn  sie  nicht  wollen,  so  zwingt  sie 
«chon  die  Noth  dazu,  und  „die  Harmonie  Ist  herfresteilt".  So  wird  also  der  beständige 
Urtswecbsel  eines  Tbcils  der  Bevölkerung,  besonders  der  unteren  Classeo,  mit  seinen 
ikm  aagedeateten  nngflnstigen  Folgen  AirmUcb  ein  nothvendtger  Beetendtiiell  in  den 
pissutigen  Mechanismus  drs  modernen  Productionsgetriebes  nnd  des  heimischen  wie 
in  Weltverkehrs,  der  noihwendigen  Entwicklung!:  nnd  der  periodischen  Schwankungen 
<leiielben.  Er  erscheint  auf  diese  Weise  gerechtfertigt  und  ist  entweder  keiner  Ab- 
tadsnug  lUlig  oder  wQrde  seiner  günstigen  winhschaftlichen  Folgen  wegen  einer 
nldiet  Dor  zum  Nachtheil  des  Ganzen  und  der  uächstbctheiligten  Kreise  utitorliegt^n. 
Oe  jone  Entwicklung  als  DUTermeidlich ,  als  Volkswirthscbaft  und  Cultur  auf  eine 
Mae  Stafe  fhbrend  und  ab  sehlieasUch  daher  naeh  im  Weeendiehen  enrflnsebt ,  de 
sie  ferner  namentlich  als  durch  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  (I,  §.  251  II".)  l>i;- 
^isgt  and  renusMbt  gilt,  so  encheint  attcb  ihre  wichtige  recbtlicbe  Voraussetzung, 

2 Jene  rückläufige  Bewegung  dient  den  Anhängern  der  unbedingten  Frcizügig- 
Widerlegong  der  Bedenken  gegen  letztere.  Ebenso  die  Wiederebnabme  des 
ZozBga.  Siehe  z.  B.  die  Bemerkungen  des  ^.Jahrgangs  des  Berliner  Stäilti-rlicn  Jalir- 
bacbs  (nach  Scbwabe's  Tode  bemasgegeben  von  Uuppö),  S.  23.  Dieser  Trost  will 
v«ig  besagen.  Dmi  die  Yeriiidenngeii  in  BeiUn  tndi  so  groae  nielit  waren,  zeigt 
«e  eben  8. 142  nitgetheUte  Sutiatik. 
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die  FreizUj^igkeit .  als  unbedingt  jrcbotoii  und  i^ererhtfortigt.  Eine  Bcveisfuliranp, 
womit  man  in  der  Tbconc  der  l'reieu  Coucurren^  die  Krage  der  Freizügigkeit  dauu 
als  eriedigt  ansielit 

§.  74  [240].  In  dieser  BeweisfHbrnng  zu  Gunsten  radicaler 
Freizü^^igkcit  (wie  ebensolcher  Gewerbefreiheit,  Handelsfreiheit  und 
wirthschaftlicher  Freiheit  tiberhaupt)  bewegt  man  sich  aber  in  einem 
logischen  Cirkel,  auch  wenn  man  auf  die  bedeiiklicbeu  Seiten 
und  Folgen  des  Andranges  der  Bevölkerung  in  die  Städte  und  In- 
dustriesitze und  des  ruhelosen  Ortswechsels  keine  Rücksicht  nehmen 
will  oder  sie  durch  die  günstigen  Seiten  und  Folgen  des  modernen 
Wirthscbaftsrechts  aufgewogen  betrachtet  Der  Angelpunct  der 
Argamentation  liegt  in  zwei  Sätzen,  in  welchen  die  Anhänger  der 
Theorie  der  freien  CoDcnrrenz  sich  scheiden. 

Die  Einen,  die  harten,  aber  ehrlichen  PessimisteOi  gehen  von 
der  Annahme  ans,  dasa  die  Periodieit&t  der  gtlnatigen  und  iid- 
gttnstigen  Bewegung  des  Wirthsehaftslebens,  des  Auf-  nnd  Nieder- 
gangs der  Specalaüott,  des  Anfsohwungs  der  Industrie  nnd  des 
Handels  und  der  Krise,  der  Hausse  und  der  Baisse  eine  Katnr* 
nothwendigkeit  sei,  welche  sich  ans  der  unabänderlichen 
Organisation  der  Volkswirthschaft  überhaupt,  jedenfalls  der  modernen 
Volkswirthschaft  ergebe.  ^)  Diese  Organisation  sei  eben  doch 
wesentlich  und  unvermeidlich  die  piivatwirtbschaltlicbe  und  dürfe 
und  könne  auch  gar  nicht  durch  eine  andere,  die  socialistiscbe, 
mit  ihrer  Utopie  von  der  regelmässigen  statt  der  regellosen  Fro- 
duetion  ersetzt  werden. 

Die  Anderen,  die  sanguinischen  Optimisten,  wollen  zwar  eine 
solche  Nothwendigkeit  der  Periodicität  uiebt  zugestehen,  weil  da- 
nach die  beste  dieser  Volkswirthsobaften  an  einem  organischen 
Fehler  leiden  mttsste;  aber  sie  erwarten  alles  Heil  von  „fort- 
aehreitender  wirthsehaftlicher  Bildnng'S  freiwilliger 
Vorsicht  der  Betheiligten,  also  von  höherer  Intelligenz  und  moralisch- 
besserem Willen  n.  dgl.  m.,  nur  nicht  von  Aenderungen  des  Wirth- 
scbaftsrechts, noch  von  staatlichem  zwangsmässigen  Eingreifen.-) 
Die  Freizügigkeit  fnngirt  nun  wesentlich  als  Ausgleichungs- 

')  Darauf  läuft  die  Tlieorie  der  Spekulation  und  Krise  von  J.  St  Hill  u.  A.  m. 
hinaus,  siehe  unten  S.  117.  Gleiche  Anschauunjr  wieder  bei  BrtMJtano,  Arbeiter- 
und  Produrtionskriscii ,  Jahi  hiich  des  Deutschen  Beichs,  IbTS,  Heft  4,  S.  119. 

So  ar^:umentirt  /.  H  im  Basti at 'sehen  Optiminniis  ein  TbeO  4er  deiilselien 
Fri'ihandclsschule  in  solclu-u  Fra-reri.  z.  Tli,  auch  (>.  Michaelis  in  seinen  Arbeiten 
Uber  Krise  und  Specuiation.  Bezeichnend  ist  namüuüicb  die  «Stellung  dieser  Sclialc 
zar  Frage  des  ActieDgesellschaftsvesens«  s.  B.  auf  dem  Mainier  mOU' 
wirthschaftlichen  Congress  tS69  (»iehe  1.  S.  $08).  Vgl.  ttberhaopt  in  l.Theil  die  Ass- 
führoogea  Uber  freie  Concarreoz,  §.  SOb  il. 
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mittel  xwisehen  den  beiden  StrOmongen  des  WirthseliafteguigB 
and  wird  dadurch  begiündet 

In  letzter  Linie  liegt  der  Irrthnm  dieser  AniTasBong  in  ihren 

beiden  Abarten  wieder  in  der  der  Theorie  der  freien  Concurren« 

ei^enthümlichen  Identificirung  der  Volkswirthschaft  mit  dem  privat- 
wirihschatilichen  System  und  in  der  Verkeiiniinj]:  der  nothwendigen 
ünd  heilsamen  Function  des  Rechts  und  des  Staats  zur  Einschränkung 
Dod  Ke^'clung  der  Coneurrenz  im  Wirthschaftsleben.  Man  braucht 
aber  im  vorliegenden  Falle  gar  nicht  bis  auf  diesen  Grundirrtbum 
inrflckzugeiien,  um  die  Beweisfttbrnng  zu  Gunsten  der  Freizügigkeit 
ZQ  widerlegen. 

„Natnrnothwendig"  ist  nemiieh  eine  solche  Periodicitftt 
da  Gangs  der  Volkswirthschaft  wenigstens  in  dem  jetzigen  Maasse 
Dor  auf  dem  Boden  des  heutigen  Wirthscbaftsrechts  und  speciell 
loter  Voraussetzung  der  Freizügigkeit.  Wenn  letztere  allerdings 
als  Ansgleichnngsmittel  in  diesem  Proeess  fungirt  und  in  mancher 
Hinsicht  wohlthätig,  daher  hier  auch  so  muss  tuogircn  können,  so 
ermöglicht  sie  doch  erst,  dass  eine  solche  Ausgleichung  in  diesem 
I  mfange  nothwendig  wird,  weil  sie  eine  Mitbediiiguug  der  l  eber- 
Heculation  und  der  aus  dieser  tVeilicb  naturnothwendig  hervor- 
lehenden  Krise  ist.  Diese  „Natiirnotbwendigkeit"  liegt  aber  nicht 
in  der  „Natur  der  Sache*',  nicht  in  der  ,,natUrlichen  Organisation 
der  Volkswirthschaft",  anch  nicht  einmal  in  der  ,,natUrlichen 
Organisation'^  jedes  priyatwirtbsohailliehen  Verkehrssystems,  sondern 
in  der  Rechts basis,  welche  man  dieser  Volkswirthschaft  in  der 
ndiealeo  Fr«izflgigkeity  Gewerbefreiheit  u.  s.  w.  wenigstens  in  ge- 
wissem liaasse  freiwillig  gerade  so  gegeben  hat  Auf  dieser 
Basis  muss  sich  dann  allerdings  die  Bewegung  des  Wirtbsehafts- 
lebens  zwischen  den  Extremen  eztraTaganter  Ueberspeculatiou  und 
der  Krise  vollziehen. 

Man  kann  auch  nicht  Alles  auf  die  „Conjuu  cturen'* 
>chieben  und  damit  entschuldigen ,  weil  sie  das  ursächliche 
Momeut  wären,  sondcin  diese  Conjuncturen  selbst  werden  aucb 
vieder  erst  durch  unser  Wirthscbaftsreebt  im  grossen  Umfang  er- 
möglicht (I,  §.  165— 16U).  Die  Erwartung,  dass  die  „fort- 
«chreitesde  wirthschaftUche  Bildung"  hier  Abhilfe  schaffen  wird, 
ist  nur  eine  optimistische  Selbsttiluschnng  und  widerspricht  der 
I^gik  der  Thatsachen,  welche  den  in  der  Krisis  Ruinirten  nicht 
<fie  Betheiligung  an  der  Specuhition  bd  der  nächsten  günstigen 
Conjunctur  widerräth,  sondern  die  geschicktere  Ausnutzung  solcher 

i-  W«gB «r,  Omdkgur.  3.  AML  2.  Tk«tL  Tolinwirtlisehftft  v. Mt  10 
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Conjimctnr  und  daher  doch  die  neue  BetheiligUDg  an  der  Specu- 
lation  zur  WiedergutmadiiiDg  früherer  Verluste  lud  zur  nonoiebrigen 
Gewinnerzielung  gerade  anräth. 

§.  75  [241].  Wie  die  Freizügigkeit  in  die  periodische  Be- 
wegong  des  WirtbachaftBlebens  io  Wahrheit  Terblngoissvolly  nach 
der  Memang  der  liberalen  Theoretiker  aber  nur  wohlthfttig  lor  noth- 
weodigen  „Angleiehimg''  des  bald  grosser  cd,  bald  kleineren  Ar- 
beitsbedarfs  dngreift,  ist  leiebt  an  den  einsehlagenden  Tbatsaehen 
naehznweisen. 

Yeifolge  man  z.  B.  den  aafsteigendea  Gans;  der  Reweguog  nach  einer  Krise 
und  «iner  an  diese  sich  knüpfenden  längen  ti  Periode  der  geschäftlichen  Stagnation. 
Allin&lig  zeigt  sich  wieder  ein  grösserer  Bedarf  des  In-  und  Auslands,  der  wUli^rr 
■nd  bilUge  Credit,  die  Folge  stark  aDgesammdten  disponibiea  (luibescbäfugten)  Kapitals 
vnd  wiaderhergertdlteii  YertnoeBS,  komiiit  ca  Hilfe,  cK«  GoDjimetar  gestaltet  sich 
gdnsliger.  Kurz,  wie  dieser  Zustand  im  houtitren  Wirthschaftssystem  nur  zu  dauern 
pflegt,  gilt  es,  den  Concorrenten  zurorzakommen  und  die  Zeit  auszunutzen.  Nun  wird 
mit  Terstärkter  Kraft  gearbeitet,  es  steht  mehr  Gewinn  in  Aussiebt,  durch  höhere 
LSbae  siebt  am  Arbeiter  aus  der  Fremde  hena  oder  entlockt  sie  den  Concor  reuten 
oder  anderen,  ?on  der  aufsteigenden  Bewegung  nicht  oder  noch  nicht  berührten 
Geschäftszwoigen,  die  .^^serrearmee"  der  Arbeiter  kommt  jetzt  zur  Action.  die 
Rlndenrbett  wird  in  1i5her«iii  Iffaaaw  bemtzt*).  Nnnsabr  wird  dfe  McttiHiiteit 
?on  practischer  Bedeutung.  Zwar  die  inländische  Kundschaft  ist  bald  versorgt,  ihr 
Bedarf  lässt  sich  auch  richtiger  schätzen,  aber  um  so  mehr  lockt  der  weite  Welt- 
markt, die  überseeischen  Länder  mit  grossem,  längre  Zeit  nur  schwach  befriedigtem 
Bodarf  an  Fabrikaten  und  mit  geringer  eigener  Industrie.  Hier  steigert  sich  aber 
noch  die  Concnrrenz,  weil  alle  Industrieländer  diesen  Markt  auszobenteu  suchen.  Vm 
so  mehr  gilt  es  zuvorzukommen  and  nun  wird  zum  Zweck  der  Production  den 
Weltaaikt  voUends  aa  AriMKakriftea  herangezogen,  wai  ra  babea  ist,  d«ai  „FVei- 
handelsprincip"  zu  Ehren.  Ein  TheU  der  Bevölkerung,  der  Arbeiter  ist  aus  seinem 
gewöhnlichen  Wohnort  und  seiner  bisherigen  Beschäftigung  fortgezogen,  die  Production 
bat  «ine  andre,  monaatan  sehr  roatable  Richtung  erhalten.  Allein  bald  kommt 
der  Rflfiktddag.  Der  überseeische  Absatz  stockt.  weU  die  dortigen  Märkte  dank  der 
allgemeinen  Concurrenzwuth  überfüllt  sind .  die  Consnmtionskraft  überschätzt,  die 
Kichtung  des  Consums  nicht  gehörig  berücksichtigt  worden  —  and  wie  sollen  solche 
Fehler  auf  efaem  Marirte  gaax  rormieden  werdea,  danea  Bordlkenag  aaderer  Biaie 
oder  Nationalität,  anderer  Sitte  nnd  Cultur  angehört,  unter  anderen  natOrlichen  Uima- 
tischen  Bedingongen  producirt  und  consomirtV  Vedasto  statt  Gewinn  erfolgen,  die 
Prodoctlon  wird  eingeschränkt,  Hatbteft  geaibeftol,  die  Lohn«  worden  gekürzt,  Ar- 
beiter entlassen  und  nnn  ..dient  die  Freizflgigkoit  alt  Ausgleich ungs- 
mittel",  um  in  J<'n  Tcrschiedciien  Productionszweigen  und  an  den  verschiedenen 
Orten  Nachlrage  und  Angebot  von  Arbeibkräften  wieder  ins  Uleichgcwicht  zu  setzen 
—  wenigstens  Ar  flinea  neuen  Aogenblick^. 

Aber  wftre  denn  diese  ganze  Ansgleichungsfunction  erforderlich 
gewesen,  wenn  nicht  zuvor  das  moderne  Wirthschaftsrecht  und 
speciell  die  Freizügigkeit  selbst  die  Bcdiogungen  gescbaÖ'eu  hätteo, 

')  Siehe  die  Nachweise  aus  der  Speculatiotttperiodo  der  187Ser  Jabre  in 

A.  Thun'h  Aufsatz  in  der  Zeifsrhr.  des  K.  Preuss.  8tat.  Pur.  1S77.  S.  ff.:  ders  . 
ladustrie  des  Niederrheins,  S.  47,  4b,  mit  den  Daten  Uber  die  grosse  Abnahme  der 
Klndeibeseb&ftigung  aach  deia  ROekBchlag  1873  ff.,  also  aiobt  «nter  dorn  Einflass 

veränderter  (leset^gebung,  sondern  unter  demjenigen  der  gewerblichen  AtboffBCO^jOnctor. 
Aehniicbe  Erfahningcn  mehrfach  neuerdinjrN  Ende  der  80er  Jahre. 

*)  Auch  dafür  reichste  und  schlagendste  Bdege  bei  Thun  a.  a.  U. 
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dass  eiue  L'ebertreibung  und  daher  wieder  ein  Rückschlag  statt- 
finden musste?!  Hier  liegt  der  logische  Cirkel,  in  welchem  sich 
die  BeweUfttbraog  der  Theorie  der  freien  Concarreoz  bewegt 

Die  hier  behandelte  Frage  ist  näher  zu  untersachen  in  der  Lehre  rou  der 
SpwuUtion,  üeberspeculation  and  Kri>is,  Vorgänge,  welche  in  der  modernen  Volks- 
rmh^b&ft  mit  der  „Teudeuz  de^  kapitaJgewinns  auf  ein  Minimum  zu  sinlceo** 
naammeabiDgeB  und  ▼«•entfich  durch  die  MitwIriniDg  des  Credits  ihre  Erklirong 
fiaden.  Siehe  darüber  meinen  Artiliel  Kri^en  in  Kentzsch's  II;indw."irterbach  der 
Voibwirthsch&ftaiehre,  S.  52 ö— 537.  mit  den  dortigen  Liltentnraagabeu,  S.  &d7.  In 
im  AMinitt  vom  Unprung  d«r  KriMn  8.  539  ff.  Ua  ich  daselbet  noch  dvTehiat 
Hill 's  Lehre  ron  der  sinkenden  Tendenz  des  Kapitnlgevinns  und  den  Schltbseo 
fcfolgt.  welche  derselbe  aas  dieser  Tendenz  fur  die  Sponilation  und  Kriese  ableitet, 
iiehe  Mill.  Grundaätze,  B.  iV,  Kap.  4,  bcauoderä  5.  Man  liaun  diese  Lehre  als 
mt  „Theorie  der  DeberBpecnlation  and  Kiiie**  bezeichnen.  Mill  u.  A.  in.,  auch 
ich  in  dem  erenannten  Aufsatz  begehen  nur  den  Fehler,  die  (it  st  ilttint,'  der  l)iii«r'-' 
tls  durch  die  Natur  der  Volksvirthschaft  begründet  anzusehen,  während  sie  nur  im 
System  der  frefen  GoociiTreDS  und  speciell  fllr  die  Beehtsbesis  der  VolksvirthBchaft 
im  modernen  Verkehnreeht  des  privatwirthtschaftlichen  Systems  sicli  in  der  ange- 
deoteten  Weise  verlauffn  rnüss'^n.  Danach  bedarf  auch  meine  Beweisfülmmg  a.  a.  0., 
treiiich  aber  auch  ditjeuigc  aller  früheren  Schriftsteller  der  Smith  sehen  National- 
ttooomio  Uber  Speculation  und  Krise  einer  durch^^rt-ifenden  Modification.  Eine 
weitere  Folge  der  obigen  Aüffn-nmiir  ist,  dass  die  tiblicho  ZurUckführung  einer  bc- 
Hiamten  Iirise,  bezw.  Üeberspeculation  auf  die  nnd  die  einzelnen  Factoren,  z.  B. 
die  Bewegung  von  1971 —73  ff.  auf  die  Actiengesetzgebung,  die  5  HilUarden  zwar 
nicht  unrichtig,  aber  einseitig  ist.  Das  üebel  sitzt  bedeutend  tiefer:  in  der  heutigen 
Hechtabasis  des  })rivatwirthschaftlicben  Systems.  Das  wird  z.  B.  in  der  guten  Schrift 
ron  Oechelhäuäer  tlber  die  damalige  wirthschaftliche  Krisis  doch  wieder  ganz 
nbenwhcn,  IhnUch  in  den  zahlreichen  Broechureu  jemr  Zeit,  z.  B.  v.  Berliner, 
Kiisis,  Hannover  1878,  Lohnis,  Marasmus  in  Handel  und  Indnatrie  ib77,  London 
187S  (bei  ?ieitin  richtigen  Aosfubrungen  besonders  S.  147  ä.). 

Der  tiefere  Nachweis  des  ZaMmmenhangs  der  üebewpeelUatioB  und  Kriaen  mit 
ilem  herrschenden  Wirthschafissystem  der  freien  Concurronz  und  der  modernen  Pro- 
dactionstechnik  ist  den  Socialisten  zu  verdanken,  Fon  denen  hier  mit  ihrer  unter  sich 
wieder  abweichenden,  aber  sich  richtig  ergänzenden  Beireisfühmng  einerseits  be* 
Mtders  RodbertDS  in  den  Socialen  Briefen  und  der  Handelskrise  von  lb57,  ander- 
Jdt!  Man,  das  Kapital,  und  Fr.  Engels  in  Duhring's  Umwälzung,  S.  236  IT.  hervor- 
nh«ben  sind.  In  der  schOnen,  an  interessanten  Daten  und  (iesichtspiucten  reichen 
Aklaadlnng  ron  Bescher,  Absntskrisem,  in  den  Audchlen  der  Vottsvirthschaft  II, 
fehlt  'jben  doch  diese  ZurUckführung  der  modernen  Krisen  auf  di.^  tieferen  Ursachen, 
I>ie  Vergleiche  mit  älteren  Krisen  fahren  hier  mehr  irre,  als  dass  sie  belehren.  Vgl, 
Zeller,  Uber  die  plötzlichen  und  zeitweisen  Stockungen  der  ToltswtrtliilchtftHchsa 
Bewegung,  Tübinger  Zeitschrift  IST")  und  1879.  Dann  besonders  Thun  a,  a.  0., 
duch  dessen  Ausführungen  ich  durchaus  in  meiner  Ansicht  bestärkt  bin. 

Mit  blossen  Behauptungen,  ohne  den  Versuch  eines  Nachweises  und  ohne 
die  leringste  objectire  Bertteksichtigung  der  O^Kenargamente,  hat  damals  Brentano 
die  Absatzkrisen  als  etwa.s  unbedingt  Nothwendiges  hinzustellen  tresucht:  „sie  seien 
luenrennlich  ron  der  Individualität  des  Consums.  So  lange  diese  bestehe,  so  lange 
vilica  Rechenfdüer  Derjenigen,  welche  die  Prodnction  so  zu  leitsn  haben,  dass  die 
Mgen  Producte  einen  coneroten  Oebrauchswerth  haben,  welcher  den  aofgewendenten 
Prtductionskosten  entspreche,  unrermeidlich  sein".  (Jahrbuch  1879,  S.  119.  Heft  4 
(dach  Arbeitsversicherung  8.  216.)  Diese  Auffassong  ist  unrichtig  und  übersieht 
TMhg,  dass  der  Gsasui  seihst  wieder  naeh  den  Prsdvetioiii*  und  AbsatieigebniaseB, 
daher  nach  der  jeweilitren  Höhe  der  Löhne,  Gewinne.  Renten,  m.  a.  W.  nach  den 
nCt^jaacturen"  schwankt.  Das  maassgebende  Moment  der  Speculation  und  die  die- 
•As  heftrdemden  ümMäude  der  heutigen  Wirthschafisordnmig  (a.  A.  Actienwesen), 
werdea  ganz  bei  Seite  gesetzt.  Nicht  aus  der  „Indiridoalitlt  des  Consuui>".  »«tidem 
MS  der  „Individualisining  der  Produrtion"  gehen  die  Krisen  zumeist  h.  rvni  .  Der 
F^ler  ist  diese  individualistische  „Planlosigkeit'.    Das  muss  mau  weuig^iuns  offen 
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•nerkeuuen.  Damit  ist  ja  noch  nicht  gesagt,  dass  dies  berechtigte  Ziel  des  Socialis- 
DOS,  „planmlBBi^**  statt  regelloser  Prodnctioo,  fOllig  erreicbbar  sei,  weil  das  an  die 

ErfOlloDg  der  alli;ciiicinen,  als  unerfüllbar  erscheinenden  Vorausset^ODgen  des  sociali- 
stiscben  Wirthschafts-  und  Kechtssystcms  geknüpft  wäre.  Aber  die  Diagnose  des 
Uebels  ist  deshalb  doch  richtig  gestellt,  wetm  auch  das  therapeutische  Verfahreu 
siebt  Tollstlndig  ausfahrbar  ist  Umsomebr  ist  eine  paitielle  Abhilfe  in  einer  partiell 
möglirb-'u  .,{>laninissigen  Regelung  der  Prodaction"  —  etwas  Weiteres  habe  ich 
nie  befiirwortet  —  „von  Oben"  als  üysbare  Aufgabe  aozuerkenuen,  womit  das  Speca- 
lationsmoment  wenigstens  auf  ^bImb  GeUeten  entfUtt  und  damit  die  Hanptimacb« 
der  Krisen.  Vgl.  oben  §.  ft9.  SieM  Wrtzt  auch  den  Artikel  Krisen  von  Herkour  Ib 
Handwörterbuch  der  Staatswisscnschaften  B.  4.  S.  891  ff.,  daselbst  Litteraturznsammen- 
stelloug  S.  910.  Eine  gute  Uebersicht  der  urs&chlicben  Momente,  der  verschiedenen 
Lehimeinangen,  wo  aber  auf  Geatchtapnncte  wie  die  oUgea  fieUdcht  aacb  etwas 
bitte  eingefuigeii  werden  dürfen. 

V.  —  §.  76  [242,  243J.  Entscheidung  Uber  das  Zug- 
recht nach  den  schliesslicheu  social ökononiischeu 
Wirkungen  beschränkenderer  und  f r e i  e  r e i-  Gesetz- 
gebung. Wenn  man  sich  die  im  Vorausgehenden  dargelegteo 
WirkuDgen  der  Freizügigkeit  vergegenwärtigt,  so  wird  man  unbe- 
fangen zugestehen  müssen,  dass  die  Bedenken  gegen  diesee  Recht, 
gerade  auch  Yom  wirtbschaftUehen  Standpnnete  aus,  schwer  genng 
wiegen.  Auch  eine  Abwägung  der  Yortheüe  und  Nachtheile  ftthrt 
mindestens  nicht  sicher  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  ersteren  un- 
bedingt vorwalten  und  deshalb  die  letzteren  eben  einmal  mit  in 
den  Kauf  genommen  werden  müssen,  eine  Beweisftthmng,  welcher 
sich  objectivere  Anhänger  der  Theorie  der  freien  Concnrrenz  mit- 
unter bedienen.  Für  die  .^cliliessliche  Entscheidung  und  daher  lilr 
die  Gestaltung  des  Conijjromisses  zwischen  den  Forderungen  der 
Einzelfreiheit  und  der  Gemeinschattsinteressen  (§.  69)  müssen  des- 
halb um  so  mehr  die  letzten  socialen  und  ökonomischen  Wirkungen 
einer  mehr  das  Individuum  beschränkenden  und  einer  freieren 
Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs  rechts  im  Allgemeinen 
und  des  Eberechts  und  des  Zug-  und  Niederlassungsrechts  im  Be- 
sonderen mit  in  Betracht  gezogen  werden. 

A.  Eine  beschrilnkende  Gesetzgebung  hat  im  Wesentlichen 

wohl  folgende  Wirkungen. 

Sie  macht  die  Bcvölkcnintr  ^-cs^hafter.  ihre  Vermehrtiiijr  langsamer,  weil,  belbst 
abgodeben  von  directer  HeiratbMirscbweruug  oder  liiudcniug,  die  (iründang  eineä 
neuen  Hansttands  im  alten  Heimathiort  dnreli  die  ErweriwrerfalltniMe  echwierlger 
ist.  (Ein  Beispiel  bietet  Suddeatscbland,  besonders  Baiern  bis  in  die  neuere 
Zeit,  ehemals  Hannover,  srcsrcnuber  Preussen.^  Das  sorialc.  wirthschaftlicho. 
politische  Leben  i^t  conäcrvativer,  Alieü  behiibiger.  Die  Bevölkerung  der  St&dtc 
«riebst  nicbt  m»  rasch.  Aber  der  wirthsehaldiche  Fonschfitt  ist  andi  leicbt  mat 
illcn  Gebieten  laopsaiin  r.  und  mit  desw.  u^.  n,  weil  die,  Concamns  nicht  so  stark 
vrirkt.  Die  lodnsthc  iobbesondere ,  der  Oroä»butheb  bpeciell  entwidKlt  sich«  weiut 
tiberbaapt,  so  jeden&lb  schwerer,  langsamer.  Viele  energische  und  tOchtige  EleiBaiite 
kommen  anch  gegen  das  Gesammtinterchbe  nicht  so  zur  Geltung,  zoa  wirtlmcbaft- 
liehen  prodoctiren  Schaffen,  wie  bei  freierer  Gesetzgebong.   Gerade  sie  retItOmniern 
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dann  wühl  oder  gerathcn  anf  Abwege  oder  werden  zur  Ausvrandening  (^odränpt, 
\iele  Uobilligkeiteo  and  Uärtea  der  Beschränkungen  treüen  femer  Einzelne,  besonders 
albdeh  au  den  mitonB  imeren  CltueeB,  «od  dies  bereitet  ErUtternng.  Denn 
Dicht  Lur  wird  unvermeidlich  bei  der  Handhabung  beschränkender  Gesetze,  besonders 
iokber  auf  dem  Gebiete  dea  Eherechts  und  des  Zug-  und  Niederlassnngärechts,  im 
Xhnbea  oftmals  gefehlt  und  kommen  unlautere  NebeneinflUsse  leicht  mit  zur  Geltung, 
leDist  bd  ichaifer  Controle  der  unteren  Executirorgane  tob  Oben,  der  Gemeinde» 
renraltongen  vom  Staate  aus.  Es  ist  auch  abgesehen  davon  unmöglich,  selbst  bei 
darchaos  gesetzmässiger  Anwendung  des  Rechts  auf  den  einzelnen  Fall,  immer  U&rten 
od  Uobilligkeitea  aunucUieBseii.  Wie  ellee  Beeht,  nius  raeh  das  hier  in  Frage 
stehende  Ehe-  und  Zugrecht  u.  s.  w.  schablonenhaft  rerfidirea  und  kann  nicht 
ciNiitiscli  jeden  einzelnen  Fall  berücksichtigen.  Die  Einwendungen,  welche  die 
Seide  der  freien  Concurrenz  ans  solchen  Verhältnissen  gegen  Beschränkungen  des 
Terlehrsrechts  entnimmt,  sind  daher  auch  nicht  unrichtig,  nur  beweisen  sie  zuviel, 
veil  sich  mit  ähnlichen  Argrnmenten  ein  grosser  Thcil  des  Kechts,  z.  B.  auch  des 
Criminalrcchts,  des  sonstigen  Verwaltungsrechts,  als  unhaltbar  hinstelliMi  l.isst. 

Schliesslich  handelt  es  sich  immer  um  die  grossen  Durch- 
schnitts Wirkungen.  Diese  sind  bei  der  beschränkenden  Ge- 
setzgebung anf  dem  Gebiete  des  Verkelirsrecht.s  doch  wohl  aus 
dem  einfachen  Grunde  im  Ganzen  günstiger  zu  beurth eilen  als  bei 
der  radical  freiheitlichen  Gestaltung  dieses  Rechts  nach  dem  blossen 
Individualinteresse,  weil  die  grosse  Mehrzahl  der  Menscben  aas 
Mittelschlag  besteht  und  den  Voranssetznogen  der  Concnrrenztfaeorie 
oieht  eDtsprieht  Für  diesen  Mittelschlag  ist  auch  ein  regel- 
missigerer  Gang  der  Prodaction,  wie  er  hier  stattfindet,  gttnstiger. 
Und  dasselbe  gilt  vom  Ueberwiegen'  der  agrarischen,  der  hand- 
werklichen nnd  kleinindnstriellen  Thätigkeit  trotz  der  technischen 
Xiogel,  die  dabei  bleiben  mögen. 

B.  Die  freiere  Gestaltung  der  Gesetzgebung  Uber  die  socialen 
Ficiheitsrechte  bildet  zugleich  mit  die  rechtliche  Voranssetzung  der 
Zustände,  welche  im  5.  Buch  des  Theils  I  als  gtlnstige  (§.  311) 
Qnd  als  nachtheilige  Folgen  (§.  317  flf.)  des  Systems  der  freien 
Concurrenz  nachgewiesen  wurden.  Sieht  man  in  letzterer  Beziehung 
auch  von  dem  gerade  besonders  häufigen  und  bedenklichen  Siege 
der  gewissenloseren  Elemente  ganz  ab  (I,  320),  so  bat  der  Sieg 
der  begabteren  (kräftigeren)  Elemente  und  des  Grossbetriebs  auch 
Beben  seinen  günstigen  Folgen  für  das  Gesammtinteresse  tiber- 
wiegende  Bedenken  gerade  fttr  das  Wohl  jener  Masse  der  Be- 
rSlkemng,  welche  den  grossen  Mittelscblag  in  Bezog  anf  körper- 
liche, geistige  nnd  Charaetereigensohaflen,  anf  Leistungsfähigkeit 
■od  wirkliebe  Leistnog  bildet  Unter  Hinweis  anf  die  AnsfUhningen 
in  1.  Theile  hier  nnr  noch  Folgendes  znr  weiteren  Begründung 
dieser  Ansicht 

Die  Ehefreiheit,  die  Freizügigkeit,  die  Gewerbefreiheit  und  so  Tiele  andre 
-Freiheiten"  des  modcrn'-n  Verkehrsrechts  stellen  an  Jedon  die  Zumutliun^  hJ^chst- 
■Oglicher  Intelligenz  and  Thatkral't,  der  Fähigkeit  sein  eigenes  ökonomische» 
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und  sociales  Interesse,  seine  oisrene  Begrabung.  seinen  eigenen  Cbaracter  richtig  und 
jedenfalls  richtiger  als  irgend  ein  Anderer  za  beurtheilen;  die  Zamuthuog,  sieb  »ach 
Mch  «üifetreteiier  EnttiiMchiing  sieht  entarathigen  wa  linent  vm  immer  wieder  da« 
wenigstens  rdttir  Kichfisrstc  zu  wälilon.  Dissen  Zumuthiintrcn  entspricht  aber  nor 
ein  Theil,  eine  Minorität  des  Volks,  ein  »ndrer,  weit  grösserer  Tbeil  ent* 
spricht  ihnen  niclit. 

1.  Diejenigen  Elemente  der  R<>völkeniiig,  velche  an  hidi  oder  durch  das  Ulllck 
b*»trilnstie:t  diesen  Zumuthnngen  wirklich  entsprechen.  eed<'ilu'n  «jewi^is  im  Allgemeinen, 
wenn  mau  von  den  Versachangen  der  Gewisseubaftigkeit,  denen  gerade  sie  leicht  aot»- 
fteietzt  sind,  abslebt,  bei  einer  möglichst  freien  Gestaltung  des  Terkehrsreebfs  am 
Besten.  Vml  ihr  (ökonomisches  Gedeihen  kommt  aach  mehr  oder  veniger  und  wohl 
fa'-T  immer  doch  in  Etwas  der  Gesammthcit,  also  auch  den  übriffen  minder  befähigten 
Kiomeoteu  lu  Gute.  Sie  sind  die  Pioniere  des  wirtbschaftlichen  Furtscbritts ,  die 
Mftoner  dos  to  go  ahead-spirit.  sie  werden  die  Gründer  und  Leiter  der  grossen  nenen 
Wirthschaftsexperimente.  die  Eiitd'-rk.'r  und  Erfinder,  sie  errichten  di<»  jrrossen  rnfor- 
nehmuugeo,  sie  bilden  die  neuen  grossen  Triratvermögeu,  aus  ihnen  geht  die  neue  öko- 
Bemisehe  Aristokratie  henror.  Sie  rorden,  wie  die  Schule  rttbmt  in  aasaenwdendicbem 
Maasse  die  Production,  und  wenn  ihr  eigenes  Einkommen  und  YermOgen  davon  auch 
in  erster  Linieden  Vortheil  hat:  die  ganze  BerOlkerong  nimmt  daran,  freilich  ^mehr 
oder  weniger",  mit  Theil. 

2.  Aber  andereneits  unterliegt  es  auch  keinem  Zweifel,  dass  die  grosse 
Masse,  der  Mittelschlag,  jenen  Zumuthungen  nicht  entspricht  tind  dass  das 
radical  freie  Verkehrsrecht  far  dieselbe  daher  doch  Überwiegend  bedenklich  wirkt, 
namentlich.  Ökonomisch  betrachtet,  in  Bezug  auf  die  Vertheilung  des  Prodoctions- 
ertrags.  Wird  ron  den  natHrllchen  Eigensctaften  und  Fihigkeiten  selbst  abgesehen, 
so  wurde  die  e:rosse  Mas>^e  jener  Zumuthung  nur  dann  entsprechen,  wenn  die  indiri- 
duelle  Selbäterkeuutuiss  ubeusu  verbreitet  wäre,  wie  sie  es  bekanntlich  nicht  ist  Jeder 
pflegt  an  seine  Beflbignog  far  den  Bemf  seiner  Wahl,  an  sein  GlOck,  an  die  Rlclit^ 
keit  seiner  Schritte  im  Leben  zu  glauben.  Das  freie  Verknhrsreclit,  die  FreiztlKigkeit 
spcciell  ermöglicht  nicht  nur,  sondern  verführt  auch  zur  Vornahme  desjenigen  Schrittes, 
welcher  gerade  lockend  erscheint.  Das  städtische  Leben,  die  bessere  Verwcrthung 
der  Arbeitskraft  in  der  Stadt  und  in  der  IndüStrle  bei  zugleich  nebtens  leichterer 
Arlieit  und  jrrösserer  Unf?ebuni!'  iil)ri[  des  ganzen  Leben,  die  Genusssucht,  die  lloll- 
uung,  sein  Glück  zu  machen,  Liukummun,  vielleicht  grösseres  Vermögen  zu  erwerben, 
lockt  hinaus  und  treibt  eine  Zeitlang  rasdos  weller.  Die  rem  Glück  begünstigten,  die 
begabteren,  oft  auch  die  gewissenloseren  Elemente  wissen  geschickt  in  die  Speichen 
dl'-  l^^d^  zu  greifen  und  sieh  auf  den  Wagen  der  Forfnna  zu  schwingen.  Die  srros>e 
Mchr/ahi  bleibt  ^uruck,  wird  zur  Seite  und  uutur  die  Kader  gewori'cu,  verkümmert, 
verwahrlost,  stirbt  und  verdirbt  Einmal  7on  der  heimischen  Scholle,  von  Verwandten 
und  Rekannten  losg<'lM>t.  vom  Miss^TfeliT  verl)ittert.  nur  (iltrr  sich,  nicht  unter  sich 
sehend,  stets  den  Verhältnissen,  den  Anderen,  den  Uöherateheuden,  den  Keicheren, 
niemals  sich  selbst  die  Schuld  znschiebend  wird  ein  solcher  Berölkernngstheil  dnrdi 
die  Freizügigkeit  und  ähnliche  Rechte  in  der  That  Eom  Vomadenthnm  und  mr  Plage 
fttr  die  Geselisdiaft  wie  for  sich  selbst 

Eine  solche  EntwickluDg  der  socialen  Verhältnisse  ist  ein 
thearer  Preis  ftlr  die  etwaige  Steigerung  des  Prodactionsertrags, 
Atr  die  Kostenermftssigung  und  seihst  ftlr  die  etwaige  Arheita- 
«rleicbterung  der  Handarbeiter  bei  besserer  Prodoctionstechnik,  wie 

im  Grossbetrieb,  l'Ur  die  lillitlie  einzelner  Industriezweige  und  für 
das  erwünschte  Emporkommen  einiger  tüchtiger  Kiemente,  welchen 
ein  bescbränkondos  N'erkehrsrecht  den  Boden  fUr  seine  Entwicklaog 
verengt  oder  wegnimmt. 

Vgl.  zu  OhiiT'^in  im  Allgemeinen  Schmoller's  Kleingewerbe,  besonders  den 
SdllQSsabschoitt  5.  Ü52  tf.,  üUG  ti\  Aach  Brentano,  Arbeitergilden  II,  pa8^im,  be-> 
•onders  Kapitel  5.  Namentlich  Thnn's  genannte  Arbeiten.  LandwirthschafUiche 
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Jthrbticher  187s.  S.  Tos  f!.  —  Nicht  nur  in  der  socialistUcben  Litteratur.  wo  man 
for  derartige  Bctieakeu  uatarlich  kumeu  6iüü  hat«  soadern  auch  ia  der  „aeu-überai- 
iadifiAialietbcben**  Uttentor  (vie  muk  ele  vieUeicbt  neonen  kttnate),  welche  den 

drossbetrieb  aas  ökonomisch-technischen  un»l  culturhi.storischcn  Rücksichten,  zwar  nicht 
nnrtbaos  onnchtig,  aber  einseitig  und  übertreibend  günstig  bourtheilt  (neuerdings 
Brentano.  T.  Scholz-GftTor n itz.  Losch  u.  A.  m.T,  schouii  uiir  eben  die  dar- 
rele^tt  S'  ite  aller  dieser  Yerfaältuiäse  zu  wenig  gewürdigt  zu  werden.  Zam  Beleg  fQr 
coiae  Ansicht  beziehe  ich  mich  auf  die  Schilderungen  Liebich 's  in  >citu'r  8' hrift 
.<jbdachloä"  und  auf  mein  Vorwort  dazu,  welches  ich  mit  den  Sätzen  auf  voriger 
Sdte  159  glanbte  nbeeUieaeen  n  dttrfen. 

VL  —  Jj.  77  [244].  Principielle  Htatthaftij^keit  einer 
Bescbränkuug  der  Freizügigkeit.  Das  F^rgebniss  des 
Voraa.s^'ebendeD  ist,  dass  aus  dem  volkswirthscbaftlichen  und  social- 
politischtii  Gesic'htspuncte  wegen  der  Folgen  für  die  Gemeinschaft 
Diid  die  Einzelnen  eine  BescbrilDkttng  der  Freizügigkeit  als  prin- 
tipiell  berechtigt  erBcbeiot  Eine  solche  Bescbrttnknog  wirkt  hier 
weiter  als  bei  einem  der  drei  anderen  socialen  Freibeitsrechte.  Sie 
ift  aber  anch  nothwendiger  und  hat  dabei  weniger  Bedenken  als 
Dtmentlich  die  direete  Beschränkung  der  Ehefreibeit,  während  sie 
mittelbar  zn  einer  Beschränkung  der  letzteren  fuhrt  (§.  64).  Sie 
bewirkt  aiiy^serdeni,  dass  andere  nacbtheilige  Consequenzen  des 
modernen  Wirtbscbaftsrecbts  und  Wirtbschaftslebens  nicht  so  stark 
hervortreten  küunen.  Eine  Beschränkung  der  Freizüijigkeit  be- 
deutet soviel  wie  die  Einführung  eines  Ilemniuugsrads  in  den 
Meobanisnius  des  Verkehrs,  namentlich  in  den  Gang  der  8|)eculati?en 
Pfoduction.  Die  dadurch  bewirkte  Verlangsamung  der  Bewegung 
jenes  Mechanismus  ist  überwiegend  Yortheilhaft  fttr  alle  Betheiligten, 
liesonders  fttr  die  arbeitenden  CUssen  und  schliesslich  fUr  die  ganze 
Volkswirthsohaft.  Denn  diese  Verlangsamnng  ftthrt  zur  grosseren 
Gieichnütosigkeit  der  Prodnction  nnd  Consnmtion  und  der  wirth- 
tthaiUicben  Lage  der  ganzen  BevOlkemng.  Die  Ueberspeoiilatlon 
tnf  der  einen,  die  Krise  anf  der  anderen  Seite  wird,  wenn  nicht 
verbtttet,  so  doch  in  ihrer  Intensität  gelindert  und  der  in  kurzen 
Perioden  regelmässig  sich  vollziehende  Wechsel  erschwert.  Da- 
init  wird  eine  der  schlimmsten  beiteu  unserer  heutigen  Volkswirth- 
»ehalt  gebessert. 

Von  der  Beschränkung  der  Freizügigkeit  gilt  aber,  was  oben 
von  derjenigen  der  socialen  Freibeitsrechte  im  Aligemeinen  gesagt 
(§.  59):  sie  kann  und  darf  nur  in  begrenztem  Umfange  eine 
elofaebe  direete  Beschränkung  in  der  Weise  der  früheren  Zeit 
^n.  Das  ist  aber  (dt  den  Zweck  aach  gar  nicht  nöthig,  welcher 
<iareh  eine  reale,  ans  den  gesammten  Lebensverhältnissen  der 
Bevölkerung  berrorgehende  nnd  so  indirect  darauf  hinwirkende 
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Beschränkung  der  Freizügigkeit  am  Besten  und  ohne  die  harten 
Störungen  für  das  Individuum  wie  im  älteren  Zugrecht  erreicht 
wird.  Die  Beschränkung  mnss  sich  daher  hauptsächlich  indirect 
als  nothwendige  Folge  theils  einer  veränderten,  mehr  gemein-,  be- 
Bonders  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Organisation  der  Volkswirth- 
Bcbafty  theils  anderer  tiefgreifender  Reformen  im  Gebiete  des  privat- 
wirthsobaftlichen  Systems  und  seines  Becbts  anf  den  Terschiedensten 
Specialgebieten  ergeben:  namendich  in  der  Riebtang  einer  DftmpAug 
der  Specnlation  und  der  specnlatiTen  Ansbentnng  der  GoignnctoreD, 
in  den  Besiebnngen  zwiseben  Arbeitern  nnd  Arbeitgebern,  in  der 
Gewerbeverfassung,  im  Armenpflegerecht  und  überhaupt  anf  all* 
den  oben  am  Schluss  des  §.  59  schon  genannten  einzelnen  Ge- 
bieten und  nach  den  dort  und  im  folgenden  §.  78  hervorgehobenen 
Gesichtspuncten.  Nur  soweit  die  Anforderungen  des  Armenreehts 
es  nothwendig  machen  und  soweit  nicht  auf  eine  andere  Weise 
indirect  vorgebeugt  werden  kann,  werden  wieder  einzelne  der 
älteren  directen  Beschränkungen  zn  erwägen  sein. 

Eine  nlhere  Ansführang  dieser  Pnnete  gebSrt  nidit  in  diese  Orandlegnog:,  son- 
dern in  die  Innere  VensTihiinp-^lchre  und  zum  Thoil  in  don  f^peciellen  und  practischen 
Theü  der  Politischen  Ockonomic,  nameotiicb  was  die  Kegoluog  des  Vcrsii  herungs-, 
des  Hil&cassenweMM  and  der  Armenanteratotzang  anlangt.  Die  ErOrlening  in  §.  7S 
enthält  daher  auch  nicht  eine  erschöpfende  Behandlang  dn  Frage,  sondern  beschränkt 
sich  auf  HervorhebnnfT  cinijrer  leitender  (iesichtspancte,  zapleicli  znr  weiteren  Ans- 
fUhrang  der  Bemerkungen  in  §.  59.  Zu  beachten  ist  auch  dafar  nur  wieder,  das«  die 
FreizOgigkeitsfinge  in  einer  Zelt  immer  «tiifcer  Tonraltender  südtiielier  BerOlkemnf 
und  industrieller  Prodnction,  zumal  bei  den  heutigen  Cominunirationsmitt-'ln,  eine  sr.'inz 
andre  Gestalt  und  Bedeutung  erlangt  als  iiQher,  bei  Torherrschendem  Ackerbau  und 
unentwickelten  Commanicationen. 

Die  Ansdehnong  /.wangsgemcinwirthscbaftlii  ]ier,  MaaÜioher  und  communaler 
Production  fuhrt  practisch  namentlich  zu  einer  P>inenpung  des  Gebiets  des 
Actiengesellschaftswesens,  dessen  höchst  nachtheiiigor  Einiluss  auf  die  Spe- 
enlationsneweguDg  1871  ff.  in  Deutschland  nnd  Oeslerreich,  wie  fMber  in  anderen 
L&ndem  so  besonders  stark  hervorgetreten  ist  (vgl.  Oechelhänser,  wirthschaftliche 
Krise,  S.  31  If..  M.  Wirth.  Oesterreichs  Wiedergeburt.  Wien  lb75,  passim.  S.  30  il  ). 
Alles  weitere  Stodiuui  und  alle  neuere  UrthcilL-  ubor  das  Actienwesen  und  Vorschläge 
zur  Verbesserung  desselben  haben  mich  nur  immer  mehr  in  der  Ueberzeugung  be« 
St&rkt .  die  ich  im  Jahre  1873  in  meinem  Keferat  über  die  Actienfrape  auf  dem 
SIsenacher  socialpolitischen  Congresse  vertrat:  dass  die  Reform  des  Actienrechts 
erst  zweiter  Unie,  die  prineipielle  Einengung  des  Gebiets  des  Aeden- 
Wesens  mittelst  Ausdehnung  der  OfFentlichen  Untemehmungsform  in  erster  Linie  steht. 
Im  Texte,  besonders  in  §.  51»,  '7,  TS  werden  nur  weitere  Conscquenzen  aus  dieser 
Ansicht  gezogen,  durch  welche  die  Wahrheit  und  die  practische  Tragweite  der  letz- 
teren nech  seblrfer  berrortritt.  (Vgl.  im  Oebrigen  die  genannten  Eisenacher  Ver- 
handlungen lS7.'i  nnd  mein  Hoferat  mit  Anmerkungen  in  Hildebrand's  Jahrb.  l^T.S.  II). 
Die  Erfahrungen  in  der  jüngsten  Speculations&ra  Ibbb  iL  haben  meine  Ansicht  nicht 
widerlegt  nnd  anch  wohl  gezeigt,  dass  eine  blosse  Beform  des  allgemeinen  Actien- 
rechts (wie  in  der  deutschen  Novelle  von  1S84),  zumal  ohne  weitere  SpeciaUsiranif 
desselben  oder  ohne  ein  daran  sieh  schlickendes  System  von  einzelnen  Gcset/en, 
welche  nach  Zwecken  der  üuternebmung  die  Actiengesellschaften  unterscheiden,  dem 
Uebel  nicht  genügend  nbliUt  Dias  aosierdeai  die  nangeUinlle  Börsen  Organisa- 
tion nnd,  wohl  mehr  noch,  die  nngenOgende,  dgenCUcli  fehlende  Bnnkgetetz- 
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gehnag,  besonders  für  Depositen-  und  Eöecteubaukeu.  starke  Mibcliuld  haben,  soll 
nttiii'rh  nicht  fttlingnet  werden. 

Man  kann  einwenden,  dans  meine  V''orschläg;c  auf  L.  Rlanc's  Ideen  und  Pläno 
is  Mioer  Organisation  da  travail  zurückgehen«  die  freie  Coucurrcuz  der  Triraten  durch 
1k  itlÄera  Concorranz  des  Slula  zn  bekinipfen.  Diese  Ideen  enthalten  aber  noeb 
«m  richtigen  Kern,  den  ich  gern  adoptire.  Sie  gehen  nur  zu  weit,  indem  die 
Flhi^eit  des  Staats.  Unternehmaniren  zu  betreiben,  überschätzt  wird;  deshalb  sind 

ievisse  passende  Ue biete  auszusuchen,  wie  ich  es  versuche.  Darin  liegt  auch 
IT  Unterschied  meiner  Auflassong  vom  Socialismas.  Ich  beziehe  mich  u.  A.  auf 
oeiae  Auf>rtt/.c  über  StaatflBoeiaUsains  (Tab.  Ztacbr.  lbS7)  and  aber  Yersicherangs- 
wescü  (ebenda  isbl). 

VJI.  —  §.  78  [244a].  Reale  Beschränkung  der  Frei- 
ittgigkeifc  dnrch  wirthschaftsorganisatorisebe  Maass- 
regeln.  Der  wichtigste  Gesichtspnnct  für  die  Erreichung  des  an- 
gegebenen Zieles  muss  in  unseren  Volkswirthscbaften  technisch  und 
Okooomisch  hoch  entwickelter  Industrie  sein:  zu  yerhindern,  dass 
jede  gOnstige  Conjunctur  gleich  ttbertrieben  ausgebeutet  werde, 
denn  dies  Aihrt  notbwendig  stets  zu  RtIckschlSgen.  Daher  einmal 
soweit  als  es  terhnisch  und  Okocomisch  mßg^lich,  an  Stelle  der 
priTatwirthscLaftlichen  gemeinwirthscbaftlichc  l'iucluctioii,  wodurch 
der  Speeul.ation  mehr  Gebiete  entzogen  werden.  Sodann  Anbringung 
von  Ilenuiiungen  im  privatwirthschaftlicben  System,  damit  da,  wo 
es  fungireu  muss,  ein  gleicbmässigerer  Gang  der  Production  inne 
gehalten  werde.  Erst  in  dritter  Linie,  soweit  die  beiden  genannten 
Mittel  nicht  wirksam  zu  machen  sind,  darf  an  eine  formal -recht- 
liche Beschränkung  der  Freizügigkeit  in  der  Weise  des  älteren 
Zsgreebtes  gedacht  werden. 

1.  Die  weitere  Ausdehnung  des  gemeinwirthscbaftliclien  Systems, 
besonders  auch  auf  passend  gewählte  Gebiete  der  Saehgttterpro- 
dnetion,  ist  eben  deshalb  mit  zu  fordetn,  weil  sie  zugleich  gflnstige 
Folgen  fttr  die  BevOlkerungsbewegong  mit  sich  bringt 

Es  gilt,  Gebiete  wie  vor  Allem  das  Communicationswe^on  und  die  Verkehrs- 
aWalten,  namentlich  den  auf  idle  Zweige  der  rolktviTthflchaftlichen  Prodncüon  8» 
ftxA  einwirkenden  Eisenbahubau.  möglichst  der  privatwirthschaftlichen  Specalation  za 
eatzieheo«  neben  den  audereu  (iriUiden  auch  um  die  zeitliche,  durch  EbeschliessuugeD 
Geborten  Tennittelte  nnd  die  OitHcbe,  daroh  Ab-  nnd  Zazn^  bewirkte  BerAlkemng»- 
bev^^ung  gleichmSssiger  zu  machen.  Dies  zo  bewirken  liegt  sehr  wohl  in  der  Macht 
nad.  wenn  man  sich  die  g(5nsfiir<"n  Folpon  der  bezeichneten  Art  vergetrenwürtigt,  auch 
ii  der  PHicht  des  Staats.  Natürlich  darf  der  Staat  und,  soweit  sie  uiit  eintritt,  die 
(Kmeinde  nicht  den  Fehler  befehen.  die  ron  ihr  abemommenen  Gebiete  der  materiellen 
Production  zeitlich  ebenso  unfflt  i(  hrnä.ssie-  zu  cultiriren.  als  dies  seitens  der  Privat- 
ipecolation   geschieht       Aber  es  ist  nicht  anmöglich ,   diesen  Fehler  za  f er- 

*)  Dies  war  Öfters  ein  Fehler  beim  Staatüeiseubahubau  auch  in  deutschen  Staaten, 
Wmderi  neaerdinga.  So  wnren  s.  B.  in  Prevssen  Anfang  1876  ans  Orediten  fhr 

Stutseisenbahn  anlagen  noch  4^0.2  Millionen  Mark  vrfil^'bar.  «leren  ]clri(-huiris>i^ere 
Verweadaog  an  sich  erwünscht  gewesen  wäre,  aber  auch  nicht  so  erfolgte.  \\&ro 
lidll  der  Niedergang  der  sonstigen  gewerblichen  Th&tigkeit  gewesen,  so  h&tte  sieb 
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tQcideii.M  Die  erforderlichen  Finanzoperationen  lassen  sich  sehr  wohl  dieser  For- 
derung entsprechend  einrichten.  Namentlich  bietet  hl«r  Cioo  ntiOBCUa  Beoitmif  ÖM 
OffentlicbeD  Credits  nOthigeDfall«  «ine  gute  Mithilfe. 

Anf  allen  Gebieten  seiner  Thätigkeit  mnss  der  Staat  nnr  HJpe^ 
centraHsation  nnd  Goneentration  aller  obersten  BebOrden  in  der 
Hauptstadt  oder  starke  Arbeitermassen  besebllftigender  Prodnctions- 
betriebe  an  wenigen  Orten  vermeiden,  um  nieht  dadurch  den  Zasng 
der  BeyOlkernDg  nach  nnd  die  Übermässig  starke  nnd  rasche  An- 
hänfuag  derselben  an  einzelnen  Orten  seinerseits,  wenn  auch  nur 
indirect,  zu  begünstigen.  Eine  richtige  Vervvaltungspolitik,  wflche 
feich  des  Einflusses  ihrer  einzelnen  Mnassregeln  auf  die  zeitliche 
nnd  örtliche  Bewegung  der  Beviilkerung  bewuöst  ist,  kanu  hier 
viele  der  vorhandenen  UebelstUnde  beseitigen. 

Wird  in  dieser  Weise  verfahren,  so  fallt  ein  grosser  Theil 
der  Bedenken  gegen  das  jetzige  Recht  der  FreizligigUeit  fort 
Denn  wenn  dieses  Hecht  auch  nach  dem  Interesse  des  Individuums 
gestaltet  bleibt,  so  kann  sich  dieses  Interesse  bei  der  dargelegten 
Einengung  des  Gebiets  des  privatwirtüschaftlichen  Systems  nicht 
mehr  so  einseitig  nnd  zum  Naehtbeil  der  Gemeinschaft  und  sehlieas- 
lich  so  vieler  Individuen  selbst  geltend  machen.  Gerade  dies  an 
verhflten,  ist  die  Aufgabe.  Und  so  wirkt  die  erörterte  Umgestaltung 
der  voIkswirthschaftUeben  Organisation  segensreich  als  indirecte, 
aber  reale  Beschränkung  der  Freizügigkeit  IMe  Bevülkemngs* 
beweg  11  ng  wird  wenigstens  theil  weise  dem  sie  sonst  so  stark  be- 
herrschenden Einflüsse  des  Gangs  der  privatwirthsehaftlicben  Specu- 
latiou  entzogen. 

das  wieder  nachtheillg  erwiesen.  Jet/t  war  es  relativ  pünstig.  Auch  darin  zeigt  sich 
schon  ein  Vortln'il  der  gemeinwirtliscliaftli'-h'-n  Pro<liiction :  sie  kann  und  hat  hier  die 
zeitUchüU  Schwaaliungeo  der  pnratwirthachafdiclien  Production  etwas  ausgleichen 
belfen.  PQr  Eisenbahnswecke  sind  der  preaasischen  Regierung  1872 — TS  an  Grediten 
7f»'i.6  Millionen  Mark  trewährt.  Der  Bauverwaltong  wurden  uberwii>sen  1872 — 76 
hcA.  4T.8,  47.(i,  91,  Sl.C,  110.1.  im  1.  (Jtiartal  1877  16.0.  1.  April  1^77— 7S  115.3. 
I.  April  bis  SO.  November  IbT^  b4  5  Millionen  Mark.  Seit  der  grossen  prcussischw 
Verstaatlichung^ära  zeigt  sich  in  dem  ziemlich  refellDässig:en  Ausbin  den  Nslxes  der 
Xob.'nli.iliii 'II  (Socundärbahnen)  daher  der  .iri>:''iiM]t.>tp  Vorthfil  immer  mehr.  —  eine 
weitere  günstige  Seite  des  Staabbahnprincips  ^siehe  Finauzwissenschaft  I,  3.  Auüa^e, 
§.  272>  neben  der  anderen .  dass  der  Besag  der  Gesnmmtrente  des  Bahnnetzes  dordi 
den  Staat  die  finanzielle  Möpliflikeit  des  Aosbatis  auch  unrentabler  Linien  schafft. 

')  Dies  ist  mir  bestritten  worden  im  Hinblick  auf  die  Abhängigkeit  der  Re- 
gierung von  politischen  Stimmungen,  Parlamenten  n.  8.  w.  Gewiss  liegen  hier  Schwierig- 
keiten ror.  Aber  in  dem  maassgebenden  Puncte  besteht  ein  Unterschied:  die  Be* 
gierunp  und  die  Volksvertretunsr  wie  dii-  Privatspeculanten  können  die  Causalzusammcn- 
h&nge  erkennen,  aber  die  beiden  crstereu  vermögen  allein  demgemass  za  handeln, 
wihrend  die  Specnktion  dies  niemals  Termag,  weil  sie  dm  gUnstigren  Anfenblick  ftr 
sich  w.ihrnchmen  muss  oder  überhaupt  nicht  fungircn  kann.  Dic^  wende  ich  auch 
gegen  die  Ausführungen  von  Nasse  ein  in  seinem  Aufsatz  ..über  Verhütung  der 
Frodnctionskrbcn  u.  s.  w.",  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  n.  s.  w.  1S79,  Heft  1.  S.  167  fi: 
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2.  Aaf  dieses  Ziel  ist  auch  auf  dem  grossen  Gebiete  der  Pro- 
doctioD  hinzuwirken,  welches  dem  privatwirthschaftliehen  System 
wahrschemiieh  endgiJtig  oder  wenigstens  fflr  unabsehbar  lange  Zeit 
Terbieiben  wird.  Es  moss  hier  eine  Enchwerang  der  Specalation 
eintreten,  so  dass  der  Gang  der  Prodnetion  gleicbmissiger  wird 
iiDd  die  wechselnden  Goiyonetoren  weniger  tiefgreifende  nnd  um- 
toeode  Veränderungen  in  diesem  Gange  herbeifttbren.  Dieses 
Hot  sich  darch  die  directe  Beschränkung  der  Freizügigkeit  in 
der  Welse  des  früheren  Zng-  und  Aufenthalts-  und  Niederlassnngs- 
rechts  erreichen.  Soll  diese  directe  Beschränkung  aber  aus  anderen 
Gründen  und  wej^en  der  nothwendigen  und  bereclitigten  llücksicht 
auf  die  individuelle  Freiheit  in  unserer  Cnlturj)eriüde  vermieden 
werden,  so  müssen  umgekehrt  Mittel  gewählt  werden,  welche  die 
Speculation  und  die  Ansbeutnii^  der  Conjunctiiren  durch  sie  er- 
schweren und  dadurch  wiederum  indirect,  aber  gleichfalls  real  za 
einer  thatsäcüUcben  Beschränkung  der  Freizügigkeit  fuhren. 

Als  afn  hieritt  mit  anzuwendendes  Mittel  erscheint  eine  Einriehtanf,  doreh 

»eiche  die  Lasten,  welche  dio  FreizUffi^keit  mit  sich  bringt,  möglichst  auf  die  Schultern 
Dtr}€nigen  gewälzt  werden,  welche  zumeist  die  wirklichen  oder  die  ihrer  individaolieD 
Mcmaog  nach  rerbandcnen  Vortheile  von  der  Freizügigkeit  haben:  die  Arbeitgeber 
vud  die  Arbeiter.  Zu  diesem  Zwecke  nrass  namentlich  die  Armenlast  in  den  be- 
tbeiligten  Kreisen  von  der  Gemeinde  fortirenomracn  und  auf  die  in  einem  umfasseniien 
HilftoiBgen-  oder  Yeisicbeningsveöcn  mittelst  des  Priucipa  des  Casäenzwangs  ver- 
baadmoi  Arbeiter  nnd  Arbeit^ber  ttbertragen  werden:  eine  Forderung,  welche 
«flerdings  mit  der  weiteren  Forderung  einer  wi  i  r  m.  hr  corporativen  •  »nranisation 
der  Gewerke  zusammenhänirt.  aber  auch,  richtig  verwirklicht,  einen  werth^olien  prac- 
tiichea  Anfang  la  einer  äulchen  Organisation  bildet.  £:>  wird  dadurch  einmal  die 
Araealait  rid  gerechter  vertheilt,  wahrend  die  jetzige  Verpflichtung  der  Gemfinde 
nr  AnneBIUiten>tiitzung  im  (irunde  eine  im  schlechten  Sinne  wahrhaft  ..commnni- 
Hitehe**  Einrichtung  ist.  Es  wird  sodanu,  was  für  unsere  Frage  noch  mehr  iu 
Bfltncht  kommt,  hierdurch  die  leichte  Henuiziehnng  ron  Arbeitutriften  bei  jedem 
>p«^culativen  Aufschwung  und  folgeweise  ilie  üebertreibnng  der  speculativen  Pro- 
doctiou  erschwert,  wenn  der  Cnternohmer  umfassendere  yeq)ilichtungea  in  grösseren 
BeitrigcQ  zu  den  Hilfscasscn,  etreutaell  auch  in  Fürsorge  fur  Arbeiierwohnungen 
>isrl.  m.  tragen  mnss.  (Vgl.  die  Eisenacher  Deliatte  Uber  Wohanagsnotb.  Aach 
Maurus.  Freiheit  der  Arbeit.  S.  lilO  IF)  Denn  gewerbliche  K'ri>^en  werden  stets  am 
i^cbtigsteu  verhütet,  veua  retardireude  üewichto  iu  der  i'enude  des  specoiatiren 
Aiftehwonga  angebracht  werden.  (Hit  Recht  betont  anch  Oeehelhlnaer  a.  a.  0.« 
dais  die  Krise  eigentlich  in  der  Ilausseperiode  schon  latent  forhanden  sei: 
tbrigenü  durchaus  keine  neue  Lehre.) 

Maa  kOuote  einwenden,  dass  die  grossarligste  und  erfolgreichste  ürgauisatiou 
iee  Art,  welche  wir  schon  sdt  länger  besitzen,  das  Knappschaftscassenwesen 

<les  Bergbaus,  nicht  die  hier  abgeleitet.  n  Folgen  für  die  grOflSere  (ileichmässiir- 
ieit  der  Production  hatte.  Aber  hier  wirkt  bisher  der  Speculatioosfactor  ungewöhulich 
«»rk,  weil  unsere  anderen  Forderungen  nicht  erfüllt  sind:  der  Bergbau  ist  llbei^ 
^ri^end  Prirat-  uiel  iK-uenlinirs  selbst  Actienbergban  nnd  die  wichtigsten  Consumenten 
'icr  Bergbauproducte,  die  Ki>eiibahnen,  unterstehen  vollends  stirk  dem  Speculafions- 
{»ctor  des  priratwirthschaftiichen  Systems.  Die  grossen  Schwankungen  auf  diesen 
firseoiationagebieten  tlberfiragen  sich  daher  nothwendig  aof  den  Bergbau,  das  Hutten- 
Vcsen  trotz  der  Institution  der  Knappschaftscassen,  »'eiche  aber  auch  noch  weiter 
«atvickeit  werden  mos«.  Mittlerweile  ist  in  anderem  neuen  Arbeiterrersicheruugs- 
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Wasen,  mit  seiueo  drei  gro^eu  üliedern,  der  Kraakeu-,  der  Cofall-  uud  der  Alters- 
nobst  iDTalideDTeraicherang  in  def  Uar  varianipteii  Wdse  weiter  gearbeitet  word«Q. 
Die  Lasten,  welche  dadurch  besonde»  dm  iiidiistrielIeD  Arbeitgebern  aafgclegt  worden 
sind,  möchten  immerhin  auch  beretlB  etwas  ermässigend  auf  die  speculatire  Aas- 
dehnaog  der  Geschäfte  in  Zeiten  gUutifer  Conjuuctur  eingewiriit  haben.  Aber  sie 
litben  sich  freUioh  hierzu,  ebenso  wie  Xohnsteigeranfen,  aidlt  tnsreieheBd  genn^ 
gezeigt.  Das  beweist  iiinlits  gegen  die  Uv  vertretene  Ansicht,  sondern  nur.  dass 
diese  Gewichte  noch  nicht  hemmend  genug  sind.  Umsomohr  ist  auch  auf  die  ander- 
weiten  Maassregeln  Werth  /.u  legen. 

Der  Text  wörtlich  ans  der  1.  Ausgabe.  Den  Widenpmcli  zwischen  unserer 
Amenpflege  und  der  henti^^en  Wirthschaftsordnung,  deren  wesentlicher  Bt^standtlieil 
hier  die  Freizügigkeit,  uud  die  Mothwendigkeit  eines  allgemeioen  Yen>icheruogi>wesens 
der  Arbeiter  bebe  ich  hier  nnd  ohm  in  §.  64  (frtther  28S)  schon  1876  herroiiehob«ii. 
Hierin  stimme  ich  mit  Brentano  in  dem  genannten  Ao&atie  ttber  PfodDcdonskriseii 
und  in  seiner  Arbeitcrrersichening  überein. 

Im  Debrigen  kommen  als  Mittel  zu  dem  angegebenen  Zwecke  diu  oben  am 
Schluss  des  §.  59  schon  angedeuteten  Maassregeln  auf  allen  dort  genannten  Gebieten 
in  Betracht.  Besonders  wiclitig  sind  darunter  die  Normen  für  das  Credit-, 
Bank-,  Actieageselischafts- ,  Börseowesen  in  der  Gesetzgebung  und  richtige  solide 
Gesch&fbgmndsitze  l»ei  den  Anstalten  des  Greditweaens,  n.  A.  sine  ronlchtife'Oredll- 
politik  der  Banken  (vgl.  Wagner,  Zettelbankpolitik,  S.  518  E,  542  C  Nasse  in  dem 
genannten  Aufsat/).  Auch  die  grossen  Centralbankon  sind  hier  mitniiter  durch  zu 
willfährige  Creditgewahruug  nicht  ohne  Schuld  an  Börsen-,  Grundungs-,  Eoiissiotis- 
ezeessen  geblieben  und  haben  gelegentlich  wohl,  wenigstens  indirect,  der  8pe(»Iatioii 
die  Spielgelder  zu  bereitwillig  mit  zur  VerfüertiDtr  ^e>tellt,  bei  den  ültimoreguliruni:'  n, 
in  der  Ausdehnung  des  Lombard-  and  Wcchseldiscontogeschifts  in  Specolations- 
zeiten  n.  dgl.  m. 

3.  L'uterbleibt  ein  Vorgehen,  wie  das  bier  empfohlene,  so  wird 
ein  Zurückgreifen  auf  einzelne  der  früheren  formal  rechtlichen 
BeschränkoDgeD  der  Freizügigkeit  schwerlich  ganz  zu  vermeideii 
und  dann  auch  za  rechtfertigen  sein.  Von  solchen  wäre  nnter  der 
Voranssetznog,  dass  die  Gemeinde  die  in  erster  Linie  znr  OflfonI-. 
liehen  Armenuntersttttzang  verpflichtete  Gemeinschaft  verbleibt 
die  Erhebung  von  Einzngsgcldern  am  Mdsten  zn  erwägen. 

Sie  wtlrden  in  günstiger  indusiriciler  Coujunctur  doch  leicht  und  gani  erwünscht 
auf  den  Arbeitgeber  llberwilzt  weiden,  berw.  gleich  ron  ihni  flbemommen  weiden 

Bttssen.  (Vgl.  Thnn.  Industrie  des  Niederrheins,  S.  47.  das  Beispiel  ron  Anwerbung 
von  Arbeiterinnen  durch  Agenten.)  Die  Cousequenz  des  modernen  Freizügitrkcits- 
rechts  ist  freilich  wohl,  dass  der  Staat  direct  in  erster  Linie,  nicht  nur  äub- 
sidiir,  die  Annenlast  ttbemimmt,  da  das  Recht  der  Freizügigkeit  als  staatsbOrger- 
liches  gilt.  Aber  ron  den  practischcn  Bedenken  bezüglich  der  Ausübung  der 
Armenpüege  direct  durch  Staatsorgane  abgesehen,  dadurch  wlirde  nur  eine  gerechtere 
Yerthdliiag  der  Aimenlaat  erfolgen,  die  ttbiigen  fiedeatai  gegen  die  FMiQgiglieit 
Uetben  baatdien. 

4.  Auf  die  Frage,  ob  innerhalb  des  Staats-  und  Volkswirth- 
schaftsgcbietes  allen  Tbeilen  der  staatsaugebörigen  heimischen  Be- 

')  Die  Frage  einer  Yerlndernng  der  Frist  ftr  die  Erwerbung  des  Onter- 
stQtningswobnsitzes,  die  in  der  1.  Auflage  hier  mit  erwiihttt  war,  betrifft  die  Ver> 
theilong  «Icr  eventuellen  Aruienlast  auf  die  Geburtü-,  bezw.  bisherige  Wohngemeinde 
(HeiDath)  uud  die  Zuzugsgemeinde.  üb  man  die  Frist  kurzer,  wie  die  erstere,  l&nger, 
wie  die  letztere  Gemeinde  meist  wonscht,  bestimmt,  ist  fUr  die  im  Test  behandelto 
Fkage  ron  secondlrar  Bedevtnng. 
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röIkeroQg  aobedingt  gleiche  Freizügigkeit  gew&brt  werden  k  mne 
nnd  dttrfe,  daher  auch  gans  fremdartigen,  einer  anderen  Kace» 
Nationalität,  Cultnrschicht  angehörenden  Elementen  (Irenfrage  in 
Grossbritannien,  Jadenfra|;e  in  den  heutigen  Galtorataaten),  wird 
im  folgenden  Abschnitt  bei  der  Erörterung  der  internationalen  Frei- 
zügigkeit mit  eingegangen  (§.  83^  84).  Die  Frage  wurd  daseibat 
Dieht  onbedingt  b^aht. 

4.  Abschnitt 
8.  Jhia  Ana-  und  Elnwanderungsreelit. 

§.  79  fS.  477 — ls]l.  Vorbem erkan^en  uii»l  litterarisrhe  Ang^abeu. 
Die  Ads-  uDii  Kiuwaudcrang  sind  zunächst  Thatsachca  der  örtlicheo  Be- 
filkeranf sbeiregang  und  tu  iinteraoheiden  von  den  damit  zaMmmeDhingendeii, 
»Wr  nicht  iiofliwendi?  damit  unmittelbar  verbundcri.'n  Koch tsrorhiitniBSon,  dem 
Verlast  und  dem  Erwerb  der  Staatsanj^ehörigkeit. 

Oeber  Ans-  vnd  £tDV«iideroBg  n«he  Stein,  Verwaltnngslehre  II,  163 
Iis  20?),  Handbuch  1.  A.,  S.  76—81,  3.  A..  II,  67,  69.  H.  Kösler,  Veriraltung»- 
recbt.  I,  1,  S.  127  ff.  über  Staatsan-jehnrigkeit.  Iv.  v.  Mo  hl.  Poll/ 'in-isscnschafl, 
3.  Aoflage,  I.  §.  IS,  paasim,  §.  2U.  Kau,  Volkswirthschalibpulitik.  1.  §.  16,  17. 
Koscher.  Colonieen.  Golonialpolitik  nnd  Ansvanderung.  2.  Aufl.  1S56.  besondere 
3.  Aofl  in  dem  ron  Jan  nasch  geschriebenen  Theile,  iSSö;  und  derselbe.  System 
19.  250,  25'J— Gerstner«  Befölkorongslelire,  S.  191  Ii'.,  217  tt.  Büinclin 
in  SehOnberfr'e  Handbuch  I.  S.  A.,  8.  756,  ob.  Oeffeken  II,  S.  1056.  v.  Pbilip- 
povich,  Artikel  Ansvanderung  im  1.  R.  des  Handwörterbuchs  der  St.i.it^vrissen- 
«haften.  mit  statistischen  Anhängen,  da^fltot  Litter-iturubersicht  S.  10^52.  Derselbe 
ii  den  Schnfteu  des  Vereins  für  Socialjjuiitik,  B  ä2,  lb92.  Auswanderung  und  Aus- 
waodernngspolitik  in  DentscUaad,  besonden  Elnleitong,  dann  Bericht  Uber  verschiedene 
l^otsche  Länder.  Bokemeyer.  Auswanderungswesf^n  in  der  Schweiz.  Belgien, 
Kaglaod,  Deutschland,  Berlin  ls92.  U.  Meyer,  Art.  Ausw.<iQderungsanternebmuugen 
ia  HaBdvOrtevbodi  der  StiatowiMenaebelt 

Auf  die  (jeschichte  der  Ein-  und  Auswanderung  Wid  auf  Cttlonisinins  und 
Coioniaipolitik  ist  hier  nicht  die  Aufgabe  näher  einzugehen.  Allgemeinere  Werke 
ftber  die  moderne  europäische  .Vuswauderung  und  americanisehe  Eintrandernng  sind: 
Lcgoit,  r.-migration  europeenne.  Paris  1961,  Duval,  bist,  de  Temigr.  curop.  etc. 
*o  19.  si- rlt-,  Paris  IsTri;  I  r  Kapp,  (i-srhii-hte  dt-r  dcutsclun)  Einwanderung  in 
Aaerica,  Leipz.  186b,  Brom  well,  hist.  of  cmigratiou  to  the  ümted  stateä  fr.  1S19 
kil  1855,  Bedfield  1856.  Leroy-Beanlien,  de  In  eolonisation  chez  les  peupiee 
modernes.  3.  ed.  Paris  1**^6.  Smith,  cmigration  and  imtnicration.  study  an  social 
fötatty  London  lb91.  Die  Littcratur  iiber  neueres  Colonialwcsen  und  Culouialpolitik 
(Uleie  eni^lische  Werke  too  Brougham  1803,  Merivale  1b62.  das  genannte  Werk 
Boteber  s.  Verhandloogen  im  deutschen  Colonialverein.  .Vufsätzc  in  dessen  Zelt- 
^fcrift.  sowie  in  Jannascli's  Zf if-;«  luift  .. K \ po rt").  Englische  Keports.  Neuere 
Uttcrari^he  Angaben  in  dem  Artikel  von  Philippovich  im  Uandvörtcrbuch  der 
StMkviHwiMcbafteB. 

Dif  T{<'*' !it>f  ragr  Ii:  v.  Kanne,  Deutsches  Staatsrecht.  11 .  S.  95.  vom  Reichs- 
aad  Staatsburgerrecht.  2.  Aull.  l.  103,  II.  2.  Abtheilung,  S.  224,  derselbe,  preuss. 
Sitttnecht.  I,  2.  §.  ^0-  SS  und  91.  La  band,  Staatsrecht  des  Denttcben  Reichs  I, 
§  13  ff.  Gneist,  englisches  Verwaltungsrecht,  2.  Aa£L,  §.  88,  II,  989.  Die  Artikel 
151  Slaatswörterbuch  von  Bluntschli:  Auswanderungsrecht  von  Pözl  I.  .'»79,  Aus- 
»jaderungspoÜtik  von  Brater  I,  öS2,  Fremdeurecbt  III.  757  ö'.,  Einwanderung  II, 
^'»O  Deatscbee  BOigeneeht  m,  98:  StaetsangehOrige  IX,  649,  alle  von  Pttzl;  in 
HoltzcndorfTs  Encydop&die  Artikel  Naturalisation  von  E.  Meier.  Georg  Meyer, 
ocatschet  Staatsrecht  §.  7a  ff.,  S.  179  Ü.,  auch  S.  627  U.,  derselbe,  Vurwaltaug:»- 
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recht  1,  133  ff.,  Seydei,  baiemches  Staatsrecht  I,  öl9  derselbe  in  Uirth*s 
Amialeii«  187<(.  8.  185  ff.  OBd  188S,  8.  577 £  B«1im.  eb.  1892,  8.  137  IT.,  Zorn, 
Artikel  Auswanderang  und  K<  irhs-  und  Stt»tMligeh(>riirkL'it  in  r.  Stcnpers  Wörter- 
buch. —  Aoü  der  (icsetzgebuiig  siehe  besonders  das  deutsche  Gesetz  UberErverb 
aod  Verlast  der  Bondes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870  und  Reich»- 
recfiusuDg  Artikel  3  ond  4  Nr.  1. 

Für  die  Statistik  der  Aus-  und  Einvandenincr.  Ix^sonders  der  grossen  neoeren 
traosoceaaischcQ,  ibt  hier  jetzt  sowohl  betrefis  der  Metbode  der  Aufnahme  der  Datea« 
der  MiBgel  duin^  tb  belrdfo  der  Dtten  selbst  auf  den  1.  Theil  der  Gmndlefiiog  n 
verweisen,  wo  diese  Statistik  besonders  einpohend  behandelt  worden  ist.  Siehe  I. 
§.  206,  225— 22b.  Daher  sind  die  Aasfuhrangen  in  den  froheren  Auflagen  (2.  Aufl. 
S.  477—481)  hier  jetzt  weggefalleiL  Für  einige  PitBcte  mag  ittdessMi  htor  Boeh 
daraaf  mit  verwiesen  werden,  besonders  was  die  Mängel  det  Avfnahmererfahrens 
und  die  daher  ruhrenden  Lucken  in  den  Dnton  anlangt.  Siehe  ausserdem  die  Artikel 
im  Uandwörterbuch  der  Staatbwissenäcbaiteu  über  Auswaudemog.  £ngelbrecbt, 
Tarbiatotef  d«r  Elnvanderer  Im  den  YereinigtsB  Staaten,  PiWHisGlie  StetistiMlM 
Zeitscbiift  1887.  Batzers  genanntes  Weifc  Aber  Nordaaeiice. 

I.  —  §.  80  [245].  Aaswanderangsrecht  A.  Entwick- 
Inng  und  moderne  Gestaltiing  desselben.  Diese  Ent- 
wicklung ist  ein  neuer  Beleg  dafür,  dnss  im  Rechtsgebiete  der  per- 
sönlichen Freiheit  das  I n d ivid ual princip  gegen  das  Geniein- 
schaf tsprincip  immer  vollständiger  zur  Geltung  gelangt  ist. 
Zwar  war  die  Auswandoriiiif:  im  Mittelalter  und  später  für  den 
Freien  der  Kegel  nach  Irei,  wenn  sich  auch,  namentlich  gegen 
Ansp^an^:,  schon  andere  Ideen  verbreiten.')  Ahcr  das  der  Aus- 
wanderung widersprechende  Gremeinschaftsinteresse  trat  in  der 
Ausbildung  des  sog.  Abzngsrechts  (Detractrecht,  Nach- 
steuer, iraheila  emigrationis,  detractns  personalis)  frtther  wurksam 
herror.  Jetat  ist  dasselbe  meistens  beseitigt') 

Dasjenige  Got  oder  Vermögen,  weichet  raf  befmlsoheai  Boden  «nd  in  der 

heimischen  Gemeinschaft  (Gemeinde)  erworben  war,  galt  nach  der  Grundidee  dieses 
Rechtes  nicht  als  reines  Privateigenthum,  wortber  nur  der  Wille  des  Eigenihiimt  rs 
rerfüse.  In  Fol<:e  dessen  wurde  das  Auswanderungsgut  zu  Gunsten  der  Gemein- 
schaft, wit;  dieselbe  im  Gemeindeverband  durch  die  Gemeinde,  im  grandherrlichen 
Verband  dur«  h  den  Grundherrn  und  -j>  iterhin  im  Staatsrerband  durch  den  Landes* 
herm  ropräseotirt  wird,  mit  einer  Abgabe,  der  sogenannten  liachstener  oder  dem.' 
NnebochoBS,  belegt.  Verwandter  Art  war  der  Abschoss  oder  die  Erbetener 
ftr  an  Fr<in<l-'  fallende,  aus  der  Gemeinschaft  hinausgehende  Erbschaften.  Das 
Abzngsrccbt  wurde  später  von  der  Staatsgewalt  auch  noch  besonders  aus  einem  Staats- 
obereigentbnm  abgeleitet  und  mitunter  in  die  Classe  der  sogenannten  niederen  oder 


')  AnsdrttoUieb  wird  ein  Kecbt  nat  Answeaderang  den  Dissidenten  im 

Westfälischen  Frieden  zuerkannt;  anderseits  auch  dem  Landesherm  das  Recht,  ibaen 
die  Aus  wanderen  zn  Ix-rchlrn.  Unter  andere  Gcsichti<pt]ncte  ilUt  die  Aosvaadeningt-« 
wie  die  Zuj^lx-rlnänkung  uberJiaupt  bei  Hörigen  u.  dgl. 

*)  Sitho  (i erber,  Deutsches  Priratiecht,  4.  Aufl..  §.  48;  Beseler,  Deoisolles 
Privatrerlit.  §.  05.  III.  v.  Könne,  Prcussisrhes  Sta.atsrcrht,  §.  91,  I.  2,  S.  77. 
Pözl,  Staatswörterbach  I,  561;  Branner  in  Uoitzendorä's  Kechtlexicon,  Artüiel 
Nacbstener.  Ursprung  wobl  in  rogtelHeben  Verbihnissen.  Die  eiaseitife  Veraitbeilnng 
des  Rechts  selbst  bei  Historikern  und  Juristen  wie  den  genannten  beweist,  dase  die 
tiefere  wirthschaftliche  Seite  solcher  Kecbte  nicht  eiknnnt  wird.  Vgl.  dagegen  be> 
sonders  Stein,  II,  IUI  it.,  19ö  il. 
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natzbircn  Kopaliea  eingereiht.  Aiierkeiinon?  des  Rechts  für  den  Lande^ihcrrn  in 
dea  KeichMtbscbiedea  von  1555  und  1594.  Aoffassoog  als  Kegal  im  Freossischen 
[jnlvedrtThaB  It  Titel  17,  AbMlinftt  2.  toob  Abfahrtsgdd«  (in  «er  Regel  10%  rem 
Vermögen)  §.  141  ff.,  vom  Abschos>>  §.  161  (f.  Die  Höbe  «chwankt  soast  iu  Deutsch- 
lud  lud  anderswo  zwischen  57o  und  —  In  Preasscn  zorticl  das  Abzo^- 

nckt  in  das  aas  1  indische,  wenn  VermA^en  aosser  Landes  ging:  der  hierher 
fefaörife  Fall,  wo  theils  der  Staat,  thcils  Prirate  in  Folge  von  VerleUiaDg  das  liecht 
kalten;  sodann  in  das  inländische,  für  das  vom  einon  in  einen  anderen  Jaria* 
dicQoaib«2irk  gebende  Vermögen:  es  warde  nur  von  Privaten  ausgeübt 

Das  Absogsneht  diente  stets  practisch  als  Mittel  mt  Efsehvernng  nnliebenmer 
AasTiDilerunpen,  Es  ist  indessen  dor  Moc  der  persönlichen  Freiheit  tin  l  des 
ibiolQten  Privateigenthams  schon  im  Ib.  und  im  Beginn  dos  19.  Jahrhunderts  ge- 
i^fert  worden,  zum  Theil  bevor  noch  das  moderne  Verkehrsncht  seine  volle  Aus- 
bildoDf  erhalten  hatte.  Gewöhnlich  erfolgte  dio  Auf  hebneg  durch  völkerrechtliche 
Vertrige  oder  auch  durch  einseifises  (ifsetz,  unter  Voraussetzung  der  Gegeuseititikcit. 
«Im  eventuell  Retorsion  vurbehalten.  Zwischen  den  deutschen  Staaten  untereinander 
M  die  BvBdeaaele  in  Aitikel  18  nnd  der  Bondesbesellnss  fom  29.  Jnni  1817  alles 
Iteagsrecht  auf.  In  Prcussen  ist  das  inländische  Abzug^recht,  nach  früherer 
VHtMrgehender  Aufhebung  von  1777 — 87,  durch  Gesetz  vom  21.  Juni  IS  16,  das 
wliodische  darch  Verträge  aufgehoben  and  durch  Verordnung  vom  11.  April  1S22 
aaf  den  Fall  der  Retorsion  beschrlnkt  worden.  In  dieser  Beseitigung  des  Rechts 
liegt  der  Sit  e:  des  Individualinteresses  über  das  Gemeinschaftsinteresse  besonders 
dsitlich  in  dea  practisch  wichtigsten  Fällen,  wo  die  Auswanderung  nicht  durch  eine 
«ksMo  stalle  oad  TermOgende  fanvanderoBg  aosgegliohen  vird. 

Die  sonst  freie  Auswanderung  ist  aber  in  den  letzten  Jahr- 
hunderten der  niercantilistischcn  Wirthschaftspolitik  und  des  Ab- 
solutismus aus  populationistischen,  wirtliHchuftlichen  und 
militärischen  Gründen  ötters  auch  direct  verboten  oder 
aa  schwer  zu  erlangende  Erlanboiss  gekntlpft  worden.  ^) 

neüs  nilgemein,  so  im  IS.  JaLibandert  in  Oesterreich,  in  Preusscu 
in  Gesetz  vom  2.  Juli  1S12,  das  durch  Gesetz  fem  15.  September  ISIS  wieder  auf- 
K^oben  wurde;  theils  für  gewisse  Alterselnssen  (das  sogenannte  militär- 
pfliehtige  Alter  in  den  Staaten  mit  Conscription,  vgl.  v.  Bttnoe  ttber  Prenssen, 

1.  2,  S.  76.  Verfa^song  TOn  1850,  Artikel  II;  GeseU  vom  11.  Marz  lS5ü) ;  tlioib 
für  geschickte  Gewerbetreibende,  Unternehmer  und  Arbeiter,  so  in  Oester- 
reich fili  Glasmacher  1752,  Sensensch  miede  1781,  desgleichen  in  England  im 
tSw  Frankreiob  im  17.  nnd  18.  Jahrbnndert  nnd  Qllen. 

Die  allgemeineren  Verbote  blieben  freilich  selten  lange  aulrecht 
erhalten.  Es  wurde  dann  die  Einholung  der  Bewilligung  des 
Staats,  später  wenigstens  die  Anmeldung  der  Auswandeninc:»- 
abgicht  verlangt  und  nur  die  unbewilligte,  bez.  unangemeldete  Aus- 
wtnderang  verboten  und  mit  htrat'e  bedroht. 

Die  letzte  Entwicklung  aber  war  ein  nahezu  vollständiger 
Sieg  des  iDdividaalinteresses  in  der  Erlangung  voller,  durch 
Abzogsgelder  nicht  erschwerter  Answandernngsfreiheit  Ausdrück- 
lich wurde  hierin  eine  Gonseqaenz  des  Beehts  der  persönlichen 
Freiheit  erkannt  In  den  stark  bevölkerten  Ländern  Europas  trug 
tum  Siege  der  Änswandemngsfreiheit  aoch  wohl  der  Einflnss  der 

*)  Siebe  besonden  Stein,  Venraltongslebre  U«  197  ff. 
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Maltbas'schen  Anschauungen  in  der  Bevölkernngsfrage  and  die 
Schwierigkeit  genügender  Versorgung  der  dürftigeren  Classen  mit 
bei.  Nor  eine  wichtigere  Ausnahme  blieb  als  Rest  der  naeb  In- 
teressen und  Zielen  der  Gemeinsebaft  erfolgenden  Ordnung  des 
Aaswandemogsreobts  in  den  Besebränknngen  für  militftrpflicbtige 
Personen  in  den  Staaten  der  Gonseription  und  der  allgemeinen 
Webrpfliebt 

Beispiel:  Deutsches  licichsgesetz  vom  1.  Juh  IbTO  §.  15,  17,  20.  Die  £nt- 
Ia8S0D^  «Qt  der  StutsangcehMgfcdt  idrd  Tenraigert:  WehrpucbtigeB  vom  ToUendelfla 

IT.  bis  vollendeten  25.  .lahrc,  wenn  sie  nicht  ein  Zeug^niss  beibringen  können,  das* 
sie  nicht  bloss,  am  sich  der  Dienstpflicht  zu  entzieheD,  entlassen  werden  wollen: 
Miiitirperaonen ,  Wfllehe  zum  stehendeii  Bfter  oder  der  Flotte  gehören,  Officieren  des 
Beiirlaubtotjstandes  nnd  Beamten,  bevor  ^  aas  dem  Dienst  entlassen  sind:  Persoocn  in 
der  Kescrve  des  Heeres  und  der  Flotte,  oder  in  Land-  und  Seewelir  und  nicht  als 
Officiere  angestellte  Personen,  nachdem  sie  zum  activen  Dieust  einberufen.  Ans 
«ndren  GfOndeii  darf  in  Friedenszeit  die  Entlassong  nicht  ?enreig6ft  werden. 
Bei  Krieg:  oder  Kriegsgefahr  bleiben  aber  iIlmii  Kaiser  andere  Anordnungen  fo^ 
behalten:  die  darchaas  richtige  Betonung  des  Gemein schafts-  vor  dem  Indi- 
TidaalinterBse.  Einige  ireftere  Bettinmangen  in  Gesetzen  Tom  26.  Febmtr  1876, 
6.  Mai  18S0,  ll.Febroar  ISSS.  Die  im  Preussischen  Landrechte  angedrohte  Strafe 
der  Vermögensconfidcation  i^t  durch  das  üosetz  vom  II.  März  1S50  und  Sirafjresetz- 
buch  von  ISöl  auf  (icldbusae  von  50 — 1000  Thaler  oder  ticfängniss  von  1  Monat  bis 
1  Jahr  ersetzt  worden.  Ebenso  jetzt  im  ganzen  Deatschen  Reiche  nach  dem  Stnf* 
g (  ^^etzbnch  von  1^7],  §  140.  Das  Vermögen  des  Angeschuldigten  kann  abercTentneB 
in  Beschlag  genommt-ii  werden. 

Die  allgenteine  Tendenz  der  Zeit,  alle  Verbältnisse  des  Lebens 
der  privatwirtbscbaftlicben  Bebandlung  zu  unterstellen,  kam  in  der 
Entwieklnng  der  ttberseeiscben  Answandernngsbefördemng  als  grosses  : 
Incratives  Transportgescb&ft  der  Handelsmarine  eharacteristisch 
zor  Ersebeinnng.  Dareb  die  Verbindnog  eines  Netzes  von  Ans- 
wandernngsagentnren  mit  diesem  Oescbäfl  ist  die  11ber> 
seeisebe  Massenanswanderang  Tollends  ein  Objeet  gewObnlicber  i 
privatwirthvschaftlicher  Speculation  geworden.    Eine  Erleichterung  | 
oder  selbst  eine  Bcj^Unstigung  dci-  Auswanderung  ist  öfters  früher  ; 
auch  in  Deutschland  durch  Ermässigung  der  Tarife  der  Verkehrs- 
anstalten (Eisenbahnen)  erfolgt. 

Siehe  schon  (irundlegun;r  I.  §.  22»!,  besonders  S.  oOO.  Von  Bremen  wurden  von  i 
1832— Iba2  2.Ub4,bö2  (Durchschnitt  jährlich  1845-49  =  31,290.  1865— (i9  62,093. 
1880— $4  106.742,  1890—92  136,888).  ?on  Hambarg  2,191,787  (Darchsehnitt  in 
denselben  Perioden  ö,41B,  45,57!i .  97.201.  117,-13^)  Auswanderer  (Dentsche  and 
Fremde)  bef«1irdert.  ncuerdinirs  nr  hrfach  uielir  Fremde  (Sc.indinaren,  Ostruropfier)  als 
Deutsche.    Einzelne  Bremer  Cicächaitäzweige ,  wie  z.  B.  Baumwolle,  sind  ludiiect  mit  i 
durch  das  Auäwaoderergesch&ft  emporgekommen*  Möglichkeit  bili^iferer Bückfitachteo«  i 
In  Bremen  beschlfUgten  sich  1879  20  Hioser  mit  der  Answandererezpedition. 

Theils  ans  humanen  lliicksichten  des  Zeitalters,  theils  wegen 
der  schreienden  Miss  brau  che,  welche  das  spemlativc  .Vus- 
wauderertrausportgeschäft  besouders  in  den  Ein-  und  AusücbitY- 
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bäfen  und  auf  den  Schiffen  sich  in  Handlungen  und  Unterlassungen 
hatte  zu  Schulden  kommen  lassen,  hat  der  Staat  dann  den  Aus- 
wandernden seinen  Schutz  gewährt  und  eine  CoDtrole  Uber  die 

Transportmittel  (Schiffe)  u.  dgl.  m.  eingeführt. 
• 

VfL  besonders  Stein.  II,  20G.  v.  Rönne,  Prenssiachee  Staatsrecht  II,  2, 
S  407.  Prcnssisches  Gesetz  vom  7.  Mai  1S53,  Badische  Verordnnng  vom 
'.November  1^65,  Hamburger  Ycrorduang  vom  20.  Februar  lb55,  28.  April  1868, 
20.  April  18S4,  Bremer  Yerordnung  ▼«!■  14.  Juli  1854  ,  9.  Juli  1866  ,  27.  Horember 
JS6S,  7.  December  1S6S,  10.  Juli  1S72.  23.  Febrnar  1S73,  21.  November  1S77. 
20. Februar  1881.  £ngliscbe  Acte  vou  1825,  1855,  1863,  1872,  französische 
m  1860.  Das  Deotscbe  Seich  übt  jetzt  eben&llB  ron  steh  ans  ein«  Debenrachung 
Aber  das  Ausvanderungsivesen  durch  einen  Reichscommissar  aus,  seit  1869,  Jahres- 
berichte dcsson)eii  an  den  Roicbskanzlcr.  Reichs -AoswandenugsgesetK  entroifen, 
•ber  noch  nicht  dem  lieichstag  vorgelegu 

§.  81  [246J.  —  B.  Für  die  volkswirthschaftliche  Be- 
ortheiluog  des  freien  Answandernngsrechts  ist  bei  nns 
in  der Gregenwart  die  nberseeischc  MassenanswaDderang 
der  nnteren  arbeitenden  Classen,  der  kleinen  Gewerbetreibenden 
omI  Bauern  und  die  Einaelanswanderang  wohlhaben- 
derer Leute,  besonders  grosser  Unternehmer  und  reicher 
Kapitalisten  za  unterscheiden. 

1.  Die  erstere  hat  zunächst  in  tiefer  liegenden  Verschieden- 
iMiten  der  gesammten  soeialen  und  WirthschaftsTerhflltnisse  der 
Ein-  ond  Auswanderungsländer  ihren  Grund.  ^)  Kleine  und  yollends 
kleinliehe  Beschränkungen  der  Auswanderungsfreiheit  werden  hier 
eben  deshalb  ihren  Zweck  verfehlen,  von  allen  principiellen,  aus 
der  persönlichen  Freiheit  al)geleiteteu  Einwänden  al)«;eselicn.  Sie 
werden  sieh  im  Zeitalter  der  Danipfeomnuinieationen  auch  undurch- 
führbar erweisen.  Hat  die  heimische  Genieinsehal't  ein  wesentliches 
InteresBe,  dass  die  Massenauswanderung  unterhicibc,  was  Jedenfalls 
oiebt  inuner  und  selten  in  der  Ausdehnung  der  Fall  ist,  wie  es 
häufig  von  einzelnen  Interessirten  behauptet  wird,  so  gilt  es  vor 
Allem,  den  Auswanderungslnstigen  die  Ueimatb  lieber  und  wirth- 
tehsftlich  Tortheilhafter  zu  machen.  Einzelne  hierhergehOrige  Maass- 
regefaiy  besonders  agrarpolitische,  welche  die  Erwerbung  von  länd- 
lidiem  Grundbesitz  erleichtem  (neuerdings  in  Preussen  mittelst  des 
Beotengutprincips,  ,,innere .bäuerliche  Colonisationen"),  sind  ntttzlich 
tnd  zweckmässig.  Allzuviel  wird  man  sich  auch  yon  ihnen  nicht 
Tereprechen  dflrfen,  zumal  nicht  in  den  Hauptländem  der  euro- 

V^.  Grundlegung  I,  §.225,  Stein,  II,  a.  a.  0.  Verhandlungen  von  Ver- 
'nnmlon^cn  Ländlicher  Arbeit^rbor,  .so  in  Berlin  1S72.  Danzip  1^72,  bei  (ieleixenheit 
<^  damaligen  ötdgeroag  der  Auswanderung,  das  genannte  Werk  des  Vereins  fur 
SKbIpolitik,  f«B  Philipporiek  ft.ft.0. 

A.  Wag a«r,  Omdkgaof.  >.  Aai.  2.  Th»n.  Tolkswtrfhsetiaft n. Beeht  11 
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päiscben  Massenaugwandernng,  in  den  germanischeD,  wo  doch 

vielleicht  ein  alter  angeborener  Wandertrieb  mitspielen  möchte.  \) 
Im  Princip  darf  daher,  wie  in  unserem  neueren  Kechte,  Aus- 
wanderungslreiheit  beibehalten  werden. 

In  allen  solchen  Fragen  neigen  die  Practiker  zu  dem  Fehler,  einzelnen 
ihnen  gerade  aageuf&lligeu  Erecbeinungeu  und  Ursachen,  sowie  momentanen  V'ei- 
bUtaisMD  eine  riel  in  grosse  und  za  allgemeioe  Bedentmig  zoznscbreibeB.  Die  Gross* 
grandbesitzer  des  nordöstlichen  Deutschland  haben  in  den  Jahren  Ibll  —  73  und 
wieder  ISSl  IT.,  die  Mitwirkung  einzelner  Anregungen  zum  Auswandern  überschaut,  ' 
z.  B.  dem  Agentanresen  einen  übertriebenen  Einfloss  darauf  beigelegt.  Andere 
fohlen  die  Answandenuig  in  diesen  mftssig  bevölkerten  Landestheilen ,  besonders  in  : 
Pommern,  neoerdings  im  prenssichen  Osten  Uberhaupt,  einseitis:  auf  die  Verhältnisse  | 
des  Grandbesitzes  zurück,  während  früher  gerade  im  südwestlichen  Deutschland  bei  | 
freier  Bodenthefliug  die  Ansmuideniiig  am  Stlilfslen  war.  YgL  die  utaristinchen  ■ 
Daten  nnd  Erörterungen  in  Gmndlegong  I,  §.  225  ff. 

Um  80  mehr  mttssen  aber,  besonders  in  den  Ländern,  wo  '> 
das  Oemeinsehaltsrnteresse  dareh  die  Massenatiswanderan^  verletzt 
wird,  t'olgeDde  Omndstftze  zur  Geltung  kommen. 

a)  Die  Auswanderung  darf  nicht  noch  ktlnstlich  durch  das 

8 p e c u  1  a t i V e  A u s w a u d e ru n g s - A g e n t u  r -  und  Transport-  . 
geschäft  gesteigert  werden.  Dies  geschieht  wenigstens  in  Etwas 
notorisch  auch  bei  uns.  Dadurch  werden  öfters  auch  die  wahren 
Individualinteressen  verleiteter  Einzelner  verletzt.  Das  speculative 
Agenturweseu  würde  wobl  passend  ganz  ausgeschlossen.  Es  wäre 
zu  erwSgen,  ob  die  Fürsorge  für  den  Transport  der  Aoswandernden 
und  für  den  Abschluss  der  Ueberfahrverträge  nicht  ausschliesslich 
öffentlichen  Behörden  oder  nninteressirten  Beamten  Itber- 
tragen  werden  könnte. 

Aehnlicb,  aber  noch  nicht  soireit  gehend  R.  r.  Hohl,  PoIizeiviBseBschaft. 

3.  Auflafre,  1,  169.    Auch  bei  Stein,  II,  207  diese  Seite  des  Agenturwosens  noch 
nicht  gewiirdigt,  ebensowenig  bei  (iessler.  Uber  Auswanderung  u.  s.  w.,  Tub.  Ztschr. 
XVIII  OJ'ö-).  375,  besonders  401  ü.  Ernstlichere  Erörterung  in  Mecklenburg.  Die 
norddeutschen  Grundbesitzer  schieben,  wie  gesagt,  oft  einseitig  die  Schuld  den  Agealaa 
za  und  ubersehen  die  tiefer  lief i  iuJcn  inrichti<.'en  alltreineinen  Ursachen.    Die  Bremer 
und  Uamborger  Eehder  läuguun  umgekehrt,  wie  z.  B.  im  Winter  lä75  —  TG  bei  tie- 
legenheit  der  Siiafgesetuiordle  im  Beicbstag,  die  audi  das  Ansvaadernngsweaen  b»» 
rührte,  jeden  Miteinfluss  des  Agenten:  ebenso  einseitig  geartheilt.    Ei  iat  eben 
principi-'l!  verfehlt,  dass  jemand  ein  Cie  werbe  damiis  niarhcn  darf,  eine  ihm 
ganz  gleichgültige  dritte  Person  zur  Auswanderung  mit  zu  ?erania&>en,  Wohl  uad 
webe  eioea  Menachen  von  einem  kleinen  Profiiionsrerdienit  eines  Andern  abh&ngig^ 
zu  machen:  ein  ncue^  Roispiel  für  den  inneren  inhi\rentcn  Mangel  dea  frei— 
h&ndlerischen  ('onrtjrren/.systems  bei  der  Anwendung  auf  solche  Fülle. 

b)  Eine  Begünstigung  der  Auswanderer,  selbst  Dürftiger,  durch 
Verkehrserleicbterangen,  wie  billige  Eisenbahntarife,  ist  in  der  Regel 

^)  Das  durfte  auch  ÜUchor  (Eutatehung  der  Volkswirthschaft,  8.259)  gegea- 
Iber  feelaabaltaB  aein.    Vgl  Ober  Inneie  Goloniaatiaa  Bnebenberger,  Agraiw 
Politik  I,  S.  521  ff..  Ober  die  ländliche  Arbeiterfrage  ebenda  S.  M7  £,  Sbet  Intailoeal^ 
nad  iatemationale  ArbeiteipoUtik  ebenda  S.  584  ff. 


Digitized  by  Google 


B«cht  fttr  MuseoMMwandeniDic. 


163 


oDStattbaft.  Das  Individualinteresse  mass  hier  hinter  dem  Gemein- 
scbaitsinteresse  zarücksteheo.  Anders  natürlich,  wenn  die  An»- 
wiadening  erwünscht  ist^) 

e)  Es  ist  strenger  nnd  nmfassender  dafUr  zn  sorgen,  dass  der 
Ainrsnderer,  bevor  er  das  Machtgebiet  des  Heimathsstaats  Ter- 
ÜMt,  seine  Offentlich-reohtliehen  mid  priyatreehtliehen 
Veipflichtangen  gegen  sein  bisheriges  Land  nnd  dessen  Ange- 
Mge  erfüllt  oder  flir  die  Erfttllnng  genflgende  Bttrgschaft  leistet 
Die  Bescbilnknngen  der  Answandemngsfreibeit  Wehrpfliehtiger 
M  Uemaeh  principiell  darohans  gerechtfertigt  und  kOnnen  weder 
als  Verletzung  der  persönlichen  Freiheit  noch  aus  dem  Grunde 
angefochten  werden,  dass  sie,  wie  alle  solche  Rechtssätze,  in  einzelnen 
Fällen  zu  Härten  für  den  Betroffenen  fUhreu. -)  Auch  die  Erfüllung 
der  Steuer  pflichten  ist  ernstlich  zu  controliren.  Dasselbe  gilt  von 
den  privatrechtlichen  riliehten  ^^e^;en  die  Familie  (Kinder,  Ehe- 
frau, Eltern)  und  von  denjenigen  Pflichten,  welche  aus  gewissen 
CoDtracten,  auch,  besonders  l'Ur  ländliche  Arbeiter,  ans  dem 
ArbeitsFortrage  herrtthren. 

Bc^nders  Klagen  hierttber  in  Pommern  und  andern  nordöstlichen  preossischea 
Liüdern  in  lS7<»er  und  ^(»«t  Jahren.  Es  liaruleh  sich  hier  nicht  um  Restrafuug  des 
Cootractbruchs,  !>ouüuru  nur  um  bicheräteilung  dalUr,  da^s  erentueli  civiltechüich  eine 
EüMtidlgqng  erlügt  «roiden  kAnne. 

d)  Zur  Durchftihrung:  dieser  Grundsätze  ist  eine  schärfere 
staatliche,  bez.  polizeiliche  Controle  der  Auswanderung,  thcils 
am  Wohnorte,  theils  und  namentlich  an  den  Einschiff häfeu 
and  an  den  Grenzen  des  Landes  geboten.  Die  daraus  hervor- 
gehende Beschränkung  des  persönlichen  Verkehrs  kann  in  den 
Formen  so  mild  als  möglich  sein,  ist  aber  nicht  ganz  zu  vermeiden. 
Sie  lässt  sich  jedoeh  in  dem  allein  lästigen  Falle,  an  den  Grensen, 
nnd  daher  fttr  den  grossen  Reiseverkehr,  fast  ganz  beseitigen,  wenn 
4ireh  internationale  Verträge  eine  Controle  an  allen  wichtigeren 
cnoiAischen  EinschiffhSfen  erreioht  wird,  woranf  jedenfalls  hin- 
tsUreben  ist 

Hier  wie  io  naachen  anderen  FiUen  (Arbeiterechvtsf esetzgebung!) 

itast  man  wieder  auf  die  Nothwendigkeit  internationaler,  statt  bloss  nationaler 
ß^felnnir  solcher  Verhältnisse.  Siehe  im  Folgenden  unter  Nummer  2.  Im  Deutschen 
Büch  wird  eine  neue  reicbsgesetzlicho  Begeluug  des  Auäwandcruugsweüeos  geplant, 
tectteatvnrf  verSlTentlielit«  «er  aaiiclie  K^tik  eiflduaii  hat  (von  Jsnnnsob  n.  A.). 

S.  Mo  hl.  I.  16^.    Die  Aufhebung:  der  billigeren  Babntarife  für  Auswanderer 
Ulf  den  preusäiäcbon  Bahnen  seit  1872  ist  wohl  gerechtfertig L 

*)  Siehe  oben  8.  ISO.  Man  ras,  FreOidt,  S.  149,  könnt  in  der  Polemik  gegen 
^«se  Beschränkungen  wieder  in  Selhetwidenpmcli  mit  seinem  richtigen  Eauptprincip 
S.12.  siehe  oben  §.  19,  S.  35. 

II» 
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2.  Die  Einzelaus wandernng  wohlhabender  Leute 
kann  wegen  Collision  des  Individoal-  und  Gemeinschaftsinteresses 
zu  einer  besonderen  Frage  des  Auswanderungsrecbts  werden. 
Eine  solche  Collision  liegt  vor,  wenn  die  Auswanderer  ihr  Heimath- 
land verlassen,  um  sich  einer  dauernden  Belastung  darch  die 
heimiache  Beatenerung  zu  entziehen. 

Practiöch  spielt  dieser  Fall  bisher  kaam  eine  Rolle.  (In  der  Schweiz,  be- 
sonders im  Kanton  Ztlrich,  soll  er  sich  zu  zeigen  beginnen.)  Aber  oft  ist  damit 
auch  vom  theoretischen  Standpuacte  aus  z.  B.  in  der  liberalen  Presse  gedroht 
woidw  in  der  FMge  sttikenr  direeter,  gsr  der  Progresslrbateaenin;,  der  VermOgeiit-. 
der  Erbschaftssteuer,  was  natürlich  in  keiner  Weise  eine  Widerleg^niK:  der  Berechtigunif 
solcher  Steuern  ist.  Auch  in  Preussen  hat  es  bei  der  grossen  Keform  der  directen 
Besteuerung  1890  ff.  in  der  Presse,  in  den  Kundgebungen  von  Interessenten,  im 
Landtage  an  derartigen  Bef11rchtnug:cn.  wie  Drohungen  niclit  gefehlt.  Je  mehr  daher 
in  einzelnen  Ländern  Steuern  dieser  Art  nach  dem  (sociaIpo!itisclion'>  Steuerprincip 
der  Leistungsfähigkeit  (t'inanzwisseubchaft  II,  2.  Auflage)  zur  (ieltung  kommen  boilten. 
desto  lelobtor  wird  die  pnetische  Bedeutung  jener  GoIUsion  harortreten.  Alsdann 
erweist  sirli  wiedeinm,  wie  so  oft.  gerade  bei  den  heutigen  Veikehn-  und  Cultnr- 
verhältnissen ,  das  Uinätreben  auf  vOlker rechtliche  Kegel ang  solcher  Fragen 
nothwendig.  Namentlich  in  Bandesstaaten,  wie  dem  Deutschen  Reiche,  der  Schweiz, 
wo  die  Verlegung  des  Wohnsitzes  und  die  Aendemng  der  Einzeistaatä-Angelii^riirl^eit 
so  leicht  ist,  drohen  hier  in  def  That  ans  eim^r  stärkeron  I  n^rleichmäsisigkeit  der 
directen,  der  Erbschafts-,  gewisser  Verkchn»steueru  (Immobilien-,  Besitzwechfel-Abgab«) 
Schwioigfceiten  herronngelien,  wdche  ihreneits  irteder  bei  ans,  wie  so  BSDche  andere 
Gründe,  auf  eino  wenigstens  in  gewiss«-in  ^T.iasse  gleichutige  GeStaltDOg  der  Einnl- 
staatsgesetzgebung  über  diese  Steuern  hindrängen. 

AndreraeitSy  and  vollends,  wenn  eine  aolche  RegeloDg  nieht  zu 
erreiohen  iat,  wflrde  wenigatena  prineipiell  im  Oemeinachafta- 
mterease  anch  hente  wieder  eine  Ab zngaa teuer  zo  rechtfertigeD 
aeio.  In  allen  flbrigen  Beziehungen  ist  aneh  für  die  Einzelana- 
Wanderung  die  Erfüllung  der  Offentllch-rechüiehen  und  priyatrecht- 
liehen  Pfliebten  in  der  Torbin  angegebenen  Art  aieher  zn  atellen. 
Besonderer  Schutz  ist  erforderlich  gegen  die  Gefahr  vor  Schein- 
auswanderung, um  sich  den  oircutlichen  Kechtspflichtcn  zu  ent- 
ziehen. 

Wie  2.  B.  lS66tf.  seitens  Frankfurter  Bürger,  die  Schweizer  BOrgerrecht 
(SdinfthMisen  n.  A.  m.)  ednngten,  om  sich  der  prenssischen  Militärpflicht  zu  ent- 
ziehen, was  mit  Recht  abgestellt  warde.  Achnlich  sp&ter  in  Elsass-Lothriui^on.  Hier 
ist  das  richticre  Ri^rhtsprincip  für  das  Answandtrungsrerbt  in  Betreü  dtr  n  i  htlichen 
Giltigkeit  der  Auswanderung,  factische  Verlegung  des  Domicila  zu  verlaniren. 

II.  —  §.  82  [247J.  Das  Einwanderungsrecht.  A.  Bei 
der  Entscheidung  für  die  Gestaltung  desselben  ist  der  that.sUchliche 
Oharacter  und  die  Bedeutung  der  Einwanderung  in  den  einzelnen 
Ländern  mit  zu  berttcksicbtigen. 

1.  Die  Einwanderung  bat  in  den  europttiBeben  Staaten  der 
Gegenwart  nirgenda  den  Character  der  Maasenbaftigkeit  Die 
Recbtafragen,  welche  sich  an  sie  knüpfen,  haben  daher  auch  that- 
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B leblieh  eine  andere  fiedentong,  als  bei  der  Answanderang  und 
ab  in  den  grosaen  flberaeeisehen  IJtodem  der  Maaseneinwandemng. 
£b  handelt  sieh  bei  uns  meist  nm  die  Einwandemng  einzelner 
Ftosonen  aas  den  versehiedensten  Berufen  und  Classen  nnd  nm 
den  seltweiligeD,  wenn  aneh  oft  längeren  Aufenthalt  von  fremden 
Arbeitern  im  Inland.  Im  Allgemeiuen  besteht  kein  Interesse 
der  Gemeinschaft,  in  sokhen  Fällen  Schwierigkeiten  gegen  die 
Niederlassung  und  den  Aufenthalt  mit  und  ohne  Absicht  des  Er- 
werbs der  Staatsangehörigkeit  und  mit  und  ohne  AusUbang  von 
ErwerbstbUligkeit,  zu  erbeben. 

Ob  und  unter  welchen  Bedingungen  das  einheimische 
StaatsbUrgerrecht  dem  Einwanderer  gewährt  wird,  das  be- 
rührt hier  mehr  nur  die  politischen,  als  die  wirtbsohaftlichen  Ver- 
bältnisse  und  wird  wieder  bloss  in  Ländern  der  Masseneinwandemng 
ebe  Angelegenheit  von  grosserer,  indirect  aneh  von  volkswirth- 
lehiftlicher  Bedeotang. 

Bemeritenswerth  Air  Deatseblands  KoemopoUtisiBiis  und  tat  die  starke  Neigung 
uaerer  Gesetzgebaog ,  alle  solche  Fragen  bloss  nach  dem  Individaalintcresse ,  hier 

sogar  des  Ausländers,  zu  entscheiden,  ist  es  übrii^cns  immerhin,  dass  }»ei  uns  die 
EnrerboDg  d&>  rollen  Staats-  und  Keichsburgerrechts  leichter  iaai  als  in  allen 
tttoen  Staaten  ist  Deotsches  Gesetz  lom  1.  Jont  1870.  Die  Bedingungen,  imter 
deiCft  AosUndern  nur  die  Xaturalisaticnsnrkunde  ertheilt  werden  darf,  in  §.  8.  Hier 
vU.  aiuiser  der  DispositionsfÜbigkeit,  nur  rerlangt:  ein  onbescboltener  Lebensvandei, 
RidaD  einer  efn^eo  Vohnmig  oder  eines  Ontenommens  an  dem  Orte,  wo  sie  slcli 
liederlassen  woUen.  Fähigkeit,  sieb  und  ihre  Angehörigen  an  diesem  Orte  nach  den 
Wer  bestehenden  Verhältnissen  zu  ernähren.  Vor  der  Ertheilung  der  Naturalisations- 
odnude  mQ»s  die  betreßende  Gemeinde,  bez.  der  Armeurerband  Uber  die  Erfüllung 
dieser  Erfordernisse  gehört  werden.  Nach  §.  10  begrtlndet  die  Katuralisationsorkande 
mit  dem  Zeifpuncte  der  Au-hiindigun;?  alle  mit  der  Si:iatsan«rehörigkeit  verbundenen 
K«ciite  and  Pflichten:  ein  weitgebendes  Zogestäudniss ,  welches  Frankreich,  tiross- 
Mtanien  und  die  Yerdnigten  Staaten  in  Betreff  der  poUtiscben  Wahlreelite  nicht 
oder  nicht  sofort  gewähren.  Natnralisirt  wurden  Reichsfremde  im  Deotschen  Reiche 
IS72-76  2290,  2381,  6532,  0604,  3643,  wieder  verliehen  wurde  die  Reichs-  und 
ftuisangehörigkeit  (Rückwanderer)  in  denselben  Jahren  an  SV»7,  1284,  1514,  3735, 
JIM  Personen.  Neuerdings  simi  übrigens,  namtntlich  gegenüber  gewissen  Ein- 
»inderern  (Juden,  besonders  polnischen ,  politi^^h  Verdächtigen)  thatsächlich  einige 
Zr!>chwerungeii ,  vie  der  Einwanderung  überhaupt,  so  namentlich  des  Erwerbs  des 
tesubügenechts  eingetreten,  Maassregebi  nnr  im  Yenraltnngswege,  die  deshslb 
mmu  One  Bedenken  hnben. 

1  Die  überseeischen,  schwach  beyOllterten  Colonialländer 

europäischer  Nationalität  sind  dagegen  gegenwärtig  in  derselben 

wie  Mitteleuropa  und  speciell  Deutschland  im  Mittelalter,  als 
w  aut*  neu  erobertem  oder  auf  heimischem  Boden  zu  colonisiieu 
galt,  wie  Russland,  Ungarn,  Preussen  noch  im  letzten  Jahrhundert 
und  wie  durch  Krieg  herabgekommene  (z.  B.  Deutschland  nach 
dem  SOjUhrigen  Kriege)  oder  in  ihrer  gewerblichen  Entwicklung 
nrttckgebliebene  Länder,  wie  Theile  von  Deutschland,  England  im 
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17.  und  18.  Jahrhundert  (hogenottiflobe  Einwanderung) >):  sie  be- 
günstigen speciell  auch  ans  volkswirthscbaftlieben  Orflnden 
im  Gemeinschaftsinteresse  die Masseneinwandening  und  er- 
leiehteni  deshalb  die  Niederlassnug,  den  Landerwerb  und  die  Er- 
werbimg des  Staatobflrgerrechts.  Das  wiehtige  Beispiel  Ton  Kord- 
america  (Vereinigte  Staaten  und  Britiseb-Nordameriea)  zeigt 
jedoohy  daaa  man  selbst  hier  das  Einwandemngsreeht  nicht  rem 
naeh  dem  €ksiebtspunote  des  Individnalinteresses  des  EiDwanderers, 
sondern  nach  allgemeinen  eigenen  Landesinteressen  gestaltet  hat. 

Das  ergebt  sich  aus  dea  Aufordtiruiiguii  biusichüich  eines  gewissen,  we&o  auch 
Mhr  niedrif«!  VennOfoiislMflliflt*),  au  den  AqmcIiIiim  ferbreeherteeher,  aooh  kriiik> 

lieber,  arb-itsunfähigcr  Elemente  und  aus  den  Bedingungen  für  den  Erwerb  des 
Staatsburgcrrechts"').  Hierin  tritt  Uberall  der  mit  Kecht  zunächst  massgebende  Ge- 
sichtspunct  henror,  das  Kecht  der  Einwanderung  in  erster  Linie  mit  KUcksicbt  auf 
das  Interesse  der  ganzen  heimischen  Gemeinschaft  zu  ordnen.  Das  Interesse 
des  einzelnen  Einwanderers,  selbst  des  Inliindcrä.  welcher  S.  B.  etwa  billigere  freade 
Arbeitskräfte  wünscht,  steht  erst  in  zweiter  Linie. 

§.  b3  [248].  -  B.  Die  Theorie  der  freien  Concurrenz  hat  aber 
ancb  principiell  vom  volkswirthschal'tlichen  Standpnncte  ans 
internationale  FreizttgiglEeit  in  der  Form  eines  möglichst 

Vgl.  Stein,  II,  16SfI..  besonders  179  tt. 
*)  So  dürfen  z.  B.  nach  einer  britisch-nordamerikanischen  Verordnuig 
vom  20.  Juni  ISOS  nur  aolcbe Einwanderer  landen,  welche  die  Mittel  zur  Weiterreise 
haben.  5  — 10  Dollars  pro  Kopf,  für  die  üebrigen  hat  der  Scliiirsfuhrer  einzustehen. 
Ucber  die  Vereinigen  Staaten  siehe  das  Werk  von  Smith  und  derselbe  in  der 
Zeitschrift  PoUtical  sdeace  qnarterly  1889.  3  Artikel,  Noble,  ebenda  1892.  Veoer- 
lich  allgemeinere  Tendenz  zur  Verschärfane  der  Controle,  eventuell  mit  Verlegung 
der  letzteren  schon  in  die  europäischen  Einschitiliäfen,  siehe  v.  Phili ppovich's 
Buch  über  Auswanderung.  S.  IX.   Im  Jahre  1847  war  eine  Art  Eopfabgabe  von 
1  Dollar  zur  Deckung  der  Kosten  der  EinwanderongsbebOrden  eingeführt,  sp&ter  abet 
als  inconstitutionell  wieder  beseitiirt.    Eine  Acte  von  1S*»2  führte  aber  wieder  eine 
Controlabgabe  von  %  Dollar  für  jeden  Passagier  ein.  Ausgeschlossen  wurden  Idioten, 
Oeiiteskraoke,  Penonen.  die  leicht  zur  ^VffentucbeD  Last  würden,  Yerbrecber  (ezclosifo 
politische).    Derartige  Personen  können  zurü'  k^'cschickt  werden.    Doch  sind  das  von 
über  10  Millionen  Einwanderern  nur  60UU  sewordeu.    Im  Jahre  18S5  wurde  zom 
Schutz  der  heimiscben  Arbeit  die  £inwanderong  von  Arbeiten  nater  scboa  ab- 
geschlossenem Arbeitscontract  (ausser  Dienstboten  und  gewisse  liberale  Berufe)  ver- 
boten. Verbesserungen  des  Gesetzes  1«»S7.  IS'^*».  A^l^^<  hlu^s  der  ChinesenciDwanderung 
Iä91  auch  Ausschluss  von  „Polygamisten"  und  von  Personen  mit  ekelhaften  und 
ansteckeaden  Exanklieiten.  Die  fiblen  ßfahrangen  mit  den  neaesten  Masaeaeinwanderarm, 
ItaMenem,  Slaven.  Ungarn,  osteuropäischen  Juden  haben  li'^  Nritruiipr  zur  AbsperruDg 
dendich  gesteigert.    Gedanken  ventilirt,  gewisse  £lemeniarkenntniss  (Lesea  und 
Sdifeibeii)  an  veilangen,  ancb  selbst  Eenatniss  des  Englisebea,  was  aber  als  nanltf  Uch 
abgewiesen  wird. 

")  In  den  Verein ie-t<m  Sta.iten  von  NordamenVa  wird  für  die  Erwerbung 
des  Bürgerrechts  ein  funtjkhriger  ununterbrochener  Autenthalt  in  der  Luiou,  wovon 
niadesteBS  ein  Jahr  in  deaigeiügeB  Staate  oder  Territorium,  wdebesi  der  BeCreffinde 
angehören  will,  verlangt.  Die  Absicht,  die  Naturalisation  zu  erwerben,  muss  tlr-'i 
Jahre  vor  Ablauf  dieser  fllnf  Jahre  beim  coort  of  record  angemeldet  werden.  Nach- 
weis  mbaaehfllteBen  Lebanswaadeb  wird  gofofdert  ^  Sfldaaerlcaniselie  Staalea, 
aach  Australien  verwendea  Staatsmittel  nr  Oewianung  und  BefOrdemag  eoro- 
pliscber  Elawaaderer. 
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liberalen  Einwanderiingsrechts  yerlangt.  Diese  Forderung 
eotoprieht  dem  kosmopolitischen  Oharaoter  jener  Theorie,  wie  dem 
GdMe  uiaerer  neoereo  Soeialgesetsgebimg  nnd  wird  aneb  doreh 
HimaBiUttsraeksieliteii  an  onterstfltaen  geenoht  Die  internationale 
FMzUgigkeit  erseheint  hier  niur  als  eine  Erginanng  der  nationalen 
ond  als  eine  weitere  Conseqneos  des  Reehts  der  perslHilloben  Frei- 
heit Die  <}ewfthmng  sokher  Feizttgigkeit  ftihrt  Übrigens  nieht 
DotbweDdig  za  der  Forderong,  dass  den  EinwaDderem  auch  die 
sogen.  Naturalisation  sofort  oder  sehr  leicht  zu  Tbeil  werde. 
Die  politische  Seite  dieser  Frage  ist  selten  ganz  übersehen  worden. 
Aber  dem  volkswirthschaltlichen  Interesse,  welches  die  Theorie  der 
treien  Concurrenz  hier  vertreten  will,  genügt  es  auch,  wenn  nur 
dem  Fremden  der  Aufenthalt  und  die  Niederlassung,  insbesondere 
diejenige  zu  Erwerbszweckeu,  in  gleicher  Weise  wie  dem  Inländer 
zusteht,  dem  fremden  Arbeiter  z.  B.  das  Hecht,  im  Inlande  seine 
Arbeit  zn  vermiethen.  Dem  nicht  natoralisirten  Fremden  gegenOber 
bebUt  der  Staat  dann  noch  das  Ausweis nngsrecht,  womit 
alle  politisehen  Bedenken  in  der  Frage  abgewiesen  werden. 

Praetisebe  Bedenken  hat  eine  solehe  internationale  Frei- 
sdgigkeit  in  unseren  Lindem  gegenwärtig  allerdings  nicht  immer 
lo  eifaeblieliem,  in  manchen  L&ndem  tbatsSehlieh  nur  in  geringem 
Msasse.  Die  allgemeinen  Vortheile  der  Freiztigigkeit  kOnnen  ihr 
xwar  selbst  bei  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen  nicht  ebenso 
wie  der  nationalen  Freizü^jigkeit  nachgerühmt  werden,  weil  sie 
eben  von  geringerer  practiscber  Bedeutung  ist.  Dafür  hat  sie  aber 
auch  die  früher  darf^elegten  Naehtbeile  nicht  in  gleicbein  (trade. 

Der  principiellen  Forderung  müssen  jedoch  trotzdem 
zwei  principielle  Bedenken  entgegen  gestellt  werden.  Die- 
selben beginnen  auch  hei  uns  schon  mitunter  practisch  zu  werden 
ond  werden  dies  ohne  Zweifel  ailmälig  immer  mehr.  Auch  hier 
leigt  sich  daher  schliesslich  wieder,  dass  unbedingte  inter- 
oationale  Freiztigigkeit  unter  Umständen  selir  wohl  wichtigen  6e- 
meinschaftsinteressen  widerspricht,  selbst  wenn  de  nooh  yiei  all- 
geneiner  Tom  ToIkswirthsehafUichen  Interesse  gefordert  würde. 
Aseh  in  letzterer  Hmsicht  wird  diese  Frage  jedoch  wie  gewöhnlich 
n  emseitig  bloss  nach  dem  Vortheil  der»  Prodnction  oder  gar 
einelner  Prodncentenkreise  und  damit  wahrer  Privatinteressenten 
beortheilt  Die  Wirkung  auf  die  Vertheiinng  des  Productionsertrags 
sod  auf  die  Masse  der  heimischen  unteren  Classen  erfÄhrt  dabei 
ebensowenig  eiue  genügende  Berücksichtigung,  als  die  schliessliche 
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Wirkung  dieser  internationalen  Freizügigkeit  auf  die  gesammten 
Zuatände  des  Volks  und  auf  dessen  dauerndes  Wohl. 

Auch  in  grösseren  Staaten  mit  sehr  verschiedenen  Bevolkerungs- 
elementen  nach  Kaec,  Nationalität,  religiösem  Glauben,  sittlichen 
Anscbannngen  and  bitten,  Cultnrzustand  können  ähnliche  Bedenken 
hinsichtUoh  der  nationalen  Freiztlgigkeit  auftauchen  (JodeDfrage  in 
Ostenropa  und  darflber  hinaus).  Die  folgenden  £rOrtenuigen  be- 
ziehen sieh  snm  Theil  anf  solche  HÜle  mit,  wenn  aneh  znxogestehen 
ist,  dass  die  BeschräDknng  der  Freizügigkeit  inneriialb  der  ztaato- 
angeliOrigen  BerOlkemng  für  einzelne  Theile  derselben  von  jenem 
Character  and  für  gewisse  Gebietstlieile  grossere  nnd  aaoh  etwas 
▼ersehiedene  prinoipielle  nnd  praetiscfae  Bedenken  als  bei  der  inter- 
nationalen Freizügigkeit  hat 

§.  84  [249].  Die  beiden  principiellen  Bedenken  sind 
die  folgenden. 

1.  Einmal  können  bei  solcher  Freizügigkeit  auch  sehr  fremd- 
artige, besonders  nach  der  Nationalität  oder  selbst  nach  der 
Race,  auch  nach  Glauben,  sittlichen  Ansichten,  Culturzustand, 
Lebensbedürfnissen  (anch  materiellen,  Nahrong,  Wohnung),  daher 
nach  Lebensansprflchen  nnd  Lebensweise  ganz  Terschiedene  Ele- 
mente ins  Inland  kommen  oder  absichtlich,  z.  B.  von  den  grossen 
Arbeitgebern  hereingezogen  werden. 

Auch  darauf  wirken  die  luoücrneu  Cuuimunicatiouämittcl  und  überhaupt  der 
KomopoUtismiis  der  neuern  Zeit  mit  hin.  Die  Ausgleichung  der  SiUcn  und  der  ge- 
sammten Lebensverhältnisse  ,  die  Gewührunu;  vullfn  Kt'rlitsschutz»;s  für  den  Fremden 
äussern  ihren  £inlluss.  Ein  wichtiges  Beispiel  einer  solchen  Einwanderung  in  der 
Gegenvnt  Ist,  rem  Import  tob  NefMScIaroD  und  tob  der  niebt  «ehr  veracMwIeii  n 
benrtheilenden  Herbeiziehung  von  Koolics  in  die  Plantagen  der  Europäer  abgesehen, 
die  freie  chinesische  Einwandenmg^  nach  Nordamerica.  besondere  nach  Californien. 
Aber  i.  B.,  wenn  auch  innerhalb  desselben  Staatsverbands,  die  Verbreitung  der 
freien  Neger  in  Nordamerica,  auch  die  irische  Einwanderung  nach  England 
und  Schottland,  die  Aiisbrcitunir  ilcr  Juden  von  den  ehemals  {»oln  Ischen  (»e- 
Uetea  am  ins  innere  Deutschland,  Oesterreich  ond  Enssland  ist  ebenfalls  hier  zu  er- 
.wÜmen.  Letztere,  weil  fenuie  im  pobiseben  Jadenthum  du  jadisch-natioiiale  Element 
sich  noch  ausgeprilfter  «Aalten  hat.  als  unter  dem  EinÖuss  einer  in  der  Geschichte 
beispiellosen  Abgeschlossenheit  und  (,wcni<;:sten8  relativ  grossen,  wenn  auch  nicht  voll- 
staiuiigen)  Reinheit  der  Nationalität  überhaupt  mehr  oder  weniger  noch  heute  allgemeiu 
unter  den  Juden.  Ferner  fällt  die  anhaltende,  wenn  auch  nicht  als  eij^^entliche 
definitive  Einwanderung  zu  bezeichnende  Beschäftigung  deutscher  Arbeiter  in  Frank- 
reich und  Kussland,  polnischer,  scandinavischer,  italienischer,  böhmischer  in  Dcutsch- 
Innd  —  und  äbnliche  Verbiltidsse  in  «nderen  Lindeni  (Fnnkreicb,  Italiener,  Belgier) 
—  zum  Theil  mit  unter  deit  hier  in  Frage  stalrnndett  Gesichtspnnct. 

Bei  der  Wichtigkeit  dieser  VerbAltnisse  nQgen  folgende  statistische  Angaben 

hier  Platz  linden. 

Kach  dem  GensusTon  1890  fknden  sieh  in  den  Vereinigten  Staaten  neben 

45.82  Millionen  eingeborenen  und  9.12  Millionen  fremden  Weissen,  zusammen  also 
54.94  Millionen  Weissen,  T.Ö4  Millionen  Farbige,  wovon  7.51  Millionen  eingeborene, 
127,6bO  fremde  (ohne  die  i(ildcn  Indianer).   Zu  den  Farbigen  Uberhaupt  gch&rten 
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(aiKer  den  Alieten)  6.34  Mülioaeo  Neger,  1.13  Millionen  Mulatten,  58,S06 
drilmrte  lodieoer.  Die  Farbigen  (meist  Neger  und  Mulatten)  lebten  grösstentboilä  in 
dei  Sfldätaaten  ^6.75  Millionen),  aber  doch  immerbin  aach  7ä0,0U0  in  den  Nofd- 
itMteii.  157.000  in  den  Weststaaten.    S.  Ratzel,  Nordamerica,  Kapitel  10. 

Die  Zahl  der  Gbinet>en  (inclusire  wenige  Japanesen)  var  in  den  Vereinigten 
SipteB  sa^  dem  Censas  foo  1870  6S,254,  voten  68,<M2  nodi  in  Cliine  selbst  ge- 
boren. Die  Zahl  der  Einwandrer  aus  China  war  bis  inrlusirc  1874  bereits  160,970, 
bis  iodosire  1877  schon  207,27U,  ans  Japan  im  üanzen  erst  341,  bis  inclusive  iyj2 
neh  der  nenerlichen  Enchvernng  der  ChiaeseneiawaadAiiaig,  296,244  (in  1S92 
aUelA  272B).  Der  Geuos  ron  1890  z&hlte  107,475  Chinesen,  devon  fast  alle.  106,115 
th  Fremde  (Japaner  nor  2039  überhaupt). 

Von  22,712,010  Kinwohucro  in  England  und  Wales  in  1^71  waren  nach 
im  Censas  in  Irland  geboren:  500,540  Perseoen  oder  2.49  Procent.  Ebenso  war 
i>s  irische  Element  damals  immer  stärker  in  Schottland  vertreten,  nach  dt-m 
Ceam  Ton  1871  waren  207,770  Personen  in  Schottland  in  Irland  geboren,  6.1'!»4 
heesBt  der  BetOUtening.  Waran  diese  ZtUen  ganz  correct,  so  wiren  allerdings  in 
defl  letzten  zwei  Jahrzehnten  diese  Iren,  da  eine  Zurückwanderong  in  erheblichem 
Maasse  nicht  anzunehmen  ist,  ßrossentheüs  verstorben  oder  weiter  (nach  .America) 
eevandert  und  hätten  keinen  entsprechenden  Nachschub  erfahren.  Denn  nach  dem 
GmsQs  Ton  1891  wiren  ron  28,108,197  Bewohnern  von  England  ond  Wal^  nor 
74.523,  also  nur  ca.  '\  Procent,  in  England  geborten,  von  3,99*^, "i'.d  Bewohnern 
Schottlands  nur  27,323,  nur  ca.      Procent  —  üeber  die  nachtheiligen  Folgen 


itT  einheimischen  Arbeiterclassen  rerbrcitct  sich  der  schottische  Cfnsusbericht  für 
li'l  in  sehr  bemerkenswerther  Weise.  Bei  der  grrossen  principicllen  Bedeutung  der 
Pnfe  mQgen  die  bctrelleuden  Ausführungen  hier  l'hu  Ünden.  Sie  stehen  im  8. 
licconnial  censas  of  the  population  of  Scotland,  taken  3.  April  1871,  with  report, 
rol.  L  Edinb.  1^72,  p.  XIX.  und  vol.  II.  Ed.  1S74.  p.  XXXIV.  „Mit  dem  Jahre 
begann  die  Invasion  oder  Einwanderung  der  irischen  liasse,  welche  allmftlig 
aawnehs,  bis  sie  nach  1840  enorme  Dinenrionen  erreichte,  als  sich  der  Eisenbahnban 
lAer  das  Land  auszudehnen  begann.  Diese  irische  Invasion  kann  leicht  ernstere 
Virliufen  auf  die  schottische  Bevölkerung  ausüben,  als  selbst  die  Invasion  der 
knrgeriachca  Horden  der  Sachsen,  Dänen  und  Normannen.  Schon  bilden  in  manchen 
asaer  St&dte  die  in  Irland  geborenen  Personen  5 — 15  und,  wenn  wir  ihre  hier 
reborf?nen  Kinder  einschiii-b^ei» .  lo— Procent  der  Bevölk.Tnn!;.*'  (I)i>'  in  Irland 
(leboreoen  betrugen  in  lb71  207,770,  wie  bemerkt,  die  Uesammtbevölkeruug  irischer 
AhlaaBDng  an  400,000  —  Eerstieot  aber  alle  Theile  Sebottlands,  besonders  im 
Westen,  wo  sie  in  den  meisten  (ini&chaften  6.3,  7.S,  8.4,  10.5,  13.3,  in  Renfrew 
14.4  i  Proc.  der  Bevölkerung  ausmachten.  Von  den  grösseren  Städten  hatten  Aberdeen 
Leiih  3.735,  Edinburgh  4.07S,  Paisley  9.749,  Dundee  11.9:J1,  Glasgow  14.82, 
(irttaol  ieJ^58  Procent).  „Die  Einwanderung  einer  solchen  Masse  Arbeiter  der 
fiiedersien  Classe,  mit  kaum  irgend  welcher  Er/.iebung,  kann  nur  nachtlieilige 
Wirkoogen  auf  die  Berölkerung  ausüben.  Bis  jetzt  scheint  der  grO&ste  Theil  dieser 
Uader  sieh  dnrch  ihren  Atifendialt  bei  ans  nicht  gehoben  za  haben,  aber  es  ist 
gewiss,  dasä  die  mit  ihnen  verbundenen  Schotten  sich  wesentlich  verschlechtert  haben. 
El  ist  eine  peinliche  Erwägung,  welches  die  schliesslichen  Wirkungen  dieser  irischen 
Bawanderuiigen  auf  Sitten  und  Gewohnheiten  des  Volks  und  auf  die  zubtUiftigea 
AtisBichten  des  Landes  sein  werden."  Ond  in  vol.,  a.  a.  0.:  ^Der  hohe  Antheil  der 
irischen  Bevölkerung  in  Schottland  hat  unzweifelhaft  ungünstige  Foliren  gehabt,  die 
Horalitat  der  unteren  Claasen  sehr  verschlimmert  und  die  Nothwendigkeit  polizei- 
licber  nnd  sanidrer  Zwangsmaassr^reln  sehr  rermehrt,  vo  sich  die  Irllnder  sahireich 
■iedergela-^.  n  haben.**  —  Solchen  Verhältnissen  ixe^eiiiibcr  Steht  die  individualistische 
Priitilc  raihius  nnd  l&sst  auch  hier  „die  Dingo  gehen''.  Freilich  sind  die  Znstlinde 
4arch  die  Vernachlässigung  Irlands  so  arg  geworden.  Aber  daraus  folgt  auch  ftir 
die  schuldigen  Briten  nicht,  daas  man  non  das  ganze  Volk  in  der  Heimath  inficiren 
Ifcst.  Und  wenn  nun  seitdem  einigermaassen  .,von  selbst"  das  irische  Klement  wieder 
iorückged rängt  worden  ist,  so  bat  es  doch  Jahrzehnte  laug  jene  ubleu  Einfluaao 
a«geQbt. 

Im  pre u  s 8 i s r  Ii  e  n  Staate  (alten,  vor  1  Sß6er  ünfangs  auch  nach  l^fiO  L"'rec]iti'  t 
umI  exdosive  Uobenzoliern,  in  lb71  aber  die  ganze  Zahl  der  in  t  raukreich  beund- 
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liehen  Truppen  auf  die  alten  Profinzeu  gerechnet,  wa^  das  Gesammtresultat  indessen 
venig  Ändert)  haben  sfeli  Ton  Ende  1849  bis  Ende  1871,  dann  weiter  bis  Ende  1675 


und  1S90  nach  (i^r  Volkszählung  folgende  Yerindeningen  in  der 
Qberhaapt  und  nach  den  GlanbeosbekeoAtmasen  ergeben  in  Tauscmien: 

Zunahme  Proc. 


Bevölk.Tung 
dav.  EFang. 

Kathol. 

Joden 


1S46 

16,113 

0,046 
215 


1871 

20.219 
12.303 
7,593 
272 


1875 

21.117 
12,797 
7,921 
284 


1890 

24,721» 
I4.!»12 
9,424 
308 


l'!46— 75 
81.05 
30.11 
31.01 
«2.27 


fierolkenug 

Des^l.  Proc. 
1875—90 
17.10 
Hj.53 
lb.97 
8.4» 


Die  Yemehrang  der  Jaden  war  also  frtlhor  günstiger,  als  die  dur  Christen  (nnr  die 
bier  niebt  mitgeiecbneten  Diasidenten  ausgenommen).  Wie  weit  dies  ?on  grossem 
Einwanderung  von  Juden  und  von  der  notürisch  günstiiareren  natürlichen  Vermehrung 
derselben  (grosso  Geburtenzahl,  niedrige  ätcrblichkoit)  oder  früherer  Onrollatindiglceit 
der  jQdeni&hlang  herrObrt,  liest  ticb  mit  dem  yorhandenen  Material  nicht  beeHmiDea. 
Neuerdings  ist  die  jüdiscln!  Vermehrung  uni^Unstigor  als  die  der  Christen,  was  mit 
weiteren  Verschiebungen  der  Joden  nach  \\  est<Mi  und  Süden,  iri  andere  preassische 
Provinzen  und  deutsche  Staaten  und  ausserhalb  Deutschlands  /.usamoienhängen  uiag. 
Die  UebMtritte  zum  Christenthnm  sind  notorisch  zu  wenig:  zahlreich,  um  die  geriofcere 
Vennehmng  zu  erklären,  mehr  kommt  violleicht  der  Tehertritt  zu  den  „Confessions- 
iosüu"  in  Betracht  Die  Verschiedenheiten  der  Vermehrung  bei  Evangelischen  und 
Katholiken  bingt  wobl  mit  rerschiedener  Betheiligung  an  der  Aoswanderung.  stMerw 
Vermelirung  der  ostdeutschen,  besonders  polnischen  Bevölkerung  (siehe  Grundlegung  I, 
S.  5lu  ti.).  auch  mit  der  st.^rkeren  Kecrutirung  der  hier  nicht  mit  eingerechaeten 
Dissidenten  aus  der  evangelischen  Bevölkerung  zusammen. 

Sehr  bemorkeoawerth  ist  aber  die  örtliche  Verschiebnog  des  jadisi^aa 
Elementi.  Ei  war  die  Zahl  der  Joden: 

IMf.  1S71  1S75  \^[H) 

2!l.<)21  41,057  41,439  30,1  (.1 

81.299  ♦iI,9S2  62.438  44,346 

55,344  40.224  40,479  28,431) 

80,650  46,629  47,04s  48.003 

M87  13,036  13,240  12,246 

16,905  47,484  56.987  98,061 

11,815  40.563  50.012  sT.SlT) 

4,(^6  5.917  »•..187  7,949 

14,771  17,245  17,(i23  19,172 

28.588  88.428  59.243  47,254 

1  1.208  12.799  13,519  15,112 

11,800  18,360  18,831  26,075 

988  8,857  5,360  9.568 

52,288  50.662  51,335  58,885 

23,268  25.703  26.492  26,735 

Nassau  und  Stadt  Frankfurt  a.  M      Narh  ih-r 
Zählung  von  1871  hat  besonders  in  1872 — 73  diese  Verschiebung  noch  weiter  auge- 
daoert  Ane  ebigen  Daten  in  den  preueeiechen  Provinsen  nnd  Bezirken  crgiebt 
sieb  das  für  1875  nicht  correct.  weil  hier  mit  Ausnahme  von  Berlin  (45,464  Jndoia 
bei  968.631  Personen  im  Ganzen)  keine  genaue  Auszahiiiii';  der  Coufessioiisangehöriger» 
erfolgte,  suuderu  bloss  eine  Berechnung  derselben  nach  Verhältniss  der  allgemeinem 
VoUnznnahme.  Senst  wurden  wobl  Poeen  eine  weitere  Abnahme,  die  mittleren  nnci 
westlichen  Provinzen  eine  stärkere  Zunahme  der  Juden  zeigen.  Di--  wiiMler  sronautT»- r, 
Daten  für  lb90  bestätigen  das.  In  Berlin  allein  1890  79,286  Juden  (bier,  wie  immcr^ 
«hne  die  Getauften  und  GonfenionBlosen  gerechnet)  bei  1,579,244  Einwoboero.  Wcitcr<j::^ 
Eingehen  im  Einteluc  zeigt,  dats  andi  fom  Lande  in  die  Städte,  rw  den  kleineren 
in  die  mittleren  und  grös.sercn.  und  zwar  auch  im  deutschen  Westen  ms  alten  lAnd— 
liehen  Sit/.eu  der  ..Schut/juden"  die  judische  Einwanderung  peht. 

Gesamnitzahl  der  Juden  im  Deutschen  Beich  1871  512,000  (1.25  Pncent^, 
dtfon  in  Prenmen  526,000.  1890  568,000  (1.13  Froeent),  davon  in  Pieonen  372,000. 


in  den  Provinzen  bezw.  Bezirken: 
Preussen  (Ost-  und  West-) 
Posen  Provinz 
(   ..  Begieningabeitrk 

ScM'^si.'ii 
Pommern 

Brandenborg  (mit  Berlin) 
(Reg.-Bezirk  Potsdam  und  Berlin 

Sachsen  Prorinz 
Westfalen 
Rheinland 

Hannover  (in  1845:) 
B.-B  Wiesbaden  (in  1851:} 
Königreich  Saehsen 

Baien I  (in  1840:) 

Grossherzopthum  Baden 

Regierungsbezirk  Wiesbaden,  d.  h. 


ca. 
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Aebnliclie  Bewegung  in  der  österreichischen  Monarchie,  woboi  allerdings 
4it  fmberen  Zahlen  woiü  nicht  ganz  genau  (ein  Fehler,  der  in  dcu  deutschen 
Flvriuai  aber  siebt  ftaifc  geweMU  icin  bann): 

Gesammtes  Dcutsch-Oeaterreich 
Nieder-Oesterreich 


1S7Ü 

1890 

ca.  liU,UOU 

19S,621 

288.101 

4,296 

52,350 

129,784 

l  9S0 

1,98S 

4.047 

70.037 

94,479 

40,0'i4 

4:t.o4i 

B  hmen 

Mähren.  Schlesien 

Die  StiUko  des  Zuzugs  ans  Bnssisch-Polen  und  Galizien  und  Ungarn  nach 
DMiMdibuid  und  Deatseb-Ocaterreich  liaat  sieb  niebt  genau  angeben.  Die  Statisdk 
aeigt  eine  ausserordentlich  starke  Zunahme  der  jüdischen  Berftlkerong  in  (jali/.ien  und 
üogam,  was  aber  jedenfalls  auf  grosse  ünvoUstindigkoit  der  älteren  Daten  mit  zurUck- 
mfQhren  ist  Die  ökunümische  und  sociale  Bedeutung  jener  Vorschiebung  des  pol- 
nischen Judenthums  nach  Berlin  und  Wien  ist  bekannt.  Qesammtzahl  der  Juden 
ll>90  in  Oesti*rreich-üngarn  1,8H6.200,  davon  in  West-Oesterreich  1.141,600  (Galizien 
770,408,  Bukowina  82.717),  in  ünKam  724,t>0ü.  Im  Jahre  1S70  sollen  es  nur 
1,970,000  (West-  822.000.  voron  OJiden  576,000.  Ungarn  554,000)  gewesen  sein  (?>. 
Ihbci  ist  hier  Ton  dem  relativ  starken  Continjrent  getaufter  Juden  im  Staatsdienst, 
hberalen  Professionen,  auch  im  Ilandelsgodiäft,  m.  a.  W.  in  der  höheren  Geeellacbaft 
(Berlin  und  Wien!)  unvermeidlich  in  der  Statistik  ganz  abgesehen. 

In  Grossstaaten  wie  Rassland,  Deutschland,  Osstemich- Ungarn  kommt  hier 
also  in  der  That  nicht  nur  die  jildische  Kinwniulerung  aus  dem  .Vuslaiide.  sondern  in 
eioigen  Landestheilen  auch  diejenige  aus  anderen  Provinzen,  nach  der  Sachlage  in 
tieaen  beiden  Lindem:  ans  ma  ebemals  polniteben  in  die  nin-nnsiseben  vnd 
deutschen  mit  in  Betracht.  In  Kassland  sind  in  dieser  Hinsicht  noch  inn-^rhalb  dos 
Kdchs  Beschränkungen  geblieben,  deren  unbedingte  Wegräumung  jedenfalls  nicht  nur 
nach  dem  Prirtcip  der  staatäbUrgeriichen  und  confessionellen  Gleichheit  erfolgen  darf, 
H)Ddem  nach  Erwägung  aller  <  inM-lilagenden  Interessen  und  Würdigung  der  Polgen  fUr 
»II«-  R-'theilifften.  d.  h.  eben  für  di«;  ^mzc.  (lemtnnschaft.  Im  Königreich  Polen  wurden 
Uti7  783,000  Juden.  1S.7  Procent  der  Bevölkerung,  im  übrigen  Kuasland  1,829,000 
fmiUt,  davon  aber  1,784,000  in  den  sogenannten  vestl loben  ebemals  polniscben 
Ooaremements  und  einigen  benarliharton  (wie  Kurland.  Bessarabien).  Hier  kommen 
■eist  10 — 12  Procent  der  Bevölkerung  auf  die  Jaden.  Vollständige  Freizügig- 
keit derselben  im  Russischen  Reiche  ist  daher  eine  Frage  von  grosser  Tragweite. 
Bisher  hat  man  nur  denjenigen  Juden  in  Rui>sland  Freizügigkeit  «rcwalirt.  welcbe 
kaafminnischen  Gilden  angehörten  oder  Zeusfnisse  tJber  die  Absulviruui:  littherer 
Scholen  besasaen,  also  das  zum  Theii  proletarische  Judenthum  der  pulniscbeu  Provinzen 
ingBScIklossen.  Ton  IbrveitOTong  der  FrelzQgigltdt  war  in  den  70er  Jahren  die  Rede. 
Aber  sie  ist  unterblieben  nnd  neuerdings  hat  man  bekanntlich  in  Kussland  auf  Aus- 
vaoderung  der  Juden  hinzuwirken  begonnen.  Auch  Deutschland,  insbesondere 
Pmiien,  hat  seit  einiger  Zeit  den  weiteren  Zuzog  der  polniscben  Juden  ans  Galizien 
Hwdsch'Polen  an  bindeni  genobt 

Die  Daten  der  neoeren  Volksslhlnngen  Uber  die  Staat>angehörigkeit  der  orts- 
»nresenden  Bevölkerung  geben  keine  ganz  ausrcirlu  ridn  KCnnfniss  der  fremden  Elemente, 
4a  sie  die  Reisenden  nicht  aubscheiden,  auch  nach  den  Berufen  meist  nicht 
fnaaer  trennen.  In  Dentscben  Reieb  nnden  sieb  s.  B.  1871  75,702  Osteireicb- 
nnpirische  Personen,  14.535  Russen,  12,435  Schweden -Norweger.  4019  Italiener, 
»orunter  wohl  eine  grössere  Anzahl  Arbeiter,  in  1875  wurden  im  Deutschen  Reich 
ttwesende  Reichsausländer  290,799  gezählt,  in  1885  434,525  (davon  Oesterreicher 
1*5.331,  Ungarn  6,775,  Russen  (meist  Polen)  48.853,  Schweden-N«»rwe«ier  13.174, 
Italiener  S234,  sonst  vornemlich  aus  den  (irenzländeni  Schweiz,  Frankreich,  Holland. 
B«l(ieo,  Dänemark).  1890  im  Ganzen  433,271.  —  In  Frankreich  1872  112.579 
lidieaer,  50,361  Deotscbe  (ezclnsife  Elsass-Lotbringer) ,  52,954  Spanier,  42,884 
Schweizer,  ISSö  naturalisfarte  Fremde  10:{.SS6  (0.2 S  Procent  der  RevMkernng).  andere 
Fremde  1.126.531  (2.97  Procent),  davon  Deutsche  100.114,  Belgier  482.201,  Italicner 
K4.5B8,  Spanier  79,550.  Schweizer  78,584  u.  s.  w.  Man  sieht,  dass  die  „Fremden- 
fra^e",  auch  in  Bettvff  der  Arbeiterconcurrenz  anders  als  z.  B.  bei  uns  liegt,  freilich 
tohl  im  2asaBinenluHif  Bit  der  acbwacben  framOsiscben  Volksrermebmng  darcb 
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Geburbaberscbuss,  trotz  der  genügen  Aoswftnderuug  i^Grundlcgun^  1.  S.  .015).  — Vou 
deo  fiewohoern  in  Euglaitd  (mit  Wales)  waren  1891  50,599  in  DcutscbUod,  45,074 
in  Kusslaiid,  20,797  in  Frankreich,  9909  in  Italien,  überhauiit  in  der  Fremde  und 
auf  See  (inclusive  britische  ünterthaAeu  34,895)  237,313  geboren.  —  Von  kleintfco 
Lindern  bt  es  die  Sebveis,  wo  ein  «vbeUieliw  Theil  der  Berftlkenmg  ans  Ans- 
1  ändern  besteht,  fon  2,917,754  229,650.   Davon  ans  den  4  Nachbarlladen. 

Deutsches  Reich  112,342,  Frankreich  .')3/)27,  Italien  41, SSI,  Oesterreich  -  Unpini 
14,181.  Die  „Fremdeufrage"  spielt  daher  auch  in  der  Schweiz  eine  KoUe.  —  lu 
Nordameriea  sind  es.  wie  schon  bemerkt,  die  neueren  £inwandeningseleinflnto  d« 
Italiener,  Slawen,  neuerdings  Joden,  die  neben  den  Iren  Bedenken  zu  bieten  beg^inei. 

2.  Sodaon  können  durch  diese  internationale  Freisflgigkeit 
anch  in  unseren  Ländern,  wenn  anch  nicht  in  so  kurzer  Zeit  auf 

eiiiuial  und  in  solcher  Masscnhaftigkeit  wie  in  den  überseeischen 
Einwanderungsiäudcm,  so  doch  nach  und  nach  oder  in  einzeben 
kritischen  Zcitpuncten  und  in  einzelnen  Gegenden,  so  viele  fremde 
Arbeitskrätte  aus  der  Sphäre  der  Handarbeit  herbeigezogen 
werden,  dass  dadurch  die  unteren  arbeitenden  Classen  des  Inlands 
eine  lästige  Concurrenz  erfahren  und  die  Löhne  herabgehen  oder 
doch  am  Steigen  gehindert  werden. 

Dieser  Fall  kann  sich  leicht  mit  dem  erstgenannten  combiniien,  indem  s.  B. 
nicht  nur  Arbeiter  aas  einem  Lande  mit  niedriporen  Lohnsätzen  einwandern  oder 
herbeigezogen  werden,  sondern  zugleich  Arbeiter  einer  anderen  Basse  oder  NationaliiU 
mit  einem  ron  MaHir  oder  nach  der  errsicbten  Collnr  niedrigeren  Maasssiab  der 
Lebensansprüche.  selbst  in  Pezn^  auf  den  Nahrungsbedarf,  nach  dessen  Qualität  od 
Qaaatit&t  (Italiener,  Polen  in  Deutschland,  Continentale  in  England,  Iren  daseUwt, 
Chinesen  in  Ameiica).  Dorcb  eine  solche  Ck>ncarrenz  droht  im  Inlande  das  aau 
Nireaa  der  SkoninniBchen  Lage  nnd  der  LebensreifaUtniise  der  Masse  des  Yolkt 
zn  sinken. 

Wie  wenig  es  auf  die  Naturalisation  in  der  Frage  «fieses  Paragrapheu  au- 
komniC  zeigt  FranlNioh,  wo  1S72  nnr  15,80S  natnralisirte  Fremde,  dagegea 
780,844  nicht-naturalisirte  gezählt  wurden,  2.03  Procent  der  BevOlkerung^.  Seitdem 
hat  sich  die  Zahl  der  Naturalisirten  versiebunfacht  (siehe  oben),  aber  doch  betrat 

sie  nur  '     der  nicht-naturalisirten  Fremden. 

85  [250J.  Das  erste  Bedenken  ist  trüber  kaum  auch  nur  er- 
wogen, das  zweite  selten  gebtihrend  gewürdigt  worden.  Nach  dem 
individualistischen  Princip  der  Socialgesetzgebnng  erscheint  eine 
internationale  Freizügigkeit^  anch  wenn  sie  die  beiden  angedeuteten 
Folgen  hat,  allerdings  nnr  conseqnent  Kosmopolitische  nnd 
humane  Gesichtsponete  in  dem  ersten,  wirthschaftliehe  in  dem 
letzten  Falle  werden  zn  Gunsten  einer  solchen  Freiztigigkdt  ja 
anch  noch  mit  geltend  gemacht  Insbesondere  gilt  es  fDr  hart, 
in  der  Frage  der  Gleichstellung  der  Juden  auch  für  relii;iös  in- 
tolerant —  obgleich  hier  nicht  die  religiöse,  sondern  nur  die 
nationale  und  die  wirthscbattspolitische  und  wirtlischaftsethische 
Seite  der  Frage  in  Betracht  kommt  und  es  .sich  weniger  um  die 
bereits  heimischen  (wenn  auch  neuerdings  an  Deutschlands  Ost- 
grenze  anch  mit),  als  um  neu  einwandernde  Personen  handelt  — , 
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den  Fremden   nicht  zuzulassen    und   für  unj^erecht  gegen  den 
l  utcraehmer,  ihn  im  Bezug  beliebiger  Arbeitskralte  zu  beschränken, 
mmal  etwa  in  einer  Zeit,  wo  die  einheimischen  Arbeiter  „über- 
triebene" Lohnforderungen  stellen,  sich  gewerkvereinlich  zur  Durch- 
setsODg  dieser  und  ähnlicher  Forderungen  organisiren  und  die 
„Concorrenzfäbigkeit"  der  beimiscben  Production  auf  inländischem 
wie  besonders  auf  fremden  Märkten  gefährdet  ist.    Allein  diese 
Gcgenbeweisfübniog  widerlec^  theils  die  Bedenken  in  den  beiden 
gemonten  Fällen  gar  nicht,  theil«  zeigt  sie  nnr,  dass  hier  Gol- 
liiioiien  swiacben  yencbiedenen  partiell  berechtigten  Principien  ▼o^ 
liegen,  welche  nicht  einseitig  zu  Gunsten  des  Individnalismns  nnd 
Kosmopolitianras  oder  des  Untemehmerinteresses  oder  des  yer- 
memtlichen  Interesses  der  heimischen  Production  entschieden  werden 
dSrfen. 

1.  Die  Einwanderung  ganz  fremdartiger  Elcaieute  kann 
vom  hier  zunächst  maassgebenden  Interessenstandpuncte  der 
beimischen  Volksgemeinscliaft  ans  nicht  unbedingt  frei- 
cegebcn  werden,  weder  als  Consequen/  dw  jiors'tiilichen  Freiheit 
des  Einwanderers,  noch  als  solche  der  Freiheit  der  wirthschaft- 
Ucben  ötelliing  des  Untemebmerfl. 

Eine  solche  Einwanderang  kann  durch  VenniBcbllDK  mit  dem  hcimi.><r}icn  Volke 
itü  «ranzen  Stamm  vcnl.  rh'Mi.  durch  Einfuhrting;  neuer,  auc  h  wirthschaftlichcr  Sitf»^ii 
das  VoUslebeQ  and  den  Verkehr  schädigen,  mit  dem  ökonomiachen  das  Culturnivcau 
dar  BmIob  lierabdiftckaD.  WiithscbafUich  und  sittlich  bedenUiche  Elemente,  wie 
L  B.  die  Iren  in  England,  die  polnisch<'n  Juden  in  Deutsrliiaiid.  Oosforrcich.  Ungarn 
B.  a>  L.  m.  können  so  zam  Wahren  Verderben  der  Ucimath  und  dur  heimi:»cheu 
NaiionaKtftt  werden.  Wer  unbefangen  an  die  starke  Mit-,  ja  Haapfscbald  eines 
erbeblichen  und  maassgebenden  Theils  des  Judenthans  an  den  h^lsälich^>t<'n  und 
»^hädlicbsten  Dingen  im  modernen  (wie  zum  Thcil  schon  im  früheren)  Wirthschafts- 
leben  denkt,  Bön^entreibeo.  GrUndungsexcesse.  Unehrlichkeit  im  Handel  und  Wandel, 
Wacher  in  allen  Arten  ond  Formen,  unanständige  Practikea  in  den  liberalen  Benifen, 
in  der  Pr>^«<<» .  u  s.  w.,  der  wird  zum  Schluss  kommen  dilrfcn.  ja  mdssen.  dass 
•an  es  hier  in  der  That  in  solchen  jüdischen  Elementen  mit  wahren  volkswirth- 
Khalttiehen  und  sodal-ediisehen  „Schldlingen**  zn  tbnn  hat  Wahmehmangen  dieser 
Art  entspringt  die  neuere  antisemitische  Bewegung  und  da  liegt,  bei  allen  ihren 
Cebertroibungen  ihr  richtiger  K<'ni.  Mit  „Ha^^scnhass",  ..rfliffirlsi-r  Itit.'l.>rari/."  hat  dii>-f 
Bewegung  m  diesem  ihren  iiern  nichts  zu  thun.  z.  Ii.  die  Schnüeu  üe>  \  i  reiub 

llrSMialpoUtik  Qher  die  binerlichen  Zostände,  B.  22—24,  ISSd.  wo  der  Joden wu eher 
auf  dem  Lande  uberall  hervortritt.  Dartiber  auch  die  objective  Bebandlnng  der  Frage 
m  Sc  hm  oller.  .lahrbueh  IsS't  I,  G21  H.) 

VerliältDisse  herbeizuführen,  welche  solch  weitreichende  Ein- 
ilUse  ausüben,  darf  nicht  ohne  Weiteres  als  Recht  des  Individanms, 
««der  des  fremden  Einwanderers  noch  des  inländischen  Unter- 
•dunen  and  anch  nicht  des  inländischen  Staatsangehörigen  gelten. 
Die  Staatsgesctzgebung  mnss  hier  nach  den  eoncreten  Um- 
ittnden  entscheiden,  aber  kann  aas  diesem  Grunde  sehr  wohl  Be- 
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schriin klingen  der  Freiztlgigkeit  festhalten  oder  einführen,  vollenib  ' 
der  intcrnatioDaien,  aber  gegebeoen  Falls  auch  der  nationalen. 

Im  Falle  von  Tlii  nescneiriwandorung  nach  AmericA  oder  gar  nach  Enropa, 
worau  in  Uutcrijcbuieriirtiisen  ^selb&t  Boriiatkl)*  z.  B.  iu  der  Zeit  der  btiikea  und  Lohih 
Steigerungen  w&hrend  der  OrQndungs&ra  der  1870er  Jahre,  Mich  Schoo  gedacht  woirici,  | 
wild  die  Kichtigkeit  dieses  Grandsatzea«  wdl  sie  zu  ^chr  auf  der  Hand  liegt,  luna 
allgemeiner  bestritten  werden,  höchstens  von  einzelnen  liberalen  Doctrinären  in  Theorie 
UDd  Politik.    Aber  in  den  aodurn  ialleo  liegt  die  Frage  im  Princip  ebenso,  veua 
auch  eine  gradweise  VeTSchiedeihelC  gewOluiIich  bestehen  wird  nnd  In  ohigeo  Bd- 
spielen  besteht,  soweit  kt:ine  RacendifTeronz  vorlieget.   Jener  (Jrnndsatz  besagt  auch  noT. 
da5s  Bcschr&nkuugeo  der  Freizügigkeit  statthaft  bein  können ,  also  mit  dem  Hinweis  i 
auf  allgemeine  Menschenrechte  oder  auf  die  Conseqnenzen  der  Principien  der  penSiH-  | 
liehen  Freiheit  und  der  VerkehrBfreiheit  nicht  ohne  Weiteies  nhznweisen  sind.  Ob 
>ie  wirLli<  h  eintreten  ^ullen,  ist  nach  specieller  Untersuchung  zn  entscheiden.  Aoch 
kann  die  Sache  sehr  wohl  so  liegen,  dabü  absichtlich,  z.  B.  um  die  heimische  Bt' 
fMlMrnng  dorch  die  GoncnrreBz  der  Fresoden  anzQsponen,  trotz  dieses  oder  jesei 
Bedenkens  koint'  Bt-i^rhrüiikung  der  Frei/.agi;,'kt'it  eintritt.    Es  giebt  aoch  in  Dentsdk- 
land  gut  erennanisrh''  Leute,   wtiiclie  /.  Ii    in  der  Judenfrago  meinen,  das  Itoife 
deutächo  Wesen  bedürfe  des  judischen  „isauerteigb",  um  etwas  Gährung  hinein  zv 
bringen.    Die  Frage  wäre  denn  nnr,  ob  die  Menge  und  Beschaffenheit  dieses  „Saoer- 
teigs"  sich  richti'.;  b<-.stiinmen  ISssf.    (»egen  ein  Zuviel  rrheben  sich  selbst  bei  einer 
solchen  Aufüutbiing  Bedenken.    Jedenfalls  aber  Milte  die  Entscheidung  immer  go* 
troffen  Verden  nach  der  Benrtbeilaog  der  Wirknuf  en  der  Freizagigkeit,  nicht 
nach  einem  absoluten  Principe  dem  ein  apriorisch  constmlrter  Inhalt  zn  Qnuide  ge>  | 
iegt  wüd. 

§.  ae  [251].  —  2.  Die  freiwillige  oder  doroh  die  UDtenebner 
eingeleitete  EiDwandenuig  fremder  Arbeiter  ist  nach  dem  soeben 
erörterten  Grandsats  sn  behandeln,  soweit  sie  sieh  ans  ganz  fremd- 
artigen Elementen  recratirt,  wie  z.  B.  in  Enropa  (nnd  America)  ans 

Asiaten,  Africanern,  überhaupt  aus  Personen  anderer  liace.  In  dem 
bei  uns  noch  practisch  wichtigeren  Falle,  dass  A rbeiter  ans  einera 
anderen  Staate  oder  Volkswirthschaftsgebiete  und  daher  der  Rcj;el 
nach  auch  anderer,  aber  doch  in  den  Lebensverhältnissen  nicht 
allzu  verschiedener  Nationalität  zur  Concurrenz  mit  der  heiniischeQ 
Arbeiterhevrtliierang  herangezogen  werden,  wird  man  »ich  jedenlails 
Aber  die  Consequenz  der  vollen  Einwandernngsfreiheit  klar  sein 
müssen  und  diese  Freiheit  eben  deshalb  wieder  niebt  immer  gleick 
ohne  Weiteres  gewähren.  Gilt  diese  Freiheit  auch  als  nothwendige 
Folge  des  ganzen  modernen  wirthschaftliehen  Yerkehrsreohts  nnd 
als  Postniat  des  Untemehmerinteresses  nnd  des  allgemeinen  ▼olks* 
wirthschafdiehen  Prodnetionsinteresses:  sie  richtet  eben  entschieden 
ihre  Spitze  gegen  die  Arbeiterciasse.   Die  Gerechtigkeit  und  das 
berechtigte  IntercHse  dieser  Classe  verlangt  dann  wenigstens  im 
System  der  freien  Concurrenz,  dass  die  einheimischen  Arbeitei 
volle  Coalitionslreihcit  mit  allen  Conseqnenzen  der  letzteren  ge 
niessen,  daher  namentlich  Vereine  fUr  die  (leltendmachung  ihrei 
loteresseo  bilden  dürfen  (GewerkvereinslrageJ;  femer,  dass  ihnei 
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speciell  als  Correlat  der  ^^egen  sie  gerielitcten  iiiteniationaleu  Frei- 
zügigkeit and  des  Freibandeis  die  volle  Freiheit  interDationaler 
Ferdnignog  werde,  om  den  Arbeitsmarkt  durch  eine  Regelniig  der 
Ein-  und  Auswanderung  nach  ihrem  Interesse  zu  gestalten. 
Werden  dagegen  diese  Beohle  versagt  oder  beschränkt,  wie  denn 
neben  ihrer  Berechtigung  und  ihrem  Nutzen  erhehiiche  social- 
poUtisehe  uod  politische  Bedenken  voller  OoalitioDS-,  Gewerkvereins- 
md  interoationaler  Vereinsfreiheit  u.  E.  nicht  zu  läugnen  sind, 
so  kann  auch  internationale  FreizQgigkeit,  welche  zu  einem  Druck 
anf  die  Lage  der  heimkehen  Arbeiter  führt,  nicht  unbeschrftnkt 
gewährt  werden.  Die  Theorie  der  freien  Concnrrenz  und  der  wirth- 
schaftlichen  Verkehrsfreiheit  zieht  also  eutweder  nicht  alle  Con- 
8e<juenzen,  wenn  sie  vor  der  Gewährung  vollen  nationalen  und 
iotemationalen  Coalitions-  und  Arbeiteivereinsreclits  zurückschreckt, 
oder  sie  zieht  zu  weit  gehende  Couseqaeuzen,  wenn  sie  volle  inter- 
DitioDale  Freizügigkeit  proclamirt. 

Aooh  trewis^«^  Forderungen  des  lc?iin'[iolitischeu  SooinUainnä  lajjson  ?ich  tihrigens 
kicbt  au  einem  Bci^picl  wie  dor  interuatiunalen  FroizQgigkeit  als  viel  m  einseitig 
VBd  za  absolut  erweiaeo,  so  z.  B.  im  Falle  ?oa  Chi nebeucinwanderaog. 

Setbct  im  Osten  der  Yereintgten  Staaten  begann  schon  in  den  70er  Jahren 

die  chinesiäche  Coocurreoz  bei  firewöhnlichet  Handarbeit  mitzu^pielcu  und  von  Unter- 
Mhneni  wurde  dies  nii  lit  ongern  ijesehen:  eine  höcbbt  kurzsichtig  egoistische  Auf- 
^ong  eincä  W-rbalUii^äes.  das  nicht  nur  fUr  die  Voliiswirthschaft  und  für  die  Luge 
der  Arbeiter  der  enroi>li8ch*americanischen  Race,  sondern  für  die  ganze  occidon- 
t»li^^he  Cnltur  von  unberech«nhar  ^^hljm^len  Folgen,  ja  geradezu  ve^hän^lli^^v()!l 
vetdea  iöuute,  arena  die  Sache  practisch  sich  aasdebntc.  Eine  gunstige  Seite  gewinnt 
d«  ekfnesfschen  Ans-  und  RttOLirandenng  Storz  ab.  in  der  Schrift  dieses  Titels, 
Berlin  I*>7f],  besonders  S.  12.  Siehe  dagegen  in  vollster  Uebereiii>timujiing  mit  der 
dbigea  Auffassung,  Kirchhof,  tlbor  die  Chinesenfragc  in  Californien  in  der  ,,(iegen- 
^Vt*  (von  Lindau)  1876,  Nummer  24 — 2»»  Im  Allgemeinen  Ratzel,  die  chinet>istho 
Asswanderung,  Berlin  1876,  derselbe  in  seinem  Buch  Uber  Nerdamerika.  Sc  ward, 
hinese  immigration,  New- York  Sarto ri u s  v.  Waltersl>au«en  in  der  Tubinger 
^Zeitschrift  lbb3.  Band  S.  920.  Neuerdings  sind  denn  auch  im  Jahre  Ibbb  iu 
Aaaiiea  BesdMnlrangen  der  Ghineseneinwanderong  eingetreten.  Siehe  die  eben 
If^G  genannte  amcricanische  Littcratur.  Aehnlicb  in  Britisch -Nofdamaiiea  und 
Autniieo.    Siebe  Lee,  Qoart.  Journal  of  Economists.  1889. 

la  Deutschland  zieht  neuerdings  die  tbeils  bleibende,  theils  zeitweilige  Be- 
llhifUgiuig  IQMisch-  und  preussisch-poln isc  Ii  >  r  Arbeiter,  zunächst  im  Osten,  dann 
»b«r  auch  weiter  nach  Westen  hin  die  Aufnieri»>aiiik"it  auf  sich,  weil  berechtigte  Be- 
forcbtofigen  ftlr  die  Entgermauisiruug  unseror  üstmarken  entstehen.  Der  grosse  Ge- 
küMlbenchiiis  der  dentseh-pelnisehen  BeT<yIkerang  legt  solche  BefBrchtongen  ohne- 
Ua  iahe.  Daher  denn  administrative  Hemmungen  in  den  SO  er  Jahren,  die  aber  jetzt 
vieder  schwächer  geworden  sind,  z.  Th.  vegen  des  Arbeitermangels ,  einer  Mitfolge 
des  Abzugs  der  deutschen  Arbeiter  nach  Westen.  Dieser  Abing  hängt  aber  selbst 
nieder  mit  der  Goncurronz  der  billigeren  polnischen  Arbeitskräfte  zusammen.  Siehe 
"iutlber  die  Verhandlungen  des  Vereins  für  Socialpolitik,  1^1»."^.  die  dortigen  Referate 
oad  die  daselbst  mitgetheilteu  statistischen  Daten  Uber  die  Beschäftigung  fremd- 
H>iieh«r  Arbeiter.  Mit  Becht  nahm  man  in  diesen  Yerhandlongen  in  der  Finge 
«iae  Ihnlicbe  Stellung  ein,  wie  ich  es  hier  thue,  betonte  namentlich  die  Gefahr  einer 
i^polonisirung  deutscher  Districte.  Alles  Belege,  wie  man  aber  derartige  Fragen 
aiwt  indiridnalistisch  bloss  nach  dem  Interesse  der  M&chstbetheiligten ,  reUendt  d«r 
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Arbeitgeber,  entecbelden  kann.  HttOiHeh  spielt  hier  Mcb  ein  vichtigea  Intemie 

der  deutschen  Arbeiter  mit,  welche  dnrch  die  billigeren,  einer  niedric^crcti  Cultantafe 
angehörenden  polnischen  Arbeiter  unterboten  und  rerdringt  zn  werden  drohen. 


5.  Abschnitt. 
4.  Bas  Belsereeht. 

§.  S7  [S.  4'J6].  Litterataraii  graben.  S.  Stein ,  II.  245— JT]  .  Hanibuch. 
1.  Auttatre,  Ü.  7Ü — 73,  a.  Auflage,  Ii,  S.  t>4.  H.  Kösicr,  Verwaituiigbreclit,  1,  1. 
§.  55.  Mohl.  PoUzeiwissenscbnft,  HI  (Pri?entiTjnstix),  §.11.  POzl,  Arükcl  Fremde. 
Kri'rndi'iiri'rht.  im  StaatswArtcrbuch  von  Rluntschli  III,  755,  besonders  7(51  ff  .  Arlile! 
Aufenthalts  recht,  ebenda  L,  5üi>.  FUtter,  practiscbes  earopäisches  Fremdonrecht, 
Leipzig  1S45,  Heffter,  enroplisches  Volkerrecht  der  Gegenwart,  5.  Aaflage. 
Beriin  isr.T.  S.  115  ff.,  neue  Ausgabe  TOn  tief f den,  Artikel  Fremdcnpoliiei  von 
Störk,  llaud Wörterbuch  der  Sta.itswi9sen9chafi ,  Band  III.  Artikel  rreuulenitcht  rou 
Ehren  berjr,  Scydcl  im  Schr.nbcrg'schen  Handbuch  III,  S.  '.)U'J.  —  v.  Könne,  j 
Deutsches  Staatbreclit,  2,  Auflage.  I,  117;  derselbe.  Preussisches  SiaatsrechL  i 
3.  Auflatrc,  I.  2.  §.  1>Ü,  besonders  II.  2.  §.  ;^TS— .'J^l ,  S.  12.S  Ii..  Laband.  Deutsch* 
Staatsrecht  I,  194.  G.  Meyer,  Verwaltuogsrecht  1.  S.  153,  Löning,  desgleicbea, 
8.  265,  Artikel  Passvesen  von  Jolly  in  r.  ^eogels  WArterbach.  POzI,  baieriseb«« 
VerwaltungsTcchl,  §.  90  —  !»2,  Seydel,  baierisches  Staatnrecht.  V.  27.  Pradier- 
Fodcrr.  pri-cii  de  droit  .idmini>trativ,  Ted.,  Par.  )^Cü.  p.  337.  34Ü  fur  Frankreich. 
Für  tiroshl)ritannien  siehe  tineist,  englisclies  V<'rwaltun>??recht.  II,  '.M3, 
Siehe  auch  die  zom  Theil  mit  hierhcrirebörige  Litt  r:itur  vor  dem  vorigen  Abbschaitt, 
i^.  7!).  -    (icsetzgebang:  siehe  das  norddeatsche  Gesetz  Uber  Fasswesen  ros 

12.  Urtübcr  I^tn. 

Statistik  des  Frouidenvcrkihrs  öfters  in  Bade-  und  ähnlichen  nitcn  pubüdlt 
auch  mitunter  nach  den  polizeilichen  Meldungen  in  andren  Städten ,  z.  ß.  Berlin 
(>\<-]ir  Höckli,  B.'rliner  statistisrhos  Jahrbuch.  Jahrgang  IS.  S.  !)4,  ünterscheiJonsr  i 
nach  den  Arten  der  Quartiere).    Ailgemuiae  Statistik  des  persönlichen  I 
GrenzTerkehrs  existirt  in  Rnssland,  in  den  Anh&ngen  zur  amtlichen  Handeb-  I 
Statistik,  ist  aber  natürlich  ebensowenig  rollständig  als  diejenige  des  Waarenvcrkehrs.  | 
(Auszüge  siehe  im   (iothaischen  Aluianach  I*»'.').  S.  7^7.)    Di'-  Steigerang 
dos  Verkehrs  zeigt  den  Euifluss  der  p]is>;nbahnen  und  <ies  lilnualeren  i';u,srechts.  8o 
passirtcn   die  russische  Grenze:   einL-^ehend    Ib.Ht)  —  34  i.  <>.  326.000,  ausgehend 
2S'.>.000,  Is.'jO— .''4  hez.  MIS.OOO  und  2(>7.00')  Nicolai  s  Kesiime.  Krimmkriesr  .  I''ö5— 59 
ij7'J,000  und  i>33,000,  IbÖO— 64  1,667,000  und  1.71)0,100.  1865—6«  2,272,000  oad 
1,906.000.  im  Ganzen  1880—69  6.8S4,000  und  5.964,000,  wovon  Bossen  1.911^000 
lind  2.31  .'i. 00t) .  die  übrigen  Ausländer,  und  auf  der  europäischen  Grenze:  5,7W,00© 
und  5,374.000,  die  andern  auf  der  asiatischen  (irenzc.    Sehr  entwickelt,  im  eagoi 
Zasammonhange  mit  der  Kopfsteuer  und  mit  der  communaleu  Hafr  für  dieselbe, 
ist  in  Kussland  noch  das  inländische  Pa.sswc8en.    Vgl.  darüber  K.  Walckor. 
Selbstrerwaltong  dos  Stenerwesens  und  russische  Steuerreform,  Berlin  lb69,  S.275,276if. 

1.  —  §.  88  [252].  Anch  das  moderne  Reiserecht  hat  im  Ver- 
gleich zur  früheren  Zeit  einen  sehr  l'reiheitlichcn,  den  Inditidnal- 

intercs.sen  entsprechenden  Character  erhalten.  Dazu  hai)en  ucben 
veränderten  politischen  Verhältni.ssen  und  nc'l)cn  den  Einwirkungen 
wie  den  Anfordernniren  der  neuen  ('(innnunicationsmittel  auch 
V  olkswirthsc  ha  fl  liehe  Riieksichtcn  heiicctrairen.  Das  freie 
Keisereeht  des  Individuums,  zunächst  eine  Conseijuenz  der  persön- 
lichen Freiheit  in  deren  heutiger  individualistischer  AulTassung,  i)e 
rUhrt  allgemeinere  Interessen  der  Yolkswirthschafty  weil  auch  von 
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ilun  die  Verwertbang  der  Arbeitskraft  und  des  Kapitals  mit  ab- 

hiogt  nnd  weil  die  grossere  Arbeitstheilimgy  der  Feraabsats  der 

Piodoete,  der  Handel  eine  nicht  nur  in  teolmiseber  Hinsieht  leichte, 

in  Monomischer  woblfeUe,  sondern  aaeh  in  rechtlicher  Hinsicht 

firde  ReisebewegaDg  erfordert  Gegen  eine  freiere  Gestaltnng  des 

Reiserecfats  erheben  sieb  anch  nicbt  solche  Bedenken ,  wie  gegen 

die  moderne  Gestaltung  der  drei  anderen  socialen  Freibeitsteclite. 

Die  iltereü  Be^ichiärikougen  dos  Beisdrerkehrs  sind  meiätcns  au»  audcruu  als 
MS  sodalon  und  rollswiitlisckaftlieben  Getfehtopiucteii  herrorgcgangen.  Sie  bfn^ 
cevöbniicb.  was  den  AasUoder  betrifft,  mit  antlqnlrten  RechtsanschauQogcn  hinsicht- 
bcb  der  Kechtlosipkcit  des  Fromdon.  auch  mit  wirthschaftlichi-n  Ansichteu  über  den 
Titbelvalt  des  Erwerbs,  der  liaodelsth&tigkeit ,  dcä  Besitzes  für  den  StadtbUrKer  uud 
ftttl»nfdiMg«D,  vas  den  lolioder  betrifft,  mit  eban&Ua  nntiqnlrten  polidacben  An- 
JcbnUBgen  and  mit  sicherheitäpolizeilichen  ROcksiohten  nUNUnmen.  Letztere  sind  im 
toitigeo  Heise-  und  Fremdenrecbt  rielieicht  schon  etwas  zu  sehr  zarack£etroteo. 
loch  fiscalische  Interessen  haben  mitunter  bei  der  OflitnltaDg  des  SelMradhli  ait- 
ptfitk  (gcbührenpäichtige  Pässe  und  Visa  bei  Pass>  nnd  Visirzwang),  können  jedoch 
Dor  in  Ausnahmefällen,  ncmlich  in  Verbindung  mii  dem  socialpolirischen  Steuersystem, 
laf  Berechtigong  Ansprach  macheu  (§.  Strengere  Coulrule  des  Keisuverkehrs  au 
den  Grcttsen  büif  bier  und  da  auch  mit  dem  strengeren  bandelspoUtisoben  System 
der  Prohibition  und  des  Srhntz/olls  zu-ammen,  ist  aber  nfalb  damit  nicht  noth- 
veadig  und  namentlich  nicht  imbedingt  in  der  listigen  Form  des  aligemeinen  Pass- 
ud Visirzwangs  verbanden. 

Man  wird  daher  im  Ganzen  auch  vom  socialen  und  volks- 
wirtbschattlichen  JStandpuncte  aus  als  Kegel  ein  möglichst 
ireies  Reiserecht,  wie  das  moderne  deutsche  billigen  können: 
daher  die  Heseitigang  der  Unterscheidung  zwischen  reisenden  In- 
QDd  Ansländem,  die  Aofhebnog  der  allgemeinen  Controle  der 
fieisenden  an  den  Grenzen  nod  di^enige  des  allgemeinen  Pass- 
snd  Visirzwangs  sowie  des  Zwangs,  £rlaabniss  in  Betreff  des  Reise- 
ftofentbalts  am  einzelnen  Orte  nnd  Anfentbaltskarten  za  nehmen 
B.  m.;  statt  dessen  nur  die  Anerkennung  der  Pflicht  des 
Beisenden,  sieb  auf  amtliches  Erfordern  der  zoständigen  Behörden 
■Bd  ihrer  Organe  Uber  seine  Person  zu  legitimiren,  zn  welchem 
Zwecke  einem  Jeden  ant'  sein  Verlanj;en  Legitmalionsurkundcn  aus- 
iUötelleu  sind  (System  der  Passfreiheit.  Deutsches  Gesetz  von  1867). 

Von  diesen  Kegeln  werden  indessen  zeit-  und  ortsweise  allge- 
meine oder  auf  besondere  Classen  von  Individuen  sich  beziehende 
Ausnahmen  aus  sicherheitspolizeilichen  uud  dergleichen 
Grflnden  und  daher  stets  ancb,  richtige  Handhabung  solcher  Maass- 
reireln  vorausgesetzt,  in  einem  eminenten  Gemeiuschal'ts-  und  speciell 
Volkswirthscbafisinteresse,  statthaft  sein.  Die  Geschichte  anch  der 
freiesten  Volker  zeigt,  dass  Ausnahmen  nicbt  immer  zu  yermeiden 
lind.  Eine  besondere  Bedeutung  kOnnen  sie  aus  sanitftts- 
polizeilichen  Rttcksicbten  gewinnen  (Pestcordon!). 

i.  Wataer,  enadlsgof.  9.  Aifl.  2.  Tbail.  ▼olkiwirthMbafta.lUehL  12 
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Aocli  die  YereiDlfteD  Staaten  fUhrten  ▼ihrend  das  Bfl^rkriegs  Pftsnvang 

ein.  Erlass  der  allpemeinen  Passpflichti<?keit  in  Berlin  aaf  Grund  des  Gesetzes  von 
1867  im  Sommer  1878,  nach  den  Attentaten  pegen  den  Kaiser  und  in  Verbindong 
mit  der  Gesetzgebung:  gegen  die  gemeingciahrlichon  Bestrebungen  der  Socialdemocratie. 
Passzwang  an  der  deutschen  und  Ostcrreiohiselieii  Gnnie  lür  die  Reisenden  ans  RoM- 
lud  wegen  der  Peetge&hr,  Februar  1879. 

II.  —  §.  89  [253].  Frage  der  BeBcbr&nkiing  der 
BeiBefreiheit  ans  volkswirthschaftlicbeD  Grflnden. 
Schwieriger  und  bestrittener  ist  die  Frage,  ob  Ansnabmen  von  der 

allgemeinen  Reisefreiheit  wenigstens  unter  Umständen  eintreten 
dürfen  und  sollen,  in  zwei  anderen  Füllen,  welche  die  Volkswiiih- 
Bchaft  unmittelbar  berühren.  Der  eine  betrifft  die  Ausübung 
von  Gewerben  im  Umherziehen  oder  den  sogen.  H  au  sir- 
band el  nnd  die  Wanderlager,  der  andere  den  lUngeren 
Reiseaut'cnthaltderreicheren,  besonders  grund besitz  ende  n 
Classen  zu  Zwecken  des  Lebensgenusses  im  Auslande  (sogen. 
Ftage  des  Absentismns).  Dort  liegt  also  eine  bestimmte  Art 
des  gewerblichen,  hier  des  Vergnügungs- Reiseverkehrs  vor. 

1.  Die  wiebtige  Frage  des  Uansirhandels  n.  s.  w.  ist  bier 
nicbt  nftber  zn  erOrtem^  sie  gehOrt  in  die  Praetisebe  Yolkswirtb- 
sobaftslehre,  speciell  in  die  Handels-  nnd  Gtewerbepolitik.  Hier 
mnss  nnr  daranf  hingewiesen  werden,  dass  dieselbe  nnd  die  ibr 
jetzt  zn  Tbeil  gewordene  Entscbeidung ')  —  dne  Conseqnenz  voller 
Reisefreibeit  nnd  Oewerbefreibeit  —  eine  Bedentnng  nicbt  nnr 
speciell  für  das  Gewerbewesen,  sondern  auch  weiter  ftir  allgemeinere 
Verhältnisse  des  Wirthschaftslebens  hat.  Auch  wenn  man  nicht 
allen  Klagen  der  unter  der  C'oncurrenz  umherziehender  Händler 
leidenden  Geschäftsleute  der  stehenden  Gewerbe  Glauben  schenkt, 
so  wird  doch  nicbt  zu  bestreiten  sein,  dass  hier  der  tlichtig:e  sess- 
hafte  Gewerbebetrieb  durch  eine  unsolide  und  unehrliche  Coa-  j 
cnrrenz  leicht  untergraben  nnd  mancherlei  Schaden  gestiftet  wird.  *)  i 
Es  kommen  daher  gerade  hier  wieder  öfters  besonders  dunkle 
Schattenseiten  der  freien  Concnrrenz  znr  Geltung  (I,  §.  320).  Dea- 


Vgl.  Titels  der  deutschen  Gewerbe-Ordnnn«:  ?om  21.  Joni  1869,  besonders 
§.  55  —  ti'{,  desgleichen  in  der  Redaction  von  (jt^<etz  vom  1.  Jiili  1*^*^3,  Artikel 

6,  7, 11. 14  und  die  Commeutare  dazu.  Darin  einige  Erschwerungen  und  Beschränkungeo 
gegen  die  Gewerbe-Ordnung  ron  1869.  Dtzo  z.B.  Jaeobi,  Gewerbegesetzgebnng  im 
Deutschen  Keiche.  S.  86  ff.;  r.  Rönne,  preussisches  Staatsrecht  II,  2.  §.  452.  S.  413. 
Deotscbes  Staatsrecht.  §.  15.  —  Das  Halten  von  Wanderlaeorn  nimmt  zwischen  «lern 
siebenden  und  dem  Hausirgewerbebetrieb  eine  Mittelstellung  ein,  biehc  Jacohi.  S.  88. 

*)  OefteiS  Klagen  in  den  Handelskammerberichten,  z.  B.  schon  länger  aus  der 
Provinz  Hannover.  Neuerdings,  besonders  seit  dem  Knckiranir  der  Geschäfte  1ST4  ff., 
fast  aus  allen  Tbeileu  Deutschlands.  Daher  auch  Anregung  amtlicher  Outer- 
^  fachmtgen  der  YerhiUiiine.  Hiofige  ErSrtemngeii  in  den  Parlanentea. 
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halb  kann  die  EveotnalitSt  von  Beschränkungen  des  Verkehrs 
wenigsteiis  nicht  so  ohne  Weiteres  mit  dem  Hinweis  darauf  abg^ 
wiesen  werden,  dass  es  sich  hier  nnr  am  selbstverständliche  Con- 
seqnensen  des  freien  Reiserechts,  der  gewerblichen  Freizügigkeit 
md  der  Gewerbefreiheit  handle. 

EfDe  besondere  Besten emng,  ancb  eine  hoher»  als  beim  sidieadan  Gewerbe, 

kann  mit  zum  Zweck  der  BcscbrSnkong  dienen.  Die  nenere  Gewerbesteaergresetz- 
gebang  mit  eigenen  Steuern  dee  Uansirgeverbes  and  Wanderlagerbethebs  reifolgt 
solche  G««!ebf8pQiictc  gelegentlich  ein  venig  mit. 

2.  Die  Frage  des  Absenti.smus  bünf^t  mit  der  Frage  des 
Eigenthums  Uberbaupt  und  des  Grundeigentbums  speciell 
zusammen  and  ist  au  dieser  Öteüe  ebenfalls  nar  kurz  za  berühren. 

Oftanalige  Erörterungen  darttber  in  England,  besonders  in  Verbindug  Bit 
Steaerprojecten  für  die  abwesenden  Grundherren  Irlands,  a>i  r  nach  allgemein  ftlr 
die  im  Aasland  lebenden  Inlinder.  Ygl.  schon  A.  Smith,  weaitli  of  nations.  B.V, 
<h.  2,  M'GvlIoeh.  ptiiic.  of  pol.  ecoo.  ed.  1643,  p.  152,  der  Maehtheile  (wenigsteaa 

hinsichtlich  der  Ausgabe  des  Einkommens)  bestreitet.  Senior,  der  sie  bedingt  zn- 
giebt,  siehe  dessen  polit.  econ.,  4.  ed..  p.  155 — IBl.  Auch  M'Culloch  gesteht  in- 
dessen zu.  dass  das  improvement  of  the  estates  und  die  Verfeinerung  der  Sitten 
anter  dem  Absentismns  leiden  könne.  Siehe  auch  Hermann,  Untersuchungen,  2.  AoiL, 
S.  617  ff.,  besonders  628.  AnaerkiiDf.  Raa«  VoUnwiithschaftslohre,  340,  Anmeiinnf . 
Boscher,  II,  §.56.  57. 

Dem  Grundsatz  des  absolaten  Privateigenthnrns  entspricht  es» 
dass  der  Besitzer  eines  solchen  ond  der  Bezieher  von  Renten  daraas 
mit  diesem  seinem  Eigenthnm  nach  seinem  Belieben,  seinem  In- 
teresse gemSss  sehalten  kann,  onbekttmmert  am  die  Folgen,  welehe 
daraoB  fDr  Andere  hervorgehen,  wenn  diese  Anderen  and  deren 
Gesnmmtheit  nnr  nieht  in  ihren  Rechten,  wenngleieh  in  ihren  In- 
teressen, verletzt  werden.  Qui  jnre  sao  atitar,  neminem  laedit 
Die  VerzebruDg  von  Einktlnften  ans  dem  Eigenthnm  im  Auslände 
oder  überhaupt  fern  von  den  Orten,  wo  jene  Einkllntte  gewonnen 
oder  reell  producirt  wurden,  lässt  sich  also  aus  dem  Staudpuncte 
des  absoluten  Eigenthunis  so  wenig  als  aus  demjenigen  der  per- 
sönlieben  Freiheit  anfechten.  Das  Recht  dazu  ist  vielmehr  eine 
Consequenz  dieser  beiden  Principien. 

Aber  für  die  Gesammtheit  und  speciell  für  diejenigen  Kreise, 
welehe  an  der  Production  jener  Einktinfte  betheiligt  sind,  ferner 
namentlieh  fttr  den  Grund  und  Boden  oder  die  Landgüter,  als 
deren  Renten  jene  Einkünfte  bezogen  werden,  ist  die  regelmässige 
Tersehmng  der  letzteren  in  der  Fremde  and  zam  Theil  ttberhaapt 
entfernt  vom  Prodactionsorte  mit  manchen  Nachtheilen  Terbanden. 

Das  PriTBtdfftDthim  (der  Boden,  aber  Sften  auch  daa  Kapital),  wird  In  der 
Abwesenheit  des  Herrn  nicht  immer  in  der  besten  Wei^e  verwendet.  Die  fortfliessenden 
laMea  dieaen  nicht  einmal  theilweiBe  zur  Vemehroog  des  localen  oder  heimischen 
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Xl^itals,  noch  za  neuer  Nachfrage  nach  Arbeit  an  Ort  and  Stelle,  noch  kommen  sie 
dem  Landgnte  ta  Statten.  Das  private  Grand-  und  KapitaleigeoAiUD  TeiUert  daher 

hier  manche  seiner  gllnstig:en  all^Nunein  -  volkswirthscliaftlichon  Wirirangen  und  damit 
den  besten  Titd  Miner  Tolksviithächaftüchen  (.nicht  nur  phfatwiithsohafilioheii)  Be- 
rechtigung. 

Unter  diesen  Umstünden  lässt  sich  eine  Intervention  des 
Staats  im  Gemeinschaftsinteressc  principiell  recht- 
fertigen. Dieselbe  kann  eventuell  auch  in  einer  Erschweruu«; 
des  Absentismus  mittelst  einer  entsprechenden  Besteaerung  de« 
ausserhalb  verzehrten  Einkommens  bestehen.  Eine  solche  £^ 
stenernng  hat  Aehnlichkeit  mit  dem  Abzugsrecht  In  den  Stenern 
auf  Reisepftsse,  besonders  auf  Auslandspässe  (Rassland)  ist  mit- 
unter ein  solcher  nioht  nnbereohtigter  socialpolitiBeher  Steuerge- 
sicbtepunet  mit  cur  Geltung  gelangt  Ausserdem  kann  im  Fall 
des  Absentismus  von  grosseren  Eigenthtfmem,  deren  Grund  und 
Boden  verpachtet  ist,  die  Frage  einer  anderweiten  gesetzliclien 
Begulimng  der  Verhältnisse  desGnmdeigenthums  besonders  practisch 
und  auch  hier  die  Staatseinmischnng  nicht  kurzweg  mit  dem  Princip 
absoluten  Eigenthams  abgewiesen  werden  (vgl.  Buch  3,  Kap.  2, 
unten). 

Unter  ^'icolaus  war  das  Uinao&reiaen  in  Kussland  theils  rerboten,  theils  durch 
hohe  Paesateaern  (einige  100  BabeK  emdiveit  Keaerdings  wnrde  für  den  Anslands- 
pass  6  Röbel  gexablt.  für  Jedes  halbe  Jahr  der  Abweaeiilieit  eines  Ku^M  n  im  Aaslaudc 
weitere  5  Rnbel.  Der  Ertrag  der  Passstcuer  war  um  ISSO  2.5  Millionen  Rubel, 
wozu  aber  die  inländischen  Baucrnpüääc  das  Meiste  beitragen,  siehe  den  Tarif  bei 
Walcker,  S.  279.  Eine  Abwesenh^tssteaer  abEnats  fta  die  einfelieiide  heimiadie 
St  euer  haben  auch  euglische  KationalftkonomeD  mehrfach  günstiger  beurtheilt.  so 
A.  Smith.  Siehe  meine  FinanzwifiaeoBoliaft  U.  1.  Auflage,  §.  290.  S.  4U,  2.  Aoflage, 
8. 89,  wo  aaeh  neaera  Daton  Aber  BoMlaad. 


1)  Siehe  Ftnanzwiasensohaft  n,  2.  Anlage,  §.  160. 
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lieber  Beü'achtimg. 

EinleituDg, 

Begriiiidiiiig  und  Begriff  des  Priyatelgenfhiim& 


Erstes  Kapitel 
Einleitung« 

Die  Eigeiithumsordnung  Im  AUgemeinen. 

i.  Abschnitt 

(hientirende  TorbemerknDgen  Uber  den  Standpunct  nd  die 

Behandlungswoise,  nebst  Lltteraturnachweis. 

if.  90  [S.  5<'2,  503].  Behandiunp  der  Eigenth  unisfragen  in  der 
Nationalökonomie.  Vgl.  hierzu  die  Vurbejueikuuguu  zu  Buch  6  des  1.  Theils, 
besooden  S.  8TS,  und  in  di«Mii  Theil  II  §.  1  ff.,  b«aonden  §.  3.  S.  8,  Micli  za 
Kapitel  3  des  yorigen  Bocbs  §.  43. 

Der  Zweck  dieses  and  dei  folgenden  zwei  Bttcber  ist  die  Aufbtelliuig  eiiiflf 
aationalOkoD omiflch  und  socialrechtlieh  haltbaren  EigcnthiiDslehra 
und  Eig^eotb  u  ms  Politik  statt  der  bloss  indiridualiätischen .  rein  prirmtreclit- 
licben  Eijrcnthamslehre  d*»r  heotiffcn  Jorisprudonz  §.  V.  Es  sollen  daher  die  s^e- 
rcbicbtlicii  überkommene  und  bestellende  Eigenthumäiuätitutiüu  und  ihr  Kecbt  einer 
gesereilen  PmAmgr  vom  Stajidpmicle  der  Voutwirtbicbaft  mid  d«  SocialpoUtik  aw 
uterzog^en,  foriM-r  «Ii*-  ArirordeniDgeBf  welche  hicrnarh  hinsichtlich  der  rechtlichen 
ZtüassQog^  des  P*riFateigenthum!J  Qberbaopt  und  dohjenigta  au  den  verschiedenen  Ub- 
j«cteo  (HigenthainsarteD,  —  Frage  der  Ausdehnung  des  Eigenthums)  und  hinsichtlich 
4et  bliallB  dieses  Eigenthnmsrechts  zu  stellen  sind,  erörtert  werden.  Nach  dem  Er- 
rebniss  dieser  Unter>uchnng  sind  dann  wieder  national-  oder  socialökonomische  Pottu- 
iue  fttr  die  sociaBlrechtliche  Gestallung  der  Eigeuthumsordnung  aufzuätellen. 

Diese  Aufgrabe  ftOnt  n  den  nannlsnchsten  BerflbniBfeB  mit  der  Recbts- 
fkileeophie,  besonders  in  der  Fmire  der  BegrSndviif  des  Privateigenthums  als  Rccbts- 
iiidtnt,  mit  der  Rechtsgescbichte,  besonders  in  Bezut?  auf  die  Entwicklung  dieses 
iMt^ts  nod  des  Eigenthumsrechts  ; Aasdehnung  und  Inhalt  des  Eigenthums),  wobei 
im  Orrodeff^eBthiiin  und  seine  Recbtsgescbichto  an  Bedeutung  allem  anderen  Eigen- 
em voranstellt;  nnd  jene  Aufgabe  führt  aiuh  \iu<\  vorzugsweise  zur  Bertlhrung  mit 
im  bestehenden  Priratrecht,  was  namentlich  die  Frage  der  Zulassung  ron  PriFat- 
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eigentbom  an  adieu  la  Betracht  kommendeii  Objectea  und  die  Frage  des  Inhalts  de» 
IKfeDdiiiiiiBreehts  ftberhaiipt  und  bei  den  einidnen  Eigenthnnalategoriaeo  udangt. 

Vom  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitiscLeii  Staodpuncte  aas  ergeben  äich  duu 
gewisse  Anforderaog^en  au  die  EigeDthumsoidnim^^,  welche  eine  AuseinanderitetzuDg 
mit  recbtsphilosophischeii  Lehren  und  Thesen  und  mit  Sätzen  des  Keltenden  Recht» 
nöthig  machen.  Die  Auf|2:abe  iu  diesem  >\'erk  beschränkt  Hich  nach  dessen  Zweck 
durchaus  darauf,  die  rechtsphilosophisrhe ,  die  lechtsgeschicbtiiche  und  die  positir- 
rechtliche  Seite  der  Eigenthomalehre  nur  soweit  in  die  Erörterung  hineiuzuuehen, 
■b  «e  eiM  fldclie  AvseuMiidefMlittDff  «ifoidert  Die  deh  hieriMch  fir  die  DanNUniff 
«igebenden  Grenzen  sind  im  Folgenden  möglichst  streng  innegehalten  worden. 

Die  nationalökonomischo  und  socialpolitische  Untersuchung  des  Eigenihums  und 
Miner  Ordnung  moss  namentlich  die  Kragen  beantworten,  ob  und  wie  weit  Prirat- 
eff«DthaiD  an  und  ftr  sich  und  Pirifateigendiain  beetinunter  Kategotieen.  wie  Kapitel-, 
Grund-.  ..geialiges"  Eigentbum .  als  eine  nothweiidiß:e  Bedingung .  wenn  nicht  jeder 
Volkswirthsehaft  überhaupt,  so  doch  ihrer  höheren  Entwicklung  und  daher  der  reich- 
licheren BedUrfnis^befriedigung  des  ganzen  Volks  anzusehen,  mithin  insbesondere  im 
volkswirtbscbaftlichen  Productionsintere^se  gelegen  ist;  ferner  ob  und  wie  weit  ncbea 
Prirateigenthum  Gerneineigeiithum  in  ir;rtnd  einer  Form  (..öffentliches»",  „gesellschaft- 
liches") im  Gcsammtiutcresse  auch  noch  oder  gradu  wieder  bei  unseren  Cultunrölkeru  be- 
stehen seU;  endlich  wie  das  Privateigenthan ,  wenn  dasselbe  ah  eine  I^isteni-  und 
Gedeihensbedinsrung  der  Volkswirthsehaft  einmal  anerkannt  ist,  nach  dem  Interesse  der  letz- 
teren, daher  namentlich  unter  Beachtung  des  volkswirthschaftlichen  Vertheilungsiuteresses 
(Grundlegung  Theil  I,  §.  262—296)  zweckmissig  gestaltet  nnd  wie  die  Collisiou 
zwisriu  h  dem  Indiridual-  oder  dem  eigentlichen  Priratiniavesse ,  welches  nach  einem 
absulutt-u  Eitrenthumsrecht  strebt,  und  dem  Gesammtintercsse.  welches  nur  ein  in  den 
Befugnissen  des  Eigenthumen  beschr&nktes  und  mit  Pflichten  verbundenes  Prirat- 
^genAamsrecht  ngestehen  kann,  aasgeglichen  werden  soll:  Fragen,  wdche  sieh  so- 
sammeiifassen  las>cn  als  Frai::L'ii  nach  der  Existenz  oder  Begründung,  der  Zu- 
lassung oder  Berechtigung,  nach  dem  Begriff,  der  Ausdebn ung  und  dem 
Inhalt  des  Prirateigeothums,  unter  diesem  Inhalt  auch  das  Erbrecht  iubegiiffen 
(§.  ISO«  ISl). 

Es  war  früher  nicht  üblich,  auch  nur  entfernt  in  dem  Umfange,  wie  es  im 
Folgenden  geschieht,  ünterbuchungeD  über  das  Eigenthum  in  der  National- 
ökonomie anzostelien.  Den  Eiteren  Lehrbüchern  und  Systemen  fehlen  dieselben 
daher  meistens  ginilich ,  die  neueren  gehen  wenigstens  noch  nicht  näher  darauf  ein, 
wenn  auch  schon  mehr  als  auf  die  Rechtsordnung  der  persöidichen  Freiheit.  Die 
Existenz  des  Privateigenthums  und  das  bestehende  Vermögensrecht,  welches  sich  an 
diese  Institntion  anschlieast,  galt  und  gilt  flelfhch  noch  heote  der  liberal -indlTldiia- 
listischen  Politischen  Oekonomie  als  die  selbstverständliche  Rechtsgrundlage,  welche 
einüach  anzunehmen,  über  welche  aber  nicht  zu  discutiren  ist  So  erklärt  es  sich, 
dass  das  Priratvormögensrecht  bisher  kaum  weiier  in  der  Tolkswirtbschaftslehre  er- 
örtert, am  WMigstea  aber  seine  hauptsächlichen  Instltttte«  wie  das  Eigeuthum,  einer 
Kritik  unterzogen  oder  zu  begründen  und  zu  modificiren  gesucht  wurden.  Die  Be- 
gründung galt  für  überflüssig,  die  kntik  und  Modiücatiou  für  unzulässig.  Und  während 
Mch  in  der  Politischen  Oekonomie  Ungst  eine  Menge  Einrichtangen  des  öffentlichen 
Sechts  kritisch  zersetzt  wurden,  blieb  —  mit  theilwi  iN'  T  Ausnalime  des  Familien-  und 
Erbrechts  —  das  Privatrocht,  namentlich  die  Privateigeuthumsordnung,  noch  immer 
ein  Noll  me  tangeve  für  die  dieefetische  Betrachtung. 

In  der  gegenwirtigen  Entwicklang  unserer  Wissenschaft  ist  dieser  Standpnnct 

nicht  mehr  haltbar.  Man  kann  und  darf  die  Aufgabe  einer  nationalökonomischen 
Beurtheiluug  des  Eigenthums  nicht  mehr  bei  Seite  lassen  oder  nur  als  eine  nebea- 
sichliche  behandeln,  wie  dios  in  den  Torbemerkangen  zu  diesem  Theil  U  der  Grand- 
legODg  (§.  1  ff.)  schon  erOrteit  worde. 

Freilicli  mangelt  os  bei  dieser  Sachlage  leider  noch  ^oll^  an  den  geeiirncten 
Vorarbeiten,  was  sich  bei  der  vorwiegend  principiellen,  auch  mehr  dogmatischen  Be- 
handlung, nach  welcher  dieses  Werk  strebt,  um  so  empfindlicher  fühlbar  macht.  Dnrdi 
diesen  Mangel  ist  die  ausführlichere  Darstellung  der  principiellen  Fragen,  wie  die- 
jenige nach  der  Begründung  de*  Privateigenthums  überhaupt,  nach  der  Zulassung  der 
Berechtigung  und  socialökonomischen  Noth wendigkeit  privaten  Kapiul-  und  Grund- 
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«i?.nthumä  neben  oder  MuschliMaUch  sUtt  OffiMÜichAit  £i(eatliiiflis,  im  Folyndan 

S.91((8w503 — 506).   Die  Eigenthamslehre  in  den  fersokiedeaen 

Litteraturzweigeti.  Diu  frühere  nationali'ikonomische  Fa chlittemtnr  bietet 
tu  die  priacipielie  Beh&ndlaug  solch«!  Fragea  noch  sehr  weaig.  Nor  fUr  du  private 
(imdclgeotham  oder  Air  Huptketegorleen  deaaelben,  wie  du  lladliche,  dne  Wald- 

und  Beifwerkseigeothum,  hat  die  NationalOkoDomie,  zum  Theil  unter  Venrerthang  der 
r»*chtsfe<;chichtlicheü  L'ntersiichuutfiMi  und  in  Verbindun«?  mit  Erörterungen  über  Fort- 
Uliiaaf  der  Agrarrerfaisuiig  und  mit  linanzwisäenächaitlichea  Kragen  ^Staatäcigeuthum 
TM  OoBlaea,  Forsten,  Bercverken  u.  s.  w.).  umfiusendere  Vorarbeiten  gcUefen.  Auch 
die  Tennö;fensrechtliclu'n  Seiten  dfs  Familienre<hts  und  das  Erbrecht,  besonders  in 
Buof  auf  (iruodcigeQtbuu  und  (iruudbetiitz?ortbeiluog  (bäuerliches  Erbrecht)  wurden 
is  Betracht  gezogen.  Die  Ergebnisse  solcher  UnteTrachaagen  dad  für  den  grund- 
legiaden  und  theoretischen  Tbeil  des  Systems  allerdings  noch  nicht  allgemeiner  benatzt 
Vfliden,  am  Meisten  von  Schaf fle.  üntersuchungen  Uber  die  ökonomische  Natur  des 
llldtischen  Grundeigenthums  und  desjenigen  an  Wegebodeu  fehlten  früher  grOssten- 
Aeils.  Die  aparte  ökonomische  Stellung  des  Kapitaiciscenthums  hat  trotz  der  vrerth- 
ToUen  Fingerzeige  def  socialistischon  Kritik  die  individualistischen  Naiionalukonomen 
fit»t  bis  in  die  Uegenwarc  hinein  noch  beinahe  ebensowenig  beschäitigt  alä  die  Uechts- 
llilofopbea  «ad  die  posiiirea  Joristea.  Aach  sie  habea  ddber  noch  nutai  Pordereagea 
principielier  Art  für  eine  aparte  Rechtsstellung  des  Kapitaleigeiithums  erhobon,  obwohl 
die  Fabrikgesetzgebung  und  die  Beschränkung  des  Arbeitsvertragsrechts  dazu  hätte 
ftbren  können.  Doch  be<;iniit  wenigstens  in  der  neueren  deotschen  theoretischen 
liueiatar  (r.  BOhm-Bawurk  ,  in  der  historisehea  Kichtuof  (Kaies,  Schmoller, 
Sch/inberg,  r.  Miaskowski,  Brontano).  auch  mit  unter  dem  Einflusa  der 
Mcuiiatischen  Kritik  uud  Doctriu  die  bo:>cbättigung  mit  den  grossen  Kechtsfragea,  in 
Aakadpfbag  an  die  bezilgllehea  Fragen  der  Praotfsehea  Natfonalökoaomle,  aneh  ia 
ÖKorctiach- nationalökonomischen  Werken  jetzt  regelmässiger  zu  werden.  Und  in  der 
ftuoden  Littoraiur  (Nordamehca,  Italien  [LoriaJ,  seltener,  aber  doch  auch  etwas,  Eng- 
Ind,  am  Wenigsten  noch  bei  den  Franzosen,  mit  Ausnahme  des  Kreises,  der  sich 
la  Gide  groppirt)  treten  wenigstens  ihnllohe Tendenzen  neuerdings  ebenfalls  hervor. 

Die  s oc i  a I  i  8 ti  s c h  e  Litterator  ist  zu  einseitig  kritisch  und  begründet  ilire 
poätiren  Forderungen,  wie  die  Abschatluug  des  privaten  Kapital-  und  ürundeigen* 
ihias  and  des  Erbrechts  sn  veaif  .  Die  aeaersa  „historisdieii**  Vanaclie,  eniwiddaags- 
f'-sitzlich  die  Entstehung  des  Privaieigenfhuins  zu  i-rkl&ron  (Engels),  sind  ja  aL 
Zeichen  eines  Bedürfnisses  nach  tieferer  Aul'fassuug  immerhin  beachtenswerth,  aber 
iodk  nicht  befriedigend  (§.  7).  Die  psychologischen  Seiten  der  Frage  roa  Gemeia- 
ond  Privatcigenthnm  aad.  in  Verbindung  damit,  roa  socialistischer  und  privatwirth- 
^hafilicher  Ordnung  von  Production  und  Vfrth'Mlung  werden  überhaupt  nicht  genauer 
läi  Auge  gcfasät,  so  sehr  das  auch  für  die  practiscben  Forderungen  des  Socialismiu 
|cbo(ea  vire.  Die  Schwierigkeiten,  welche  ror  Allem  rem  aiaaMfebeadea  lateiesien* 
ttadpuet  der  Production  der  Verwirklichung;  di -s  r  Ford«^run^en  ent;;egenstehen,  selbst 
v«Ba  Bso  die  socialistische  Kritik  des  geltenden  EiKentbumsrechts  und  seiner  ökono- 
■iidMB  WirkoBgaa  aof  Prodoetioa  and  Yertheilung  für  völlig  gelangen  aneikeaaea 
iSoQte,  werden  rerhollt,  oft  einfach  ubenehea.  Es  handelt  sicli  daher  im  Folgenden 
weh  nicht  am  ein  näheres  Eiuß-ehen  auf  die  socialistiscln'  Littoraiur  und  ihre  Howcis- 
ftJiningeu,  —  wa>  nach  dem  Plane  dieses  Gesammlwerks  Aufgabe  der  fünften,  der 
littenrgeschichtllchen  Abtheilung,  ~  sondern  nur  nm  eine  PrUfang  und  zum  Tb^  am 

Antikritik  der  Erifebnisse  der  socialistischen  Ei^enthumskritik  und  der  h.iuptsäch- 
iKhea  Postulate  für  die  Eigenthumsorduuug,  weiche  aus  dieser  Kritik  abgeleitet  werden. 

Die  Rechtsphilosophie  hat  die  Frafre  nach  der  Begründung  des  Prirat- 
dfMthums  natürlich  zuvörderst  und  am  Eini^ehendsten  behandelt.  Die  verschiedenen 
Bckifen  und  Autoren  >relleu  mancherlei  verschiedene  Versuche  der  Begründung  an. 
*ls  denen  m.  F.  kcuu  r  uls  ^anz  gelungen  bezeichnet  werden  kann.  Der  allgemeine 
Vttgsl  ist  die  fehlende  oder  ungenügende  Unterscheidung  der  verschiedenen  Eigen- 
iktm^arten  und  die  unterbleibende  Betrachtung  der  ökonomischen  Seiten  der  Privat- 
cife&thumsiustitution .  der  Wirkungen  der  letzteren  auf  Production  und  Yertheilung, 
wr  SieilnBf  ron  Prifal>  and  Gemeiaeifentham  tn  eiaander.  Der  Gewian  der  rechts- 
pkiloiophischen  Untersuchunjren  über  das  Eigenthuni  ist  deshalb  für  die  National- 
<l((aomie  nur  ein  geringer.  Die  raf en  Ailfemeinheiten,  die  Deductionen  aas  wiükOr- 
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Uthtn  Axiomeu,  der  schon  gerügte  Maugol  i^Thuii  I,  §.  352)  ao  irgcod  weldMT 
nlherer  Fttblon^r  mit  der  Nationalökonomie,  welcher  bei  einer  so  eminent  wiidMohaft* 
liehen  Einrichtung  wie  das  Eigentham  freilich  nicht  begreiflich  ist,  aber  nur  um  so 
ablere  tolgeu  bat,  —  alles  Dieses  bewirkt  hier  mehr  als  in  anderen  Frsfen  dei 
fdkaviitliseluilliGhaii  Grondlegung.  daas  der  NatfonalflkoiiOB  doch  noGh  mk  nns 
diM  Unterstatzan^  Seitens  der  Rechtsphilosophie  grtiwan  wM.  V^.  dl»  vor> 
benerknngen  za  Bach  6  in  Tbeil  I,  §.  352,  353 

Die  Kechtsgeschicb te  —  und  ähnlich  die  räumlich  vergleichende 
Darstellong  des  Rechts  rerschiedener  YSlker,  wie  in  neueier  ethnographischer  Forschan^ 
und  in  cultorgeschichtlichen  Werken  —  liefert  dagegen  für  die  Entwicklung  des 
(irondeigentboms,  besonders  des  ländlichen,  reiches  and  nationalökonomisch  hoch- 
wichtifes  Material,  sovolil  Akr  das  classische  Alterthvm,  als  namentlich  tat  das 
germanische  Alterthum  und  Mittelalter  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein.  Diese 
EntwicklunffSEreschichte  des  Grundeigenthums  lässt  sich  ähnlich  wie  diejenige  der  Un- 
freiheit im  Wesentlichen  auf  ein  ökonomisches  Princip  zurtlckfuhren .  dass  sie 
th^weise  selbst  beherrscht:  der  nothgednngene  Uebergang  ven  extensivem  Land- 
wirtbschaftsbetrieb  zn  immer  inteusirercm,  bei  vermehrter  Bevölkerung,  fuhrt  wie  Ober- 
haupt za  Privateigentham  an  Boden,  anstatt  des  früheren  Gemeineigeutbums,  so  aach 
tn  immer  vmfbssenderom,  inhaltsreidierem  Eigenthnmnreeht  <$.  110).  Jha  lind  Ii  che 
Gru»doi>,'enthum  iht  derjenige  Theil  des  Eigenthums,  welcher  die  eingehendste  volks- 
wirthschaftliche  W  ürdigung  mittelst  Verwerthung  der  rechtsge*ichichtlichen  Forschungea 
gefunden  hat.  Das  Lntersuchungsgobiet  ist  aber  so  gross,  da&s  eine  gewisse  Arbeits- 
tbeilung  noUivendig  i>t  zwischen  Fach-  and  Rechtshistoriker  und  NatiooalOkooom« 
Wünschenswerth  und  fast  unentbehrlich  sind  nur  den  ersteren  auch  nationalökonomische 
ond  specieil  landwirthschafiiich-technische  Kenntnisse,  wie  neaerdings  die  Erfolge  Fon 
BodbertVB  in  altrUmisdier  AgrargescMelite  liewlesen  haben. 

Nach  der  in  diesem  Gesammtwerke  innegehaltene*  Vertheilunp^  des  Stuffs  wird 
übrigens  in  die  Geschichte  des  Grundeigeuthums  in  dieser  Grundlegung  nur  soweit, 
als  CS  die  principieile  Behandlung  der  grossen  Cardinalfragen  dieser  Abtheilung  mit 
sieh  briniit,  eingegangen.  Weiteres  darüber  gehöit  nach  unserem  Plane  in  die  Dar- 
stellong des  Agrarwesens,  daher  in  die  3.  Hauptabtheilung.  Theil  II  (Buchen- 
berger,  Band  1  mehrfach).  Es  ist  in  Recensionen  der  1.  AuHage  der  Grondleganc 
der  Zweifel  aosgesproehen  verden,  eb  ich  nicht  an  dieser  Stelle  schon  la  veit  ani 
diese  historischen  Verhältnisse  einirc>i:angen  sei  und  dadurch  zu  viel  am  dem  genannten 
Theile  auticipirt  habe.  Vieles  wird  hier  von  subjectiver  Ansicht  abhängen.  Die  ohne- 
hin ziemlich  abstracto  Behandlung  der  genannten  Fragen,  die  wieder  von  anderer 
Seite  bemängelt  wurde,  schien  mir  dies  Hineinliehen  doch  zu  gebieten.  Ich  tebe 
geglaubt,  hieran  in  dieser  3.  Auflage  fcMhalten  zu  sollen.  Wesentliche  Erweiterungen, 
zo  denen  die  neueren  agrargeschicbtiicben  Arbeiten  hauten  Aulass  bieten  können,  sind 
indessen  abdehtlich  nach  dem  ganten  Zweck  der  ErOrtemogon  dieser  Dinge  in  dieeeaa 
gnndlegenden  Theile  gleichfalls  unterblieben. 

Auch  die  übrigen  rcchtsgeschichtlichen  Untcr>achungen ,  wie  über 
Erbrecht,  Vcrtragsrecbt.  Forderungsrecht,  Pfandrecht,  Zinsrecht 
n.  8.  w.,  die  Yergleicbongen  zwischen  der  römisch -rechtlichen  und  deutsch- 
rechtlichen  Gestaltung  der  ein-^eliien  In'-titute  und  Kechte  und  der  geschichtlichen 
Entwicklang  eines  jeden  in  beiden  Kechtssyatemen  bieten  fur  die  nationalökonomische 
Behandlnng  der  Eigenfhnmslehre  grOsstes  Interespe  nnd  immerhin  schon  manche  Ans- 
beute.  Mehr  und  mehr  erkennen  auch  unsere  Rechtshistoriker  den  fast  immer  grossen, 
oft  entscheidenden  Einflass  volkswirthschaftlicb  and  ökonomisch-technischer  Verhält- 
nisse auf  die  Fort-  nnd  Umbildung  der  I'riiratrechtsinstitDte.  specieil  der  vermögens- 
rechtlichen  an.  Der  grnndsAtzUche  Unterschied  zwischen  römischem  und  dcatschent 
Rechte  wird  mit  Fug  wesentlich  auf  dit*  theils  naturlichen  (Klima!  Bodt nbebauungt- 
art!),  theils  geschichtlich-zufälligen,  aber  eben  einmal  bestehenden  Verschiedenheiten 
des  Wifdttchalbdebens  mrackgefUirL  Arbeiten,  wie  diejenigen  ron  Ihering. 
Lassalle  ober  römisches.  Arnold  Uber  deutsches  und  römisches,  (Jicrke  über 
deatsches,  Endemann  über  kanonisches  Recht  sind  nicht  dankbar  genug  von  deo 
Nationalökonomen  zu  begrüsseo.  Die  Recbtsgeschichie  des  Wache rs  z.B.  ist  schon 
deswegen  aoch  für  die  allgemeineren  volkswirtbschaftlichen  Lehren  wichtig,  weil  in 
der  Wucbergcselzgebung  ein  geschichtlich  und  principiell  hoch  bcdcnti'amer  Verbuch 
vorliegt,  dem  Kapitaleigentbum,  oder  doch  einer  Uauptart  desselben,  dem  Leih- 
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kapital,  eine  principiell  aparto  Stellung:  im  Hechte  za  geben:  ein  an  and  für 
iich  fanz  richtiger  GeäichtspiiJict,  dessen  VerwirlilicbUDg  im  geltenden  Recht  ein 
Mlvendiires  Problem  der  Zukanjft  ist  und  in  der  neUMton  G«Mttgeban?  (WucbcfVeolit, 
Btaenrecbt.  Bankrecht  u.  s.  w.^  auch  bereits  mit  Bewosstsein  erstrebt  wird. 

£iD  näheres  Eingeben  auf  die  einzelnen  In^titate  and  Sitze  des  VermOgens- 
iwUi  fcuu  indfiSBen  leraal  in  einer  oationelldtoRemfodieii  Grund legonir  nicht  er- 
ft%ian,  and  vtlrde  ohnehin  das  Gebiet  der  Püliti:^<  hcn  Oekonomio  auf  Kosten  der 
Becbtsfescbicbte  und  der  positiven  Rccbtslebro  zu  weit  ausdeboen.  In  unserer  Dia* 
cipUo  and  insbesondere  hier  in  der  Grundlegung  bandelt  es  sich  nur  darum,  den 
iMallloBomiscben  Gesicbtspunct  in  der  piindpidlon  Kritik  der  geschichtlich  Uber* 
lommenen  geltenden  £igcnthum;>ordnung'  und  in  den  principieilen  Anforderungen  an 
«iie  üebtaltong  diet>er  Ordnung  zur  Geltung  zu  bringen.  Daher  kommen  hier  nur  zur 
IMrtemg  die  nllgeneinstett  Principieafregen  der  Eig entbnmfeidnong,  die  Fragen, 
A  and  vie  weit  überhaupt  Privateigenihuin.  ob  Kapital-,  ob  Gründei^enthom,  ob  Erb- 
recht aus  rolkswirthscbaftlichen  Gründen  besteben,  welche  Uecbte  aas  diesen 
Gnuiden  das  Eigenibumsrecht  gewähren,  welchen  etwaigen  Beschränkungen  und  Ver- 
pAehtoogen  es  unterliegen  muss,  weiche  es  aber  auch  ertragen  kann.  Und  um  ähnlich 
allremeine  Fragen  handelt  es  sich  bei  der  Freiheit  der  Verträge.  Die  Beweis- 
tttkraog  in  diesen  Fragen  muss  dann  doch  mehr  socialökonomiscb  als  juristisch, 
Mkr  iogieeh  dedneiraid  al»  gaecbiebtlich  indndieod  sein. 

Die  Litteratur  des  heutigen  Rechts,  römischen  und  deutschen  Ursprungs, 
Mfvie  das  codificirte  Recht  ist  für  die  socialökonomische  Untersuchung  der  Eigen- 
ikiasordnuDg  zum  Zweck  der  Kritik  des  geltenden  Rechts,  z.  B.  der  Definitionen  und 
FtwnHningen  der  Begriffe  heranzuziehen.  Diese  Litteratur  hat  es  mit  der  Lex  lata 
n  dion,  unsre  Untersuchung  bandelt  d»;  l(M:e  ferenda.  Aber  davon  abgesehen, 
M  iiad  die  Standponcte  aocb  sonst  Tcrschiedeu.  Die  beatige  Wissenschaft  des  Pri?at- 
Mte  tiAt  doen  überwiegend  avf  dem  Boden  des  römischen  Rechts  nnd  ist  ron 
'Jessen  rein  individualistischer  Auffassdiiir  des  Privatrechts  und  besonders  des  EiK:eu- 
tbuDsrecht:«  durchdrungen,  wozu  ja  freilich  in  Wechselwirkung  mit  dem  römisrhea 
Secht  die  moderne  Culturentwicklung  .luch  von  sich  aus  beigetragen  hat.  Der  erste  Ent- 
rsrf  des  deutschen  btlrgerlioheil  Gesetzbuchs  und  diejenif^e  kritische  Litteratur.  welche 
ikm  beistimmt,  liefert  einen  neuen  Beweis  ilafür  i§.  0,  120'.  Ans  di  m  rOrni^-rhfii  Recht 
nhren  oamentlicb  auch  jene  BegriHsbestimmungcn  und  Formuliruogeu  her,  welche 
im  Piifalrecht  steta  daa  HenachaftamemMit  in  möglichst  absolnter  Weise  nur  Geltnag 
bringen.  Die.se  Auffassung  ist  aber  in  der  Volkswirthschaft  und  im  socialen  Leben 
oahaltbar  und  muss  daher  von  unserem  socialrecbtlichen  Standpuncte  aus  principiell 
Wfcimpft  werden.  Die  Socialökonomie  darf  sich  dabei  auch  nicht  durch  den  beliebten 
£bwand  der  privalrechtlicheu  Jurisprudenz  irre  machen  lassen,  daaa  ihre  Fcnderungen 
in  Betred  des  Privatrechts  .Juristisch  falsch",  „unlogisch"  seien  u.  dpi,  m.  Die 
Jurisprudenz  aberschreitet  mit  solchen  Urtbeilen  ihre  Oompeteuz.  Ihre  Aufgabe  iüt 
^  Bvr  dne  weaentlich  technische  nnd  formale.  In  solchen  Fngen  handelt  es  sich 
dayejcen  um  Eigenthumspolitik.  Unsere  Eitrenthumsordnung  und  das  ganze  Eigcn- 
tkomsrecht  kann  recht  wohl  aus  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitiscben  Gründen 
«bebÜch,  in  Manchem  selbst  von  Grund  aus  verändert  werden,  einerlei  ob  dies  in 
EioUanp  oder  in  Widerspruch  mit  der  rein  formalen  Logik  der  indifidnaUstiichoil 
Phfatrechtswisseoschaft  steht.  Es  liefet  für  die  Jurisprudenz  nach  eingetretener  Ver- 
iaderung  des  geltenden  Hechts  lediglich  die  neue  Aufgabe  vor,  nunmehr  die  neuen 
Bsehasilie  »aeh  ihrer  fermal  logischen  Methode  tn  behandeln,  eine  Aafgabe,  welche, 
nebenbei  bt-merkt.  auch  in  einem  durchaus  surialistisch  geordneten  Gemeinwesen  mit 
Stifter  eigentbumlichcn  Productions-  und  Vertheilungsorduung  vorhanden  bliebe.  Eine 
mdere  gesetzliche  Stelluntr  des  Eigcnthoms  z.  B.  oder  eine  Veränderung  der  rechtlich 
uliaaigen  Verschuldungsformen  des  Grundeigenthums  kann  nicht  damit  anire^rittea 
»«rden.  dass  sie  der  heutigen  Jurisprudt^n/  unhaltbar  erscheint,  sondern  da^ss  sie 
ntlkswirtbschaftlich  und  socialpolitisch  bedenklich  ist.  Es  darf  dabei  auch  hervor- 
heben werden,  dass  z.  B.  der  absolute  Prirateigenthnmabegriff  nicht  einmal  eine 
lichtige  Abstraction  des  gelteiidi  ti  Rechts  ist  (§.  126  tf.),  sonden  mit  anerkannten 
Sitzen  des  öffentlichen  Hechts  und  zum  Tbeil  selbst  des  Privatrechts  in  Widerspruch 
■(tkL  Ansserdem  ist  die  Neigung  der  Privatrechtsjoristen ,  ans  den  BegrilTen  alle 
^win  möglicher  Weise  logisch  enthaltenen  Conse(]aenzen  zu  ziehen,  auch  vom  rein 
jiRMisehcn  Siandpnacie  ans  bedenklich  nnd  gerade  mit  der  historisch -realistischen 
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AQifa&6aog  des  Höchts  iu  U  idüR>prucli.  Dies  wird  voa  oinzeiocu  der  hervorrageodstea 
Joriseen,  nameDtUdi  wieder  Ton  Iberingr«  ron  Gierke  v.  A.  b.  selbst  siMHEkaut 

Der  NationalökoDom  uod  Socialpolitiker  hat  alleo  Grand,  gegen  diese  einseitig  Mlogisehe^ 

Methode  der  Juristen  Einspruch  zu  erheben. 

Bei  einer  richtigeren  Beh&iidiung  des  Privateigeuthuinä  in  der  fiechtsvissen- 
schaft  mOsste  dies«  Institution  Oberhaupt  nicht  nur  im  Priratrecht,  sondern  nach 
im  öffentlichen  Recht  ihre  Stelle  finden.  Wie  die  Din^e  liefen,  bietet  jedoch  die 
Litteratur  des  Oliootlicheu  Bechts  für  unäere  Untersuchuagen  venig.  Der  Schats 
des  PriTateigenthvDs  wird  iwar  als  eine  der  enieii  Aufgeben  des  Stastn  be- 
trachtet. Bezügliche  Säue  ron  der  Heitiirkeit  und  DnrevlatiUchkeit  des  Eigenthums 
sind  in  unsere  Verfasbunfjcn  pekommen.  Die  daraus  entspringenden  Aufgaben  werden 
im  Staatäreclit  beliaudelt  und  allcufallä  dann  einmal  ein  Wort  Uber  Princip,  Berech- 
tigun^^  Maas^,  Cautelen  der  ZwangsenteignQng  geäussert  Aber  im  Oebrigen  wird 
die  Lehre  vom  Prirateigenthnm  so  gut  wie  vollstäiidiie:  dem  Priratrecht  Ubcriasaen 
und  dessen  AufEassnng  und  Behandlung  des  Eigenthums  wiederum  in  das  Staatsrecbt 
nis  die  selbstreiBtindUche  herflber  genommen.  Aach  dies  tot  nnr  eine  GonseqoenE 
des  einseitig  indifidnnUstischen  Standpuncts  nnseier  Beebtswisscnschaft  in  der  Eticea- 
thumslehre  und  im  Vermn^^ensreoht  tlberhaupt.  Die  direrto  tind  iudirccte  Einwirkung 
der  gesammtc-n  Eigcuthuujaordnung  auf  die  Gcscllschatt  und  dadurch  in  emiueutem 
Mnasse  naf  den  Staat  wird  dabei  reritannt,  obwohl  in  Bezug  auf  das  Grnndeigen- 
thum,  dtvsstTi  (restalfiiiij:  und  Vertheilung  und  auf  gewisse  Punctc  des  Familien- 
rechts  die  richtige  EiuMcht  nicht  gefehlt  hat.  Mau  hat  es  aber  unterlassen,  darans 
die  weheren  Gonseqottnwn  für  die  Auffassung  und  Behandlnng  des  Priratreebis 
Uberhaupt  zu  ziehen.  Die  Kolge  der  jetzt  anzustrebenden  socialrechtüchen  Anf- 
fassun^  des  Eipipenthums  ist  es,  dass  dasselbe  auch  im  Staatsrecht  seinen  Platz 
hitdcu  muss.  Bisher  sind  es  gewöhnlich  nur  einzelne  Eigen th umskategorieen 
und  besondere  Bechtsinstitute  und  -Verhältnisse,  wie  s.  B.  eben  das  £z- 
propriationsrecht .  welche  im  Staatsrecht  und  speciell  im  Verwaltungsrcclit  l)<-harjde/t 
werden,  nicht  die  Institution  des  Pri?ateigeuthums  als  solche  und  ihr  Kocht;  eine 
Behandlung,  die  dann  sogar  ihre  Bedenken  bat,  denn  sie  tilgt  zu  der  irrigen  Avf- 
fassung  bei,  z.  6.  im  Enteignungsrccht  etwas  privat  rechtlich  Anomales  zu  finden 
(siehe  unten  Buch  3,  Kapitel  3).  Aurli  L.  Stein  ist  in  seinem  Vcrwaltongsrecht  hier 
Uber  diü  Früheren  noch  nicht  hinausgekommen  ^vgl.  B.  VID.  Einen  wichtigen,  wohl  grund- 
sUtlich  richtigen  Fortschritt  bezeichnet  dageprcn  H  Kösler  in  seinem  socialen  Ter- 
waltungsrccht.  Jetzt  i>t  im  Angemi  iritMi  auf  die  Polemiker  der  schärferen  Tonart  gegen  den 
Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  gegen  den  i^anzeu  Geist  dieses  Entwurfs  zu 
rerweisen.  namentlich  0.  Gierlte,  Anton  Monge  r  i,§.  9,  Nihetes  Uber  sie  in  §.  IM). 

§  92.  Für  die  specielle  Litteratur  Uber  die  einxelnen  Lehren  (Begründung, 
Bcgriö,  Kapital-,  Grundeigenthum)  vgl.  unten  die  einzelnen  von  diesen  handelnden 
Kapitel  und  Abschnitte  und  die  litierarischcn  Vorbemerkungen  dazu.  Hier  folgt  zu- 
nächst eine  Uebersicht  Uber  die  allgemeinere  Litteratur,  welche  in  den  ¥<HV 
bemerkungen  in  Buch  8  und  4,  besonders  132  tf,  155  IF.  noch  weitere  ErgiluniBgeft 
mit  Ausfahrungen  Uber  wichtigere  Autoren  und  Litteratorzweige  hndet. 

Nationalökenomiscbe  Litteratur.  Kautz,  NatioBaToOekenomie,  I,  §.  22  ff., 
auch  für  weiters  Litteratorangaben.  Roscher.  System  I,  §.77  —  SS.  siehe  auch 
dessen  Vorrede  zu  den  hier  auch  ihrerselbsi  weeen  mit  zu  nennenden  „national- 
ökonomisch-civilistischen  Studien"  von  H.  Dankwardt  (^Leipzig  \b62  und  Iböyj, 
jetzt  auch  in  Roscher's  Ansichten,  3.  Auflage,  Band  I,  S.  b9,  v.  Mangoldt.  Grand- 
ris»,  2.  Auflaire .  i?.  24;  derselbe,  Volkswirthschaftslelire .  Kapitel  f? .  passim. 
11.  Wirth,  National  -  üekonomie  I,  4.  Auflage,  S.  377  —  397  (hauptsächlich  Uber 
geistijres  Eigentlium),  II,  3.  Auflage.  S.  71  ff.  Ddhring,  Cnnnis  der  National-  und 
S  H  i  il -Oekoitomie.  5.  Abschnitt,  1.  KapiteL  —  Wichtiger,  z.  Th.  auch  in  Verbinduoir 
mit  antikritischen  Erörteruniren  der  ».ocialistischen  Kapitalkritik:  llildebrand. 
National- Ockonomie  I.  ^i.  21.  §.  44— 45,  §.62.  Knies,  politische  Oekonouiie,  l.Auf- 
la^^e,  S.  ISO — 147  (besonders  Uber  das  Eigenthom  bei  den  Griechen.  BOmem  und 
alten  (lermanen).  2.  Aufla-e.  S.  2S0  fl.,  besonders  der  neue  Zusatz  hier  S.  199  — 22'^; 
derselbe,  das  Geld,  Berlin  lb73,  namentlich  Abschnitt  II,  S.  81  d.  (Begriff  des 
Eigenthums),  siebe  unten  §.  12l{.  Schiffle.  System,  9.  Auflnsrc.  passim  besonders 
II,  5i»5  If.  bis  541  (b<  sonders  werthvolle  Erörterunjren  über  Familien -Vernir»^reu>recht, 
Erbrecht),  II,  345  Ii.,  II,  384  ä,  (u.  A.  Uber  die  rcchtsphilosophiacho  Bechtfortigung 
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des  Kapiulgevions  und  über  Marx),  II,  79  ff.  (geistiges  Eigenthum  u.  ä.  «.);  der- 
selbe, Kapitali&mns  und  Socialismos,  besouden  S.  59  ff.,  b'I  ff.  (Kritik  der  Eigon- 
tkoMbefrttlutalfen) ,  S.  312  ff.,  dann  im  15.  Vortrag,  S.  610  ff.  passim;  derselbe, 
Theorie  der  aussrhlit's^enden  Absatzrerh&ltuisse  ^besonders  wichtig  für  die  Theorie 
des  geistigen  Eigeothums);  derselbe,  Bau  und  Leben  det>  socialen  Körpera  I, 
787  ff.,  in,  984  nnd  mcMusli  pts^m  aa  TenchiedeDei  Stellen  diasw 
jtTOä»en  Werks.     Schäffle  hat  auch  auf  diesem  (iobictt*   unter  allen  National- 
dloBoneo  die  bedeutendsten  Erörterungen  angestellt,  formell  nur  etvas  zu  apbo- 
ristiKfa.    Mit  letzterem  Umstände  mag  es  zusammenhängen,  dass  es  aach  bei 
thai  noch,  wie  bei  den  anderen  Autoreu,  bisher  doch  meist  nur  einzelne  Puncte 
der  Eigenthumsinstitutioti  sind,   nicht  diese  in   ihror  Totalitiit ,   welche  erörtert 
werden.  Das  Werthrolkte  bei  Sch&fflo  sind  die  Ausführungen  über  FAmilien-Ver* 
■BgoiinelM,  UffentUdi«  YanDögen,  geistige«  Efgeathiim.  Hanchfiich  AnaeUaaB  an 
Mario,  Le  Play.  —  Lange,  Ansichten  Mill's.  2.  Kapitel;  derselbe.  Arbeiter- 
fnsre,  3.  Auflage,  Kapitel  ü.    U.  Uösler,  Grundlehren  der  Smith'schen  Volkswirth- 
schaftslebre.  2.  AuflaK:e,  besonders  Kapitel  VIII  (sociales  und  Privatrecht) ;  derselbe, 
Yorlesuutroii.  S.  109  und  überhaupt  Kapitel  2  daselbst  vom  Belitz.    Maurus,  Freibeil 
iß  der  Volkbwirthschaft,  ht^ondcrs  Abschnitt  5.    Schui  oller,   Grundfragen  dos 
Hechts,  besonder»  Abschnitt  4.  S.  53  ff.   Sonst  uberbaapt  Mario,  a.  a.  O.,  das  ganze 
Veik.  —  Mdnfiich  A.  Samt  er.  Prlfateis«Dtliiim  und  geaellBCliaftllelMs  Elgeathom 
ia  Nummer  22  und  2S  der  Zeitschrift  ..Wage"  IST»!  (obgleich  der  Verfasser  an  der 
Ableitung  des  Prirateigenthums  aus  dem  Princip  der  individuellen  Pcrsöalicbkeit 
festhilt,  kommt  er  doch  zu  ziemlich  ähnlichen  Schlüssen  wie  ich).    In  seiner  adb- 
Miudigeu  Schrift  Gesellschafts-  und  Priraleigenthuui  (Leip/.ig  1S77,  eine  Recension 
ich  in  der  Jt^uaer  Litteratar-Zeitung  vom  31.  März  1S77)  sucht  der  Verfasser  die 
Kodkweodigkjit  vom  „geseilscbafilicheu"  neben  Privateigenthum  nachzuweisen  und 
mliagt  für  jenes  den  ganien  Grand  and  Boden,  siehe  dagegen  natea  Bach  8, 
Kapitel  2     Eiin'  >pe6ielle  l'nt'jrburliumj  über  den  Ei;:'  iitlium>be>rri(r.  mit  Berück- 
sichtigung der  juhätischen  Literatur  lieferte  A.  Samter  in  Conrads  Jahrbuch  1S78, 
I,  269  (auch  selbständig;  darüber  Baron  in  Pözl 's  Kritischer  Vierteljahrschrift  1878). 
OiBB  Zaiammenfassung .  Erweiterung  und  Fortführung  dieser  Arbeiten  in  Samte r*B 
ijftseerem  Werke  das  Ei^rontluim  in  seiner  socialen  Uedentuiig  (Jena  1S7*.));  darüber 
eue  juristische  Becensiou  in  liildebrand's  Jahrbüchern,  N.  F.,  I,  341  von  Pernice, 
ik  weU  tn  einseitig  die  Sohviehea  and  das  Dilettantiaehe  des  Weri(s,  nicht  aach 
»ein  (jutcs  hervorhcbu    Lindwurm.  Ei^^reiitlumisr-  clit  und  Menschheitsidee  im  Staate, 
Leipzig  1^72».  Schmidt- VVern eck,  die  Eigenthumsfrage  in  der  Neuzeit,  Keval,  lbb7. 
Ii  8chÖDl>erg*s  Handbuch  wird  da»  Eigenthum  (Privateigenthum)  in  der  Abhandlung 
Kleinwächter's  über  volkwirtli-schaftlichc  Production  kurz  mit  behandelt  (3.  Auflage, 
LS.  235— 239.  auch  über  Erbr.olit.  S.  239».  (i.  Cohn  bandelt  über  Prirateigenthum 
uiid  Gesammieigeuthum  in  seinem  System  I,  411 — 420,  lui  Kapitel  von  der  Gliederung 
dsi  Zasanoiealebens.       Philippo?ieh,  (•rondrias.  §.  32 — 84,  Ober  VermAgens-, 
besoadera  Eigenthuras-,  Erb-.  \"erkehr»recht  und   inchrfacli  passim,  besonders  im 
i.  Buche  von  den  wirthscbaftspolitbchen  Parteien.    Im  Uand Wörterbuch  der  Staats- 
viaenschaft  hat  U.  r.  Scheel  den  kurzen,  aber  klaren  nnd  scharfen  Artikel  £igen- 
Ana  iUU  14— >22X  MCh  Erbrecht  (ebenda  S.  '290  —  2^*5)  verfasst.  Das  au  sclbstftndigea 
Banken  nicht  arme,  aber  doch  manchfach  sonderbare  Buch  von  O.  Effortz,  Arbeit 
oad  Boden,  2.  Aafl.,  Berlin  lb9U.  bietet  für  diese  Lehren  weniger  als  zu  erwarten  gewesen. 
Bcrdttt  Verden  die  Rechts-  and  Eigentbamaf ragen  aacb  Tiel&cb  in  J.  Wolfs 
System  der  Socialpolifik,  I.Buch,  Grundlegung.  Socialismus  und  kapitalistische  Ge- 
^eilscbaftsordnung  (Stuttgart  lb92).    Dieses  von  der  Kritik  sehr  vorschieden  beurtheilte. 
Via  keinem  tieringcren  ab  W.  Bo»cher  ansserordentlfch  gelobte,  von  jüngeren  Natioiial- 
ölofiomeu  ebcn^o  stark  getadelte  Bucli  (W.  Souibart.  Singer)  hat,  wie  iMSOnders 
Diehl  (Preuss.  Jahrbucher.  Do«  . -Heft  ls93)uiit  Kecht  bein<>rkt.  eben  die  theoretische 
Seite  der  Streitfragen  nicht  scharf  genug  verfolgt,  während  es  in  den  kritischen, 
ndal-  and  wiithschaftspolitlschen ,  fielfiwh  gelangenen  Ausfuhrangeu  gegen  den 
Stdalismus  doch  manchfac  Ii  im  Rechte  ist.  —  Aus  der  ucuereii  theoretist  hen  iister- 
tsichischeu  Litteratur  ist  besonders  v.  Böhm-Bawerk's  vortrefflichem  Werk  Kapital 
nd  Kapitalzins  noch  for  die  principieUe  Fkago  rem  Privateigenthom ,  speciell  vom 
Kapital,  wichtig.    Siehe  unten  Buch  3 ,  Kapitel  1.  ?.  1  4  Nah«  res  darüber.  Ebenso 
mm  £.  Sax'  Grondlegong  der  Staauwirthscbaft  mehrfach  die  Principieuftagen  des 
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Eigenthunis.  Auch  das  WV'rk  von  Fclix^  Fntwicklungsgeschicbte  des  £ig«BtkiUM 
(äiehe  uuteu  S.  192),  ist  partioDWcbc  iur  diene  Fragca  zu  beachtcQ. 

Von  der  fremden  nnttonnlOkonomiscben  Littemtur  beschäftigt  sich  die 
classlsche  englische,  namentlich  die  ältere,  mit  dem  Eigentbuiu  als  solchem 
so  wenig  prindpieii  als  mit  anderen  Fragen  und  £inrichtungen  der  ntfroodlegong". 
Meistens  wird,  vie  von  den  PhyiliArateB  (Qvesnny,  Turgot).  so  n»  A.  Smith  wd 
Andern  nnr  die  Pflicht  desSUats,  für  den  Schatz  des  Eigenthumi»  m  bor<ren  und  die 
Ninhwen<ii<;keit  gesicherten  Eigenthums  fiir  die  Volkswirthschalt  betont,  vkI  A.  Smith, 
wealtU.  B.  V.  p.  II.  of  tbo  oiptMisc  uf  justice^  im  Aulaug.  Etwat«  eingehender,  eiu 
wenig  principiell  M'Culloch,  principles  of  political  econooiy,  ch.  II,  sect.1,  ed. 
T.  lS-14.  ]>.  71  ff.  Erh<  fili(  li  fu  deutendcr.  mehrfach  mit  ialpoliiischen  Gesichtspnncten 
J.  SU  Mili,  Buch  1,  Kapitel  1  und  2.  vgl.  auch  MÜnc  Autobiographie  paasim  ^London 
1674).  Von  Benenn  Englfindern  siehe  s.  B.  Pnweett,  nannu  of  potttiesl  «eonooiy, 
B.  II.  ch.  1,  3.  Aasgabe  (1S69),  S.  97  ü.  i, Anerkennung  des  geschichtlich  wandelbaren 
Cbaracters  des  Eigentboms  auch  nach  dorn  l'mfangc  der  Rechte,  die  es  giebt^. 
Gairnes,  essays  in  political  economy,  London  1873,  Abb.  über  land.  p.  IST  If. 
(aas  Foftoightly  Rev.  Jan.  1870)  mit  gaten  principiellen  Eröneruniren.  H.  D.  Macleod, 
d<  r  die  ganze  National^l.oIl«  mio  so  ziemlich  /u  einer  (ield-.  Credit-  und  Banklehre 
degradiit,  i>t  in  seinen  principles  of  economical  philosophy  (Isicl).  2.  ed.  Lond.  1872, 
I,  124  ooDseqnent  genug,  den  Dntersehied  iwischea  einem  sodaliadtchee  ond  Öko- 
nomischen Znsund  der  Gesellschaft  darin  zu  finden,  dsss  dort  kein,  hier  wohl  Prirat- 
eigenthum  besteht,  hier  daher  nur  fnier  Tausch,  weshalb  nur  hier  Vi  überhaupt 
Werth  and  Gesetze  d<;^  Taubches  vorzuliuden  seien;  vgl.  auch  p.  154,  l'ii  daselbst. 
Mars  hall  biiuf^t  keine  eigentliche  nationalftkonomische  principidlo  Erörterung,  »btx 
berührt  doch  <lie  Eigenihumsfragen  in  seiner  eingehenden  Kenten-  und  Preistheorie. 
Sidgwick  (political  economy)  kommt  anf  die  Prirateigenthumaüragen  bei  den  „ümod- 
silsen  der  distribntiren  Gerechtigkeit^  (p.  502)l 

Die  französische  Litteratur  nahm  früher  und  nimmt  zum  ThoU  noch  jetzt 
die  Institution  des  PriFateigenthtjm>  einfaeh  als  eine  gegebene  hin,  deren  nothwendigc 
Sicherung  durch  den  Staat  sie  im  voikäwutlischaftlichcn  Interesse  dringend  verlangt. 
So  schon  diu  Phy siohr aten.  z.  B.  in  der  4.  Maxime  Quesuay's  (..die  Sicherheit 
des  Eisjenihums  ist  der  wesentliche  Grund  der  ökonomischen  Ordnung  der  Geäell- 
scbaft").  Sie  sehen  im  PriTateiitenthum  namentlich  auch  eine  Uauptbedingong  oident* 
lieber  Bodenenitnr,  besonders  gcDUgcnder  Zuführong  von  Kapital,  ihr  Eintrslen  ftlr 
das  Privateigentbum.  selbst  von  Boden.  hRngt  daher  mit  ihrer  ganzen  Doctrin  zu- 
sammen. Von  Späteren:  J.  B.  Say,  traue  1.4.  ch.  14,  über  das  Eigcuibumsrecbt. 
welches  der  Volkswirth  nur  betrachte  als  eine  Thatsache,  welche  besteht  oder 
nicht  besteht.  Auch  Sismondi  bat  noch  nicht  systematisch  zosammenfasscnde  Er- 
Arteningen  tiber  die  Eigenthumsin^titution,  berührt  aber  in  seinen  tretflichen  Cnter- 
snchuugen  über  die  Verb&ltnisse  des  Grundeigenthums  und  diejenigen  der  Kapitalistca 
nnd  Arbeiter  (Venheilong  des  ProdnetionseTtn^r»)  doch  dio  pnndpidlen  Pnnote  dw 
Ei^chthumsfraue  ristfach,  stets  ungleich  tiefer  als  J.  B  Say  und  die  französisch© 
Freihandelsschule.  Vgl.  besonders  Sismondi's  noureaux  princips  d"6cononnie 
politique.  2.  cd.  I,  1.  3,  II.  1.  7.  ch.  9  (11.  347  ff.);  derselbe,  ctudes  decouomie 
politique  I,  1.  sect.  (Brüx.  Ib37.  I.  107  ti.).  —  In  der  neueren  Zeit  hat  das  Auf- 
tauchen des  theoretischen  Sorialismus  (St.  Simon,  Fourier,  Proudhon  n.  s.  w.>. 
dann  Ibi^  der  socialistiscbc  Character  der  Kerolution.  1871  der  Commune- Aufstand 
anch  die  NadonalAkonomen  sof  die  EMMerang  der  EigenthnnsJehre  hiogedrängt,  — 
ohne  Crossen  Elfolg  für  die  Wissenschaft,  selbst  nicht  in  der  (iiundeigenthumsfrate. 
Bastiat's  Antikritik  und  seine  schiefe  und  obeiflächiiche  Polemik  gegen  die  dmud- 
rententheorie  sind  ein  Typus  dieser  französischen  ,.couserva«iveu"  Natiunali-kuiiuiiiio. 
Ygl.  Bastiat.  harmonies  econoniqnen  eh.  8,  9,  13,  pamphlets  über  proprietä  et  lo4 
nild  propriefe  et  spoliation  in  den  oeuvrei  d.  v.  1854»  IV.  275,  394.  Vgl.  auch  den 
Mef Wechsel  zwischen  Proudhon  und  Bastiat  in  des  letzteren  Werken,  V,  12U  fi. — 
Thiers,  propri^t«,  Par.  1848;  D.  ron  Schneider.  Bei).  1848  CJkrbeitstheorier,  nicht 
eben  tief,  siehe  unten  §.  11  l  '!  ).  J.  Garnier.  trait6  dVconomie  politique,  6.  6d., 
Par.  1868.  p.  93  fil  BaudriUart,  manuel  dVonomie  politique  (1.  Ausg..,  Par.  1857> 
I.Th  .  ch.  7.  Bedeutend  gründlicher  nnd  eingehend  A.  Clement,  essay  sur  i» 
scieiice  sociale,  Par.  1867,  U  129  fl.  (Eigenthum  Fracht  der  Arbeit  nnd  Sparsankeit» 
aber  Recht  des  Eigenthoat,  wie  alle  andren  Rechte  nur  tn  rechtfertigen  duch  dmn 
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•onstatirte  Gemeinschafltsintcresse),  135  IT.,  160.  172.  Menier,  arenir  tconomiqac, 
i'uü  1S7Ö,  toffl.  1,  p.  181  ff.  Le  Play,  rcforme  sociale,  besonders  U^ro  2  proprio 
(iMMilBek  ttber  Erbncht),  in  der  6.  AnsgtVe,  Tom  at  Paris  1878,  I,  n9C 
Gide,  principes,  behandelt  ?erhältnis^m;is>;i<r  eingehend  and  principiell  das  Eigeil- 
thoasncht  (lirre  4.  ch.  3).  —  Das  schöne  Werk  des  fran/0;iiächen  Belgiers  £.  De 
IitTeleye,  de  U  propri6t6  et  de  Mt  fornee  primitires,  Par.  1S74  (auch  in  englischer 
DebenetiuDg  r.  Marriott ,  mit  Einleitong  t.  Gliffe-Leslie,  London  1878,  eine 
(nffhcbe  deutsche  Bearbeitnnp  mit  Zusätzen  ron  Bücher,  ..das  Ureisrenthom", 
Liiptis;  1679).  beschäftigt  sich  voruemlich  mit  dem  Gruudeigentbum  und  dem  all- 
gesieinen  Nacbireit  des  Her? orgehem  des  priraten  GraDdeigenthaiiM  ans  dem  Oemein- 
öjrenthDm  bei  den  meisten  Völkern,  trcht  aber  mehrfach  auf  die  allgemeinen  Principien- 
fiigen  ein,  f^L  besooden  ch.  26  (Eigentbomstheohe),  cb.  1  u.  pr<&face.  Der  Verfasser 
ttdit  aaf  tbum.  d«r  deMMheo  sodialpoUtiaelHIkoDOMiaQhea  Schule  ganz  .renrandten 
Sundponctc.  Ygi  darftber  v.  A.  seinen  Änftnts  in  der  Benie  des  deuc  mondes 
F*rr.  ISIS. 

In  der  neueren  italienischen  Litteratar  auf  dem  Gebiete  der  Bechrs- 
ylilesephle  und  der  Mationalökonomie  beginnt  sieli  unter  d^  Einflüssen  der 

Kraase- Ährens 'sehen  Schule  dort  und  der  neueren  deutschen  socialpolitischen 
lü«r  eme  der  letxteren  manchflRch  verwandte  Auffassang  der  volkswirthscbaftlicben 
Baoptprobleme  nnd  eine  IhnU^e  Beliandliinf  der  WiMoselMlIt  wie  bei  den  neueren 
deutschen  Gelehrten  zu  zeigen.  VgL darQber  meines  spedellen  Schülers  V.  C  u s u  m ano 
'Professor  in  Palenno'i  le  sriinle  eronomiche  della  Germania.  N-ipoli  1876,  p.  ^4  Anm. 
Besonders  interessant  sind  in  dieser  Hinsicht  die  neoeren  Arbeiten  von  F.  Lauipertico, 
dorchveg  mehr  an  die  deatscbe  als  an  die  französische  nnd  en^S(Ae  Litterator  an- 
bapfend  und  die  Wissenschaft  wesentlich  fördernd:  oconomia  dei  popoH  e  deg-li  stati. 
bis  jetzt  4  Binde,  MiUuio,  vol.  3  la  proprieti  Mil.  1876,  besonders  c.  2  a.  3.  In  den 
ndit  bravehbaren  kleinen  Gnrod rissen  nnd  Compendlen  fon  L,  Cossa,  (elementi  di 
^vonomia  politica,  zahlreiche  Aoflagen,  guida  allo  stadio  dell'  Econ.  polit,  2.  ed. 
Mil.  bTS.  ed.  u.  d.  T.  introduzione  etc.  1892)  findet  sich  noch  zu  weniff  von  der 
Aeaereu  Auft'as«ung  und  mitunter  etwas  schiefe  Polemik  \z.  B.  in  der  2.  Schrift  S.  226 

2.  Auflage.)  neben  verthroBer  kritisch -littetargescbichtlicber  Behnndlnng  aneh 
Biancher  hierher  gehAritrt'n  Litteratur,  besonders  in  der  sdir  erweiterten  3.  Auflage 
iifitrodoziono).  £tno  werthvoUe  und  bedeutende  Leistting,  wohl  der  erheblichste  neueste 
Bätiag  znr  kritiseliMi  nnd  Aeoretlsehen  Litterator  Aber  die  nationalSkonomischen 
{TUdl^enden  und  Rechtsfragen,  auch  speciell  Uber  die  aof  Eigenthum  sich  be- 
sebeoden  ist  das  preisgekrönte  grosse  Werk  von  A.  Loria  (Professor  in  Padua,  anch 
eis  Schüler  deutscher  Wissenschaft)  analisi  della  proprietä  capitalista,  2  vol.  Torinu 
l^d  (vgl  darQber  die  Anielge  von  Lexis  in  Sehnoller^s  Jabrbneh  1894.  Heft  1). 

Socialis  fische  nnd  verwandte  liittc  rat  u  r.  Mehr  oder  weniger  gehOffC 
(be  ganze  »ocialiätische  und  commauistische  Litteratur  hierher,  weil  in  ihr  das  fSiirat- 
dffleibam  venigstens  in  seinen  vicbtigsten  Poncten,  dem  Grund-,  Kapitaleigontham. 
Erbrecht,  der  Vertragsfreiheit  angegriflen  zn  werden  pflegt,  von  dem  einen  Autor  and 

einen  Schule  mehr  diese,  von  andren  mehr  iene  Seite.  Kin  {rrosser  Theil  nament- 
Gcb  der  französischen  Litteratar  ist  zu  phantastisch,  um  ern>tlicher  in  Betracht 
n  kommen  (Fourier  a.  A.  m.).    Wo  die  Forderangen  noch  gomlssigter  bleiben, 

z.  R.  in  der  St.  S  i  m  on  i  s  t  isch  en  Bekämpfung  des  Erbrechts  (Bazard),  sind 
tt  auch  mehr  die  leitenden  Gesichtsponcte  and  Grundanschaaungen,  aus  denen  ein 
^■«■sdiaftlidier  Gewinn  fBr  die  Kritik  des  Primtetgenthoms  tn  entnehmen  ist,  als 

Ausfahrongen  und  formnlirten  Vorschläge,  an  welchen  letzter«  n  es  öfters  ganz 
^«Wi  Vgl.  besonders  St.  Simon,  systt-me  indnstriel.  Paris  1821  —  2*2,  Catechisme 
^  bdustriels,  Paris  1823 — 24.  die  erste  Schrift  thoilweise  lu  den  oeuvres  choisies 
üBl  Simon,  Bnix.  1859,  vol.  III;  die  zweite  ebenda  S.  6T  ff.  (ohne  das  8.  Heft, 

Tön  A.  Gomte  herrUhrtV  Dann  besonders  Bazard.  exposition  de  la  doetrine 
^<St.  Simon,  Paris  18HÜ.  Am  Wichtigsten  bleiben  indessen  doch  fur  die  allgemeine 
aigmthamslehre,  trotz  der  Widersprüche  nnd  der  tcbllesslichen  allgemeinen  Sepsis, 
'^'i^  der  französischen  Litteratur  dieser  Art  die  verschiedenen  S  hrificn  Proodhon's, 
s«uie  erste  beztlgliche  Schrift:  Qu'est  ce  que  la  propricteV  zuerst  1^40,  spSter.  ver- 
Xbjt  um  den  Brief  an  Blanqui,  als  1.  B.  äciner  oeuvres  complctes.  Paris  1873. 
fcTBer  die  nachgelassene  Schrift:  throne  de  la  propri6t6,  Paria  1866.  Vgl.  anch  das 
QMtee  des  eontndieilmi  teonomiqQes  (foL  4  nnd  6  der  geaunaton  Werkel,  nach  in 
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B.  7  le  droit  aa  tn?&U  et  le  droit  de  propriutü.  VgL  ttber  Prondhon  auch  Uack 
in  der  Tübinger  Zeftacbrift,  B.  27,  1871,  S.  865  ff.  Sonst  Ober  die  ilteren.  beeond«* 
französischen  Socialisten,  namentlich  L.  Stein  in  seinem  Communismas  and  Socialis- 
mas  Fnuikreichs,  Mario,  ürf^aiiisation  ond  Arbeit,  Sch&ffle,  Socialismos  und 
Knpitalienins,  Milde br and,  Nationalökonomie  der  Gegenwart,  B.  1,  J.  Hober  in 
seinen  kleinen  Schriften,  Lctpiiir  1871.  Jetzt  besonders:  E.  Die  hl,  Prondbai,  1.  Ab- 
theilanjr,  die  Eigenthums-  ond  Wenhlchre,  Jena  1S8S.  eine  Darstellung  ond  ein- 
gebende Kritik  der  Proadboa 'sehen  Lehre,  eine  Kritik,  worin  die  neaere  bezUgiiche 
socialttlranioiBiBGhe  Litteratnr  mebrfbch  mit  berflbft  wiird.  Soveit  sieh  der  YerfiMner 
gegen  mich  wendet,  habe  ich  doch  keinen  Anlass  gefunden,  m  i  i  frühere  Behand- 
IVBg  der  Eigenthamitfrage  za  ändern  (ao  in  Betreff  der  ^Begründung"),  aber  ich  halte 
1M«U*8  sonstige  AosfUhraDgen  Ibr  betebAMmrerth  imd  mt  ibnen  fon  einzelnen  Seiten 
gewordenen  Abweisungen  nicht  ftlr  gerechtfeitigt  Siehe  nneh  2.  AbtheUnng  tea 
Diehl's  Werk,  1S90. 

Theilweise  geht  der  französischen  die  englische  socialistische  Litteratnr  zeit- 
lich foran,  ans  der  nenerdings  Anton  Menger,  dss  Beeht  anf  den  vollen  Aibeit»- 
ertrap  (,1.  A  ,  Stuttgart  1887,  2.  A.,  ebenda  1S91).  einige,  zwar  nicht  unbekannte,  aber 
doch  zu  wenig  beachtete,  beinahe  neben  den  Franzosen.  Deutschen  vergessene 
Antoren  besonders  henrorgehoben  bat  Auch  irenn  man  ihm  nicht  darin  betotiaivt. 
dass  diese  Autoren  bedeutender  und  klarer  als  Rodbertus  und  Marx  seien  und  dnss 
letztere  sie  plag^iirt  hätten  (siehe  schon  (iruntllesrung  Theil  I,  S.  37  Note),  kann  man 
A.  Menger  doch  zugeben,  daas  diese  Autoren  verdienen,  wieder  mehr  hervorgehoben  zn 
Verden:  W.  Godwin,  enqniry  conceming  peUtical  jnstice,  S.ed.  1798,W.TIiosps«n, 
inqniry  into  the  principles  of  the  distribution  of  wcalth  etc.  1824,  3.  ed.  1809. 
Dainber  A.  Menger  a.  a.  0.  Leber  Godwin  auch  A.  Heid,  zwei  Bacher  zur 
socialen  Geschichte  Englands  v Leipzig  ISSl).  S.  89  ff.,  Uber  Thompson  ebenda 
S.  379.  Bei  Thompson  eine  Ableitung,  BegrQndong  ond  Formulirunfr  einer  „Mehi^ 
Werththeorie"  in  der  That  ähnlich  wie  bei  Marx  (vpl.  unten  Sieht^  ausrierdem 

Ch.  Hall,  etiücts  of  civilisation  ou  the  people  lu  European  states  1S05.  Endlich 
ist  doch  auch  für  die  Werththeoiie,  wie  für  Anderes,  mancher  bezilgUcbe  GedanlM  mit 
ziierst  bei  R.  Owen  zu  finden.  Siebe  auch  darüber  (wie  tiber  andere  ältere  cni^- 
lischo  Autoren)  A.  Held  a.  a.  0.,  S.  342  ff.,  367  (Kote).  Er  rechnet  W.  Thompson 
zn  Owm's  Schidem. 

Die  deutsche  socialistische  Litterafur  steht  m.  E.  dennoch  wissen- 
schaftlich bedeutend  höher  als  die  eng:lische  und  französische,  obgleich  sie  ohr>e 
Zweifel  von  letzterer  ihre  ersten  Anregungen  und  einige  ihrer  Hauptideen  erhalten 
bat,  anch  practische,  so  z.  B.  Lassalle  mit  von  L.  Blanc.  Al»er  die  den  tschon 
Socialisten  haben  von  ihrer  Lehre  das  F'hantntische  abgestreift,  nüchternere  Kritik 
geübt  und  überall  viel  mehr  mit  eigentlich  ökonomischen  Raisonnements  argn- 
mentirt,  so  anch  spedell  nnf  dem  Gebiete  der  Eigenthvmsf  ragen,  auch  discotir- 
barere  Vorschläge  aufgestellt;  dass  sie  dabei  gUnben,  den  Sodalismns  tiberhaopt 
erst  „von  der  Utopie"  zu  einer  „Wissens;  baff  penmcht  zu  haben  (Fr.  En^relä). 
ist  freilich  ein  Irrthum.  Denn  sie  stecken  alle,  ihr  grosser  Dialectiker  K.  Marz 
inbegriffen,  noch  recht  tief  in  der  „Ctopic",  wie  vor  Allem  anch  ihre  fl^f  nura* 
länjrliche  ökonomische  P-yeliologie  bewei^t  (vpl.  iint-  ii  ^.  133).  Auch  mit  ihrer 
„materialistischen  üeschichtäauffassnng",  bezw.  JPhüosopbie  bewegen  sie  sich  noch  auf 
sehr  phantastischem  Boden  nnd  sind  sie  engste  ortiiooDze  Docmatiker. 

Vgl.  vor  Allem  Rodbertus  in  den  in  Grundlegung  Theil  I,  S.  39  genannten 
Schriften,  namentlich  die  1.  Schrift  „Zur  Erkenntnis«"  und  die  „Socialen  Briefe"; 
Uber  seine  Stellung  zum  Privatkapiral  siebe  die  Vorbemerkung  unten  zu  Buch  3, 
Kapitel  1,  tj.  132.  Oebcr  Rodbertus  die  in  Grundlegung  L  S.  40  genannten  Schriften 
von  Kozak,  Dietzel,  G.  Adler,  M.  Wirth,  mir.  Dann  K.  Marx,  das  Kapital, 
LB.:  der  Prodoctionsprocesii  des  Kapitals,  besonders  Abschnitt  3,  4.  7,  sowie 
Band  2,  der  Circnlationsprocess  des  Kapitals.  Lassalle,  Kapital  nnd  Ai^it,  be- 
sonders Kapitel  2  und  4.  Ucber  Marx  und  seine  Lehre  siehe  Schaffle.  im 
Kapifali'^nins  S.  :!0s  tl..  im  System  3.  Auflajcre  II.  3^5  ff.;  derselbe  .,die  Quint- 
essenz des  Sociall^^lUs■■  und  passim  im  Socialen  Körper,  namentlich  III,  besonders 
S.  307  H..  39S  ff.  Vgl.  femer  £.  Jäg:er.  der  moderne  Socialismus,  Berlin  1873, 
1.  T^.  K.  Mar\.  Znsammenfassuns:  der  M. 'sehen  Thesen  ebenda  S.  83.  G.  Adler, 
Grundlagen  der  Man  schen  Kritik  der  bestehenden  Volkswirthschaft,  Ttibiogun  lbS7, 
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E.0ros9.  K.Marx.  Leipzip  1*^S5.  Näheres  über  Marx  anten  §.133.  Heber  die  practibchen 
Ziele  der  Marx'brhen  and  der  Agitatiuii  iler  iiiternationaien  Arb«iterassociaüou  siehe  Rud. 
Meyer,  Emancipationaktmpf  des  4.  Stands,  2.  B..  Berlin  1874 — TS,  MoeDtUch  auch 
Ober  <i!'"  V.  rhaiulluniron  uu<\  Beschlüsse  dieser  Lijra  auf  ihren  Conjrressen,  so  in  Betreff 
der  Aiiächatfuog  de:»  Orundeigeothums  und  £rbrechU(  ia  Basel  1869,  rgL  Meyer, 
I,  92—174.   Ueber  «nd  fegen  den  Baseler  Beeohlow  Aber  die  Absehaßiiif  des 
Grandeiirenthums  siehe  meine  AbschafTutij?  des  privaten  Grandeigenthams,  Leipz.  1S7Ö 
lin  der  Polemik  zu  einseitig,  in  der  Begründung  der  Notbvendigkeit  —  statt  bloss 
der  Zweckmässigkeit  —  des  Grundeigentbums  zu  weit  gehend,  s.  n.  Buch  ^,  Kap.  2). 
—  Deber  die  fesuiint«B  Tendenzen  der  deutschen  Socialisten  unterrichtet  gat 
CnsDoano.  scnole  econ.  dulla  (iermania.  S.  261  ff.    Siehe  auch  Fr.  Mehrinit,  die 
deotschc  Socialdemocratie,  ihre  Geschichte  und  Lehre,  2.  Auflage.  Bremen  lb78, 
P.  Brandes,  Laasalle,  Beriin  1877.  r.  Plener.  Lassalle,  Lelp.  18S4.  Fr.  Engels, 
rrepruiiij  dor  Familie,  des  Privateicenthums  und  des  Staats.  4.  \ut\.,  Stuttgart  1892. 
Bebel,  die  fran.  —  Wie  sich  die  Führer  des  deutschen  Arbeiterstands  die  Verwirk- 
fichaog  ihrer  ukünoini.^chen  Ziele  denken,  ist  mit  aus  den  chemHÜgen  Zeitungen 
Partei  zu   entnehmen,  besonders   dem   Berliner  „Neuen  Social •Democraten'^ 
Ltssalle 'sehe  Richtung)  und  d<'m  Leip/i'r'T..Vülks8tAaf  (internationale  Richtung), 
Bit  Fachanikeln,  die  bei  aller  oft  berechtigten  Anklage  gegen  die  Form,  inhalt- 
ifeb  fm  ihrem  Standpuncte  mos  mituiter  TortreffHch  sind  vnd  ▼issensehnftlich 
iasofem  höher  stihen.  als  die  Artikel  der  meisten  gegnerisclu n  Blätter  Uber  be- 
deoteDdere  volk^wirth^<  liaftliche  Principien-  und  Orpanisationsfragen.    Eine  Schrift 
wie  die  von  Fr,  Engels  gegen  Dühring  erschien  in  dem  „Vorwärts".     Vgl.  über 
ite  Arbeiterpresse  A.  Held,  die  Arbeiterpresse  der  Gegenwart,  Leipz.  1873,  und 
MnentJich  Rod.  M^yer.  Kmanripationskampf,  passim  »iiid  speciell  I,  408  ff. 

Die  rechts  philosophische  und  rerwaudte  Litteratur  (allgemeine  Politik 
t*  t.  w.)  hier  Blher  aDzvfuiren,  ist  ireder  nOthig  noch  möglich.  Vgl.  die  folgenden 
AWbnitte  fon  der  Begründung  des  Eigenthnms  und  den  bezüglichen  Theorieen. 
Die  meisten  grossen  Theoretiker  und  Systematiker  der  neueren  l'hilosophie,  welche 
&  praciische  Philosophie  behandelt  haben,  kommen  in  Betracht,  die  Naturrechts- 
lekrer  des  17.  and  18.  Jahrhunderts  n.  A.  m.  Am  Wichtigsten  siud  Locke,  Kant, 
fliehte.  Hegel.  Schleierma(  her.  Krause,  von  neueren  Fremden  J.  Be n t h a ni . 
oüte  de  l^gislatiou  publ.  par  Üumont,  l^aris  1802,  besonders  II,  33  ff. ;  Comte, 
Mtt  de  propri^A.  2.  rol.  Paris  18S4.  Vgl.  über  den  heutigen  Stand  der  Eigen- 
thamslehre  in  der  Rechtsphilosophie  und  der  allgemeinen  Politik  besonders  Bluntschli, 
Amkel  Eigenthum  in  Staatswörterbuch,  B.  III,  2l»7— .'i22;  Warnk«'uiig.  Artikel 
aigcnthom  im  Staati.leiicon,  3.  Auüage,  IV,  741  Ii'  mit  kurzer  Uebersicht  über  die 
Alitoren,  sonst  besonders  nur  Ober  geistiges  Eigenihum);  derselbe.  Rechts- 
pkiJosophie  Freiburg  1839;  Ahrens,  juristische  Encyclopädio  und  besonders  Nator- 
ncht  in  der  7.  Auflage  II,  68  ff..  S.  107  fl.;  KOder,  Naturrecht  II.  223  ff.; 
Trsidelenborg,  Katarrecht,  2.  Aollage,  §.  93  £;  Stahl,  Reehtsphilooophie  II, 
t  4.  Auflage,  B.  3,  besonders  Abschnitt  2,  S.  350  ff.  Val.  Meier,  das  Ei^'-nthum 
ii  den  rerschiedenen  Weltanschauungen,  Freiburg  1871.  Lassen,  Rechtsphilosophie, 
ÄBÜ«  1892.  §.  54  ff.  F.  Paulsen.  Ethik,  3.  Auflage,  Berlin  1894,  II,  305  ff 
&  Merkel,  joristiscbe  Encyclopädie,  Berlin  18n5.  Miraglia,  moderna  filosoiia  del 
iiritto  e  i  suoi  rapporti  com  il  diritto  indu^triale,  Napoli  1874,  pas^im,  besonders 
S.  2b ff.  Dann  ans  der  Litteratur  der  Politik:  Escher,  practiscbo  Politik,  I.  30t)  Ii'. 

Für  die  Rechtsgescbiehte,  die  römiselM  und  dentsch«,  kommen  zanRchst 
«ie  Lehrbtlchor  und  ähnliche,  den  Stoff  fsrwrbeitende  Werke  in  Betracht.  Siehe 
diesdiben  oben  §.  25  in  der  Vorbemerkung  zum  2.  Kapitel  des  1.  Buchs;  für  die 
'•■ischen  Verh&ltnisse  besonders  Puchta,  Institutionen,  namentlich  II,  §.  235  ff.; 
iQr  die  deutschen  Zöpfl.  Hecht.^geschichte,  4.  Auflage,  IQ,  §.  97  ff.,  Brunn  er, 
Bechtsgeschichte,  I,  58  ff..  197  II.  Boden). —  Von  allgemeineren  Werken:  ror  Allem 
v-Iheriog,  Geist  des  römischen  Rechts  (die  einzelnen  Bände  liegen  jetzt  in  rer- 
^Menen  Aoflagen  vor,  B.  I  in  4ter  187S.  die  anderen  in  Ster,  Leipzig  1874,  75, 
~.  J  nnd  .').  A.  Is'^Tt  -  01,  dazu  als  Supplement  Sach-  und  Qnellenregister  l*»?*«); 

der  Zweck  im  Kecht  l.  I>eipzig  1878,  auch  2.  A.  1"*^4  ;  beide  Werke  ihrem  ganzen 
■Wt  nach  hicrhergehftrig.  Lassalle,  System  der  erworbenen  Rechte,  „eine  Ver- 
'^'boD^  ib-s  positircn  Rechts  nnd  der  Rechtsphilosophie".  2  B..  Leipzig  1861,  2.  A. 
I«  L.  Bncher  1880,  B.  1  Theorie  der  erworbenen  Rechte  ond  der  GoUision  der 
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Kcchtü,  B.  2  das  \\ei>üu  dos  röiuiächcu  uud  gcruauiicboa  Erbrecht«  iti  litstoriscii- 
philosophiseber  Eatvicklaof.  K.  A.  Sehinidt,  der  pfincipidile  Doteiachied  zviscbea 
dem  römischen  Qnd  dcatsrli.!ri  Rechte,  Rostock  1S5JI*  Rodbertas,  iu  HiUebraud's 
JahrbUchera  lU  1864«  206  ff.;  derselbe  pasdM  In  leiBea  Socüdea  Bhefeu  jto 
r.  KireliiBans  und  in  seiner  Craditnotli  des  GmndtMeiffes.  v.  Seheel,  die  vfrth- 
schafllichen  Grandbe^ffe  des  Goipas  jaris,  in  HttdebraDd's  Jahrbüchern  1S66.  IV. 
Bruder,  zur  ökonomischen  Charactcristik  des  rnmi>clien  Rechts,  Tübinj^er  Zeit- 
schrift, B.  32,  83,  35.  Wilmaus,  Kecepttuu  de«  röuiischea  liechtä  und  sociale 
Frsfre.  Berlin  iSi^O.  —  Denn  die  reneliiedenen  ebenfidls  meist  ihrem  iruiMO 
InlKiIt."  liu.  h  liierherpehörifjeii  Werke  v.  W.  Arnold,  nanienllich  sein:  Cultar  und 
Kecbtäleben.  Berlin  lb65,  Cultur  and  Recht  der  Römer,  Berlin  18H8  (bebenden  B.  2 
YermOi^ensreeH  S.  99  ff.  und  Mer  Uber  Eigenthnm  S.  171;  im  8.  B.  Uber  fiitewAt 
8.  31)8):  zur  Geschichte  de^  Eifrenthuma  in  den  deut.schen  Städten,  Basel  1861;  Bdclit 
und  Wirtlischaft  in  ß-eschichtlicher  Ansicht,  Basel  1868.  —  Endemann,  die  national- 
ökonomischen  (irondalttzo  der  kanoniäti^cbeu  Lehre,  in  Hildebrand  :«  JabrbQchem  la>ti3, 
I.  anch  selbst&ndiir  ersehi«ien;  derselbe,  Stadien  in  der  romanisch-kanonfstisehaa 
Wirthsrhaft  und  Roclitslehn-  his  pegen  Ende  dos  17.  Jahrhnnd  rt-.  Berlin  1^74,  L 
beeouders  Nr.  1  Uber  die  Wucherlebre,  2.  B.  Ibb3.  Braun  und  Wirth,  die  Zios- 
wQcheif^esetze,  Mninx  1866.  Kenmtnn,  Gesehlohte  des  WneherB  in  Deotsehinnd, 
1865.  Funk.  Zins  nnd  Wacher,  Tubinfren  l^i.s.  —  Dankwardt's  oben  S.  186. 
jrenannto  S<  hrift  —  ,,l)ie  volkswirthschafÜRhiMi  (Jrandzüge  des  allgemeinen  Land- 
rechts  uml  der  unter  t>tciu  und  Hardenberg  crlasbcnen  tiebctze",  Berlin  1S^»9  (grös»ten- 
theils  nor  Uber  letztere).  Vg;!.  anch  Deg'enkolb,  Artikel  preossisches  Landrecht  in 
der  3.  Auflage  des  Rott<'ck'srh<Mi  Staatjilexicons.  XII,  I.T4  Ii".  —  Für  die  harldel^- 
recbtliche  Litteratur  und  Litteraturgeschichte  besonders  (ioldschmidt 's 
Hnndbnch  des  Hnndelsieeht,  2.  Anflsire,  I,  Erlaniiren  1874—75.  9.  AnHase  1891.  — 
Ucber  das  Grundeig:enthum  ^peciell  biehe  unten  Bach  3.  Kap.  2.  Vorbemeriiungen. 
Der  wichtipste  und  am  Meisten  bearbeitete  Tlieil  der  K"chtst^eschichte  des  Vermöj^ens- 
und  specioli  de^  Eigenthuuisrechts  Die  Vorarbeiten  dafür  sind  auch  die  umfassendi»ten 
(Maurer,  Waitz,  6.  Hansse n.  letzterer  besonders  die  Verhiltnisse  rom  nattonsi* 
ÖkoiioiinNchen  Standpuncte  aus  und  in  Verbindunir  mit  i  r  (i  -srhichtc  der  Feldsystome 
behandelnd,  jetzt  Lamprecht,  Meitzen,  r.  inama-Mturnegg,  siebe  oben  b). 
Aber  eine  allgemeine.  Alles  zosammenftsseiido  Arbeit  febh  in  der  deutschen  Litteromr 
noch.  Dos  frnn  zOsisch  e  Werk  ?on  Lnboolayc,  bistoire  du  droit  de  propriete 
fosoidre  en  Occident.  Tari^  und  die  (renannte  Schrift  von  De  T.aveloye  ^«iiebe 

oben  S.  181»  müssen  daher  auch  iur  uns  als  die  wichtigsten  all^omeiueren  bezeichnet 
werden.  Vgl.  anch  Sir  Henry  Heine,  onelent  law,  2.  ed.  1S7I.  Eine  Art  rer- 
gleichende  Oulturgeschichte,  mit  sehr  viel  mehr,  als  der  Titel  besagt,  aber  auch  flsit 
sehr  viel  Anderem,  ist  das  Werk  ron  L.  Felix.  £atwicUungs{|^chicbte  des  Eigen- 
drams  anter  coltargeschichtlichem  nad  wirtbschaftUebeai  Gesteh  tspuncte,  8  B.  Leipxig 
1S83 — 89.   Die  principieUe  nationalftkonomiache  Betrachtung  tritt  za  sehr  zarack. 

UebiT  das  positive  heutifre  römische,  deutsche  und  codificirte 
Reeilt  siehe  die  Lehrbucher  und  die  ueueieu  Uuchtsbuchcr  (PreU5^iscbes 
Landrecht,  Oesterreicbisches  bürgerliches  Gesetzbuch,  Code  Napoleon.  Badiscliaa 
Laiidrecht  u.  s.  w.,  Entwiirf  des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs).  Uber  Eigea- 
thuffl.  Besonders  benutzt  wurden  im  Folgenden:  v.  Scbourl's  und  Jr'uchcn's 
Institntiooen ,  Puchtn's,  Van^eroir*8,  Arndt*s,  Windscheid*s,  Dernbarf 't. 
Bnron's  Pandecten.  Bruns  Abhandlung  Uber  das  römische  Recht  in  Holuen- 
dorff's  Rechtsenryrlopadie.  Gcrbor's.  Beseler's.  Stobh.  's  Deutsches  Privatrer.bt, 
Kraut's  (irundris^  K.  Dahn's  Deutsches  Rechtubuch,  Nordlingen  1877.  —  heuere 
monographische  Bearbeitungen  der  rOmiscbea  Eügenthanulehre  sind:  K.  Seil, 
römische  Lehre  des  Ei-r-iMhniiis.  2.  .\  ls.')2;  Pap  en  steche  r.  römische  Lehre  rem 
Eigeutbum,  in  ihrer  mudernen  Anwendbarkeit,  Heidelberg  1857 — 59,  Leist,  aber 
die  Natur  des  Eigenthum^  1859,  einer  der  wenigen  poeitiren  Jnristea,  w«l^  «if 
die  nationalökonouiischen  Seiten  der  Eitrenthumslehre  mehr  einirehen.  Er  hat  die 
..Arbcuatheorie  '  m<iditicirt  adoptirt,  aber  wie  begreiflich  unter  den  Romanisten  weaii; 
Anklan>?  «gefunden. 

Für  die  socialrechtliche  Auffassung  des Eigeothums  siehe  endlich  besonders 

H.  Rösler,  wie  in  seiner  Srbrift  tilx-r  dir  Smith 'sehe  Nationalökonomie,  so  besonders 
iu  seinem  Socialen  Verwaltuugsrecbt,  1,  Buch  2  das  Sachenrecht,  S.  305  if.,  vormöf 
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für  die  AosfohruDg  über  die  einzelnen  Rechte  and  Verpflichtongen  des  Eigenthumtf. 

auf  die  im  FülgenrKn  meist  nicht  spocieller  einjjeganjfon  wird,  besonders  zu  verweisen 
i»t.  —  Vgl.  hierzu  auch  noch  io  JL  t.  Stein 's  Schrift  „Gegenwart  uuU  Zaiiuuft  der 
Keekli-  «nd  SlaalswiaBenBcliaft  Deutschlands**  (Stott^rart  1876)  den  Abschnitt  aber  das 

Priratrecht  der  staatäbQrgcrlicben  (jesellschaft,  S  221  tf. ;  bei  ?iel  Richtigem  in  der 
ijniiidauschauunir  mu>s  dieses  Ruch  doch  beäonderer  Skepsis  in  den  lechtsgeschicht- 
iuhea  Eutwickluiigeu  und  Schabluuiäiruugen  begegnen. 

2.  Abschnitt 

Einleitende  Betraelitung  der  PJis^entliunisieJire  au»  dem 
Tolkswirthsehaftlieheii  C^esiehtspiuiete. 

I.  —  §.  93  f254|.  Feststellung  der  Ter m  i  n  <•  I  ogi  c 
und  Unters c hei tluug  von  Eigenthu  msarten  nach  dem 
Eige  n  t  h  11  ni  s  s u  b j  ec t.  ^)  Socialökonomiseh  zertälit  das  „Kigeu- 
tbuui"  nach  der  Unterscheidung  seines  rechtlichen  Inhabers,  des 
r^igenttiümers'^  oder  des  Eigentbaiussubiects,  in  verschiedeoe 
Kategorieen,  welche  anch  in  der  Kechtsgeschichte  der  ver- 
scbiedensten  Völker  nachzuweisen  sind  and  sieh  bis  in  unsere 
modernen  Recbtssysteme  hinein  vertblgen  lassen.  Unter  diesen 
ICategorieen  sind  die  flttr  die  socialOkonomiscbe  Betracbtang;  wich- 
tigsten das  Gemein  eigenthnm  and  das  Indi?idaal-  oderPrivat- 
iSonder-)  Eigenthnm. 

Ä.  Ersteres  ist  das  gewissen  Oemeinschalten  als  solchen  ge- 
hörende Eigenthunj.  Es  dient  nach  einer  hestinnuten  Rechtsordnung, 
welche  von  der  Gemeinscljalt  oder  ihrem  rechtlichen  \'ertretcr  (lier 
anch  wohl  nominell  oder  torinell  als  juristisches  Kigenthumssuhjecl 
des  Gemeineigenthums  iungiren  kann)  gegeben  wird,  den  ein 
beitlicben  Gesammtzwecken  der  Gemeinschaft  oder  auch  den 
Eiozelzwecken  der  Mitglieder  des  Gemeinschaft.  Eine  solche  Ge- 
meinschaft kann  anf  natttriioher  Verbindung  des  Bluts  und 
der  Verwandtschaft  beruhen,  wie  die  Familie,  das  Geschlecht,  der 
ätemm'),  oder  eine  freie  Gemeinwirthschaft  oder  eine  Zwangs- 

*M'gl.  besonder«  A.  Samter,  Eisreiithuiiisheizriir,  in  Conrad's  Jrilir''i!i'hern. 
iSO,  S.  269,  namentlich  im  Anfang.  Derlei be,  (ju^ulUchattä-  und  rnvutcigen- 
An,  8. 50  IT.,  69  ff.  Derselbe,  Eigenthnm  in  seiner  socialen  Bedeatong,  eia- 
Rkender,  besonden  Abschnitt  I.  III,  in  der  Bildung  der  Kategorieen  und  in  den 
B^rilfsVstiiDmijnj^en  mehrfach  anders  als  ich  hier. 

*)  Die  Lebuni>verhälioiS5e  wilder  und  überhaupt  auääereuropäischcr  VoHwcr,  wie 
^die  nenere  vergleichende  Anthropologie  und  Völkerkunde  (Th.  Waitz,  Bastian 
••A.)  W  BDtersochen  hi  irunnen  liab.'n.  ist  für  solche  Pimrte  he-nnliTs  wichti;^  und  dient 
*di  znr  Erklärung  mancher  Ueberreste  älterer  Kechtöver})ältni>äo,  wie  »le  sich  im 
^iDB  der  geschichtlich  bekannton  Periode  der  antiken  Völker,  der  Kelten,  Germanen, 
«teD  finden.  Im  Allgemein' i«  ]  v-irn  die  Schriften  von  Lippert  (Familie,  Caltnr- 
l<Kkichte).  Felix  (Geschieht»'  «it  >  P'i:r<  nfhuniM .  Post  lafricanische  Jorisprodeni, 
1  Wagaar,  Orudlagaag.  8.  Aufl.  2.  TbeU.  VwlkswiitbKfa»ft  n.  fiecbt.  13 
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gemeiDwirthsobaft  sein.  Danaeh  llsst  sieb  veracbiedenartiges 
Gemeineigentbnm  nnteracbeiden  und  ist  solches  auch  in  der  ge- 
sebicbtlichen  Entwicklong  der  V4)llLer  ber7or-  und  die  eine  Form 
desselben  an  die  Stelle  der  anderen  getreten. 

Das  GemeiiiciKeuthum  der  nkhereu  filutsgemeiDScbafteu  ibt,  weuigsteiis  bei  uoserea 
GoltnirMiOTn ,  rcgelm&säig  dnioh  dw  Indiridaaleii^Üiiiiii  ?erdrlB^  worden  oder  in 
lettteres  übergegangen.  Das  Gnindeigendiiiin  freier  Gemein wirthachaften  hat  zvar 
früher  mitunter,  besonders  bei  der  Kirche  und  ihren  Einrichtungen  (Stiftungem. 
iu  (ieoossenscbaften ,  Gilden  u.  dgl.  ni.  keine  geringe  Kolle  gespielt,  (üeber  das 
dentschiediülcho  „Gesammteigenthnm"  siehe  Oese  1er,  Prifadreeht«  §.83.)  VOllif 
ist  dies»^  auch  jet/.(  nicht  vorbei,  doch  erlangt  es  nur  ausnahmsweise  eine  apari'* 
öliooomische  Bedeutung  in  neueren  bezüglichen  Bildungen«  wie  bei  einigen  Arten 
neuerer  (Erwerbe-  und  Wirth8chaft8-)6eno88enBcb»ften  (GonsaniTereine,  Ben-,  Prodvctir- 
genossenschnfken),  bei  d'ewerkrereinen.  Das  Gemeineigentbum  von  Zwang^gemein- 
schafron  kann  geschichtlich  mit  dem  Gemeineigenthum  von  BlutsKemcinschaften  zu- 
sauiuicubuugen,  so  bei  der  aus  der  l  amilic,  dem  Geschlecht,  der  Sippe  bervorgcgangenea 
Ortaffemeinde.  bei  dem  ans  den  Stamme  benrorgegangeaen  Tolk  nod  dessen  nationaleai 
Staat.  Je  mehr  die  Zwangsgeinoinwirtbschaften  die  Fiincfioncn  der  alten  Blutsverbände 
und  deren  Erweiterungen,  sowie  diejenigen  der  freien  Gemeinwirlhscbaitcn  (z.  B.  der 
Uteren  OHden)  tbemehmen,  desto  prindpidl  widitiger  in  Okonomitcber  Beiiehuif 
wird  ibr  Gemeindgentbam «  obgleich  dasselbe  seinem  Umfange  nach  im  Laufe  der 
ge&chiclitlichen  Eiitwirkliirifr  L^'owöhnlich  ah£r>'nomroen.  namentlich  der  /.umeist  in  Be- 
tracht küiiimcnde  Grund  und  Üoden  grosseutheils  in  Privateigentbam  Ubergegaogea  ist. 
Mit  der  vollen  Ausbildung  der  reinen  Orts-  and  Einwohnergemeinde  nnd  ihres  weseat» 
lii'li  nur  auf  dem  (Jrund  des  WolmverlKiltiiissfs  hiTuhenden  OrtsbUrgerrcclsts  nnd  Ein- 
wobuorrecbts  und  mit  der  vollen  Entwicklung  des  allgemeinen  Staatsburgerrechts  ist 
das  Gemeineigentbam  der  beiden  wichtigsten  bierher  gehörigen  Gemeinsolialken«  der 
Gemeinde  (nebst  deren  Erweiterungen.  Kreisen,  Provinzen  als  OtTeDtlicheo,  mit 
Persönlichkeitsrci  ht  ausgestatteten  KJ\rpt  rii  u.  s  w.'  nnd  de»  Staats,  immer  mehr 
den  allgemeinen  Zwecken  gewisser  locaiei  uixi  uätiuuaier  oder  staatlicher  Bevölkerungs- 
gemeinscbafien  dienstbar  geworden:  direct.  indem  es  nnmittdbar  ron  diesen  Gemein- 
Schäften  und  ihren  Mitgliedern  benutzt  wird  (zur  alliicineinen  Benutzunür  bestimmtes 
oder  OÜ'entlicbes  Vermögen  im  engeren  Sinne),  iudirect,  indem  es  dem  recbtUcbea 
Beprisentanten  der  letzteren,  der  Gemeinde  und  dem  Staate  als  soidien  oder  als 
eigenen  Eincelwirtbscbaften ,  filkr  deren  Verwaltungs-  und  Finanzzwecke  dient 
(Verwaltongs-  nnd  l^lnanzrermOgen  odw  dgentliches  Offentlicbes  Vermdgeo,  s.  l,  §.  12S). 

In  leteteren  Fällen  liegt  ein  eigentlicb  y^Offentlieber*',  im 
umfassendsten  Sinne  „gesellscbaftliober*'  Zweck  nnd  eine 
dementsprecbende  Fonotion  vor,  nacb  weleber  dieses  Gemeineigen- 
tbnm ancb  als  „Offentltebes''  oder  „gesellsebaftliebes" 

von  anderem,  namentlich  dem  älteren,  dem  Hluts-  und  dem  frei- 
gemeinwirthschaftlichen  Gemeineigenthum  unterschieden  werden 
kann.  WeHcntlich  nur  von  diesem  Gemeineigenthum  ist  im  Folgenden 
mit  zu  handeln.  Es  ist  «gerade  nach  seiner  socialökonomischen 
Bedeutung  dem  Privateigentlium  gcgentlber  zu  stellen,  auch  wenn 
es  im  Kechte  nach  den  formellen  Grundsätzen  des  Privateigenthums, 

Bausteine  u.  m  >  \  die  Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.  Einseitige 
und  zum  Th<  il  t'al-i  he  Entwicklung  des  Privateigenthums  in  Verbindung  mit  der 
hypothuti»>ch  cuubtruirteu  Geschichte  der  Familie  bei  neueren  Socialisten  wie  bei 
Fr.  Engels. 
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bes.  des  Privatrecbts  bebandelt  wird,  wie  dies  in  gewimem  Um- 
&Dge  bei  allem  diesem  Offentlioben  Eigentbnm,  ganz  oder  faet 
giss  TollstiDdig  bei  dem  fBr  die  eigenen  Verwaltnngs-  und  Fiiiant- 
meke  des  Staats  nnd  der  Oemeinde  a.  s.  w.  dienenden  Tbdle 
desselben  sn  gesebeben  pflegt. 

Samter,  Eigeatbouäbegrifi,  S.  278  ff.  ZasammenbanK  mit  der  rOmiscb-recht- 
liekoi  AnffiHranir  des  Eigenthnnw  ond  dem  Streben,  ttbenJI  auch  bei  Geneineigen' 

tknin  juristische  Personen  als  Eigenthumsobjecte  dafür  zu  finLriren,  resp.  zo  construircn. 
Siebe  bei  Saintor  a.  a.  0.  die  abweichende  Ansicht  ron  iirinz  und  die  Citate  aus 
Dernbor^'s  preussischem  Priratrecht.  Letzterer  sagt  von  Institationen,  wie  Oesamtiit- 
d^enthum  und  verwandten  S.  S3:  ..Diese  Institutionen  treten,  obgleioh  wirthschaftlich 
iüa  Ivstimmt ,  der  Einseiti^kt:it  d-s  Privateigenthums  die  Waage  za  halten,  nach 
jiiriBti»cbea  Beghtleu  wieder  iu  de^üen  Rahmen  ein."  Siehe  aach  Samt  er,  Eigeu- 
tkn,  &  71  ir. 

B.  Individual-,  Privat-  oder  »Sondereigeuthiun,  und 
zwar,  dem  herrschenden  Juristischen  Begriff  und  Sprachgebrauch 
gemäss,  daranter  zunächst  nur  dasjenige  au  körperlichen  Sachen 
^^achgUtem)  verstanden'),  bezeichnet  hier  dns  den  einzelnen 
Privatpersonen,  bez.  den  Privatwirtbschaften  zostehende 
Eigentbnm:  das  Eigentbom  an  res  in  commercio  oder  an  Sachen, 
welche  naeh  der  Beehtsordnnng  freie  Verkebrsgttter  (I,  §.  122)  sein 
können.  Es  wird  dabei  also  voransgesetzt,  dass  die  Recbtsordnnog 
keinen  ansscbllesslicben  Vorbehalt  dieser  Sachen  fllr  das  |,öffent- 
liebe"  oder  Gemeineigenthnm  zn  Gunsten  localer  Oememschaften 
(der  eigentlichen  Clemeinde  nnd  sogen.  Commnnalyerbftnde,  der 
Kreise,  Bezirke,  Provinzen)  oder  der  ganzen  staatlich-nationalen 
Volks wirthschaft  gemacht  hat. 

In  einigen  älteren  Kcchtssystemeti  kommt  auch  ein  Eipenthum  an  heiligen 
Sachen  ror.  Das  ,JPrirat"eigeuthutn  des  Staats  au  den  ötieuilicheii.  zu  allgemeiner 
Beiotnng  dieaeiideD  Sachen  ist  freilich  andrer  Art  «od  oft  andren  Ursprungs  als  das 
iSiltife  Prirateigcnthom.  Pözl  u.  A.  haben  daher  vorgeschlafen,  hier  nur  von  einer 
Herrschaft,  nicht  von  einem  Eigenibum  des  Staats  zu  sprechen,  so  dass  der  Aos- 
^ek  .3taatseigenthnm^  sieh  anf  das  Venraltongs-  nnd  Pinanzrermdgen  beschitnken 
würde,  welches  der  Staat  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechts  besitzt  und  benutzt 
(siehe  I,  §.  125  and  Pdzl,  Artikel  henenlose  Sachen  im  StaatswOrterbach  V«  130). 

n.  —  g.  94  [254].  Fragestellung.  Die  wichtige  social- 
Okonomtsebe  Frage  betrifft  nun  die  reehtlicbe  Stellung  des 
Öffentlichen  oder  Gemeineigenthnms  nnd  des  Priyateigenthoms  in 

der  Eigenthamsordnong  sowie  die  factische  Stellung  beider  im 

modernen  Wirthschattsleben,  sowie  die  Gestaltung  der  Privateigen- 

Deber  die  gerade  aach  vom  nationalokonomischen  Standpnncte  zu  fordernde 
Erweiterung  des  Eigentbumsbegriffs  und  die  Statuirang  eines  Eigenthums  an  Hechten 
■ad  specteil  auch  eines  geistigen  Eigentbums  siebe  unten,  besonders  §  12ö  11., 
118  ff.  Dagegen  Santer,  ElgenthnrnsbegiifF,  8.272;  er  hllt  an  der  Beschriaknng 
im  Eigenthnnsbegrilb  anf  Sachen  fest  (Eigenthnia,  S.  40  ff.). 

13* 
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thnmaordnang  speciell.  Der  BrOrterong  dieser  Frage  ist  die  ,,Gnind- 
leguDg'^  im  ganzen  weiteren  Verlauf  dieses  Werks  gewidmet  Die 
rechtsphiloBophisehe,  die  rechtsgesehicbtlicbe  nnd  formal  jaristisebe 
Untersncbong  ist  dabei  nor  Mittel  znm  Zwecke,  d.  b.  zor  Erledigung 
jener  prineipiell  socialOkonomisohen  Frage  fttr  die  Verbftltnisse 
unserer  modernen  Culturvölker  in  der  Gegenwart.  Die  Betrachtung 
des  Privateigenthiiras  steht  dabei  auch  hier  im  Vordergrunde,  weil 
die  moderne  thatsächliche  Entwicklung  im  Wirthschaltsleben  und 
die  juristische  Auffassung  dies  mit  sich  gebracht  haben,  wie  im 
Folgenden  alsbald  näher  dargelegt  wird.  Es  handelt  sich  aber 
gerade  darum,  diese  bevorzugte  factische  und  Reehtsstellung  des 
Privat  eigen  thnms  an  ihren  socialökonomischen  F'olgen 
zn  prtlfen  und  nach  dem  Ergebniss  einer  solchen  Prüfung  Ke- 
formen  im  Wirtbschaftsieben  und  im  Rechte  an  stellen  nnd  xa  be- 
gründen nnd  zwar  wesentlich  zweierlei: 

1.  Die  Einengung  des  factischen  Herrschaftsgebiets  des  Privat- 
eigeotbums  in  nnseren  Volkswirtbsebaften  zn  Gunsten  des  Gemein- 
eigenthums, eventuell  mit  der  Hechtsfolge,  dass  gewisse  Sachen 
grundsät/lich  ausser  Verkehr  gebracht'',  daher  ein  Privateigen- 
thum von  Trivatwirthscbaften  daran  gar  nicht  zugelassen  werden 
soll  ~  die  von  mir  sogeoauute  Frage  der  A usdeh uung^'  des 
Privateigentbums. 

Jener  AuielÜDSS  des  PrivateigeDthimn  an  gewissen  Objecteii,  bezw.  an  den- 
selben, wenn  sie  gewissen  Zwcrkm  Ciliri'H  noniialeii,  für  die  sie  bestinunt  sind)  dienen, 
iät  die  letzte  ConseqDenz  der  priacipiellco  Ueguer  alies  oder  bestimmter  Arten  Fri?at- 
eigenthoms  an  sachlichen  Prodoctionsmifteln ,  namentlich  piivaten  Gmudeigenthnns 
(z.  B.  des  Forsthüdens,  Kiseubahnbodcub).  So  lautet  dio  Forderung  des  extremen 
Socialisnms  fl.  §,  294\  Davon  zu  unterscheiden  ist  der  Fall.  da:>s  zwar  das  Gebiet 
der  rcü  in  cummercio  nicht  prineipiell  eingeengt,  aber  thatsächlich  ein  grösserer 
Theil  dieser  Sachen,  besonders  wieder  des  Grund  nnd  Bodens  ttfaorhnapt  oder  des- 
j  'iiii^t>n  bestimnifcr  Art,  in  die  Hände  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  als  Verwal- 
tuugs-  und  FiJiauzvermÖgcu ,  hie  und  da  auch  zu  ülfuntlichcr  allgemeiner  Benntzan^ 
Übergehen  soll.  Diese  Entwicklang  scheint  deh  bei  uns  in  cbn-mcterisdschen  PlHen 
zunächst  anzubahnen  und  wird  im  weiteren  Voinaf  in  diesem  Werke  mehrfach  em- 
pfohlen. Si'i'  kann  aber  dermaleinst  zu  einer  principi eilen  Bcschnuikung  der 
res  in  commercio  fuhren.  Die  Socialisten  wollen  hier  nur  wie  pow&hulu  h  das  Ziel 
durch  den  Zwang  der  Rechtsordnung  erreichen  und  dnmit  eine  uK'iglichc  EntwickloD^ 
unbedingt  realisiren.  Und  zwar,  wenngleich  neuerdings  auch  bier  gern  diese  Ent- 
wicklung als  eine  bich  von  selbät  voikiehendo.  wie  eine  reife  Frucht  der  Gesellschaft 
in  den  Schooes  fallende  bezeichnet  wird,  im  Grnnde  doch:  sofort  oder  baldigst. 
In  dem  Hinweis  auf  die  ..revolutionäre  Dictatur  des  Proletariats"  als  ..Ueberj^angs- 
stufe"  wird  docb  aurb  auf  die  Anwendung  von  Gewalt  und  (Kechts-)Zwang  selbst 
hiugczeigt  (Marx).  Wir  Anderen  halten  einen  langbamen  geschichtlichen  Knt- 
wicklongsprocess  nir  nOtbig  nnd  auch  für  segensreicher.  Derselbe  wird  namentlich 
wieder  ron  der  Entwickln nt;-  der  Technik  bfstiiruiit  himI  l\un  allmälig  thafsächlicb 
und  iuneiluJb  der  sich  erfabrungsmässig  bewährenden  Grenzen  zu  jenem  Ziele  näher 
hinftthrra.  Völlig  schweriich  jemals,  weil  neben  te^niseh-SkOBoniaelMa  Bedenlwii. 
wie  Schwierigkeit  der  Leitung  der  Betriebe  (LandwirthschaftO*  vor  Allem  die  in 
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diesem  \^erkc  oft  bctootcn  psycholngischen  Momonte  das  unwahrbchoinlich  macheu. 
Wie  Veit  ubtiVbaupt  möglicher  aud  zwuckuiäaäiger  WciM),  daä  haiigt  wcauuilich  ebeu- 
bSk  TM  soIclieB  ptyekolofiMlien  MomeDten  mit  ab  (siehe  Tbell  I«  Boeh  1,  Kapitel  1). 

2.  Die  Beschräiikuug  der  dem  Privateigenthtimer  als 
solchem  in  Bezug  auf  das  Privateigenthnmsobject  zustehenden 
Ree b  t s  b  e f  u g  D  i s s  e  —  die  von.  mir  sogenaDDie  Frage  des  ,,1d- 
haita"  dea  PriTateigenthama. 

A.  Samter.  Eigenthamsbegritf ,  S.  277,  Note  23  macht  es  mir  zum  Vorwort 
im  ich  zwar  das  absolute  Privateigenthnm  angreife,  aber  doch  iu  meiner  Eigen- 
Ikunaldire  lediglich  das  Privateigeothum  bebandelte  a.  s.  w.  Ich  gebe  ihm  darin 
Beefat  da»  ich  in  der  1.  Aiitfre  in  §.  254,  8. 499  das  Prirateifentham  nicht  gleich 

HD  Äu-^anfr>pauct  hätte  nehmen  sollen  und  habe  deshalb  schon  in  der  2.  Auflage 
obijfen  §.  254  (jetzt  lu  die?>er  3.  Auflage  mit  kleinen  Abäitderun^reii  und  Zusätzen  als 
§.  93.  94)  auch  neu  ab|,^efaAät.  Aber  ich  habe  doch  sachlich  schon  damals  in  den 
Abscbnitten  ron  der  „Ausdehnung"  des  Prirateigenthoms  das  Gemeineigentbam  tibcrall 
eiflgchend  behandelt.  Dass  ich  überhaupt  die  Fra<;e  nach  Hereohti^iiiif  und  Stellung 
dobelben  an  die  Frage  der  Acädehnoog  de»  rrirateigcutbums  anknüpfe,  hängt  mit 
■dasB  Streben  lasamnen,  fon  bflstehenden  factisehen  und  Beehtszastand  möglichst 
iOäDireben,  ihn  zu  prüfen  nad  dadurch  ei^t  den  Bew.  is  für  die  Nothwendigkeit  einer 
Beschrinknne  der  Ausdehnung  and  des  Inhalts  des  Pxirateigenüiains  zo  ftUuen,  nicht 
alt  emer  unbewiesenen  These  zu  beirinnen. 

III.  —  §.  95  [254a]  Dag  [moderne  Privateigenthum*). 
Daaaelbe  hat  sich  in  der  modenien  Welt,  vielfach,  beaonders  aaf 
dem  europäiaehen  Gontinent,  unter  dem  Cinflmise  des  rOmUchen 
Rechts,  inbaltlieb  als  m(%lichBt  abaolntes  (mibeachränktes)  ent- 
wickelt Zogleich  nmfaflst  es  prineipiell  und  der  Regel  naeh  anoh 
pneHaeh  mit  wenigen  Ansnafamen  alle  Arten  Saebgüter,  so  dass 
leine  „Ausdehnung"  eine  fast  universale,  nur  noch  durch  wenige 
in  Resten  der  alten  und  einigen  neuen  Kegalien  -)  bestehende  aus- 
schliessliche Kechtsvorbehalte  des  Staats  beschrankte  ist  und  auch 
tbatsächlich  das  GroDdeigeotham,  besonders  am  Boden,  immer 


Vgl.  auch  hierzu  besonders  Samter,  der  Eigenthumsbegriä'.  Er  nimmt 
,Priv.itHieenthuui"  hier  nur  als  Eiji^enthiini  de»  Einzelnen,  „(lescllsehaftseipen 
iLam"  als  Eigenthum  mehrerer,  namentlich  der  kleineren  und  grösseren  (jemeiu- 
tehaften.  Ebenda  S.  280.  Nlheres  in  der  selbstladigen  Schrift  ttber  Eigenthnm, 
Sit  weiteren  AosfUiroogea  der  froheren  Schriften  nnd  hie  and  da  Hodificationen  der 
Fonnulirangen. 

*)  Die  Lehre  von  den  Regalien  greift  hier  auch  in  die  Eigentbnmslehro  eiti. 
&ke  dartibcr  meine  Finanzvissenschaft,  2.  Auflage.  I,  ij.  141,  145—  147,  3.  Autlage, 
§•201,  207  und  II,  1.  A.  §  347.  :?4s  fi..  2.  Aufl..  lOs.  Dio  individualistische  Nafinnal- 
^koAomie  i&t  mit  gutem  Oruude  den  Kegalieu,  mit  wenigen  Ausnahmen,  wie  i.  B. 
dea  Monzregal ,  abhold.  In  jedem  Monopol,  wie  auch  den  modernen,  ftlr  Tabak 
uA  dergleichen,  ist  eben  neben  dem  finanziellen  Moment  ein  priiicipielles  Moment 
^arOrgaai^atiMri  der  Volkswirthschaft  in  mehr  gemeinwirih>chaftlicher,  auf  fMlentlicheni 
Stiatieigentliuui  an  Kapitalien,  Unindstueken ,  Gebäuden  beruhender  Kichtung  anzu- 
dUuen  (Piertitorf f).  Daher  aach  die  grundsätzliche  Opposition  der  politischen, 
'<daJen  und  ökonomischen  Individualistin  (Liiiksliberale.  I'ortsrhrittspartei)  ir''sren  Ein- 
lairoog  von  Monopolen  an  sich  folgerichtig  und  begreiflich  von  deren  socialOkono> 
ailcheD  nnd  politischem  Gdsammtstandpuncte  ans. 
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mehr  verdrängt  hat.  Auch  gewährt  es  im  Allgemeinen  immer 
mehr  für  alle  Arten  SachgUter,  namentlich  fUr  Immobilien  ebenso 
wie  fttr  Mobilien,  prineipiell  die  gleichen  und  tbatsächlich  nach  den 
positiTen  Beehtssystemen  wenigstens  annähernd  auch  wirklich  die 
gleichen  Rechte,  soweit  eben  nicht  die  y,Natar  der  Dinge die 
▼Ollige  Gleichheit  hindert,  wie  das  bei  Grundeigentham  der  Fall 
ist  (s.  u.).  Das  moderne  Privateiisenthom  gilt  daher  der  modernen 
jn ristischen  nnd  Ökonomischen  Auffassnng  und  in  Folge  dessen 
sowie  in  Folge  seiner  practischen  Einbtlrgerung  auch  der  An- 
schauung des  grossen  Piiblicimis  als  „das  Eigenthum''  schlecht- 
weg, welches  sich  selbstverständlich"  auf  alle  Arten  Sachen, 
einschliesslich  alles  Hodens,  erstreckt  und  schon  begrifflich 
unbeschränkt  ist.  Dieses  „absolute"  Privateigenthum  wird 
auch  ilir  die  Volkswirtbschaft  von  der  individualistisch- liberalen 
Schule  der  freien  Goncorrenz  erstrebt.  Es  wird  hier  auch  als 
Gorrelat  der  unumschränkten  individuellen  persönlichen  Freiheit 
und  als  Grundpfeiler  der  wirthschatUichen  Rechtsordnung  angesehen. 
Fllr  die  Politische,  die  SocialOkonomie  ist  es  daher  gegenwärtig 
die  Aufgabe,  gerade  dieses  Privateigenthum  nach  seiner  volks- 
wirthschaftlichen  Nothwendigkeit  nnd  seinen  volluwirthschaftlicben 
Folgen  zu  untersuchen. 

Hierbei  ist  jedoch  von  vornherein  zu  beachten,  dass  ein  solches 
allen  Privaten  im  Princip  zustehendes  absolutes  Privateigenthuni 
selbst  heute  noch  nicht  allgemein  ein  wirklicher  Bestandtheil  des 
positiven  Rechts  ist.  Vielfach  erweist  es  sich  nur  als  ein  Postulat 
der  juristischen  Logik,  welche  den  abstracten  absoluten  Eigentboms- 
begriff  mit  allen  seinen  Conseqaenzen  zur  Geltang  bringen  will. 
Im  bestehenden  Hecht  ist  das  absolute  Privateigentbum  namentlich 
noch  heute  nicht  bei  allen  Arten  SaohgQtem  gleichmässig  durch- 
gedrungen. 

Besonden  stebt  das  GrandeigeDthiiffl  noch  immer  elvu  appart  da  and  dnselne 

Arten  desselben,  wie  da»  Eigentham  an  Waldboden  und  an  Grandstucken,  welche 
Mlneralsubstanzen  enthalten  [..Borffwerksbodt-n'*  in  diesem  Sinnt»'  ],  werden  im  Kcchtc 
wiaderum  rurücbiedeu  behandelt.  Die  Gcbchichtc  de^  Eigcuthunia  aber  zeigt  aas 
froher  allentbalbon  ein  inhaltlich  mehr  oder  weniger  beschrinittee  Eigentham.  Und 
was  die  Ausdehnung  des  Privateigenthums  betrilf't.  so  linden  wir  wohl  uberall  in 
älterer  Zeit,  bei  den  (iermaneu  und  auch  bei  anderen  Völkern  auf  niedriger  Eat- 
widtlüDgsatiife  des  Wirthschaftslebens,  das  erw&hnte  Gemein-  oder  Oesammteigeolhnai 
grösserer  oder  kleinerer  Gemeinschaften ,  namentlich  am  Boden ,  lan^e  statt,  aoch 
spitor  noch  neben  der  Insdindon  des  Sondereigentbama,  welches  sich  etwa  nur  auf 

*)  Nemlich  im  Unterschied  von  demjonifren  Bergwerksboden,  an  weliheuj  nach 
bergrechtlicben  Grundsätzen  ein  Bergwerkseigeutbum  schon  besteht,  bez.  auf  welchem 
ein  Bergverlt  betlieben  wird.  (Siehe  §.  99.) 
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jirevisiie  Gebraachsgcgeoständc  bezieht.  Auch  uiaucberlci  audro  Abweichungen  vom 
..rcineo".  ..rolleo**  Prfrateigenthum  der  Individuen  kommen  vor.  Hierhin  gehörtauch 
die  CnterscbeiduDg  vom  Ob«  reigenthnm  und  Unter-  oder  Nutzeiireiithum  im  mittel- 
aiteriicben  deatüdieu  Bechu  (Beseler,  §.  82.)  Derartigem  „beschräJikteu"  Eixeo- 
thm  vird  Allerdings  Ton  solchen  Vertretern  der  positiT-rechtlicben  nnd  reehtsphUo- 
sophischeo  Auffassunir,  welche  bewus^t  oder  unbewusst  vom  römisch-rechtlichen  Be- 
gnf  de>  Eigeiithuni>  (des  sog.  quiritiscJien ,  i!i>  übrigens  ursprünglich  in  Kom  auch 
ooran  beweglichen  Sachen  bestand,  s.  Puchta,  Institutionen  II,  §.  235,  S.  012,  613), 
II  sUeo  ihren  Beweisführungen  aasgehen,  der  Name  des  wirklichen  Eigenthams  ver- 
sagt weil  er  dem  apriorischen  abstnoten  Begriff  widenfrioht.  Aber  dieses  Yoigehen 
hauht  aof  einer  petitio  principii. 

Die  socialökoDomisohe  Untergnchoog  des  Eigeotbnms  und  seiner 
Oidnnng  bat  daher  dayon.  Act  zn  nebmeD,  dass  gerade  nacb  ge- 
Khiebtlicher  Anffassnng  das  bentige  so  universell  ansgedebnte  nnd 
tnbaltlich  so  absolut  formollrte  Privateigentbnm  eine  bistoriscbe 
£ncheinnng  ist,  nnd  zwar  eine  solcbe  von  sehr  jungem  Alter. 
Erst  der  Sieg  des  Individoalprincips  ttber  das  Gemeinsebaftsprincip 
(§.  24)  hat,  allerdings  im  Anscblnss  an  eine  ans  mancherlei 
wichtigen  ökonomischen  und  sonstigen  Gründen  eiugetreteiit;  that- 
säcbliehe  und  rechtliche  Entwicklung,  auch  j>rincipiell  die  allge- 
meinste Ausdehnung  des  Privateigenthums  auf  alle  Sachgilter,  auch 
anf  allen  Boden,  zum  vollen  Durchbruch  gebracht  (Beseitigung 
der  älteren  Regale  u.  s.  w.,  Theilung  der  „Gemeinheiten"  u.  A.  m.). 
Und  erst  jener  Sieg  hat  jene  alten  Beschränkungen  oder,  wenn 
man  sie  so  nennen  will,  jene  abweichenden  Eigenthumsbildnngen 
immer  mehr  vermindert  und  verdrängt  und  die  Ansicht  geschaffen, 
dass  das  prineipiell  alle  Saobgttter  gleicbmässig  umfassende,  allen 
Privaten  zustehende,  inbattUoh  absolut  gefasste  Privateigenthum, 
hei  welehero  der  Wille  des  „herrschenden''  Eigenthllmers  das 
wesentlieh  allein  entseheidende  Moment  ist,  überhaupt  allein  „Eigen- 
thnm'*  sei. 

IV.  —  §.  f254bj.  Die  Autgabe  der  Politischen 
Oekonouiie  in  Bezug  auf  die  Eigentbumslebre  ist  hiernach  im 
Wesentlichen  eine  vierfach  e. 

1.  £s  ist  einmal  Stellung  zu  nehmen  zu  der  rechtsphilo* 
sopbischen  nnd  auch  nationalökonomiscben  Begründung  des  Privat- 
eigenthnms,  daher  namentlich  eine  Kritik  der  bezüglichen  ,,Kigen- 
dimnstbeorieen"  vom  volkswirtbschat'Uiehen  und  gesellschattlicben 
Staadpnnete  ans  zu  liefern.  S.  unten  Kap,  2  in  diesem  Buch  2. 

2.  Es  ist  sodann  die  reehtswissenscbaftliche  nnd  positiv-recht- 
liche Forniulirung  des  Eigenthumsbegritfs  einer  kritischen  Prüfung 
108  dem  sucialökonomischen  Gesichtspuncte  /ai  unterziehen  und  ein 
social-,  nicht  nur  privatrecbtlich  baltbarer  Privateigcnthunibbcgriff 
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ZU  lürniiiliieii,  woran  sich  eine  I'ebcrsicht  über  die  Fragen  von  der 
Ansdehniiii^  und  dem  Inhalt  de.s  i'rivateigeutbums  koUpfen  kauu. 
6.  unten  Kapitel  3  in  diesem  Buch  2. 

3.  Es  Ut  darauf  specieller  die  Frage  von  der  socialökonomiscb 
richtigen  AusdebnoDg  des  PriTateigeiithnms  und  biernit  zugleich 
diejenige  von  der  Stellang  des  Gemeineigentbuns  reobtlicb  ancb 
noeb  in  der  modernen  Eigentbnmsordnung  und  factiscb  im  modernen 
Wirtbscbaftsleben  sn  nntersneben.  Dies  geschieht  im  unten  folgenden 
dritten  Buche  dieses  Theils  II  der  Grundlejjung. 

4.  Es  ist  endlich  zum  Ahschhiss  der  Erörtcrnn^'cn  Uber  die 
Eigenthumsordnung  die  Frage  vom  sociahtkonomiseb  richtigen 
Inhalt  des  Privateigenthums  genauer  zu  bebandeln.  Damit  be- 
schäftigt sieb  das  vierte  Buch. 

In  den  folgenden  Par&fnpben  werden  zanlelut  noch  ein!^  Poncte  rc»  nll- 

gemiMi.cr  Bedeuiunp  für  die  ^p5te^e  B  han  )hing  der  Fragen  der  Eigenfhumsorduniii^' 
zusammcnfa.H>tit)d  erörtert.    Ks  ist  dafür  auch  auf  den  2.  Abschuitt  des  1.  Jüipiteis 

des  vorigen  Bucbü  1,      14  11.  mit  zu  verweisen. 

V.  —  §.  97  [257j.  EintbciluDg  des  Eigentbums  nach 
Zwecken  und  Objecten.  A.  Dieser  nach  dem  Gesagten  er- 
forderlichen Eiotbeilung  des  Eigentbums  sind  zwei  hauptsftehlicbe 
Bintheilungsprincipien  zu  Grunde  zu  legen. 

Vgl  Mario.  Weltökonomie,  1.  A..  II,  499  Der  Einwand  von  Juristen 
(z.  B.  BlaBUehli  in  der  ,  (ie>renwart  '  vom  4  Janoar  l'^7l)),  dass  die  erste  Unter- 
ächeidang  wosren  flt!r  äusserlirlien  üllfa^sba^keit  der  Function  jiiri>ti>' Ii  inibrauchbar 
sei,  thtlt  gerade  bei  duu  practisch  wicbiig»ton  Fäiiuii.  bei  btcheudeui  kapital  ((ie- 
binde.  MnscMnen«  Weikswnire)  and  beim  Boden  gar  nicht  ra  «nd  int  aneb  beia  um- 
laufenden  Kapltil,  besonders  bei  den  Koh-  und  Hilfsv-stofTcn.  Iei(  lit  /ii  widerlegen. 
Im  V<TwaItungsrccht  ist  der  Unterschied  auch  acbon  rieifiach  beachtet  (Steaenecht). 
Auch  im  Pfänduugsrecht  kummt  er  vor. 

1.  Das  erste  Eiotbeilnngsprincip,  die  Unterscheidung  von 
Gebranchs-(Genuss-) Vermögen  und  ProductivvermOgen 
(Kapital  und  Boden,  I,  §.  128),  Ist  das  wichtigste, 
welches  ron  der  Rechtsphilosopbie,  der  Jurisprudenz  und  dem 
positiven  Pri?atrecbt,  ja  gewöhnlieb  selbt  von  der  Nationalökonomie 
bisher  fast  ganz  unbeachtet  geblieben  ist.  Dies  hat  in  primitiveren 
Verliältnisscn  des  \'olksicl)Oi)s  nnd  der  Volkswirtlischalt  nach  der 
that.säcblichiMi  (Icstaltiing  di'>  I 'igcnttiunis  ucnii^or  Bedenken.  Es 
wird  aber  mit  der  Kntw  ickluni;  der  V' olkswirthsdiaft  verhUngni.sH- 
vtdl  für  die  Begründung  und  Beliandlung  der  Eigenthumsinstitution, 
und  zwar  immer  mehr  mit  dichterer  Bevölkerung,  grösserer  Arbeits- 
tbeilnng,  Trennung  von  Stadt  und  Land,  Scbeidnng  Ton  besitzenden 
nnd  nichtbesitzenden,  besonders  von  grundbesitzenden  und  nicht- 
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grandbesitzendeii  Classen,  mit  Verdrängung  der  Natural-  durch  die 
Verkehrs-  und  Geldwirthschaft  und  mit  vorherrschender  Production 
nicbt  mehr  für  den  Eigenbedarf,  sondern  für  den  Markt,  den  Be- 
darf fester  Knndeii  und  vollends  beliebiger  Dritter  (I,  §.  151, 

188,  my 

2.  Du  zweite  Haapteintbeilnngsprineip  ist  aiieh  fllr  die 
oationalökoDomisebe  BetrachtaDg  des  filgenthnrns  die  ttbliehe  Unter- 
leheidoDg  zwischen  beweglichem  nnd  nnbeweglichem  Eigen- 
tbom.  Diese  Unterscheidong  moss  aber,  wenn  sie  nicht  eine  rein 
Innerliche  bleiben  soll)  mit  der  erstgenannten  combinirt  werden. 
Dadurch  gewinnt  sie  erst  ihre  wahre  Hedeutnng,  welche  ihr  in  der 
RecLt.swissenscliatt  und  ira  geltenden  Uechie  grosbeotheils,  viel- 
fach aber  auch  in  der  Nationalökonomie  fehlt. 

An  diese  Hanpteintheilung  moss  sich  alsdann  eine  weitere 
Unterscheidung  innerhalb  der  genannten  Kategorieen  nach  den 
specielien  ökonomischen  Zwecken  und  Fanotionen  der 
einzelnen  Bestandtheile  des  Eigenthnms  anknttpfen. 

HierzQ  liegen  wenigstens  beim  Gmndeigenthom  in  der  aparten 

Stellang  des  Bergwerksbodens,  d.  h.  hier  des  Mineralsnbstanxen 

in  oder  unter  sich  fübrendtn  Bodens,  und  zum  Theil  auch  des 
Waidbodens,  etwas  auch  des  städtischen  und  dorf liehen  VVohnungs- 
bodens  im  Rechte  schon  Auhaltspancte  vor. 

Die  EotvickliiDg  des  Berprechts  im  System  der  sofeoauuten  Beigbaiilraiheit,  wie 

sie  wieder  im  neuest. «n  RerpTrui  lit  Prea»8en?<  u.  a.  L.  zur  Ant-rkeniiunj^  pelanirt  ist, 
ist  ein  gute»  typiäcLtüi  Bci>pitii  für  diu  (iui>taliuug  des  PrivareigeottiuiusrechUi  nach 
MaiMffMe  TolksvinhsehanJieber  Zveckmisisipkeit.    Es  bleibt  bier  nicht  dem 
Bdiebüen  oder  der  Indolenz  des  GrondeigcuthuunT;!  überlassen,  ob  er  die  in  seinem 
Grondstuck  beüudlicbeo  Mineraisubi>tanzcii  Kcwinue  oder  nicht,  sondern  sein  Eigöu- 
thomsrecht  alü  solche«  bezieht  sich  auf  die^e  Substanzen  gar  nicht  mit.    Eü  iunii 
QQter  gevissen  Ca  u,  I,  n  auch  ein  Dritter  das  Recht  erlangen,  ili  -M-lben  zu  gewinnen. 
In  diesem  Ausschlubh  der  iirenannten  Subst.uizen  aus  dem  Eiv:enthun)srecht  des 
EigeothOfflers  des  Bodens  und  iu  dieser  Nütbigung  dc^  Eigcuthumurs,  Andere  auf 
Minea  Orondttttck  schiirfen  zo  lassen,  liegt  aber  gegreniiber  dem  absolut  gefassten 
Grundeigenthum  eine  wesentliche  üebran  chsboi  hrankung   im  Gemein- 
schaftsi  n  teresse.    Vgl.  über  das  Bergrecht  Wagner.  Finan/.wisscnschaft  I,  3.  A., 
249.    Die  Beschränkung  des  WaldeigentbOmers  in  Bezug  auf  die  etwaige  foll- 
stätidige  Abholzung  und  auf  die  Bewirthschaftung  der  Forsten  im  AllKemcinen  enthilt 
ffleicbfalls  eine  principiell   b(?rerb(iü:te  Ki}reiithnmsbe>chräukiin!r  narh  (lern  (Jetneiri- 
^aftbintercsse,  welche  mit  den  üblichen  Einwendungen  gegen  ätaatabevormuudung 
aiebt  ab  onstattbaft  bcsdcbnet  Verden  kann.  Tgl.  Ran,  VoUtswirthaebaftiipoUiik  1, 
§.  1$S.  beeondeis  156     Bosch  er,  II,  KationalOkonomie  des  Ackerbans  §.  188, 193  IT. 

Die  Ihiterscheidung  muss  nur  noch  principicller  begründet  und 
aaf  andere  Fälle  analog  ausgedehnt  werden.  In  lef/.lercr  Beziehung 
ist  wiederum  der  Einfluss  der  Kutwickhing  der  'leclmik,  der  He- 
viilkeraogsverhältiiissei  besonders  der  örtlichen  Vertheiluug  der  Be- 
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völkening,  und  die  all^^emeine  Entwicklung  des  Wirtbsc  hat'tslebcns 
zu  beuchten.  Die  hier  noihwendigcn  Unterscheidungen  sind  daher 
Dicht  ein  für  allemal  gegeben  und  lür  alle  Länder  gleichartig, 
sondern  zeitlieh  und  rUaniiich  (geschichtlich)  wandelbar,  bistorische 
nnd  örtliche,  nicht  nattlrtiche  rein*tfkooomi8che  Kategorien. 

Die  Entwieklang  des  MaMhlDeDwesens  macht  z.  6  avch  im  Bechte  veitfldo 

Unterscbeiduiitfcn  im  Kapitaleinrenthom  nothwendif;.  In  der  Fabriki^esctzgebanK  — 
besonders  in  dor  Woiso.  wie  sie  in  England  schrittweise,  specialistisch  von  eine  be- 
atimmteu  Art  von  Fällen  iu  allmäligcr  G*.  ncraiiairuug  (umgekehrt  wie  anf  dem 
GoBtittMit  WO  IBM  von  einem  aUgemt  ineo  Princlp  aoageht  nnd  das  dann  auf  alle 

darunter  fallende  Fälle  anwendet)  aiiMrcbiMet  wiirdi-  —  z-iirt  sich  dies  mehrfach 
cbaracteriäiibcb.  so  in  der  Verücbiedenheit  der  SpecialbcsiimmaoKen  nach  der  Ter- 
scbiedonen  technischen  Natar  der  Gearerbszweige  und  Maschinen.  Die  Bildung  grosser 
Stidte  macht  ebenso  im  Grundeisrenthuui  and  dann  selbst  noch  weiter  innerhalb  der 
Kafej^orie  des  städtischen  (irundeikienthoms  („prossstfidtisches*'  —  „klein- 
Städtisches")  Unterscliicdc  zweckmässig,  unter  Umständen  nothvendig. 

§.  98  [258].  -  B.  Bei  der  Durchführung  der  Eintheilung 
nach  diesen  Priocipien  ist  ferner  noch  Folgendes  zn  beachten. 

1.  Die  principale  Uoterscheidong  zwischen  Gebranchsyer- 
mOgen  nnd  Prodnctionsmitteln  (Kapital  nnd  Boden)  gestaltet 
sich  nach  den  früheren  ErOrternngen  (I,  §.  129—132)  vom  einzel- 
nnd  Tolkswirtbschaftliehen  Standpnnete  aus  nicht  ganz  gleich» 
mässig.  Volkswirthscbaftliehes  Gebrauchsvermögen  kann  in  die 
eiüzelwirtliscliattliche  Kategorie  des  Kapitals  fallen.  Für  die  Fragen 
des  Privateigcnthunis  int  die  eiuzelwirthschaftliche  Unterscheidung 
im  Allgemeinen  maassgebend. 

2.  Die  wichtige  Unterscheidung  zwischen  beweglich  cm  und 
nnbeweglichem  Eigenthum  gewinnt  im  Laufe  der  Wirthschaftä- 
entwieklung  eines  Landes  ebenfalls  eine  verschiedene  wirthschaft- 
liche  Bedentong,  welche  fttr  das  Recht  nicht  gleichgiltig  ist.  Das 
bewegliche  Eigenthnm  pflegt  von  vorneherein  im  höheren  Maasse 
Arbeitseigenthnm  zn  sein,  d.  h.  anf  dem  Erwerb  direct  oder 
(nnter  Vermittlnng  des  Kapitals)  indirect  durch  Arbeit  nnd  zwar 
auch  durch  Arbeit  des  Eigenthttmers  selbst  zn  bemhen.  Das  nn- 
bewegliche  Eigenthum  ist  zunächst  Eigenthum  au  einem  blossen 
Naturfactor  und  beruht  auf  derersten  Besitznahme  (ersten  Occupation), 
eventuell  auf  Gewalt  gegen  die  früheren  Besitzer.  Später  wird 
aber  auch  das  Gnindeigenthum  durch  Hineinwendung  von  Arbeit 
und  Kapitnl  mehr  und  mehr  Arbeitseigenthum  (intensive  Landwirth- 
schaft,  intensives  Wegewesen,  —  auch  Gebäude-,  Bergwerkseigen- 
thum). Beide  Eigenthnmsarten  nähern  sich  also  einander  in  ihrer 
ökonomischen  Natur  alhnlUig,  was  auch  eine  Annäherung  des 
Orundeigenthumsrechts  an  das  immer  sbsoluter  gefasste  Mobildgen- 
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tbnmsrecht  rechtfertigt.  Aber  niemals  wird  das  Gmnd-  und  Ge- 
bäodeeigeotlium  so  reine»  Arbeitseigentbrnn  wie  das  bewegliche. 
Die  TAllige  GleichstellnDg  im  Rechte,  worauf  die  neuere  Ent- 
wicklang  io  Theorie  aod  PraxiB  immer  mehr  hindrflngt,  ist  eben 
deshalb  stets  aaeh  ein  Okonomisober  Fehler. 

Die  Eigi'nthumsfrasre  hänget  liiur  zasammeii  mit  der  Theorie  der  Grund- 
rente. Ich  halte  an  dem  Kern  der  Ricardo-Thü  iicn  sehen  Grundreiitentheorie 
f»>.  Ccber  die  ifauze  Streitfrage:  Berens,  kritische  Do^mcnge-schichto  der  Grund- 
rente, Ldpzinr  1868.  Den  Zusauimenhanir  der  Rtsateolehre  mit  der  Grundeigenthums- 
fraiff  hat  auch  Gairues  in  seiner  oben  genannten  Abhandlung  ubi-r  political 
ecöAOiDf  and  Jand  betont,  ea&ays  p.  193  IT.  £r  euischeidet  die  Frage  ähulit  b  wie 
Hk  Vgl  auch  PUtter.  zor  GniDdrenteiirtieerie.  Hildebrand's  JahrbQcber.  18T6.  I, 
i7.  Audi  in  der  ocoeäten  theoretischen  und  practisch-a^itatori^chen  Polemik  gegen 
prifates  Gruudeitrenthum  ausserhalb  der  Kreise  des  oigontlicheo  SoGiaÜtfiDO«  wird 
rieder  besonderb  gein  an  die  Gniudreuteiitbeorie  angeknüpft. 

3.  Die  Unter«>eheidnng  tod  Kapital-  nnd  Gmodeigentham 
liest  sieh  anf  Gebäude,  mitnnter  auch  anf  gewiRse  grössere 

maschinelle  Einrichtungen,  welche  in  dauernder  Verbindung 
niit  dem  Boden  stehen,  nieht  streng  anwenden.  Gebäude  theilen 
die  ökonomische  Eigenthtlmlichkeit  heider  Eigenthunisarten  und 
zwar  wieder  in  wechselndem  Verhältniss.  Von»  Keelite  ist  nament- 
lich zu  beachten,  wie  weit  Gebäude  die  ökonomische  Natur  von 
Grand eigentbum  (besonders  hinsichtlich  der  Benteobildung  unter 
dem  Einfluss  der  Conjunctnr,  I,  §.  166  fif.)  annehmen.  Das  gross- 
stidtisehe  Qebäodeeigentbum  bezieht  gewöhnlich  in  umfassendem 
Maasse  Renten,  welche  nicht  auf  indiTiduelle  Ökonomisohe  Leistungen 
des  Eigenthttmers  znrllckzufabren  sind,  und  verlangt  auch  deshalb 
im  Reehte  eine  Sonderstellung. 

§.  y9  [259].  —  C.  Mit  Benutzung  der  dargelegten  Eintheilungs- 
grnodsätze  lässt  sich  folgendes  Schema  t'Ur  die  Kiutheilung 
des  (Sach-)  Eigentbums  aufstellen. 

Dasselbe  geht  in  der  Specialisining  so  weit,  als  es  hier  für  die  Lehre  rom 
allgemeinen  wirtbscbaftlichen  Vcrlehrsrecht  nach  dem  gci:enwärtigeil  Stande  der 
füU^winh^ichaftlichen  und  technischen  Entwickluiig  in  den  Ländern  der  europäischen 
Coltor  oothwendig  erscheint.  In  der  Praxis  braucht  man  nicht  Uberall  so  weit  zu 
ipedahflireo,  jedoch  Mer  vnd  da,  s.  B.  in  Betreff  des  OrandeigentlraBis,  Mch  hento 
Kbon  Weiter,  l'iifl  «Jio  Tendenz  der  hölieren.  grossere  Arbcitstheilung  mit  sich 
falireDden  Entwicklung  der  Volkswirthschat't  ist  es:  immer  feinere  Specialisirungen 
^  Eigenthumb  fur  alle  ökonomischen  und  Kechtsfragen,  welche  sich  an  das  letztere 
^'"i^pfen.  nothwendig  zu  machen.  Im  einzelnen  Lande  und  Zeitalter  mass  darlkber 
Beobachtung  der  ökonomischen  Function  des  Eigenthums  entscheiden. 

Siehe  L  Jj,  128.  Die  folgende  Einlheiluntr  berührt  sich  mit  den  üblichen  Ein- 
AoloDgcü  des  Vermögens,  des  Kapitals,  des  Rodens  und  zum  Theil  der  Arbeitsalton 
i>  den  Lehrbachern,  fällt  aber  nicht  damit  zusammen.  Vgl.  Kau,  Volkswirthschafls- 
like,  §.  86  ff.,  94  ff.,  119,  12S  ff.;  Boscher,  System  1,  33,  34,  38.  42.  43. 
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(1.)  Eigentham  an  Gebr a nchs vermögen.  Dasselbe  kann 
in  zweifacher  Weise  eiogetbeiit  werden. 

Einmal  nach  dem  oben  dargelegten  Gesichtspnncte: 

(A.)  Eigentbom  an  bewegliehemGebranchsyermOgen,  nemlicb 

(1)  an  Verb  ran  cbsvermOgen  (z.  B.  Nabrnngsmittel), 

(2)  an  Nntsvermögen  (z.  B.  Kleider,  Wäsche,  Betten,  Möbel). 
(B.)  Eigentham  an  unbeweglichem  Gebraachsvermögen, 

nemlicb 

(1)  an  Höfen,  Garten  u.  s.  w.  (Parks), 

(2)  an  Area  (Tenne)  für  Wohogebaude, 

(3)  an  Wohngebäiiden. 

Sodann  eine  zweite  Eiotheihing  nach  der  Beziehung  zu 
den  Arten  der  BedUH'nisse  ond  der  Grösse  des  Bedarfs  der 
Individaal-  nnd  Familienwirtbscbaft,  eine  Eintheilnng,  welche  n.  A. 
fttr  das  sociale  Stenerrecht  wichtig  ist  nnd  fttr  das  Pfilndongsrecbt 
mit  in  Hetrscht  kommt 

(A.)  GebrancbsTermögen ,  ({ualitatir  geeignet  und  qnantttatiF 
ausreichend  fUr  die  Befriedigung  der  nothwendigen  Existensbedflrf- 
nisse  fl,  §.  268); 

(H.j  desgl.  der  ExihtcnzbedUrfuiäse  zweiten  Grads  im  Üblichen 
Umfange; 

(C.)  desgl.  der  üppigeren  Befriedigung  dieser  letzteren  (Luxas- 
?ermögen); 

(D.)  desgl.  der  CaltnrbedUrfnisse. 

(11.)  Eigentbum  an  ProductionBmitteln(ProductirvermögeB). 
(A.)  Kapitaleigenthum, 

(1)  an  beweglichen  Produotionsmitteln, 

(a)  Eigenthnm  an  Oeldkapital,  als  dem  Kapital  fttr  alle 
Yerwendnngsarten ; 

(b)  Eigentham  an  anderen  beweglichen  Prodnetionsmitteln, 
als  dem  Kapital  für  specielle  Verwendnngsarten,  nemlicb 

(f()  an  siebendem  Kapital,  besonders  an  Mascbinen, 
Werkzeugen, 

(ß)  an  umlaufendem  Kapital,  besonders  an  Haupt-  und 
Hilfsstoffen,  dann  an  l  nterbaltungsmitlelu  für  die  Producenten 
während  der  Dauer  der  Prodaction. 

(2)  Eigentham  an  Kapitalien,  welche  mit  dem  Boden  mehr 
oder  weniger  untrennbar  verbunden  worden  sind,  nemlicb  Ge- 
bäude, gewisse,  der  Production  dienende  technische  Einrichtungen 
am  nnd  im  Boden,  gewisse  Bodenmeliorationskapitale. 
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(B.)  Qruo d eigen tbnm, 

(1)  an  GrnndstttckeD  (Plätzen)  tllr  Gebäude  nnd  fttr  den 
Standort  der  Prodnetion  flberhanpt:  im  Wesentlichen  stildtiaches 
GrondeigenthniDy  dessen  weitere  Unterscheidung  in  grossstftdti- 
selies  und  kleinstädtisches  notbwendig  werden  kann  und 
bei  ons  im  Allgemeinen  schon  nothwendig  geworden  ist 

£iite  solcbe  Uuterecbeiduojj;  i&t  dem  Kochte  bereits  uicbt  loebr  gkoziicb  fremd: 
w  FiBansrecht  komoit  sie  mehrfach,  wie  in  Oesterreich.  Prenseen,  bfi  der 

Gebiadestener  ror,  indem  diese  Steuer  in  den  grosseren  Orten,  d.  b.  in  denen, 
ro  die  MehrzabI  der  Hioser  im  Wege  der  Vermiethung  nut/bur  ireuiacht  wird, 
ucb  dem  Mietbertrag.  in  den  übrigeo  Orten  nacb  anderen  Merkmalen  aufgelej^;! 
liid  IMwr.  Haaszins-  und  Haasciassensteaer).  Eine  Unterscbeidong  zunächst 
Dach  iQsseren  Zweckmäs^j^:k<'ifsf::ründen,  worin  aber  doch  implicite  das  Anerkerintriis> 
Ütgt,  dass  mit  der  ökonomischen  Natur  oud  Stellung  auch  die  rechtliche  Behandlung 
fOBciiiedMi  Min  kann. 

(2)  Griiiideigenthiiiii  an  ({lundstücken  (Plätzen)  fdr  die  Auf- 
findung und  Aneignung  (durch  die  veischiedeuen,  je  nach  der 
Art  der  Gegenstände  und  den  Fund-  und  Gewinnungsorten  und 
•Bediogangen  sieb  ricbtenden  technischen  Tbätigkeiten)  solcher  (on* 
oigattiscber)  Stoffe  im  BodeUi  welche  in  ihrer  natürlichen  Form  in 
weiteren  Prodnctionszwecken,  eventnell  auch  als  GehranchsTermdgen 
uunittelbar  an  Consnmtionszwecken  dienen,  daher  schon  in  dieser 
Fam  einen  gewissen  anmittelbaren  Gebranchswerth  haben,  ohne 
lieh  spontan  oder  dnrch  Einflnss  des  Menschen  wieder  zn  erzeugen: 
ia  WesentUohen  BergwerksbodeneigeDthom,  d.  h.  Eigenthnm  an 
Boden,  welcher  Hineralsnbstanzen  etc.  führt. 

So  wenigstens  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle.  Etwas  abweichend  stehen 
L  B.  die  Localitäten  der  Steinölquelleu,  Mineralquellen  und  der  gewöhnlichcu  Wasser- 
qadlen  da.  Dieselben  sind  in  mancher  Hinsicht  mehr  zor  folgenden  dritten  Boden- 
kaiegorie  zn  rechnen. 

(3)  Gmndeigenthnm  an  Grnndstttcken  fttr  die  Aneignung 
(durch  ThStigkeiten  des  Sammeins,  Jagens,  Fischens,  Abweiden- 
liBsens,  Lesens  n.  dgL  m.)  solcher  (organischer)  Stoffe  (Pflanzen, 
Thiere),  welche  gleichfalls  schon  in  ihrer  natürlichen  Stofifform  zu 
Prodo^onszwecken  oder  als  GebrauchsvermOgen  dienen  können, 
nttllrlichen  Gebrauchswert b  haben  oder  erlangen,  sich  aber  spontan 
"hne  menschliches  Zutliun  wieder  erzeuj^en:  im  Wesentlichen 
Kigeotbum  an  .lagd-  und  Fischereigrlniden,  an  natürlichen  Weiden, 
am  Boden  wild  wachsender  Ttlanzen,  Häunie  Naturwald,  rrwald), 
ID  Tort  lagern  u.  dgl.  ni.;  eventuell  auch  der  Buden  der  Quellorte. 

(4)  Grundeigenthum  an  Grundstücken,  um  aut  bezw.  in  den- 
selben unter  Einwirkung  menschlicher  Arbeit  und  Kapitals 
die  Stoffe  des  Bodens  und  der  Luft  erst  in  die  dem  menschlicbeu 
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BcdllrfoisB  entsprechende  pflanzliche  Form  zn  bringen  ond 
ihnen  so  ent  Gebranchswerth  za  verleihen:  im  Weaenüichen 

(a)  Undiiche8  oder  agrarlBches  Grandeigenthmn  anGftrteD, 
Aeekem  nnd  Wiesen) 

(b)  W  al deigenlhuni  an  Kunst-  nnd  Cult Urwäldern. 

Hier  spielen  die  Liebig'sche  IJod  en  c r srliöpf  u  n  jrsfrage  nnd  die  mit  ihr 
zusammenhäageuden  Puncto  der  Filanzen|)bysiolügie  ond  FflaazeoerQäbrung  üt  die 
akonoiiiiBebe  Wttrdiguug  der  Oroodittteke  und  danit  in  die  Gmndeigeiithaintfnge 
hSoein.  Vgl.  die  trciriiche  Schrift  von  Gonrftd,  Liebig's  Ansteht  fOB  der  Bodeo' 
beschaifenheit,  Jeaa  lb64,  besonders  8  ff. 

(5)  Eigentham  an  den  zur  Commanication  dienenden  j 
GrnndstttclLen:  Wege-  oder  Strasseneigenthom.  Dasselbe  ^ 
ist  wesentlich  nach  technischen  Momenten  nnd  nach  den  mit  diesen 

zum  Theil  wieder  zusammenhängenden  Verhältnissen  der  Benutz-  ^ 
barkeit  der  Wege  zu  specialisireu.  Besonders  wichtig  ist  der  ^ 
Unterschied:  '* 

(a)  von  Wegen,  welche  in  der  Hauptsache  eine  beliebige  Be- 
nutzung zu  Transporten  gestatten,  wie  die  gewöhnlichen  Landwege,  j 
die  See,  die  FlUsse,  und 

(b)  Wegen ,  bei  welchen  der  Transportdienst  ans  technisebeB, 
im  Wesen  des  Weges  liegenden  Grflnden  fest  organisirt  sein  msss, ' ' 

wie  besonders  bei  den  Eisenbahnen,  als  (nach  Weber)  denjenigen' 

„Strassen,  auf  welchen  sieb  die  Fuhrwerke  nicht  beliebi^^  auf  allen  ' 
Stellen  ihrer  Breite,  sondern  auf  t'estbestimmten  eisernen  Spuren  ' 
bewegen**.  ^ 

Von   alliMi   Arten   dos  Orundeigrcntluinis  i^t  diese  fünfte  K:itr_':j:orie  noch  air 
Wenigsten  Qnter>uctit.  weder  juristisch  noch  nationalökonoinisch.  obwohl  die  pr&ctiid^ 
bicr  wichstitfjite  Anwendung  des  Expropriationsrcchti)  sowie  das  WegeserritutsweMI», 
eine  principiclle  Untersuchung  hier  besonders  nahe  legte.    Ueber  die  obige  Vulex 
Scheidung  der  Frage  siebe  meine  Finsusvissenschnft  I«  9.  Aallage,  §.  266,  S.  647. 

(6)  Eigenthum  an  den  bleibend  von  Gewässern  (insbcsonder ;  ^ 
natürlichen  Quellen,  Bächen,  Flüssen,  Seeen,  See  an  den  Klistei 
aber  auch  von  künstlichen,  Canälen,  Teichen)  cingenommeDO. 
Bodentheilen. 

Der  Zweck  dieser  verschiedenen  Boden kategorien  bedingt  va 
schiedenheiten  der  ßenntzongsweise,  daher  wieder  der  menschliche'''^ 
Arbeit  und  Kapital?erwendung  znm  Behuf  der  dem  Zweck  en 
Bpreohenden  Benutzung.  Um  letztere  zn  ermöglichen  oder  weoii  ^ 
Btens  zn  erleichtem,  mttssen  die  Rechtsnormen  fttr  Benutzung  nr^^isu 
Besitz  (Eigenthnm)  des  Bodens  sieh  den  Ökonomisch -teehnisclif^^ 
Bedingungen  der  Benutzung  anpassen,  daher  sieb  demgenikhi 
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speeialisiren  nnd  differenziren:  ein  Hauptgesicbtopunct  flir  alle 

GniDdeigeDtburosordnuDg. 

Siehe  unten  Bocli  H.  Kapitel  1  N;ili<TfS ;  aticli  <Jie  ^''TfuI^utl^  des  voraus- 
{^eksden  Moments  in  meiner  Abbaadiuug  üriuidbeiüu,  ? olkswirtbächaftliclie  Phncipieo- 
fn^e  der  Rechiaonbiing  im  Buidwftrmacli  d«r  StuUvteensduiftaD  III,  besondan 

100  [260].  —  D.  Dieses  Schema  der  ökonomischen  (Sach-) 
F.itrenthuinskateporieen  hat  lür  die  Lehre  vom  Eigcntliiun  in  volks- 
wirtbscbaftliclier  Betrachtung  durcligreifeDde  Bedeutung. 

1.  Es  seigt  znnäeliBt  die  grosse  Verse biedenh ei t  der 
Bes  t  a  n  d  t  b  e  i  1  e  des  Pri?ateigeDtboinB.  Jede  fiigenthamsart  wirkt 
HD  in  wirtbsebaftlicher  nnd  socialer  Hinsicbt  anf  den  Eigentbttmer 
iiDd  anf  die  ganze  Beydikemng  anders  ein.  So  weist  das  Schema 

darauf  hin,  dass  der  Versuch,  das  „Privateigenthum  an  sich",  in 

abstracto  und  ohne  Rücksicht  auf  diese  verschiedenen  Kategorieeu 
«einer  «ikonomischen  Zwecke  und  Functionen  zu  „hegrUnden'',  wie 
Ol  der  üblichen  Weise  der  bisherigen  Rechtsphilosophie,  von  vorne- 
herein verfehlt  ist. 

2.  Dasselbe  gilt  von  aller  principiellen  Polemik  gegen 
dis  „Prirateigentbnm  an  sich''.  Die  yerschiedenen  Grflnde 
flr  nnd  wider  diese  Institution  haben  einen  ganz  yerschiedenen 
Werth,  je  nachdem  unter  £igenthnm  die  eine  oder  die  andere 
jener  Arten  yerstanden  wird.  Die  wissenschaftliche  Polemik  gegen 
dies  Eigentbum  richtet  sich  daher  nicht  gegen  das  ganze  Rechts- 
itstitat,  sondern  nur  gegen  bestimmte  Eigenthumsarten  und  auch 
^egen  diese  nur  unter  Voraussetzung  einer  bestimmten  rechtlichen 
Forronlirung  und  aut  einer  gewissen  historischen  ökonomisch -tech- 
-is'cben  Entwicklungsstufe,  hei  einer  gewissen  Art  des  Productions- 
tfetriebs.  Demnach  will  sie  gar  nicht  allgemein^  sondern  nur  historisch 
od  örtlich  relativ  gelten  in  gewissen  Zeiten  und  Ländern.  Dasselbe 
irt  anch  yon  der  neueren  Polemik  des  wissenschaftlichen  Socialismns 
II  sa^n,  welche  sich  Überhaupt  nur  gegen  das  Priyateigenthnm 
a  Prodnctionsmitteln  nnd  auch  gegen  dieses  nicht  an  nnd  fOr  sich, 
mdem  nnter  den  gegebenen  nnd  der  Annahme  nach  sich  in  be- 
«inmter  Riebtnng  weiter  entwickelnden  Prodnctionsbedingungen 
i  onäerer  heutigen  Volkswirtbschaft  wendet. 

Die  landläufige  PuIi  inik  !.  r  (ii'srncr  der  Socialisten.  wie  sie  z.  B.  in  <1«t  Presse 
I  <  Dbermlen  und  conservaüveu  Parteiea  wenigtitens  früher  geführt  wurde,  gipfelte 
!•  ^mttm  in  dem  Vorwurfe,  dass  der  Socialismna  „Abscbaffaog  des  Eigenümms"  predige : 
>  V  temdenziOse  oder  oberili«faUcli6  EntstelloDg.    (Siebe  I,  §.  214,  Scbftffie, 
*  awciaj  des  Sociiliemiu). 
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3.  Auch  die  Aafstellang  des  üblichen  engen  jaristificheu 
(Privat  ; Eigenthum 8 begriffs,  welcher  abstraet  a  priori  con- 
stroirt  wird,  erweist  sich  sofort  als  theoretisch  verfehlt.  Sie  ist 
aoeh  praetisch  bedenUicb,  wenn,  wie  in  der  modernen  Jarispmdemc 
nnd  im  modernen  Recht  unter  rGmisch- rechtlichem  Einflnss,  nnn 
ans  dem  einen  Eigenthamsbegriff  für  alle  Arten  Eigentbnm  die 
gleichen  Gonseqaenzen  gesogen,  daher  s.  B.  dem  EigenthQmer  die 
gleieheo,  möglichst  absoloten  Verftigungs-  nnd  Anssehlnsshefugnisse 
gegeben  werden. 

4.  Die  blosse  Unterscheidung  von  Mobil-  und  Grundeigen- 
thum, welche  das  ältere  und  neuere  Recht  kennt,  gentigt  noch 
nicht.  Die  Reehtsentwicklung  niuss  der  weiteren  wirthschaliliehen 
Theilun^  der  Eigentbunisarteu ,  einer  Folge  veränderter  Technik 
und  üekouomik  des  Wirthschaftsiebens,  Dach  Maassgabc  des  obigen 
•Schemas  folgen.  Dies  ist  fast  gar  nicht  geschehen.  Es  sind  neue 
Ökonomische  Eigenthnmskategorieen  in  die  alte  Schablone  gezwängt  • 
nnd  so  z.  B.  das  moderne  Kapitaleigenthum  nnd  das  grossstädtiscbe 
Grnndeigenthnm  verkehrt  behandelt  worden. 

Hier  rächt  sfcli  dfo  follstindiK«  VenacblisüigaoK  uaüonalökonomisdier  Studien 
all  uii»cren  Juriäteo,  worüber  L.  v.  Stein  mit  vollem  Rechte  so  herbe  Klage  gefthit 

hat.    Die  UouianiNtrri  sind  ^i^ll      lanffo  frar  nicht  klar  eewo^cn  Uber  die  frond- 
vetbcliiedene  (j'^taltung  der  antikcu  uud  der  moduruuu  Winhücliafbuntemeluiangeii, 
wie  sie  z.  B.  Kodbertns  meisterhaft  dariegt.    Die  Germanisten  baba  ivar 
stets  viel  mehr  die  Abbiingigkeit  dos  Hechts  von  der  (icstaltuü;;  der  Wirthschtft  I 
und  die  daraus  bervorgebeode   Wecbbelwirkung  vou  Kecbt  und  Wirtbschaft  er- 
Icannt    Aber  sie  zogen,  wie  dio  geschichtliche  Rechtsschnle  überhaupt,  lieine  ge- 
uügcDdcD  Consequenzen  fttr  die  Uegcnwart.  welche  ihrerseits  ein  Tcrindertes 
Wirthscliaftsn-clit  braiiclif.  weil  sie  vollständis  andere  ökonomische  und  technische 
Yerbältuibäe  lu  der  VSirtbäcbaft  besitzt.    Auilasäuijgcii  wtu  diejenigen  W.  Arnolds 
standen  unter  den  positifen  Juristen  doch  noch  sehr  rereinzelt.  Vgl.  seine  Oatinr  nnd 
Reclit  der  Körner,  S.  46  fl"..  W  ff.  und  (icschichfe  des  Eigenthams.  S.  202  ff.  Richlip 
auch  Samter,  Eigenthumsbegriff,  besonders  S.  298.  —  Neuerdings,  besoiidcn»  anter 
Iherin  tr  <  Einfluss  unter  den  Romanisten,  dann  in  FoIkc  der  Verbindung  von  rechts- 
und  wirtbschaftsKchchichtlichcn  Studien  bei  den  (iermaniston  uud  unter  der  biet  sebr 
seffensreichen  Einwirkung  der  ei^'f-nt'!-  hen  Wirtbschaftshistoriker  ist  da-»  allerdincs 
urbeblich  be^iser  gcwordcu.  Aber  wie  verbäl(uiäi>mä:»sig  isülirt  JM&uoer  wicU.  (iierke 
doch  immer  noch  stehen,  wie  die  Sltere  joristische  Aaf&ssnnir  noch  immer  die  weit- 
aus verbreitetstc  ist,  ist  doch  nor  ZQ  bekannt  und  hat  von  Neuem  der  Entwurf  des  | 
bürgerlichen  Ucsetzbochs  gezeigt    Daher  sind  unsere  Bemerliungen  noch  nicht  | 
antiquirt.  ^ 

5.  Diese  verkehrte  Stellun^j;  im  Hechte  hat  dazn  ge- 
führt, dass  einzelne  Ei^^ciithuinskalcgorieen  eine  ökoiiüiiiisch  und  ' 
social  viellarli  hedcnkliclio  l^uiction  aiisiihon,  was  m.  E.  z.  B.  für 
groissstiidtisrlicv  (hund-  und  (tt  KiiiuU'ei^eiitlunii,  mindestens  unter 
den  cuntinentaieu  Hau-  und  Wohuun^sverliUltniHsen ,  nur  wie  ali- 
sichtlich  verkannt  werden  könnte.  Daraas  ist  wieder  die  Polemik 
gegen  derartiges  Eigeuthum  hervorgegangen :  an  sich  oft  mit  Eecht, 
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nnr  dass  dieselbe  dann  binfig  wieder  zu  sebr  Terallgemeinert  wurde. 
Eise  WiderlegQDg,  z.  B.  der  BociaUstiscben  Angriffe  auf  ,,Eigeii- 
thum",  moBS  an  der  Hand  obigen  Scbemas  specialisiren  nnd 
daoacb  beBtimmen,  ob  nnd  wie  weit  die  Polemik  im  einzelnen  Falle 
begrflndet  ist. 

VI.  ~  §  101  [261].  ücbersicht  der  ökonomischen 
Hau  p  t  p  u  n  c  t  c  der  P  r  i  v  a  t  e i  g  e  n  t  h  u  ni  s  1  e  h  r  e.  Im  Folgenden 
soll  die  Anffassunp:  des  Kigentliums,  weiche  im  Vorausgehenden 
generell  dargelegt  ist,  ihre  genauere  Begründung  finden,  und  zwar 
namentlich  hinsichtlich  folf^ender  l'uncte: 

1.  Die  innere  Begründung  des  Privateigenthums  schlecht- 
weg durch  die  gewöhnlich  dafür  autgestellteu  Tbeorieen,  insbe- 
sondere durch  die  in  §.  102  angeführten  Tier  ersten,  wird  sieb 
als  unhaltbar  erweisen  (§.  104—119). 

2.  Das  Privateigenthnm  ist  nnr  auf  die  recbtsbildende 
Kraft  des  menseblicben  Gemeinsebaftslebens  im  Dienst 
bestimmter  Gemeinscbaflszweeke  znrflekzaffibren  nnd  findet  nnr  so 
seme,  aber  aneb  ansreiebende  Begrttndnng.  Dabei  kommen  dann 
tneb  die  ricbtigen  Gesiebtspnnete  der  Zweckmässigkeit  nnd  Postnlate 
der  Gerecbtigkeit,  welcbe  in  den  anderen  Eigentbnmstbeorieen  ent- 
halten sind,  als  Fermente  nothwendig  und  berechtigtermaasseu  mit 
zur  Geltung  (§.  120  ff.). 

3.  Diese  Oesichtspuncte  und  Postnlate  haben  liir  die  einzelnen 
Eigenthumsarten  wieder  eine  weseutlicli  verschiedene 
Bedeutung.  In  der  weiteren  Untersuchung  sind  daher  die  ver- 
schiedenen Eigenthunistheorieen,  dem  obigen  Seherna  gemäss,  aus- 
einander zu  halten,  besonders  auch  llttr  die  Fragen  in  Bezug  auf 
die  Aosdebnung  des  Privateigenthums ,  daber  der  Stellung  des 
letzteren  und  des  Geraeineigenthums  zu  einander  (Bncb  3). 
Mehrfach  ist  dabei  auch  za  beachten,  dass  jene  Kategorieen  mit 
dem  Wechsel  der  geschichtlichen  Phasen  des  Wirthscbaftslebens 
nnd  der  Technik  eine  verschiedene  ökonomische  Bedentnng  er- 
halten. 

4.  Die  apriorische,  abstract-absolnte  Formnlirung 
des  juristischen  PriTateigenthnmsbegriffs  ist  principiell 

unhaltbar,  bei  jeder  Art  Eigenthnms  mehr  oder  weniger,  bei 

gewissen  Arten  noch  in  besonderem  Maasse.  Ein  allgemeiner  Eigcn- 
thumsbegriff  ist  so  weit  zu  fassen,  dass  er  auf  die  verschiedenen 
Eigenthumsarten  anwendbar  ist.  Er  verlangt  aber  dann  für  jede 
der  letzteren  noch  eine  besondere  engere  Fassung  (§.  126  ff.). 

W  agaer.  GnadUguif.  S.  Anfl.  2.  TheU.  Volksvirthachaft  a.  K«cbU  14 
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5.  Ebenso  unhaltbar  sind  die  Forderungen,  welobe 
man  ans  jenem  absoluten  Eigentbamsbegrifir  ftlr  die  £i gen t bums- 
ordnangy  fUr  die  Ansdebnnng  nnd  den  Inhalt  des  Pmat- 
eigeotbnms  gezogen  bat  (§.  ISO  ff.). 

6.  Jede  der  grossen  ökonomiscben  Eigentbomskate- 
gorieen  moss  vielmebr  im  Prioeip  ibre  in  vielen  wiebtigen  Poncrten 
besondere  Eigeütbnmsordnnng  erbalten.  Wie  weit  diese 
Fordemng  im  positiven  Becbt  zu  verwirklieben  and  wie  nnd  wie 
weit  alsdann  zu  specialisiren  ist,  das  hängt  wesentlich  von  der 
Entwicklung  der  Technik  imd  des  Wiithschal'tslehens  ab.  Diese 
EntwickluDg  muss  ixUo  beobachtet  und  das  Ergebniss  der  Hc<d)- 
aehtungen  zu  entsprechenden  Rcionnen  des  Eigenthumsrechts  be- 
nutzt werden. 

Es  ist  dies  der  richtige  un<l  wichtige  GedanL«.  wclch-  n  K  o  d  1»  l- r  t  ii  s  scLarf- 
sinflig  und  Oberzeugend  für  eine  Uauptaxt  des  £igciithumä.  da^  läudliche  drut.deigeu- 
dinm,  nnd  für  ein  Hauptgcbiot  des  auf  dasselm)  bczQglicben  Rechts,  für  die  Vcr- 
schulJung  des  (iraodbesitzes.  verfuclitLU  hat.  (Vgl.  besonders  Kodbertos'  claisischei 
Werk:  Zur  Erklärung  und  Abhilfe  der  heutigen  Creditnoth  des  Grundbesitzes,  2  Bde.. 
Jena  lb(3*J.)  Dieser  Uedanke  iat  nur  für  alle  grossen  ökonomiscben  £igenüiums> 
kategoricen  und  ihr  Recht  riditifr  so  rcrallgeiiieiiien,  um  ein  Prindp  tob  fand»- 
mentaler  Bedeutung  für  da-  I^  rllt^-  und  Wirthscliafislebon  zu  gewinnen.  vUebeieia- 
Stimmend  Samt  er,  Eigei.tliumabcgrill,  und  in  den  anderen  Schriften.) 


Zweites  Kapitel. 

Die  Theorieen  für  die  Begründung  des  Privat- 

eigenthums. 

1.  Abschaitt. 

Uebersicht  und  allgemeine  Kritik. 

I.  —  102  [255].  Uebersicht.  Unter  der  rechtsphilosopbfschen 
BegrttndoDg  des  Privateigenthimis  yersteht  man  die  Zarflckftlbning 
dieser  Eigeothnmsinstitiitioii  als  solche  aaf  eio  oberstes  Prineip, 
aus  welchem  sie  Dothwendig  ber?orgeht  und  auf  welches  daher 
ihre  Berechtigang  als  Instiiution  des  Rechts  zinrttckzaftobren  ist 
Versnche  einer  solchen  Begründung  oder  sogen.  „Eigentbums- 
theorieen"  sind  mancherlei  aufgestellt  worden,  von  der  Rechts- 
philosopbie  (dem  Naturreclitj  »elbst,  von  der  Kecbtswissenschaft, 
von  der  Politik  und  der  Nationalökonomie,  tbeils  einzeln,  tbeils 
gemeinsam.    Die  wichtigsten  Theorieen  —  wobei  hier  von  den 
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zahlreichen  feineren  Xtinncen,  dorcb  welche  flieh  die  einzelnen 
wieder  weiter  unterscheiden  lassen,  abgesehen  wird  —  sind  die 
folgenden.  Sie  können  selbst  wieder  nach  ihrem  Gmndnnterscbied 
in  grossere  Abtheilnogen  gebracht  werden. 

Vgl.  eine  ähnliche,  aber  nicht  ganz,  hiermit  übereiustiminciiJe  L übersieht  in 
de  Larcleye,  proprieti.  S.  3^2  ff.  Peroer  Ahreos«  Natarrecht,  II,  §.  74;  KanU, 
National-Ookoi  ömie  I.  §.22.  besomlcrn  Anuicrkuni;  11;  Schäffl«-,  Kapitalismus, 
S.  ^2  d.;  Roscher,  Syntcm,  §.77,  Aumerkuog;  Knies,  (ield,  S.  S4  11.;  ü.  Coha« 
System  I.  §.  I0f>  ff.\  r.  Sebeel,  Artilcl  Eigenthnm  im  Handvdfterbvcli  der  StMii- 
visH  riS'.halt.  Das  BeacbteDSwertbeste  bleibt  trot^  der  za  weit  gehendeu  Skepsis  immer- 
hin Proudhon.  qn'est  quc  la  propri^tt'.  bei^ondcrs  ch.  2  und  3.  und  die  posthume 
dieorie  de  pro^riutc,  ch.  4.  ^iehc  darüber  K.  Diehl,  a.  a.  ü.,  I,  6.  4  lt.,  35  ü.  Vgl. 
MCk  Santer  8  genauote  Schriften. 

A.  fjgeiiihuni-tlieorieen ,  welche  die  Iiistitulioii  auf  eiueu 
inneren,  im  Wesen  des  Menschen  liegenden  Grund  zurUck- 
zaftthren  oder  dadurch  walirhafi  zu  „begründen''  suchen.  Dieser 
innere  oder  eigentliche  Grund  der  ganzen  Institution  als  solcher 
wird  hier  mit  Recht  Ton  der  oder  den  einzelnen  äusseren  (ge- 
sdiichtlichen)  Entstehnngsnrsachen  des  Eigenthums  einer  Person  im 
concrelen  Fall  oder  Ton  den  Erwerbsarten  des  Eigenthums, 
welche  die  Institution  als  schon  bestehend  voraussetzen,  scharf 
nntersebieden. 

Diese  Tbeorieeo  sind  gegenwärtig  in  der  deutseben  Kechtspbilosopbie 
dvehMtt  die  herrschenden  und  zwar  bejaerkensverther  Weise  in  der  anter  1  genannten 
Formaliruug.  Grund  und  Kntstchuiik,'sarMche  besonders  scharf  ontersclüedea  ron 
Abrens,  Jiatnrrecbt  II,  §.  74,  S.  134. 

Hierhin  gehören  zwei  Theorieen,  welche  indessen  einen  ge- 
meinsamen innersten  Kern  haben  und  iosofem  eine  einzige 
Hanpttbeorie  büden. 

1.  Einmal  wird  das  Ei^^enthnni  ohne  Weiteres  aus  der  mensch- 
lichen Natur  lU)eihaii[)t  und  aus  dem  Wesen  und  Be^'riil 
der  individuellen  rersönlichkeit  speciell  abgeleitet.  Das 
Eigenthum  ist  hier  eine  nothwendigc  Consequenz  der  menschlichen 
Natar  und  der  äelbständigkeit  der  Individuen.  Diese  Theorie  lässt 
•ich  daher  passend  mit  dem  Namen  der  „natürlichen''  Eigen- 
thnmstbeorie  bezeichnen,  —  ein  freilich  wieder  etwas  vieldeutiger 
Ausdruck,  welcher  indessen  in  diesem  Sinne  im  weiteren  Verlauf 
wohl  als  techniBcher  benutzt  werden  darf. 

Der  Urt-prung  dieser  Auffassung  liegt  in  Deotscbland  besonders  in  der  ideali^tischeu 
Pbfloeepbie  Pfcbte*s  vnd  in  dessen  Eigenthomslebre.  Siebe  Fichte,  Naturrccbt, 
Ausgabe  V 0,1  17*h;.  S.  15'2fr  :  Geschloh.sener  HandelsMaat .  ISOl.  Vgl.  darüber  be- 
sonders Schmoller.  in  Hilde brand's  Jahrbüchern  1 -ü5,  V,  24,  30,  45 ;  auch  Zeiler, 
Gescbjcbte  der  Deutschen  Pbilo«>opbie.  S.  öJ6  ff.  Sodann  die  Krause  sehe  Philosophie 
&  B.  bei  Abrens,  Natnrrecbt  II,  §.  64  iL  Uebrigens  doch  im  Ganzen  anch  Hegel, 
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Kechtspbilosophift.  B.  h  der  Werke.  Is40.  §.  -14  ff.,  bei  dem  das  Eigenthum  da-  Mitte! 
ist,  sich  die  Sphäre  äusserer  Freiheit  zu  geben.  Vgl,  dazu  Zeller,  a.  a.  0..  S.  »»14, 
PraBtl  im  Staatswörterbneb V,  62,  —  Trendelenburg,  Naturrccbt  §.93.  Stahl, 
Bechtspbilosophic  II,  1,  350  H.  („Das  Eigcnthom  ist  der  Stoff  für  die  offeii- 
barong  der  Individualität  de^  Meuschen'%  S.  S51).  —  Aehulich  ueuerc  Staat»- 
rechtslebrer  und  Politiker,  «tehe  Blontseb Ii ,  Artikel  Eigentbrnn,  8. 297.  Treitsch ke 
in  seinem  Aufsatz  Uber  Socialismu.-^  i  .  v  a  m.  .  Lasso  n,  Recbtspbilosophie .  §  54. 
tlbrigens  neben  der  richtigen  Htnorhcbunp;,  dass  Eigenthum  im  Sinne  des  Kecht- 
nicht  von  Natur,  bouderu  nur  durch  das  Hecht  sei  (S.  592)).  Ander»  und  mit  weit 
mcbr  Bodnicbt  evf  die  teleologieehe  NotbweDdigkeit  des  Eigenthnnis  Penisen. 
Ethik,  3.  Auflage,  II,  305  fr.,  376.  —  Siehe  auch  Proudhon,  qu'est  ce  rjue  la 
piupri*  t6,  ob.  2,  1.  de  Lareleye,  propricte.  S.  390,  Samt  er.  gesellscbaftliches 
nnd  Privatcigentbum ,  8.40,  derselbe.  Eigenthum,  S.  814,  316  ff. 

2.  Sodann  wird,  iu  einer  gerade  für  die  nati o  nal  ö  k  o  u  o- 
mische  AuffassuDg  bcdentsamen  Weise,  diese  Theorie  in  der  Art 
formulirt,  dass  eine  Seite  der  meDScblicben  Natur,  die  wirth- 
schaftlicbe,  zur  Begründung  des  Eigentbums  dient  Das  Eigen- 
tbam  Überhaupt  nnd  apeeieU  auch  das  £igentham  an  Prodaetiona- 
mitteb  oder  das  Gnmd-  und  Kapitaleigenthnm  erseheint  hier  als 
notbwendige  Conseqnenz  der  wirthschafUichen  Natnr  der  indin- 
dnellen  mensehlichen  PersOnliehkeit  Insbesondere  ist  es  wieder 
das  wirthschaftlicbe  Seihstinteresse  im  menscblicben  Triebleben, 
welches  nothwendig  (Sonder-) Eigcntbum  verlangt,  freilich  anch 
im  Gesanimtinteresse,  um  Arbeitslust,  Fleiss,  Sparsamkeit,  Umsicht 
im  wirthschaftlichen  Leben  zu  verbürgen.  In  dieser  Moditication 
nennen  wir  die  Theorie  im  Folgenden  die  natUrlicb-ökoDO mische 
oder  die  zweite  Eigenthumstheorie. 

Ancb  ohne  ^edeUe  Formalirung,  die  b&ufig  ganz  fehlt,  ist  diese  Theorie  aas 
den  Beweisführungen  der  Natio  alökonomon  zu  abstrahiron.  Die  Argumenta  der 
letzteren  enthalten  sie  implicite.  Sic  wird  hüuüg  mit  der  Arbeitstbeorie  confuudirt, 
ist  aber,  venn  ucli  mit  in  ibr  «itbalten,  docb  von  ihr  tn  nntenKsheid«!.  SiAe  nntea. 
V>rl.  z.  B  M'Culloch,  principles  of  political  economy.  ed.  1848,  EdÜnb.,  Y,  77  ff. 
Mill,  Politische  Oekonomie  II.  Kapitel  1,  Boscher,  I,  §.77. 

B.  Eigenthnmstheorieeni  welche  ein  bestimmtes  Princip  des 
Eigenthnmserwerbs  im  eonoreten  Fall  axiomatisoh  hin- 
stellen nnd  es  zum  allgemeinen  inneren  Grunde  machen,  darauf 

also  die  Privateigenthnmsinstitution  als  solche  begründen  wollen. 
Allein  hiermit  wird  ein  logischer  Fehler  begangen.   Das  vermeint- 
liche Begrlindungs- „Principe  ist  eigentlich  auch  nur  ein  Postulat 
für  die  PrivateigcntbumKordnung,  ein  Postuhit  der  (Gerechtigkeit, 
—  denn  ein  solches  ist  es,  wenn  bei  der  Occupationstbeohe  die  zeit- 

')  Ahrens,  Naturrecht  II.  S.  l.Tl  I!.  Proudhon.  qu'est  ce  que  la  proprietd. 
ob.  2,  §.  2,  eh.  8,  §.  4.  Diehl.  1,35  11.  De  Ltfeleye,  proprictii,  p.381.  ,')S4. 
Kniet,  Geld,  S.  84.  Bodbertus,  Beleachtnog  der  socialen  Frage,  Berlin  1S75 
paaiim. 
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lieh  trübere  AoBttbnng  des  Willensacts,  bei  der  Arbeitstheorie  die 
Aafwendiuig  eigeuer  Mühe  Eigentbura  begründen  soll,  —  einPostolat, 
welebes  möglicher  Weise  für  die  Ordnung  dieses  Eigenthnmsrechts 
als  Idtendes  Prineip  dienen  kann,  aber  deswegen  noeh  kein  Prinoip 
fttr  die  Begpründang  der  Institution  des  Eigenthnrns  ist,  ans  wdebem 
diese  Institution  —  noeh  dazu  in  heutiger  Gestaltung  —  nothwendig 
folgen  mttsste.  Es  lassen  sich  in  diese  zweite  Kategorie  der  Eigen- 
thnnistheorieen  folgende  zwei  bekannte  Theorieen  stellen: 

1.  Die  Occupationstheorie  oder  die  specifisch  juristische 
(besuuders  rüiiiiscb-icchtlichc)  Theorie,  die  dritte  in  der  hier  innö- 
gebaltenen  Reiherfol;ie.  Die  erste  Oceupation  ist  zwar,  wie  nicht 
bestritten  wird,  ziuiUchst  nur  eine  bestiranite  Erwerbsart  des  Eigen- 
thums im  geltenden  Hechte.  Ihre  Bedeutung  ist  aber  dann  gene- 
ralisirt  und  das  Eigenthum  allgemein  auf  die  erste  Besitzergreifung 
herrenloser  Sachen  zurückgeführt  worden.  Der  innere  Kechtsgrund 
wird  hier  in  dem  „natürlichen^'  Rechtsanspruch  des  ersten  Occu- 
panten  auf  diejenigen  Sachen  gefunden,  weiche  er  zuerst  vor  allen 
Anderen  seinem  Willen  unterworfen  hat 

So  die  Katnnechtslehrur  des  17.  and  18.  Jahrhunderts,  nach  dem  Vorgänge  fOB 
Hugo  (irotius,  unter  Mitannahmo  eines  bezüglichen  stillbcliweigenden  Vertrags. 
iVgl.  Abrens,  a.  a.  0.  II,  in  der  OccupatioD  als  Moment  der  BegrUüdan^ 

des  Eif  entbvms  ist  es  auch  nach  der  TOmlschorechtKeheB  AuShumg  der  WiltenMCt, 
der  maa>sgcbend  isl,  nicht  der  Arbeitsact.  der  z.  B.  bei  den  nationalökonomisch  so 
genannten  occnpatorischen  Arbeitsarten  {Jsii^d^  Fischfang,  Frtichtesainmeln,  Bergbau) 
TOikonmt.  Die  Einseitigkeit  der  rOmisch- rechtlichen  Eigenthnmslehre  liegt  in  der 
alleininren  Betonung  des  Ucrrscbaftsmoments  wie  im  ganzen  römischen  Priratrecht, 
so  auch  im  Eigenthum.  (Vgl.  darüber  Stahl.  Kechtsphilo^^oJ>hie  II,  S.  363  ff.  und 
den  Anhang  ubur  den  Werth  des  römischen  Privatrechts,  S.  bO'J.)  üut  characterisirt 
Stahl  das  rOmisebe  und  germanische  Recht  folgendermaasscn:  „während  das  entere 
^lie  <iaterwclt  l)Io--s  :\U  '  int.'  vorhandene  auffasst,  (l>'reii  Object*-  die  Individuen  sich 
dorch  iiiren  U  iilcn  aneignen  und  gegenseitig  mitthcilen  ^also  Oceupation  und  ander- 
setis  Erobernng  seitens  des  Volksganzen !) ,  fasst  de  das  germaniscne  Recht  sogleich 
als  eine  durch  die  menschliche  Gemeinschaft  stets  neu  zu  producirendo  auf,  wonach 
denn  die  Rücksicht  auf  diese  Production  und  deren  Förderunp  'in  bestimin(>ndes 
Moment  auch  i'Ur  die  Art  der  Aneignung  und  der  Mittheilung  werden  muss."  Voikä- 
virthscbaftlich  ist  selbstfeistindlich  nur  die  letztere  Auffassung  richtig  und  damit 
das  römische  Recht  in  materieller  Hinsicht  verurtheilt.  oder  wie  es  Ahrens.  etwas 
zu  eng,  ausdruckt,  dieselbe  Stelle  von  Stahl  citireud:  die  Römer  konnten  kein  Ar- 
heitsrecht  enengen  (If,  140  Anmeitnng). 

2.  Die  Arbeitsth  eoric  oder  die  specitiscli  national -öko- 
nomische EigeDthunistbeorie,  die  vierte  hier  zu  i)rliiende.  Der 
innere  (rechtsphilosophi.sche)  Rechlsgrund  des  rrivateigentlmms 
wird  hier  in  dem  y^natttrlichen'^  (oder  dem  ,,natUrlichen  Gerechtig- 
keitsgefühl enteprangenen'')  Reohtsaneprnch  des  Arbeiters  auf  die 
Prodncte  seiner  Arbeit  gefunden. 

Dieses  Moment  halte  ich  wenigstens  fiir  das  der  Arbeitstheorie  weseiitlirlio : 
Der  Arbeiter  hat  durch  seine  Arbeit,  seine  moherolle  Th&tigkcit  die  Guter,  welche 
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ins  Ei||^«iitliiim  tTet«ii  MUen,  gescbaSeo.  Die  Entstdrang  dieser  GQter  iit  die  Wirtonf 
jener  Arbdt,  die  YerbiDdung^  des  Priratcigeuihums  mit  der  Arbeit  daher  g^crecht 
und,  wie  man  auch  sayen  kAtinfc,  für  eine  andere  Entscheidung  kein  zureichender 
Grund  da.  Man  sieht  freilich  »ufürt,  wie  leicht  sich  die^ie  Theorie  gegen  Urund- 
eigentham  und  gegen  die  jetzige  EigenthQiDSordnQng  benatzen  lisst.  Von  der  alio 
aafgefa^sten  Arbeitstlieorie  ist  «lio  oben  soprenannfe  natürlich  -  ökonomische  Theorie  zu 
nnteibcbeiden,  was  aber  keineswegs  immer  von  den  Vertretern  der  ersteren  gcäcbieht. 
Dieselben  lassen  meistens  dartlber  im  Unklaren,  ob  sie  dem  Arbeiter  das  Eigenthun 
am  Product  seiner  Arbeit  zuschreiben .  weil  de  dies  fdr  gerecht  und  für  logisch 
consequent  wegen  der  Entstehung  der  im  Eigentham  stehenden  Güter  durch  jene 
Arbeit,  oder  weil  ^ie  dies  wegen  der  wirthscbaftlichen  Natur  des  Menschen  für 
Btltdidi  nnd  zweckmassig  halten,  nm  snr  Arbeit  antnspomen.  In  der  Begel  denken 
sie  wohl  an  Dcides.  was  ja  zusammenhängt,  aber  doch  wesentlich  verschieden  ist.  — 
Die  Arbeitdtheurie  wird  auf  Locke  zurückgeführt  (on  ciril  gorernmeut  II,  §.  25  fl.)t 
der  Tora  BedOrfniss  ausgeht.  Dieses  ftohrt  znr  Arbeit  vnd  so  wird  das  Prirateigen- 
thum  an  dem  Arbeitspraduct  auf  die  Arbeit  begründet  (übrigens  nur  ein  Eigenthum 
begrenzten  Umfangs  nach  Locke):  was  seinem  ursprünglichen,  naturlichen  Zustand 
entfremdet  wird  durch  Vermischung  mit  der  menschlichen  Arbeit,  wird  so  Eigenthum 
des  Menschen.  Siehe  Locke's  Theorie  in  dem  Auszuge  aus  seiner  genannten  Schrift 
von  Sf-harer  in  der  Tubinger  Zeitschrift  ISo'J.  XV,  5.H7.  Sehr  deutlich  tritt  in 
dem  knappen  Text  dos  g.  77  tou  Koscher  I,  bei  M.  Wirtb,  Gruod^uge  I,  37b, 
H*Gnlloeh,  principles,  p.  77  ff.  die  Betonang  der  nothwendigen  BQcksleht  auf  das 
wirthschaftlicbc  Selbstinteresse  bei  der  Eigenthumsinstitution  tienror.  Die  Arbeits- 
theoric  ferner  z.  B.  bei  Bastiat.  petits  pamphlets,  proprict6  et  loi.  oouvres,  cd.  1S54, 
IV,  275  S.  Er  versteht  unter  Eigenthum  „das  Recht,  welches  der  Arbeiter  aof  den 
Werth  hat,  den  er  durch  seine  Arbeit  geschaffen  hat",  8.  276.  und  eifert  sehr  gegen 
die  unten  sogenannte  Legaltheorie:  nach  ihm  existiren  Ge>ell?chaft,  l'ersonen.  Ei^en- 
thum  vor  den  Gesetzen  oder:  weil  es  Eigentbum  giebt,  giebt  es  Gesetze,  nicht  um- 
gekehrt, also  gerade  entgegengesetzt  dem  Standpnncto  ron  Bentham,  siehe  entea. 
Ganz  gut  zeigt  Cairnes  i!;-'  Cnzul&ssigkeit,  die  Arbeitstheorie,  der  er  sonst  li'Mtritt. 
auf  privates  Unuideigeathum  anzuwenden,  gegen  Bastiat,  Carey  u.  s.  w..  im 
rieht^en  Ansehloss  an  die  Ricardo 'sehe  Grundreutentheorie  in  der  Frage,  c^says  in 
poUtical  economy,  London  1873,  in  dem  essay  über  die  Rodenfrage,  p.  100  ff.  Siehe 
auch  Bastiat 's  harmonies  rconom.,  ch.  8  u,  9.  Ferner  Thiers,  (le  la  propri- 1.-. 
besonders  B.  1,  Kap.  12.  Die)>l,  a.  a.  0.  I,  36  S.  Besonders  bcachtenswertti,  weil 
einige  Consequenzen  far  die  juristische  Anßkssong  des  Eigenthoms  ms  der  Arbeite- 
theoile  ziehend,  ist  Leist,  Uber  die  Natu  des  Eigenthoms. 

Diese  Theorie  nimmt  daDn  bei  einigen  EigenthnmsobjecteD 
noeh  eine  etwas  andere  Form  an  nnd  erfahrt  eine  Weiterbildung*. 

Das  private  Kapitaleig:entbum  speciell  wird  gleichzeitig  mit  auf 
das  Moment  der  Ersparun^::  der  eigenen"  Arbeitsprodiute,  das 
private  Gruiuleigentbuiii ,  besonders  Haiiptarten  desselben  wie  das 
ländlicbc  (Aj^rar-t  Eigentbum ,  wird  ebenso  auf  das  Moment  der 
Hineinwendun^  eigener"  Arbeit  und  „eigenen''  Kaj)itals  iu  den 
Boden  begründet.  Die  „Ärbeitstbeorie''  verbindet  sieb  als  Theorie 
der  Begrtindung  des  Eigentbams,  dort  mit  einer  „Spartheorie*', 
hier  —  so  könnte  man  es  nennen  —  mit  einer  Theorie  des  Boden- 
anbaQs'^  Schliesslich  lässt  sich  dann  die  Arbeitstbeorie  noch  ver- 
allgemeinem ZVL  einer  Theorie  der  Begründung  des  privaten  Eigen- 
thoms anf  den  wirthschaftlichen  Erwerb  im  einselwirthschaftlicben 
Prodoctionsprocess  oder  in  der  Unternehmnng  —  eine  Erweiterung 
der  Arbeitstheorie,  welehe  znr  Begründung  der  Privateigenthnms- 
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instifution  (ies  positiven  Rechts  in  jeder  etwas  entwickelteren  Volks- 
wirtbschait  mit  grosserer  Arbeitstheiiung  uotiiwendig  ist. 

V?!.  Ivovrh'^r  I.  JS.  TT.  Die  borcchtig'tcn  EinwSndo  Lassalle 's  gegen  die 
Qbiichc  Danitciiuug  der  Enstebung  des  Kapitals  (d.  i.  des  Kapital besitzos)  imd  die 
dtiMt  «bgdeltate  Begrundoog  des  KapitaleigeDthams  (Kapital  uid  Arbeit,  S.  70  IT) 
■ttMii  Meb  hittr  berfickdohtigt  werd«n.  Siehe  anteo  $.  185  ff.,  §.  151. 

C.  Eigenthninstheorieen,  welche  darauf  verzichten,  das  Privat- 
cigeDthum  als  nothwendig;c  Consequenz  der  nicnsebliehen  Natur  zu 
erweisen  oder  es  allgemein  auf  ein  bestiiiuntes  Princip  des  Erwerbs 
im  concreten  Fall  oder  auf  ein  Gerecbtigkeitspostulat  innerlich  zu 
begründen.    Der  recbtsphilosopbiscbe  Cbaracter  dieser  Theoriecn 
könnte  eben  deshalb  bestritten  werden.    Aber  jener  Verzicht  ent- 
hält nicht  bloss  eine  Negation,  sondern  das  wichtige  positive 
AnerkeoiitaisSy  dass  das  Privateigenthum,  eben  weil  es  nicht 
nach  jenen  anderen  Theorieen  sieh  begrtlDden  lasse,  nur  eine 
Institntion  des  positiven  Rechts  und  als  solche  Uberbaapt 
DQr  auf  die  freie,  freilich  darch  Rücksichten  der  Booial-ökonomischen 
Zweekmässigkeit  und  der  Gerechtigkeit  bestimmte ,  daher  teleo- 
logisch nach  den  Bedürfnissen  des  GemeinBchaftslebens  vorgehende 
Bechtsbildnng  zn  begründen  sei.  In  diesen  Theorieen  werden  daher 
die  richtigen  Momente,  welehe  die  vorgenannten  Theorieen  ent- 
halten, anerkannt,  aber  nur  als  Momente,  welche  fttr  die  Gestaltung 
der  l'rivatcigenthunisordnung  durch   das  Recht  von  der  rechts- 
bildenden Kraft  des  menschlichen  (Gemeinschaftslebens  zu  berück- 
sichtigen sind.    Dagegen  winl  bestritten,  dass  sich  ausserhalb  des 
positiven  Rechts  die  Privatci«:onthumsinstitutiou  als  solche  Uber- 
haupt durch  jene  anderen  Tiieoricen  .,l)e;;rUnden"  lasse. 

Die  Eigenthumstheorieen  dieser  dritten  Kategorie  unterscheiden 
sich  unter  einander  nur  darin,  wie  sie  die  Institution  durch  die 
Recbtsbildung  entstehen  lassen.  Man  hat  früher  wohl  einen  all- 
gemeinen Vertrag  angenommen,  durch  welchen  man  ans  allge- 
meioer  Gütergemeinschaft  heransgetreten  sei  und  das  Privateigenthnm 
als  Institation  des  Rechts  begründet  habe  („Vertragstheorie'O^V 
Diese  Aoffassong  fällt  mit  der  nnhaltbaren  Fiotion  eines  solchen 
Vertrags.  Richtiger  geht  man  bei  diesen  Theorieen  anf  die  Quellen 
der  Rechtsbildung  zurOck  und  begründet  daher  das  Privat- 
elgenthnm  als  Institntion  des  geltenden  Rechts  anf  Gewohnheits- 
recht, Gesetz  und  staatliche  Anerkennung.    Die  bestimmte, 

Ahrens.  Natnrrcclit  II.  140.  Zncrst  H.  Grotius.  Pu f f.- n d orf .  auch 
BoQsseau.  Id  eiucm  Paocte  crscheiDt  diese  Theorie  auch  noch  bei  kant.  Dich! 
I.  S8  ff. 
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also  fonuolirte  Theorie  kann  man  etwa  die  »»Legaltheorie*' 
nennen,  die  fttnfte  der  hier  za  nntersnehenden  E^enthnmBtheorieen. 
Die  L^altheorie  wird  aneh  in  diesem  Werke  vertreten  (§.  118  ff.), 
jedoch  in  dem  Sinne,  daher  auch  mit  der  Einschrilnkong,  dass  die 
richtigen  Puncto  in  den  anderen  Theorieen  eben  im  Rechte  an 
Geltung  kommen  mUssen. 

Sie  findet  sich  bei  Kobbes  (Loviathan  c.  24"!,  bei  Montesiiaicu  (csprit  des 
lois,  XXVI)  und  neaerdiags  hesooderö  bei  Beut ham,  iu  dem  traitc  de  lugislation, 
wo  direct  die  These  rerfochten  wird :  ?or  den  Gesetzen  kein  EifeDthiin.  nehmt  die 
Gesetze  weg  ud<]  alles  Ei^c-rithum  hört  auf.  Daruber,  besw.  dagegen  siehe  Comte, 
trait<^  de  proprie!.  11.  ;J43;  A.  Cl'  in«Mif,  c^sai  bur  la  science  sociale,  l.  partie  l, 
ch.  4,  besunders  p.  120  If.  Die  positiven  Juristen,  besonders  in  Frankreich,  halten 
sich  vielfach  an  diese  Legaltheorie.  Von  dentscben  Juristen  u.  a.  Hugo,  Rechts- 
philosophie. J;.  104  tl.  —  Siehe  aas  der  neuesten  philosophischen  Litteratur  besoudor» 
die  ansprechenden  Ausfabrungen  ron  Paulsen  in  seiner  Ethik  (3.  Aufl.,  ü,  305  Ii., 
303  ff.,  376  ff.).  Er  weist  die  Oceopetioostheorie  aneh  ab,  eritennt  in  der  Arbeits- 
tbeorie  ein  berechtigtes  Moment,  fahrt  die  Anerkennung  des  Eigenthums  im  Recht 
aber  auf  die  beiden  grossen  Interessen  der  Gesellschaft,  Friedcnsbevahrung  und 
Förderang  der  Guterer/ougung  zurück  (S.  309).  In  Auseiaandeisetznngen  mit  dem 
Sodalismos  (S.  376)  hebt  er  richtig  hervor,  wie  kein  Recht  aof  die  ewige  Fort- 
dauer der  gegenwärtig  b.',>tehendeü  Eigentliumstrdnung  gebe.  „Das  bestehende 
Eigeuthumsrocbt  ist  durch  den  Staat  geschadeu"  (S.  377).  Die  Umformung  der 
EigenthnmsoTdnong  sei  nicht  eine  Pr«ge  des  Rechte,  sondern  der  Zweclunlssigkeit 
und  der  teleologischen  IJothweiidigkeit.  —  (i.  Cohn  hat  auch  meine  Behandlung  der 
Legaltheorie  gelegentlich  einen  Yerzweiflungsact  genannt,  um  der  ungelösten 
Schwierigkeiten  der  „Begründung"  des  Privat' igeuthums  Herr  ZU  werden,  und  sie 
ein  andermal  als  eine  besonders  pr&tentiöse  Oberflächlichkeit  bezeichnet  (System  I, 
413).  „Tiefer  bohre  die  übliche  ^.i'  I  Hechtfertigung  des  Eigeiuhums  durch  die 
Arbeit."  Indesseu  „bohrt"  er  selbst  leider  nicht  tiefer  die  maassgebendea  Puncto  an, 
die  fttr  die  WttrdigoDg  dieser  Theorieen  in  Betracht  kommen,  nad  endet  ohne  klare 
Conclusion.  Ich  glaube,  meine  liahere  Darstellung  aufreclit  halten  zu  dQrfen.  — 
r.  Scheel,  Artikel  Eigenthum  (Uandwörterbuch  der  Staatswisseoscbafien  III,  14  ff.) 
onterseheldet  noch  Prirat-  und  Sondereigentham,  stellt  dar  und  beanheilt  die  Eigen- 
thiunstheorieen  (inclusive  eine  fünfte:  Eiklaimiu'^  Jcs  Eigenthnms  ans  der  Rechts- 
entwirklnnir  und  Begründung  desselben  aus  der  Zweckmässigkeit)  wesentlich  ähnlich 
wie  ich  und  i^chliesst  richtig  (S.  19):  „dass  Überhaupt  so  summarische  Begründungen 
des  Eigonthams  an  und  ftr  sich,  wie  sie  die  ilteren  Theoretiker  liefern  wollen,  nnzn« 
lässig  sind;  dass  vielmehr  nach  den  Katejnrieon  der  Sarlitriitcr  und  den  Zwrclvcn.  ilie 
man  durch  die  eine  oder  andere  Eigeuthumsform  erreichen  kann,  geschieden  werden 
mma.'*  .  .  .  „So  wird  das  Eigenttum  mit  tdier  Zwecfcbeadmmuig  in  VerUadoog 
gebracht  und  CS  ll«t  sich  damit  in  seinen  rerschiedenen  Formen  erkl&ren  nnd  be- 
gründen.'' 

Die  Differenz  der  Vertreter  der  verschiedenen  Eigenthnms^ 
theorieen  in  den  weiteren  Conseqnenzen,  die  sie  fttr  die  Eigenthnrns- 
Ordnung  ans  ihrer  Theorie  ziehen,  ist  Hbrigens  keineswegs  immer 
bedeutend.  Es  bandelt  sich  für  die  Nationalökonomie  jedoch  um 
die  Ftthrung  des  Nachweises,  dass  unmittelbar  keine  der  vier 
ersten  Theorieen  gcnUji^t  und  die  Reebtsbildung,  bez.  beute  die 
Gesetzgebung  viel  mehr  freien  Spielraum  in  der  Eif,a'nthumsordnung 
hat,  als  zugegeben  wird  und  werden  kann,  sobald  man  strict  eine 
jener  Theorieen  annimmt  und  die  Consequenzen  aus  ihr  fllr  das 
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Kecht  zieht.  Die  Unhaltbarkeit  eines  solchen  Verfahrens  in  der 
Ei^enthumsfrage  wird  im  Folgenden  nachzuweisen  gesucht.  Da- 
durch aber  wird  der  Boden  für  eine  socialökonomisch  richtige 
Eigenthnmsiebre  gewonnen.  Die  vagen  Allgemeinheiten  unserer 
Recbtsphiloflophieen  genttgen  in  dieser  Hinsieht  niebt 

IL  —  §.  103  [256].  Vorläufige  allgemeine  Benrtheilnng 
dieier  Theorieen.  Der  speeiellen  Kritik  dieser  Tlieorieen 
(§.  104  ff.)  schieken  wir  einige  allgemeine  kritisehe  Bemerkongen 
Tonns.  *) 

A.  Die  beiden  ersten  Theorieen  unterscheiden  jedenfalls  mit 
Recht  den  eigentlichen  Entstehungsgrund  der  Privateigen- 
tbumsinstitution  von  der  äusseren  Erwerbsart  des  P^igenthums 
im  concreten  Fall.  Die  Occupations-  und  die  Arbeitstheorie  iden- 
tititiren  talschlich  diese  beiden  Momente.  Auch  wenn  in  diesen 
beiden  Theorieen  ein  richtiges  Postulat  der  Gerechtigkeit  für  die 
Geataltnng  der  Eigenthunisordnung  anerkannt  wird,  so  ist  das  noch 
kein  innerer  Grand  der  Institution, 

Ahrens,  Meturecht  II,  134.  —  Anch  Proudhon,  de  Lareleye  Obd  die 
■eiMeB  Kritiker  der  EigenUtomitlieorieeo  uaterBcheidea  hier  nicht  richtig. 

B.  Die  natflr liehe  Eigenthumstheorie,  wie  sie  aneh  immer 
ionnulirt  werden  mag,  s.  B.  in  der  Weise  von  Ahrens,  welcher 
„den  Grand  des  Eigenthums  allein  in  der  nothwendigen  Beziehung 
der  vernünftig  sinnlichen  Persönlichkeit  zu  den  Sachen"  findet), 
leidet  an  einer  viel  zu  grossen  Vagheit  gerade  in  Bezug  auf  ihren 
Ausgangspnnct.  Deshalb  lässt  sich  aus  dieser  Theorie  ebensogut 
eine  dem  Privateigenthum  gegnerische  (socialistische)  Kechtsordnung 
ftir  die  Sachgttter  begründen^)  und,  soweit  tlberhanpt  nocii  etwa 
Privateigenthum,  höchstens  ein  solches  an  Gebrauchsvermügcn, 
nicht  an  Prodnctionsmitteln  (Boden  und  Kapital).  (Siehe  §.  104  if.) 

Die  mangelnde  L'riten)chLidu[i;j^  dieser  beiden  Kincntliuinsarten  ist  der  grftsste 
nnd  folcenreichste  Fehler  der  Kechtsphilobophcn.  Auch  Stahl  hat  die  Frairc  liier 
txoLC  d^r  richligea  Uuteräcbeidung  oiuer  doppelteu  Bestimmung  dcb  Vermögeus 
licht  gefördert  (Rechtephiloeephie,  II,  1,  3.  ÄnS.,  8.  363).  Siehe  ODter  Mr.  G. 

C.  Von  allen  prineipiellen  Bedenken  gegen  Theorieen  selbst 
abgesehen,  welche  das  Privateigeuthum  anderü  als  durch  die  Legal- 

')  Siehe  auch  Diehl.  Proudhon  I.  35—51.  r.  Scheel,  Artikel  Eigeotham  im 
HudvörterbacU  der  Staatswüscaschafteo. 
*)  Ahrens,  II,  134. 

^  Wie  einmal  gegen  Treitschke  ganz  folgerichtig  eingewandt  wurde,  in  der 
V&chenscbrift  ,,I)i  -  Wage"  von  G.  Weiss,  Separatabdnick:  „Herr  Ton  Treitschko**, 
M^cialisti&cbc  Ivepiik,  Leipzig  IbTü,  S.  35. 
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tbeorie  in  der  hiir  vertretenen  AutTassunp:  derselben  be^nUnden 
wollen,  80  leiden  die  vier  eistj^enannten  Tlieorieen  und  ihre  otwaig:en 
weiteren  Abarten  an  dem  ^^enieiusanien  Fehler,  das  Privateigentbuiu 
in  abstracto  jranz  allgemein  aut'  eine  und  dieselbe  Weise  begründen 
zu  wollen.  Dies  ist  nnmöglieh,  wie  im  Folgenden  näher  naebge- 
wiesen  wird.  Es  muss  vielmehr  von  vornherein  aueh  bei  jedem 
Versuche  der  Begrtindung  des  Privateigenthmns  eine  UntencbeiduDg 
des  letzteren  nach  den  ökoDomiBchen  Zwecken,  welcben  die  im 
fiigenthnm  stehenden  Objecte  dienen,  nnd  daher  nach  den  ökono- 
mischen Fonctionen  dieser  Objecte  erfolgen  (§.  97).  Danaoh  be- 
steben grundverschiedene  £igentbnm8arten  (in  diesem  Sinne  des 
Worts),  welche  sich  nicht  aof  eine  nnd  dieselbe  Weise  „begründen'* 
lassen.  Dies  beachten  jene  Eigentbamstbeorieen  nicht. 

Einzelne  Ki.lHiinpcii  «Kt  ]J':'clit>pLilu-oiiliic  liaKen  zw.ar  dii«  NiitlivriMi'lickeii 
betont,  das  Eigeiithuui  liicht  uur  ab^tract  zu  behaudcln,  sonderu  dab  Müiueut  des 
Zwecks  za  berUcksichtig*;ti  und  danach  ronicbiedene  Arten  Eigenthmn  zu  tfennca. 
(So  im  K  'irii  sohuti  Ix-i  Fichte,  dann  bei  Krause  und  boson  b.-rs  in  Meiner  Schalt, 
Ahreoü,  Isaturrccht  lOS;  SchmoUor  tiber  Fichte  in  Uüdebrand's  JahibacKefB, 
y,  46.  Aneh  Snmter,  EiprenthmnsbegTifi',  8.  293.  Trondelenbari^,  NatorroiÄt 
§.  93  ff.)  Aber  die  Cunsoquoozcn  dieser  richtigen  Ansicht  »ind  in  den  Versochen 
zar  Beernindunsr  des  Priratciffcnthums  nicht  ei  hflne  «fczofren  worden.  Die  Rochts> 
gcbchichtu  und  bclbst  noch  da.s  licutigo  Kccbt  wiesen  ebcufulla  auf  eine  bolche 
UntCTBcheidaiig  der  Eigenthomsarten  in  der  Tentcbiedenen  Stellung,  welche  sie  dem 
priraten  firund-  und  dem  M  obiloigcuthum  gaben,  hin.  Aber  auch  dieser  Hinweis 
des  Kechb  selbst  ist  iu  den  Ligenthamstheoricoii  nicht  richtig  benutzt  worden.  Die 
•priorische  CoDstraction  des  absoloten  Eigenthamsbegriffii.  die  neuere  Reebtsentwick- 
lixng  unter  dem  EinflosB  des  römischen  Rechte  haben  auch  die  Rechtsphilosophie  Uber 
die  üntorecheidung  der  Eigonthninsutea  nur  noch  mehr  hinwegsehen  lassen. 

Diesem  fehlerhaften  Verfahren  gegenüber  ist  der  Satz  anfzo- 
stellen:  dass  die  verschiedenen  Privateigenthnnisarten, 

welche  nnch  den  grossen  Katcgorieen  der  ökonomischen  Zwecke 
der  Satl);;ütcr  zu  iintcr.scheiclcn  sind,  je  auf  besondere  Art  be- 
gründet werden  müssen,  soweit  liberliaiipt  von  einer  ,,lie«;ründung" 
ausserliall)  nn.serer  l.e^althcorie  i^esprochen  werden  kann.  Auch 
wenn  man,  wie  bei  den  Ei^entliumsiheoriecu  der  dritten  Kategorie, 
die  „inneren  drtinde'",  wclehe  die  anderen  Theorieen  für  die  Eigen- 
tbunisinstitution  aufstellen,  richtiger  Weise  nur  als  Momente  gelten 
lUsst,  welche  in  dem  das  rrivateigentbum  als  solches  schaflFenden 
Kechtc  ftir  die  Gestaltung  der  EigenthnniBordnung  wegen  der  ent- 
scheidenden Interessen  und  Zwecke  des  Genieinscbaftslebens  maaas- 
gebend  sein  mtlssen,  so  sind  in  der  Ueweisftthrnng  diese  nach  den 
Zwecken  der  Objecte  unterschiedenen  Eigentbumsarten  genao  ans 
einander  zn  ballen.  GrOnde,  mit  welchen  bei  der  einen  Eigcntbams- 
art  zu  argnmentiren  ist,  erweisen  sich  leicht  bei  einer  anderen  hin- 
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tallig.  6u  ist  z  B.  die  ZiirückfUbrung  des  rrivateigenthunis  auf 
Arbeit  von  ^aüz  anderer  Tragweite  bei  Mobileigentbum  als  bei 
Grundeigenthuin. 

Ü.  Die  richtige  Eigeuthumstheorie  muss  demnach  eine  E  i  n  - 
t  heiin  Dg  des  £igenthums  nach  dem  ökonomischen  Zweck 
ond  der  tfkonomiBcben  FonetioD  der  im  Eigentbam  stebenden 
Sachen  zu  Grunde  legen,  wie  sie  in  §.  97  gegeben  worden  ist. 
Hierin  iie^  auch  fttr  die  rechtsphilosophische  Betrachtung  und  für 
die  joristische  Construction  der  PrivateigenÜmmsinstitation  die  viel 
ZV  wenig  beachtete  Bedeatang  der  na tionalökooo mischen 
Untersnehaog  dieser  lostitation.  Man  hat  das  Privateigenthnin  zn 
einseitig  von  der  rechtliehen,  zn  wenig  von  der  ökonomischen  Seite 
«nfgefasst  Dies  Eigenthnm  ist  freilich  zonttchst  ReehtsiDStitnt, 
aber,  weil  es  sieh  aof  wirthschafUiche,  bes.  Sachgttter  bezieht,  ist 
es,  mmal  Tom  Rechte  anerkannt,  anch  Wirthsohaftsinstitnt,  nem- 
lieh  der  rechtlich  formolirte  Inbegriff  der  wirtbsohafUirhen  Maeht 
eines  Rechts-  nnd  Wirthschaftssabjects,  eben  des  Eigenthttmers. 
Diese  Macht  aber  gestaltet  sich  weseoäieh  rersehieden  nach  der 
Dattirlichen  Beschaffenheit  und  nach  dem  Ökonomischen  Zweck  der 
Eigeiilhuiiisol>jecte,  an  welche  Momente  daher  die  Begründung  der 
Institution  und  die  Gestaltung  der  Eigenthunisordnnufi:  anzuknüpfen 
ist.  Nunmehr  wenden  wir  uns  zur  nUhereu  Betracliluug  uud  Kritik 
der  einzelnen  Eigenthuuiätheoricen. 

2.  Abschnitt. 

Die  uatttriiche  uud  die  iiatürlich-ökououiische  Eigeutüuius- 

tlieorie. 

I.  §.  104  [262].  Die  natttrliche  Eigentbnmstbeorie  (§.  102, 
A,  1).  Sie  ist  Ton  der  Rechtsphilosophie  gewöhnlich  ohne  beson- 
dere Hervorhebung  der  wirthscbaftlichen  Natur  des  Menschen  anf- 

gestellt  worden.    Im  Folgenden  wird  sie  zunUchst  auch  ohne  Bc- 

rtlcksichti^'Uiig  der  Moditication  j;eprüft,  welche  sie  als  nalUrlich- 
ökonomiscbe  oder  zweite  Ei^^enthnnistheorie  crhiilt. 

A.  Die  natUrliclie  Theorie  leitet  (l;is  rriv.itei;:« ntlmnt  schle  ht- 
weg,  nicht  bloss  einzelne  Arten  d(s>ell)en,  unniituUiar  aus  dem 
Begriff  und  Wesen  der  individuellen  i'erööuiichkcit  luit  ihren  indi- 

»)  So  trcscntlicli  j  tzt  v.  Seh.  ,1  in  .l.m  o;<M)aimttiU  Artikel  EigOlttliUlO,  ¥gl. 
•ach  Paulüoo.  a.  a.  0.    Die  hl,  a.  a.  u.  I.  151. 
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viduellen  sinnlich-sittlichen  Lebciiszweckeu  und  ihrer  Aufgabe  der 
„trcicn  Gestaltung  der  Lebensweise"  (Stahl),  oder  der  „Selbst- 
betbäti^uug'',  „Selbstbehauptung''  und  „SelbsterweiteruDg"  als  ootb* 
wendige  Folge  ab. 

Stahl,  RechtsphiloMtphie  II,  1,  363.  Er  s-t.llt  hier  dem  Vcruiöpen  eine  doppelte 
BesÜmmuAKf  Befriedigung  Uuich  die  äusseren  Gügeust&udo  uiid  llemcbaft  Uber  sie 
znr  freien  uestaltang  der  LebensweiBe.  Beides  sei  mitrennlmr.  jedes  nnr  in  Bedehaof 
auf  das  andere.  lV*r  Fehler  der  Eij^enthumsthooriccn  sei,  dass  bald  nnr  das  eine,  wie 
iu  den  seDsoaÜsti&chäu  (z.  6.  Locke),  bald  nur  das  andre  Moment,  wie  in  den  neueren 
natorrechtlieheii  Theorieen  beachtet  werde,  wie  bei  Kant  und  Heg eL  Das  sveite 
Moment,  die  Bethätigung  der  Persönlichkeit,  betrachtet  er  aJs  das  bedeaten- 
dere,  ebenda  S.  366.   Siebe  jedoch  unten  ^.  105  bei  2  und  §.  106. 

Hiergegen  ist  aber  Folgendea  einznwendeD. 

1.  Diese  Ableitnng  des  Pri?ateigeotbain8  ist  keine  Begrttndmig 
der  PriTateigenthnmsinstitaüon,  sondern  zunächst  nur  eine  petitio 
prinoipiL  Denn  es  febk  Tollständig  der  Nachweis,  dass  die  Per- 
sOnfieblLeit  ansscUiesslioh  nur  dvreh  jene  Institution  ihre  Zweeke 
erreichen  könne.  Man  kann  nar  zageben,  dass  das  Sondereigen- 
thun  hierfür  eine  der  möglichen  Recbtsgestaltungen  im  Gebiete 
der  VermiSgenawelt  ist  Ob  auch  nnr  die  beste,  das  bleibt  die  erst 
zu  beantwortende  Frage.  Nicht  ein  persönliches  Eigenthnm,  son- 
dern nur  gewisse  VerftJgungsbefugnisse  Uber  Sachen  bedarf  wenig- 
stens in  vielen  Fällen  das  Individuum  zu  seiner  Selbstbehauptung 
und  Selbstbethätigung. 

2.  Sell)st  wenn  mau  aber  diese  „Begrliudung  '  des  Eii^enthums 
auf  die  Persönlichkeit  gelten  lassen  will,  so  ist  dieselbe  etwas  so 
Vages,  dass  dadurch  in  der  Frage  der  Institution  des  Privateigen- 
thums kein  fester  Boden  j;ewnnnen  wird.  Ks  zeigt  sich  dies  am 
Besten  darin,  dass  von  sociali.><tisclier  Seite  mit  ebenso  viel  oder 
wenig  Fug  eine  dem  I^rivateig-enthum  gerade  entgegengesetzte 
Uechtsorduung  t'(ir  die  Vermögenswelt  aus  dem  Hegritf  und  Wesen 
der  menschlichen  Persönlichkeit  abgeleitet  wird,  nemlich  eine  solche, 
welche  allen  Menschen  die  eiforderliehen  wirthsciiaftUiben  Güter 
zur  Eri'Ullnng  ihrer  sinnlicb-sittlichen  Lebenszwecke  verschaffe  oder 
doch  wenigstens  zur  Erreichung  dieses  Ziels  für  Alle  die  gleieben 
ökonomischen  und  rechtlichen  Bedingungen  aufstelle.  Deshalb  ist 
das  Eigenthnm  Privater  an  Productionsmitteln,  der  characteristische 
Hanptpnnct  der  geltende  Prirateigenthnmsordnnng,  vom  Socialismna 
folgerichtig  angegriffen  nnd  grandstttzlieh  verworfen  worden.  Denn 
dieses  Eigenthnm  erschwere  oder,  nach  Manchen,  verhindere  ftlr 
den  grOssten  Theil  der  Menschen  die  Erreichung  jenes  doch  dnrob 
das  Wesen  der  Persönlichkeit  gesetzten  Ziels,  wofttr  man  sich  aof 


Dlgitlzed  by  Google 


NatQiliche  Themie.  Kritik. 


221 


die  Eif'abruDgen  binsicbtlicb  der  Vertbcilung  des  VolkBvermögens 
und  VolkseinkommcDS,  zninal  im  System  der  freien  Concnrrenz, 
bernft.  Die  „Begrttndnng''  der  PrivateigentbumsinstitatioD  aof  die 
menscblicbe  Persönlicbkeitscblecbtweg  bat  keinen  grosseren  wissen- 
sebaftlichen  Werth  als  die  Begründung  einer  striet  enigegengesetxten 
Venn^gens-Recbtsordnnng  darauf. 

Hieht  Alle  tagta  68  m»  oiPeii  und  nDSireidetitiff  wie  Stahl  (a.  a.  0.  S.  S55): 

„mit  dem  Eigonthtim  i-t  dio  Un  pl  eic  hli  eit  dos  Verniögrons  notl» wendig  gegeben**. 
0<ier  neaerdings.  freilich  viel  doctriuärer  and  zogespiut,  Lasson  (Uechtsphilosopbie. 
8.  59')  :  „Die  Ungleichheit  der  Gftter  im  Sonderaigentham  ist  ebento  doreh  die  Ge* 
rerhtiErkeit  gefordert,  wie  sie  durch  die  Natur  gegeben".  „Auch  die'^c  Unftddlheit 
gehört  dazu,  damit  der  Mensch  im  vollen  MaassG  Individuum  sei'".  „Die  Uneleichheit 
der  Guter,  die  Notli  des  Einen  neben  dem  relatiroü  üebcrfluss  des  Amleru,  liegt 
ebenso  in  der  Idee  des  Eigenthanis ,  wie  das  Eigeilthiim  in  der  Idee  der  PeiBölllich- 
keit  Üegr*.   Vgl.  aach  Pro  ad  hon,  qa'est-ce  qne  ü  propriötö,  cb.  3,  §.  5. 

§.  105  [263].  B.  Etwas  günstiger  ist  die  natürliche  Eigenthums- 
theorie  zu  beurtheilen  als  Theorie  zur  Begrdndong  gewisser  Eigen- 
ibnmskategorieen.  Es  lEsst  sich  nemlich  durch  sie  ein  Privateigen- 
tbum  am  GehrauchsvermOgen  oder  doch  an  Theilen  desselben 
..begründen*',  d.  h.  soweit  ausserhalb  der  Rechtsbildnng  von  „Be- 
grüDdung"  des  Eigenthums  gesprochen  werden  kann.  Riebtiger 
gesagt:  es  entspringt  ans  dem  Wesen  der  menscblicben  Persönlicb- 
keit  die  notbwendige  Forderung,  class  die  KechtsbildiiDg  zur  lu- 
stitution  eines  gewissen  l'rivateigenthums  führe.  Jedoch  hat  auch 
diese  „BegrUnduDc: '  des  I'iivateigenthums  an  Gebrauchsvermögen 
eine  nur  be.'ichränkte  Bedeutung  und  für  die  Cardinalfrage,  die 
Begründung  des  Ei^^enthun>e  an  Productionsmitteln,  an  Kapital  und 
Boden,  folgt  aus  der  Bcf^rlindimi:  jenes  erstereu  Privateigeotbums 
nicht  80  viel,  wie  man  anzuiicliineu  ptlegt. 

1.  Das  Eigentlium  au  Gebrauchsvermögen  ist  nendicli  nur  ftlr 
denjenigen  Theil  des  letzteren,  welcher  als  Verbrauchsverniö^eii 
zur  Befriedigung  der  unentbehrlichsten  ExistenzbedUrfnisse  fi,  i?.  208 j 
des  Individuums  dient,  als  notbwendige  Consequcnz  der  mensch- 
Uchen  Natur  oder  „der  Beziehung  der  vernünftig-sinnlichen  Lebens- 
zwecke der  l'ersrmlichkeit  zu  den  Sachen'*  abzuleiten.  Alles  übrige 
I'rivateigentbum  Privater  an  GebranchsvermOgen  lUsst  sich  auf  diese 
Weiae  nicht  ,ybegrflnden'<.  Deshalb  hat  jene  Eigenthumstheorie 
keine  grosse  Tragweite. 

Eigentlich  wird  nur  etwas  Selbstverst&ndliches  und  kaum  cri>^tlich  Bestrittenes 
..begründet".  Auch  von  socialistiscber  S^'Ue  ist  wohl  mit  «i'-m  individuellen  ..  Arlii-it-;- 
dakommen"  ein  „Arbeitseigen thum"  au  den  zur  BudUifaissbefriodigung  dienend<  ii 
IrbfltaptodocteD,  d.  b.  aa  GehnnchsvenBOgen  ab  geDOgend  begründet  angesehen 
werden.  Die  Art  VBd  Weise,  wie  telhst  so  priaftre  LebeaabedUrfhisse  wie  dasjenige 


üigiiized  by  Google 


222  2.  B.  £if  cntbom.  2.  K.  BcgrUBdoogstbeorieeB.  2.  A.  NatOrlicheTheohe.    105. 106. 

der  Wohnaog  bei  Cultunölkuro  iu  grossem  Umfang  belriedigt  werdua,  mittelst  Mietb> 
vohnoDfr.  bew«bt  z.  B.  bandgreiflich,  dast  ein  Prirateit^entbnm  an  WohnaDgen  nicbt 
naturnothwenflij^  aus  <i>-u\  W'r.scn  der  menschlichen  Persönlichkeit  fülg-t,  wenn  es  auch 
rielleicbt  noch  so  zwecimässtig  ist.  Nicbt  einmal  das  Prirateigeotbam  an  solcbem 
NotsfermOj^en  llsst  sich  abo  mit  der  naiarlichen  ElgemhamsthMfifl  unmittelbar 
begrttnden. 

2.  Man  kann  noch  einwenden,  dasa  die  Persönlichkeit  zur 

Erftillung  ihrer  sittlich  •sinnlichen  Zwecke  und  überhaupt  zu  ihrer 

BethUtigunj^  auch  noch  weiteres  Gebrauchsvermögen  bedait  und 
dass  daher  wenigstens  das  Eigenthuii»  an  letzterem  allgemein  aU 
Forderung  der  rersoiilichkeit  hinzustellen  sei.  Allein  es  ist  auch 
hier  nur  zuzugeben,  dass  aus  diesem  G runde  nach  ZwcckmUssig- 
keitsrlicksiclitcn  ein  solches  allgeineines  Privateigeuthum  an  Ge- 
brauehsvermögen  in  der  Rechtsordnung  zu  verlangen  sein  mag. 
Aus  Be::ritT  und  Wesen  der  Persönlichkeit  l'olj;t  dasselbe  uicbt, 
oder,  wenn  es  daraus  abgeleitet  wird,  so  er<;iebt  sieh  wieder  die 
Conaequenz,  ciasö  es  Alien  in  gleichem  Maasse  zustehen  mnsa. 

Das  wird  ^egen  Stahl  zu  sagen  sein,  wenn  er  meint,  das  Eigentbom  sei  dar 
Stoti'  für  dit;  Ulicnbarung  der  Individualität.  Warum  fehlt  den  Millionen  dieser 
StoU ,  werden  die  Socialisten  antworten.  Aehnlichcs  gilt  gegen  die  Ausfobrungen 
Lasson'a. 

3.  Wollte  man  jedoch  die  HegrUndung  des  Privateigenihums 
an  Gebrauclisvcrmögen  durch  die  natürliche  Eigenthunisthcorie  selbst 
zugeben,  so  kann  auch  in  diesem  Falle  nur  von  einer  „Begründung" 
des  Pi ivateigentliuii;sprincips  in  Bezug  auf  das  Gebrnuchsvermögen 
die  lade  sein.  Dieses  Prineip  bleibt  aber  ItJr  den  Uber  die  noth- 
wendigen  Kxistenzhediirfnisse  hinausgehenden  Betrag  inhaltslos 
und  erhält  wieder  erst  durch  die  freie  Bechtsbildnng  seinen  Inhalt 
und  l'mfang,  welche  bloss  bei  jenem  beschränkten  Betrag  des 
Verbrauchsvermögens  aus  der  Natur  der  Dinge'*,  d.  b,  hier  aus 
der  „Beziehung  der  Persönlichkeit  zu  den  Sachen''  folgen  würden. 
Absolutes  Eigenthum ,  dem  uneingeschränkt  nur  der  Wille  des 
EigentbUmers  den  Inhalt  giebt,  und  Eigenthum  an  beliebig  grossem 
und  beliebig  beschaffenem  Gebranchsvermögen  läset  sich  auch  hier 
nieht  als  nothwendige  Cooseqnens  der  Pen()nlichkeit  binateilen. 

Man  kann  aas  dem  Wesen  der  PerMnlicbkeit  hOchetens  die  Noihvendigkeit  — 

richtiger:  nur  die  Zwei  I»niris>i^'loit  —  ableiten,  dass  das  Recht  auch  ein  soIcIils 
Maass  und  eine  solche  üatiung  des  (iebraucbä?erfflOgeiiS,  weiche  den  ootbweudigL-n 
Ezisteatbedarf  qnantitatir  nnd  qnalitatif  obencbreiten,  in  das  indifidaelle  Eigenthnm 

treten  Iai>se  und  da^s  ferner  di>  .-,t-s  Eigentbam  gewistto  VerfUgungs-  und  AotscbloM» 
bufugnisüe  für  den  „EigenthumiT"  Anderen  gegenüber  gewähre.  Ein  ein  für  allemal 
festes  und  ein  gleiche:«  Masu>ä  des  (icbraucbsvermögen!»  widen-pricht  allerdings  dem 
WeMO  der  rersöulichkoit,  ihrem  Freibeitsbedurfnise ,  ihrer  Fähigkeit  7.u  und  ihrem 
Drange  nach  Entwicklung .  sowie  der  natürlicheri  individuellen  Verschiedenheit  der 
Menscben.   Und  bebUmmte  Rechte  (Befugnisse  und  Au&bcblu&srecbtc  gegenüber  Dritten) 
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lonss  das  Eieenthnul  ^^^r  Erfulliiiig-  seines  Zwecks  dem  Inhaber  geben.  Aber  dcieh- 
Tubl  laiiu  die  Kecbtabilduüi;  uuU  uur  »io  uach  Iiuckaicht«>u  der  Zwerkuiaü^igkcii  und 
Clereclitigleit  and  der  CoexisteM  der  Ifldiridoen  genaaer  Umfiuig,  Mmss,  Inhalt  des 
PtirateigeDthuiDS  an  dem  wdteren  GebnochsrermOgen  bettiiDinen. 

§.  106  [2G4].  —  C.  Das  Privateii^enthiim  an  Pro  d  iict  i  o  ns- 
mitteln,  an  Kapital  und  Boden,  liisst  sieh  aber  nicht  einmal 
in  dem  beschränkten  MaiiPsc  wie  das  Eigenthum  an  Gebrauchs- 
yermögen  durch  die  natttrlicbe  Eigenthamfitbeorie  „begrUndeo^'. 

1.  Oenn  wenn  ancb  das  Individanm,  wie  man  einwenden  kann^ 
nieht  nnr  selbstverständlich  zq  seiner  wirthschaft liehen  Be- 
thätigang  im  Prodnctionsprocess  die  ökonomisch- technisch  ge- 
botene Verfügung  Uber  Kapital  nnd  Boden  nothwendig  moss  er- 
langen können,  sondern  tiberbanpt  znr  fieien  Gestahung  seiner 
Lebensweise  wenigstens  die  Möglichkeit  besitzen  muss,  eolche  Ver- 
lüj,'i!ii::  zu  gewinnen,  so  folgt  daraus  nicht  nothwendig,  dass  diese 
Disposition  durch  die  Institution  des  Privateigenthunis  des  Kinzelnen 
(Producoutvn.  Aibeiters)  (des  „Sonderei^enthums")  an  dtn  ihm  er- 
forderh'chen  Productionsniiitehi  erlangt  \\  erden  nilisse,  Rs  kann 
dies  vielmehr  auch  durch  eine  andeie  Kechtsordnung  für  die  Bc- 
uehungcn  zwischen  Producenten  und  Productionsmitteln  gcsi  heben, 
nemlich  durch  eine  solche,  welche  den  Privaten  nicht  das  Eigen« 
tburo,  sondern  nur  ein  Kccbt  des  Gebranchs  der  Prodnctions- 
mittel  einräumt 

So  uobediogt  bei  ailea  Tbcileo  des  btehciiden  Kapit:ilä,  bei  l-abnkcii,  W  ctk- 
aevgeii,  MaKbinen,  (•rand»tllcken,  wenn  auch  unter  etwaiger  Yerpflichtang^  zu  Ent- 
Tirhtung  einer  Leihgebühr  und  r-im  r  EntsrhJidigung  für  Abnutznn};^.  Aber  auch  b-^i 
den  Bestaadthcilcn  doa  umlaDfcndeu  Kapitals  (Uoh-,  Uilf^btotfon ,  tuterkalumitteln). 
wdehe  sofort  im  Prodnctiobhprocess  aufgebraucht  werden.  mOsbte  zwar  ein  bezügliches 
Hecht  den  Producenten  and  Verbraucher  eingerlomt  werden,  das  man  als  ein  Prirat- 
eigenthamsrecht  bezeichnen  könnte.  Jedoch  würde  ein  solche:*  Recht  wenigstens  iii:r 
ein  zeitlich  begrenztes,  z.  B.  bei  einer  sociali.>>tischen  Organisation,  zu  sein  brauchen, 
wihrend  das  definitlTe  Efgcnthomsrecht  der  jene  Bestandtheile  des  Kapital»  dem 
Einzelnen  zur  Verrugung  »leih  nden  Gemeinacluift,  daher  in  der  RecbtKfem  des  tic- 
meiaeigeothums,  zustehen  konnte. 

Zwar  ist  es  ans  guten  Gründen,  wie  sie  die  natürlich- dko- 
nomisehe  Theorie  und  die  Arbeitstheorie  enthahen,  wahrscheinlich 
das  Zweckmässigste  und  Gerechteste,  dass  die  rechtliche  Ordnung 
jener  Beziebnngen  zwischen  Producenten  und  Productionsmitteln 

eben  in  der  Institution  des  Privateigenthums  auch  an  den  Pro- 
dactionsmitteln bestehe:  aber  nothwendig  aus  dem  Begriff  und 
Wesen  der  Persönlichkeit  tolgt  dies  nicht.  Die  Existiu/-  s<dchen 
Privateigenthtims  an  Productionsmitteln  ist  deshalb  auch  keine 
FrincipienfragCi  sondern  eine  Zweckmässigkeitsirage  (Buch  3  unten;. 
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2,  Auch  der  tliat kUoIiI i clie  Zustand  im  vergangeneu  wie  im 
heutigen  Wirthscliaftslebeu  liefert  den  Beweis  für  die  ni<  litij:kcit 
dieser  Auttassung.  Denn  wenn  wirklich  die  Institution  des  Privat- 
eigenthums an  Productionsmitteln  durch  das  Wesen  der  Persönlich- 
keit DOthwendig  gefordert  wllrde,  so  wäre  der  unveroieidliche 
SchlosSy  dass  vor  Allem  die  Producentcn  selbst  das  Eigcnthnm 
an  den  ihnen  zur  wirthschafilicheu  Bethätigung  erforderlichen  Pro- 
dactioDsmitteln  besitzen  mUssteo.  Dies  ist  wahrscheinlich  oftmals 
das  Beste,  das  Zweekmässigstei  aber  es  ist  eben,  wie  bekanote 
Tbatsacben  beweisen ,  nicht  das  Nothwendige,  nicht  einmal  das 
allgemeiner  Verbreitete. 

Deiiu  im  DicDStrcrhältniss  worHen  die  meisten  freien  Arbeiter,  wie  ehedem  die 
unfreien,  mit  Prodiictionsniittiln  Fremder  boschäftigt  und  seilj.standiir  auf  eiirene 
Becbnang  arbeiteo  viele  Untcruulimer  io  gleicher  Weise  mit  geliebeueu  Kapitalien, 
gepachteten  oder  in  einer  anderen  Rechtsform  der  Nntzang  QberlMsenen  Grandstllcken, 
pomicthoton  Gebäuden,  was  im  WesentlicluMi  ebonso  ror  sich  P'-hin  I.Annfe.  wenn 
grundsützlich  nur  öffentliches  (btaats-«  ücmeiude-jodcr  üctueöji-Ligeathum  an  Pro- 
dnetionsmitldn  lagdafltai  nnd  den  Prodaoenten  lorllntznnf^  und  nttGebniieh  fiber- 
lasscn  wurde.  IhtfPrirat eigen  tbum  an  Boden  and  Kapital  ist  für  alla  die^c  Personen 
in  grossem  Umfange  Fremdthum.  Das  macht  wenigstens  die  Awffaiwnng  de» 
erstercn  als  nothwondicrc  Conse.|iicnz  der  Persönlichkeit  unhaltbar. 

Das  Ergeh  Iii  SS  der  Kritik  der  natlirlicben  Kigenthunisthcorie 
ist  mithin:  ans  dem  Wesen  der  individuellen  menschlichen  Tersön- 
lichkeit  —  wenn  man  diese  so  ahstrnct  nls  etwas  Natnrge;;el)ene8, 
nicht  als  historisch  Bedingtes  betrachtet  —  folgt  wohl  eine  noth- 
wciulij^c  Rücksichtnahme  der  Kcchtsordnnng  auf  das  Triebleben 
uod  auf  die  Gerechtigkeitsgcftihle  dieser  rersönlichkeit.  Daraus 
ergeben  sich  Momente,  welche  die  Privateigeuthumsinstitution  als 
zweckmässig  und  nicht  bloss  heim  Gebraucbsvermögen  als  bedingt- 
notbwendig,  insofern  als  teleologisch  begründet  erscheinen  lassen. 
Aber  mehr  lUsst  sich  aus  dem  „Wesen  des  Menschen  an  sieb''  nicht 
ableiten.  Die  Recbtsbildong  hat  daher  einen  grossen  frnen  Spiel> 
ranm,  besonders  in  Bezog  auf  das  Eigenthnm  an  Productionsmitteln 
und  auch  an  NotzvermOgen. 

II.  —  §.  107  [265].  Die  natttrliob-Okonomiscbe  Eigen- 
thamstheorie  (§.  102,  A.  2)  ist  eine  besondere  Gestaltung  der  nattlr- 
lichen  Theorie,  in  welcher  die  letztere  nicht  von  Tomherein  dem 
Vorwarf  der  Vagheit  nnd  der  Oeeignetheit,  gegen  wie  flHr  die  Privat- 
eigenthvmsinstitdtion  gebrancht  zn  werden,  ausgesetzt  ist 

A.  Die  Beweisführung  gebt  wieder  auf  das  wirthscbaft- 
liehe  Selbstinteresse  des  Individuums  und  dessen  ange- 
nommener Manssen  notb wendige  und  heilsame  Wirksamkeit  ioi 
volkswirthschaltlicben  Gesimmtioteresse  zarUck. 
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Passelbe  s-ei.  nach  allgemeinster  und  sicherster  KrfaJining,  bei  jeder  Persön- 
licbkeit  im  \^  esentlicheD  gleichartig  and  in  grosser  Stärke  vorhaudeo.  Kben  deshalb, 
da  es  sieh  um  eineii  allen  Menachea  aageboreiieB  VatnCrM»  handle,  tel  efne  Heelils- 
ordnong:  in  B'^frofT  der  SarliLrUtor  nothwondiir,  bei  welcher  sich  das  Selbstinterease 
allseitig  gehi^hg  geltend  machen  könne.  Die  hiernach  an  die  Kechtsordnunf?  za 
•teUenden  AnfOTdernniren  erfUlle,  venn  nidit  attein,  so  jedenfalls  „nach  der  Natur 
dea  Menschen''  am  ßi  >teit  die  Institution  des  Prirateigenthams,  und  zwar  des  PrinU- 
eirentbums  in  möglichst  absoluter  Form  und  an  allen  Ar»en  Snrheiitern ,  ein- 
scbliesälich  derjenigen,  welche  als  Productionsmittel  dienen,  im  Eiu^elucu  wird  der 
Beweis  ebenso  wie  fUr  dat  ganxe  allgeaieine  wlithicliafdiclie  Verkehrwreolit  nUttut 
(oben  g.  17). 

Das  Privateigentbiim  encbeint  also  nach  dieser  Theorie  in  der 
Tbat  als  nothweodige  ConsequeDZ  der  wirthscbaftlichen  Natur  des 
Menschen.  Der  MeDSch  werde  ohne  Eigenthura  an  den  Prodiicten 
seiner  Arbeit,  den  Mitteln  für  seine  BcdUrinissbefriedigung,  nicht 
oder  nicht  gehörig  arbeiten;  obne  Eigenthura  an  Kapital  kein 
Kapital  durch  Er.sparung  bilden;  ohne  Eigeuthum  an  Boden  den- 
selben nicht  ordentlich  bestellen. 

Oder  in  W.  Kosrb>T"s  Fonntilirunp:  „Wie  bich  die  Arl)oit  (l>;r  Menschen  nur 
ODter  VoraossetzuDg  penOniicber  Freiheit  zu  ihrer  roUeo  wirthscbaftlicbeji  Bedeutuug 
entviekelB  kann,  so  daa  Kapital  mit  seiner  pndoetifen  Kraft  nnr  anter  YoranaBetzonf 
freien  Privateipentbnms.  Wer  möchte  sparen,  also  dem  gej^onwärti^en  Genüsse  ent- 
aageo,  weou  er  d^  zukünftigen  (ieooaseä  nicht  sicher  w&reV"  (ßoacher,  System  I, 
§.  77,  dann  §.  82.   Vgl.  dagegen  unten  9.  137  ff.) 

Daa  Privateigenthnm  wird  hier  allerdings  zunUchst  nur  fdr  das 
privatwirthschat'tliche  System  mit  privatwirthHchaft liehen  GesicbtB- 
pnneteD  begründet.    Aber  mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  dieses 
Systems  ffir  die  Volks wirthschaft  wird  folgerichtig  der  Scbloss  ge- 
sogen,  dass  die  Privateigentbnmsinstitotioii  eben  ancb  eine  unbe- 
dingte Forderong  des  7oli(swirtbschaftUehen  Bedürfnisses  oder  des 
Gesammtinteresses  sei.  Bei  der  in  der  bisherigen  Theorie  Üblichen 
Identificirong  der  Volkswirtbschaft  mit  dem  priTatwirtbscbaftlichen 
Sjstem  wird  dieser  Scblnss  nnr  noch  zwingender.  Das  Eigentbnm 
ist  hier  keineswegs  bloss  eine  Institution  volkswirthschaftlicher 
Ntttzlichkeit,  sondern  Yolkswirthschaftlicber  Nothwendigkeit,  weil 
eine  Consequenz  der  Natur  oder  der  natttrlicben  Organisation  der 
Vdlkswirthschaft.   Denn  nach  der  hier  zu  Grunde  liegenden  An- 
Sfhannng  beruht  eben  diese  Organisation  auf  der  Natur  der  durch 
da»  .Selbstiuteresse  zum  wirthschaltlichcu  Thun  und  Laasen  be- 
wegten Menschen  (1,      305  ff.,  308  tT.). 

§.  108  [266].  —  B.  IJnzulUnglichkeit  der  Theorie. 
Der  Werth  dieser  Theorie  für  die  Begründung  der  Privateigenthums- 
iostitution  hängt  Ton  der  Richtigkeit  ihrer  Prämissen  ab.  Von 
letzteren  sind  folgende  vier  zu  unterscheiden:  zunächst  die  Allge- 
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meingUtigkeit  und  Unersetzbarkeit  des  wirthscbafüichea  Selbst» 
Interesses  iu  der  Einzelwirtbschal't  des  IndividuumH  oder  in  der 
Privatwirthschaft;  sodann  die  Identität  der  Volkswirthschait  mit 
dem  priTatwirtbschaftUoben  System;  ferner  die  Identität  des  Kapitals 
als  Okonomisehe  Kategorie  oder  als  ProdnetlonsmittelTorrath  (Nalio- 
nalkapital)  mit  dem  privaten  Kapitaleigenthnm  (I,  §.  129);  endiieh 
die  Annahme,  dass  das  Kapital  allgemein  unbedingt  so  seiner 
Entstebong  nnd  Vermebmng  den  priYatwirtbsebaftlieben  Sparproeeas 
Toraassetie.  Diese  letate  Pribnisse  wird  spüer  noob  imtersnobt 
Wiarden  (in  B«eh  3,  Kap.  1  onten)  und  sieb  als  mindestens  einseitig 
erweisen  y  indem  doeb  aneh  hier  nnr  eminente  Zweekmässigkeita- 
gründe  den  Ansscblag  fttr  das  Privatkapital  geben.  Die  drei  anderen 
Prämissen  sind  schon  nach  den  früheren  Erörterungen  tbeils  nn- 
ricbtig,  theils  nicht  in  dem  allgemeinen  Umfange  richtig,  wie  es 
.  in  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  vorausgesetzt  wird  und  werden 
mnss,  wenn  die  Begründung  des  Privateigeuthums  nach  der  hier 
untersuchten  Theorie  für  ausreichend  gelten  soll.  Der  ersten  Prü- 
misse  liegt  jene  einseitige  ökonomische  Psychologie  der  indivi- 
dualistisch-liberalen Nationalökonomie  zu  Grunde,  welche  im  erj^ten 
Theil  dieses  Werkes  (3,  Aufl.,  Buch  1,  Kap.  l)  ihre  Kritik  und 
Bericht iguiijj;  erfahren  hat.  Darauf  ist  hier  jetzt  wieder  besonders 
Bezug  zu  nehmen.  Die  Unzoläoglichkeit  aneh  dieser  natürlich- 
ttkonomiseben  Eigenthnms-Theorie  ist  daher  nicht  zu  bestreiten. 

Eine  eigentlich  prinoipielle  Begründung  des  EigeDthnma 
würde  hier  ohnehin  nur  vorliegen,  wenn  sich  nachweisen  Uessey 
dass  «das  Privateigenthum  eine  wirklioh  unbedingte  Voraussetzmig^ 
eine  wahre  eonditlo  sine  qaa  non»  fttr  die  individuelle  ArbeitsleistOBg 
nnd  EisparoBg,  daher  in  ▼olkswirthsebaftllober  Beziehung  flir  deo 
gansen  Prodoctloasprooessy  für  die  Kapitalbildnng  nnd  den  Boden- 
anbau  wäre.  Dies  lässt  sich  den  vielen  ThatBacben  gegentlber 
nicht  behaupten,  welehe  ans  ganse  Zeitalter  der  lIRrthseballs- 
gesehiobte  aiebt  mar  in  Betreff  nnfreier  Ariiett,  sondern  aneh  io 
Beireff  der  EigeBtlinmsordnBng  ftlr  die  Arbettsproducte,  das  Kapital 
nnd  besondere  fttr  den  Boden  zeigen.  Dieser  empirisobe  Gegen- 
beweis wird  durch  die  Analyse  der  auf  die  Arbeitsleistung,  die 
Kapital l)i kl un^^  und  den  Bodenaiil)au  einwirkenden  M(»tive  der  be- 
thciligten  Individuen  allseitig  begründet  (I,  Buch  1,  Kap.  1,  be- 
sonders §.47—51  und  oben  34).  Das  Privateigen t  Ii  um  erscheint 
gerade  nach  seiner  Entwicklungsgeschichte  als  eine  luslitution 
vielleicht  höchster  volkswirthscbaftlicher  Zweckmässigkeit,  zumal 
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in  gewissen  Stofen  der  Yolkswirtbschaftliohen  Eotwioklnng  nnd  der 
Oekonomik  und  Technik  der  Prodoction.  Aber  et  berabt  niebt 
anf  aUgemeiiier  reiner  Natnmotbwendigkeit. 

§.  109  [267].  —  G.  Anwendang  der  Theorie  auf  das 

Kapitaleigentbnm.  Der  grösste  Werth  wird  unserer  Theorie 
von  ihren  Anhängern,  d.  Ii.  vornemlicb  von  Nationalökonuincu,  für 
die  priiicipielle  Begründung  des  privaten  Kapitaleigenthuuis 
beigelegt,  wie  in  dem  oben  augelUhrten  Satze  W.  Roscher'». 
Dennoch  auch  hier  mit  Unrecht.  Es  wird  hier  doch  iinmer  nur 
mit  NützlichkeitsgrUndeu  argumentirt,  welche  das  Kapitaleigeuthum 
wohJ  als  eine  Institution  einzel-  und  volkswirthschal'tlicher  Zweck- 
mässigkeit im  positiven  Rechte,  zumal  in  bestimmten  technischen 
und  volkswirthschaftlichen  Perioden,  vielleicht  auch  noch  oder 
gerade  noch  der  beutigen  —  was  freilich  socialistischerseits  eben 
bestritten  wird  — ,  nicht  aber  als  eine  nothwendige  Forderung  der 
Natur  des  Menseben  und  der  Volks wirthschaflt  erscheinen  lassen. 
Wobl  bemerkt  wird  der  Beweis  bier,  wie  z.  B.  in  jenem  Satze 
Roscber's  noch  nicht  mit  dem  Gerechtigkeitspostnlat  der  Arbeits- 
und  Spartbeorie  zn  führen  gesucht. 

Vgl.  obea  §.  102,  S.  212.  Ei  bleibt  Moh  bei  Boteher  unklar,  ob  er  das 

Ei)renthuni  b-grundet  auf  die  Foiderongen  der  menschlichen  Natur  oder  auf  di.^  Arbeit. 
Der  Text  beanes  §.  77  deutet  auf  daa  Enten,  die  Annerknog  eher  auf  dab  Zweite. 

Die  Bstlrliehmkonomiscbe  Begründung'  des  Eigenthnms  wider- 
spriebt  nor  bei  dem  Eigenthnm  an  den  Arbeitsprodneten  nnd  am 
Boden  offenkundigeren  Thatsaohen  als  beim  Kapitaleigenthom. 
Deshalb  ist  ihre  Widerlegung  dort  leiebter.  Angesichts  der  Ver- 
faHtnisse  unfreier  Arbeit  und  der  Abfiodnng  der  freien  Arbeiter 
dnreh  den  Lohnrertrag  und  angesichts  der  Verbrdtnng  des  Boden- 
anbaiis  olme  die  Institution  des  priraten  Grundeigenthums,  wie 
fleUach  in  älteren  Gesehichtsperioden  versehiedenster  Völker,  in 
den  Ländern  mit  sog.  Gemeineigentbom  von  Gemeinschaften  (Ge- 
meinden u.  8.  w.),  oder  endlich  angesichts  so  vielfach  verbreiteter 
BodcDcultur  durch  Pächter  kann  man  nicht  wohl  das  Privateii^en- 
thum  der  Arbeiter  an  den  Arbeitäproducten  und  der  Bebauer  am 
Boden  als  unbedingte  Voraussetzung  der  Production  bezeichnen 
and  als  nothwendige  Conseqiienz  der  wirthschaftlichen  Natur  des 
Menschen  begründen".  IVivatcs  Kapitaleigenthum  scheint  dagegen 
für  die  äusHerliche  Betrachtung,',  welche  alles  Gewicht  auf  die  8par- 
tbätigkeit  legt,  die  nothwendige  V«>raussetzang  für  die  Entstebung 
ond  VermebruDg  des  Kapitals  überhaupt  zu  sein. 

15* 
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Der  Fehler  der  Beweisführung  liegt  hier  zunächst  wieder  in 
der  nnhaltbaren  IdentifidraDg  des  Kapitals  als  volkswirthschaft- 
liebe  Prodnetionabediiigiuig  oder  als  ökonomische  Kategorie  mit  dem 
Kapitalbesits  als  historisch -reobtiiebe  Kategorie  (1,  §.  129).  Ee 
wird  in  Folge  dieses  falsehen  Standpnncts  ohne  Weiteres  Torans» 
gesetzt,  dass  Kapitalelgentbnm  nicht  nnr  die  beste,  d.  b.  gerade 
mit  Rücksicht  anf  die  wirthscbafUiche  Nator  des  Menseben  sweck- 
mässigste^  sondern  dass  es  die  einsig  mögliche,  also  unbe- 
dingt nothwendige  Form  für  die  Bildung  nnd  Verwendung 
Yolkswirthscbaftlicben  Kapitals  sei.  Nnr  wenn  dies  bewiesen  wftre 
—  was  bisher  kanm  aach  nur  nntersncbt,  sondern  von  den 
tretern  dieser  Ansicht  ohne  Weiteres  als  selbstverständlich  ange- 
nommen wurde  — ,  Hesse  sich  das  Kapitaleigeuthum  als  noth- 
wendige Consciiucnz  der  wirtbscbaftlichen  Natur  des  Menschen 
und  der  dadurch  begrliudeten  Natur  der  Volkswirthschalt  auf- 
fassen. Bei  der  Retrachtung  des  Kapitals  muss  man  jedoch  die 
reinökonomischen  Bedin^'Uiigen  der  Bildung  des  sogen.  „Kapitals 
an  sich "  oder  des  Nationulkapitals  (Productionsmittelvorraths, 
I,  §.  129)  feststellen  und  alsdann  erlorschen,  ob  und  wieweit  hierbei 
eine  Vermittlung  durch  die  Institution  des  privaten  Kapitaleigen- 
thums erlbrderlicli  ist  und  daher  die  EntstebangsgrUnde  des  letzteren, 
die  privaten  sogenannten  Sparthätigkeiten  n.  s.  w.,  auch  nothwendig 
solche  der  Entstehung  des  Kapitals  an  sich  sind.  Dies  lässt  sich, 
wie  im  folgenden  Kapitel  genaoer  dargethan  werden  wird,  nieht 
in  dieser  Art  nachweisen,  sondern  es  iBsst  sieb  nnr  seigen,  dass 
dies  Kapitaleigentbnm  wenigstens  Ar  jetzt  und  für  nnabsehbaie 
Zeit  noch  wahrscbemlich  diejenige  Form  des  Nationalkapitals  iat^ 
in  welcher  der  grössere,  emstweilen  selbst  wohl  noch  der  weitans 
grOsste  Theil  des  letzteren  rehitir  am  Besten  gebildet  nnd  verwendet 
wird.  Dann  ist  aber  auch  das  .Kapitaleigentbnm  wie  anderes 
Eigenthnm  nnr  dureh  Zweckmissic^eitBgmnde  gestützt  nnd  nieht 
anf  die  menschliche  Natnr  oder  bestimmte  Seiten  derselben  anrUck- 
geführt,  daher  wiedemm  aneh  dieses  nnr  teteologisch  nnd  damit 
relatiy,  nicht  principiell  nnd  absolut  als  Institution  der  Wirthschafts- 
und  Rechtsordnung  „begründet". 

§.  110  [268].  —  D.  Verbleibende  Bedeutung  der 
zweiten  EigenthuniHtheorie.  Zur  eigentlichen  Begründung 
der  Privateigenthuinsinstitution  im  Ganzen  wie  in  Betreff  der  Haupt- 
kategoricen  kann  daher  die  natilrlich-(ikouomischc  Theorie  so  wenig 
dienen  als  dies  in  der  Hauptsache  die  natürliche  Eigentbumstbeorie 
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verniap:.  Dagegen  hat  jene  Theorie  doch  einen  Vorzug  vor  der 
letzteren  voraus,  weil  sie  die  Momente  genauer  darlegt,  welche  für 
die  RechtsbilduDg  im  Gebiete  des  Eigentbums  gerade  wegen  der 
wirÜiscbaftlicheD  Natur  des  Menschen  zweckmässiger  Weise  mehr 
oder  we]i%er  maassgebend  sind  und  sein  mUssen.  Sie  liefert  ods 
nemlich  so  den  OkonomlBcheii  Schlüssel  für  das  Verständniss  der 
PriTateigenthanuiDStitutioD  and  besonders  aoch  des  Kapital-  and 
Grandeigenthnma  nnd  deckt  hiermit  den  inneren  teleologischen 
BeebtfertignDgignind  für  die  gesehichtliche  Entwieklong  nod  die 
pontiTrechUiebe  Gestaltang  des  Frirateigenthnnis  nnter  dem  Einflnase 
Ökonomischer  ZweckmSssigkeit  auf.  Diese  Beweisfltbmog  zu  Gnnsten 
des  Priyateigentbnms  wird  dnreh  die  ,»Ärbeitstheorie''  noeh  mter- 
sttttat  Es  ist  aber  nicht  za  flberseheni  dass  die  ErfUInng  des 
Postulats  natllrlieher  Gerechtigkeit,  wonach  die  Frllcbte  der  Arbeit 
dem  Arbeiter  and  die  Ergebnisse  der  Ersparung  dem  Sparenden  in 
Ctemisshdt  der  Arbeitstheorie  als  Eigenthnm  geboren,  Tom  Tolks- 
wirtbsehaftlicben  Standpuncte  ans  auch  als  besonders  zweckmUssfg 
erseheint.  Höchste  Gerechtigkeit  ist  hier  zugleich  höchste  Zweck- 
mässigkeit. 

Das  typische  Heispiel  eigenthnmsrechtsgeschichtlicher  Entwick- 
lungen unter  dem  Eiufluss  ökuiuimischer  Momente,  wie  ihn  die 
nattirlieh-ökonomische  Eigenthumstheorie  dnrlegt,  ist  die  Entwick- 
liin^H<:eschichte  des  privaten  ländlichen,  besonders  bäuer- 
lichen Grundeigenthums. 

Vir|.  unten  Buch  Kap.  2.  H.  A.  3.  Siehe  Koscher,  System.  I,  §.  b7,  88« 
II.  B.  2.  besonders  Kap.  '2,  »i ;  meine  Ab^rhafrun^  des  privaten  (irundeigcnthums 
lihApitel  2.  De  Lavulcye,  proprietö.  Buchenberger,  Agrarpolitik,  I.  8.  222  ff., 
239  AT.  ud  panfm.  £•  ist  nor  ntoht  so  Obmeben,  daM  die  BeireisAlhnuif  zu 
GoDsten  des  Gnindei|jcntliums  mit  den  ansrefuhrten  ökonomischen  Mduienten  im 
Wesentüclieo  aar  fUr  i&odlicUcä,  oicbt  für  »tidtiscbes  (inindeigenthQffl  gilt  und  auch 
dort  ▼oiMiiKdk  mir  fBr  telbstbewirtbwbafiMtet  biieilidies,  bes.  kleines  und  mittlerem. 

QoellenmissiK  liest  sich  diese  Geeeblebte  des  biaerlichen  Grondeigenthiims  be- 
sonders d'Mitlich  bei  den  Germanen  yorfoI'T  ii,  aber  auch  b-M  vielen  anderen  Völkern 
seift  das  läüdlicbe  Groudeigentbam  eioe  ganz  ähnliche  Katvicklung.  Wie  der  rothe 
Fadien  siebt  sieb  doreb  letztere  das  Obonomiscbe  Princip  bindoreb:  dem  wirtlucbaft- 

Hcben  Selbstinfert*>se  des  nebauer>  durch  Gewährung  von  Prirateijs^enthumsrechten  an 
Theiien  des  urbpriloglich  im  Ciemeineigeathnm  gestandenen  Boilend  einen  immer 
v«iteren  Spielraum  der  Bethltif^aii;^  zu  Kewfthren.  Die  PriTateigenthumsrechte  er- 
laag«B  deshalb  bowohl  einen  immer  gr^üsenn  Umfang«  was  die  Anadebnonir  und 
Gattunir  der  bebauten  Grundstücke  betrifft,  als  auch  einen  immer  reicheren  Inhalt, 
VIS  die  Kecbte,  die  Verfugunjers-  und  Ausschlussbefugnisse  Anderen  gegenüber  in 
Bezog  aof  diese  GrondstOcke  anlangt.  Diese  Entwicklung  follsiebt  sieb  zum  Natsen 
des  Bebauers.  aber  gleichzeitig  auch  zum  Nutzen  der  desatnintlieit.  für  welche  jener 
wie  ein  fieaoftragter  die  der  Gesellschaft  hinMchilicb  des  Bodunanbaus  obliegenduu 
Aafgaben  za  follfllbreD  bat:  neoMeb  wegen  steigenden  Bedarfe  nach  BodenpiMlncten 
für  grössere  und  bessere  ßodenb.  ^tellunif.  fiir  l^eis^i)rere  Arbeit,  bedeutendere  Kapital- 
(erwendung  in  den  Boden,  for  Uerabdrttckong  der  ProdDcüooskoaten,  namentlich  bei 
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■talgwidflr  Tenden«  der  laltterai  mdi  den  ,3od«iifesetz",  daher  fir  «rfolgreicliaie 

Bek&mpfunf?  dieses  <>u<etzes  zn  sorgen,  mit  Hilfe  velcher  Factorcu  schliflMUdi  «ia 

reicherer  Bodenertrag  mit  Kcringoren  (natürlichen)  Kosten  erzielt  wird. 

Dfts  Beispiel  des  l&adlichea  tirondeigeoüiams  steht  jedoch  nicht  alleio.  Aeholicä 
liMt  sich  Q.  A.  die  Entvldtlirag  de«  Berfraehts  doreh  dfe  dral  bis  fiw  Phasen 
hindarch.  welche  die  Rt^clitsgeschichie  aosercr  CuIturvAlker  hier  nachweist,  ölononiisch 
erktireo.  Aach  gaaz  moderne  Rechtsbildongea ,  wie  das  Wegeeifenthum  roa 
PriwalSD  oder  von  ActiengeaellschafteD,  besonders  das  prirate  Eisenbahoeigen- 
thnm  —  MD  Sebieneiiirege  —  finden  so  ihre  ftkonemisehe  Etklinmg. 

III.  —  §.  III  [269,  270].  Ergebniss  für  die  Eigen - 
th  ums  lehre.  Die  Privateigenthumsinstitution  und  die  verschiedenen 
Kategorieen  des  Privateigenthiiras  erscheinen  hiernach  zwar  nicht 
schlechtweg  natürlich  begründet,  aber  wohl  aus  GrUnden  ökono- 
mischer Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  durch  die  Rechts- 
bildung geschaffen,  so  historisch  erklärt  und  teleologisch  begrttndeL 
Es  sind  bestimmte  geschichtliche  und  locale  VerbältniBse ,  der 
Technik,  der  Cnltur,  des  gesellschaftlichen  Zasammenlebens  über- 
banpt,  welche  die  Institution  im  Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen 
Arten  im  Reehte  mit  Rücksicht  auf  die  wirthschaftliche  Natar  der 
Menschen  entstehen,  sich  entwickeln  und  bestehen  btoiben  lassen. 
Wir  haben  es  also  beim  Priyateigenthnm  mit  einer  historiseben, 
nicht  mit  emer  natflrlieh-nothwendigen,  ohne  Weiteres  ans  der 
mensoblichen  Katar  folgenden,  nicht  mit  einer  rein-Okono- 
mi sehen  Kategorie  zn  thnn,  von  welcher  sich  sagen  liesse,  dasa 
ohne  sie  eine  regelmässige  BedflrfniBsbefriedigang,  eine  Volks- 
wirthschaft  flberhanpt  nodenkbar  wftre. 

Die  Conseqiicnzen  dieser  Auffassung  sind  fUr  die  ganze  Eigen- 
thumslehrc,  besonders  aber  für  die  Lehre  vom  privaten  Grund- 
eigenthum  und  Kapital  eigen  thnm  fundamental.  Sie  richten 
sieh  gegen  die  beiden  extremen  Ansichten  in  dieser  Lehre,  gegen 
die  AulYassnng  der  unbedingten  Anliänger  der  heutigen  Eigen- 
thumsordnung und  gegen  diejenige  der  unbedingten  Gegner  der- 
selben, gegen  den  ökonomischen  Individualismus  und  „Kapitaiis- 
mus'^  wie  gegen  den  „Social Ismus''. 

Privates  Kapital-  und  Qrnndeigentbnm  sind  als  auf  ökono- 
mischen Zweckmässigkeitsgründen  beruhend  keine  ewig  nnver- 
änderlichen  Institntionen  des  Rechts  nnd  der  Volkswirthscbaft. 
Gerade  die  geschichtliche  Betrachtung  im  Unterschied  von  der  ab- 
straeten  mnss  dies  anerkennen,  wenn  sie  nicht  mit  sieh  selbst  in 
Widerspruch  kommen  will.  Die  maassgebenden  Zweckmässigkeito- 
gründe  wechseln  oder  fallen  selbst  fort  mit  allgemeinen  geschicht- 
lichen VerilndemDgen  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens,  der 
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Volksdichtigkeit,  der  Techoik  in  der  Prodnction,  im  Verkehrswesen. 
Das  Postulnt  ist  also:  nicht  Stillstand  der  Entwicklung,  sondern 
zweckmässige  Weiter-  und  Umbildung  des  Eigenthnmsrechts  und 
der  ganzen  Eigenthiimsinstitution  nach  Maassgabe  der  veränderten 
Verhältnisse  und  der  wahrgeoommenen  volksvrirtbflohaftUolieD 
Fanction  des  bisherigen  Rechts. 

Hieroaeh  kann  z.  B.  auch  eine  gänsliche  oder  theilweiae  Wieder- 
bcaeitignng  des  OmndeigenÜiiiins  oder  eine  wesentliche  Be- 
scfafftnknng  des  Inhalts  des  Eigentfaomsreohta  an  Prodnctions- 
mitleln  Oberhaupt  im  Prineip  immer  nnd  im  conoreten  FaUe  als- 
dann und  in  der  Art,  sowie  in  dem  Maasse  Air  snULssig  erklärt 
werden  y  wenn  nnd  soweit  die  sonst  gebotene  Rflcksicht  anf  die 
TolkswirthschafUieh  nlltsliehe  Wirksamkeit  des  wirthschaftliehen 
Selbstinteresses  der  Pri?ateigentbflmer  bei  Seite  gesetzt  werden  darf. 

Cbanctemtische  Wendongeo  nacb  dieser  Kichtuug  bat  sogar  die  positive  Kocbtf- 
MdaBfT  iMveTdiap  schon  femaeht.  s.  B.  beim  KapitaleigeDtbom  biiitlelilll<A  dar  ans 

4tm  Prineip  der  psn0oli<'hen  Freiheit  und  aun  üem  vollen  Privateigcntham  abge« 
Idtaten  rollen  Vertivgsfireiheit.  Der  principielle  Vorbehalt  gewissen  Grundcigentbumä 
lir  die  ZwangSKemeinwiithschaften  (Staat.  Gemeinde),  also  der  Aaschlass  der  Prifatcti, 
ist  bei  Waldbodeo,  Wegeboden  (Eisenbabnen'l,  Bergverksbodea  iOkOD  erostiicher  in 
Fra?e  gekommmi.  selh-t  bei  städtiscbem  Wolinnngsboden  schon  wissenschaftlich  discutirt 
Vörden.  Eine  grössere  thati»äcbliche  Ausdehnung  deranigen  „ötientlicben^'  Eigeathams 
findet  manchfach  statt,  and  zwar  eiit  deshalb,  veil  des  Soedereifeetfiaoi  der  Prifetaa 
ucht  bofricHigend  im  Gesammtinteressc  fungirt. 

Uesentticbe  Beschr&ukuogea  der  VerfUgnogsbefagniaae  des  EigenthOmeis ,  eb- 
vdeheed  ven  liedlidieo  (jnmdeifentboii  eed  ?om  ellgemeiBen  Eigenthenareelite. 
Mnd  bei  W.illliudon  ,  städtischem  Buden.  Bcrgw  rk^liod  ri .  W'-ir.diodeti  theils  seit 
Altleis  iu  oa^ereffi  Kechte  vorbanden,  theils  neu  eiogefahrt  worden.  Vgl.  z.  B.  die 
röaieeh-TecliCtiehe  Lebre  reu  den  S0|ireBeoiile»  Le|ir*l*«rritaten.  Das  sogenannte 
Kachbarrecht  (Baron.  Pandertcn  §.  126  ff.^;  über  Gebäudeeigenthum 
Pretissisches  Landrecht  Theil  I.  Titel  S,  §.  35 — S2  ;  Uber  Wal  deige  n  thnm  ebenda 
ti.  83 — 95.  Welchen  Beächränkuogen  and  Verpflichtungen  untersteht  das  private 
JEiseobtthaeif  entha m!  So  grossen,  dass  mea  eacii  von  unserem  Standpuncte  aus 
Uum  mehr  von  ..Kigcnthiim"  hier  sprerhcn  mftchto!  —  Vgl.  aiirli  h<>i  H.  Rösler 
UD  socialen  Verwaltungsrecbt  I  duu  Abschnitt  von  den  „socialen  Verptlicbtongen  des 
EigeDthem«^,  §.  183,  8.  4S6ff.«  vnd  Iherinir«  Geist  des  römischen  Rechte  II,  1.  Ab- 
theÜong.  3.  Aaflege,  §.  226  ff.    Derselbe,  Zweck  im  Recht  I.  1.  Anfl ,  S.  506  ff. 

Auch  die  er n  n d  sä  t z I ich e  Aufliebon?  alles  privaten  ürureit  if:.>nthum8  in 
Uaadeii  der  Phvattrirtbschaften  und  gewisser  Hauptarten  des  privaten  Kapitaieigen- 
thQms  ist  wenigstens  eine  discn table  Frage,  welche,  so  nnrichtif  wnhrsohelnlich 
ihre  Bejahung  ist  nnd  für  unabsehbare  Zeit  sein  wird,  nicht  ohne  WeilersB  mit  dem 
Uuiweis  auf  die  menschliche  Natur  Uberhaopt  oder  aaf  die  wirthsdieftUche  Katur 
4es  Menschen  speddl  abgewiesen  werden  kenn.  Denn  immer  fordert  euch  die 
«irth!»rbaftlicbe  Natur  des  Menschen  solches  PlifMeigenthum  nur  unter  der  einen 
VorantMetzung,  dass  es  nicht  möglich  ist.  durch  andre  Motirc  als  das  Selbstinteresse 
sdcr  daioh  eSüi  gezugeltes,  im  Dienste  der  Gemeinschaft  mehr  mit  fungirendcs  Selbst- 
iweiesse  dieselbe  winhschaftliche  Leistung  vom  Menschen  zu  erzielen  und  dass  gerade 
Üese  Leistung  in  lustimniter  Gestalt  durch  die  Technik  der  Bodenbestellung,  der 
K^talrerwenduiiir  unter  den  obwaltenden  geschichtlichen  und  localen  Verhjiltni>äen 
IsihweDdiir  im  desamuitititercsse  ist. 

.\|]e  That^a(■l)eIl.  welche  die  Kinengung  des  privatwirthschaftlirhen  Gebiets  (ein- 
icbliesHiicb  der  Actien-  und  ähnlichen  Gcselb^cbafteu)  mittelst  Ausdehnung  des  Gebiets 
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der  Öffentlichen  Cntemehmojigen  betnüen,  sfnd  deshtlb  aneli  ftr  di«  I**!»«»  der 
Eigenthumsordnnng  ron  so  grosser  Bedeutung.  Von  gewissen  Fortschrittm  der  Technik 
(Dampf!)  g:ilt  dasselbe.  Die  rorhin  erwähnten  Verhältnisse  des  pritraten  Eisenb&hn- 
eigeDthuui»,  die  im  Gemeinschaft^-  oder  OtTentlichen  Interesse  nnTermeidlich  sind, 
deuten  mit  aof  die  Unhaltbttkalt  des  Piirttbahnsystems  hin,  weil  za  wenitr  positir« 
eifjentliumsrechtliche  Momente  zo  Gunsten  des  Eigenthums  ubrip  bleiben.  Ccber  dio 
allgemeine  Abechati'aog  des  privaten  (iroudeigenthams  Samt  er,  üesellschaftiliches 
UM  PriT«teig«Btiiirai:  dftfftr,  aut  hr  mieh  nnnülsgUohen  Grooden,  ebenso  die  neoere 
Boden reformbewegung  in  America.  England.  Deutschland  (H.  George.  Flürscheim,  j 
Hertzl(a  a.  A.).  Siebe  im  3.  Buch  Kap.  2  die  ErOrterang  der  Frage  und  Bachen-  . 
berger,  Agrarpolitik  I,  §.  40  ff.  I 

Von  entscheidender  Hedentong  für  die  wissenschaftliche  und  die  pr&ctifrhe 
Frafre  der  Ersctzting  des  Privat-  durch  Gemeineigeuthum  bind  daher  hier  wieder  i 
Okonümisch-psychologiscbo  Untersnchongen  der  Motivation  im  wirthschaftlichen  Haudehi, 
deren  Ergeboine  freilich,  wie  dem  Socialismus  Qbcrhaupt,  so  auch  hier  seiner 
Vorau^SL'f^nnp  in  der  Eijrtinthumsfrage.  der  „Verc^eselUchaftunf^  der  ^^achlichen  Pw-  i 
doctioübuuttel*'  im  Allgemeinen  nicht  günstig  sind  (I,  Buch  J,  Kap.  1). 

Die  unbedingten  Gegner  des  Privatcigentbnms  an  ProdactioDS- 
mitteln  verfallen  leicht  in  den  principieli  gleichen  Fehler,  wie  die 
unbedingten  Anbänger  dieser  Institution.  Sie  betrachten  sie  ebenso  | 
einseitig  als  volkswirthscbaftlicb  schädlich  nnd  ersetzbar  als  histo- 
rische Kategorie  durch  eine  andere  Rechtsordnong,  wie  die  Anhänger  i 
sie  eioBeitig  als  voUwwirthscbafUtch  ntttadieb  nnd  unenetebar  an- 
lehen.  Gerade  die  Anffassoog  des  Privateigenthnms  an  Prodnetioi»- 
mitteln  als  historische  Kategorie,  als  eine  Ehmchtnog  rebtiTer 
Zweckmässigkeit  mit  wegen  der  Macht  nnd  Allgemeinheit  des  | 
wirthschaitlkhen  Selbstinteresses  in  den  Individuen  macht  es  on-  i 
thnnlicb,  sich  knrsweg  „aus  Piineip"  flir  oder  gegen  die  Institntioa  tn 
entscheiden.  Man  kann  so  wenig  den  Schlnss  der  Anhänger  billigeD, 
dass  dieses  Eigenthnm  niemals  in  Frage  gestellt  werden  dürfe, 
als  den  Scbluss  der  Gegner,  dass  es  jederzeit  beliebig  verändert, 
beschränkt,  beseitigt  werden  könne.    Darüber  kann  nur  richtig 
entschieden  werden,  wenn  die  mittelst  Deduction  aus  der  wirth- 
schaftlicben  Natur  des  Menschen  /u  (Gunsten  des  Privateigenthums  I 
gezogenen  ^Schlüsse  durch  Beobachtungen  der  zeitlichen  uud  ört- 
lichen Verhältnisse,  der  Function  des  Privateigenthums,  der  Technik 
der  Production   und  der  für  die  Menschen  concreten  Falls  im 
Wirthhcliatten  maassgebenden  Motive  modüicirt  oder  widerlegt 
worden  sind. 

Auch  ftlr  (lif  rirhtijr»-  BeLandlung  der  Eigenihumsfrage  rom  rolkswirthschaft- 
lichen  Standpuncte  atiü  erwei&t  sich  demnach  die  allgemeine  borderong  der  Methodeu- 
lehi«  der  Politischeo  OeloBoate  ab  g«boCMi:  Ers'^niaiig  der  Dedttolion  durch 
Indurtion.  Siehe  daher  aaeh  hieiflkr  in  dieser  8.  Aviage  I,  Buch  1,  Eapliel  2, 
Haupubschnitt  2,  S<  165  ff. 
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3.  Abschnitt. 

Me  Oeeii|Mitloii8-  mid  die  Arbeitstheorie. 

I.  —  §.  112  [271,  372].  Character  und  Mängel  beider 
Tbeorieen.  A.  Die  Bpeeifiseh  jaristische,  bez.  rOmiseh- 
reehtltebe  Theorie  iler  Begrttndoiig  des  PriTateigenthams  aof  die 
erste  BesitsergrelfoDg  (OeeopatioD)  und  die  speeifiseh 
BationalOkonomlsehe  Theorie  der  Begrttndong  des  Eigen- 
thams  aof  Arbeit  (§.  102,  B)  sind  in  einer  Hinsieht  groodsfttzlieh 
▼ersehleden,  ja  gegensatslieb.  Aber  In  einer  anderen  Hinsicht  sind 
sie  gmndsätzlich  gleich,  indem  sie  nentlicb  kurzweg  auf  blosse 
Facta  das  Privateiircnthnm  als  Ucchtsinstitution  begründen  wollen. 
Dies  ist  ein  logischer  Fehler  im  Ausgangspuncte.  Von  der  That- 
.  Sache  gelaugt  mau  nicht  unmittelbar  zum  Rechte,  sondern  die 
Thatsache  oder  genauer  gesa'rt  die  Umstünde,  welche  sich  an  die 
Thatsache  als  ursächliche  und  bedingende  Momente  knüpfen,  können 
nnr  zum  Grunde  dienen,  aus  KUcksichten  der  Gerechtigkeit  (Billige 
keit)  und  Zweckmässigkeit  ein  Recht  der  mit  der  Thatsache  in 
eansaler  Besiehung  stehenden  Person ,  eventuell  anch  das  Priyat- 
eigenthnmsreoht  fhr  sie  ans  dieser  Thatsache  hervorgehen  so  lassen. 

Diese  VerknOpfnng  von  Thatsache  nnd  Beoht  erfolgt  dnreh 
die  reehtsbildende  Kraft  des  Gemeinsobaftslebens  in  der  Bechts- 
büdnng»  der  gewohnheitsrechtiichen  wie  der  gesetzlieben.  Wenn 
Ooenpation  nnd  Arbeit  also  im  eoncreten  Falle  Eigenthvm  begründen, 
als  recbtlieh  daftlr  anerkannte  Erwerbsacte,  so  wird  die  PriTateigen- 
thumsinstitution  als  solche  schon  als  bestehend  vorausgesetzt.  Jene 
Facta  sind  dann  nur  reehtliche  Erwerbsarten  des  Eigenthums;  nicht 
innerer  Grund  der  Institution,  sondern  äussere  Ursache  des  Eigen- 
thums einer  bestimmten  Person.  Die  Begründung  der  Institution 
liegt  auch  hier,  wie  im  folgenden  Abisehuitt  näher  dargelegt  wird, 
in  der  Tbätigkeit  jener  rechtsbildenden  Kraft.  Die  Anerkennung 
eines  Eigentbnmsrechts  für  den  ersten  Occupanteu  und  den  Arbeiter 
erfolgt  hier  voranssetzlich  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  und  der 
Ökonomischen  ZweokmSssigkeit,  welche  dem  Gesetzgeber,  bez.  dem 
Volksbewnsstsein  fHr  die  Verbindong  des  Eigentbamsreobts  mit 
jenen  Thstsaehen  zu  sprechen  sehemen.  Die  Ocoopations-  nnd 
die  Arbeitstheorie  enthalten  daher  in  der  That  anch  kein  Princip 
fttr  die  Begründung  der  Privateigenthnmsinstitntion, 
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«ondern  ein  Postnlat  fttr  die  GeBtaltnng  der  Privat- 
eigenthnmsordDang  hinsicbtlieh  der  Erwerbsarten  dea 
EigenthiuDSy  ebne  anob  dies  Problem  binlllnglicb  an  lösen. 

B.  Von  diesem  principiellen  Einwände  abgesehen,  eignen  sich^ 
beide  Thatsachen,  erste  Occiipation  und  Arbeit,  übrigens  auch  sonst 
nicht  zn  einer  allgemeinen  Begründung  des  Privateigenthums.  Sie 
können  sogar  nicht  als  ein  stets  gerechtes  Postnlat  gelten,  welches 
llir  die  Gestaltung  der  Rechtijordnung  immer  ohne  Weiteres  maass- 
gebend  sein  mtisste  oder  selbst  nur  zn  sein  vermöchte. 

1.  Dies  lUsst  sich  ftlr  die  Occupationstheorie  nachweisen, 
einerlei  ob  man  die  erste  Occupation  nur  im  streng  juristischen 
Sinne  nimmt,  als  Willensausdruck  einer  Person,  die  Sache  ihrer 
Herrschaft  zu  unterwerfen,  oder  ob  man,  den  Begriff  der  Occn- 
pation  erweiternd  und  das  Arbeitsmoment  hereinziehend,  specieU 
anob  die  sogenannten  occnpatorisebeni  den  Natnrstoff  in  seiner 
gegehenen  Form  sich  aneignenden  (im  Gegensatz  zu  den  anf  die 
Bildung  des  Natnrstoffs  in  bestimmter  Form  hinwirkenden)  Arbeits- 
arten gleichzeitig  besonders  mit  ins  Auge  fasst 

8.  Ebenso  iSsst  sieh  aber  aneh  seigen,  dass  die  Arbeit  gar 
nicht  allein  Privateigentbum  begründen  kSnnte:  man  mnss  immer 
dne  Torantgehende  Begrfbidttttg  von  J^genthnm  dnroh  Ooon> 
pation  annehmen,  selbst  in  den  primitivsten  VerbUtnissen,  um  Ar 
die  Arbeit  aneh  nur  die  technische  (physische)  Möglichkeit  zn 
Btatniren,  im  Rechte  wenigstens  als  Erwerbsart  von  Eigenthum 
anerkannt  zu  werden.  Die  BeweisfHhruug  mit  der  Arbeltstheoile 
allein  in  der  Eigenthamsfrage  bewegt  sich  in  einem  Titiösen 
Cirkel. 

Dies  ist  dea  Juristen  Seitens  der  NationalAiconomen  einzuräumen.  Gewöhnlich 
tind  die  letzteren  riel  zu  leicht  Uber  die  logischen  Schwierigkeiten  binweg  gegangen, 
welche  hich  der  BegrOndang  des  Eigeuthoms  bloss  aof  Arbeit  entgegenstellen.  Sie 
h»lH.'n  daher  auch  der  juristi'^rhen  Ocrupafionsthooric  nicht  die  derselben  pobuhrende 
Khre  zu  Theil  werden  lasMcn,  auch  z.  B.  Bastiat,  Ii  oscher  und  Mill  nicht.  Siehe 
unten  §.  114  bfli  A.  Treffend  ist  besonders  die  Polemik  ron  Kodbertas  gefso 
Thiers  u.  A.  m.  oft.  d.  h.  L'v"_'<'n  dit!  Vertheidiger  der  bestehenden  Eigenthums- 
orduuuc  mit  derea  Zorackfuhrung  auf  die  Arbeil,  zur  Beleacbtoog  u.  s.  w.  &  79. 
Ueber  Prondboii  siehe  Diehl  i.  s.  0.  1,  4,  37. 

3.  Beide  Theorieen,  hesonders  aoch  die  Arbeits theorie,  was 
bei  ihr  gewöhnlich  tlhersehen  worden  ist,  können  endlich  nur  bei 
einer  ganz  atoniistisoh-individualistischen  Auffassung  des  fiechts 
als  Formulirnngen  eines  unbedingt  richtigen  nnd  stets  anwendbaren 
GerechtigkeitsiKMtulats  Ar  die  Eigenthnmsordnnng  Anerkennung 
finden. 
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a)  Die  nolhwendige  Bttekaieht  anf  die  Goexisftens  anderer 
Individuen  bindert  es,  anbedingt  in  jedem  Umfang  nnd  jeder  Art 
Eigentbomeerwerb  dnieb  erste  Ocenpation  tu  gestallen  (§.  118, 
bei  A.}. 

b)  Die  Arbeitstbeorie  eothftlt  swar  einen  bOebst  wertii» 

vollen  und  unbedingt  richtigen  Kern,  dessentwegen  man  es  als 
ideales  Ziel  der  Kigeuthumsoiduuu^  bezeichnen  kann,  immer  all- 
gemeiner und  ausschliesslicher  die  Arbeit  zur  rechts^iltigen  originären 
Erwerbsart  von  Privateigenthum  für  das  Individuum  zu  machen: 
dermaleinst  vielleicht  der  Endpunct,  nicht  der  Ausgangspunct  der 
Eütwicklun^r  der  Eigenthumsinstitution.  ^)  Eine  Tiestaltung  der 
Ei^renthumsordiiung  rein  nach  dem  Postulat  der  Arbeitstbeorie 
/ei'let  aber,  ebenso  wie  die  Begründung  des  Privateigenthnms  auf 
Arbeit  (Sparsamkeit  u.  s.  w.)  des  Individanrns  nach  dieser  Arbeits- 
tbeorie, an  zwei  prinoipiellen  Fehlem,  einmal,  dass  in  beiden  Fällen 
Toraosgesetzt  wöilen  mnss,  die  individuelle  Arbeit,  eventaell  nnte^ 
stutzt  dnreb  Kapitalbesiti  des  Einzelnen,  das  Product  „seiner*' 
eigenen  frOberen  Arbeit  nnd  „seiner*'  eigenen  Ersparung,  —  wobei 
das  „seiner"  eigenen  aucb  sebon  mit  den  Tbatsacben  sieb  niebt 
deel^  —  sebaiFe  die  SacbgUter  allein  oder  sei  m.  a.  W.  für  sieb 
allein,  ausser  dem  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Zusammen- 
hang; gedacht,  die  productive  Kraft;  ferner,  dass  dabei  die  Schwierig- 
kt'iten,  welche  die  Arbeitstheilung  und  die  Verwendung  von  eigenen 
und  entliehenen  Kapitalien  im  rroductionsbetrieb  z.  B.  auch  aus 
dem  Genu'ineigenthum  einer  socialistischen  Prodiictionsordnunji:  von 
Productivgenossensehaften  u.  dgl.  Übernommenen  oder  zugewiesen 
erhaltenen  —  itir  die  folgerichtige  Anwendung  der  Arbeitstbeorie 
macbt,  gar  nicht  berücksichtigt  werden. 

Ersteres  ist  der  Grandirrthnm  der  individualistischen  Pro- 
dnctionslebre  der  pbysiokratiseb-Smitb'soben  Nationalökonomie, 
einer  Lebre,  deren  Conaeqnenz  in  der  Eigentbnmslebre  die  Arbeits- 
teme  (mit  ibrer  Erweiterung,  der  „Sparsamkeitstbeorie*«  oder  der 
„Tbeorie  des  wirtbsobaftlieben  Erwerbs'S  §.  102  bei  B.)  ist  Jedes 
einzelne  Sacbgut  ist  nicht  ausscbliesslicb  Product  nnd  Folge  in- 
dtridneller  Arbeit  u.  s.  w.,  oder  der  rein  nattlrlieben  Produetions* 
factoren  und  Productionsbedingungen,  Natur,  Arbeit,  Kapital,  Unter- 
nehmung, sondern  stets  mit  Product  und  Fo]jj:e  des  gcsellsihaft- 
fieben  „Productionsfactors**,  des  Staats  (1,  §.  354j  als  ursächlichem 

>>  Vfl.  Bodbertns  a.a.O.  S.44,  45  (These  2Q\ 
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mid  bedingendem  Moment  in  aller  gesellschaftlichen  Prodoction 

und  daher  auf  dessen  LeiBtungen,  besonders  aut  tjeine  Fürsorge 
für  Gemeinbedurlnisse,  mit  zurückzuführen. 

Die  im  6.  Buch  des  Theils  I  eutwiclifltL'  I.ehre  vom  Staate  ans  dem  volkswirth- 
sohaftlicbcD  Gesicbtspuncte  zeigt  hier  eine  ihrer  vielen  wichügeo  CoDsequenzea.  Ueber 
den  Staat  als  ..Productioiisfactor^'  siebe  daselbst  §.  3M,  bMondsiB  &  878.  —  Ganz 
abereinstiinineiid  mit  Obigem  Knies,  Geld,  S.  S4. 

Für  die  Eigenthamblebre  und  »pecieU  für  die  Kritik  der  Arbeitstheorie  ist  daher 
vat  die  viehtigen  Lehren  im  ftnflen  ond  Bechstett  Boche  des  ersten  Thellt  Uber  die 
Organisation  der  Volkswirthschaf>.  bcsoiHlers  tlber  die  Gemeinbedürfnisse,  das  gemein- 
virthschsftliche  System  and  den  Staat  hier  Bezug  za  nehmen.  Aach  mit  in  Codm- 
qnenz  der  dort  b^grandeCen  Aafßwnni^  ist  das  Gereebtigkettspostnlnt  der  Arbeiit- 
tbeorie  nicht  als  ein  solches  von  absolater,  sondern  nur  von  relativer  Richtigkeit 
anzuerkennen.  In  der  Eigenthumäordaung  kann  und  soll  dasselbe  von  der  Rechts- 
bildung  als  leitende  Kicbtschnor  mit  benutzt,  aber  nur  in  sulcher  Modification  dorch- 
geftthrt  werden,  da^  dabei  neben  dem  gerechter-  and  auch  wieder  zveckmlniger • 
maassen  zn  bertlcksichtigenden  Interesse  de^  Arbeiters  (Sparers,  Boden bestellers  a.  s.  w.) 
aach  dasjenige  des  Staats  „als  Vermögen  erzeugende  Societät"  richtig  zar  Geitang 
komme. 

Den  zweiten  Fehler  anlangend,  so  wird  eben  flberseben,  wie 
bei  Arbeitstheilung  nnd  Kapitalanwendung  im  Productionsbetrieb 

jedes  „Arbeitsproduct"  eiu  Ergebnisa  mannigfaltiger,  qualitativ  ver- 
schiedener, quantitativ  ungleicher  „Arbeit"  verschiedener  Arbeiter 
und  der  Mitwirkung  des  Kapitals  ist.  Die  Arbeitstheorie  „be- 
grfindef'  doch  nun  dann  höchstens  ein  Gesaniniteigentbum  dieser 
Arbeits-  und  Besitzgenieinschalt  (I,  §.  263,  264)  an  den  Arbeitspro- 
ducten,  aber  eben  nicht  ein  Hondeieigenthum  der  einzelnen  Arbeiter 
(einschliesslich  des  Unternehmers)  und  derjenigen,  welche  das  ihnen 
gehörige  Kapital  zur  Production  hergegeben  haben.  Die  Ausein- 
andersetzung zwiselicn  diesen  Individuen,  welche  jetzt  ja  meisten 
vertragsmiissig  erfolgt,  findet  immer  auf  Grund  einer  schon  be- 
Btebenden  Personal-  und  £igentbam8ordnmig  statt 

Im  Folgenden  finden  die  Torausgehcndeu  Säde  Ikber  die  bdden  Theolieea  ond 
die  in  ihnen  enthaltenen  tiereditigkeitspostuJat«  ihre  genaoeie  BegrOndimg; 

II.  —  §.  113  [273].  Die  Occnpationstbeorie.  Hinsieht 
lieh  ihrer  Tragweite  sind  bewegliehe  Sachen  nnd  Boden,  femer 
primitiTe  nnd  entwiekelte  Verbftltnisse  des  Volksleböis,  wie 
besonders  die  Grösse  nnd  Dichtigkeit  der  BoTdlkening  u.  s.  w.,  so 
unterscheiden.  ^) 

A.  Die  Occupation  herrenloser  Sachen,  beweglicher, 

vom  Hoden  abgetienuter  oder  abtrennbarer  Naturstotte  ist  in 
primitiven  Verhältnissen,  bei  Jäger-,  Fischervölkern,  Nomaden,  eine 
der,   mitunter  die  Hauptcrwcrberbsquelle   der  Bevölkerung  Itlr 

')  TgL  PAzI,  Aitikel  henenlote  Saehen  im  SCaatovOrterbDch. 
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NahraDgsmittel  und  Kohstotfe  zur  Verarbeitung.  Sie  bat  aacb  im 
Beginn  fester  Ansiedlung  uod  Ackerbaus  noch  ihre  Bedeutung,  ver- 
liert dieselbe  aber  mit  der  steigenden  Wichtigkeit  des  Ackerbaus 
immer  mehr.  lodern  die  Rechtsbildnng  in  jenen  primitiven  Ver^ 
bUtnisBen  dem  ersten  Occn|Minten  al»  solchem,  weil  er  den  Willens- 
nct  Ener»t  yorgenommen,  hemnlose  Naturstoffe  sieh  anzueignen, 
ein  Privateigentbnm  an  den  von  ihm  so  ooeopirten  Stoffisn  snscbreibt, 
TerAhrt  sie  gerecht  nnd  xweckmttssig.  Um  so  mehr,  als  die  Oocn- 
pation,  das  Frttebtesammmeln,  Viehweiden,  Fisohen,  Jagen,  hier 
gldehzeittg  die  wesentlichste  wirthschafUiehe  Arbeit  des  Zeitalters 
darstellt  nnd  somit  der  riehtige  Kern  in  der  Arbeitstheorie  durch 
jene  Reehtsbildnng  gleichzeitig  anerkannt  wird. 

Unbedingt  und  allgemein  kann  jedoch  sehon  in  sehr  einfachen 
Verhältnissen  erste  Occiipation  nicht  Ei  sverbsgruud  von  Eigenthura 
werden,  weil  es  datUr  auch  hier  schon  unter  Unjständen  einer 
Schranke  bedürfen  wird,  welche  ,, durch  die  bedingende  Co- 
existenz  der  Menschen  und  die  allen  gemeinsame  iSaGbbedtüri'iigkeit 
gezogen  ist''  (Ahrens),  z.  B.  bei  Holz. 

In  allen  etwas  entwickelteren  Verhältnissen  der  Volkswirth- 
scbatt  liegt  dem  Eigenthum  in  irgend  erbebiicherero  Umfange  Occu- 
pation  von  herrenlosen  Naturstoffen  oder  occnpatorische  Arbeit  nicht 
mehr  zu  Grande. 

Hit  deo  exteniirttB  LandwirthschaftaBysteinen,  auch  noch  mit  der  bei  Goher- 

Tilltern  so  verbreiteten  Dreifcldcrwirthschaft  »\nd  natürliche  Weiden  zwar  Sfhr 
lange  ferbooden.  Aber  das  Weiderccbt  beruht  entweder  auf  einem  Antbeil  des  Vicb- 
eifealhilBen  an  dem  im  Gemdeeig entliDm  ttelienden  Weideboden  oder  tvf  foUem 
Prirateigenthnm  an  letzterem  oder  ist  ein  serritatisches  Rocht  auf  dem  (Privat-)  Boden 
Dritter.   Aacli  findet  meist  doch  achoD  eioe  gevü»e  Pflege  der  Weiden  hier  statt. 

B.  Die  erste  Occnpation  des  Bodens  dnrch  das  Indi- 
Tidnnm  für  sich  ist  aber  anch  in  primitiven  Verbältnissen 
keineswegs  allgemeiner  der  geschichtliche  Ansgangspunot  des  privaten 
Gnmdeigenthams  gewesen.  In  der  Regel  hat  vielmehr  die  Ge- 
meinschaft, der  einwandernde  nnd  colonisirende  oder  der  er- 
obernde und  die  bisherigen  Besitzer  vertreibende  odernnterwerfende, 
«ich  auf  dem   Boden   niederlassende   und   bleibend  ansiedelnde 
Volksstanim  (oder  dessen  Tlicile,  die  Völkerschalt,  das  Geschlecht, 
die  Siedelnngsgemeinde,  die  Colouistengruppe  u.  s.  w.)  den  B(»den 
in  Besitz  genommen  und  an  demsell)en  eine  Art  (i  eni  e  in  eigen- 
ihum  begründet,  oder  der  Vertreter  der  (lcim  iiis(  halt ,  der  Fürst, 
der  König  hat  den  Boden  im  Ganzen  oder  bostiimnte  griissere 
Ibeile  desselben  tUr  sich  in  Beschlag  genommen.    Aus  solchen 
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Verhältnissen  bat  sich  dann  durch  eine  eigenthüniliche  Bechts- 
biidnng  aaf  doppelte  Weise  privates  Grundeigenthum  entwickelt 
oder  losgelöst.  ^) 

1.  Einmal  haben  Zntheilungen  von  Boden  an  die  Genossen 
der  Gemeinschaft  durch  die  letztere  oder  durch  den  Fürsten  statt- 
gefunden, entweder  tod  Tornherein  zn  Privateigenthnm  oder  zunächst 
zur  Bewirthscbaltung  nntsnngsweise.  In  gerechter  und  zweckmässiger 
Wtlnligiing  des  Moments  privater  Arbeit  und  privater  Kapitalver- 
wendnng  im  Boden  hat  die  Rechtsbildnng  anch  im  letzteren  Falle 
in  der  Regel  allmäligPriYateigentham  entstehen  lassen.  Damit  wurde 
aber  das  Poetnlat  der  Arbeitstheorie,  nicht  da^enige  der  Oeca- 
pationstheorie  erflUlt 

9.  Sodann  hat  die  Gemeinschaft  mitunter  in  anderen  Fftllen 

stillscliweigend  oder  ausdrücklich  innerhalb  ihres  Gebiets  (im  Wald, 
im  Gebirge,  auf  der  Weide,  in  der  Allmende)  Einzelnen  die  Be- 
sitzergreifung von  Boden  zum  Zweekc  privater  Bewirthschaftang 
zugelassen  (germanische,  russisehe  Verhältnisse).  Anch  hieraus 
hat  sich  dann  in  ähnlicher  Weise  Privateigeutbuni  entwickelt, 
womit  aber  wiederum  mehr  das  Arbeits-  als  das  Occupationsmoment 
anerkannt  wurde.  Solche  Zulassiiiii^en  der  Besitzergreifung  von 
Boden  können  aber  nur  so  lange  vorkommen,  als  das  Gemein- 
scbaftsinteresse  dadurch  gefördert  oder  wenigstens  nicht  gestört 
wird,  und  nnr  unter  dieser  Yoranssetsung  lässt  sich  alsdann  eine 
Bildung  von  Privateigenthnm  an  dem  bewirthschafteten  Boden  als 
ökonomisch  zweckmässig  und  gerecht  g^n  den  Bebaoer  be- 
zeichnen. 

C.  Auch  wirklich  individuelle  erste Bodenoeenpationen 
können  nnr  in  primitiven  Verhftltnissen,  wo  sie  allein  in  erheb- 
licherem Umfange  mOglich  sind,  einen  Rechtfertigungsgrnnd  flir 
die  Anknüpfong  des  Eigenthomsrecbts  an  diese  Handlungen  bilden» 
nnd  Ewar  anch  hier  wieder  nach  Rücksichten  der  Ökonomischen 
Zweckmässigkeit  nnd  der  Gerechtigkeit.  Diese  Rücksichten  sind 
aber  nur  so  lange  mit  Hecht  maassgebend,  als  die  Occupation  von 
Boden  (liiich  den  Kinzelnen  nicht  in  einem  Umfange  erfolgt, 
welcher  das  individueile  BedUrfniss  übersteigt  und  dadurch  die 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Coexistirenden  hemmt.  Hierüber 

*)  Ahreos,  Katurrecht  II,  136.  Pttr  die  deattchen  AlwifldelQngmrerhältQisüo; 
T.  Maurer.  F.inleitaog.  S.  3,  Markenverfa:>5nng^,  S.  2,  Doifreiftirailf,  S.  1  Dod  pufläm. 
Waitz.  Verfartöungcgeschichte  I,  117  (2.  Auflage;. 
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wird  tiieilg  die  Volksdichtigkeit,  tbeils  die  damit  t'reilieh  meist  n- 
MtfimeDbftogeDde  Art  des  Anbans  entocbeiden. 

D.  In  der  entwiekelleren  VoULswirthscbatlt  ist  der  Boden  so 
pk  wie  Tolbtftndig  im  Eigenthnm  der  PrivatwirthBebaften  oder  der 
Oftottieben  ZwaogsgemeiiiwiitfcuMbafleii  (Gemeinde»  Staat  il  s.  w.) 
Die  Oeenpation  verliert  bier  ibre  Bedentmg  als  Erwerbsart  fast 
gtas.  flerrenlose  bewegliebe  Dioge  werden  aber  nnnmebr  zweek- 
mlisiger  nnd  gereobter  dem  Staate  als  Vertreter  der  Gesammtbeit 
nscsebrieben  nod  so  der  Regel  nacb  dem  Erwerb  ducb  Oeca- 
patioo  entzogen. 

Diene  Ent^cheidoog  der  Krage  wird  ron  Pözl,  Artikel  herreolose  Sachea,  St&abi- 
vBnerbochY,  184  ?ervorfea.  weil  sie  eioe  Folge  der  mittekiterlicheu  Theorie  vom  ataal- 
Meo  ObereigentliQm  am  Gebiete  um!  an  Allem,  was  darin  ist,  sei.  Mir  scheint  diese 
AoffaMQog  unrichtig.  —  Ein  Ii  egal  au  herreoloüeo  Dlugea  lästöt  sich  uatiouaioLioitomisch 
woü  bagftUid«!.  aiebe  Wagner,  FlBaasviaMBSobaft  I,  8.  Anlage.  §.  212.  S.  50S, 
II.  2.  Auflatre.  §  75.  —  Die  jagdbaren  wildtüi  Tliii  r--  nml  iltc  Fiscbc  sind  dem 
freies  Occopaüoosrecht  enttofien,  wo  Jagd  oud  Fibciierei  Pertioeoz  de^  ürtmdeigeu» 
tot  «der  Gegtutud  elaes  Begab  abid. 

III.  —  §.114  [274].  Die  A  r  he  i  t  stheo  ri  e.  Ihr  ist  von  den 
Nationalükonnnien  eine  grosse  piiucipielle  Bedeutung  für  die  all- 
gemeine Begründung  de«  rrivateigentluuiiK  als  Institution  des  Rechts 
visdicirt  worden.  Diese  Bedeutung  kann  ihr  nicht  zugestanden 
werden.  Dagegen  enthält  die  Theorie  ein  in  der  Hauptsache 
richtiges  Postulat  ?od  grosser  Wichtigkeit  für  die  Gestaltung  der 
£igenthiimsordnnng,  dessen  Durchfttbrung  in  letzterer  dann  nur 
das  zu  iQseode  Problem  bleibt.  Auch  hier  sind  tttr  die  theoretische 
Untersuchung  nach  diesen  beiden  Seiten  primitive  nnd  entwiokelte 
Wirthsebftftsverhfthnisse  an  nnterscbeiden* 

A.  Aach  abgesehen  von  dem  principiellen  Einwände  des 
§.  113  ISsst  sieb  das  Privateigenthnm  nieht  seblecbtweg  auf  „die 
Arbeit'  begrUnden.  Denn  die  Arbeit  flir  sieb  allein  schaff^  nicht 
die  SachgUter.  Jede  Arbeit  bedarf  dazu  nicht  nur  Roh-  nnd  Hilfs- 
Itöffe,  sondern  namentlich  auch  Werkzeuge,  auch  unter  Voraus- 
setzung der  einfachsten  Verhältnisse  der  Technik ,  im  Boden- 
anbau u.  s.  w.  Die.se  Werkzeuge  sind  wie  die  Koii-  und  llillsstotfe 
entweder  unuiittelbar  Nalurproducte  oder  aus  sukheu  hergestellt. 
Das  Eigenthum  an  den  StotVen  und  Werkzeufi:en  setzt  also  ein  durch 
Occupation  zu  erwerbendes  Eigenthum  als  schon  anerkannt  voraus. 
Da«  Piivateigenthum  der  mit  Mille  der  Stoffe  und  Werkzeuge  durch 
die  Arbeit  erzeugten  öachgUier  ist  daher  mit  auf  diese  Occupation 
xurtlckzutltlhren.  Bei  der  Gewinnaug  von  Feidlrlichten  durch 
die  Bodenbestellung  muss  ferner  wiederum  eine  vorausgehende 
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rechtliche  Verfü'jung  Uber  den  IJodeo,  eventuell  die  Zulassnu^  der 
Erwerbsart  des  Eij2:ontbum8  durch  Occupation  Seitens  des  Hechts,  an- 
genommen werden:  das  Privateigentbum  an  den  Bodenproducten  ist 
daher  auch  hier  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Arbeit  zu  begrtindeii. 
Die  Arbeitstheorie  bedarf  sonacb  in  primitiven  Verbältnissen 
tiberall  zur  Ergänzung  der  Oecnpationstbeorie:  Eigentbnm,  welches 
dnrcb  Occupation  bereits  erworben  ist,  muss  nach  der  technischen 
Natar  der  Sachgüterprodnotion  das  Frttbere  sein,  Eigenthom, 
welches  dnreh  Arbeit  erworben  wird,  kann  sich  erst  an  jenes 
Eigenthnm  anknüpfen.  Insofern  ist  die  joristische  Ooenpations- 
tbeorie  logisch  nnd  historisch  richtiger  als  die  nationalOkonomiscbe 
Arbeitstheorie. 

B.  In  entwickelteren  Verhältnissen  des  WirtbschaflslebenB 
tritt  die  praetisehe  Bedentnng  der  ersten  Occnpation  als  Erwertw- 
art  Yon  PriTateigenthnm  immer  mehr  znrttck.  Die  Arbeit  wird 
dagegen  immer  wichtiger.   Aber  das  Privateigenthnm  iSsst  sieh 

auch  hier  nicht  unraitielbar  auf  die  Arbeit  „begründen".  Denn 
theils  muss  wiederum  durch  Occupation  erworbenes  Eigenthum  dem 
Eigenthumserwerb  durch  Arbeit  vorangehen,  theils  wird  llir  diesen 
Erwerb  ein  mehr  oder  weniger  complicirtes,  auf  dem  Moment  der 
Arbeitstbeihnig  und  Besitztheilung  beriilicndcs  Productionssystera 
vorausgesetzt,  welches  ohne  eine  bereits  bestehende  Eigenthums- 
ordnung ftlr  die  Verarbeitungsstotfc,  die  \Vcrkzcufj:e  und  die  Unter- 
haltsmittel der  Producenten  während  der  Dauer  der  Production  un- 
denkbar ist.  Kicht  die  Arbeit  begründet  daher  hier  das  Privat- 
eigenthum, sondern  die  rechtsbildende  Kraft  im  GemeiDSchafltsieben 
hat  die  Frivateigenthnmsinstitation  schon  begründet. 

Sie  hat  /.  B.  die  Verj&hriiBg  (Ersitzung)  ueihaBOt  und  dü  Erbrecht 

cew&hrt  und  dadurch  Eiii/rlnf*n  par  nicht  von  ihnen  occupirte  odar  vorarbeitete 
SachcQ  als  Ei^cnthum  gcgcbcu.  Und  dieselbe  rechtsbildende  Kraft  hat  bei>timmt,  ob 
and  in  welchem  Omfiwge  in  dem  renn<Afllteo  PrudttctionasyaleiB  der  «tif  ArbflH»- 
theilon^  nn  i  fol^^cwrisc  auf  Eigonthtiras-  iBcsitz- TheiluuK  beruhenden  Volkswirth- 
scb&ft  die  beütiuimte  Arbeit  im  bestimmten  Falle  als  Erwerbsart  von  Eigenthum  gelten 
MlL  Die  Rechteordnung  bildet  z,  B.  das  Beebt  der  Speclficatfon  and  die  Yer- 
traps  recht,  und  nicht  nach  der  Arbeit,  sondern  nach  diesen  Rechton  richtet 
sich  das  Eigenthnm  der  eioselneB  an  der  Production  betheiligtea  PerMtnen  an  dem 
PndsQt 

Die  Arbettstheorie,  in  der  entwickelten  Volkswirthschaft  als 

Versuch  der  Begründung  der  Privateigenthnmsinstitntion  anfgefasst, 
leidet  daher  an  dem  Fehler,  bttchst  complicirte  Wirtbscbafts-  und 
KecbtsvcrhUltnisse  auf  ein  viel  zu  einfaches  Schema  zurlickführeu 
zu  wollen,  welche«  deu  ökonomischen  und  Kecbtstbatsacben  nirgends 
entspricht. 
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Dieaem  £inwand  entgeht  die  Theorie  auch  nieht,  wenn  sie, 
wie  oben  angegeben  (§.  102,  B.  2),  erweitert  wird  an  einer  Theorie 
der  Begrflndong  dea  Eigenthnmg  anf  den  «^wirtheebaftliehen 
Erwerb''  oder  mit  andern  Worten  anf  die  mit  der  Arbeit  im 
entwielLelten  Wirtbsehaftsleben  nothweadig  in  Verbindung  tretenden 
Thatsaehen,  bez.  Thätigkeiten  des  Eapltalbildens,  Sparens  n.  s.  w. 
Denn  dieser  ,,wirtb8chaftlicbe  Erwerb''  setzt  ▼ollends  eine  schon 
bestehende,  vollständig  ausgebildete  Privateigenthums- 
und  Vertragsordnung  voraus  und  wird  durch  die  letztere  selbst 
schon  etwas  höchst  Coniplicirtes.  Der  wirthsc haltliche  Erwerb 
gründet  sich  vielmehr  auf  die  Privateigenthumsinstitution  und  deren 
Ordnung,  nicht  letztere  aut  jenen.  Die  BeweisfUlirung  der  Arbeits- 
theorie bewegt  sich  hier  vollends  im  Cirkel,  da  unvermeidlich 
iffliDer  schon  irgend  welches  Privateigenthum  an  den  Sachen,  mit 
deren  Hiife  der  wirthsehaftliche  Erwerb  erfolgt,  als  bestehend 
ronnsgesetzt  werden  mnss. 

§.  115  [275].  —  0.  Das  Postnlat,  welehes  die  Arbeitstheorie 
für  die  Gestaltung  der  Eigentbnmsordnnng  entbftlt»  ist 
oben  sehen  als  im 'Kern  richtig  beseiohnet  worden.  Sie  enthält 
wichtige  and  riohtige  Gesiohtspuncte  der  Gerechtigkeit  und  Zweok- 
Bissigkeit  dafUr.  Aber  das  schwierige  Problem  bleibt  die  Ver- 
wiriLlicbung  des  Postulats  im  Reehte. 

1.  Schon  der  erwähnte  Umstand,  dass  nicht  die  individuelle 
Arbeit,  sondern  die  im  socialen,  durch  die  Staatsordnung  geschlitz- 
ten Verband  ausgeübte  Art)eit  die  eigentlich  productive  Kraft  ist, 
bewirkt,  dass  das  Postulat  durchaus  nicht  so  einfach  ohne  Weiteres 
in  der  Eigenthumsordnung  zur  Geltung  gebracht  werden  kann,  als 
Diejenigen  —  u.  A.  einige  Socialisten  —  anzunehmen  scheinen, 
welche  mit  der  AufsteUuDg  desselben  die  Schwierigkeiten  der  Eigeo- 
thiuDsfrage  nnd  der  gerechten  und  zweckmässigen  Gestaltung  der 
Eigentfanrnsordanng  glanben  gelttst  zn  haben. 

IMflS  obersieht  selbst  ein  Rodbertns«  Venn  er  nur  die  materielle  Arbeit  bei 
4ir  These,  dass  die  wirthschaftlichen  Clutcr  tior  Arbcitsproductc  soien,  in  Betracht 
fOOfan  haben  vill.  Er  stimmt  aber  aiuierseits  obigeu  Auafuliruugcn  ganz  bei,  vgl. 
ttiaett  NonnaUtbflitatef«  TabbiK«r  Zeittehrift  1878,  S.  381. 

2.  Von  diesem  ersten  Einwand  aber  selbst  abgesehen,  so  zeigen 
sich  bei  der  Durcliliihruug  des  Postulats  in  der  Eigenthumsordnung 
in  primitiven  Wirthschaftsvcrhältnissen  vSchwierigkeiten ,  weil  das 
Postulat  der  Arbeitstheorie  sich  mit  demjenigen  der  Occupations- 
theorie  kreuzt,  und  in  allen  etwas  entwickelteren,  daher  auf  aus- 
gebildeter Arbeits-  und  HeHiiztheihing  und  Verkehr  beruhenden 
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Wirthschaltsverhältnissen  andere  Schwierigkeiten,  welche  aus  der 
technischen  Natur  des  Productionsprocesses  hervorgehen,  insbeson- 
dere aus  der  Mitwirkung  qualitativ  verschiedener  Arbeitsarten  und 
der  Mitwirkung  von  Kapital  und  Boden  bei  dea  meisteo  eiozeloea 
Productionen  von  Sachgütern. 

Abgesehen  von  den  bereits  complicirtercn  Verhältnissen  in 
grösserer,  aut  Blutsgemeinschaft  beruhender  oder  mit  Unfreien  ar- 
beitender geschlossener  Hanswirthschaft  mit  alleiniger,  oder  durch- 
aus vorherrschender  Eigenproduction  fOr  den  Bedarf  der  Haus- 
genossen (Oeken-,  Prohn hofwirthschaft),  gewinnt  in  primitiven 
Verhältoissen,  bei  noch  fehlender  Arbeitstheilnng  nnd  Verkehr,  der 
Einselne  nnd  die  Familie  die  erforderlichen  Sachgflter  dnreh  einfache 
occnpatorisobe  Arbeit  nnd  eigene  Feldbeatellnng  und  verarbeitet 
die  Bohpiodnete  selbst  weiter.  Hier  einebeint  daa  Pottnlat  der 
Arbeitstheorie,  wonach  der  Arbeiter  durch  diese  Arbeit  das  Privat- 
eigenthnm  an  den  Prodneten  der  Arbeit  erlangt,  voUstftndlg  gerecht, 
nnd  eigentlich  selbstverstftndlieh  oder  logisch  conseqnent  Wenn 
man  sich  hier  die  ersten  Anfilnge  des  Tanschverkchrs  hinzndenkti 
so  ist  das  Postulat  auch  volkswirtbschaftlich' (soweit  dieser  Ans- 
dmok  hier  snlSssig  ist)  richtig,  nm  snr  Arbelt  aazaspornen  nnd 
damit  Producte  fUr  den  Tausch  zu  beschaffen,  Privateigenthnm 
daher  hier  teleologisch  begründet. 

Aber  die  erste  Occupation  von  beweglichen  Naturstoffen 
nnd  von  Boden  kann  in  solchen  primitiven  VerhiUtnisseu  nicht 
weniger  einen  gerechten  und  zweckmässigen  Grund  für  die  Rechts- 
bildung abgeben,  Privateigenthum  durch  sie  erwerben  zu  lassen. 
Im  Collisionsfalle  braucht  die  Occupation  als  Erwerbsgrund  von 
Eigenthum  auch  nicht  unbedingt  hinter  der  Arbeit  zurückzustehen, 
nemlich  so  lange  nicht,  als  die  blosse  Occupation  im  Wesentlichen 
ohne  weitere  Arbeit  zur  Erlangung  von  SachgUtern  ausreicht  und 
die  Gelegenheit  zum  Occapiren  nach  den  obwaltenden  Verhältnissen 
für  Alle  ungefähr  gleich  ist.  liier  wird  mit  Recht  demjenigen, 
welcher  den  Willensact,  Natnrdinge  seinen  Zwecken  zu  unter- 
werfen, zuerst  ausübt,  ein  Vorzug  zu  Thcil  werden.  Je  mehr 
dag^n  allmälig,  besonders  in  der  Feldbestellung,  das  Arbeits- 
moment die  Hauptsache  wird,  desto  mehr  muss  das  Postulat  der 
Arbeltstheorie  als  das  wichtigere  und  richtigere  gegenflber  dem 
Postulat  der  Occupationstheorie  anerkennt  und  demgemäss  ans 
Orttnden  der  Gerechtigkeit  gegen  den  Arbeiter  nnd  der  Zweck- 
mKssigkeit  im  Gesammtinteresse  im  Rechte  allgemeiner  bevorzugt 
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werden.  Die  Untbanlicbkeit,  das  Postulat  der  Arbeitstbeorie  stete 
und  luibediiigt  in  der  Eigentbninsordniing  znr  Geltung  zu  bringeiif 
ist  aber  deswegen  doeb  unbestreitbar  nnd  dieser  Umstand  wieder 
ein  Beleg  dafür,  dass  die  Beebtsbildang  oder  der  Ctesetsgeber  eben 
nacb  Tersebiedenen  Rfleksiobten  abwägen  nnd  sebliesslieb  doeb 
danach  selbständig  entscheiden  mpss,  ob,  wie  nnd  wieweit  Eigen- 
thmn  an  bestimmte  Thatsaeben,  wie  Occapation,  Arbeit,  Boden- 
beslenang,  Ersitzong  gekoUpft  werden  soll. 

§.  116  [276].  Dies  ergiebt  sieb  noch  deatlicber  in  den  ent- 
wickelteren Wirthschaltsverbältnissen  bei  durcb  geführt  er 
Arbeits-  und  Besitzt b eilung.  Die  unmittelbare  Verwirk- 
lichung des  Postulats  der  Arbeitstbeorie  in  der  Eigentbumsordnung 
setzt  bier  die  gleicb/A'itige  Lösung  des  Problems  voraus,  die  Mit- 
wirkung; der  qualitativ  verscbiedenen  Arbeitsarten  und  der  Arbeit 
einer,  des  —  der  Annabme  nach  bereits  im  Privateigenthum 
stehenden  —  Kapitals  und  Bodens  andrerseits  an  demjenigen  Fro- 
dnet,  nm  dessen  Eigentbom  es  sieh  handelt,  zu  bestimmen.  Es 
wflrde  dies  snnSehst  snr  Anerkennung  von  Eigentbnmsqaoten 
an  diesem  Prodnct  für  die  bei  seiner  Gewinnung  betheiligten  Ar- 
beiter, Kapitalisten  nnd  GrandeigenthOmer  ftihren  nnd  immer  bliebe 
noch  die  Aufgabe  zu  lOsen,  im  Reehte  die  Grundsätze  festzustellen, 
naeh  welchen  die  Betfaeiligten  sieh,  zwar  nicht  Uber  die  Grosse 
dieser  Quoten,  wohl  aber  über  die  Realisirung  der  ihnen  in 
diesen  Eigenthum^qnoten  gegebenen  Ansprtlche  auseinander  zu 
setzen  hätten.  Die  Sache  wird  dadurch  noch  viel  compHcirter, 
da^s  auch  die  Grösse  dieser  Quoten  davon  abhangt,  wie  die  im 
Kapital  und  im  Boden,  bez.  in  der  Bodenmelioration  steckende 
Arbeit  selbst  wieder  festgestellt  wird,  um  mit  der  direct  geleisteten 
Arbeit  verglichen  zu  werden. 

Die  befriedigende  Lösung  des  bier  vorliegenden  Problems  ist, 
Yolkswirthschaftlieh  gesprochen:  die  HerstelloDg  einer  befriedigenden, 
Hbr  die  Betbeiligtcn  gerechten,  für  die  nationale  Gesammtheit  zweck- 
■Asaigen  Vertbeilung  des  volkswirthsebaftlichen  Prodnctionsertrsgs 
bei  gieiehseitiger  mOgttchster  Steigerung  des  letzteren  und  mOg- 
liehster  Verminderung  der  natttrlieben  Prodnctionskosten,  bez.  des 
Arbeitsaufwands;  sodalpolitiseh  ausgedrttokt:  die  LOsung  der  socialen 
Frage  nach  der  Ökonomischen  Seite.  Leider  ist  mit  dieser  Emsiebt 
auch  zugleich  diejenige  in  die  |Seh^Htehe  der  Arbeitstfaeorie  ge- 
wonnen. Denn  die  beiden  Probleme,  dasjenige  der  Gestaltung  der 
EigenthamsordDUDg  nach  der  Arbeitstbeorie  und  dasjenige  der 
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richtigen  und  zweckniässigeu  Vertheiluug  des  rrocliutiousertrags, 
sind  nur  zwei  iSeiteu  desselben  Problems,  dort  der  recbt- 
iichen,  bier  der  ükonomiscbeu  (und  socialen)  Seite  des 
einen  Problems  der  Verwirklichung  der  Arbeitstheorie  in  Recht 
und  Volks wirthschaft.  Die  BeweiBfUbniDg  mit  der  Arbeitstbeorie 
in  der  Eigentbnmsordiiiing  bew^^  sieb  daher  im  Kreiee,  wenn  sie 
itlr  die  LOsung  der  reebtlieben  Seite  des  Problems,  die  Ge- 
staltung der  Eigenihamsordniiiig,  auf  die  Arbeitstbeorie  reeorrirt, 
welehe  nur  die  rolkswirtbsebaftliebe  FormnliniDg  des  sa 
Ktoenden  Problems  entbUt:  nemlicb  das  Volksyermögeu,  als  Resultat 
der  nationalen  Arbeit,  so  zu  vertbeilen,  dass  ein  Jeder  in  Gemftss- 
heit  seines  Arbeitsantheils  Kigenthum  daran  erfaftlt. 

Die  Praxis  des  Verkebrs,  die  volkwirthscbaftlicbe  Tbeorie  der 
freien  Concurrenz  und  die  Eigenthumsorduung  des  positiven  Kecbts 
auf  römisch -recbtlicber  Grundlage  helfen  sich  nun  einfach  Uber 
die  hier  vorliegenden  Schwierigkeiten  hinweg  durch  ihr  System 
der  „freien*'  Verträge  zwischen  den  an  der  i'roduction  und 
daher  au  der  Vertlieilung  des  Productionsertrags  betheiligteu  Per- 
sonen und  durch  ihr  „Naturgesetz  von  Angebot  und  Nachfrage", 
welches  in  jenen  Verträgen  zur  Geltung  kommt  (I,  §.  263,  264,  907). 
Damit  wird  aber  der  Knoten  des  Problems  niebt  gelöst,  sondern 
dnrebbauen.  Das  private  Kapital-  und  Grundeigentbom,  sowie  das 
Erbreobt  werden  dabei  als  sebon  bestebend  angenommen  und  dieaes 
Eigentbum  mit  dem  £rbreebt  bildet  die  wesentliebe  Orondlage  der 
Bedingungen,  unter  welchen  neues  Privateigentbum  vom  ESinielDeB 
erworben  wird,  d.  b.  nach  welebem  auf  Grund  des  „freien^'  Ver- 
trags und  des  Gesetzes  von  Angebot  und  Nachfrage  der  neue  Pro- 
ductionsertrag  sieb  als  Eigentbum  an  die  Kinzelnen  vertheilt.  Die 
„Freiheit  '  der  Verträge  erweist  sich  auf  dieser  Grundlage  von 
vorneherein  als  eine  Fiction.  Indem  sieb  die  Höhe  des  Antbeils 
eines  jeden  Jietheiligten  am  neuen  Productionsertrage  nach  dem 
„Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage"  in  diesem  System  tictiv  freier 
Verträge  richtet,  ergiebt  sich  daraus  nur,  dass  die  Wirkungen  dieses 
Gesetzes  für  die  Vertheiluug  dieses  Productionsertrags  als  Eigen- 
thum unter  die  Einzelnen  von  allen  möglichen  Zufälligkeiten  ab- 
hängen. Dies  wird  dadurch  nicht  gereehtfertigter,  dass  man  das 
Gesetz  von  Angebot  und  Nacbfrage,  welches  doch  nur  unter  Vorans- 
setzung  der  Privateigentbumsordnung  so  und  so  wirkt,  zum  Katar- 
gesetz stempelt  —  Jene  Wirkungen  mttssen  sich  daher  in  der 
Hauptsache  so  gestalten,  dass  die  Vertheilung  des  neuen  Ertrags 
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der  Vcrtheiliing  des  schon  hestebcnden  Privateigenthnnis  entspricht. 
Das  Postulat  der  Arbeitstheorie  wird  somit  in  der  Eigenthums- 
ordnuDg  und  in  der  Vertheilung  des  Volksverraögens  weder  dureh 
das  System  der  freien  Verträge,  noch  durch  das  Gesetz  von  An- 
gebot nnd  Nachfrage  zur  G^eltung  gebracht.  Alle  jene  Fictionen 
nod  optimistischen  Illusionen,  welebe  mit  der  Aufstellung  de« 
fJdjuk&BOB  der  freien  Goncnnrens"  verbonden  sind  (I,  g.  312  ff.), 
wiederholen  sich  hier  in  der  Frage  der  Eigenthnmsordnnng. 

Die  grosse  wisscDscliafUicbe  Scbvftcbe  der  NationalftkoDOiDio  auf  pbydokratiscli- 
Smith'scbcr  Basis  tritt  hier  klar  zu  Tage.  Man  begsflgt  aich  dunit,  die  Conseqaenzen 

für  die  tieitaltuii(a:  der  Prodaction  and  Vertheilung  zu  ziehen,  indem  man  die  hierfür 
maa^ebendeu  Piämi&seQ,  die  Üecbtäurdiiuug  fUr  Persoueu  aad  tiuter,  einfach  als 
Thatnch«  lüBnimBt  rad  nniroiexBaclit  tisst  (Mo  YorbemerkoDgen  in  §.  8,  4).  Und 
trän  bcjreht.  wie  rollends  die  radicalircn  Stimmführer  dieser  Smith'sohcn  Schale, 
veJcbc  die  Theorien  vom  Naturgesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  in  die  Praxis 
ttbertragen  iroUen.  dann  die  ongchcuerlicbc  peütio  principii,  alle  Gestaltungen,  velcbe 
im.  System  der  „freier.  Vertrüge  '  nach  diesem  „Naturgesetz"  sich  bilden,  für  gerecht 
zo  erkifin-n!  (I,  §,31. "I  i  Sic  können  di'  S  natürlich  nur  dann  ?cin,  wenn  die  Eigen- 
thoms-  and  Personalordnung  es  ist  und  diese  lässt  mau  uncrörtert.  Mau  stellt  die 
Theorie  auf.  daae  nur  Arbeit  Werth  schaffe,  und  wandelt  rieh  dann,  daas  die  folge- 
richtigeren Denker,  die  Socialistcn,  das  bosrcbcnde  Privatrecbt,  die  Eisjenthtiinsordnung, 
das  Kapital-  und  Grundeigentbum,  das  Erbrecht,  das  Vertragsrecht  principiell  angreifen, 
vefl  alles  dies  Recht  jener  These  ron  der  allein  Worth  scbafienden  Arbeit  grossen- 
theib  widerspricht  nnd  die  These  nun  im  Rechte  zur  Geltung  kommen  soll.  Man 
bek.^mpft  die  weitere  Einmischnng  des  Staats  in  die  Gesfahung  der  Production  und 
Venheilaog  und  übersieht,  dass  diese  Einmischung  im  grösstcu  Umfange  durch  die 
fom  Staat  gegebene  Personalrecbts-  und  Eigcntbumsordnong  erfolgt.  Es  ist  eine 
groaae  Reihe  grober  logischer  Widerspruche  iiiid  Gcdankensprtlnge ,  durch  welche  die 
Nationalökonomie  der  Schule  der  freien  Concurrcuz  und  des  Laissoz  faire  allein  ihre 
dürftigen  theoretiseheii  Lehren  nnd  ihre  sirrtfelhaften  praetlschen  Postnlate  ein  wenig 
mundgerecht  macht.  Dud  am  Wenigsten  besteht  ein  Grand,  in  wissenschaftlicher 
Hin!^icht  auf  den  wissenschaftlichen  Socialismus  herabzusehen,  der  bei  aller  Uuklaibeit 
einiger  seiner  Räsonnements  bei  allem  Mangel  seiner  ökonomischen  Psychologie  nnd 
dler  Gewaittheit  seiner  piactischen  Forderungen  an  Tiefe  nnd  Grttndliohkcit  des  Denkens 
d.ioh  im  Ganzen  sehr  weit  über  der  Theorie  der  freien  Conourreriz  steht  Vgl.  auch 
iL  BOsler  s  Smithianismos  und  Sch  moller 's  Grundfragen ,  vor  Allem  aber  Rod- 
bertas'  Sehrifken,  namentlieh  seine  llteste  „znrEri^enntnissiuuererataatsvirthschaft- 
Bcben  Zoitände 1.  Heft,  Neubrandenburg  1S42  und  die  socialen  Briefe  an  v.  Kirch- 
Bann:  an  kQhner  Folgerirliti^'keit  in  der  Verwendung  der  These  von  der  rdlein 
Werth  scbafienden  Arbeit  unerreicht,  die  relativ  richtigsten  Theoreme  von  Marx 
und  Lassalle  in  nnce  in  sich  enthaltend,  —  aber  auch  denselben  principiellen  Fehler 
Vie  ihn  Socialisten  und  liberale  Oekonomis'en  beide  begehen,  wiederholend:  die  „.\r- 
boitstheorie*'  als  selb&tFerstindiicbe  Voraussetzung  der  Eigeuthumsordnung  und  die 
ria  zn  eng  gebaite  .Arbeite  alt  allein  ffXt  sich  Werth  achalTeDd  (siehe  I,  ^.  134, 142) 
aanaehen.  Siehe  unten  Boch  8,  Kapitel  1,  Vorbcmeilnuig,  $.  132 

Theoretische   Lösungen   des   wirthschafllichen  Vcrtheilungs- 

problems  würden  Itlr  die  Gestaltung  der  Rechtsordnung  in  Gemäss. 

hcit  des  Postulats  der  Arbeitstheorie  hrauchbar  sein.    Aber  solche 

Losungen  allgemeiner  und  ])iin(  i|)ieller  Art  hif>8cn  sich  nicht  geben 

und  daher  auch  nicht  in  eine  practisch  anwendbare  Formel  bringen. 

Liesse  sich  z.  B.  nach  v.  ThUnen's  beriihmter  Idee  und  Formel  ein  „natur- 
fea&äser  Arbeitslohn"  theoretisch  änden,  so  konnte  man  mit  einem  solchen 
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Okonomitdien  ScUOssel  freilich  die  Arbeitstlieorie  in  der  SSgentbamsordnaog  un- 
mittelbar zur  Anwendung  bringen.  Allein  wie  man  auch  onter  Annahme  der  auf- 
goftellten  Bedingangea  tlber  die  iiichtigkcit  dieses  Versoclui  f,  Thttnen  s  urtbeilen 
DSf :  der  za  OniDae  Uflgende  Gedanke,  efnen  netargefliissen  Arbeitdohn  tn  fiade», 

oder  mit  andern  ^^'o^ten  die  Prämissen,  von  denen  t.  Thdnen  ausgeht,  sind  unhalt- 
bar. Das  ganze  Käsoonemeot  beruht  auf  der  principiell  falacbea  Annahme,  daaa  es 
efaie  »clüechtvef  natargemiase  TwÜi^OBg  dee  PradnetiOBaerlfags  gebe.  DiM6 
Terthoilang  war  immer  und  mass  immer  zugleich  sein  ein  Product  der  fllr  das 
Eigenthum  geltenden  ßecbtsordnung  und  wechselt  daher  mit  dieser.  Diese  Rechts- 
ordnung ist  aber  eben  selbst  keine  schlechtweg  natargcmässe,  welche  aas  dem 
Wesen  des  Menschen ,  dem  Begriflf  der  Persönlichkeit  oder  aus  dem  Wesen  mensch- 
licher Arbeit  ohne  Weiteres  folgt,  sondern  ein  Product  freier  Kechtsbildung ,  welche 
Eigeothttmlichkeiten  der  menscblichen  Natur  (wirthschafiiiches  Selbstiuteresse  u.  s.  w.) 
QDd  Postalate  des  raemchlichen  Gerechti|kelt8gefahl8  freilich  beachten  mass  nad  eoIL 
Der  Versuch,  eine  ..natorcenisse"  \crthcilung  des  Productionscrtrags  der  Eigen- 
thamsordnuog  behufs  DuiduUmag  des  Postulats  der  Arbeitstheorie  zu  Grunde  za 
legen,  oothilt  daher  wieder  einen  GirLelschInM. 

Siehe  r.  ThUnen.  Isolirter  Staat  II,  1,  Bestock  1850,  2.  Auflage,  Berlin  1B7G. 
iVnrUbcr  besonders  II I  f  e  r  i  c  h  .  Tübinper  Zfitsrlirift  1 852,  MII,  über  das  TbUnen'scho 
Gesetz  von  der  V<  rtheiluug  des  Pioductionsvertrags  zwischen  Arbeitern  und  Kapitalisten. 
Knapp,  zur  PrOfonir  der  ThQncn'schen  Uateisnchungen  Q.S.  v.,  Bravnsehveig  1865, 
Brentano,  Ober  Thünen's  naturgcmissen  Lohn  u.  s.  w.,  Göttingen  1867.  Gegeu 
diese  Schumacher-Zarchlin,  TbUneu's  Gesetz  rom  Arbeitslohn,  Bestock  1869. 
Aus  neuester  Zelt  beenndcm  scharf  die  Mingel  der  Theorie  dargelegt  ron  J.  Lehr, 
(irundbegriOe  und  Gmadlaiten  der  Volksvirthschaft,  Leipzig  1S93,  8.  325  ff.,  mit 
theilweiser  Ablehnung  der  Einwendungen  von  Knapp,  Brentano,  v.  Kaick  (1S75)  ge>ren 
V.  Thunen,  Siehe  Uberhaupt  bei  Lehr  die  Kapitel  4  und  5  über  den  natiirlichea 
Preis  und  den  Arbeitslohn  und  naturgemässcn  Lohn,  S.  26G — 329.  Neueste  kritische 
Kt'vi-.iiin  der  Thtliien'scben  Lehre  ebenfalls  mit  dein  Ergebnis^  der  Ablehnung  in  dem 
Auisau  von  v.  komorzynski,  österr.  Ztscbr.  für  Volkswirthschaft.  1894,  ILL,  Heft  1, 
daielbat  S.  28  Litterator  der  Lehre.  Aehulich  wie  ich  nrtheilend  Sohiffle,  Syston, 
S.  Aallage,  II,  890  ,  496  £,  Uber  die  Th0nen*8che  Lobnfonnel  4S9,  anch  I,  273. 

WÄre  aber  der  Satz  unbedingt  und  streug  wörtlich  haltbar, 
dass  die  wirthschattlichcu  Güter  nur  Arbeitsproduet  seien,  und  dem- 
nach die  Schlüsse  richtig,  welche  Rodbertus  und  die  Socialisten 
aus  diesem  Satze  mit  Hilfe  einer  viel  zu  engen  Auslegaug  des 
Begritls  Arbeit"  (I,  S.  323,  341)  ziehen,  so  wäre  nur  derjenige 
Lohn  als  „naturgemäss"  anzuerkennen,  der  den  ,, Arbeitern"  den 
vollen  Productionsertrag  gäbe.  Eine  Vertheilung  des  letzteren 
zwischen  Arbeitern  und  Kapitalisten  und  GrundeigcntbUmern  wäre 
principiell  zu  verwerfen,  wie  es  folgerichtig,  wenngleich  nur  ver- 
mittelst einer  falschen  PrHmisse,  die  Socialisten  than.  Aber  für 
die  Bestimmung  des  Einzelantbeils  der  arbeitstbeilig  in  der  Pro- 
dnctioD  mitwirkenden  und  verschiedenartige  Arbeit  leistenden  Arbeiter 
an  den  von  ihnen  hergestellten  Producten  oder  für  die  Auseinander- 
Setzung  dieser  Arbeiter  Uber  ihre  Antbeile  an  diesen  Producten 
wftre  aneh  in  diesem  Falle  niehts  gewonnen.  Die  „Arbeitstfaeorie" 
könnte  höchstens  ein  Gesammtelgenthnm  der  Arbeitsgemeinsehaft, 
uieht  ein  Sondereigenthnm  der  einzelnen  Glieder  dieser  Gemein- 
Schaft  begründen.  Das  ganze  Problem,  wie  (z.  B.  in  einer  socia- 
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Hstischen  Organisation  der  Prodnction)  nun  die  Einzeln»  ihfea 
Antbeil  am  Gesammtprodact  inr  Verwirkliebnng  der  BedOffnise- 

befriediguDg  beathnmt  erhalten  sollen  (I,  §.  264),  bliebe  eben  noeh 
nngelöst,  von  der  Frage  nocb  ganz  abgesehen,  wie  denn  die 
kleineren  Arbeitsgemeinschatten  die  Ucberlassung  von  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln  seitens  der  grossen  Gcnieinschatt  zu  vergdten  hätten. 

§.  117  [276].  —  D.  Das  Ergebniss  der  Erörterung  liber  die 
Arbeitstbeorie  lautet  demnach:  dieselbe  kann  ebensowenig  als  eine 
der  anderen  drei  untersuchten  Theorieen  als  eine  wirkliche  Eigen- 
tbumstheorie,  welche  das  Privateigenthum  „begründete",  gelten. 
Selbst  das  in  ihr  liegende,  einen  richtigen  Kern  enthaltende  Postulat 
für  die  Gestaltung  der  P^i^enthumsordnung  ist  nicht  unmittelbar  an- 
wendbar. Es  bildet  vielmehr  nur  ein  Moment,  welches  die  Rechts- 
bildnng  oder  der  Gesetzgeber  in  der  EigentbumsordnaDg  berttok- 
sicbtigen,  nnd  soweit  es  berechtigt  ist,  allerdin<rs  immer  mehr  znr 
Geltung  zu  bringen  suchen  mnss.  Aber  w  ie  und  wieweit,  das  lässt 
aich  nach  der  Arbeitstheorie  nicht  ohne  Weiteres  wie  nach  einer 
Fonnel  bestimmen.  Mit  dieser  Theorie  kann  daher  nnr  die  all- 
gemeine Fordernng  einer  Reform  der  bestehenden  Eigenthnms- 
ordnnngy  besonders  in  Beang  auf  die  Prodoetionsmittel,  be- 
grttndet  werden  nnd  zwar  einer  Beform  in  der  Rtebtnng,  die  Eigen- 
tbnmaTertheilnng  mehr  in  Emklang  mit  den  Gesichtsponeten  der 
Arbeitstheorie  an  bringen.  Das  ist  eine  richtige  und  besonders 
wichtige,  freilieh  schwierige,  weil  mit  dem  ganzen  Vertheilnngs- 
Problem  (II,  §.  262  ff.,  291  ff.)  eng  ansammenh&ngende  Aufgabe, 
die  aber  mit  in  die  Politische  Oekonomie  flült 

4.  Abschnitt. 
Ble  Legaltheorie  und  das  geistige  Eigentham. 

IIS  [S.  562— 563].  Vo  r  bc  ui  o  r  k  u  n  g  cn  uud  Litteratar.  Das  sogen, 
geistige  Ki»:onthain  liefert  eine  bcmerkensverihc  Besi&tigtini^  für  die  Legalthcoric 
and  wird  daher  an  dieser  Stelle  mit  erörtert.  Doch  pehört  hierher,  ebenso  wie  in 
Betreff  de«  Sscbcigeuthums,  nor  die  Frage  Keiner  recbtspbilosophisch  -  ökonomischen 
md  i»(M(itl?>reehdicheB  Constitoirang  und  sein«  reehtlichen  Characteri. 
Um  die  spcciclle  Darsti^lliiiip  des  bestehenden  Rechts  wi''  der  einzelnen  Fragen  de 
le^e  fereuda  in  Bctrett  des  iitterariscbeu  Urbeber-,  den  Pateutrecbta  o.  s.  w.  handelt 
«•  sieh  bi«r  nicht  Das  gehOrf,  soweit  flberhaapt  in  dieses  Werk.  In  die  praetisehe 
Sallona]  -  Oekonomie. 

Die  Litteratur  Uber  das  geibtigc  Eigcnthum  ist  t>chr  reich.  Vgl.  darüber  be- 
sondere Klostcrmann,  das  geistige  Eigentbum  an  Schriften,  Kanst«rorken  and  Er- 
findungen. 1S<)7.  I.  S.  103  ir,  und  Dambach,  Artikel  Nachdruck  und  Nachbildung  in 
T.  Holtzendorff's  Handbucli  ii<-n  Deut.-..  li,.n  Sfrafrechfs,  Berlin  1S74.  III,  102*2  II. 
H.  Höslor,  «ocialcs  Verwaitungsrecbt,  1,  §.227,  2^'6,  'lö'ü,  ftir  (ieäetzgebung  und 
Utlentor,   KlostornaBn,  AvfiKts  Schot^verUlche  Orheberfechte  in  den  swei 
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ersten  Aiiflajren  von  Schönborg's  Handbocb,  Band  II.  Kohler,  dc^^»  !hc  Atifsatx  in  dof 
3.  Aoäage.  Bei  beiden  weitere  Littentur.  Auch  sonst  im  Aligeoieincn  aus  der 
i)«B6Bt«n  Litteninr  die  Arbeitoi  Kohlor's  (sieh«  viiteB).  Artikel  Patentrecht  von 
Bobolski  im  H.UKJwnrterbiich  der  Staatswissenscliaften ,  Band  V.  —  v.  Scheel,  im 
Artikel  Eigemhum  im  Handwörterbuch  der  Staats wisäcu&cbafien.  V,  S.  15.  Manche» 
paasim  besonden  in  den  Einleitnngen  der  im  Folgenden  genannten  rechtlichen  Littermtnr. 

Ans  der  deutschen  pri vatrcchtlicbon  Litteratur  siehe  Beseler.  Privatrecht, 
SS;  Jolly.  Tjf'lire  vom  Nachdruck,  Heidelberg:  1S55;  0,  Wächter,  Vcrlaj^recht, 
Stuttgart  1S57.  Hcydemann  und  Dambach,  die  preussiachc  Nachdrucksgeset/,- 
gebung,  erläutert  durch  die  Praxis  dos  litterarischen  Sachrerst&ndigenvcroins,  Berlin 
1S63.  Stobbe,  Handbuch  des  Deutscheu  Priratrcchts .  3.  Buch  Urheber-  nnd 
Forderangsrecht,  Berlin  1878.  Klostermann,  die  genannten  Schriften,  Köhler, 
DeatBches  Patentrecbt,  2.  B.,  Munheim  1878,  dersellie,  Fenehongen  ans  den 
Patentrecht,  ebenda  1S*»8,  derscn»  •,  aus  dem  Patent-  und  Induslrierecht,  Berlin 
1891.  V.  Bojanowski,  ttber  die  Entwicklung  des  deutschen  Patentwesens  u.  s.  w.« 
Leipzig  1890.  —  Artikel  Petent Mmter-,  IfarkentolKiti  foo  Lendgraf  Im 
V.  Stengcl's  Wörterbuch.  —  Robolski,  Theorie  und  Praxis  dos  deutschen  Petent» 
rechts,  Berlin  1890.  —  v.  Scheel,  a.  a.  0.  Vielfach  auch  die  Commentero  Hl  den 
Gesetzen  Uber  Autorrecht,  Patentrecht  o.  s.  w.,  siehe  unten. 

Die  rechtsphilosophische  Seite  der  Frage  ist  von  den  neueren  Natur- 
rccht-slehrerii  bäufi;^  behandelt,  meist  auch  von  den  positiven  Juristen  mit  in  di'^ 
Erörterung  über  die  Begründung  jener  ßcchte  einbezogen  worden.  Vgl.  u.  A.  Ahruus, 
Naturrecht,  II,  §.  75;  WarnkOnig,  Artikel  Ei^euthum  im  Staatslezicon  8.  Anflage 

IV,  758  (auch  Litteratnriibersicht),  Lasso n,  Rechtsphilosophie  S.  626  ff. 

Die  neuere  freihändlerische  Nationalökonomie  hat  sich  im  Ganzen 
gegen  das  geistige  Eigenthnn.  besonders  gegen  das  Patent-  nnd  Hasterschlitz- 
recht,  mehr  skeptisch  und  ablehnend  verhallen,  theils  weil  sie  mit  den  Romanisten 
an  der  körperlichen  Sachlichkeit  des  Eigenthums  festhielt,  theils  weil  sie  in  dem 
unentbehrlichen  Erfordemiss  einer  spcciellen  Slaatsgesctzgebong  zum  Schutze  (oder 
richtiger:  zur  Begründung:)  der  hierher  zu  ziehenden  Redito,  besonders  des  Patent- 
rechts, eine  ihren  volk.swirthschaftiirhen  Grundansehauunsren  widersprechende  Staats- 
aufgabe »all.  Vgl.  i.  B.  den  Artikel  von  Rentzscli,  geistiges  Eigenthum  in  dei^sen 
Handwörterbuch  S.  333  ff.  nnd  in  AUgcDeiDen  die  volkseirtlischaflliehe  Litteratur 
dieser  H  rhtnng  über  Patentwesen.  —  Allsein.ine  Erörterungen  vom  volkswirth 
schafthchun  Slandpunctc:  R.  r.  Mohl,  Polizcinisacnscbaft  3.  Auflage  II,  §.  163  bis 
166  (behandelt  das  Verbot  des  Naehdmcks,  die  Erfindangspatente  und  den  —  inner 
anders  anzusehenden  —  Schutz  Vdii  FnljriK-  und  Waarenzeichen  in  dem  Abschnitt 
ron  der  rechtlichen  Ordnung  des  Gewerbebetriebs  ah»  „ausnahmsweise  zu  gestattende 
Monopole").  Ran.  Volk^wirthscbatepolitlk  IL  §.  2U8a  vnd  204,  anr  Uber „Erlhidangs- 
vorrechte".  Bei  Mohl  und  Ran  auch  ältere  weitere  Litteratur.  Roscher,  System  III, 
.  165  ff.  M.  Wirth,  Nationalökonomie  I,  4.  Anflage,  .HSi  ff..  II,  Tf..  Wichtiger 
chiffle,  System,  3.  Auflage,  11.  1\)  ff.;  derselbe,  Theorie  der  au:>schIiossenden 
Absatzrerhlltnlsse  in  der  Tubinger  ZeitM-hiift  1S67,  XXIII.  und  selbständig.  Vgl.  auch 
derselbe,  die  wirthschaftlicho  Natur  der  (lUicr  der  Darstellung  und  Mittheilnng, 
Tubinger  Zeitschrift  ISIä,  XXIX.  H.  Rösler,  a.  a.  U.  Die  schon  genannten  Auf- 
Sitze  in  SehOnberg'schcn  Handbuch.  Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaften. 

Difl  neuesten  deutschen  Gesetze:  Gesetz  betreffend  da>  Ui beberrechf  nu  Srhrift- 
werken,  Abbildungen,  musikalischen  Ck>mposiiiouen  und  dramatischen  Werken  vom 
11.  Jnai  1870,  nit  zahlreichen  Gomnentaren  fon  Danbach,  Endenann,  Kloster- 
mann.  W  ficht  er  u.  A.;  über  den  betreffenden  Gesetzentwurf  des  Norddeutschen 
fioiides  Vgl.  Mandry,  Tübinger  Zeitschrift  XXV,  417  ff:  Gesetz  betreffend  das 
Urheberrecht  an  Mastern  vnd  Modellen  ron  11.  Januar  187(},  Commentare  ron 
Dambach,  Endemann,  besonders  Kohlcr;  Patentgeaetz  von  25.  Mai  1S77,  ab- 
geändert durch  Gesetz  vom  7.  April  1*^91.  mit  zahlreichen  Commcnlaren  besonders 

V.  Dambach,  Landgraf,  Klostermann,  Gareis,  Grothe,  Rosenthal. 
Lieber.  Seligsohn  n.  A.  m. 

Die  practiscbc  und  theoretische  Streiifrnge  dreht  sich  bei  uns  jetzt  vomcmlicb 
um  das  Patentrecht,  wo  nicht  bloss  die  Gestaltung,  sondern  auch  dasPrincip 
selbst,  die  Gevlhrnng,  noch  controtre»  ist,  nanentiieh  rar  Zelt  der  Boraihuay 
des  Beichrgeseties  ron  lb77  es  noch  war.   Vgl.  hier  ttber  die  pfindpieOe  fngo 
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des  Patäutvcjieos  den  amtlichen  Bericht  Uber  den  Wiener  laternatioualcn  Patent- 
cADgress,  unter  dem  Titel  der  Erfinderachnts  ond  die  Refem  der  Patentfeeetie, 

Dresden  1S73.  Dann  Klostermann.  Patentjfosct/cebiini;  aller  I.äii'l-T,  2.  Auflage, 
Berlin  lii~6.  Gareis,  Patonfpesetzgebnng  aller  Länder,  Berlin  IbTU  Ii,,  5.  B.  Bei 
Gelegenheit  der  Pateiirgeiet/irthiiiij^  des  Deutschen  Heiclis  sind  die  Streitfragen  viel- 
fach fmi  Henem  discatirt.  auch  nach  der  principicllen  Seite,  doch  war  die  Strömung 
schon  ganz  überwiegend  für  Paiente.  Vgl.  die  Reirhstagtsverhaudlungen.  Seitdem 
bat  äcb  die  Ansicht  ?on  der  Berechtigung  des  Principe  auch  bei  uns  noch  aligu- 
■etoer  f^rinreitel.  Die  jarietlsclM  Anfnieong,  welcbe  in  dem  geistigen  Eigenthom 
1  r  '?em  Drheberrecht  i.  w.  S.  aber  etwas  dem  bOrgerlichcn  Recht  eigentlich 
Fremdes  sieht,  ist  auch  bei  den  Verfas>crn  des  1.  Entwurfs  des  deutschen  bürger- 
Kcben  Gesetzbuchs,  nach  deren  romanistischer  Tendenz  begreiflich,  vertreten  und 
hat  dazu  geführt,  die>e  llaterie  ans  dem  Entwurf  ganz  auszuscheiden.  Dxs  tadelt  u.  A. 
0.  (lierke  in  s-iMtn-r  Kiifik  «Ic-  Entwurfs.  Coutrovers  ist  aoili  die  Torminologie, 
namentlich  die  Frage,  ob  der  Ausdruck  ..geistiges  Eigcnthom"  Überhaupt  zulässig  sei, 
wie  die  nevere  Jnriepradeaz  ttbenriegrad  ferneiDt,  m.  E.  mit  Onreebt  Doch  hingt 
eben  die  Entscheidimtc  auch  dieser  Fracc  mit  der  Fra^re  dos  Princips  und  mit  der 
Definition  des  Eigenthumsbos'nl^  znsammcn,  worauf  nuten  mit  einsesrangen  wird. 

T.  —  §.119  [277].  Dan  Ergcbniss  der  Kritik  der  vier 
geprüften  Kigenthnmstheorieen  ist,  dass  sieh  durch  keine 
derselben  die  PrivatcigentbamBinstitution  als  solche  „begrttndeii** 
nnd  die  positive  Gestaltung  der  EigentbiimsordiinDg  ans  keiner 
ohne  Weiteres  ableiten  lässt. 

1.  Die  natttrlicbe  £igeDtbninBtheorie  kann  nar  an  eisern 
Thelle  des  som  nothweDdigen  Bedarf  dienenden  Oebranelisver- 
mOgens  allenfslls  ein  Privateigenthnm  im  Prinoip  begründen.  Das 
Eigenthnm  an  allem  darttber  hinaasgebenden  GebranehsTermOgen 
liast  sieb  dnreb  diese  Tbeorie  so  wenig  als  das  Priyateigentbnm 
an  Prodoetionsmitteln ,  an  Kapital  nnd  Boden,  begründen,  lieber 
den  Inhalt  nnd  Umfang  des  Eigenthuins ,  der  eigentlich  practische 
nnd  strittige  Punct,  ist  aus  dieser  Theorie  vollends  nichts  Wesent- 
liches abzuleiten  (§.  104—106). 

2.  Auch  die  natu  rli  eb-ökonomische  Theorie  verni.Mg  eine 
prineipiellc  Begründung  der  Privateigenthumsinstitution  nicht  zu 
liefern,  insbesondere  anch  nicht  des  Kapitaleigenthums.  Sie  dient 
dagegen  zur  Erklärung  und  relativen  geschichtlichen  Bechtfertigung 
der  Institution  tlberhaupt  und  des  Kapital-  nnd  namentlich  des 
Grandeigentboms  »peeiell.  Diese  beiden  am  meisten  stiittigen 
Prifateigentbnmskategorieen  erscheinen  danseh  zwar  niebt  als 
Bstfirliebe  Ökonomische,  wohl  aber  als  tief  berechtigte  historische 
Kalegorieen  des  Wirthsehaftslebens.  Aoeh  für  die  passende  Ge- 
sliltnng  der  Bigenthnmsordnnng  hinsichtlich  des  Umfangs  der  Saeh- 
glter,  auf  welche  sich  das  Eigenthomsreebt  beziehen,  nnd  des 
lobalts,  d.  b.  der  einzelnen  Rechte,  welche  im  Eigenthnmsreobte 
enthalten  sein  sollen,  giebt  die  genannte  Theorie  wichtige  Finger- 
zeige an  (§.  107-111). 
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3.  Die  Occupations-  und  die  Arbeitstbeorie  sind  tlber- 
baupt,  ricbtig  aufgefasst,  von  voruhereiii  keine  Theorieen  zur  Be- 
gründung des  Privateigentbums,  sondern  Theorieen,  welcbe  ein 
Postulat  ftir  die  Eigenthumsordnung  aufstellen.  Diese  Postulate 
haben  bierfUr  ibren  Werth.  Namentlich  dai^enige  der  Arbeitstheorie 
darf  und  soll  seinem  Kerne  nach  in  der  Eigentlmmsordnimg  %nt 
Geltung  gelangen.  Doch  iLann  dies  nicht  unmittelbar,  noch  unbe- 
dingt geschehen,  sondern  nnr  in  der  Weise ,  dass  die  Postulate 
beider  Theorieen  dem  Oesetzgeber  als  Momente  dienen,  welche  er 
in  selbständiger  Weise  bei  der  Gestaltnng  der  Eigenthamsordnong 
ebenso  wie  die  aus  der  menschlichen  Natur  folgenden  wirthschaft- 
licben  Tendenzen  berfleksichtigt  (§.  118 — 117). 

II.  — §.  120  [278].  Die  Legaltheorie  (§.  102,  C).  A.  Werth 
derselben.  Das  IJrtheil  darüber  ergiebt  sich  aus  dem  Voraus- 
gehenden von  selbst.  Das  Privateigentbuui,  insbesondere  das  private 
Grund-  und  Kapitaleigenthum  ist  (wenigstens  in  allem  Wesent- 
lichen) nur  auf  die  von  der  recbtsbildenden  Kraft  im  GemeiDScbafta- 
leben  ausgebende  Rechtsbildung,  auf  Gewohnheitsrecht,  auf  die 
staatliche  Anerkennnng  zu  begründen  (§.  101).  Der  Gesetzgeber 
mnss  sich  aber  nnvermeidlich  bei  der  Schaffung  und  Absohaffung 
des  PriFateigenthums  und  seiner  einzelnen  Eategorieen  und  bei 
der  Gestaltung  der  Eigenthomsordnung  leiten  lassen  durch  die 
Rticksichten  auf  die  wirthschafdiche  Natur  des  Menschen,  also 
namentlich  auf  das  Selbstinteresse  des  Individuums ,  als  das  das 
würthschalUiehe  Handeln  so  stark  beeinflussende  Leitmotiv,  und 
durch  die  Postulate  der  Occupations-  und  vor  Allem  der  Arbeits- 
theorie. 

Gesichtspuncte  der  Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  sind  so 
von  ihm  zu  conibiuiren,  aber  dem  selbständigen  Abwägen  und  billigen 
Ermessen  des  (Gesetzgebers  bleibt  doch  noch  ein  weiter  Spielraum, 
namentlich  bei  der  liestimmung  des  Unifangs,  in  welchem  Gebrauchs- 
vermögen dem  Privaten  eigenthUmlich  zustehen  und  Productious- 
niittel,  besonders  Grund  und  Boden  in  das  Eigenthum  der  Privat* 
wirtbsebaften  übergeben  dürfen  sollen,  ferner  bei  der  BestimmUDg 
des  Inhalts  des  Eigenthumsrechts  bei  jeder  der  grossen  ökono- 
mischen Eigenthumskategorieen,  besonders  bei  Kapital-  und  Grund- 
eigenthum.  Insofern  ist  die  Reehtsbildung  im  Gebiete  des  Eigen- 
thums  doch  frei. 

Es  folgt  dieä  uaoienUich  einmal  daraas,  dass  die  ZwcckmlssigkiMt^^tbichtspuncte, 
w«Iclie  für  das  PiirateigeDtli«m  und  soioo  GesUdtong  ia  volksviitbschatUicher  Hinsicht 
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Mt  der  wiftkadinitticlMB  KftUir  des  KtnadieB  nbcideltMi  aind,  geMAichfUeh  oder 

zeklicb  and  örtlich  wandelbar  sind,  worüber  eb<>n  deshalb  Beobachtuny:en  der  Function 
des  Eigenthoflu  and  seiner  Arten  im  practischen  WirthschaftBloben  angestellt  werden 
Bftaseo;  sodann  daraos,  dass  das  Postulat  der  Arbeitstbeorie  wogen  seiner  Identitit 
Bit  dem  Vertheilongsprobiem  bei  jeder  etwas  ferwiekelteren  Gestaltung  dw  Prodnctions- 

Tcrb&ltnisse  sieb  gar  nicht  nnmittelbar,  sondern  nnr  nach  einem  gewissen  billigen 
Enneasen  des  Gesetzgebers  in  der  Eigenthamsordnuug  zur  Geltaog  bringcu  iässt 

§.  121  [279].  —  B  Der  bauptsächliche  Einwand  gegen  die 
Legaltheorie  wird  bei  dieser  Anffassang  der  letzteren  hinfällig. 
Wenn  nur  das  —  wandeihare  —  Recht,  wenn  die  Gesetzgebung, 
der  Staat,  das  Eigenthnm  „sehaffe",  so  folge  daraus,  so  wird  ab- 
geleitet, dass  der  Staat  es  auf  dieselbe  Weise  jederseit  abschaffon 
oder  beliebig  beschrinken  kOone.  Diese  unvermeidliche  Oon- 
ehision  sei  vohsltbsr,  mindestens  h(ksbst  bedenklioh  nnd  seige  so 
die  Unbaltbarkeit  der  Prämisse,  d.  h.  der  hier  so  genannten  Legal- 
theorie. 

So  argumentiren  die  Nationalökonomen  gewObnlicb  gegen  diese  Theorie.  Vgl, 
s.  B.  Boscher,  I,  §.  77  Anai. 

Die  Conclusion  ist  allerdings  richtig  aus  dieser  Theorie  abge- 
leitet. Aber  sie  ist  nicht  unhaltbar  und  auch  nicht  bedenklich 
Dnd  deshalb  ist  der  äcbloss  gegen  die  Legaltheorie  wieder  nicht 
begründet. 

1.  Wenn  man  von  dem  oben  gemachten  Zngeständniss  (§.  105) 
biosiebtlieh  eines  beschränkten  Tbeils  des  Gebraacbsvcrmögens  ab- 
sieht, woran  sich  ein  Privateigentbam  allenfalls  auf  die  mensch- 
Hebe  Nator  begründen  lisst,  so  ist  es  in  der  Tbat  richtig,  dass  die 
Gesettgebnng  oder  kurz  gesagt  der  Staat  das  Privateigentbam 
oder  s.  B.  das  private  Kapital*  nnd  Grandeigenthnm  d.  b.  hier  wie 
in  unseren  froheren  Erörterungen  das  Privaten  zustehende  Eigen- 
tbum  (an  den  Sachen  in  eommerdo)  ganz  oder  theilweise  abschailbn 
und  beschränken  kann,  d.  b.  er  hat  dazn  die  sonverftne,  Reeht 
bildende  Macht.    Aber  daraus  folgt  auf  dem  Gebiete  des  Eigen- 
thams  ebenso  wie  auf  anderen  Rechtsgebieten  keine  Willktir  der 
Gesetzgebung  oder  des  Staats.    Sondern  stets  sind  es  sittliche 
Ideen,  Anschauungen  des  Volks,  das  RechtsgelUhl  desselben,  Ge- 
Bichtspuncte  der  Gerechtigkeit,  sind  c;*  richtig  erwogene  Zweck- 
mäasigkeitsrUcksicbten,  welche  den  Staat  in  aller  Gesetzgebung 
lad  so  auch  in  derjenigen  Ober  £igentbam  leiten  sollen  und  leiten 
mflssen.   Jede  Abschaffung  von  Pri?ateigenthum  der  Privatwirth- 
achaften  an  Prodnetionsmitteln,  jede  Aenderung  des  bestehenden 
Sigenthnmsreebts  setzt  also  die  vorausgehende  PrOfnng  der  Zweck- 
Blssigkeit  und  Gerechtigkeit  des  bestehenden  Etgenthums  nnd 
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der  muthmaasslichen  Wirkuogcn  einer  Beseitigung  der  betreffenden 
Eigcnthumsarten  oder  einer  Yeränderoog  des  fiigentbamsrechts 
voraus. 

Demgemäss  gilt  68  hier  Garantieen  für  eine  unbefangene 
Prüfung  dieser  Arl  zo  schaffen.  Diesel i)en  liegen  in  der  sittlichen 
und  inteliectnellen,  speciell  in  der  wirtbsebaftlichen  Bildnng  des 
Volks,  in  der  sittlichen  Zucht  and  Selbstbeberrschnng  aller  ökono- 
mischen Classen  nnd  in  einer  richtig  organishrten,  tflchtig  fnngiren- 
den  VolksTertretnng  neben  einer  galen  R^emng.  Die  Eigentknms- 
frage  als  Frage  des  Privatrechts  berührt  sieh  hier  mit  wichtigen 
Fragen  des  Öffentlichen  Rechts,  mit  den  Verfassnogsfragen  (I,  §.  351) 
nnd  den  Fragen  der  Organisation  der  gesetzgebenden  nnd  voll- 
ziebeuden  Gewalt.  Die  Nationalökonomie  bat  daher  wieder  die 
Fühlung  mit  dem  Staatsrecht  und  der  Verwaltungslehre  zu  behalteu. 

2.  Der  etwaige  weitere  Einwand  gegen  die  Legaltheorie,  dass 
diese  Garantie  gegen  einen  Mij^sbiaueb  der  gesetzgebenden  Gewalt 
nicht  ausreiche,  tlberschiesst  das  Ziel.  Eine  andere  Garantie  allen 
Rechts  nnd  mithin  auch  des  Eigentbamsreobts  als  in  der  sittlichen 
Zucht  und  in  der  Bildung  des  Volks  und  in  der  möglichst  sweck- 
mässigen  Organisation  der  gesetzgebenden  Gewalt  giebt  es  nicht 
Möglich  bleibt  ein  Missbranch  dieser  Gewalt  freilich  immer,  aber 
daran  ändert  auch  die  »,Begrlindnng"  des  Eigenthnms  anf  irgend 
eine  andere  Art,  als  durch  die  Legaltbeorie,  nichts.  Denn  davor 
schützt  selbstverstllndlich  «berfaanpt  keine  Eigenthnmstheorie.  Sicher* 
lieh  Iflsst  sich  mit  besseren  Gründen  die  persönliche  Freiheit  ans 
dem  Wesen  der  menschlichen  Persönlichkeit  abMten,  als  das  Privat- 
eigenthnm;  aber  Unfreiheit  hat  deshalb  doch  selbst  bei  den  höchst 
begabten  Racen  .Jahrlausende  hindurch  bestanden. 

Aengstlichen  Gemlithern  und  unklaren  Köpfen  gegenüber  ist 
übrigens  auch  iiochzn  bemerken,  dass  der  Ausdruck  Abschatlung** 
des  Privateigenthum«  nur  Hintiberftthrung  der  in  diesem  Eigenthum 
stehenden  Ubjecte  in  gesellschati liebes  oder  Gemeineigentbum  be- 
deutet, lieber  die  Bedingungen  hierbei,  die  Entschädigung  der 
bisherigen  PrivateigenthUmer  sagt  die  Formel  ,,Ab6chaf!'uDg''  des 
Privateigentbums  überhaupt  nichts  ans,  widerstreitet  sie  aber  ancb 
nicht  fttr  den  PrivateigenthUmer  günstigen  Bedingungen.  Ein  Bei- 
spiel, wie  die  „Verstaatlichung'«  der  Privateisenbahnen  und  die 
Vorgänge  dabei  nnd  selbst  Fülle  der  Zwangsenteignong  in  der 
üblichen  Weise  zeigen,  wie  sich  dergleichen  abwickelt. 

Die  weittragende  Gonscqnens  der  Legaltheorie  gerade  für  alle 
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Fragen  einer  tiefer  greifenden,  nicht  bloss  an  den  Symptomen 
earirenden  wirthschaftlicheu  und  socialen  lioform  soll 
darum  gleichwohl  nicht  geläugnet  werden.  Wir  leben  in  einem 
Zeitalter,  welches  alles  Bestehende  kritisoh  senetzt,  aber  vor  dem 
„Privateigenthnm^  wie  vor  einem  Noli  me  tangere  stille  steht  and 
iweckmftssige  nnd  gerechte  Befonnen  des  Eigenthnms  und  damit 
erst  der  Volkswirthschaft  nnd  der  Gesellschaft  mit  dem  Hinweis 
auf  die  „Unantastbarkeit'%  die  „Heiligkeit  und  Unverletalichkeit" 
des  wiilktihrlich  auf  die  menschliche  Natur  oder  h()chst  wider- 
sprnchsYoll  auf  die  „Arbeit'*  anrilckgeftlhrtea  Prirateigenthams  ab- 
lehnt. Gegenüber  der  unhaltbaren  Eigenthumslehre  eines  solchen 
Zeitalters  hat  auch  die  Hervorhebung  der  Lcgaltheoric  ihre  besondre 
Tragweite,  wie  sich  dies  im  weiteren  Verlauf  noch  mehr  ergeben 
wird.  Es  darf  auch  nicht  Ubersehen  werden,  dass  „die  llcilij^'keit 
und  Unverletzlichkeit  des  privaten  Eigeuthums"  nur  unter  einer 
Voraussetzung  eine  richtige  Forderung  ist,  —  wenn  die  Eigen- 
tbumsordnung  und  die  Erwerbsarten  des  Privateigentbums 
heiligt*  sind:  darin  liegt  die  unverkennbare  Schwäche  unserer 
beutigen  Eigenthnmsordnung.  Nicht  irgend  eine  Kritik  des  Privat- 
eigenthnms,  sondern  die  verbängnissvolle  Tbatsache,  dass  das  be- 
stehende Priyateigenthnm  so  wenig  dem  doch  einmal  als  Ideal  Tor- 
schwebenden  „ Verdiensteigen thnm''  entspricht,  ist  der  ganzen 
Institution  gefährlich. 

VgL  auch  Scbmolicr,  Klciiigewerbo,  S.  6bt)  if.  Es  bat  Uuher  seine  guteu 
Grtnde,  dam  in  nnserem  Zeitalter  des  Böneuspieb  und  Granderthoms,  der  oft  ge- 
wissenlosesten Praktiken  in  Handel  nnd  Wandel,  zum  Theil  einer  Folge  des  Con- 
correnzsystoms  (I,  §.  320),  der  äocialifitisch  -  communistischc  ächlachtmf  gegen  das 
£igeothum  am  Laotesten  erschallt  nnd  bei  den  besitzlosen  and  AriMiterda^eii  dea 
bereitwilligsten  Widerhall  findet.  Zu  den  vier  Bodiogaiigen .  bei  deren  Zusammen- 
treffen  nach  Koscher.  I.  §.  7S  die  Idc«-  tlcr  (iUtorgemeiii>chafi  am  Meisten  An- 
klang findet,  mUääte  jedenfalb  dieaa  Lubciligkeit  der  Erwerbsart  des  Eigentbums, 
beMBdeis  des  gcMsen  Eigenthans,  als  eine  wichtige  fOnfte  hinrogefllgt  werden.  Sie 
ist  in  den  beiden  cT>t.  n.  srhroiles  Gegenüberstehen  von  Reich  und  Ann  und  hoher 
Qnd  der  Arbeitstheiiung.  ächon  nach  dieser  Formoliraug  nicht  mit  enthalten  und 
aaeb  Bosch er's  Aasfbhmng  auch  nicht,  obwohl  sie  natttilicli  mit  diesen  beiden 
Badingangen  nahe  zusammeoliiagt 

üeber  die  Polemik  ffe?eri  meine  Festhaltunj^  der  Legaltheorie  durcli  (j  Cohn 
siehe  oben  S.  216  Auch  Die  hl  a.  a.  ü.,  b.  41,  urtbcUt  übnlicb,  meint  auch  die 
LsfBlIliMlie  gebe  keine  tiefere  BegrUndong  ^  sage  nicht  (?),  warom  das  Eigentham 
coDStitnirt  werde,  umgehe  die  Sr  liwii  rigkeit,  losti  sie  aber  nicht.  Ich  halte  dic-c 
Einwendungen  doch  fOr  nicht  aticbhaltig  und  theilvub»o  auf  einem  Mittsrerstanduiad 
Miaer  Aunassong  der  Bedeotong  der  Legaliheorie  beruhend.  Im  Ergebnise  stimmt 
Diehl  anch  eigendich  mit  mir  uberein,  wenn  er  meint,  eine  all l'  meine  Begründung 
alles  Eigcnthams  tnit  Tlinem  Princip  sei  verfehlt,  man  mU'<se  jt  de  einzelne  Kiirenthums- 
kategohe  prüfen,  —  was  gerade  ich  nebenbei  zuerst  consetiuent  };cihau  habe,  Diebl 
aber  hier  nicht  enrUnt  (8.  42.  51).  Hier  werden  ron  ihm  unr  ErwIgungsgrQnde 
für  die  Zulassung  fon  (PriTat-)Eigenlhum.  die  irh  j;i  auch  zugebe,  und  die  Be- 
gründung der  InUitntion  als  (ilied  der  ßecbtborduung  verwecluielt.    Diet>e  „Be* 
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grflndailR**  liegt  nar  in  der  recbtsbildeudcu  Kraft  des  üemeinschaftslebeiu.  Da^ 
möchte  ich  festhalten,  danit  aber  halte  leb«  in  dem  oben  bezeichneten  fibme,  aa  der 

^,egaItheorie"  fwt 

III.  ^  §.  122  [2aO].  ErsUznng.  In  der  biBherigen  Dar- 
stellang  nad  Kritik  der  Eigenthamstbeorieen  ist  eine  im  po8iti?en 
Recht  regelmltosig  yorkommende  Erwerbsart  des  Eigentbnms,  nem- 
lieb  die  Verjübrang  (Acqnisitiy-Verjfthriing)  oder  Ersitznog 
nur  einmal  kurz  erwShnt,  auf  die  ConstitoiruDg  des  sogenannten 
figeistigen''  Eigenthnms  noch  gar  nicht  Bezug  genommen  worden. 
Die  Legaltheorie  erfllbrt  dnreb  das  Recht  der  VegUhrnng  und  doreh 
das  RechtDinstitat  des  sog.  geistigen  Eigenthnms  eine  bemerkens- 
werthe  BestfttiguDg. 

Die  VerjilhruDg  oder  Ersitzung  ist  eine  anf  einer  Zeitwirknng 
beruhende  Eigenthumserwerbsart.  *)  Sie  setzt  während  einer  be- 
stimmten Zeit  die  Nichtausübung  des  Gebrauchs  der  Sache  seitens 
des  früheren  EigenthUmers  und  den  eine  gewisse  Zeit  hindurch 
fortgesetzten  Besitz  der  Sache  (unter  gewissen  weiteren  Bedingungen)') 
seitens  der  Pergon  voraus,  welche  neuer  Eigenthümer  werden  soll. 
Die  Verjährung  wird  ganz  richtig  von  den  Nationalökononien  als 
unentbehrlich  für  die  Eigenthunisinstitution  erklUrt')  und  im  posi- 
tiven liechtc  anerkannt  wegen  der  noth wendigen  Sicherung  der 
EigenthunisverhUltnisse.  Es  ist  sogar  unvermeidlich,  um  die  be- 
stehenden, geschichtlich  gewordenen  PrivateigentbumsyerbältDisse 
zn  rechtfertigen,  auf  die  Verjährung  als  Recbtsgrund  zurückzu- 
greifen. Anhänger  der  Arbeitstheorie  haben  auf  diese  Weise  den 
handgreiflichen  Widerspruch  dieser  Theorie  mit  den  bestehenden 
Eigenthumsverhältnissen  zn  lösen  gesucht.*)  Richtig  aufgefasst 
erhält  aber  die  Arbmtstbeorie  durch  die  Verbindung  mit  der  Ver- 
jfthmng  keuie  BestBtigong.  Vielmehr  beweist  die  nothwendige 
Herbetsiehnng  der  Verjähmng  nur  wieder,  dass  die  Arbeitstheorie 
keine  allgemeine  Brandung  der  Pri?ateigenthnmsinstitution  nnd 
nicht  einmal  ein  allgemein  gUtiges  Postulat  flBr  die  Eigenthums- 

»)  Z.  B.  Puchta.  Pandrcten  §.  73.  155  ff.,  Instiintionon  II.  §.  2.T.),  210. 

')  Zu  dieücu  gehören  im  römischen  Bechte  and  ebenso  meisiens  im  modernen 
Rechte:  eine  bestimmrc  Vinge  des  ZeivrtidMt»  (kOrzer  bei  beveglichen,  langer  bei 
nnbeweglichon  Saclicn);  d^-r  Erhitzende  moss  den  Rositz  mit  d<'m  atiimus  domini  er- 
worben haben  und  mit  bona  lidcj)  besitzen.  Einzelne  Sachen  üind  vom  Erwerb  durch 
Enitianp  ansgoscbleaieii. 

•)  VkI.  Mill.  Politi^rh.«  Oekonomlc,  B.  II.  Kapitel  2,  §  2.  Thiers,  Eigen- 
tbam,  B.  1,  Kapitel  IS.  Die  NaiiooalOkonomen  setzen  sich  über  die  privatrechtlichcn 
Bedingungen  der  Ersitzung  (siehe  forfge  Hat«)  tndenen  n  sehr  hinweg,  so  nach 
Thiers. 

*)  So  h.soiiders  Thiers  a  ».  O..  nach  welchem  die  Ersitzung  den  Clinncter 
achtbaren  und  heiligen,  auf  Arbeit  begründeten  (V)  Eigenthums  gewährt. 
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Ordnung  geben  kann.  Statt  dessen  tritt  in  diesem  speoieUen  Falle 
der  VerjährUDg  nnr  abermals  deutlich  hervor,  dass  das  Recht 
nacbZweckmäsaiglLeitsrücksichten  und  mitspielenden  Gerechtigkeits- 
iBeksiehteny  wie  aacb  in  diesem  Falle^  die  Eigentbnmsordnang  ge- 
ifaütet,  worin  eine  Bestltignng  des  Orandgedankens  der  Legal- 
tbeorie  liegt  Denn  die  blosse  Tbatsaebe  des  Zeitverlanfs,  naeb 
wdcbem  eine  Person  das  Eigentbom  an  einer  Sacbe  verliert  nnd 
doe  andere  es  neu  erwirbt  ^  kann  naeb  keiner  der  anderen  ge- 
oaaoten  Theorieen  als  Grnnd  des  Eigenthams  gelten.  Es  liegt 
dieser  Grmid  immer  nnr  darin,  dass  das  Recht  es  so  als  zweck- 
mässig und  gerecht  ansieht  und  demnach  so  bestimmt  und  die 
Zeitfristen  festsetzt,  worin  sich  die  Uebertragung  des  Eigenthums- 
rechts vollzieht. 

IV'.  —  123  [281].  Das  sogen,  ire istige  Eigenthnm. 
Dies  bildet  einen  besonders  wichtigen  Belegt'all  IlUr  die  Richtig- 
keit des  Grundgedankens  der  Legaltheorie. 

A.  Begriff,  Inhalt  nnd  Umfang  des  „geistigen  Eigen- 
thQms'^  Unter  diesem  wird  ein  Reeht  des  Urhebers  an  dem  Er- 
seognisa  seiner  geistigen  Arbeit  verstanden.  Dieses  Beebt  wird  von 
den  Joriaten  jetat  gew9bnlieb  ftberbanpt  niebt  als  Eigen tbnm 
sofgefaast^),  von  Anderen  nnr  naeb  Analogie  des  kOrperlieben 
Saebeigentbonia  so  genannt,  wäbrend  einzelne  Juristen,  Reebts- 
pbiloeopben  nnd  NationalOkonomen  es  ebne  Weiteres  als  Eigen- 
tbom bezeichnen. ')  Die  jetzige  Jnrispmdenz  erkennt  dagegen  in 
diesem  Recht  überwiegend  ,,ein  positives  nnd  selbständiges  Rechts- 
institnt  der  neueren  Zeit",  ein  Recht,  das  weder  als  ein  dingliches 
Recht,  noch  als  ein  gewöhnliches  Obligationenrccht  anzusehen  ist 
(Dam b ach).  Die  einen  betrachten  es  dann  als  ein  persön- 
liches, die  anderen  als  ein  Vermögensrecht.^) 

*)  Nicht  nur  die  Romanisten,  sondern  auch  die  meisten  Germanisten  verfahren 
IB,  Tgl.  B eseler  a.  a.  0.,  Stobbe  III,  9:  Darob  die  Auffassung  der  Urheberrechte 
tk  Eigentham  werde  „die  allgcmeingiltige  Aoffassaog  des  Ei^enthumsbegrißs  in 
■Ut  hedenklichsten  Weise  alterirt.  Eifriiitliam  ist  ein  anf  das  Snchenrecht  zu  be- 
Kreozender  Begriff;  es  giebt  £igeuihum  nur  au  körperlichen  «Sachen".  Aach  Samter, 
Eigenthonsbefriff  S.  272,  fallt  an  dieser  Besefartnknnf  des  EigenthmDsbegritTs  fest 
Anders  noch  Klostcrmann.  In  der  Denfschen  Reichsverfassun^  Artikel  0.  Ziffer  fi 
vird  noch  der  Ausdruck  „geistiges  Eigentham"  gebraucht,  in  den  aof  Grund  dieses 
Artikels  erlassenen  Gesetzen  über  Urheberrecht  nicht  mehr.  Der  Entwarf  des  bürgcr- 
lieben  Gesetzbachs  vermeidet  ihn  aieh. 

Zu  weil  gehende  Conseqtienzen  ziehen  aus  der  Bezeichnung  des  freistiiren 
liligenthams  als  Ligeothom  mehrfach  französische  Gelehrte,  die  Vertreter  des 
JionaQtopole'S 

')  Siehe  Dambach,  Strafrecht  a.  a.  0.  S.  1032  ff.,  Stobbe  S.  8.  Als  Recht 
der  Pendnlichkeit  sieht  es  nach  Ahrens,  üntonecht  II,  151  in  erster  Linie  an. 
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Es  wird  von  dea  Einen  auf  das  im  engeren  Sinne  sogen. 
Urheber-  oder  Autorrecht  (an  litterarischen,  Schrift-  und 
Kunstwerken,  aiieh  magicalUchen  Compositionen)  beschränkt/} 
von  Anderen  anf  gewerbliehe  £rfindttogen  (,|Erfiiider- 
Sehtttzreeht'S  Patentrecht),  Muster  nnd  Modelle  (Mnster- 
und  Modellsehntz recht)  mit  ausgedehnt *)  Auch  wenn  die 
crstere  Ansieht  vertreten  wurd,  muss  doch  folgeriohtig  wieder  im 
Patentrecht  und  Mustetsehutsrecht  ein  dem  Autorreeht  analoges 
Recht  anerkannt  werden.  Die  Subsumption  dieser  drei  Rechte 
unter  einen  geiucinsaraen  liegriÜ',  z.  B.  den  des  Urheber- 
rechts im  weitereu  Sinne,  ist  ein  theoretisches  und  practisches 
Bedüilniss,  und  zwar  crsteres  sowohl  vom  juristischen  als  vom 
nationalOkonomischen  Standpuucte  aus,  und  ist  jetzt  auch  nicht 
selten. 

Es  sind  mehr  äiisserlichc  Grunde,  nus  welchen  mit  'l'^i  drei  genannten  Kechten 
öfters  noch  ein  viertes,  das  Keclit  auf  daa  Schatz  vou  Marken-  und  ir  abrikzeicben, 
zaMininengesteUt  nnd  gemeinnm  litterarisch  behandelt  wird.  Auch  dieces  Rocht  ist 
gewöhnlich  erst  durch  bcätimmto  pofsitire,  meistens  neuere  und  neueste  Gc^<'t2e  [ja 
Deutschland:  üesctz  vom  80.  November  IS 74)  anerkannt.  Aber  es  lässt  i>ich  doch 
unmittelbarer  als  AiiäUuää  der  Persönlichkeit  und  wohl  auch  des  Sacheigenthums- 
rechts  betraclitcii  und  beruht  jedenfalls  auf  einem  innerlich  andensD  ökonomischen 
Grunde  als  das  Urheberrecht.  Vgl.  Klostermann.  Patentgesotzgebnng,  2.  Auflage. 
S.  430  tf.  Jannasch,  der  Markenschutz,  Berhn  IbTä.  Kohler,  in  Scbönberg's 
Ha&dboch,  3.  Auflage  II,  8.  800.  Derselhe,  Recht  des  Markeiisehuties,  Wonborg 
ISSo.  —  Die  Nachahmung  von  Waarenbezeichnungen  fiel  schon  bisher  unter  Stll^ 
geseuliche  Bestimmungen.   Vgl.  Deutsches  Surafgesetzboch  von  tb71,  287. 

Die  Bezeichnnng  dieses  Urhehenrechts  als  „geistiges  Eigen- 
thnm'^  wird  jedoch  von  einem  doppelten  Gesiehtspnncte  ans  ver- 
worfen. Die  hierauf  bezügliche  Streitfrage  ist  von  principieller 
Wichtigkeit  ftlr  die  ganze  Eigenthumslehre  und  besonders  Ichrreieh 
fUr  die  Theorieen  zur  Be^nündung  des  Privateigentbums  und  flir 
die  Formalirnng  des  Eigeuthiunsbegriffs  und  der  im  Eigenthum 
enthaltenen  Hechte. 

Jenem  sog.  geistiiiren  Eigentliiini  wird  der  Name  ,,Eigeuthum" 
einmal  l)estrittcn,  weil  von  Eigen  thuni  im  juristischen  Sinne 
nur  in  liezug  auf  körperliche  .>achen  gesprochen  werden 
könne,  es  also  kein  geistiges  „Eigenthum**  gäbe.  Das  wird 
dann  weiter  damit  begründet,  dasö  das  sogen,  geistige  Eigentbum 
doch  wesentliche  Verschiedenheiten  vom  Sacbeigenthnm  zeige; 

•)  So  noch  von  Bösel  fr.  >i. 

*)  So  jetzt  überwiegend  bei  uns.  Das  dcut&che  tieseu  vom  11.  Januar  IbTö 
spricht  ansdrQcklich  ron  einem  Urheberrecht  an  Mvstem  und  Modellen«  boachiiofct 
also  aach  diesen  Namen  oder  das  gleichbedeatende  ^Antorreehr*  nicht  sehr  nnf 
litteraxiflche  Sneagnisae  nnd  üanstweifce. 
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namentlich  gebe  es  nicht,  wie  dieses,  absolute,  zeitlich  unbegrenzte, 
sondern  nur  beschränkte  Hechte,  schliesse  auch  Pflichten  in  sich. 
Sodann  wird  als  Grund  gegen  den  Namen  ,,gei8tige8  Eigenthom*' 
geltend  gemacht,  dass  das  Sach-Eigentbam  oder  körperliche  Eigen- 
tbam  nicht  erst  eine  Schöpfung  des  positiven  Recbto|  wie  nn- 
Bweifelhaft  dieses  „geistige''  Eigenthum,  seL 

§.  124  [282J.  —  B.  Die  Streitfrage,  ob  das  sogen. 
,,gei8tige''  Eigentham  „Eigenthum"  sei.  Die  unbedingte 
Vemeionng  dieser  Frage  bembt  auf  einer  petitio  prineipii  nnd 
länft  sebiesslicb  anf  einen  Wertstreit  binans.  Es  ist  aber  trotsdem 
niebt  gleiebgiltig,  ob  man  ibr  snstimmt  oder  niobt,  yielmebr  Ittsst 
sieb  an  diesem  FaUe  gnt  naebweisen,  dass  die  ttbilebe,  za  enge 
Begrifisbestimmnng  des  Eigentbnms  bedenkliebe  Gonseqaensen  mit 
sieb  finbrt 

1.  Wird  unter  Eigcutbnm  nur  die  gesebiebtlleb  ttberkommene, 
im  posItiTen  Reehte  anerkannte  bestimmte  Art  nnd  Snmme  von 

Rechten  an  Sachen  verstanden,  welche  sich  ans  der  gewöhnlichen 

Formulimng  des  Eigen tbumsbegriffs  ergiebt,  so  kann  natürlich  von 
einem  geistigen  „Eigenthiini"  keine  Kede  sein.  Aber  eben  diese 
Consequenz  ist  nichts  Anderes  als  eine  petitio  j)rincipii.  Denn  man 
kann  sofort  einwenden:  wenn  das  sogen,  geistige  Ei^entliuni  hier- 
nach nicht  als  Eigenthum  bezeichnet  werden  darf,  so  folgt  daraus 
nicht  nothwendig,  dass  es  kein  Eigenthuni  ist,  sondern  zunächst 
nur,  dass  der  vorhandene  Eigeuthunisbegriff  zu  eng  und  zu  ein- 
seitig ist,  weil  er  ein  Rechtsinstitut  wie  das  Urheberrecht  nicht  mit 
zu  unifassen  vermag  (§.  127  IT.).  Es  lässt  sich  nun  gerade  als  ein 
Ert'ordernisB  der  fortschreitenden  rechtlichen,  weil  der  weiteren 
technischen  und  ökonomischen  £ntwioklaDg  bezeichnen,  einen 
Eigenthumsbegriff  allgemeinerer  Art  zu  statuiren  nnd 
für  denselben  Merkmale  antzustellen,  welche  die  Snbsumption  des 
Urheberrechts  als  geistiges  Eigenthum  wie  des  gewöhnlichen  Sach- 
eigenthnms  als  körperliches  Eigentbnm  unter  jenen  Eigentbum^ 
begriff  ermöglichen. 

Die  EDtwiddnog  des  Orhebemehls  Ist  ein  interenuiter  Bebt?  för  die  Anforde- 
rungen des  Wirthschaftslebcns  und  der  Technik  an  die  Kochtsbildung.  Die  I/ihre 
rom  Nachdruck  und  der  Nachbildung  lassen  die  meisten  Autoren  mit  der  Erfindung 
der  Bachdmckerkunst  beginnen.  Dambach  (In  Holtzendorff*«  Stnfireeht  III,  1024) 
bemerkt  dagegen,  dass  dies  im  Princip  nicht  richtig  sei,  weil  —  wenn  auch  nidlt 
nach  dem  positiv.-n  \{<-rht  vei))Ht.'iP'.  al>'  r  im  fSlfentÜchen  Bewusstsein  vcrurtbcilte  — 
Nachbiidungen  von  Schrift-  und  Kuustworken  schon  früher  Anlas»  zur  Klagen  gegeben 
bJUten.  Aber  er  sagt  mit  W Achter  (Verlagsrecht  I,  4),  dass  erst  mit  der  Erfindung 
der  Biichdruckf  rktinst  die  eigentliche  Entwirkhing  der  Geschichte  des  Nachdrucks 
(and  seines  Kechts)  beginne.  Aehnlich  ging  und  geht  os  natürlich  in  Bctretf  der 
A.  Wagatr,  6raiidto|pi]i|r.  S.  Aufl.  ü  TImIL  VolktwirthMbaft  n.  Recht.  17 
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neueren  tccbuiscbeu  Ertinüuugcu  überhaupt,  fenierin  ßetreS*  pbotographischer,  galraiio- 
plastischer  NachlliJdiiogeD  v.  s.  w.  Den  Juristen  des  rOiniäcben  und  gemeinen  Rechts 
Ist  daher  g:ewiss  znzngeben.  dass  sich  das  Urheberrecht  nicht  aus  dem  ert'schichtlich 
ttberkommeoeo,  Tor  Allem  nicht  aus  dem  römiscbea  Rechte  ohne  Weiteres  ableiten 
Imm:  rerioderte  teehnische  nnd  wirtbscbaftliohe  Verhiltntae  tehaffen  dagegen  andere 
RechtshciJUrfiii-^se  und  andere  Rfr})ts:\risrli.'\niini,''en,  welche  dann  zu  neuen  Rechts- 
bildongen  fahren,  hier  20m  Urheberrecht  oder  geistigen  £igeAtham.  „Litterarisches 
und  artistisches  Eigenthnm  im  modernen  Sinne  var  dem  AlterCbam  nnbekuint.  Der 
moderne  Ansprach  an  den  Schutz  des  Antorrechls  knüpft  sich  üusserlioh  an  iliö 
modernen  Mittel  der  VenrielfältigoDg  and  Verbreitung,  innerlich  an  die  modernen 
Ansichten  Uber  die  Erwerbsthätigkeit  geistiger  Natur"  (Hey demann).  Zeiten  unent- 
wickelten  Gebtcsicbens  nnd  fehlender  Vcrrieif^tigongstechnik  werden  natürlich  in  der 
Haoptsachc  nur  Sacheigenthom  haben.    Folgt  daraus  aber,  dass  es  >^fets  nur  letzteres 

Sehen  Itfinne?  (Vgl.  Ihoring,  Geist  II,  1,  S.  308)  Der  Entwurf  des  deutschen 
Qi^erlichen  Gesetzbuchs  h&lt  in  seiner  extrem  romanistischen  Tendenz  anch  an  der 
tinbedinpfen  Besrhr.'uikung  des  EigonthumsbegriSs  anf  Sachen  fest  S4S,  vel.  mit 
§.  77(>),  während  andere  nooere  Üechtüsystemo  (prco&^ischeä  Landrecht,  baierisches, 
Merreiebtsehes  bargerliebes  Oesetzbach,  franzOeuehes  Recht)  den  Eigenthansbegrilf 
weiter  fassen.  Vgl.  Motive  zum  deutschen  Entwurf  III.  S.  257  tf.  Siebe  darttbet 
und  scharf  dagegen  Gierke,  Schmoller's  Jahrbach  ia$8,  Xll,  69  and  1889  XIU,  300, 
MVi«  anten  das  ganze  folgende  Kapitel, 

2.  Daraus,  dass  nach  allem  positiven  Rechte  und  in  der  Tbat 
auch  nach  der  Natui-  der  Dinge  Bach  eigenthnm  und  geistiges 
Eigenthum  wieder  wesentliche  Verschiedenheiten  in  Betreff  des 
Unifangs  und  Inhalts  der  durch  sie  gegebenen  Rechte  (und  Pflichten) 
besitzen,  l'ol^t  ebensowenig,  dass  das  Urheberrecht  (i.  w.  S.)  nicht 
auch  als  (i;ei8tiges)  ,,Kigcntbum"  anfgefasst  werden  kann.  Viel- 
mehr ist  das  letzlere  eben  nur  eine  weitere  neue  ökonomische 
Eigenthumskategorie,  neben  denjenigen,  in  welche  auch 
das  Sacheigenthum  eingetheilt  werden  muss.  Es  ist  eine  Con- 
sequenz  der  oben  (i?.  97  ff.)  vertretenen  Anftassung,  solche  neue, 
dem  volkswirthschai'tliehen  Bedlirt'niss  entspringende  Eigenthnme- 
„arten"  zuzulassen.  Die  Nothwendigkeit  der  Anfstellung  eines 
geistigen  Eigenthums  liefert  aber  auch  umgekehrt  wieder  eine  Be- 
stätigung der  früheren  Lehre  von  den  ökonomischen  Eigeothnins- 
kategorieen.  Fügt  sich  das  geistige  Eigenthnm  nicht  unter  den 
üblichen  Eigenthnmsbegriff  and  lässt  es  sieh  nteht  mit  den  Orttoden 
begründen,  welche  man  für  das  Sacbeigentfanm  glaubt  fllr  aus- 
reichend halten  zu  dUrfcD,  so  erweisen  sich  jener  BegriiF  und  diese 
Begründungen  eben,  wie  gezeigt  wurde,  nicht  nur  in  diesem  Falle, 
sondern  anch  bei  wichtigen  Arten  des  Sacheigenthnms  unhaltbar. 
Es  werden  daher  durch  die  Unanwendbarkeit  des  Eigenthnms- 
begrifl^  und  der  üblichen  Eigenthumstheorieen  auf  daa  geistige 
Eigenthnm  nur  abermals  die  Gründe  verstärkt,  welche  die  Modi- 
fioation  jenes  Begriflb  und  das  Aufj^eben  dieser  Theorieen  ntfthig 
machen. 
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3.  Namentlich  ist  es  kein  zutreffender  Einwand,  dem  geistigen 
Eigenthum  den  Character  des  ,,Eigenthums^'  abzustreiten,  weil  das- 
Mibe  keine  absoluten  Rechte  des  EigenthttmerBi  keine  unbegrenzte 
Daner  nnd  keine  Rechte  ohne  Pflichten,  wie  z.  B.  im  Erfinder- 
sebntziecbt  kennt  Denn  dieees  ,,absolote"  Eigenthum  ist  ttber- 
hanpt  nnhaltbar  (§.  127  fll).  Man  darf  hier  sogar  vom  geistigen 
sof  das  kOrperliche  Eigenthnm  Analogieen  ziehen,  nicht  nur,  wie 
es  meistens  allein  geschehen  Ist,  umgekehrt:  wenn  nemlich  ein 
„besebrftnktes"  geistiges  Eigenthum  doch  naehweisbar  eine  ge- 
nflgende  Ökonomische  Function  erlangen  kann,  so  wird  man  nicht 
immer  von  vornherein  ein  beschränktes  körperliches  Eigenthum  als 
durchaus  unstatthaft  bezeichnen  dürfen. 

Die  Triftigkeit  des  Argameots  der  nicht  anbegrenzten  Dauer  (Beseler  §.  S8) 
«litt  saeh  St<>»be  (III.  9  Note  8)  ab,  weil  et  «ich  roroeables  SacheigeDthum  gebe 
D.  8.  V.  —  Die  Forderang  anbegreozter  Dauer  ist  fälschlich  ron  den  Vertretern  des 
sorenannten  Monautopole3  gestellt,  während  mit  Hecht  die  Gesetze  wie  die  meisten 
Jari&teu  und  Nationalökonomen  für  das  Verlagsrecht,  Patentrecht  u.  s.  w.  eine  be- 
itfiiiBte  MaximalMst  fesiMiteo.  Es  wird  dies  dorch  ZweckmiasigkeitsgrOiide  und 
anch  mit  dem  Arg-ument  richtig  beg^ründet,  dass  ,.Vor-  und  Mitwelt  ihren  Antheil 
an  der  SchOpfnng  des  geistigen  Urhebers  haben^'  (Ueydemann,  Dambach).  Nur 
wild  tOD  den  Anbingeni  fieser  Anslcbt  (kbeiselieo,  dias  im  Wesentlichen  «utaselbe 
Aigament  anch  anf  das  kOrperliche  Eigenthum  sich  anwenden  . lässt  Siehe  oben 
§.  112.)  Anch  bei  dessen  „Schöpfung"  i>t  in  jeder  ein  wenig  entwickelteren  Volks- 
«irthschaft  „Vor-  und  Mitwelt  mit  betheiligt".  Eben  deshalb  licssen  sich  wieder 
nach  der  ABalegle  des  gebtigen  Eigenthums  im  Princip  auch  fttr  das  SaeheigenthnM 
Bescbr&iikongen  postuliren.  Mit  dem  allein  richtigen  Kern  iler  ..Arboitstheorie"  würde 
<hes  sehr  wohl  vereinbar  sein  (mitunter  selbst  eine  bestimmte  zeitliche  fiesduftnkaog 
des  Eigenthnma,  weftlr  es  ttbrigens  Im  modernen  WiitiiwltnfMe1»en  such  nMit  an 
AMiogieen  fehlt,  z.  B.  bei  Oeberlassnng  ron  Eisenbahnen  zu  —  Eigcnthom  mit 
Sockfalls recht?  oder  Natzong?,  man  kann  beide  Aosdiacke  wohl  rechtfertigen  —  anf 
99  Jihre). 

4.  Endlich  ist  die  Aufstellung  einer  Eigenthumskategoric 
yygeistiges  Eigenthum"  auch  wichtig  für  die  Würdigung  des 
nichtigen  Kerns,  welcher  in  der  Arbeitstheorie  als  einem 
Postulate  fttr  die  Eigenthnmsordnoog  enthalten  ist.  Die  Con- 
sätniniiig  des  geistigen  Eigenthums  erfolgt  seitens  der  neueren 
Gesetigebmig  recht  eigentlich  aus  dem  Grunde,  am  gereeht  gegen 
den  Arbeiter  (Scbriflsteller,  Kttnstler,  Teebniker)  tu  sein,  ibm  die 
MOgUebkeit  efaies  Lobas  nnd  einen  genUgenden  Lobn  sn  TersobalTen 
nd  gleiebieitig  hierdnrcb  zweckmässig  im  volkswirtb- 
sebaftlieben  Interesse  sn  verfabren,  nemlieb  um  tu  der  beitlg- 
liehen  ^^Arbeit''  nnsaspomen.  Die  leitenden  Gesiebtspnncte  der 
Arbeitstheorie  finden  mithin  im  geistigen  Eigenthum  ihre  bewnsste 
Änerkennang  durch  die  freie  Rechtsbildung.  Aber  dem  „Arbeiter** 
werden  deshalb  doch  nur  verhältnissmUssig  eng  begrenzte  Uecbte 
eingeräumt  nach  dem  billigen  Ermessen  der  gesetzgebenden  Gewalt. 

17* 
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In  diesem  Vorgehen  findet  Niemand  eine  Verletzung  des  „natürlichen  Kechta** 
des  Arbeiters,  sondern  ctvas  Selbstrorstindliches,  —  sehr  renchieden  von  den  Ur> 
thcilcn  über  Beschränkungen  des  Sacheigenthums,  welche  sofort  mit  dem  „natür- 
Ucbeo",  auch  vom  rolkswirthacbaftlicheu  Interesse  geforderten  «JiechtMuspruch"  des 
«Aibeiten^*  in  imlltolMTeiik  ^denpraeh  ttehea  mImi.  Daiftiit  fblgt  »ber  nicht,  da« 
diese  Beschränkungen  ganz  anderer  Natur  sind,  sondern  nur.  dass  unser  ürtheil  in 
Bolcheo  Dingen  im  hoben  Maa&se  vom  HerkOmmlicbeo  abhängt  Der  richtige  Korn 
der  Arbeits^eozie  kommt  beim  geistigen  Eigenthnm  svedhntaig  ond  gentigend  zur 
Geltung.  Auch  wenn  man  diese  Theorie  allgemein  dem  Eigentbam  an  Sachen  zu 
Grunde  legt,  sollte  man,  soweit  es  die  verschiedene  Natur  beider  Eigenthumsarten 
zulässt,  das  Sachcigenthum  mehr  nach  Analogie  Jes  geistigen  Eigenthouui,  bezw.  der 
Msherigen  Gestaltong  des  betMfilMden  Rechte  oinri<  hten  and  dshw sa  besehrinkem 
Sachen,  als,  wie  es  bisher  wenn  auch  nicht  in  der  Praiis.  so  doch  von  einer  un- 
haltbaren Theorie  des  geistigen  Eigenthams  versacht  wurde,  das  letztere  nach  der 
Analogie  des  SaehtigenthamB  zq  behandeln,  d.  h.  es  möglichst  ebenao  aehnnkMlo« 
n  machen.  Eine  gebahrcndc  Belohnung  des  Arbeiters  und  eine  hinlängliche 
Ansporn nng  znr  Arbeit  wtirde  bei  einer  solchen  GeAtaltuug  des  Sacheigenthoms- 
nchts  80  iTMiig  nodiirendig  ab  bei  der  analogen  das  geistigen  Eigenfhoms  fehlen 
■Ossel).  "  R<  i  der  Bezeichnung  des  Urheberrechts  als  goibtiges  Eigenthum  wird  die 
—  rolkswirthschaftUch  jedenfalls  aoch  wichtigste  —  rermOgenarechtliche  Seite 
herroigehoben.  (Vgl.  Dambach,  a.  a.  0.  S.  1034.) 

§.  185  [888a].  —  C.  Das  geistige  Eigenthnm  als 
BcliOpfiiDg  des  positiven  Reclits  und  Sehlttsse  daraus 
fflr  die  Legaltheorie.  Der  zweite  Einwand  g^;en  die  Be- 
seicbnnng  des  geistigen  Eigenthnms  als  ,,Eigentliam'S  dass  dieses 
Institut  bloss  eine  SchCpfung  des  positiven  Beehts  und  daduroh 
gmndyenohieden  vom  Sacbeigenthum  sei,  hat  natttrlieh  illr  die 
Vertreter  der  Legaltbeorie  in  Betreff  des  gesammten  Eigentbums 
an  sieh  keine  durebschlagende  Bedeutung.  Wollte  man  indessen 
einfaeb  den  Scbloss  sieben,  dass  ans  der  Notorietät  der  Thatsache 
der  Schöpfung  des  geistigen  Eigeutbums  durch  das  Gesetz  auch 
die  {gleiche  Begründung  des  Sacheigenthums  auf  das  Gesetz  (Recht) 
folge,  «ü  würde  man  hier  dem  richtigeu  Einwaud  begegen,  es  sei 
dies  ein  falscher  Analogieschluss  oder  eine  petitio  pricipii.  Trotz- 
dem ist  die  Begründung  des  geistigen  Eigenthnms  für  die  princi- 
pielle  Würdigung  der  Legaltheorie  von  Werth. 

Es  liegt  hier  em  auch  in  seiner  gesebiebtiichen  Entwicklung 
leicht  und  sicher  zu  verfolgender  Fall  vor,  wie  das  ökonomische 
BedUrfniss  und  die  Entwicklung  der  Technik  in  Verbindung  mit 
dem  „Beobtsgefübl"  oder  den  Rechtsanschaunngen  des  Zeitalters 
tiber  die  gerechte  Belohnung  des  Arbeiters  zu  dner  neuen  Beebts- 
bildung  auf  dem  Gebiete  des  Eigentbumsreebts  Wat 

ErwSgungen  der  Gereebtigkeit  gegen  den  Arbeiter,  Berllek- 
sichtig ung  des  Individualinteresses  und  gleiebseitig  des  Gemein- 
Bcbattsinteresses,  Zweekmlssigkeitsgesichtspuncte  verschiedener  Art 
werden  bewnsst  combinirt,  um  ein  Recbtsinstitut  wie  das  Urbeber- 
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recbt  i.  w.  8.  durch  die  GesetzgebaDg  sii  aehaffen  oder,  nach  der 
im  VoiansgebeDden  yertretenen  Anffaseung,  nm  eine  neue  eigen« 
artige  Eigenthomskategorie  als  „geistigeB  Eigenthiim''  der  be- 
Bteheaden  EigeDthomsordniiDg  einsafllgeii«  Der  Gesetsgeber  yer*- 
f&brt  bier  gaos  riebtig  and  dnrcbaas  realietiscb:  er  prttft  snerst 
die  Bedfirfoisse  des  Indindaams  und  der  Gemeinsebaft  and  be- 
stimmt alsdann  nacb  dem  Ergebniss  dieser  Prflfnng  den  Umfang 
nnd  Inhalt  der  Rechte^  welche  dieses  geistige  Eigentbam  enthalten 
soll.  Hiernach  ergiebt  sich  erst  der  Begriff  des  geistigen 
Eigentbums,  nicht  a  priori. 

Dcswecoü  ist  besonders  die  Motivirung  der  neueren  Gesetze  über  das  Urheber- 
recht in  den  betreifeDden  Begieningsvorlageu  and  die  pArlamentariscbu  Beratbung  der 
letzteren  sehr  lehrreich,  weil  hier  stets  eine  Abwägung  der  Zweckmäü&igkeita- 
grttide  fQr  and  wider  erfolgt,  z.  B.  in  Betrelf  der  SSeit^er,  der  Gebühren  (bei  den 
Patenten),  der  PobUcetionspfficbt  (bei  denselben)  n.  i.ir.  Vgl  die  Gommentnie  za 
deu  Ge^tzen. 

Gerade  dies  aber  ist  aaeh  das  riehtige  Vorgeben  der  Gesetz- 
gebung gegenüber  dem  Sacbeigenthom  tind  seinen  versehiedenen 
Kategorieen.  Hier  sind  ebenfalls  zuerst  die  Bedingungen  des  wirtb- 
sebafUieben  nnd  socialen  Zusammenlebens  fllr  die  Bestimmung  des 
Umfangs  des  Privateigentbums  (gegenüber  dem  Gemeineigentbam) 
und  des  Inhalts  der  im  Privateigenthum  enthaltenen  Rechte  fest- 
zustellen und  daraus  ist  der  Eigenthumsbegriflf  abzuleiten,  nicht 
aber  umgekehrt  ein  apriorisch  absoluter  Eigenthumsbegriff  aufzu- 
stellen, als  dessen  „logische  Couse(iucnzen''  sich  dann  der  Inhalt 
und  Umfang  des  Eigenthumsrecbts  ,,von  selbst"  ergeben.  Dieses 
unrichtige  Vorgehen  hängt  aber  wieder  mit  den  Bestrebungen  zu- 
sammen^ das  Privateigentbum  ohne  Weiteres  nach  einer  der  früheren 
Theorieen,  also  anders  als  bloss  durch  die  Recbtsbildung  zu  be- 
gründen. Die  Begründung  des  geistigen  Eigentbums  dnrob  das 
Geaets  zeigt,  welehes  der  ricbtige  Weg  ist,  um  zu  einer  passenden 
Gestaltung  des  Eigentbumsrecbts  zu  geUmgen.  Daraus  litost  sich 
ein  werthroller  Scbluss  nach  der  Analogie  für  das  Sacbelgenthum 
ableiten. 

Die  gescbichtlicb-unzweifelhafle  Thatsaobe  snderseits,  dass  eine 

wichtige  Eigentbnmskategorie ,  wie  das  geistige  Eigenthum,  ganz 
allein  auf  dem  Gesetze  beruht,  und  dass  der  Gesetzgeber  dabei 
unter  passender  Combination  von  Gesichtspuncten  der  Zweckmässig- 
keit und  Gerechtigkeit  die  bezügliche  Rechtsordnung  nath  seinem 
selbständigen  Abwägen  und  billigen  P^rmessen  gestaltet  (§.  120), 
widerlegt  endlich  aucb  noch  die  Bedenken,  welche  gegen  die  Be- 
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gründung  alles  Eigentbums  Uberhaupt  auf  Gewohnheitsrecht  UDd 
Gesetz  geltend  gemacht  worden  sind. 

Die  vorausgehenden  Erörterungen  über  das  geistige  Eigenthum 
haben  fttr  die  Gegenstände,  welche  im  Folgenden  behandelt  werden, 
daher  ihre  besondere  Bedeutung  and  Aihren  dazn  mit  hinüber. 


Drittes  Kapitel. 

Begrilf,  Ausdehnung  und  Inhalt  des  Privateigenthums. 

§.  12G  [S.  576 — 5>0].  Vorbemerkungen  und  Littcratur.  Vgl.  im  All- 
gcmuineu  die  einleiteDden  Abücbuitte  der  Lehrbücher  aud  Systeme  des  römiächeo 
and  dflotscheo  Priratreehts  Ober  Eigeetham,  z.  B.  Schearl,  iDadtodonen  §.  75, 
Puchta,  Pandecten,  §.  144,  ?.  Vangcrow,  Pandoctcn.  §.  295.  Baron,  Pandecten, 
§.  125.  Beseler,  Ph?atrecbt,  g.  Öl,  (ierber,  Phvatrccbt,  g.  76,78,  Kraut,  Grund- 
riss,  §.  IM,  und  udere  neaere  Werlte  Uber  Ttaischee,  deoteeliee,  preoaBtscbes  Privat- 
recht,  so  Dernburj?,  Windscheid  .  F  »5  rat  er.  Manche  Citate  in  den  Schriften 
Samtor's,  EigenthumabegriU  und  Eigenthum.  Kapitel  L  —  Trendelenburg,  Hechts- 
Philosophie,  §.93,  Stahl.  Rechtsphilosophie  II.  1,  S.  350  ff..  Ahrens,  Natarrecht  II, 
§.  C9,  Roder,  II,  §.  145  ti..  Lassen,  Kechtbphilosophie.  §.  54.  —  Dann  die  modernen 
RechtsbUcher  in  »lom  Titol  vom  Eigenthum.  Entwurf  des  deutschen  bürgerlichen 
Gesotzbuchs,  §.  b4S.  M«tive  dazu  III,  262,  Kritik  darüber  Gierke  in  Schmoller'a 
Jahri»ach  XII,  875,  besonders  XIII,  300,  Anton  MoBgei,  Arehir  far  sociale  Gesets- 
gebung:  II,  besonders  S.  IMO.  Selbst  bei  den  Vertretern  der  organischen  Anffa.vHung 
TOD  Recht  and  Staat,  vie  Ahrens,  Stahl  ist  in  Beirolf  des  Privateigeuthums  die 
SphlM  dee  tobjeetiveii  BeUebens  des  Eigcnthomen  immer  noch  zu  weit  geiagen. 
Vgl.  St.^hl,  I,  1  .  S.  :^fi:5.  Ii.  29.  z.  B.  der  S;i;z:  der  allgemeine  Charactcr.  der  das 
VeriDögeusrecbt  in  allen  seinen  lostituten  aa  sich  trägt,  ist  die  Herrschaft,  die 
freie,  gesieberte  Terfugung  des  Indlridmimfl,  die  unbedingte  svbjectiTe  Be- 
rechtigung. Der  Entwutf  unseres  neuen  Rechts  abertrumpft  noch  die  romanistische 
Aalfassung  und  Doctrin,  wogegen  besonders  (iierke  scharf  a.  a.  0.  sich  wendet. 

Die  Nationalökonomen  haben  sieb  nur  ausnahmsweise  n&her  mit  diesen 
Puncten  beschäftigt.    Siehe  die  Littcratur  oben.  Vorbemerkungen  zu  diesem  Buch, 
S.  186  if.    Am  wichtigsten  Knies,  (ield,  im  Abschnitt  II,  besonders  S.  S3  IF.,  und 
A.  Samter,  Eigcnthnmsbcghtf.    Knies  weist  ebenfalls  die  schon  begriiiliche  Un- 
luuchr&nktheit  des  Eigentbomi  ab  (8.  87,  90,  91),  mit  besonderer  Betonang  des  Um- 
ilaads,  dass  es  sich  um  das  Eigentbumsrecht  innerhalb  des  Staats,  also  der  Gesell- 
schaft bandle.    £r  will  aber  keinerlei  Yerpilichtang  des  EigenthUmers  zu  einem. 
«,Thim**  mit  seiner  Sache  wegen  Andrer  nnd  fta  diese  ans  dem  Eigenthmn  abgeleitet 
wissen  (S.  91).    Weiter  sucht  er  die  Verschiedenheit  der  Befrrille  Vermögen  und 
Eigenthum    streng  festzuhalten.    Meine  abweichende  Auffassung  Tom  Vermögen 
(I,  §.24)  halte  ich  trotz  der  Bemerirang  von  Knies  (S.  94  ff.)  anfirecht,  wegen 
der  unten  im  Text  motirirten  Erweiterung  dos  Eigentbumsbegrifls.   Siehe  jetzt  auch 
die  Zusätze  in  der  2.  Auflasre  vcn  Knies'  poÜfis«  be  Oekonomie,  S.  199  iF,,  worin  er 
seine  Auffassung  j;cj:ou  die  meine  festhält  und  weiter  zu  begründen  sucht  Samter 
unterscheidet  bei  dem  allgemeinen  Eigenthumsbcgriif  das  Eigenthum  der  Einzelpersonen, 
der  Personalverb.indf,  der  gesellschaftlichen  (jeuieinscbaften  (Staat  und  Gemeinde)  und 
definirt  das  Eigenthum  (im  Sinne  kaum  von  mir  verschieden,  abgesehen  von  der 
Besehflnkvog  aaf  Sachen,  aldie  nnlsa  §.  129):  „die  .  .  .  f«B  der  Bechtsocdming  n- 
ertheilte  ausschliesslicbc  Ilrrrschaft  tlber  Sachen"  S.  298.  wo  mir  nur  in  dem  ,.za- 
crtbeilt",  was  auf  ein  b<»>timffltes  Maass  deutet,  und  „ausschliesslich"  ein  Widerspruch 
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zu  sein  scheint  Fur  die  specicU  jumtiscbe  Littcratar  Ober  den  EigentbumsbegriS'  ver- 
wiisu  ich  besonders  auf  di.i  reichhaltige  AbhaudluDjc  ron  Samter.  Ganz  richtig  m.  E. 
behandelt  auch  v.  Sc  heul  ia  dem  Auf&atz  „Das  Hecht  und  die  Pflichten  des  liud- 
lichen  Grund«ifeBthams'\  Landwirthichaftiiche  Jahrbücher  1874,  III,  46S  ff.,  diOM 
Ei^'enthamsfrage:  „Das  Kiirenthiiin  i>t  nur  denkbar  als  eifie  Sammc  ron  Befuf^nissen, 
weiche  für  Penoiien  und  Persooearereini^uagea  von  einem  sourerineu  Wilien  xm- 
•ohrialMB  omI  dorali  die  Organe  d««dbeii  c«r«jitiit  werden,  wid  dem  Grenzen  gfoli 
aas  den  jeweiligen  Anscliaiunipi'ii  und  Zwedten  dieser  Gcsanuntlieit  ergeben."  üeber 
Proudhon  und  dessen  Kritik  siebe  besolden  vieder  Diehi,  I,  2  <f.,  24  fi'.  mit 
kritischer  Erörterung  der  Frage  der  DeinMei  reo  Eigonthom  unter  nlherer  Bezug- 
nahae  nof  das  geltende  iiecbt  und  die  juristische  Litteratur. 

Aas  der  Verwaltungsichre  besonders  H.  Kösler,  sociales  Yerwaltungsrecht  I, 
2.  Buch.  Sachenrecht,  besonders  §.  12U  — 128,  124  iL,  177  it.,  203  ü'.,  womit  zu  ver- 
gleichen über  KOsler's  Auffassung  der  socialen  Verwallnag  fi.  14  — 18  ebendaselbMU 
Hier  hält  Kösler  einmal  an  der  Freiheit  des  Eigenthums  TOD  jeder  Art  der  Obep- 
licrrscbaft  und  au  der  Freiheit  in  der  Begrtmdung  und  üeetnUnng  der  BesitzverhÜt- 
ni^se  fest,  ab  einem  der  Grandsitze  in  der  modernen  Qeeelhcitaft,  welche  nach  Ge- 
stalt der  thatsächlichen  Umstände  nicht  mehr  in  Fräs:«?  frestellt,  sondern  überall  als 
wcseotiiche  Erfordernisse  und  Merkmale  der  socialen  Freiheit  angesehen  werden  (g.  1 7). 
IMo  aociale  Vervalinnf  mnas  daher  auch  in  UeberdnttinBnng  mit  den  Oran<hitzen 
der  übrigen  Theile  der  Rechtsordnung,  besonders  des  Privat-  und  des  Staatsrechts 
stahen  (§.  18),  weshalb  die  Forderungen  des  modernen  Socialismos  and  Commuuismus, 
welche  «He  wesentlichen  Grands&ue  des  Privat-  und  Staatsrechts  angreifen,  nur  ver^ 
worfen  werden  können  18,  Anmerkung  2,  S.  49).  In  dem  Buch  vom  socialen 
Sachenrecht  wird  dann  ausReführt.  dass  dieses  Recht  „nidit  eine  blosse  (icj-taltung 
des  Privatrechts  an  Sachen"  sei  121,  S.  3Ü^)  und  das  Pnvatrecht  an  Sachen  und 
das  Socialrecht  an  ihnen  werden  neben  einander  gesleUk  Mir  scheint  dies  nicht 
richtig  und  auch  von  Rösler  selbst  dieser  Standpunct  in  manchen  ErörftTiinp^^en  über 
das  Eigenthum  nicht  festgehalten  zu  werden  (vgl.  z.  B.  §.  121,  Anmerkung  2,  be- 
nondeis  §.  122.  Anmerkung  1,  6.  311,  ebenda  AnsMrkong  5,  §.  128,  ?gl.  aneh  §.  177 
bis  184.   wo  namentlich  nicht  die  richtige  Bedeutung  des  Kapitaleigenthums  hervor- 

Sehobeu  wird).  Uaoz  richtig  sagt  J&ösler  dagegen:  „im  socialen  Kecht  erscheint 
as  Eigenthom  ab  ein  Gamunreriilltnlss,  das  seine  liodtire  GestaUnng  der  jeweils 
lu-rrschenden  Culturidec  entnimmt  und  in  gleicher  Weise  Berechtigungen  und  Yer- 
pflicbtungeu  in  sich  aufnehmen  kann".  ..Die  Idee,  dass  im  Eiurenthnm  die  absolute 
Herrschaft  über  Sachen  und  demzufolge  alle  irgendwie  denkbaren  Befugnisse  ent- 
bAllan  seien,  mnsa  gänzlich  aufgegeben  werden*'  (II,  1,  besonders  §  122).  Gleichwohl 
meint  er  d;inn  wieder,  dass  diejenigen  zii  weit  gingen,  die  ein  absoliitis  Recht  des 
Phvateigcnihums  nicht  anerkennen  wollten.  Statt  dieser  Trennung  von  Privat-  und 
Socialrecht  an  Sachen  mnss  doch  wohl  besser,  wie  im  Uteren  deutschen  Becht,  die 
so«  iale  (lestaltuni;  (k-s  Privatrechts,  speciell  des  Vermögensrechts,  die  SOdalreebtUcht 
Oestaltung  des  Privateigenthams  eintreten.   (Vgl.  unten     12^  ff.) 

Besonders  hervorgehoben  mftgen  hier  hinsichtlieh  des  romischen  Rechts  ond 
des  „Geistes"  oder  des  rechtsphilosophischen  Inh.ih-i  liesselben  ,  namentlich  in  netrell 
des  Eigenthums,  die  Erörterungen  vou  Ihering  und  Arnold  werden.  Vgl.  Ihering, 
Geist  des  rOmischen  Hechts,  passim,  beionders  I,  5.  Auflage,  S.  7  („es  giebt  kein  ab- 
solutes, d.  h.  der  Raeksicht  auf  die  (?emeinschaft  entboodones  Eigenthum,  und  die 
(ieschichte  hat  dafar  gesorirt,  den  Völkern  diese  Wahrheit  oinzuscIirirfMi'").  II.  1  Ab- 
iheilung, 'd.  Aurtiige.  über  dad  System  der  Freiheit  und  Unfreiheit  iiu  Ailgeuieinon 
S.  123  fl.,  namentlich  §.  31 ,  §.  83,  besonders  S.  226  ff.,  II,  2.  Abtheilung,  S.  435  ff.. 
III.  1.  AbiliciIunL'.  2.  Aiithr^c.  ,S.  .S02  lt.,  347  II.  (über  Individual-  und  (Jemcin-  oder 
Ociiammtrecht).  lu  dem  Abschnitt  über  die  Freiheit  in  II,  1.  Abtheiluog  scheint  mir 
die  Gefahr  des  Missbrauchs  der  Freiheit  far  die  Gemeinschaft  noch  zn  wenig  beachtet. 
D.is.  was  Ilieting  hier  Priiu  ip  der  Unfreiheit  nennt,  ist  eben  SOm  Schutze  der  Volks- 
m»Mt  in  einem  gewissen  Umfange  gerade  wegen  der  Ökonomischen  und  socialen 
Mncfttwirkung  der  Einzelfreiheit,  der  Freiheit  des  Eigenthums  geboten.  Wir  haben 
durch  zu  weitgehende  Eigenthums-  und  Vertragsfreiheit  diese  Massen  geschä<Ii-f. 
Der  Verlass  auf  freiwilligen  richtigen  Eigenthuuisgebrauch  wäre  wan.schenswerther, 
als  der  auf  Staatszwaog ,  wie  in  so  vielen  ähnlichen  Fällen .  aber  alle  (ieschichte  hat 
jenen  als  erfolglos  endielnen  lassen.  Die  EiOrtenngen  a.  a.  0*  in  III,  1.  Abthelinng, 
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2.B.  Eifeaaua.  S.K.  Betriff.  §.126. 


z.  B.  der  Vonrnif,  dttl  der  Eomanbt  Ibering  hier  den  Bechtsphilosophcn ,  KpeciaU 
Trendelenbarg  macht,  den  römischen  EijrenthumsbegritT  „unbesehen  als  roUgilüge 
Münze  aDzanehmen",  „eins  vou  den  dem  Komaniateo  zum  Axiom  gowordenea  Vor- 
Offteileii**,  8. 908,  die  BescMihHig  des  Lofischeii  In  Recht  raf  mIm  ffohtfge  Be- 
deutung, die  Abweisung  des  beliebten  Vorvrurfs  unserer  positiren  Juristen,  Allem, 
was  in  ihre  römisch-rechtlichen  Anschauungen  nicht  passt,  das  „Stigma  des  üigaiü- 
tischen'*  aufzuprägen  (S.  311),  das  offene  Zugestlnduss  S.  315,  daas  die  leCttea 
Quellen  der  römischen  Rechtsbegriffe  in  psychologischen  und  practischen  (vohia 
Iherin?  wohl  die  wirthschafilichen  reihen  wird),  ethischen  und  historischen  Gründen 
gesacht  werden  müssen,  —  alle  diese  Ausführungen  mag  sich  der  Socialpolitiker  and 
VadonalflkoBOB  zun  Trost  dienen  Itwen,  wenn  er,  sich  gegen  die  Begriffe  mmni 
Jurisprudenz  verwahrend .  auf  Polemik  und  Widerspruch ,  auch  wohl  auf  spöttische 
Abweisung  als  „Nicht- Jurist"  stAssU  Als  ich  meine  1.  Auflage  der  Umndlegung  aus- 
arbeitete, fehlte  noch  die  Fortsetzung  ftm  Iheiii^'t  Wetfc,  wmIb  die  eiaidnen  Rechte 
wid  das  Zweckmoment  bebandelt  werden  sollten.  Ich  ftuaserte  damals  die  Erwartung; 
namentlich  das  Zweckmoment  möchte  Iherinf?  zu  Dntersuchonpen  führen,  die  für  die 
socialökouomische  Auffassung  des  Privatrechts  wichtig  sein  werden.  Das  hat  sich 
mittlenreile  dnrch  die  Erörterungen  im  1.  Bach  ron  Ihering  a  ^Zveck  im  Reehto** 
erfüllt.  Siehe  oben  Vorbemerkungen  in  ^.  5,  S.  12  und  besonders  a.  a  0.  S.  50»-;  .f., 
510,  514  (Anwendung  auf  die  Expropriation,  siehe  unten  Buch  3,  Kapitel  3).  En 
hfliBit  hier  vnter  Andiefem:  „die  Andeht  der  Joritten  und  der  Laien  stiaiBt  daH» 
ttberein,  dass  das  Wesen  des  Eigenthums  in  der  Unumschränktheit  der  Herrschnft 
des  Eigenthümers  bestehe,  und  da^s  jede  Beschränkung  des  Eigcothums  desselben  im 

Grunde  einen  EiugnÜ  in  dasselbe  enthalte,  der  der  Idee  des  Instituts  widerspreche  

Meiner  Ansicht  nach  ist  diese  Yorstelloog  eine  grond irrige  .  .  .  „Es  ist  nbo 
nicht  wahr,  dass  das  Eigenthum  seiner  ..„Idee*"*  nach  die  absolute  Verftigongspewalt 
in  sich  schlösse.  Ein  Eigenthum  in  solcher  Gestalt  kann  die  Gesellschaft  nicht  dulden 
«nd  hat  sie  nie  geduldet  ~  Die  ^«Idee**'*  des  Eigeathums  kann  nichts  Bit  «ieh 
bringen,  was  mit  der  „.,Idee  der  Gesellschaft****  in  NVider.^^pruch  steht".  Die  ganze 
Vorstellung  sei  ein  „Kest  jener  ungesunden  naturrechtlichen,  die  das  Individuum  auf 
sich  selber  isolire.*'  In  meiner  Kede  über  die  sociale  Frage  (1871)  hatte  ich  denselben 
Gedanken  in  Kürze  so  aosgedrflcitt:  ,4)er  EigenthumsbegriH'  ist  lo  absolut  ausgebildet** 
und  habe  deshalb  die  heftigsten  persönlichen  Angrüle  erfabn'n.  — Von  Arnold  ?gl. 
die  Werke  oben  S.  lt)2,  besonders  Cultur  und  Kecht  der  Körner,  Buch  2,  Kapitel  2, 
naaentHoh  S.  171  ff. 

Unter  Ihering's  Einfluss.  aber  auch  in  selbständiger  Reaction  gegen  die  zu 
absolute  romanistische  Eigenthumsauffasiung  sind  neuere  deutsche  Juristen,  speciell 
Romanisten,  Uberwiegend  solche,  welche  auch  andere  Rechte  mit  vertreten,  z.  B. 
prsossisehes  Landrecht  (Dernburg),  mehr  noch  Germanisten,  Qbrigois  doch  Öfters  zm 
einer  anderen  Auffassung  und  wohl  auch  anderen  Begrittsbestimmung  des  Prir.iteigen- 
thums  gekommen.  Indessen  die  Minorität  bilden  sie  gleichwohl  noch.  Wie  sehr  die 
dnseitig  romanistische  Anflkssnng,  wie  Obeihaupt,  so  aich  im  Sachenrecht  nod  spedell 
beim  Eigenthum  die  herrschende  unter  den  Juristen  leider  noch  geblieben  ist,  zeigt 
hier  der  Entwurf  des  deutschen  bürgerlichen  (iesetzbuchs,  im  Wesentlichen  eine 
„Codiiication  des  usus  modernus  pandectarum"  (Gierke),  fast  ohne  Spur  socialer  Ge- 
danken, rein  indiridualistisehen  Geistes.  Dts  war  nnd  ist  der  wichtigste  Tadel  gegea 
dies  Werk. 

Unter  den  zahlreichen  Kritikern  des  Entwurfs  sind  die  mehrfach  gcoannten 
0.  Gierke  und  Anton  Menger  gerade  wegen  der  Oberhanpt  nnd  noch  hiw  in  Betreff 

des  Eigenthums  Tertreteiicn.  obiger  Ihering'schen  und  unserer  eigenen  sehr  verwandten, 
mehrfach  damit  zusammenfallenden  Auffa&sung  besonders  zu  nennen.  Gierke  tadelt  die 
Beschränkung  de?  Namens  ..Eigenthum**  auf  dasjenige  an  körperlichen  Sachen,  a.  a.  0. 
XUf  875)  und  polemisirt  scharf  gegen  die  schroffe  Formulirong  des  Eigenthnmsbegrift 
in  römischer  Wei^e  (ebenda  S.  im  Entwürfe  (§.  84S  ID     Der  r,r]>t  in  allen 

diesen  Festsetzungen  sei  der  des  starren  Romanismus;  weit  abgewiesen  werde  die 
schon  im  prenssischen  Landrecht  zum  Durchbrach  gelangte  AnMhannng,  dass  das 
Prirateigenthum  schon  seinem  ßegrifie  nach  eine  immanente  Schranke  habe  (ebenda 
XIII,  300).  „Der  römische  Eigenthumsbegrifi'  ist  nicht  etwa  bloss  als  ein  für  uns  ge- 
eignetes geschichtliches  Gebilde,  sondern  als  ein  unentrinnbares  Gebot  der  KechuJogik 
anfiienoniBen**  (ebenda  8.  801).  Namentlich  bemängelt  Gieifce  diese  selbe  Teadens 
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4itM  Entwurfs  sogar  beim  (irundeigeDÜiam:  nicht  der  leideste  Abklang  sei  mehr  aa 
die  doch  im  Yottsbewowtsein  lebende  Anschauung,  dass  die  Eide  tnMS  aller  Boden- 

anftheiiang  niemali  völli«^  aufgehört  habe  Gemeingut  zu  sein  und  „dass  daher  alles 
Sondereigenthum  an  (Irund  und  Boden  nur  innerhalb  der  durch  das  vorbehaltene 
Becht  der  Aiigemeinheit  gegebenen  Schranken  bestehen  könne".  Selbät  an  Waid  und 
Waiier  werde  eine  Jorispnidenz  vom  Geble  des  Entwurfs  eine  principiell  ezclasire 
ond  absointo  Sonderherrschaft  anzunehmen  haben  (ebenda),  Es  gereicht  mir  wieder 
zu  besonderer  Genugthaong ,  wie  im  Bomanisten  Ihering,  so  hier  im  (iormauisteii 
Gierke  eminente  Jaristeo  sa  Gewihnminnem  daflkr  tn  htben,  tei  meioe  seit  laag» 
vertretene  AnlXkssnng  doch  nicht  nur  nationalokonomisch  gefordert,  sondern  andL 
joristiäch  gerechtfertigt  werden  könne.  —  A.  M enger  kritisirt  mit  vom  Standponcte 
der  besitzlosen  Classen  aas,  ebenfalls  ia  höchst  beachtenswerther  \\eiüe  (a.  a.  0.)< 
Er  wendet  sieb  noch  gegen  die  formale  Definition  des  Entwürfe  (g.  848)  nnd  schiigt 
eine  Ab.^nderung  vor,  di<^  die  WiDkühr  des  EigenthttmeiS  von  vonherein  an  die 
Schranken  des  (iesetzes  bindet  (siehe  unten  S.  267). 

Die  Einwendangen .  welche  besonders  die  Bomanisten  nnd  die  ihnen  hierin 
MBecdings,  abgesehen  von  der  jüngsten  Zeit,  meistens  instimmenden  Germanisten 
gegen  jede  andere  Fassung  des  Eigenthomsbcgrifls  machen,  namentlich  gegen  eine 
solche,  welche  auf  schon  begriffliche  Beschi anklingen  oder  vollends  auf  Ver- 
pflichtungen zu  einem  Thnn  hinweisen,  sind  bokannt.  (Vgl.  auch  Baron  in 
Pözl's  Vierteljahrsschrift  1'^7T,  die  Anzeige  meiner  (irundlegung'».  Es  wird  durch 
die  Opposition  der  Juristen  aber  nur  die  Uichtigkeit  unseres  Vorwurfs  hinsichtlich 
der  ralB  ^vatfeehdiehen  Anffiusnng  bewiesen.  Angesichts  von  Eigenthnmsdefinitionen, 
wie  I.  B.  im  preussischen  Laodrecht,  im  französischen  Rechte  braucht  ^ich  die  National- 
ökonomie auch  nicht  durch  den  Vorwurf  der  ..juristischen  üuhaltbarkeii von  Be 
gritfsbestimmungcn ,  welche  dos  Moment  gesetzlicher  Beschränkung  enthalten,  ab- 
schrecken zu  lassen.  Bedenklicher  kann  es  erscheinen,  in  die  Definition  auch  das 
Moment  der  VerpHithtungen  /n  »inem  Handeln,  welche  das  Eigenthum  gesetzlich 
auflegen  kann,  aufzunehmen.  Der  Einwand,  welcher  aus  der  römischen  Servituteu- 
Ic^re  gemacht  werden  hnnn,  dass  servitos  in  faciendo  consistere  neqnit,  liegt  nahe, 
mit  man  sich  aber  auch  hier,  nicht  nur  an  ältere  dcuLnch- rechtliche  Verhältnisse, 
wie  die  Reallasten,  wo  indirect  wenigstens  dem  EigenthUm<r  als  solchem  eine  Ver- 
pflichtung, etwas  zu  thuu,  aus  seinem  Eitronthum  erwäclist,  sondern  an  modernes 
Raebt,  wie  es  z.B.  im  preussischen  Lnndrecht  für  das  Eigcnthnm  principiell  anf- 
gestellt  wird,  so  ergiebt  sich  wiederum,  dass  in  der  Aufnahme  von  Verpflichtungen 
zu  einem  Handeln  in  den  Eigenthumsbegriff  nach  dem  geltenden  Rechte  selbst  nicht 
die  jnrisllsche  Ungeheaeilichkeit  Hegt,  wie  sie  der  privatreehtUdie  Jnrist  ond  be- 
sonders der  Romanist  in  solchen  Definitionen  zu  finden  pflegt.  Fasst  man  ferner 
mancherlei  geschichtliche  und  moderne  Eigenihomsrechtsgestaltungen,  z.  B.  im  (ie- 
bieie  des  Grundeigenthums,  oder  bei  heutigem  Privat -Eisenbahneigenthum,  ins  Auge, 
SO  bat  man  hochwichtige  pmetische  Beispiele ,  in  woldien  das  Eigenthum  als  eine 
bestimmt  umzeichnete  Summe  von  Rechten  und  Verptlichtungcn  erscheint.  (Vgl.  z.  B, 
den  Vertrag  der  Stadt  Berlin  von  lb7ü,  betretiend  die  Uebernahme  der  hscalischeu 
Smasen.  mit  dem  prenniBchen  Staate,  wo  der  Erwerber  des  Eigentbnms  (die 
Stndt  Berlin)  wegen  der  Lasten  des  letzteren  eine  Rente  vom  Staate  gezahlt  bekommt.) 
—  Die  Lehre  des  römischen  Rechts  vom  Eigcnibum  gilt  im  Allgemeinen  als  in  unser 
RechtS6y»tem  ubergegangen  (sicho  Beselcr,  Deutsches  Privatrecht.  §.  bi). 

Nach  der  üblichsten  Definition  unserer  neueren  römischen  Jurisprudenz  ist  das 
Eieenthum  die  vollständige,  unbeschränkte  und  a^sschlicb^lichü  rechtliche 
Herrschaft  einer  Person  Uber  eine  körperliche  Sache  oder  die  vollkommene 
rcebtliehe  Dnterwerftang  einer  Sache  vnter  den  Willen  einer  PerMW.  (Vgl.  z.  6. 
Pnchta.  Pandecten  §.  114,  v.  Scheurl,  Institutionen  §.75.  Baron,  Pandcctcn 
§.  1 2b.)  Diese  und  andere,  im  Wesentlichen  dasselbe  sagende  Definitionen  sind  schon 
deswegen  nicht  zutreffend,  weil  sie  die  Möglichkeit  von  gesetzlichen  Beschränkungen 
gleich  begrifflich  ausschliessen  und  damit  mit  bekannten  Sätzen  selbst  des  römischen 
Rechts  (z.  B.  Uber  die  sogen.  LegalscrvitufeiO  in  Widerspruch  gerathen.  Dt'^halb  ist 
die  Dehnition  von  einzelnen  Romanisten  und  von  Germanisten  etwas  vorsichtiger  dahin 
ge fasst  worden,  dass  sie  dss  Eigenthnm  nur  bezeichnen  sls  die  allgemeine  recht- 
liche Herrschaft  oder  als  das  Recht  der  Herrschaft  der  Person  tlber  die  Sache  (/..  B. 
firan!>,  in  Holtzendorfi's  £ncyciop&die,  S.  296,  297,  Beseler,  Deutsches  Privatrecht, 
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§.  Sl).    .,Daä  Allgemefne  Mblicsst  das  Eintdn«  ab  Kegel  von  selbst  Ib  sieb,  wlid 

aber  durch  einzelne  Au>nahincn  nicht  aufgehoben"  (Brunt>).  Uober  die  Richtii^keit 
dieses  Satzes  und  darüber,  ob  nicht  auch  diese  Delinitionea  doch  noch  immer  mit 
geaetzlichen  Besch räuiiungea  des  Eigeothums  in  Widerspruch  stehen,  lAait  aicb  atreiteo« 
JsdenCaUs  geben  sie  keiiio  Hiodbabo  far  die  socUlncliUiche  Auflaanuif  det  EigMi- 
thams,  welche  nicht  etva  nur  nach  dem  hier  eingenommenen  StanJpuncte  nothWAMUg  • 
ist,  sondern  auch  überall  mehr  oder  veniger  in  aaerkannten  KechUiSätzea  und  an- 
erkanDten  Rechten  der  Ocaetegebnng  and  zum  Theil  sogar  der  Venralliuig  (Polizfli) 
dem  Eigenthom  f;oü:onüber  practische  Geltung  hat,  sowohl  in  dem  letzteren  auferlegten 
Beschrftokongen  als  Verpflichtungen  (z.  B.  bei  Grand-,  Wald-,  Bergverk-,  üaos-,  Fabrik- 
eifentiiam). 

Eine  solche  socialrechtli che  Auffassung!:  des  Eii^enthums  tritt  dagegen  in 
jener  auch  vorkommenden  rOmisch-rechtUchen  Dehnition  herror,  wonach  das  Eigen- 
thom sei:  jns  atendi  et  abutendi  re  saa,  qaatenas  joris  ratio  patitor.  Ist  aacb 
der  Vordersatz  hier  noch  bedenklich  —  and  das  bleibt  er,  auch  wenn  man  mit 
Knies  (Gold.  S.  88)  in  der  Bedeutung  des  abuti  bloss  als  ., V o rbrauclien",  nicht  als 
„Miss brauchen"  entgegen  mancher  anderen  Auffassung  übercinstiuiuit  —  so  erlangt 
er  doch  dnrcb  den  Nachsatz  eine  wesentliche  und  zweckmisüigo  Beschränkung,  die 
dann  genauer  formulirt  werden  kann.  Im  f  r.i  n  z^s i sc h  en  ßechte  wird  diese  Be- 
scbi&ukang  bleich  präciüirt,  wenn  das  Eigenthuu  iiier  bezeichnet  wird  als  lo  droit 
de  joDir  et  de  disposer  des  eboses  de  b  nunidre  U  plas  absolae,  poarra  qo'on 
n'en  fasse  pas  un  u>apc  prohilx-  par  les  lois  ou  les  reglemcnts.  Code  Art.  544,  und 
danach  z.  B.  im  Badischen  Landrecbt:  Sigentbom  ist  dio  Befugnis«,  Uber  Bestand 
und  Wesen  einer  Sacbe,  sovie  ttber  den  OeDuas  deiselben  naeb  Mieben  iv  sebaltan 
und  zu  walten,  so  lange  man  jiur  keine  durch  Gesetze  oder  Verordnungen  des  Staats 
untersagte  Verfügung  darüber  tnüt,  Artikel  544.  Diese  Clauseln  gestatten  der 
Gesetzgebung  schon  wirksamer,  Beschränkungen  des  Eigenthums  nach  dem  Gesichts- 
puacte  des  Gemeinschaftsintercsses  aufzustellen. 

Dies  geschieht  auch  in  anderen  Privatn-cJitssystcmon.  deren  Defmitionen  das 
Verfugungsrecht  des  EigenthQmers  zwar  noch  ganz  absolut  formuliren,  aber  im  Wider- 
spruch biemit  an  dieses  Recht  doch  gleich  daranf  eine  Bdbe  tob  geseHUebeB  Be- 
schrankungen und.  damit  verbunden,  zum  Theil  sogar  irewisse  positive  Verpflichtungei 
des  Eigeutbumers  zu  einem  Handein  knüpfen.  So  namentlicb  im  i:'reua8i8cbdB 
Landrecht,  TbeO  1,  Titel  8.  Hier  beisst  stmiebst  naeb  §.  1  Eigeotbümer  Der- 
jenig-e.  „welcher  befugt  ist.  Ober  die  .Snb^tanz  einer  Sache  oder  eines  Hechts 
mit  Auscbliessung  Andrer,  aus  eigener  Macht,  durch  sich  selbst  oder  durch  einen 
Dritten  zu  rorfOgcn".  Dann  wird  aber  doch  in  §.  26  gesagt,  ..jeder  Gobraoch  des 
Eigenthums  sei  ertaubt  und  rcchtmibsig,  durch  welches  (weder  wohlerworbene  Uecbie 
eines  Andern  noch^  die  in  den  Gesetzen  des  Staats  rorgcschriebenen  Schranken  iiber- 
schrittcn  werden".  Hier  ist  nicht  nur  von  Eiuschiänkuugcn  des  Eigenthums  die 
Bede,  in  dem  wörtlichen  Sinne,  dass  der  Eigenthttmer  geMtsiieh  genAOdgt  weideA 
kann,  in  der  Wri^-  »k-s  römischen  Servitutenrechfs.  eine  Benutzung  zu  unterlassen 
negative  Servituten  oder  Servitutes  in  non  faciendo)  oder  etwas  zu  dulden  (positive 
Servituten,  qoae  in  patiendo  censistiint) ,  sendem  es  vird  in  $.  S4  sogar  das  allge- 
meine Princip  .'juf-:e>tellt,  „soweit  die  Benutzung  einer  Sache  zur  Erhaltung  des 
gemeinen  W  olils  erforderlich  ist,  kann  der  Staat  diese  fieaatzoug  befebien  und  die 
Unterlassung  dendben  dnceh  Stralifesetse  ahnden**,  cder  m.  a.  W*  es  wenleB  In 
Princip  Verpflichtungen  des  Eigentbiimcrs  zu  Handlungen  im  Interesse  des  Gemein- 
wohls, also  auch  Andrer  als  des  Eigenthüniers,  aus  dem  Eigenthum  abgeleitet.  Hier 
kommen  dann  die  sehr  eingehenden  Vorschriften  Uber  Gebäudeeigenthum  §.  36  ff. 
(Veipflichtnng  zur  Unterhaltung  und  Wiederherstellung^).  Uber  Waldeit^cnthum  §.  83  H. 

Mar  im  Einz«'Ineri  hier  norh  v,o  viel  wülkuhrlich  sein,  im  Ganzen  ist  dies 
doch  dio  riclitige  socialrechtitche  Auffassung  din»  Eigenthums,  mit  welcher  allein 
sich  die  Nationalökonomie  befreunden  kann.  Sie  hat  zur  notbveodigen  CoBseqoeas 
eine  andre  Reirrill>b<'s»immunir  des  Eigenthums.  Dieser  Standponct  des  preussischen 
Landrechls,  wonach  z.  B.  auch,  im  diametralen  Gegensatz  gegen  das  römische  Hecht, 
ein  Eigeatbum  an  Forderang en  angeoomaen  wird,  gilt  jetzt  onseren  JmiiteB 
für  ..wissenschaftlich  überwunden*'.  Er  hat  sich  nnter  deutlichem  Einflüsse  des 
Naturrecbtfl  des  Ib.  Jahrhunderts  und  der  WolfTschon  eudänionistischen  Philosophie 
gebildel,  aber  enthitt  manche  besseren  Keime  far  ein  nationalokonombch  und  social- 
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polUüch  lultbaras  Priratrecht,  als  unsere  jetzige  rein  privatrechüiche  Jarisprudenz 
afabeD  wilL  (VgL  auch  Degenkolb,  Artikel  prcasäiscbos  Landrecht  in  Kütteck 
wd  W«leh«r*t  Stiatslexicon,  8.  Auflage,  XII,  besonders  134,  139.) 

Hiersregen,  wie  Kritiker  des  Eatwurfs  dos  bürgerlichen  (i  'setzbuchs  auäüfefUbrt 
babea«  Tor  AJlea  tiierko  a.  a.  0^  bildet  die  Fassoog  ia  diesem  £Qtvarf,  zumal  ia 
V«rbiBdiiiig  mit  d«a  veiteran  bazttgUebon  Beatimmaiifeii,  wieder  eine  eriiebUcheo 
Rückscbritt  von  der  bereits  mehr  socialrechtlichen  zur  individualrechllichen  Auf- 
ümnag.  Es  heisst  hier  (im  4.  Abschnitt,  Eigeutham,  1.  Titel,  Inhalt  ood  Begrenzung 
deseelben)  in  §.  84S:  ..Der  Eigenthttmer  einer  Sache  hat  das  Becht.  mit  Aus- 
lullliimiHg'  Attderer  nach  WillkUhr  mit  der  Sache  zu  verfahren  und  Uber  dieselbe  za 
Terfhgeo,  soreit  nicht  Beschränkungen  dieses  Rechts  durch  Gesetz  oder  durch  Rechte 
Dritter  begründet  sind."  AUo  in  der  That;  das  jus  uteudi  et  abutendi  re  aaa. 
A-Meager  icbligt  for«  doreb  HlniofttgiiBg  der  Werte  MinBerbelb  derSebnaken  des 
Geietzes*'  Tor  den  Worten  „mit  Ausschliessung  n.  s.  w."  die  Bfgriffs-  und  Inhalts- 
bettimmong  zu  rerbeasern.  Dadurch  soll,  „dem  heutigen  Bechtszustand  entsprechend, 
lefeit  durcb  die  BegriflbbeeUmmung  des  EigenAoms  tngedeotet  werden,  dem  der 
ESgenthttmer  eeine  villktihrltchc  Herrschaft  Uber  die  Sache  nur  innerhalb  der  engen 
and  tfijrlich  sich  verengernden  Schranken  des  Gesetzes  ausüben  darf."  Dic^e  Beprifls- 
bestimmung  werde  sich  iq  Zukunft  vollends  bewähren.  Es  Hesse  sich  voraussehen, 
dass  der  schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  deutliche  Strom  der  Entwicklung  dahin 
fuhren  werde,  das  Eigenthum  und  damit  das  ganze  Privatrecht  vollständig  durch  des 
Öffentliche  Becht  zu  aberfluthen  (a.  a.  0.  S.  430).  Nun,  dies  mag  etwas  zu  viel  rer- 
mnlhflt  aeio,  nber  in  der  Mcbtung  der  BesebilBkaog  der  Befognisse  dee  Eigea- 
thune»,  namentlich  bei  Grund-,  Gebäude»«  Kapitaleigeatbm  möchte  die  Entwicklung 
allerdings  gehen.  Der  Entwurf",  der  z.  B.  in  einigen  Bestiminunecn  ühor  das 
Gmndeigenthum  das  Henrschafts-  und  Willkuhrmomeut  bis  zum  ^onseus  ubertreibt 
(fi.  8491  Dazu  Gierke  a.  n.  XU,  1198),  steht  fteOieb  avf  ganz  nndenm  Boden« 
aber  wird  das  nicht  hindern. 

Die  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  des  Eigenthums  lassen  sich  ausser  aus 
dem  socialen  Zusammenhange  der  Measchen  ond  Gttter  librigens  auch  ans  den  rer- 
nnnftgemässen  Lebenszwecken  des  Individuums  selbst,  d.  h.  hier  des 
Eigentbümers  ableift  n.  Von  diesem  Gesichtspuncte  aus  hat  die  Krause'sche  Rechts- 
philosophie in  einem  ihrer  hervorragendsten  Vertreter,  Ahrens,  das  Kigenthuw  be- 
stimmt als  „die  einer  Person  snstohende  rechüiche  virtuelle  Macht  Ober  ein  sacb* 
liches  Gut  nach  allen  durcli  vernünfiige  Leben^-zwecke  h<'f.tiinratcn  mi<\  bcj^renzfen 
Kntznngen"  (Naturrecbt  IL,  114).  £s  liesso  sich  die  noihwendige  Auferlegung  von 
Beacbrlnkungen  und  Verpflichtungen  dee  Eigentitoms  wohl  aus  dieser  Beziehung  zu 
dea  vemtlnftigen  Lebenszwecken  ableiten.  Aber  das  Missliche  bleibt,  da^s  der  Eigen- 
Aflmer  nach  dieser  Definition  doch  allein  diese  Zwecke  beurtheilt  utid  danach  doch 
nur  sein  Wille  Uber  den  Inhalt  des  Eigeuthums  entscheidet.  —  Trendeleuburg's 
Definition:  „Eigenthum  einer  Person  ist  daagenige  ausser  ihr,  was  al^  Werkieog  ihres 
Willens  anerkannt  wird,  und  zwar  so,  dass  es  das  Werk^eug  eineb  Anderen  nur  durch 
ihren  Willen  werden  kann"  (Naturrocht  S.  205),  leidet  au  der  Absolutheit  der  rOmisch- 
rechdieben  Begriffitbestfmmungen. 

I.— §.m[28d].  Die  privatreohtliehen  Eigenthnms- 
definitionen  und  ihre  Mängel.  In  nothwendiger  Gonfteqoenx 
der  im  Vonuiagebenden  begründeten  AofüRssnng  des  Privateigen- 
dinms  kann  Tom  ▼olkswiiibschaftlieben  nnd  socialen  Gf^i^l' 
Okonomssehen'')  Cksichtspnncte  ans  keine  Begrifbbestimmang  des- 
selben anerkannt  werden,  welcbe  auf  ein  absolutes  oder  mit 
audern  Worten  auf  ein  solches  Privateigentbnm  bioanskommt,  dass 
nur  von  dem  individuellen  Willen,  gar  der  reinen  Willkühr  des  Eigen- 
thliniers  seinen  Inhalt  erhält.  Solcher  Art  sind  aber  zum  Theil 
die  rein  privatrecbtiicbeD  Defioidoneu  des  iCigentbums  sowie  die- 
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jenigen,  welche  nach  dcDselben  im  gemeineo  Leben  gebildet 
werden. 

Diese  letzteren  sind  natürlich  ohne  wisaenscbaftliche  and  ohne  unmittelbar 
practiBch-rechtlicbe  Bedeatang,  aber  sie  Oben  trotzdom  einen  oft  nur  za  verbängniss- 
vollen  Einfloss  aas,  weil  sich  nach  ibnen  die  Forderangen  der  Eigenthtimcr  oder 
„des  Publicums"  hinsichtlich  des  Inhalts  des  Eigenthuuisroi  hts  richten.  Jcior  Gcdanlie 
an  eine  Bcschrätit^ung  der  Eigenthamsbenatzang  oder  rullcadd  an  die  Auflegung  Ton 
Verpflichtangen,  z.  B.  selbst  auf  den  Grandeigenthtüner  als  solchen,  wird  in  antenm 
Pu>'lirum  eben  deshalb  sofort  abgewiesen,  ja  als  widerrechtii c  h  ,  vielleicht  sogar, 
wie  es  nicht  selten  geschehen  ist,  mit  Hinweis  auf  den  „rerfassangsmftssigen 
Seliots  des  EigentliiUM**,  betncbtat,  veQ  die  Leut«  eben  nur  ein  «btoliites  Recht  m 
Avgen  Itaben. 

Die  privatrecbtlicben  Definitionen  dttrfen  eehon  wegen  dieser 
praetisehen  Conseqnenzen  nicht  als  etwas  Gleichgiltigcs,  das  nur 
für  die  Jarisprndens  eine  formale  Bedeotnng  hätte,  für  die  VoIIls- 

wirthschaft  und  das  sociale  Leben,  für  die  *^konomi8che  und  die 
Socialpolitik  aDgesehen  werden.  Sie  mtlssen  daher  der  Forderung 
entsprechen,  dass  durch  sie  sogleich  von  voruhereiu  das  Privat- 
eigenthnra  als  eine  Summe  von  Rechten  erkannt  werde,  welche  sich 
nicht  ausschliesslich  nach  dem  Willen  des  Eigentlilimcrs,  sondern 
stets  auch  nach  dem  Willen  der  gesetzgebenden  Macht,  als  der 
Vertreterin  der  Gemeinschaftsinteressen  gegenüber  den  Interessen 
der  Eigenthümer -Individuen,  ergiebt. 

Die  Definitionen  müssen  deswegen  die  Eventualität  von  ge- 
setzlichen Beschränkungen  der  VerfUgungsbefuguisse  der 
Eigenthümer  und  selbst  von  Verp  flieh  tun  gen  zu  einem  Thun, 
welche  den  letzteren  hinsichtlich  der  Benutzung  ihres  Eigenthums 
auferlegt  werden  kOnnen,  mit  in  sich  aufnehmen.  Sie  müssen 
endlich  weit  genug  sein ,  um  neben  dem  Eigenthnm  an  körper* 
liehen  Sachen  aneh  das  „geistige^*  Eigentbnm  und  weiter  flberbaopt 
ein  Eigentbnm  an  „VerbUltoissen*'  (1,  §.  119),  Rechten,  selbst  an 
Forderungen,  mit  umfassen  zu  kOnnen. 

Auch  Itlr  dl«M  AnfTtasang  des  Eigentkons  kun  nui  sieh  Mf  mittelalteiUckeB 
deutschet  Becht  und  auch  auf  neuere  geltende  BcchtsbUcher,  wie  das  Österreichische 
bürgerliche  Gesetzbuch  g.  353  und  das  preussische  Landrecht  TheU  1,  Titel  S,  §.  1 
berufen.  (Vgl.  Kraut,  Grandriss.  §.  105.)  Es  gilt  freilich  diese  Erweiterung  des 
Eigenthamsbegritfs  jetzt  meistens  für  wisseuscbafUich  unrichtig,  wedietb  der  Ausdruck 
geibtiges  Eitronthtini  dann  auch,  wie  oben  schon  bemerkt,  rerworfen  and  die  Beband- 
loDg  der  Eigunthuuiälubrc  z.  B.  im  preub&ischen  Landrecbt,  die  Annahme  eines 
«,Eigeiithams"  an  „Forde  rangen"  d.  a.  v.  als  antiqvift  bobaehlet  wird.  Aber  liegen 
nicht  aucli  hier  öfters  nur  EinseitigkcKen  der  heutigen  PriTatrechtswisscnschaft  rot? 
Vgl.  Bescler  §.  bl,  Gerber,  Dcubchei»  Privatrecht  §.  76,  and  jetzt  namentlich 
Gierke  a.  a.  0.  in  seiner  Kritik  der  Beliandhing  des  ägeathnaisrediti  i»  Entwirf 
dea  deotsclien  hOrgeriidien  Gesetzbnclis. 

Nur  80  aufgefasst  und  im  positiTen  Reebt  gestaltet  ersebeint 
das  Pri?ateigentbnm  als  das,  was  es  stets  war  und  ist  und  sein 
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soll:  ein  socialrecbtlicbes  und  somit  ein  eigentlich  volks« 
wirthschaftsrechtliches  statt  eines  bloss  privatrecbtlicben  und 

privatwirthscbaftsrechtlichen  Instituts:  nar  so  wird  es  daher 
uch  zngleidi  mit  unter  den  öffentlich  - reohtlichen  GMichtBpanot 
gestellt,  was  ein  nothwendiges  Postolat  ist 

Die  EägentbamsdefinitioDen  der  Beehts wissen »chaft,  be- 
sonders der  rOmisoh-recbtlioben,  oder  der  onter  dem  Etnflnss 
derselben  stehenden  Priyatreehtswissensehaft  Hberbatipl 
rtnd  deshalb  soeialOkonomisch  meistentheils  unhaltbar.  Sie  stehen 
aber  selbst  mit  dem  positiven  Beehte,  ans  welchem  sie  doeh  ab* 
strahirt  sein  sollen,  nicht  immer  in  vollem  Einklänge.  Denn  das 
positive  Recht  kennt  regelmässig  Beschränkungen  jenes  absoluten 
Eigenthums,  welches  die  Theorie  zu  formuliren  pflegt.  Freilich 
giebt  es  auch  gesetzliche  Detinitionen  des  Eigentbums,  welche 
dasselbe  als  ein  absolutes  Recht  hinstellen  und  deshalb  nicht  zu 
billigen  sind.  ^)  Diese  Definitionen  sind  aber  in  neueren  Kechts- 
bUcbern  nnter  dem  Einfluss  einer  einseitig  privatrecbtiichen  wie 
individualistischen  Jarispradenz  formnlirt  worden  und  befinden  sich 
dann  doch  mit  anerkannten  anderen  Sätzen  des  eigenen  Rechts  in 
Widerspruch.')  Da  letztere  Rechtssätze  Torgelien,  liaben  jene 
Definitionen  zwar  practisch  nicht  die  Bedeutung,  die  ihnen,  streng 
genommen,  beigelegt  werden  mflsste,  aber  sie  flben  gleichwohl 
einen  nachlheiligen  Einfluss  aus  und  mflssen  deswegen  so  gut  wie 
die  rechtswissenschaftlichen  modificirt  werden. 

Wo  in  Alteren  nicbt^römischeo,  besondere  in  gernunischen  fiechtsqueUen  Säue 
TorkoBmen ,  welehe  ab  eine  Art  Definitfon  gelten  ItOonen  oder  nns  velohen  die 

ü^'issenschaft  Definitionen  bildete  oder  mit  welchen  sie  ihre  eigenen  belegte,  da  darf 
mao  sich  Ubrigeiiü  über  die  Tragweite  solcher  Sätze  nicht  täuschen.  Ogl-  B.  die 
Stelle  ans  d.  Kl.  Kaisorrccht  bei  Bcselcr,  §.  Sl,  Anm.  3.)  Sie  haben,  auch  wo 
lie  »0  laaten,  nicht  ein  abfolotee  Eigenünun  8111011611  MlieB,  wie  noh  noch  n» 
•  anderen  Sitzen  ergiebt 

Es  finden  sieh  endlich  auch  Eigenthumsdefioitionen  des  posi- 
tiven Rechts  und  der  Rechtswissenschaft,  welche  das  Conditio- 
nelle  der  UnbeschrSnkthcit  des  Eigenthums  schon  mit  in  die  Be* 
grifisbestimmung  aufnebmeD.  ^)  An  diese  DefiDitionen  hat  die  social- 


YgL  österreichischem  bürgerliches  üeäetzbuch     354  ^„als  ein  BecUt  betrachtet 
ist  ZigtnihQiB  die  Befognias,  mit  der  Snlntnns  vnd  den  Nntningen  einer  Stehe  nneb 

Willktlhr  zu  schalten,  und  jeden  Anderen  davon  auazuschliessen'*).  Preussischcs 
Landrecht  Theil  1,  Titel  S«  g.  1.  £ntwozf  des  deutschen  Gesetzbuchs  §.  84;».  Siehe 
Vorbemerkungen  S.  265  IT. 

*)  So  im  preussischen  Landrecht  sehr  deutlich.    Siehe  oben  S.  266. 

')  Si*  hc  Vorbemerkungen,  besonders  den  Code  Napolöon  Artikel  544;  in  einer 
Uiiisicht  selbst  der  deutsche  Entwurf  b4Ö. 
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ökonomische  Auffassung  des  Privateigenthnms  anzuknUpfeu:  sie 
sind,  wenügleich  vielleicht  noch  anders  zn  forniuliren,  doch  im 
Princip  richtig,  weil  das  Eigenthum  hier  keinen  rein-privatrecht- 
lichen Character  mehr  hat,  der  obigen  Forderung  gemäss.  Der 
Mangel  auch  dieser  Definitionen  liegt  gewöhnlich  nur  darin,  dass 
dieselben  zu  eng  sind,  um  eine  Berücksichtigung  der  Verschieden- 
heiten der  ökonomischen  Eigenthumskategorieen  und  damit  des 
Moments  des  Zwecks  der  im  EigeDtbum  stehendea  Güter  zu  er- 
möglichen. 

IL  —  {.  128.  Die  Reohtfertignog  dieser  Anf ordernDgen 
an  die  BegrifbbestimmiiDg  und  damit  an  die  Bestimmung  des  recb^ 
liehen  Inhalts  des  Privateigenthums  liegt  in  der  Stellung  des  letzteren 
in  der  burgerliehen  Gesellsehafk  nnd  in  der  volkswirthschaflliohen 
and  socialen  Bedeotnng  and  Fanetion  theils  aller,  theils  der  hier 
Tomemlieh  in  Betracht  kommenden  Arten  nnd  Zweekkategorieen 
des  Privateigenthams,  besonders  desjenigen  an  sacbliehen  Pro- 
ductionsmitteln,  an  Grundstücken  und  Kapitalien. 

Am  h  hier  foli^t  die  fj^sctzliclie  BeschränkDns:  der  Herrachaftsbefugnisse  des 
PhvattiigenÜiUmers  iu  Bezug  auf  die  ia  scmem  £igeDthum  stebeodea  Objecte  aas  der 
Maxime.der  Goezlsteas  der  IndiridoeB,  der  Soodereigeiithaner,  te  der  bfliger- 
Ii  '!.' II  (i..solIschaft :  ist  iiibofern  eine  nothwendige  socialpolitische  Fordening. 
budauu  u>t  es  eine  nationalökoDomische  Forderoog,  dass  die  PnrateigeoÜiaiDS- 
Instinitleii  meh  möglichst  licher  im  ToUnwirthsehafffiebai  Prodnotfont  •  und 
VertheUungäinteresse  faogiro  VAd  sch&dUche,  rein  selbslsQcbtigo  (uod  cbicanOse) 
BcMiutzungen  des  Eigenthatns  S<'itftns  seiner  Herren  möglichst  verbotet  werden. 
Das  Privateigenthnm  soll  nicht  zum  Ausbeututig^mittoi  gegenüber  Andren,  vollends 
nicht  zum  Mittel  Verden.  Andren  die  Ezi&tenz  zu  nehmen  oder  so  untergraben 
((ii'friliren  bei  Privatgrundeigeiitliiim I  Sf;idfi?-cher  Wohnungsboden,  agrarische  Lati 
fuudieu)  oder  Andren  die  £ulvicklung»bediogungen  nngebuhrlicb  za  outerbinden, 
es  soll  aiicb  nicht  zum  Mittel  werden,  die  Prodoction  Itorzsichtig  and  eigensüchtig 
zu  missloiten  (tJcfahren  dor  Speculation,  der  Ausbeutung  der  Conjuncturen).  Es  soll 
mit  einem  Worte  eine  Institution  nicht  unr  im  individaeilen,  im  privatvirthschaft- 
liehen,  sondern  im  socialen,  im  roIkswirtihselMftlicben  Interesse  sein. 

Aucb  hier  ist  aber  eine  bistorisch-  und  örtlich-relative 
Auflassung  berechtigt  In  den  früheren  Perioden  weniger  ent- 
wickelten Verkehrs,  geringerer  Arbeitstheilong,  vorherrschender  oder 
doch  8tark  mitspielender  Prodaction  für  den  Eigenbedarf,  natural- 
wirthscbaftlicher  Verhältnisse,  noch  geringer  Geldwirthsehaft,  über- 
wiegenden Klein-  und  Mittelbetriebs  in  Landwirthacbaft,  Gewerke» 
Handel,  leiehten  Landerwerbs  war  eine  absolutere  Gestaltung  der 
Privateigenthumsordnang  weniger  sodalOkonomisch  bedenklich.  lo 
unseren  modernen  entwickelten  Verbilltnissen,  besonders  bei  aas- 
gebildeter Geld-  nnd  Oreditwirthschaft  nnd  flberhanpt  anf  der  Rechts- 
basis des  modernen  Systems  der  freien  Conenrrenx  (I,  §.  307),  wo 
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das  ,  erste  wiithsehaftliche  Leitmotiv'',  der  wirthschattliehe  Vortheil 
im  Wirthschattsleben  so  in  den  Vordergrimd  tritt  (I,  ij.  3-i  IT.),  da 
droben  eben  erst  die  angedenteten  Geiahren  des  Privateigentbums, 
samal  an  den  sachlichen  ProductionsmittelD,  so  stark.  Erst  hier 
togirt  das  Privateigentbum  daher  leicht  so  nnchtheilig  für  Dritte 
nnd  gilt  es  dann,  die  UetTSchaftsbefugnisae  des  Ei^^ientbUniers  zn 
beacbriUiken,  —  soweit  es  tlberhaapt  besteben  bleiben  soll  and 
raosa,  also  nicht  seine  HinttberfUhning  in  öffentliches  Eigenthom  er- 
folgt, das  dann  aelbat  in  der  joriatiacben  Form  dea  Privateigenthnma 
9ffentlicber  Körper  doch  andera  ftingirt 

In  der  AafTassang  des  Socialismaa  tod  der  historisch -relatiren  Berechtigung 
md  Nicbtberechligang  des  Privatei^cathams  an  deu  sachlicheo  ProducddiSinitteln 
Oberhaupt  i^t  der  rorau^gL•her^de  Gcdanki^  anch  enthalten,  nur  schroffer  zng:espifzt 
lud  ein^icitii;  durch  die  ökonoaiisch-techoiücbe  EntwicLlaog  der  Productiou  begründet. 
Hur  die  AasdehnoDf  der  Grnndherrlichkcit  (nulle  tcrre  saos  seigneur),  die  Regalisi> 
lUDg  des  Bodens  neu  occiiitirtiT  oder  eroberter  Gebiete  für  das  FUrstenthnm  schuf  im 
Mittelalter  für  die  oicht-grundbesitzeiide  Bevölkerung  ähnliche  Abbiogigkeibverh&lt- 
■isse  gegenüber  dea  Bodenbesitzer,  wie  heate  für  die  nichtbeeitienden  Glusen  Obei^ 
haupt  gegenüber  den  Privnt-'igtMithümern  der  Pruilürtidnsuiiltel.  (Vgl.  die  genannte 
Abhandiaiig  von  A.  Meng  er  auch  für  das  hier  üesagte.)  ^Dieser  ganze  12b  ein 
lamtM  in  dieser  8.  Avflsfe.) 

III.  —  §.  129  |284].  Feststellnng  des  Eigenthnma- 
begriffe.  Unter  Berlicksicbtigong  der  obigen  Anforderungen  nn 
die  social  rechtliche  Gestaltung  des  Privateigcntfaiini>;  und  die  da- 
durch aucb  fUr  das  Privatreebt  bedingte  Faaanng  des  Eigentfanma- 
begriff«  Iflaat  aicb  daa  Privateigentbnm  definiren  ala:  die  böcbate 
▼  om  Recht  (Geaeta)  zngelaaaene  Form  rechtlicher 
Herraebaft  einer  Peraon  über  änaaere  Gttter  ([,  §.  112). 
lo  dieaer  Faaaong  liegt  impHeite  daa  angegebene  weaentliche 
Moment:  der  nnabhängig  vom  Willen  dea  Eigentbomaanbjecta  er- 
folgende Vorbehalt  der  mit  dieaer  Herraebaft  gesetzlieh  verbundenen 
Beschrftokongen  nnd  Verpflicbtungen.  Daa  PriTaieigentbum  iat  hier- 
nach eine  Summe  von  Verftigungs-  und  Auaachluasbefugnisacn 
Anderen  gegentlber,  deren  höchstes  Maass  das  Recbt,  nicht  souverain 
der  Wille  des  Eigenllidmors  festsetzt,  selbstverständlich  in  beiden 
Fällen  immer  vorbehaltlich  der  „Natur  der  Dinj;e'*,  der  uatürlichen 
Eigenschaften  und  Zwecke  des  Eigenthumsobjects. 

Obige  Bcgriflsbebtiininong  ist  nur  um  ein  Weniges  abweichend  von  derieniir«  n 
in  der  1.  Aa^e  §.  284,  aber  doch  formell  jetzt  besser  und  kurzer,  in  der 
f.  AnÜnge  Inatele  sie:  die  tob  Becbt  (Gesetz)  zogelassene  ?olUomrocnc  rechtliche 
Herr>chafl  einer  Person  über  Äussere  Gdter,  vorbehaltlich  der  ....  Hc-c|ir;iuknngen 
nnd  YerpäichtuogeD.  Als  „höchste"  Form  unterscheidet  sich  hiernach  z.  B.  das 
ElgeDthiiiB  na  Saeheii  ron  andren  dinglichen  Rechten.  Der  Ansdnick  pust  Mch 
auf  geistiges  Eigenthnm.  auf  ..Fonleriings  Eigentlium".  Im  letzteren  F»lf  Ist  Z.  B. 
»»MSfeboid,  ob  and  wie  weit  die  Kechtsoidnang  ein  Zurückgreifen  des  Berechtigten 
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Ulf  die  Person,  die  Freiheit  a.  s.  w.  des  Sebaldnen  znllsst  wie  weit  Pfkaduof 

gestattet  ist  n.  s.  w.  —  Smmter  (Eigenthumsbcgrilf  S.  21)S)  kann  ich  nicht  bei- 
stimmen in  der  Ersetzung  ron  ..zugelassene"  durch  ..zaertheiltc'*  Herrschaft. 
Denn  die  Rechtsordnung  bestimmt  eben  nur  die  Grenze  des  Rechts  des  Eigenthumors. 
Mit  einer  kleinen  Yerftnderung  könnte  man  auch  definiren,  die  rechtliche  <ii:ih-r 
tirit.'r  (Jen  formellen  und  matt^riellen.  iiositiren  und  ne<;atiren  Bedingungen  der  fiechts- 
Ordnung)  höchste  Form  der  Herrschali  einer  Person  über  äussere  Guter. 

Die  neuere  Reclitswisseiieeliaft  weist  die  Auffassang  des  Eigenthums  als  eine 
Summe  einzelner  Befugnisse  meistens  ab.  So  auch  die  Verfasser  des  Etitwnrfs  des 
deutschen  Gesetzbuchs  (siehe  Motire  zu  bib,  III,  S.  262:  „Die  einzelnen  Befugnisse 
des  EigenthOmeri  worden,  auch  wenn  eine  allgenieine  Be^mmnnr  fehlte,  ans  den 
VfifM  hriften  über  den  Eiff'^nthnmsschutz  und  über  die  von  dem  EigenthOmer  vor- 
zunehmenden Veräusserongsgescbäfte  [characteristische  Uerrorhebung  nur  dieser,  in 
der  heutigen  Teikehrsrecbtlichen  AofTassnng  des  Eigenthums,  nicht  der  Benntzangs- 
bofu^nisse]  entnommen  werden  kt'lnnen;  sie  lassen  sich  nicht  vollständig  aufzählen: 
das  lieddrfniis  einer  solchen  Aufzählung  liegt  auch  nicht  vor.  da  das  Eiirenthum 
nicht  eine  Summe  ciii/clner  Befugnisse  ist"\  Indessen  ist  eine  Aufzahlung  der 
einxebeu  Befugnisse  auch  nicht  nothwend^^^  <  >  t:>  nu^t.  die  Kategorieen  derselben  zu 
nennen.  Indem  dann  die  Festsetzung  eines  ..höchsten  Maasses"  dieser  Hefu^nisse  der 
Rechtsordnung  yorbehallen  bleibt,  wird  wiederum  der  socialökonomische  Standpunct 
inne  gehalten  (§.  ISl).  —  Die  neuere  Gontrorerse  Hher  die  Behandhing  des  Sachen- 
rechts und  des  Eigenthums  im  Entwurf  di>s  Deuts' lu  fi  (Tset/buchs,  namentlich  wieder 
die  Kritik  Gierkc's  und  A.  Meager's,  hat  mich  wiederum  darin  bcst&rkt,  meine 
obige  Auffonung  festzuhalten  nnd  zwar  wesentlich  auch  in  der  Fkasnng  der  1  Auf* 
läge  (S.  582). 

A.  Insbesondere  bestimmt  das  Recht  die  Ansdebnnng  (Ex- 
tensität, Umfang)  des  Eigentbuins,  d.  b.  es  bestimmt,  an 
welchen  äusseren  Gutern  Uberhaupt  ein  Privateigentbum  der  Privat- 
wirthscbaften  (§.  93)  zulässig  ist. 

In  der  Hauptsache,  aber  nicht  ausschlicäälich ,  entreckt  sich  dies  Priratoigen- 
thum  nur  auf  die  wirthschaftliohen  und  unter  diesen  mristeni  nur  auf  die  Veilcehn- 

gUtcr  (I.  §.  122).  Wirthschaftliche  Guter  müssen,  am  Vcrkehrspüfcr  zu  sein,  .lus- 
scbliesslicb  angeeignet  und  Übertragen  werden  können.  Letztere  Möglichkeit  kann 
rechtlich  ausgeschlossen  sei»,  wo  dann  xwar  ein  Privateigentbum  bleibt,  aber  das  Gut 
nicht  Verkehrsgut  ist,  wie  bei  bestimmt  gebundenem  Grund  und  Boden.  Von  den 
den  wirthschaftlichen  gegenüberstehenden  freien  Güteni  (?)  113)  können  die  freien 
Beaitzgüter  ins  Privateigenthum  ubericehon.  wodurch  sie  alsdann  in  die  Katet^orie  der 
wirthschaftlichen  hintlbertreten  (ij  1  14  i.  <iew  i»e  Objecte.  namentlich  freie  HesitzgUter 
(Roden)  bleiben  uiittinter  nach  dum  lve<  hte  aber  <ien  Zwang8gemeinwirthscli:ii"ien,  be- 
sonders dum  Staate,  früher  der  Uortgcnosseuschaft.  Ürtsgemeinde  als  Gemeiueigon- 
thum  rorbehalten,  unter  Aasscbluss  des  Priratejgenthuns.  Bei  den  nicht  ausdrScUich 
vom  Hechte  aus<;e>chlosseiien  Objecten  ist  anzonduneu,  dass  das  Recht  an  ihnw  im 
Priucip  Privateigenthum  zulässt. 

Die  Ausdcbnnng  des  Privateigentbums  mnss  wesentlich  mit 
ond  zum  Theil  in  erster  Linie  naeh  ökonomischen  und  prodaotioos- 
(echniscben  Gesichtspnncten  festgestellt  werden.  Die  Frage  nach 
der  Ansdebnnng  des  Priyateigentbnms  gebt  dann  yielfaeb  in  die 
allgemeinere  naob  der  Begrflndang  desselben  an  den  verscbiedenen 
Objeoten,  besonders  an  den  Prodnctionsmitteln  Uber  (§.  190,  Bneh  8) 
and  ist  practiscb  im  posittyen  Becbt  bistoriscb  nnd  drtltch  relaÜF, 
daber  veribiderlicb  zn  bestimmen,  weil  naeb  wecbselnden  Okono- 
miscb-tecbniscben  Gesicbtspnncten« 
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B.  Zum  Behufe  der  Lösuog  dieser  Fragen  ist  das  Eigenthura 
wieder  in  ökonomische  Kategorieen  zu  bringen  und  speciell 
ftlr  jede  derselben  nach  der  ökonomischen  Natur  uud  Function  einer 
jeden  zu  entscheiden,  ob  tlberhaupt  ein  Privateigenthum,  dann  ob 
nur  ein  öffentliches  Eigenthum  oder  ob  und  wie  weit  beide  neben 
einander  zugelassen  werden  sollen.  Das  Privateigenthum  zertällt 
zunächst  in  die  nemlichen  drei  grossen  Kategorieen,  wie  die  wirth- 
sehaftlichen  Güter  (I,  §.  119),  welche  es  umfasst,  demnach  in: 

1.  Eigenthum  an  körperlichen  Sachen  („Sacheigen- 
thum^'),  welches  anch  fOr  die  Frage  der  Ausdehnnng  des 
PriyateigeotiiiiDW  in  die  weiteren  Arten  des  §.  99  tu  apeoiali- 
siren  ist 

8.  Eigenthnm  (nach  AoMehlosa  der  persttnlieben  Unfreiheit) 
an  peraOnliehen  Diensten.  Es  Iftsat  sieh  reobtfertigen,  die 
Forderong,  welche  anf  eine  Leistung  eines  Anderen,  etwas 
an  geben  oder  etwas  an  thnn,  geht,  hier  mit  einzoreihen. 

3.  Eigenthnm  an  „Verhaltnissen"  zu  Personen  nnd  Sachen 
(1,  §.  119  N.  3)  nnd  daraas  eventnell  folgenden  Rechten.  Hierhin 
gebort  anch  das  geistige  Eigenthnm  oder  das  Urheberreebt  Im 
weiteren  Sinne  (§.  123). 

Im  preuäsibchou  LandrccUt  ibt  ciit  Eigentlium  an  UechteD,  ForderungcD  aa- 
aftuurt,  der  neae  deatsche  Entwurf  kennt  nar  körperliche  Gegenstände  als  Stchan 
ud  nur  ein  Eigenthum  an  diesen  (sielif;  oben  S.  2r)7).  —  Darüber  and  dagegen 
Gierte  a.  a.  0.,  XU,  872  ff.,  876.  £r  beruft  sich  dafür  auf  andere  neaere  iiechte 
irad  auf  die  Aoscbaanngeii  nnd  BedBrihlne  des  Lebens.  Es  sei  „nickt  dntosehaii. 
Warum  nicht  anch  an  nniiörperlichen  Sachen  vnn  einem  ..  ,,FiLr-iit}nim" "  gesprochen 
werden  soll,  am  das  die  Totalität  dee  betreffuudea  Ubjectü  ergreifende  Kecht  ron 
etwa  abgesplitterten  nnfonkommenen  Hechten  zu  nnteneheidea.  Sobald  dnmil  ein 
..„Niessbrauch""  oder  ein  „„Pfandrecht""  an  einer  Fordornng.  Hypothek.  Grundschnld, 
einem  Niessbraach  oder  aborhaupt  einem  „„Hecht""  angenommen  wird,  scheint  doch 
als  Ergänzung  hierzn  auaasblciblicb  auch  ein  „„Eigenthum""  an  denselben  (icgeu- 
Itftnden  Torgcstellt  werden  zu  mOssen."  Gegenüber  dem  mir.  auch  von  nationalOko* 
ni?'cher  Seite  wohl  gewordenen  Einwand  der  jaristischen  Unh^ltbarlieit  meiner  Aus- 
dehnung des  EigentbniDsbegriSs  mag  mir  wieder  Gierke  aL>  Gewabrümauu  dienen. — 
Uebnr  dta  ttmUtdkb  Obtigatfonenreeht  P  n  c  h  t  a ,  Pandecten  §.  219  ff.,  Uber  das  deataoiie 
Beaeler  §.  118.  Vgl.  auch  Arnold,  Cnltor  und  Recht  der  Kömer,  S.  144  £, 
8.  148,  153  S'.,  231  tr.  Gegen  meine  Ausdehnung  des  Eigeothumäbegri Iis  auf  Dienste, 
Fordwnngen,  VefiilltniiM  hat  Kniet,  Pelitisclie  Oekonomie,  2.  Auflage,  S.  214  ff.,  218 
sich  in  Hageren,  viel  BemeifceDSiraithes  enthaltenden  Ausführungen  erklärt.  Ich 
bia  dodi  nach  von  ihm  nicht  abeneiigt  worden  und  berufe  mich  auf  Gierke. 

O.  Das  Eigenthnm  giebt  dem  Etgenthtlmer  In  Besag -anf  das 
im  Eigenthnm  stehende  Objeet  nnd  anf  dritte  Personen  annlohst 
aOerdings  alle  denkbaren  Befngnisse,  welebe  nach  der  Natur  dte 
Objects  der  Wille  des  Eigenthllmers  ans*  der  ihm  anstehenden  recht- 
lichen Herrschaft  ableitet,  aber  nur  iooerhalb  der  Grenzen  nnd  sn- 
gleich  mit  den  VerpfüchtUDgen,  welche  die  Reclitsordnimg  fest- 

A.  Wagatr,  OrmOMg^^'  >•  Aal.  a  TkeO.  TelMi«lBArila.aedl.  18 
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setzt :  also  kein  „absolutes''  Eigenthnmsrecht.  Das  Recht  bestimmt 
ioBofero  auch  den  (maximaleD)  Inhalt  (Intensität)  des  Eigenthums. 
Aach  hier  mass  es  sich  bei  Feststellung  dieses  Inhalts  und  seines 
höchsten  Maasses  an  die  Gesichtspuncte  der  volkswirthschaftlichen 
Zweckmässigkeit  und  der  Gerechtigkeit  hallen  und  eben  deshalb 
wieder  nach  d«i  einsehien  Kategorieen  anch  in  diesem  Pnnete 
epeelaliBiren. 

Die  Av^abCy  welehe  biemach  auf  dem  Gebiete  der  Eigen- 
thnmsordniing  fttr  die  Recbtsfaildnng  in  fiesng  auf  die  Beetimmnog 
der  AiiBdebiiiing  nnd  des  Inhalts  des  Blgentfiiian  rorliegt,  ist 
der  Aiifgabe  der  Begrflndang  des  Eigenthoms  ?erwandt  Es 
mnss  in  beiden  FXllen  als  erheblichster  Fehler  der  flblichen  rechts- 
philosophischen, joristischen,  nationalOkonomischen  nnd  socialpoli- 
tischen  Behandlung  der  Eigentiiamslehre  beseiehnet  werden,  dass 
die  Terschiedenen  Eigenthnmsarten  in  der  BeweisfÜhmog  gar  nicht 
oder  nicht  genügend  nnterschieden  werden. 

IV.  —  §.  130  [285].  Ansdehnnng  und  Inhalt  des  Priyat- 
efgenthunis.  Diese  beiden  Fragten  können  auch  nach  ihrer  volks- 
wirthschaftlichen Seite,  nach  welcher  allein  wir  sie  hier  hinein  zu 
ziehen  haben,  nur  zum  Theil  in  dieser  Grundlegung  (unten  Buch  3 
und  4),  zum  grossen  Theil  nur  im  ganzen  System  der  Politischen  Oeko- 
nomie,  insbesondere  die  erste  voUstUudig  erst  durch  die  Unter- 
snchungen  in  der  Practischen  Volkswirthschaftslehre  und  in  der 
Finanzwissenschaft,  die  zweite  in  ersterer  und  in  der  (hier  von  der 
Grundlegung  unterschiedenen)  Theoretischen  Nationalökonomie,  ins- 
besondere in  den  dahin  gehörigen  Ausführungen  über  das  privatwirth- 
schaftliche  System  erledigt  werden.  (Vgl.  Uber  das  System  der  gc- 
sammten  politischen  Oekonomie  1,  S.  2,  3  u.  §.  103.)  An  dieser  Stelle 
hier  ist  jetzt  tmr  ttber  das  Wesen  beider  Fragen  knrs  ea  orientiren. 

A.  Die  Frage  nach  der  richtigen  Ausdehnung  des  Privat- 
eigenthums  und  damit  zugleich  nach  der  Stellang  des  öffentlichen 
Gemeineigenthnms  ist  Überhaupt  von  vornherein  nicht  eine  privat- 
rechtliche, sondern  eine  Ollentlieh -rechtüche  Fhige,  welehe  vor- 
nemlich  nach  Tolkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Gesichts- 
pancten  tu  entscheiden  ist  Sie  ftllt  im  Wesentlichen  rasammeo 
mit  der  Frage  nach  der  Möglichkeit  nnd  Zwedimissigkeit  der 
Aosdehirang  des  zwangsgemeiBwirthschafUiehett  avf  Kosten  des 
priTatwirthschafUiehen  mid  snm  Theil  des  freigemeinwirtbsehaft- 
Kehen  Systems.  Je  leistungsfUhiger  sich  das  swangsgemeinwirth- 
sehaftliohe,  besonders  durch  den  Staat  nnd  die  Gemeinde  repritoen- 
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tirte  System  erweist  und  je  mehr  inhärente  Schäden  das  priTat> 
wirthBcbaiUiche  zeigt,  desto  mehr  empfiehlt  sich  die  Atudehnoog 
des  enteren.  Diee  flihrt  tbatsttcblieh  %n  einer  BeeohrilDknog  dee 
Privateigentbnnit  nnd  sn  dessen  £nats  daroh  öffentliches  Eigen- 
ihnm,  s.  B.  bei  Wegen,  Wftldem,  Bergwerlcen,  Verkehrsanstnhen, 
nnd  kann  sam  principiellen  Aossehlnss  desselben  an  gansen  Kate- 
gorieen  von  Objecten,  wie  den  eben  erwähnten,  ittbreo. 

1.  Die  prinoipielle  Seite  dieser  Frage  hcrUbrt  mithin  sehr 
nahe  da«  im  5.  nnd  6.  Buch  des  ersten  Theils  der  Grundlegung 
bereits  behandelte  grosse  Problem  der  Organisation  der 
ganzen  Volkswirt  Ii  schalt,  —  ein  Zusammenhang  des  Privat- 
rechts  und  speciell  des  Instituts  des  Privateigenthums  mit  der 
Volkswirthschaft,  (iber  welchen  die  gewöhnliche  privatrechtliche 
Jurisprudenz  ebenso  wie  die  trtlhere  individualistische  Xational- 
ökouomie  meist  gänzlich  hinweggesehen  haben,  geschweige  dass 
sie  seine  hohe  Bedeutung  für  das  Verständniss  auch  des  Privat- 
rechts und  seiner  Entwicklungsgeschichte  erkannt  hätten.  Für 
diese  Seite  der  Eigenthumsfrage  ist  daher  aach  auf  die  genannten 
xwei  Bttcher  zu  verweisen. 

%,  Ob  nnd  welche  einzelne  Zweige,  namentlich  der  mate- 
riellen Prodnetion,  mithin  anch  der  zn  ihrem  Betrieb  gehörigen, 
eTentnell  im  Privateigenthnm  stehenden  Objeote  (GnmdstttciLe, 
Kapitalien,  Etnriehtnngen,  Anstalten)  den  FriratwirthscliafteD  zn 
entziehen  nnd  anf  die  Zwangsgemeinwirthschaften  als  Gemeineigen- 
tbnm  zn  übertragen  sind,  das  ist  zwar  naeh  der  allgemeinen  Oko- 
nomtsehen  Natur  nnd  Fonction  dieser  Zweige,  aber  stets  nnter 
Berlleksiehtignng  der  concreten  Umstände  zn  entscheiden.  In 
letzterer  Hinsicht  ist  die  Frage  ehie  eminent  historische  and  örtlich 
verschieden  sich  gestaltende,  gestattet  daher  nur  eine  relative 
Beantwortung  und  gehOrt,  soweit  sie  nach  ökonomischen  und  tecli- 
nischen  Gesichtspunctcn  /.n  erürtern  ist,  in  die  8pccielle  oder  Prac- 
tisclie  VolkswirthschattHlelue  und,  soweit  finanzielle  Moniente  mit- 
spielen, auch  in  die  Finanzwissenschaft.   Hier  in  der  Grundlegung 
kann  sie  daher  mehr  nur  nach  ihrer  allgemeinen  Seite,  d.  Ii.  nanicnt- 
licb  auch  nach  ihren  Voraussetzungen  und  Folgen  l'dr  die  Zulassung 
oder  den  Ausschluss  von  Privateigenthum  an  gewissen  Objecten  und 
flir  die  Constituirung  von  (Jemeincigenthum ,  und  bloss  für  die 
wichtigeren  Hauptkategorieen  behandelt  werden. 

Beispiele  s-ind  die  Fragen  der  Staats-Feldgüter,  Staats-Forsten,  Staats-B.irgwcrke, 
SCaAt0-Fiü)rikeii,  SUats-Stnueo,  StMta-YerkehcMnstalteD,  Pott,  Telegnpbie,  besonders 

16* 


Digiiizeü  by  Google 


276 


2.  B.  EigeotbiUL  S.  K.  BegzilL  §.  130. 


EisoDbaluiirosen .  verschiedener  Staab-Gebtthreuzweige.  Für  das  Nihcre  vcrweuie  ich 
auf  raeltte  Finanzwisseaflchaß,  Band  I,  besonders  8.  Auflage,  die  dortige  Lehze  rom 
t*riTatenrcrli  dos  Staat?,  sowie  auf  die  specielle  Gcbührenlehre  in  Band  2,  namcntlicb 
2.  Auflage,  wo  Uberali  auf  die  priocipiolle  Seite,  d.  h.  auf  die  die  £iceothiijiiB- 
oidnuDg  berOlireBde,  spedell  RQcMcht  genommen  nnd  diese  Seite  mehrneli,  wie 
z.  B.  namentlirh  in  der  Eisenbahnfrajje ,  eingi^hond  behandelt  worden  ist.  Im 
Folgenden  werden  die  betreffenden  Fr»geu  besonders  im  Bach  S,  Kapitel  2  beim  Gruad- 
dgeoAiim  mit  artrteit 

3.  Wegen  ihrer  grossen  theoretischen  und  practiscbeu  Trag- 
weite mttssen  dagegen  gerade  in  der  „Grundlegung"  die  eigent- 
lichen Principien fragen  der  Eigenthumalehre,  diejenigen  Uber 
das  Privatkapital  und  das  Privatgrundeigenth um  und 
Uber  deren  VerhältniM  za  öffentlichem  Kapital-  und  Grnodeigen- 
thnm  imterBneht  werden.  Auch  hierüber  finden  die  Erörterungen 
zwar  erst  in  den  übrigen  Tbeilen  dee  Systeme  der  Politieeben 
Oekonomie  ibren  Absobloes.  Die  Frage  dee  privaten  Gmndeigen- 
thnms  niMt  sieb  ancb  wieder  niebt  genelvU  gleiebartig  fttr  alle 
Arten  desselben  eriedigen.  Sie  ist  versobieden  zu  beantworten  für 
die  verscbiedenen  Hanptarten  des  Bodens  (§.  99)  nnd  ist  allgemein 
and  speeiell  ancb  in  letzterer  Hinsiebt  wieder  eine  eminent 
bistoriscbe,  daber  zeitlieb  nnd  Ortlieb  relativ  zn  beantwortende 
Frage,  welobe  besonders  in  der  Agrarpolitik  noeb  genaner  zn 
bebandeln  ist  Aber  eine  eingebende  principielle  Erörterung  Uber 
Privatkapital  nnd  Privatgrundeigentbum  nach  ihrer  allgemein- 
volkswirthschaftlichen  Seite  gehört  schon  in  die  Grundlegung  und 
speeiell  in  die  privatökonomischc  Betrachtung  der  Ei^cntliuiuslehre. 
Sie  erfolgt  im  nächsten  Buche  3.  Eine  Unterscheidung  der  Haupt- 
arten des  Grundeigenthums  ist  dabei  schon  hier  nicht  zu  umgehen. 
Sie  hängt  ohnehin  mit  der  vorhin  erwähnten  Unterscheidung  der 
einzelnen  Productionszweige  und  deren  Productionsmittel  und  der 
EigentliuiiiHverbäitnisse  der  letzteren  zusammen. 

In  allen  diesen  Erörterungen  erweitert  sich  die  Frage  nach 
der  Ausdehnung  des  Privateigentbums  zu  der  allgemeineren 
nach  der  wissenschaftlichen  socialökonomischen  Begründung 
der  Privateigenthumsinstitution  an  bestimmten  Kategorieen  von  Ob- 
jecten  tiberbaupt.  Für  die  Rechtsbildnng,  welche  das  Privateigen- 
tbttm  bier  schafft  oder  zulUsst,  müssen  die  früher  besproebeneu 
Gesichtspuncte  der  Zweekmttssigkeit  nnd  Gereebtigkeit  maassgebend 
sein  (§.  119—121). 

§.  181  [296].  —  B.  Die  Frage  nacb  dem  Inbalte  des  Privat- 
eigentbums ist,  wie  ancb  von  unserem  Standpnnote  ans  zugegeben 
werden  kann,  von  vomberein  mebr  eine  privatreebtlicbe  nnd  eine 
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technisch-juristische  Frage.  Gleichwohl  muss  nach  dem  Früheren 
auch  hier  wegen  der  volkswirthsehaftlichen  und  socialpolitischen 
Unhaltbarkeit  eines  absoluten  Privateigenthunis  der  Inhalt  des 
letzteren  vom  Recht  (Gesetz)  so  bestimmt  werden,  wie  es  dem  oben 
fonnulirten  Eigenthumsbegriff  und  dem  Bedürfniss  der  Gemein- 
schaft entspricht  Zu  diesem  Zwecke  kann  die  nationalökonomische 
SrOrtemng  über  den  Inhalt  des  Eigenthnms  passend  an  die  vorhin 
schon  berührte  ältere  juristische  Eigenthumstheorie  ankDÜpfen,  nach 
welcher  das  Eigenthnm  als  neine  Häufung  einzelner  Herrschaits- 
reehte,  wie  Besitz,  Nutzung  n.  s.  w."  anfgefasst  wurde.  Dazu  hat 
aber  dann  die  AofTassimg  als  eine  HänfiiDg  von  Pflichten,  welche 
mit  dem  Eigenthnm  Terbnnden  sind,  noch  hbznzntreten. 

Vgl.  z.  B.  da»  preassische  Laodiecbt,  Theii  1,  Titel  b,  §.9.  Aach  diese  Zu- 
»mmeiMMitnuig  des  Eigenthmau  ana  einzelnea  Befugnissen  gilt  als  wissenschaftlich 

jLDtiqairt,  wird,  wie  oben  (S.  272')  erwähnt,  auch  von  den  Verfassern  des  Entvarfs 
dM  bargerlichea  Gesetzbacbs  Terworfen,  bietet  aber  brauchbarere  Anknllpfangspiuicte 
lllr  die  wefabrechtHdie  AnlCusang  als  die  heatige.  (Vgl.  Brnna  in  HoltsendorfTs 
Encyclopädic  I,  296).  Man  bat  in  dieser  Anknüpfung  an  die  ältere  Theorie  einen 
Widerspruch  mit  meiner  obigen  Bestimmung  eines  einheitlichen  Eigenthamsbegriii's 
linden  vollen ,  der  m.  £.  nicht  vorhanden  ist.  Dean  dieser  einheitliche  Begzitf  lässt 
sich  doch  in  seine  wesentlichen  Bcätaudtheilo  mfUlaeo,  —  geiado  die  GoaaeqneiiK 
der  JEUgenthojnsfojictioii  im  piaetischeu  Leben. 

Das  Eigenthnm  gewährt  stets  sdnem  „Uemeher'*  eme  Beihe 
solcher  einzelner  Rechte,  mittelst  deren  AnsObung  eben  die  speci- 
fischen  Functionen  des  Eigenthnms  in  der  Volkswirthschaft  zur 

Geltung  kommen.  Es  ist  nun  weder  möglich,  noch  für  den  hier 
vorliegenden  Zweck  nothwendig,  alle  die  denkbaren  einzelnen  Keebte, 
welche  dem  Eigenthümer  als  solchem  nach  der  absoluten  Theorie 
zustehen  oder  welche  ihm  das  positive  Recht  gewährt,  hier  zu 
untersuchen  auf  ihre  volkswirthsclial'tlichen  und  socialpolitiscLen 
Wirkungen,  Vortheile  und  Bedenken,  Es  gentigt  vielmehr,  eine 
Auswahl  der  wichtigsten  Fälle  zu  treffen  und  demgemäss  folgende 
hauptsächliche  Einzelrechte  oder  Kategorieen  von  solchen  zu  be- 
trachten und  festzustellen,  ob  und  wie  weit  sie  mit  dem  Privat- 
eigenthnm  verbunden,  ob  und  wie  sie  unbedingt  oder  mit  welchen 
Beschränkungen  und  mit  welchen  Verpflichtungen  des  EigenthfUners 
Terknflpfty  sie  Yom  Rechte  gewilhrt  werden  dürfni: 

1.  Das  Recht  des  Gebrauchs  oder  der  Nntsnng,  ein- 
sehUessend  das  Recht  des  Besitzes,  des  Nichtgebrauchs, 
des  Derelinquirens,  der  Zerstörung. 

2.  Das  Recht,  durch  freie  Verträge  Uber  das  Eigenthnm  zu 
V erlügen,  namentlich  es  selbst  durch  Tausch  und  Verkauf  oder 
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seine  Nutzung  durch  Vermiethnnfr,  Verpachtung  entgeltlich 
an  Andere  zu  Ubertragen,  den  Niessbrauch  daran  einzuräumeD, 
es  zu  verpfänden,  oder  es  als  Darlehen  zu  geben. 

3.  Das  Recht,  sich  durch  Scheokaog  des  Eigentbums  za 
Gunsten  eines  Anderen  sa  begeben. 

4.  Das  Erbrecht. 

5.  Das  Becht:  beliebig  viel  EigeDthnm,  sei  es  dem  Werthe 
naeh  oder  aneh  naoh  Objeeten  (z.  B.  Grund  und  Boden)  in  einer 
Hand,  also  in  qnantitatiTer  nnd  qualitativer  Unbegrenztbeit  anzn- 
bftnfen. 

Diese  fünf  Beebte  können  als  die  ▼olkswirdiscbaiUich  nnd  social- 
politiscb  wichtigen  Bestandtbeile  des  Inbalts  des  Privateigen- 
tfamnsrecbts  besdehnet  werden.  Wir  nennen  sie  im  Folgenden  korz: 
das  Gebrancbsrecht,  das  yertragsrecht,  das  Sebenknngs- 
recht,  das  Erbrecht,  das  Anhänfnngsrecht.  In  absolnter 
Fassung  erscheinen  sie  als  Consequenz  des  absoloten  Eigenthums- 
rechts und  sind  sie  als  solche  immer  mehr  in  uuserem  modernen 
Rechte  zur  Geltung  gelangt.  Sie  verlangen  gerade  auf  diese  ab- 
solute Fassung  hin  eine  Prüfung. 

Allerdings  bilden  nur  die  drei  ersten  dieser  Rechte  onbostritton  eine  Consequenz 
des  Eigenüiiuiwbegriffs  and  den  Rechtsinhalt  des  Prirateigeothums  als  privstrecbtUctier 
Insdtotioii.  Dit  Erbrecht  wird  von  Rechtsphilosophen  und  tob  Teitret«»  der 
pMitiren  Bechtswissenschaft  schon  bisher  mindestens  nicht  allgemein  als  ein  noth- 
wendiger  Bestandtheil  des  Eigenthumsrechts,  sondern  als  ein  selbständiges  (absolutes) 
Priratrecbtsiustitut  neben  dem  Eigeutbum  betrachtet,  eine  Auffassung,  welche  sich 
auch  rechtsgeschichtlich  im  Ganzen  billigen  l&sst.  Dorch  die  Einfagong  des  EMk 
rechts  in  die  Reibe  dieser  ans  dem  Eigentham  abgeleiteten  Rechte  soll  dieser  Frage 
aach  nicht  priyndidn  werden.  FOi  die  volkswirthscbaftlich-socialpoUtische  Betrachtong 
irntgt  «,  dam  dat  Erbrecht,  w«ra  «noh  in  fencbiedener  OwKiM,  regelmissig  ia  der 
Rechtsgeschichtc  eng  mit  dem  Prifateigenthum  zusammenhängt,  bei  allon  unseren 
GaltUTölkero  damit  Ferbanden  ist  und  nach  der  herrschenden  Anscbaoong  der 
letBierai  noch  damit  ferbnndeB  sein  vnd  bleiben  soll  Dm  ftnlke  Becht  eDdHch, 
das  Anhäufungs recht,  ist  kein  den  vier  anderen  coordinirtes  Glied,  sondern  nur 
wieder  eine  Consequenz  derselben  bei  freiem  Verkehr:  nemlich  das  hier  als  selbst- 
Torstindlich  geltende  Recht,  quantitati?  an  Eigenthiim  jeder  Art  (daher  aach 
qualitativ)  zosauiincn  zu  fassen,  was  Jemand  durch  eine  rechtlich  erlaubte  origin&re 
oder  derivative  Erwerbsart  des  Eigenthums  erworben  hat.  Es  empfiehlt  sich  wiederum 
aus  voikswirthscbaftlichen  und  »ocialpolitischen  (irtlnden,  dieses  Hecht  hier  noch 
besonders  sa  fonmliren  and  es  als  Conseqaeu  unserer  Eigeiithomsordnang  za  prüfen. 
Die  Conseqnenzen  der  vier  andren  Rechte  treten  mitunter  erst  in  diesem  Beehte  der 
beliebigen  Privateigenthomsanh&afung  in  einer  Uand  prignant  hervor. 

Bei  der  UnteraachQDg  dieeer  Beeteodtbeile  des  Eigenlhmiu- 
reehts  mtfesen  die  nach  Objeeten  ontenehiedenen  Haoptkategorieen 
des  Eägentbiims  ebeDfalls  wieder  in  der  Weise  der  §.  97—99  nnter- 
sehleden  werden,  weil  jene  dnselnen  Beehfee  bei  ibnen  eine  sebr 
▼efsebiedene  Bbdentaeg  gewinnen.  Namentüeb  die  Untenobeidmig 
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von  Privateigenihnm  an  Objeoten,  welche  alt  Gebranehsvermögen 
und  welche  als  ProdootiTrermOgen  oder  Kapital  (I,  §.  128)  dem 
Eigenthllmer  dieneD,  dann  diejenige  iwiiehen  beweglioheo  nnd  nn- 

beweglichen  Objecten  ist  auch  hier  wichtig.   Ferner  wird  die  fUr 

den  Inhalt  des  Eigenthamsrechts  zu  treffende  Entscheidung  eine 
historisch  und  örtlich  relative  sein  müssen ,  weil  nach  den  Keitlich 
und  örtlich  verschiedenen  Verhältnissen  und  Umständen  die  ein- 
zelnen Object-  und  Zweck-Kategorieen  des  Privateigenthunis  social- 
ökonomischc  verschiedene  Hedeutang,  Voraussetzungen,  Folgen  und 
Functionen  haben.  Die  Untersuchung  selbst  bleibt  dem  Schiusa 
der  Grundlegung  im  vierten  Buche  vorbehalten.  Sie  wird  sich  in 
der  oben  angedeuteten  Weise  auf  die  Besprechung  wichtiger  Fälle 
in  diesem  Werke  aas  innereo  and  äusseren  Qrttnden  beschränken. 
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Erstes  Kapitel. 

Das  PriyatkapitaL 

§.  132  [S.  590 — 593].  Vorbemerkungen  und  Litteraturangaben ,  be- 
•ondera  Kodbeitos.  Vgl.  schon  im  1.  Theil  der  Gruodlegaog  daä  2.  Kapitel  das 
3.  Bnel»  (Vermögen  und  Kapital)  8.  806  tr.  ;  beeonden  die  mit  snm  folgenden  Kapital 
gdlOrigen  Vorbemerkungen  und  Litteraturangaben  in  §.  123  und  127. 

Für  die  folgende  Untersnchang  iat  die  ?on  Godbertus  herrQbrende,  im  1.  Theil 
a.  a.  0.  (besonders  §.  129)  n&her  entwickelte  und  begründete  Unterscheidung  zwischen 
Kipital  in  rein-ökonomischem  und  in  historisck-rechtlicbem  Sinn  oder 
zwischen  National-  (Social-)  und  Privatkapital  (Kapitalbesitz),  fundamental 
auch  für  die  Lehre  von  der  ülntstchung  und  V ermehrung  dos  Kapitals,  von  der  Kecht- 
fertigung  des  Priratkapitals  und  des  KapitiJgoirilllw.  In  der  früheren  Nationalökonomitt 
fehlte  dieäti  OolMSchaidiiAg  im  Waaafttlielien,  vas  den  nftchtheili^pton  Einflus  aiM- 
geubt  hat 

Vgl  I,  §.  123,  127.  A.  Smith,  waalth  «f  nadoiw  B.  II,  eh.  3,  baaonda»  im 

Anfnnff  Asher's  Ueber^ctzung  1.  329  ff.).  J.  B.  Say,  trait.-  1.  1,  ch.  !».  J.  Sf.  Mill. 
Politische  Üekonomie,  Band  1,  Kapitel  4,  §,  4  ff. ,  Bastiat,  harmonics  cconomi(|ue8, 
ch.  7,  15.  sopblmes  ^eonomiqnes,  petits  phamphlets,  oevrrea,  Y,  23  (capital  et  fanta). 
Kau,  I,  §.  133.  134  (siehe  unten  §.  137),  Roscher,  I.  §.  45,  T.  Maigoldt.  Gnind- 
riss,  §.  31,  derselbe,  Volk&wirthscbaftslehro,  S.  131  Ü.,  v.  Hermann,  Untersuchungen, 
passim,  besonders  2.  Auflage,  Abhandlung  V.  Abschnitt  3  („Kapital  als  Productions- 
kofitenelement"),  S.  221  ff.  ond  Abhandlung  X,  besonders  Abschnitt  3,  Verbrauch  der 
Gtlter ,  S.  Oü.')  II. .  S.^mter,  SociaUehre,  Leipzig  1ST5,  S.  116  II'.  Cmpfenbach, 
Kapital  in  beiuer  Kulturbedeutung,  WUrzborg  1S79.  Kleinw&chter  im  Schöuberg'schcn 
Handbuch,  I,  Abhandlung  Production  (3.  Auflage,  I,  S.  ISBft),  0.  Cohn.  System, 
r,  835  ß..  ni  fr.,  v.  Philippovich,  Grundriss  I.  §.32.  47  fl'.,  144  ff-,  v.  Böhm- 
Bawerk,  Kapital  und  Kapiuizins,  das  ganze  Werk  (s.  Grundlegung  1, 8. 308,  s.  a.  §.  134), 
deraalba  ,  Anilral  Kapital  im  Hanmrteibvch  der  Staatswiiwanaehaftoi,  Baad  IV, 
Sa.T,  Staatswirthschafi,  §.53  —  55,  K.  Menger,  Aufsatz  zur  Theorie  dea  Kapitals 
m  Conrads  Jahrbüchern.  N.  F.,  Band  17,  W ittelbhOfer,  UntenvchvDgen  Uber 
KaoiUl,  Tobingen  1890.  Von  allgomeineron  Werken:  Schftffle  in  seinem  Kapttalimna 
uno  Socialismus,  gesellschaftlichen  System,  socialen  Körper,  Band  III,  Quintessenz  des 
Sociali-nmns  (siehe  unten  §.  184).  Knies,  Geld  und  Pridit.  Die  ganze  socialistische 
Litteratur,  vor  Allen  Kodbertns  und  Marx  (biehe  unten  S.  2b\  ff.  und  §.  133),  tiber  die 
ältere  englische  namentlich  Anton  Hanger,  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag. 
Mit  zur  Kritik  besonders  Knies'  genanntes  Work  und  v.  Böhm-Bawerk's  Buch. 
Loria,  analisi  deila  proprietä  capitalikta,  2  vol.,  Torino  lSb9,  J.  Wolf,  Socialismus, 
StBttgart  1892,  boaoideif  Abechnitt  8.  Anch  naneva  itaUaniacbe  Arbeiten  fon  Cosan 
in  aainen  Saggi  (1878),  Ricen-Snlerno,  teaile  dal  cepitale,  Müaao  1877,  Snpino, 
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ü  capitale,  ebenda  1886.  UtterargesclilclitlieliM  bd  Cotta,  fntrodiisloiie,  3.  ed., 
ptwim,  besonders  cap.  16,  M.  Block,  progfto  I,  ch.  14. 

Die  richtige  Unterscheiduni?  zwischen  beiden  Begriffea  des  Kapitals  zuerst  im 
Keim  bei  Laude rdale,  iniiairy  into  the  nature  and  origin  of  pablic  wealth,  £dia- 
Varfh  1S04,  deutsch  ron  Schön,  Berlin  1S08  (zusammengezogen,  jetzt  in  2  Bäodw 
„ans  den  Papieren  SchönV.  Berlin  1875),  französisch  ron  Lagentie  de  Laraisse, 
Paris  1808  (wonach  ich  citire).  besonders  ch.  2,  S.  24  ff.  passim.  Dann  aber  be- 
•onden  Bodbertns  in  Mdnen  tiefgreilSuiden  und  telinrftlnnigen.  lange  riel  zu  wenig 
beachteten  Cntersuchungcn  über  das  ganze  volkswirthschaftliche  Vertheilungsproblein, 
in  teinem  Zusammenhang  mit  Arbeitstbeilung,  besonders  aach  Tbeilong  der  agiarisclien 
ind  indiNteiell«D  Arbeit,  mit  der  IiMtItotfoB  dee  privaten  Kapital-  und  Oraadeifen- 
thams,  mit  Rente,  Kapitalgewinn  und  Grundrente.  Siehe  schon  seine  Schrift  „zur 
Erkenntniss  anserer  staatswirthschaftlichen  Zustände**,  besonders  III,  S.  (iS  ff. ,  weiter 
namentlich  die  Socialen  Briefe  an  r.  Kircbmann,  besonders  Kommet  2  nnd  3  ond 
ans  seinem  litterariachen  Nachiaea  Baad  II  (4.  socialer  Brief,  das  Kapital)  ond  Band  HL 
Zahlreiche  Excarse  und  Aphorismen  auch  in  seiner  Creditnoth  des  Grandbesitzes  und 
seinen  Abhandiongen  Uber  römische  Agrar-  und  Sleuerverhältnisso  in  Uildebrand's  Jahr- 
bOekeni  ond  sonst  (siehe  Oraadlegong  I,  S.  3U).  Aehnlich  fahrt  die  scharfe  Ontei^ 
Scheidung  beider  Kapitalicatcgorien  Knies  in  siinem  Geld,  Kapitel  1  durch. 

Ich  weiche,  wie  Uberhaupt,  so  auch  specieli  in  den  Fragen  Uber  Prirateigen* 
tboB  an  ProdoetloiieBiittelB  nad  gaai  beeeaden  in  der  Onrndreatanftage  weBondieh 
ron  Rodbertus  ab.  Seine  einschlagenden  Arbeiten  halte  ich  aber  für  das  Bedeutendste 
in  der  gesammten  natiooalökooomischen  Litterator  (die  wis!>cnschafUich  sodalistische 
inbegriffen),  was  wir  neben  Ricardo  Ober  die  Yertheilungsproblem  bedtzeo.  (Siebe 
■einen  Aa£i«tz  Einiges  ron  und  über  Rodbertus,  Tubinger  Zeitschrift  1878,  S.  198 
ond  meine  Einleitonp  zu  Lassallo's  Briefen  an  Rodbertus,  Berlin  1878.)  So 
wenig  beliaiiiit  Rodbertus'  erstgenannte  Schriften  lange  blieben  —  woran  wie  bei 
alleo  seinen  Arbeiten  die  scbweie  Darstellung  einen  Theil  der  Schuld  trigt  — .  eben- 
sowenig: bekannt  ist  frtlher  sein  grosser  Einflu>8  auf  den  deutschen  wissen.scbaftlichen 
Socialismus  gewesen.  Es  Iftsst  sich  aber  leicht  nachweisen,  dass  die  Priorität  der 
bcami  krftiseben  ond  poiitifen  Oedanken  eisee  Lasealle  ond  Marx  Rodbertos 
gebührt.  Lassalle  ist  einjjcsfandenermaassen  ron  Rodbertus  direct  sehr  beeinflusst 
worden.  Aus  den  genannten  Briefen  ergiebt  sich  dies  genauer  ond  die  offene  An- 
eAennong,  die  ein  Mann  ron  Laesalles  geistiger  Bedeotong  ond  Selbstbevoastsein 
Rodbertus  gewährt,  ist  ein  rühmliches  Denkmal  Är  l)eide  Männer  (virl.  z.  B.  die  Briefe 
S.  38,  84  und  S.  89).  Ob  Marx  direct  aus  Rodbertos  geschöpft  hat  oder  von  diesem 
wenigstens  angeregt  worden  ist,  habe  ich  auch  frOher  nicht  bestimmt  zo  behaopten 
gewagt.  Nachdem  Fr.  Engels  im  Vorwort  zu  Marx'  Kapital.  Band  II  und  sonst  den 
überzeugenden  Nachweis  f^efUhrt  hat,  dass  Rodbertus'  Vorwürfe  wepen  Plagiats  u.  dgl. 
gegen  Marx  völlig  unbegründet  seien,  halte  ich  diesen  Punct  für  erledigt  (biehe 
Graadlegong  I,  S.  40,  Note  und  meine  dort  citirien  Bemerkungen  in  meiner  EinlcitDog 
zom  3.  Bande  ron  Rodbertus'  littprarischem  Nachlasse).  Den  Vorwurf,  welchen  Anton 
Meng  er  (in  der  Schrift  Uber  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag)  gegen  beide, 
BodbCTtne  und  Marz,  erhebt,  sie  bitten  sich  ihreiseite  des  Plagiate  an  den  Ibnen 
bekannten  älteren  englischen  und  französischen  Theoretikern  schuldig  gemacht  und 
letztere,  besonders  Engländer  (Thompson,  Hall)  hätten  die  Fragen  weit  grOnd- 
Ucber  ond  tiefer  behandelt,  habe  lob  ebenfalls  schon  im  1.  Theüe  (8.  87,  Hole) 
als  mir  nicht  bewieeea  beaeiehnet  Ich  halte  ihn  in  beiden  Puioleii  fUr  enncUedea 
aarichticr. 

Für  den  nouo^itcn  epigonenhaften  Socialismos  (die  Bebel,  Kaotsky,  Conrad 
Schmidt  o.  s.  w.)  ist  Marx  nicht  nur  der  originellere  vad  tiefere,  als  Rodbertus,  sondern 
überhanpt  der  doch  eigentlich  allein  in  Betracht  kommende  socialistische  Autor.  Audi 
wird  ihm  ond  seiner  Lehre  in  diesen  Kreisen  und  bei  einzelnen  ausserhalb  derselben 
(s.  B.  Sombart  jon.  in  feiner  PoleiBik  gegen  J.  Wolf,  Braan*a  Archiv  V,  1892, 
S.  4S9)  wohl  eine  von  allen  übrigen  socialistischen  Systemen  principiell  völlig  ab- 
weichende Stellung  vindicirt.  Der  MMarxismos"  ethisire  nicht,  habe  weder  ethische 
Urtbeile  (?1),  noch  ethiacbe  Postolate,  sondern  eine  ausgcsproebra  aatlethledbe 
Tendenz  und  einen  rein  theoretischen  Cli.ira<  ter,  Dies  ist  m.  E.  doch  nur  theilweiso 
and  nur  insofern  richtig,  als  Marx  (und  Fr.  Engels)  einseitig  entwicklungsgesetzlicb, 
mit  den  Hilfsmitteln  seiner  materialistischen  Geschichtsauffassung  Entstehoog,  Folgen, 
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Wiederrordräiigtwerdiin  des  Kapitalismus  abioleiten  sacht  und  dialecüäcb,  abw  ftiUf 
sophistisch  und  den  Bezug  des  Mehrwertbs  durch  das  Kapital  auch  ethisch  anirreifeod, 
die  Mehrwertbthoorio  begründet.  Daraus  folgen  aber  dcuo  doch  iioplicite  Fostolate 
in  BatrdT  der  Ricbtong,  des  Tompos,  dor  Zidfl  dtr  EatvidUiia;,  aoter  Hinwflb  Nf 
eine  nothwendigo  Durchgangäpbaso  der  ^rerolationären  Dictatar  Proletariats"  auch 
voQ  Marx  selbtit,  siebe  Marx'  Kritik  des  tiotbaer  socUldenokzatisdiea  Progcammes, 
(NeM  Zeit  IX.  B.  I,  8.  661).  A«eh  Rodberto«  VMfthit  ia  lUtt  ailiMn  htHHlicheii 
Lritischon  Arbeiten  ähnlich  rein  theoretisch,  nur  Uimr  und  obM  die  ftlldbea  gWIcMcht 
licheu  uiid  dialecliscbeB  HilfiMBittei  von  Marx. 

Jedenftib  itt  daiaeii  Lehn  nicht  niir  in  Keim.  MMdeni  in  ihrem  «Meadidien 
Kern  und  zum  Theii  in  ganz  ähnlicher  Weise  ausgeführt  schon  in  den  älteren  Schriften 
von  Kodbertus  enthalten  und  damit  gebührt  diesem  doch  die  Priorit&t.  Die  früher 
allein  bekannte  Älteste  Schrift  ron  lb42  enthält  in  nuce  die  Kritik  und  das  Programm 
des  Socialisinos  and  ist  schon  Alter,  als  meines  Wisäuns  irgend  etwas  EinschlagendM 
von  Marx  oder  Engels.  Neuerdingä  ist  aber  ein  Aufsatz  von  Kodbertus  schon  aas 
1637  bclkaont  geworden,  welcher  Ähnliche  Ideen  und  Erörterungen  enthält  (siehe  Nach- 
iM  Ton  KodbeitoB,  Band  IV.  S.  193,  Grondtegwg  I,  S.  39).  Vgl.  auter  diesen  Schriften 
besonders  den  ebenfalls  zeitlich  den  grösseren  kritischen  und  dogmatischen  Arbeiten 
von  Marx  rorangegangeneu  zweiten  socialen  Brief  uu  v.  Kirchmann,  in  der  Ausgabe 
T«n  187ft.  h«iettaen  8.  27  C  (Lailang  nnd  Bewegong  dar  natianalen  Prodactlan  and 
Vertbeilong  des  Products  vom  Rechte  abhängig),  den  Abriss  der  Theorie  in  Thesen 
S.  32  ff.  (besonders  These  1,2,4  —  Lohnsystem  ökonomisch  der  Sclarerei  gleich- 
gestellt  —  TheM  28  ff.),  S.  d3.  im  2.  Briefe  S.  56  (f.  (NachthoU,  dus  dat  Gfond- 
und  Kapitaloigentbum  sich  aneigne,  was  von  Rechtswegen  d>;r  Arbeit  geliflre,  hiar 
liege  die  Quölle  der  Leiden).  Dann  die  Aosfühninircn  S.  T'.t  tl. :  ökonomische  Mög- 
lichkeit der  liente,  d.  h.  des  arbeitslosen  Einkoaiiueits  blo^s^us  Besitz,  aus  der  grösseren 
ProdoctivitAt  der  Arbeit  im  System  der  Arbeitsthciluug  abgeleitet  and  das  Baditn- 
princip  der  Rente  im  priraten  ürund-  und  Kapitaloipenihum  gefunden.  Ferner  tlber 
Sclaven-  und  freie  Arbeit  S.  87  tt.:  die  brillante  kntik  der  Bat>tiat'schen  Lehre  von 
dar  Bechifertigung  des  Zinses  S.  117  ft  (8.  119  die  wissenschaftliche  Quintessenz  dar 
socialistischen  Wirthschaftslehre  1),  die  ZurUckfUhrung  des  individaellen  Reichthiuns 
auf  die  Arbeit  Andrer,  S.  141  wie  Lassalle,  S.  144  wie  Marx;  siehe  aach  dia 
Becapitalatiott  8. 147  IT.  Bei  keineB  sadaliittoehea  Schriftstellar  tritt  dia  pclneipiaUa 
wis.senschaftliche  Opposition  gegen  das  bestehende  Wirthschafivtystom  schimr  hervor. 
Neben  diesen  Untersochongen  von  Rodbertos  nimmt  sich  Alles,  was  der  wissen- 
schaftlidie  Socialismos  sonst  giebt,  doch  nvr  als  Beiwerk  nnd  vdtare  Aosf abrang 
and  BogfftndnBg  im  Sinaelnen  ans,  Marz*  grosses  und  bedeutendes  Werk  nicht  ans- 
gaanrnmon.  Diese  grosse  Bedeutung  von  Rodbertus  i!>t  ;ih<>r  lan^^c  fast  allgemein  ver- 
kaant  worden.  Koscher  in  der  Ueschichte  der  National -Uckonomie  wird  Rodbertus 
nicht  gerecht.  S.  1040.  Knies  erwAhnt  ihn  im  1.  Kapitel  seines  „Geld"  nicht 
einmal.  Mit  Recht  hat  dagegen  Pierstorff,  Lehre  vom  Unternehmergowinn. 
Berlin  1875.  S.  203  iL,  208  diese  fiedeotong  hervorgehoben.  Seine  werthvoüe  prin- 
dpiall  scharfe  Schrillt  sclülaist  sieh  in  ihrsr  Orandansehsaang  nnd  Bevalsfllhrang  eng 
an  Bodbertns  an. 

Seitdem  ist  die  Bedeotoag  von  Rodbertas  gerade  für  diese  Lehren  bei  den  Un- 
balhngeneo,  jetzt  aach  voa  Kaias,  BShn-Baverk,  W.  Laxis  inner  allgenainer 
anerkannt  worden,  wogegen  selbst  die  geschmacklosen  Uebertreibangen  ron  .Moritz 
Wirth  keinen  Rückschlag  hcrrorgerafcn  haben,  wie  es  hAtte  befurchtet  werden  können, 
and  auch  Lnjo  Brentano 's  Eifern  gegen  mich  als  den  Schuldigen  (Zeitschrift  fttr 
Wirthschaftsgeschichte  L  S.  101)  wähl  keinen  bewirken  werden.  Je  mehr  Marx*  Kapital 
bei  den  jüngon-n  Socialivton  zu  einer  socialistischen  Ril«  !  erliobcn  und  wie  von  ortho- 
doxen Dogmatikern  intcrprelirt  und  zum  Quell  fur  alle  wirthschaiiäNriäsenscbafdiche 
WahilMit  gamacht  wird,  desto  nahr  darf  naa  aa  dan  ÜaCacaa  aad  ahrllahMsa  Bad- 
bailM  festhalte  n  wie  ich  thue. 

Talbtiadig  richtig  ist  m.  £.  Rodbertas'  Ableitung  der  fehlenden  ökono- 
nischaa  Boaehtigung  den  privaten  RaalealMings  (d.  h.  in  sein«  AaUbsseng:  des 
Bezngs  ron  Renten  lilo«^  aus  dem  Eigenthin  an  Roden  —  (irundrente  —  und  .-^n 
Kapital  —  Kapitalgewinn  — )  und  demnach  des  privaten  ürund-  und  Kapitaieigun- 
diana  ans  dar  Snlth-Kiaarda'schen  Lohrs,  dmi  dia  OMsr  wiithschaftllch  aar 
Piadacta  dar  (pnaterieilea,  ihaaa  selbst  ador  den  KapItaUaa,  ait  daaaa  sla  ptadaclit 
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Mvin,  zugevendeteu)  Arbeit  seien,  nar  Arbeit  kosteten  (zar  BeleacbtiuiK  2*^« 
weM  dieser  Satz  io  dar  auch  bei  deo  NationalAkoMmon  der  britisobeii  Schiit  fw- 
koBmenden  Weise  ansgele^  wird.  Keioer  bat  sch&rfer  den  Nachweis  geführt,  disa 
diesar  Satz  dauu  mit  Nothwendigkeit  zur  priBcipidioa  BekAmpfimg  des  piirstoa  Uriiad- 
ui  Kapitaleigenthu»  fthm,  der  SaükiuiMMB  inaafbn  de«  SoddiniiM  in  sich 
Ulfe,  wenigstens  bei  consequentem  (jedankongangc.  Die  Qblichen  Kechtfcrtigangen 
im  Kanitaigawiiuis  nnd  der  Keote  (bei  Ricardo,  Saj,  Bastiat  u.  s.  w.  Sociale 
fn^  8w  7S,  115,  150)  weist  Bodbertas  gluuzend  ab.  Qua  ihnltch  erledigt  Pi er- 
st orff  die  ferwandle  Frsfe  der  ökonomischen  Begrtadanf  and  Rechtfertigang  des 
Untenichmergewinns  (z.  B.  g^t^  Say  &  64  ff.,  MBU  Senior  mit  Minor  Ent- 
haltsam keitstheorie  S.  45  ID. 

Pingllell  bleibt  unr.  ob  man  ßodbertas  den  Aasgangepauct  seiner  Be- 
vetsfabrong.  nemlich  jene  These,  dass  die  Prodncte  wirtbscbaftJicb  nur  Arbeit 
ksslBton,  soffeben  oder,  wann  dies  geachiebt  (wie  auch  bedingt  von  mir,  I,  §.  142, 
173.  baaendwa  8. 4M),  ob  aan  dann  die  Anslegung,  weiehe  Bodbeilie  dieaer  parBoI 
giebt.  acccptiren  darf.  Letzteres  lässt  sich  bestreiten  und  wird  von  Rodbertas  so 
wenig  als  roo  anderen  Socialisten  genOgend  bogrundet  Seine  Ansicht,  dasa  die  An- 
■abate  einer  PradneUfMl  des  Prii«tkaiiital8  eine  nngebeoerlicbe  petilio  piindpii  sei 
(Sociale  Frage  S.  46.  142'i.  ist  nur  eine  Conseqaenz  seiner  Anataging  des  Satzes, 
dass  die  Producte  nur  Arbeit  kosteten.  Hier  liegt  ein  grosser  Sprang  in  der  Beweis- 
fabraog  vor.  Wenn  man  Rodbertus  unbedingt  Kecbt  geben  wollte,  so  mUsste  er  zoror 
bewiesen  haben,  dass  nicbt  nur  die  Beseitigung  dea  ganaan  priratwirthschafUidien 
SyatenM  and  seiner  Basis  (wie  anderseits  seiner  Conseqoenz),  des  Kapital^ngcnthams, 
for  den  Prodactionsprocess  denkbar,  sondern  dass  sie  such  allgemein  practiscb  durch« 
fobrbar  wire  (I,  §.  129).  Diesen  Beweis  liefert  Bodbectns  nicht,  er  macht  nicht 
t  inmal  einen  Vcrsucli ,  ihn  zu  führen.  Darin  lie^t  auch  die  LQcke  seiner  Kapital- 
büduogstbeorie,  welche  ich  unten  auszufüllen  suche.  Kann  aber  in  der  Praxis  der 
piifalwirtbacbnllHche  Prodnetionaproeaaa  nieht  entbehft  «erden,  ao  folgt  darana  noCb- 
wendig,  daaa  wenigstens  insoweit  die  specifische  Art  der  Arbeit,  wclclic  in  der 
Bildung,  Vermehrung  und  Verwendung  der  Priratkapitalion  in  diesem  Process  und 
in  dw  Leitung  von  Priratontemebmungon  LicKt,  nothwendig  mit  zo  derjenigen  ..Arbeit" 
gerechnet  werden  auHa,  velebe  „die  Prodncte  wirthscbaftlich  kosten'*.  I)ann  ist 
auch  der  Kapitalgcwinn  ein  ..constitutives  Element  des  Werths"  (gegen  Lassalle, 
Briefe  S.  62,  siehe  im  1.  Thcil  Uber  die  Werthichru  von  Marz  S.  H2'i  und  §.  142, 
noch  I,  §.  173).  Diese  AafiEsssang  fuhrt  folgerichtig  zu  einer  Aneritonnnng  fon 
»irklichi  n  l'rodnctirdiensten  der  privaten  Kapitalisten,  als  der  Personen,  welche 
durch  ihre  specifisclie,  wenigstens  für  unabsehbare  Zeit  nicbt  völlig  ersetzbare  Tbitig- 
kait  ( Jkibeir)  dea  üaHenattapital  in  der  erCndeiliebeii  Menge  nnd  Art  in  der  Pom 
des  Privatkapitals  bilden,  vermehren  und  verwenden  und  ebenso  der  privaten  ünter- 
nebaser.  Insoweit  ist  ancb  der  Kapital-  und  üntemehmezgewinii  wenigstens  im 
Princlp,  ala  Einkownenert  (daidt  mtKeb  nocb  keineawegs  ala  Einkommen  grosse) 
gerechtfertigt,  —  bis  eben  durch  eine  andre,  wie  z.  B.  die  zwangsgemeinwirtbschaft- 
iicbe  Organisation  der  Volkswirthschaft  die  wDieaate"  des  prirateu  Kapitalisten  und 
t'ntemebmers  entbehrlich  gemacht  sind. 

Rodbertus  macht  selbst  gelegentlich  ganz  richtige  Zugeständnisse  (z.  B. 
Sociale  Frage  S.  146),  dnrcli  welche  er  sich  dieser  Auflassung  sehr  nähert:  Kapita- 
listen und  Grand besitzer,  Unternehmer  und  Dntemehmungsdirigeuten  musstun  für 
ilne  npeeffiaeben,  in  der  nationalen  Prodoction  absolut  notiHrendigen  Dienste  ebenso 
gut  ibre  Vergeltung  erlangen  als  jeder  Andere.  Er  meint  nur.  das  heutige  Ein- 
kommen flOase  dieaen  Peraooea  nicbt  ans  tirUnden  solcher  Vergeltung  zu,  sondern  sie 
bartgen  ee  mit  Unieebt  nnmittalbnr  ala  dn  ibnen  gebbrlgea  Arbeltaprodnct,  vihrend 
ea  BV  kraft  des  (irund-  und  Kapitaleigenthums  den  Arbeitern  abgezwungen  sei.  „und 
tvnr  nach  Gesetzen,  die  sowohl  In  Bezug  auf  jene  Dienstleistungen  untereinander  als 
aacb  in  Bezog  auf  deren  gcmcinschafdiches  Verbiütnisa  zo  Arbeitern  mit  allen  ge- 
leckten Vergeltungsgrunds&tzen  iu  Widei^rucb  stellen"  (ebenda  S.  146).  Man  kann 
«•cb  die  Richtigkeit  dieser  B<'weisfuhning  nicht  unbedingt  zn^t-bcn.  Kodbertus 
geateht  hier  im  (irande  genommen  doch  für  die  privaten  KapiuUäten,  Grundbesitzer 
und  Dntemekmar  eine  Art  ,Jkmtscharacter"  zu,  —  die  richtige  Anffassang  (siehe  I, 
S.  317).  die  er  ancb  selbst  bisweilen  ähnlich  vertritt.  So  (in  einer  auch  von  Böhm- 
Bawerk,  I,  952  zur  Cbaracterisirung  der  iiodbertas'schon  Anscbauung  angofubrten 
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Stalle,  OnditBOfh  des  Grandberitees,  2.  A.,  II,  276):  d»  Gniiid-  und  KapItalfligMiUiiii» 

sei  zugleich  eine  Art  Amt,  das  uatiomlßkoitotnische  Fanctinnen  mit  sich  fHbre,. 
darin  bestehend,  die  ökonomische  Arbeit  und  die  ökonomiächen  Mittel  der  Nation 
dem  nationalen  BedQrfnias  entsprechend  za  leiten,  also  diejenigen  Functionen  zn  ttben,. 
die  in  dem  roransgesetzten  GesammteigentlmiiHnitendc  durch  nationale  Beamte  geftbt 
werden  worden.  Die  (rünstigste  Seite,  die  man  so  der  Rente  abgewinnen  könce,  sei, 
daas  sie  die  Gehälter  solcher  Beamten  verträte,  eine  Gehaltsform  vorstelle,  bei  der 
der  Beamte  an  der  richtigen  Uobang  seiner  Functionen  auch  pecuniär  stark  betheiligt 
sei.  Achnlich  in  einem  Brief  an  Kudolf  Meyer  (B.  I,  S.  III),  auf  den  Fr.  Eogels- 
bei  Marz  (Kapital,  4.  A.,  I,  494)  Bezog  nimmt,  mit  dem  nichtbäagoaden  Vorwurf, 
dMB  seien  ideologische  Gemeinpi&tze. 

Wenn  auch  nicht  vollständig,  so  ist  es  dann  doch  theilweise  eine  Consequeuz 
des  privatwirthscbaiUichen  Systems,  dass  die  Kapitalisten  wie  die  Unternehmer  den 
ilmeB  biemaeh  geVttbrenden  Entgelt  eben  in  einer  uderen  Wdse,  Mcb  necb  einen 
anderen  Reguli ru n gspri n ci p ,  ans  dem  Volkseinkommen  ansgeworfcn  bekommen,  als 
andere  Arbeiter,  Beamte  u.  s.  w.  (und  „Arbeiter"  sind  jene  Personen  hier  doch  nach 
dieser  Aoffassang  ron  Rodbertas  selbst),  —  nemlich  in  der  Form  des  Kapital-  und 
Untemelimergcvinns.  In  einem  „sich  selbst  überlassenen  Verkehr",  wie  es  Rodbertas 
nennt,  worden  Kenten  und  Gewinne  oft  in  ihrer  Höhe  sich  unbillig  stellen,  aber  den 
„Entgcltcharacter"  verlieren  sie  dadurch  doch  ebensowenig  gänzlich,  wie  dies  eine 
für  ein  Staatsamt  za  bebe  Besoldung  eines  Beamten,  ein  fQr  eine  Arbeitsleistniig  zik 
hoher  Arbeitslohn  eines  gewöhnlichen  Arbeiters  thut.  Die  Berechtigung  einer  staat- 
lichen Regelung  der  Renten  und  Gewinne  wird  eben  deshalb  gegenüber  dem  sich 
flilbet  fiberlMwnen  Y«rkebr  oder  m.  n.  W.  dem  GooeorreniqrBtem  zv  statoiren  esln, 
am  den  richtigen  Entgeltcharacter  der  Producivdienste  der  Kapitalisten  und  Unter- 
nehmer festzubalten.  Dies,  wie  es  Kodbertus  in  der  angefahrten  Btiefsteile  auch 
•dbtt  dmt  („GehÜter  dürfen  geregelt,  ancb  ermissigt  werden,  wMin  rie  dem  Lohn 
n  Tie!  nebmea**),  nicht  aber  die  principielle  Verwerfung  des  ganzen  Kapitaleigenthums 
•obflint  mir  die  Conseqoenz  des  Zugeständnisses  zu  sein,  welches  Rodbertus  hier 
•elbit  maehL  Darin  liegt  seine  (und  meine)  Dillerenz  von  der  Schule,  welche  ohne 
VflUeres  durch  das  Conen rrenzsystem  (und  sogar  durch  dieses  allein!  I,  §.  S1S> 
eine  gerechte  Yeigeltong  der  Prodactivdienste  der  Kapilaliiten  und  Arbeiter  er> 
reicht  w&but. 

Rodbertas  bftlt  auch  am  ScUme  seiner  Schrift  das  Grand-  and  Kapitaleigen- 

thnm  zwar  nirht  für  absolut,  aber  in  unserer  Gegenwart  für  relativ  nothwendig  und 
meint  sogar  Vorschläge  machen  zu  können,  „welche,  ohne  das  Grund-  und  Kapital- 
elgentbiim  ra  verietzen,  nur  eine  gereditere  Vergcltong  für  den  ersten  und  viditlgsteift 
gesellschaftlielien  Dienst,  für  die  productivc  Arbeit  (d.  h.  hier:  exclusive  der  doch  als 
Productivdienttte  anerkannten  Leistungen  des  Kapitalisceo  und  Unternehmers)  bezwecken'* 

gL  223,  223).  Leider  fehlt  die  Aasrabrang,  mit  der  sieb  die  Portsetcnng  der  Socialen 
liefe  beschäftigen  sollte.  Rodbertus  ist  aber  vor  dem  förmlichen  Abschlu^s  dieser  Arbeit 
gestwbeo.  Dies  ist  nach  meiner  Kenntniss  der  Sachlage  leider  trotz  gegentheilig  klingender, 
aber  eben  nicht  wörtlich  auszulegender  gelegentlicher  Aeusserungeu  von  Rodbertas 
anzuneliinen,  wie  ich  Insinuationen  von  Moritz  Wirth  gegenüber  festhalten  muss  (siehe 
Grundl'  sr.  l,  S.  40  Note  und  meine  Einleitung  zu  B.  III  des  KodbertusVhcn  Nachlasses). 
Nur  die  Vorschläge  Uber  den  Normalwerkarbeitstag  (Grundlegung  I,  S.  3ü)  liegen  vor. 
Siehe  ober  Kodbertus  im  Ganzen  H.  Dietzel'a  Schrift  und  Grundlegung  I,  S.  39^ 
40.  Ucber  Kodbertus'  Kapital-  and  Zinsauffassung  und  seine  Polemik  gegen  das 
Privaikapital  und  den  Zius  (bezw.  die  Reute)  geben  wohl  die  beste  Antikritik  Knies» 
Credit,  2.  HUfte,  S.  47  C,  Lexis,  OonniTs  Jabrbacber  1884,  N.  F.  IX,  462, 
T.  Böhm-Bawerk,  Kapital,  I,  S.  370  ff.,  370  ff.  bis  41'».  Alle  drei  urtheilen  Uber  die 
Bedeotang  ron  Rodbertas  den  übrigen  Sodalisten,  auch  Marz  einschliesslich,  gegen- 
ttber  ebemo  wie  ich,  so  BOhm.  indem  er  ihm  flttr  die  Zinskritik  unbedingt  den  etüsn 
Platz  einräumt  und  hervorhebt,  dass,  wenn  auch  in  anderer  Einkleidung,  Marx' 
Zinstheorie  wesentlich  die  L'leichc  wie  die  Kodbertus'srhc  pei  (ebenda  I,  370,  427). 
Dieser  Auffassung  gemiuss  sehe  ich  gerade  für  die  in  diesem  Kapitel  bebandelte  Frage 
nach  jetzt  noch,  wie  in  den  beiden  ersten  Auflagen,  Rodbwtos  als  den  wichtigsten 
socialistischen  Autor  an.  Ganz  ähnlich  wie  Ixodberfns  artniinentirt  l'ierstorff 
a.  a.  Ü.,  nur  dass  bei  ihm  die  Anerkennong  der  ^wenigstens  relativen)  Nothweudigkeit 
der  prIrstwitthsehiftUeheii  UBtenebmoagen  In  den  einseben  kritisehen  AwfUmuigeB 
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2.  B.  gegen  dio  „französische"  Auffassuog  des  Uatomebmergowians  m  sehr  zurück- 
tritt   In  leineB  Bemeriranfen  t.  B.  aber  Seliftffle  8.  224  ff.  rersehirindet  diete 

Ebscitifükeit  mit  Kccht. 

Siehe  ferner  Wittelshöf er's  Untersach angoo  tiber  das  Kapital  auch  mit  far 
die  Rodbenos'ache  Aoffa^nng. 

§.  133.  Fortsetzung:,  besonders  Marx.  Neben,  aber  nach  dem  GL>.a'^'^ton 
in  der  That  erst  nach  Kodbertus  kommt  für  <ion  (Jei^enstand  dieses  Kapitel»  Marz 
in  Betracht,  und  zwar  eigentlich  mit  dem  gaii/.eii  Inhalte  seines  Haoptverks,  dem 
..Kapital",  dem  1.  Rande,  dem  «,Prodocttonsproccss"  dt»  Kapitals  und  dem  ntoh 
Marx*  Tode  von  l'r.  Engels  herausgeicebenen  2  Bande,  dem  „Circulationsprocess"  des 
Kapitals,  eine  Weiterfahmng  der  Erörterungen  des  1.  Bandes,  welche  weniger  Keues 
dbm  I6l^Mren  gefenOber  gebnolit  bat,  ab  aaziinebBen  gewesen  iribe.  Ich  eitire  den 
1.  Band  im  Folgetuion  nach  der  nencstcn,  4.  Aaflage  Rodbertas  sagt  mit  Kccht: 
..voraoa  der  Jiehrwerth  des  Kapitalisten  entspringt,  habe  ich  in  meinem  3.  socialen 
Biiefd  im  Wemitltohen  ebenso  wie  Marz,  nur  viel  kaner  vnd  Ittnrer  gezeifrt  Ceber* 
iHMpl  M  die  ]Can*sche  Bach  —  worin  einzelne  Partieen  meiätorhaft,  neben 
^ewalti^en  IrrthQmem  —  nicht  sowohl  eine  ünteräuchung  Uber  das  Kapital,  als  eine 
Polemik  gegen  die  heutige  Kapitalform,  dio  er  mit  dem  Kapitalsbegritf  selbst  \rer- 
wedwelt.  woraus  eben  e^e'  Urthtlmer  entspringen.  Dann  scheidtA  er  auch  nicht 
genug  den  Arbeitstheilongsorganismus  nnd  den  Eigenthamsorganismus  in  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  und  weist  nicht  nach,  dass  sich  in  den  Subjecten  beide  niemals 
decken  können,  a.  a.  W.  dass  der  Arbeiter  (der  Arbeitog emeinschaft  wegMi) 
niflomls  Eigeuthümer  seines  Prodacts  w^-rdett  kann,  sondern  nur  Einkommons- 
bereehtigter  zu  einem  Theil  seines  Productwerths"  (aus  einem  Briefe  an  Und. 
Meyer,  B.  I,  8.  III,  fielleicht  Qbrigena  im  Wortlant  nicht  ganz  eorraet  wieder- 
gegWKni.  --i' Ii  ■  Mcyer's  Note  S.  112). 

Die  Marx^che  Kritik  des  Priratkapitals  nach  dessen  l^tstehuug  und  Vermehrung 
ist  eine  folgerichtige  Consequenz  seiner  einseitigen  Werth-  oder  richtiger  (Prodnctions-) 
Xoilenlehre  und  der  tendenziösen  zu  engen  Auffassung  des  Moments  „Arbeit"  als 
des  all'  in  die  ..Kosten"  bildenden  Factors  (siehe  Grundiegunicr  1.  S  'M:i.  340  ff.). 
Eine  Antikritik  der  Marx'schen  Kapitalkritik  würde  zu  einer  umfa:>äenden  kritischen 
Darlegnng  des  ganzen  Marz'schen  Systems  werden  müssen.  Nur  der  Puet  der 
Marx'schen  Kritik,  welcher  speciell  mit  dem  GegenttMide  dieees  Knpiteb  tnanmiBen- 
hängt,  hat  uns  an  dieser  Stelle  zu  beschäftigen. 

Marx  legt  die  Ibtstehong  nnd  Vennebrnng  dea  (von  ihm  hier  immer  gem<rfnten 
Privat-) Kapitals  folgenderuiaasscn  dar.  Der  Arbeiter  reproducirt  in  einem  Theil  der 
Arbeitszeit,  der  ron  Marz  sogenannten  .,nothweudigen",  für  welche  er  zu  einem  bo- 
alimmteii  Lobnentz  dem  KnpftnUilen  oie  Annlllznng  seiner  Arbeitritraft  rerdingt, 
seinen  eigenen,  wesentlich  dem  nothwendigen  Bedarf  cnt.sprechcnden  Lohn  nebst  dem 
in  der  Production  verbrauchten  Werth  der  sachlichen  Productionsmiitel  (besonders: 
Uilfisstoffe.  Abnutzung  der  Maschinen  u.  s.  w..  den  Einschuss  an  „constantem''  Kapital 
in  IbkR*  Terminologie,  siebe  I,  Kapitel  6,  S.  161).  Aber  er  arbeitet  für  jenen  Lohn 
linger.  Für  diese  weitere  Zeit  wird  er  also  in  seinem  Lohne  nicht  vom  Kapitalisten 
(Unternehmer)  bezahlt,  der  Werth,  welchen  er  in  dieser  weiteren  Zeit  des  Arbeitstags 
predoeirt,  lUlt  vielmebr  in  der  (prirtt-)kapitali8tiieben  Wirthscbafis-  and  Prodaetions- 
Ordnung  dem  Kapitalisten  ohne  einen  Entgelt  Seitens  des  letzteren  zu  Das  ist  der 
ron  Marx  sogenannte  (absolute)  Mehrwerth,  „der  durch  Verlängerung  des 
Arbeitttags  prodaeirte  Mebnrerth'^  (Marz  I,  8.  279),  welcher  dann  je  naebdem  in 
rerschiedenen  Formen,  als  Profit,  R>  nte.  (Gewinn,  Zin«  n.  S.  eiBcheint  nnd  die  Quelle 
des  Kapitals  des  Kapitalisten  (bezw.  der  Vermehrung  des  Kapitalbesitzes  des  letzteren, 
nach  Abzug  des  eigenen  Verbrauchs  desselben)  ist  (Privat-)Kapital  entsteht  daher 
nach  Marx  mu  nicht  bezahlter  Arbelt  Anderer.  Gicbt  mau  Marx  einmal  seine 
Prämissen  zu,  so  ist  die  Couscquenz  unanfechtbar,  auch  von  Marx  vortn  ü  licli  im 
Einzelnen  der  Vorgang  mit  allen  dabei  mitspielenden  Umstanden  dargelegt,  in  den 
AnsfUhrnngeB  über  die  k^iitalistische  Tendenz  im  Maschinenzeitalter,  den  Arbeitstag 
möjflichst  zu  verlängern,  um  den  Theil  denselben,  in  welchem  der  Arbeiter  „unbe- 
zahlt" oder  für  den  Kapitalisten  arbeitet,  nur  Mehrwerth  für  diesen  producirt, 
{nbsolnt)  zn  Tergrflssem  (trgL  besonden  I,  Abecbnitt  S,  Prodnetion  des  absolom 
Mehrwerths).  Indem  dann  aber  weiter  durch  Vi  rbesserungen  der  Productionstechnik 
nnd  -Oekonomik,  durch  Cooperatioa,  Arbeitstheilung,  Maschinenwesen,  (irosshetrieb. 
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IntensificatioQ  der  Arbeit,  Ersatz  thcaererer  durch  wohlfeilere  A^beit^k^äflü  ^dcr  Männer 
durch  Weiber,  der  Erwachsenen  durch  Kinder  und  jugendliclic  Arbeiter,  alles  durch 
die  modernere  maschinelle  Technik  begünstigt)  die  „nothwendiisrc'*  Arbeitszeit  des 
Arbeiters  zur  jbteprodnction  des  7on  diesem  im  Lohne  erhaltenen  \Vcrths  verkürzt  und 
•0  dem  Kapitalisten  wohlfeiler  gemedit  wird,  elmiBO  die  für  den  Emti  des  ,.co«- 
stanteii"  Kapitals  nothwendig  gebrauchte  Arbeitszeit,  gestaltet  sich,  'ici  i^loichbleiben- 
der  Länge  des  Arbeitstags,  auch  das  Verhältoiss  zwischen  derjenigen  Zeit,  welche 
der  Amiter  für  eicli  tat  Repredaetiea  der  genanntMi  Werthbetrtige  und  weiehe  er 
nnbe/.ililt  für  den  Kapitalieten  arbeitet,  günstiger  für  letzteren:  so  entsteht  Marx* 
„relativer"  Mehrwert h,  „der  aus  der  VeikOrzang  der  nothweBdigen  Arbeitizeit  and 
entsprechender  Veränderung  im  Grössen rerh&Hniss  der  iMiden  Beetandtheile  dee 
Arbeitstags  cntüpringt^'  (ebenda  I.  S.  279).  Auch  hier  führt  Marx  im  Einzelnen 
TorzQglich  alle  mitwirkenden  Umstftnde  aus,  leß:t  die  Motive  dar.  mit  reichem  Tliat- 
sachenmaterial,  besonders  aas  der  neueren  industriellen  Geschichte  Englands,  mei^t 
nach  den  Materialien  von  Enriucten  (B.  h  Abeobiitt  4,  Predictioii  des  relalireo 
Mehrwerths,  sowie  die  folgenden  Abschnitte). 

Diese  einfachen  (iruudzugo  der  Theorie  von  Marx  in  BetretT  der  Entstehung, 
YerBialining,  Fosetieii  von  (Primt-)Kapitfti  nd  seiner  Kiltilt  der  bestehenden  Vei^ 
hältnissc  werden  dann  freilich  endlos  breit  gezogen  und  eigentlich  die  ganzen  zwei 
Bftode  hierdurch  uor  immer  wiederholt  and  nach  vencbiedenea  Seiten  aasgefohrt: 
Alles  in  Anltntipftonf  «n  die  In  nnsif lieher  Breite  und  schwer  geniessbsrer  dinlectiseher 
Form  entwickelte  Werth-  und  Geldlehrc  im  1.  und  2.  Abschnitt  des  1.  Randes,  wobei 
u.  A.  die  einfache  Anwendung  des  Productionskostengesetzes  auf  Edclmetallgeld  zu 
thatsächlich  nicht  haltbaren  Ansichten  Uber  den  Werth  des  Geldes  und  die  Bo- 
vegnng  dieses  Werths  flihrt'). 

Wäre  nun  diese  ganze  Theorie  vom  absoluten  und  relativen  Mehrwerth  richtig, 
so  wurde  in  der  That  aller  Bezug  von  solchem  „Mehrwerth",  von  ..Profit"  (d.  i.  im 
technischen  Sinne  von  vereinigtem,  aas  dem  selbstbesch&ftigten  Kapital  bezogenen 
üntemehmer-  und  Kapitalgewinn),  von  Rente,  Kapitalzins  durch  den  privatkapitalistischen 
Arbeitgeber  unberechtigt,  ein  ICaab  am  Arbeiter,  eine  Ausbeutung  des  letzteren  sein. 
Man,  wie  BedbeilaB  nnd  andere  Sodalisten,  ist  demnaeh  «it  v.  B9bm-Bawerfc  ab 
«Ib  Hauptvertreter  der  den  Zins  auf ,, Ausbeutung"  zumckfülirenden  Theorie  anzusehen. 

Aber  selbst  einmal  zugegeben,  dass  Marz  hierin  recht  h&tte,  w&ro  eigentlich  in 
der  ans  hier  allein  beschlftlgenden  nnd  fDr  die  soeialMonemisehe  Theorie  nnd  Praxis 
zur  Entscheidung  liegenden  Frage  etwas  bewiesen,  ob  neniUch  Privatkapital  von  der 
Bechtsordnang  zageiasaen  werden  mosso?  Ich  behaupte:  nein!  Dena  immer  rtlg« 


')  Neben  der  dialectischen  nnd  höchstmöglich  abstracten  Form,  welche,  im 
Unfer>chie(i  zur  Klarheit  und  PlasticifiU  eines  Kodbertus.  Lesen  und  VcrslAndniss  von 
Marx  so  uunöibig  urschweren,  ist  der  Jargon  im  Ausdruck  und  dio  Form  der  Polemik 
inaserst  störend.  Dor  boshafte,  judelnde  Wortwitz,  die  1848er  democratischo  saloppe 
und  ordinäre  Spnrhweisc,  die  in  Deutschland  längst  in  allen  politischen  Kreisen, 
selbst  bei  den  Socialdemocraten  für  abgeschmackt  gelten,  sind  dem  im  Ausland 
lebenden  polittoehen  FitehtUog  Marx  bb  ni  seinem  fiSade  eigenthtlmNch  febliebea; 
cbi'iiso  die  manierirtc  Aisdrucksweise,  <!er  nberm.'5s>iirt;  fi-  braurb  tinnftt/er  Fremd- 
wörter (Accumalaiion,  E^iritation,  Population  u.  s.  w.),  die  hautäno  Be-  nnd  Ver- 
orAelhnig  der  „VulgSrölmnomie",  dor  „bürgerlichen  Oefconemen**,  von  denen  Marz  nvr 
die  iltore  Litteratur  thellweise  kennt,  wenigstens  bertlcksichtigt .  die  fürchterlicho. 
gohJUsigc  Bitterkeit  ec-ren  die  ..Exploitcnrs",  die  Bezieher  des  Mebrwerths.  Auch  die 
un-  und  antideutsche  Tendenz,  die  Voranstcllung  Englands,  Frankreichs  vor  DcDtschland. 
sind  ein  trauriges  Ucbcrbleibsel  der  Stimmungen  der  40er  Jahre,  über  die  Marx  (wie 
EnpcK^  nicht  mehr  hinausgekommen  ist.  I^eidcr  hat  Marx  auch  hierdurch  m.^nchfach 
schidlich  auf  seine  wisäeuschafilichcu  Anhänger  und  auf  die  agitatorische  Social- 
democratie  gewirkt.  Wenn  man  ihm  aber  naehaagt  oder  nnehrUhmt,  er  „ethisire 
nirirends'",  «ci  ..reiner  Theoretiker  *.  ..vermönche  nichts",  thut  man  ilim  Unrecht,  (irade 
Geist  und  Sprachweiso  im  ganzen  „Kapital",  namentlich  in  den  Abschnitten  über 
Kittdcraibeif,  Verlängcniog  des  Arbeitstags  v.  dergl.  m.,  sind  ftrmlieh  ethisch  dnrehtriakt 
nnd  find.  »  ij.xriii.  in  dem  berechtigten  Zorn  tlbcr  nml  Hass  gegen  die  ..kapit.ilistische 
Ausbeutung"  noch  allein  eine  gewisse Uechtfertigung,  mindestens  eine  Erklärung,  die 
ein  „reiner  Theoretiker",  der  lO  oriheilte  and  schriebe,  völlig  vermisscu  liesse. 
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sich  erst,  da  einmal  Nationalkapital  nnbodiogt  Dothwendig  fUr  die  Yolksirirthscbaft  ist, 
da  TOD  seiner  ref elmissigcn ,  quantitativ  and  qualitatitr  gut  geordneten  Bildung  und 
seiner  angemessenen  Vermehrun;;  der  technische  und  Okononbcho  Fortschritt  abhängt, 
ob  man  eben  nicht  doch  das  Pr  i  va  f  kapital  trotz  dieses  seines  ..Aosbeutungscharacters" 
als  die  relativ  bebte  Form  zur  Bildung,  Vcruebrung^  und  \urwcndong  ron  National» 
kaplM  salassen  mOaste:  mindestens  im  Princip.  yorbebaltlich  einer  mit  Existenz 
und  angegebener,  nothwcndigcr  Function  des  Privatkapitals  noch  vereinbaren  Bc- 
schrinnDf  der  «^Aoabeutnngselemente"  in  soinem  wirthscbafUicheu  Characier.  Diese 
Frage  ist  E.  n  bejahen.  Man  Iran  aber  jedenfUb  ra  einer  aelehen  Frage 
nicht  einfach  vorbeigehen.  Er  wirft  ^io  und  die  connexe  Krajfc,  wie  denn  allgemein 
direct,ohne  Vermittlung  ron  Priratiupital,  Nationalkapital  gebildet«  vermehrt  und  rei^ 
«endet  werden  vtrde  nnd  eb  die  nSglleb  nnd  eiftlgreieh  sei,  gleich  allen  raderen 
Socialisten  abcrnicht  einmal  auf.  Das  ist  die  ungeheure,  auch  theoretische,  Lüc  k  e  in  seiner 
ganzen  Kritik  und  in  seiner  eigenen  Theorie.  Er  h&tto,  da  er  die  einmal  geschichtlich 
gewordene,  nicht  nur  zu  Recht  bestehende,  sondern  auch  imrmerMn  das  Problem  der  Bildung 
von  Nationalkapital  und  der  Eatwicklong  der  ProdBotieu  leidlich  lösende  Einrichtung, 
oben  das  Privatkapifal ,  principiell  ancreift.  ancli  nach  allen  Kegeln  der  Lofrik  die 
Beveislast.  nicht  nur  in  Bezug  auf  die  Mängel  der  Entstehung  und  Function  des 
Prifatk^ntals,  sondern  auch  auf  die  Eetbehriiehkdt  dee  letzteren.  So  schwebt  die 
ffanzc,  schliesslich  doch  sehr  zielbewusste  Consequenz  seiner  Kritik  und  Theorie, 
seine  practischo  Forderung:  Beseitigung  des  Priratkapitals,  „Vergesellschaftung**  der 
saeUitAen  Pndvetionenittei,  Gemtftoimng  ven  UeeBem  Oeaeiadgenlhnm  daran,  deeh 
panz  in  der  Luft.  Etwas  map-  noch  so  misslich  in  seiner  Entstchunf?  und  Function 
sein,  wie  Marx  vom  Priratlupital  nachzuweisen  sucht:  wenn  es  einmal  nicht  zu 
entbehren  bt,  wenigstens  ueht  im  Prindp,  nicht  Im  Oanien,  nicht  als  Reehts- 
inslitnt,  obwohl  vielleicht  im  concreten  Fall  tbeilweise,  so  ist  es  damit  auch  gerecht- 
fertigt als  etwas  im  höheren  Sinne  doch  Nothwendiges.  Welche  f^nrichtung  der 
Welt  wire  gerechtfertigt,  wenn  sie  wegen  der  mit  ihr  verbundenen  Mängel  ohne 
Welteme  fUien  gelassen  worde? 

Aber  man  kann  Marc  auch  gar  nicht,  wie  hier  geschehen,  die  Richtigkeit  seiner 
Beweisführung  und  seiner  Prämissen,  von  denen  er  ausgeht,  zugeben.  Man  muss 
einen  zweiten  Einwand  erheben.  Hart  erschleicht  eben  nur  die  Hauptpuacte 
seiner  (Prirat-)  Kapitalkritik  und  seiner  eigenen  Theorie,  beweist  aber  ihre  Richtigkeit 
nicht.  Er  stellt  den  ganzen  Prodnctionsvorgaag  wie  etwas  sich  automatisch  von 
sdbet  Vdhddiendes  Mn,  Indem  die  .U^rbelt^  In  der  „nothwendigen**  Arbeitszeit  ihren 
eigenen  Kostenbetrag  rcprodncirt,  das  „conslanto"  Kapital  ersetzt  und  einen  ..Mehr^ 
Werth"  für  den  gierii^en  Kapitalisten  hervorbringt.  Aber  dass  die  „Arbeit"  dies  und 
mit  genfigendem  Erfolg  zu  thun  vermag,  tet  doch  an  die  Bedingung  sine  quanon 
geknüpft,  dass  voraus  ein  Plan  der  Production,  der  Kapitalbildung  richtig  erdacht 
und  für  dio  AusfUhnina:  desselben  eben  erst  durch  die  disponierenden  Thätigkeitcn 
des  Unternclimcrs  und  des  Kapitalisten  alle  erforderlichen  Vorkehrungen,  darunter 
die  Verfügbarkeit  von  Mitteln  des  OnterhaMsbedaifr  des  Arbeiters,  „von  constaat^**, 
zur  Prodncfion  der  und  der  concreten  Güter  da  nnd  da  und  dann  nnd  dann  er- 
forderlichen Kapital,  getroffen  sind.  Da  liegen  eben  „ Th&tigkeiten '\  „ Dienste '% 
„Predndivdienste**,  „Arbeif \  „prodnetire'*  nnd  inrodnctivste,  aller  Arbeit  der  „Arbeitet* 
vorangehende  Arbeit  der  Bildner,  Vcrnu'lirrr,  Verwender  des  Nationalk.ipitals  in  Fornj 
von  Privatkapital  vor.  Mit  Hohn  und  Spott  gegen  einige  „bürgerliche  Oekonomen", 
mit  Tielleieht  bereelrtigter  Kritik  der  Fassung  In  den  Darstellungen  der  Bildung 
von  Privatkapital  bei  diesen  Theoretikern  wird  sachlich  gar  nichts  bewiesen.  Denn  dass 
solche  „Thätigkeitcn"  oder  wie  man  sie  nennen  mag,  etwas  zur  Beschaifung  uud 
Verwendung  von  Nationalkapital  unter  allen  denkbaren  Dmstftnden.  auch  in  einer 
socialistischen  Prodnetlensordnung,  Unentbehrliches  sind,  ist  aogcnfsllig;  dass  solche 
Thätigkeitcn  „Kosten  machen",  ebenso;  dass  sie  auf  Kn-t  ■ü'lcrkuns'.  auf  Kntpelt  An- 
spruch haben  und  ohne  solchen  nicht  regelmässig  crfulgcn  können,  nicht  minder;  daäS 
sie  auch  Sa  einer  socialistischen  Ordnung,  in  betreffenden,  eventuell  ^rehaltsartigen 
Antheilen  von  gesellschaftlichen  Boamtt  ii  dos  Productionsbetriebs  am  Prodn.  tionscrtrag 
bezahlt  woden,  also  vom  Antheil,  welcher  der  „Arbeit"  i.  e.  S.  zufallcu  könnte, 
abg^n  mflssten,  ist  deiqrleichen  unbestreitbar. 

Damit  ist  aber  wieder,  wie  oben  Rodbertos  gcgenObcr.  anerkannt,  dnss  wctnL'stei  s 
im  Princip,  wenn  auch  abermals  noch  keineswegs  im  Maasse  und  auch  noch  nicht 
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ohne  Weitercb  in  der  Begolirungsfoim,  Profit,  Gewinn,  Zins  oder  das  was  Marx  „Ifehr- 
Worth"  Qonnt,  nicht  Baub,  Aasbeatang.  soadem  ebenfalls,  wie  Arbeitslohn,  Ver> 
pionsteiD kommen  ist.  Hiermit  «-ntfällt  dann  auch  die  theoretische  Scblussknft 
der  Marz'schen  Beweisführung  gegen  den  Bezog  des  Mebrwerths,  durch  den  Kapi- 
talisten und  gegen  dienen  Ursprang  des  Knpilus.  Es  verbleibt  nur,  wie  auch  ron 
anderem,  auch  von  unserem  Standpuacto  aus,  eventuell  und  parti'>II  die  Berechtiirung 
der  Phratkapitalicritili  nach  (ir össe  and  Maass  des  Antheiis  des  KapitaUi>teu 
am  „Hehrwerthe**.  Selbst  die  sRieb  tbeeraHseli  tm  Leiditesten  n  beeasInndeDde  Be- 
messung des  Kapitalgewinns  als  eines  bleibenden  Besit2einkommen8  nach  —  freilich 
wechselnder  —  Proportion  zum  ganzen  in  der  Prodoction  Fenrendeten  Kapital 
(Marz'  constantem  nnd  TariaUem)  wttrde  erst  im  Prinolp,  üidit  ntir  in  def  ebsoloten 
Höhe,  welche  danach  der  Profit  des  Kapitalisten  erreichen  kann,  darchschlagend  ange- 
grilTen  werden,  wenn  es  gelungen  wäre,  eine  andere  Bemessungsart  als  ausführbar  und  ge- 
nüirend  reuiuiKTativ  nachzuweisen,  ohne  die  missliche  Conse'iuenz  einer  Unterscheidung 
der  l  itiinal  erforderlichen  Function  dos  Privatkapitals  fUr  die  Bildung  und  Verwendong 
des  Kationalkapitals  und  für  die  erfolgreiche  Durchfahrung  des  Productionsbetricbes. 

Das,  was  bieroach  an  der  „Mebrwertbtbeorie''  von  Marx  richtig  bleibt,  thoo- 
letiseh  haltbar  und  ron  Bedeotong  flür  die  practischen  f^gen  der  Gestaltung  der  das 
Privatkapital  betreffenden  Bestimmungen  der  Rechtsordnung,  beschränkt  sich  daher 
auf  etwas,  was  Bodbertos  in  seiner  beiannten  Forderang  von  der  Begulirung  des  „sich 
sdbet  übeffiassenen**  Yerkehis  und  ron  der  FOisorge  fnr  ein  mindestens  Mitüteigen 
des  T.ohns  mit  der  steigenden  Productivität  der  Arbeit  anerkennt;  was  aber  anch  von 
allen  Nationalökonomcu.  weiche  sociale  Gesichtspuucto  in  der  V'ertbeiiungsfrage  gelten 
lassen,  mindestens  neuerdings  ahnlich  vortreten  wird:  der  „Mebrwerth**  soll  nicht  nur 
den  Kapitalisten,  sondern  allen  an  der  Production  betheiligten  Personen,  welche  „Ar- 
beit" leisten,  mit  zufallen.  Wie  dann  diese  Vertheilung  zu  diesem  Zweck  zu  regeln 
idt.  das  bleibt  immer  noch  das  Prubleui ,  für  dessen  Lösung  auch  der  Socialismos 
keioe  allgemeine  and  endgiltige  Formel  als  die  allein  richtige  aafstellen  kann. 

Man  nennt  einmal  die  Fabel  des  alten  MiMienius  Agrippa  „abireschmackt",  — 
ein  gern  von  ihm  gebraocbtes  Epitheton  oroans,  wenn  ihm  irgend  etwas  nicht  bchagt 
(I,  8.  826).  Von  seinem  Staadponct  aas  ist  der  Aasdmck  gerade  hier  auch  begreiflich. 
Aber  die  Fabel,  richtiger  gesagt  das  Gleichniss,  enthält  einen  grossen  Ken  Walvheit, 
den  eben  der  Socialismas  in  seiner  Vogebtranss -Politik  ignorirt. 

Es  ist  aber  aneh  noch  in  einer  dritten  und  vierten  Hinsieht  den  Schlüssen  von 
Marz  aus  seiner  und  in  Bezug  auf  seine  Mehrwerththeorie  entgegen  zu  treten. 

Einmal:  Die  Erzieluog  von  absolutem  und  relativem  „Mebrwerth"  im  Marx'schen 
Sinne  nnd  von  immer  steigendem  solchem  Mehrwerth  ist  doch  an  and  für  sich  ge- 
boten als  Voraossetzung  wirthschaftlichen  und  cultoriichen  Fortschritts.  Den  Vortheil 
davon  bat  aber  schon  heute  bei  Privatkapital  und  freiem  Verkehr  nicht  der  Kapitalist 
allein,  sondern  in  Verminderung  der  Arbeitszeit,  Verringerung  der  Arbeitsinuhe,  Er- 
höhung des  Lohns  immerhin  ?ielfiMdi,  wenn  auch  nicht  stets  nnd  nicht  allgemein, 
noch  sicher  und  bedeutend  genug,  nimmt  der  Arbeiter  daran  Theil.  Und  in  der 
Verminderung  der  Productionskosten  und  Preise  der  Waarcn,  welche  der  neueren 
kapitalistischen  Oestaltong  des  Prodactiombetriebs  vad  der  GoocarrenE  der  Kapitalisleii 
(l  iii'-rnehmer)  zu  verdanL  n  is.t,  verbleiben  wiederum  die  Vorthfüc  nicht  alle  dSD 
Kapitalisten,  sondern  vertbeüen  sieb  mit  auf  die  Consumenteu,  darunter  aber  in  er- 
heUlebem  Maasse  auch  anf  die  „Arbetto^  1.  e.  8.  als  die  GonsomenleB  ihrer  eigenen 
PfOdacte.  Selb-^f  dir  j  i  möglichst  abznstellenden  üblen  Ursprungstjuellen  des  absoluten 
nnd  relativen  Mebrwerths  äiessen  so  nicht  bloss  zum  Vortbeil  des  Kapitalisten,  sondern 
der  Arbeiter  nnd  der  gesammten  Bevölkerung  wenigstens  tbeiiweise  mit.  Die  Anf- 
gabe  bleibt  freilich,  das  noch  ra  steigen.  Aach  für  di.  Arbeiter  erfolgt  aber  immer- 
bin schon  gegcnwJ^rtig  eine  gewisse  Gompenaation  der  Yortheile  und  der  Uachtheile 
bei  Gewinnung  des  Melirwerths. 

Sodann  aber:  soweit  die  GcwiaiMUlg  roD  alMelotem  und  relativem  „Mebrwerth** 
die  nothwendige  und  erwiiri-;rhte  Voraussetzung  einer  wirthschaftlichen  und  culturlicben 
llobong  des  ganzen  Volks  ist,  bessere  Vertheilung  des  Mehrwertbs  angenommen, 
wie  sie  doch  allein  derSeetelismos  za  eistreben  bitte:  wiederam  fragt  sich,  oh  ohne 
Vermittlung  des  Privatkapitals  und  siinor  Folge,  wie  Voraussetzung,  der  privatwirtb- 
scbafilicbeu  Untemehmong,  eine  genügende  Gewinnung  eines  solchen  Mebrwerths  and 
ein  genugendee  Wachsthvm  dieser  Oevtamaig  ftherhanpt  orreicht  werden  kann  nnd 
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bosser  als  jetzt  erreicht  worden  wurde.  Gewiss  wQrden  in  einer  „»ocialisHschon" 
Productio!l^ordoollg  UebeUtAndc,  wie  wir  sie  z.  U.  inuhsam  and  noch  immer  nicht 
•OsrciclHTid  gegron  den  l'rivaikapitali>inus  in  der  Arbeiterschntzjreset/pebDDgf  zu  be- 
teiligen suchen,  vun  voriihercin  oder  leichter  in  der  Praxi»  rermiuden  werden.  Aber 
ob  andere  Voraassetzau^rcn  einer  genügeodan  Arbeitsleistiiog  und  dnmit  atner  Mw- 
reichenden  H^ilio  dos  Mehrwertlis  nnd  seines  Wiichtsthums  Ubcrhaapt  und  ebenso 
gut  und  wirksam  als  in  der  heutigen  pritatkapitalistiscben  Prodactionsordnung  sich 
erfllllen  liflsaen.  bleiltt  wieder  fhiglich  geoag:  richtige  Oesteltang  und  Entwidtlnng 
der  Technik,  richtiges  Auslösen  wirksnmer  p^ychüloKischer  Motive  zur  crforderliclieu 
Lei&tnng  der  Arbeitenden,  Beaufsichtigenden,  leitenden,  richtiges  Mindestmaass  der 
Arbeitsleistung,  der  Arbeitszeit,  richtiges  HOebMmaass  der  Antheile  der  Arbeiter 
am  Prodnctionsertng;  liehtige  Hinwendung  der  Prodaction  auf  Erzielang  ron  Kapital- 
gOtern  nnd  dor  genussreifen  Güter  auf  wirklich  rcproductive ,  nicht  cinfarht;.  reine 
Consumiiou  u.  s.  w.  u.  s.  w.  Soviel  Bedingungen  wirtlischafilichen  Fortschritts, 
steicrender  Mchrwerthgewinnang ,  soviel  schwerste  Bedenken  bleiben  gegen  Marx' 
Schlüsse  ans  seiner  Mehrwerththeorie  wider  das  Privatkapital  und  die  I'roductions- 
orduuog,  in  welcher  letzteres  gebildet  nud  verwendet  wird.  Ueber  das  Alles  geht 
der  Knixltmae  wie  aller  andere  Socialtsrnm  hinweg  nnd  begnügt  er  sich  mit  tbeil- 
welae  richtiger,  vortrelllich  gelungener  Aiifd.^rknng  der  wirklichen  Mängel  und  (I  i 
weitiercn  Gefahren  dos  Priratkapitalismus,  stets  aber  dabei  viel  za  sehr  gencralisirend, 
nnr  Schatten,  nirgends  Licht  findend,  gerade  umgekehrt  wie  der  Slonomische  Libera- 
lismus and  Individaalismus.  Auch  der  Marxismus  steckt  daher  noch  darchaos  in  der 
rtopic.  die  ihm  Enijels  mit  l'nr'^rht  nachrühmt  im  Vergleich  zum  früheren  Socia- 
lismus  überwunden  zu  haben.  In  der  Marx'schen  Kritik  des  socialdeniokr;iti-chen 
(Gothaer)  Programms  (Neue  Zeit  IX,  B.  1 ,  8.  :>i;i)  ist  manches  Trellende  enthalten, 
aber  davon  trifft  Einiges  folgerii  htiir  aueli  sein.-  cit^ene  Melirwcrththeorie  (so  S.  66$ 
über  die  nothwendigen  Abzüge  vom  vertheilbarcn  „unverkürzten  Arbeitsertrag"). 

Vgl  snr  weiteren  Kritik  ton  Marx  die  I,  8.  40  nnd  oben  8.  190  genannten 
Schriften  von  .Täger,  G.  Adler,  <«rnss,  femer  besonders  Knies,  (Jeld.  S.  ■')2  (f., 
117  ff..  Credit,  2.H&ifte,  S.  47  11.  und  r.  BAhm-fiawerk,  I,  418  11.,  W.  Lexis 
in  Goniad's  Jahrbflehem  1885,  N.  F.  XI,  462  if.  (ober  den  2.  Band  ron  Marz),  sowie 
die  ganzen  Ausführungen  im  folgenden  Kapitel. 

Siehe  au>serdem  F.  r>assalle,  Kapital  und  Arbeit,  be.sondeni  Kapitel  2  und  4, 
mit  den  zwar  boshaften  und  tendenziös  Uliertreibenden ,  aber  sachlich  vielfach  zu- 
treffenden Al1^fllhruneen  gegen  S c  h  ul  ze  -  !> e  1  i  t /. s  c  h  ,  in  di  s'cn  ..Kapitel  zu  einem 
deot-s-chen  Arb<•iterkate(.•hiMnu^•'  (Leipzig  ISfiH.  besonders  S.  24  Ii  ).  Kerner  Lassalle, 
System  der  erworbeneu  Hechte  1,  25'J  II.  (Anm.).  Vgl.  auch  Lasäalle's  Briefe  an 
Rodbertas,  besooden  8.  24  ff.  A.  Lange,  Miirt  Ansichten,  Kapitel  2  ff.  nnd  dor- 
•  elbe,  Arbeiterfrage.  3.  Anfliire.  Kai>ifel  5  und  6. 

§.  134.  Fortsetzung,  besonders  Sch&ffle,  v.  Böhm-Bawerk.  Im 
Oawen  bat  n.  E.  SchiffU  das  Biehtlge  in  der  Frage  des  Prifatkapitals  bereits  an 
Besten  getroffen.  MdOO  den  l^en  verwandten  Auffassungen  und  die  folgenden 
Ausführungen  sind  wiederum  selbständig  von  ihm  entwickelt  worden,  ich  habe  mich 
aber  hinterher  mit  um  so  grösserer  (icnugthuung  von  unserer  wohl  wesentlichen  saclt- 
licben  Uebcreinstimmung  überzeugt.  Vgl.  besonders  Schäffle's  gesellschaftliches  System, 
3.  Auflage.  II,  44  ff..  510  II".,  namentlich  385  ff.  und  die  Citate  daraus  unten  in  §,  151 : 
auch  Socialer  Körper  Ul,  besonders  S.  419  If.  und  seine  Quintessenz  des  Sociaiismus  mit 
etaifeB  weiteren  AosfQhrangen  nnd  Zogustindnissen  an  den  wissenschaftlichen  Socia- 
Itenits.  Warum  hat  ein  Schriftsteller  Uber  das  Kapital,  wie  üuipfenbach  (das 
Kapital  in  seiner  Culiurbcdcutung,  Wurzburg  1879)  Uber  alle  diese  Tuucte,  die  eigent- 
lich strittigen,  so  gut  wie  gar  nichts  gesagt? 

Aus  der  neuesten  theoretischen  Litteratur  tiber  Kapital  and  Kapitalzins  ist  auch 
für  die  in  diesem  Kapitel  behandelten  (iegcnsiünde  das  genannte  grössere  Werk  von 
Böhm- Ha  werk  ans  der  scharfsinnigen  österreichischen  theoretischen  Schole 
K.  Menger 's  von  Wirhti^'keit .  und  /war  im  ersten,  dogmengeschichtlichen,  wie  im 
zweiten,  theoretischen  Tlieil.  Dort  wird  in  ebenso  umsichtiger,  nl>j('rtivcr.  wie  scharf 
eindringender  Weise  und  auf  Grund  eines  umfassenden  Litteraturstudiums  eine  „(Je- 
oeUehta  «nd  KriHk  der  Kapitaldao-Theorieen'*  gegeben.  Dario  werden  die  einxelnon 
Theoretiker  gruppenweise  nach  dem  von  von  Brihm  angenommeneu  Kern  ihrer 
Theorien  behand<'lt  nnd  kritiMrt.  Die  Socialisten  und  einige  andere  werden  als  Yer- 
A.  Wagner.  (iruDdki^Dng.  3  Anfl.  2.  Theil.  Yolkgirirthsrhaft  u.  Kecbt.  l'.t 


üigiiized  by  Google 


290     S*  B.  Anadeboiiag  des  PrirateigeiiÜiiiiDS.  1.  K.  PhratJupiti].  $.  134. 


treter  der  „Ansbeatangstbeorie"  zu^utmeiigcfas^it  aud  n&ber  dabei  Uodbertuä  uud  Marx 
(S.  874  —  447)  besprocben.  Kritische  AwiRllirinifeD,  w^ebe  fvar  nefcr&ch  aadere 

Punctc,  als  die  von  mir  unten  in  diesem  Kapitel  h<Tvorgeliohenen.  und  das  Mei^t(♦  in 
anderer  Weise  bebaodolo,  auf  welche  ich  mich  aber  zur  Kigiazaug  uod  VerroU- 
stindigung  meiner  eigenen  felgenden  ErOrterangen  gen  mit  betfelie.  aneh  trenn  fcb 
sie  nicht  alle  ftlr  zutrefTend  noch  für  die  mir  wichtige  Seite  der  Frage  des  Privat- 
kapitals boweiskräftip  halte,  v.  Bßhm  hat  auch  eigentlich  ein  anderes  Problem.  al> 
ich  liier,  im  Auge;  er  die  theoretische  Erklärung  des  KapiJalzinses  al>  einer 
Ökonomischen  Erscheinung  und  zwar,  wie  er  meint  und  im  zweiton,  positiven  Theib- 
seines  Werks  zu  begründen  sucht,  als  einer  absoluten  Knfegorie  des  Winbscbafis- 
lebens,  nicht  nur  einer  historisch-rcchilichen  in  bestimmten  Gcschicbtsphasen  und  aaf 
der  Grandlege  einer  beetimnleD  geacbfehtHchai  Reeblaordnnng  der  YoUttvirttMetoft: 
ich  die  Regründung  and  Rechtfertigung  des  Privatknpitals  und  eines  eigen.^n 
Beaitzeiukommens  daraus,  der  Ktpitalrente,  als  einer  vom  Interesse  der  ganzen  Yoiks- 
wirthscbaft  geforderten  InstitntfOB  dw  vfrthscbaftlicben  Kecbtooidnung  ?on  Coltar> 
fOlkern  hoch  cntwiekellea  ond  immer  hOber  su  entwidulnden  ZnKinds  der  Technik 
nnd  Ockonomik. 

Meine  eigene  Auffassung  weist  v.  Böhm  mit  derjenigen  üchälllc  s  unter  die 
««deutsche  druppe*'  der  ..Arbcitstbcorie",  wonach  der  Zins  als  Veigeltnng  eines  rolks- 
wirthscliaftlii  hen  Il.Tuf-i  erklärt  wer«!-'.  l>ii'se  Auffaj-sntiir  fuhrt  er  im  Keim  auf 
Kodbertus  zurück  und  zwar  auf  dessen  Üutracbtung  des  Grund-  und  KapitalcigenthaBS 
th  eine  Art  Amt  ond  der  Rente  als  eine  Ait  Beentengebnlt  (riehe  oben  8.  28SV 
Diese  Idee  sei  von  uns.  Angehörigen  der  ..d(Mit-~r]irii  Kat^i-'di-rsocialisten",  anfgegrifl'cn 
und  in  breiterer  Ausführung  vorwflitbel  (v.  Böhm  1,  35^).  Dagegen  möchte  ich  mir 
die  zweifache  Bemerlrong  enanben :  einmal«  die  .«deotsehen  KatbedeiMcbdisteBr  UMen  | 
nichts  weniger  als  ein<-  iresi  hlo^scnc  Schule  (siebe  Grundlegung  1,  §.  17),  roUends 
nicht  in  theoretischen  Leliren  dieser  Art;  die  meisten  sog.  Kathedcrsocialistcn  sind 
allen  solchen  Kragen,  wie  Erklärung  oder  Begründung  des  Zinses,  überhaupt  stets  aus  ■ 
dem  Wege  gegangen.  Schiffle  und  ich  gehören  zu  den  wenigen .  welche  das  nicht  * 
gethan  haben.  uImt  unsere  Ansichten  können  nicht  als  «liejcnigeu  der  ..Sclnüe"  der 
KathedersocialiMcn  gelten.  Sodann:  Scbälfle  wie  ich  sind  nicht  durch  Kodbenu« 
erst  ni  vnswoi  theoretischen  Ansichten  Uber  die  BegrUndang  des  ZinMS  oad  des 
PrivatLijiitals  gekommen,  sondern,  wenn  auch  von  ahnlichen  AusgangqiwiCten  der 
Betrachtung  unabhängig  ron  ihm  zu  rerwandten  Auscbauuagen  gelangt,  die  durch 
Rodbertas  bestlfigt  zu  sehM  mir  aneidings  ron  Werth  war,  was  ich  daher  gern  an- 
erkannt habe  -irho  2.  Auflage  dieses  Works  S.  590  (f.).  v.  Böhm  ist  hier,  wie  mehr^ 
fach  sonst,  dem  freilich  Dogmen historikern  nalieliigeiideii  Fehler  verfallen,  verwandte 
Lehren  und  ähnliche  Fassungen  derselben  iiiniier  auf  den  gleichen  Ausgangspunct, 
regelmässig  in  demjenigen  Autor,  dot  zeitlich  sie  am  Frühesten  geäoasert  bat,  snftdih 
zuftlhrcn.  was  oftmals  uns(atfbaft  ist.  Die  beliebten  Prioritafsstrcitigkeitcn  der  Autoren 
selbst  lassen  sich  denn  auch  so  häutig  als  mtlssig  bezeichnen,  indem  leicht  nach- 
sn Velsen  ist,  dass  reisdiiedeBe  Personen  sehr  volu  nnabbängig  von  einender  n  ver- 
wandten Ansichten  and  Fassungen  kommen ,  freilich  eventuell  weil  sie  von  ihldlclMS 
ilteren  Anschauungen  aoagehen  (Ricardo  —  Proudbon,  Kodbertus,  Marx). 

V.  Böhm  kritisirt  dann  Schiine's  nnd  meine  Theorie  ond  kommt  zum  Schloss, 
sie  könne  zwar  inr  socialpolitischcn  Kechtfertigung,  aber  nicht  zur  theoretischen  Er- 
klärung des  Zinses  dienen  (S.  8'.8  -  besonders  S.  856 .  358  nnd  Inhah  S.  X): 
„insofern  man   in   den  Spar-   und  l)is]Mini[t)iatigkciten   der  Kapilalisten  einerseits 
das  wirksamste  Mittel  zur  Bildung    und  zweckmässigen  Venrendong  eines  an^ 
reirbendcn  N'ationalkapitals  erblickt  und  anders'Mfs  tiicbf  erwarten  kann,  dass  die- 
selben in  ausreichender  Menge  von  Privaten  dargebracht  werden.  —  [das  ist  freilich 
nicht  mein  in  dieser  Präge  maassgcbender  Oesiehtsponct,  sondern,   dass  Äe  ! 
directe  BiMun?  des  Nationalkapitals  durch  die  ökonomische  Oesellschafl  selbst  wie 
in  der  socialialischcn  Wirtbscbaftsordnung  theÜs  nicht  ausführbar,  theils  viel  weniger 
erfolgreich  sein  irdrde,  tis  die  indirecte  in  der  Form  des  Privatkapitals]  — . 
wenn  ihnen  dafür  nicht  noch  dauernde  Vortheile  in  Aussicht  gestellt  werden:  ' 
kann  ilie  Riirksicht  auf  jene  Leistungen  der  Kapitalisten  einen  höchst  triftigen  Recht-  1 
f<'rtl•,'UIlg^-grund  und   ein  ausschlaggebendes  legislatives  Motiv  für  die  Einführung  i 
oder  Aufrechthaltung  des  Kapitalzinses  sein.'*   v.  Böhm  meint  nur,  dass  das  Dasein 
des  KapitaUinses  mit  dem  Hinweis  «nf  jene  «Arbeit**  noch  nicht  theoretiich  er- 
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Jilärt  werde,  er  reiwiri't  daher  Scb&lfles  wie  meine  „Arbeitötheorie''  gleich  allen 
aBdaeo  Yarlaoteii  der  letttemi  als  da«  atlchbaltige  Iheondache  ^Eri&nmg*^  dea 

Kapitalziiisi's,  llsst  es  aher  dahin  {gestellt,  ob  ich  meiaer  BeglttadoagaÜlMtfe  ttberhaupt 
eine  »olcbe  Bedeotong  bfttte  geben  wollen  (S.  359). 

Ich  kann  in  Antwort  an  r.  BAhm  letzteros  nur  feraelnen:  das  was  er  Er- 
klärung" des  Kapitalzinses,  als  einer  notbwendigen ,  allgemeinen,  absoluten  Kategorie 
allen  Wirthscbaftülebcns  nennt,  habe  ich  iu  der  Tbat  nicht  mit  meiner  Theorie  geben 
wollen.  Ich  habe  überhaupt  nicht  sowohl  die  Fra^e  des  Kapitalzinses,  als  diejenige 
dea  Priraikapitals  als  einer  Recbtsform  des  Natioiialkapitals  behandelt.  Dabei  bin  ich 
zur  rolkswirthschafilichcn  Begründung  des  Privatkapilals  als  einer  Institution  der 
ßecbtsordniing  durch  Gcbichtspuncte,  welche  man  mit  r.  Böhm  solche  einer  „social- 
poUdaeheB  Reditfenignng"  aemeii  mg,  gelangt.  Daa  aehliesBC  fm  Prineip,  deahalb 
noch  nicht  im  Maass  und  in  der  Rogulirungswcisc,  eine  Rechtfertigung  des  KapitlJ- 
ünses,  als  des  normalen  Einkommens  aas  dem  Besitz  des  Priratlupitals  ein.  Das 
PriraUaintal  ftaogirt  eben  doppelt,  als  BentaafeBds  vad  als  UHtel  der  Leitung  der  Pro- 
daction  und  der  Arboitabeschät'tigung  Die  „Begrfladnng"  des  Zinses  als  eines  solchen 
Einkommens  von  Privatkapitalisten  lioie^t  dami  t  för  micl»  allerdings  auch  nur  in  der 
rolkswirthschafdichen  Nothwendigkeit  des  Trivatkapitals ,  als  einer  historisch -recht- 
lichen Kategofie  des  Winh^chafltslebens,  solange  das  Privatkapital  Überhaupt,  daher 
aach  da  wo  es  als  Iv'  *  ht^fonn  zur  Bildung ,  Vermehrung'  nnd  YerveBdnng  des 
Natlonalka{itals  fangircn  luuss  oder  am  Erfolgreichsten  fuogirt 

Eise  andere  Frage  ist  die  ron  y.  ROhm-Bawerk  nntersnchte,  die  ich  deawegea 
Bichl  ftr  müssi;;  halte.  Im  (jegeiitheil.  sie  wäre  z.  B.  auch  für  eine  socialistische  Pro- 
dactkna-  und  (iesellschafuiordnung  practiscb  wichtig.  Das  Ergebuiss  der  scharfsinnigen 
Bad  eisdringlfcheB  v.  Bftbn'schen  Datersvehnng  ist,  dasa  unter  dem  Einfloss  des 
Zeitmoments  auf  die  menschliche  Wertbschät^ung  der  Gttter  der  Zins  stets  nothwend% 
und  eine  absolute  Kategorie  in  allem  Wirthschaftsieben  sei,  well  Güter,  über  die  man 
sofort,  in  der  üogcnwart  verfügen  kann,  einen  höbeieu  Werth  repräsentirten .  als 
solche,  über  welche  man  eist  künftig,'  verfagcn  kann,  eine  Werthdifferenz,  welche  die 
eigentliche  theoretische  Erklärung;  des  Zin-cs  gebe  (I,  41)5  und  der  gan/?c  Band  II, 
besonders  S.  2U9:  „die  natürliche  Wertbdiderenz  zwischen  gegenwärtigen  und  zukunf- 
tigen  Oütwn  ...  ist  die  QnelJe,  bbs  welcher  aller  KapitaUios  aetaen  Ursprung  zieht**). 
Ich  halte  die  Beweisführung  v.  BObm's  hierfür  im  Ganzen  gelungen,  habe  darauf  aber 
hier  fOr  die  Flage  dieses  Kapitels  nicht  weiter  einzugehen.  Nur  die  Bemeikang  fOge 
ich  bd:  wenn  2.  B.  in  einer  sodattttischen  Pndactionsordnong  Emst  mit  der  „Ter- 
geselbcbaftung",  dem  „Gemeineigenthum"  der  Productionsmittel  im  Besitze  der  nationalen 
Üesammihcit  gemacht  und  —  was  rreilich  die  letzte  L'onsequenz,  aber  doch  nicht  die  ein- 
tige  Möglichkeit  wäre,  welche  vieluiehr  ^ogar  ihre  bewunderen  ökonomisch  technischen 
aad  paychologischen  Schwierigkeiten  bei  der  Verwirklichung  hätte  —  wenn  die  Centrali- 
sirang  aller  Produr  tion  vermieden  und  die  Decentralisirung  derselben  in  mehr  oder  weniger 
vou  einander  unabhängige  ..üroppenbeiriebe"'  beliebt  wurde,  so  w&reu  letztere  aus  dem 
Oeaammteigenthora  aa  Kapital  in  erforderlicher  Welse  aBscnstatten  nad  eine  yendnaang 
dieser  Kapiialdotationen  wäre  dann  auch  hier  geboten,  um  eine  richtige  und  gerechte  In- 
tcrossenausgleicbuug  herbeizuführen;  eine  Gonsei^uenz  der  ron  BÖbm'schen  Tbcohe. 

Indeaaen,  hier  toat  ana  in  der  Frage  des  Prnradtapitala  handelt  es  sich  am  etwas 
Andres:  nemlich  ob  die  „Erklärung"  des  Zinses  bei  r.  Böhm  unmittelbar  eine  Kecht- 
fertigung  und  Begründung  de.s  Privatkapitals  als  Institution  der  Kei  htsordnong,  mit 
der  Folge  eines  Zinsbezugs  als  Einkommen  fur  den  Eigenthümer  des  Pnvatkapitals 
Uefem  kann?  Das  wird  man  sieht  zagehen  dOrfea.  Vielmehr  würde  auch  hier  za 
sagen  sein:  die  Bcroitjtellung  von  geeigneten  Gütern  zu  Productionszwerken  in  der 
Gegenwart,  om  so  künftige  Güter  gewinnen  zn  können,  setzt  volkswirthschaftlich 
wmhrolle,  „prodactiva**  „Thitlgkelten*'  vorana,  ia  derea  Vornahme  eine  rolkawirth- 
schaftlichc  Begründung  für  den  Bezug  eiiif^r  angcmessctien  Vi  rgeltung,  eventuell  in 
der  Form  des  Kapitalzinsos  liegt.  Damit  wäre  die  vou  ischätlle  und  mir  renreteno 
Aafbssnng  angenommen.  Sie  mnsate  daher  immer  erst  zur  r.  BOhm'sehen  ,,EtUlntng** 
hinzutreten,  um  eine  rolkswirthschaftlicho  Begründong  zu  geben.  Nach  dem  oben 
mitgethcilten  Urtheil  v.  Böhms  möchte  ich  aaaehmeB,  dasa  dieser  aasgezeichnete 
Theoretiker  diesem  Schluss  beistimmen  könnte. 

Im  2.  Bande  seines  Werks  behandelt  v.  Böhm  mehrfach  ähnliche  Fragen,  wie 
ich  hier  in  diesem  Kapitel,  so  die  roB  mir  hier  aas  dem  J.  Thoii  der  tirandlegOBg 
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(§.  129)  snfi^eaoiomena  UalecBcheidanf  ?on  Social-  (Nadonal-)  and  PriratkairffB],  die 

ihm  nicht  mit  der  Unterscbeidong  von  Kajntal  als  ..reiii-nlonomische"  uml  als  „l  isto- 
riäch- rechtliche "  Kategorie  zusammenfällt  Er  will  darin  zwei  solbst&ndige  Unter- 
scheidungen sehen  (S.  64  ff.).  Ferner  giebt  aocb  er  eine  „Thoorie  der  Kapitalbildoog*' 
(S.  107  ff*.).   Hier  wie  auch  sonst  im  gMuen  Werke  BMcbe  Ueibereinätimmang  mit, 

aber  aucli  erhcMichf  Abweichnngen  von  meiner  Aiiffassuni?  im  Foljfendon,  fnMlioh  zum 
Theii,  weil  wir  überhaupt  nicht  dasselbe  Probli^ui  behandeln.  Eine  Kcnauero  Ans- 
eioMidenetiang  mit  r.  Dohm  glaabto  ich  doch  hier  unterUssen  zu  sollen.  Zur  Er- 
pänzuna^  möchte  ich  mich  wieder  gorn  auf  ihn  beziehen.  Auch  wieder  zur  Er- 
gänzung von  V.  B^hm's  Darstellung  sei  auf  E.  Sux,  Staabwirthschaft,  be&  S.  äÜS  Ü.. 
Bezog  genommen.  ^ 

Auch  Loria's  gonanntcis,  höchst  originelles  und  geistvolles  W  erk :  annalisi  dclla 
proprieta  capiialista  ist  fUr  den  üogenfitaod  dieses  Kapitels  wichtig,  wie  mehr  noch 
Air  die  Gmndeigenthnmsfrage.  Er  bringt  die  Fragen  vom  Kapitalgowinn ,  wie  die 
geaeamte  Vertheiluugsfrage ,  in  nichstcn  Za.sammenbaog  mit  den  Roden besitzverhält- 
nissen.  Vgl.  über  Loria  dio  Anzeige  ron  W.  Lezis  im  ScbmoUerscheo  Jahrbuch 
1894,  Heft  1,  S.  2USlf. 

Erster  Hanptabflchiiitt 

Verhältnifls  des  Privatkapitals  smn  Naüonalkapital 
und  Theorie  der  Kapitalbüdimg. 

1.  Abschnitt. 
Elnleitnngr* 

T. —  i>.  135  [287].  Unterscheidung  von  National-  und 
Pr  i  V  a  t  k  a  p  i  t  a  I. 

Die  wichtigste  und  soit  der  s(»ci;ilistischcn  rolciniiv  auch  theo- 
retisch strittigste  Frage,  welche  sicli  auf  die  Ausdehnung  des 
Privateigouthums  hcziclit,  hetritTt  die  NOtliweiuligkcit  und  Zweck- 
mässigkeit des  I* r i V a teigentliums  au  sachlichen  Pr (»ductions- 
niittcln.  Diese  Frage  gliedert  sich  dann  in  die  beiden  Fragen 
nach  der  Berecbtigang  des  Privatkapitals  und  des  privaten 
6 r un deigen tbnni.s.  In  diesem  Kapitel  wird  die  erste,  im 
folgenden  zweiten  die  zweite  Frage  nntersacht. 

FUr  Jene  ist  an  den  frUher  dargelegten  prineipalen  Unterschied 
zwischen  Kapital  als  rein  dkonomisehe  nnd  anderseits  als 
geschicbtlich-reohtliche  Kategorie  anznknflpfen  (I,  §.  129). 
Kapital  im  ersten  Sinne  oder  m.  a.  W.  ökonomisches  (volks- 
wirthBchaftliches)  oder  National-(Volks-,  Social  )Kapital 
ist  „ein  Vorrath  solcher  wirthscbaiUicher,  znnSobst  beweglieher 
Gfiter  —  naturaler  Güter  welche  ans  einer  früheren  Prodnction 
herrühren,  als  tecbntsebe  Mittel  flir  die  Herstellnng  neuer  Güter 
in  einer  Wirthsebaft  dienen  können  und  dafür  erforderlich  sind", 
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oder  kurz  j^csagt  ist  Productionsmittelvorratb.  Kapital  im  zweiten 
Sinne,  Kapital  besitz  oder  Kapitaleigen  t  hu  m,  Privatkapital, 
ist  „derjenige  Theii  des  snoäcbBt  beweglichen  Vermögensbeaitzes 
einer  Person,  welcher  derselben  als  Erwerbsmittel  zur  £riangaog 
eines  Einkommens  ans  ihm  (Rente,  Zins)  dienen  kann,  also  zu 
diesem  Zwecke  von  ibr  besessen  nnd  erstrebt  wird:  bestimmuogs- 
mSssig  ein  Rentenfonds<<  (I,  S.  316 ,  817).  Wo  Privateigenthnm 
die  reohtUehe  Grundlage  des  Verkehrs  ist,  steht  jenes  erstere 
Kapital  regelmSssig  grOsstentbeils  im  Privaleigenthum.  Es  entsteht 
und  vermehrt  sieb  daher  in  der  Form  des  PriYatkapitals  nnd  wird 
als  solches  direct  ?on  seinem  Eigenthllmer  oder  von  demjenigen, 
welchem  es  letzterer  lieb,  in  der  Frodnction  Ycrwendet  nnd  damit 
seiner  Bestimmong  sngefUhrt  Hiermit  wird  der  Privatkapitalist 
aber  atieh  der  geborene  Leiter  der  nationalen  Gtiterprodnetion, 
welche  so  von  ihm  oder  von  seinen  Beauftragten  oder  von  denen, 
welchen  er  im  Wege  des  Credits  die  Verfügung  Uber  sein  Kapital 
llberlässt,  ihre  Gestaltung  und  Richtung  empfangt.  So  wird  der 
Kapitalist  der  Hescbäftigcr  der  Arbeiter,  welche  demgemäss  in  die 
Abhängigkeit  von  ihm  treten. 

Kapital  als  Produetionsmittel  ist  für  jede  irgend  bedeutendere 
Entwicklung  der  Production  und  folgeweise  der  Volkswirthschal't 
unentbehrlich,  zwar  nicht  ein  eigentlicher  Productionsfactor,  welcher 
Prodiicte  „schaflft",  was  nur  Natur  und  Arbeit  tbun,  wohl  aber  eine 
unentbehriiehe  Productionsbedingung,  welche  die  öcbatfung  der 
Prodnete  selbst  erst  mdgUch  macht.  Fttr  die  regelmässige  Ent- 
stehung dieses  Kapitals  muss  daher  zunächst  gesorgt  werden.  ISoll 
sieh  die  Production  ausdehnen,  um  fttr  eine  steigende  Hevölkemng 
eine  grossere  Menge  zugleich  besserer  wirthschaftlicher  Guter  zu 
beschaffen,  so  muss  zuvor  eine  Vermehrung  dieses  Kapitals  er- 
folgen. Und  soll  endlich  das  Ziel  aller  Production,  die  sichere, 
reichliche  nnd  wohlfeile  (d.  h.  zunftchst  nur:  mit  möglichst  niedrigen 
rein  natOrlichen  Produetionskosten ,  I,  g.  172  auslangende),  daher 
reichliche  Gonsumtlon  gestattende  Gewinnung  wirthschaftlicher  Güter 
erreieht  werden,  so  muss  dieses  Kapital  richtige  Verwendung 
finden. 

Die  Aufgabe,  lUr  die  richtige  Bildung,  Vermehrung  und  Ver- 
wendung dieses  Kapitals,  zu  sorgen,  liegt  in  unseren,  auf  der  Ver- 
kehrsrechtsbasis  des  Privatei^enthuiiis  bt  ruhenden  Vulkswirthschaften 
hauptsächlic  hden  Kigenthtlmeru  jenes  Kapitals,  den  Privatkapitalisten, 
ob.   Diese  l'ersunen  sind  „die  Functionäre  der  Gcsammtbeit  (des 
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Volks)  l'Ur  die  Bildung  und  BeschüttigUDg  des  nationalen  Pro- 
dactionsmittelfonds"  (I,  §.  127,  S.  317). 

Die  Privatkapitolisten  beziehen  fttr  diese  oder,  zunächst 
wenigstens,  in  dieser  Fonction  ^  denn  ob  richtiger  und  berechtigter 
Weise  fttr  diese  Function,  das  hängt  natürlich  von  der  Ent- 
scheidung tther  die  Nothwendigkeit  oder  Zweckmässigkeit  des 
FrivatkapitalB  ab  —  einen  Gewinn  (Rente,  Zins)  als  Einkommen. 
Dieser  Gewinnbezng  ist  für  sie  der  bauptsichlicbe  Zweck,  die  Aus- 
sicht auf  ihn  der  mächtigste  Ansporn  zur  Bildung,  Vermehrung  und 
Verwendung  ihres  Privatkapitals,  wetehes  als  Ökonomisches  Kapital 
dient  Auch  fttr  die  ganze  Volkswirthschaft  ist  dieser  private  Renteo- 
bezug  von  grosser,  aber,  wie  sich  schon  hier  constatiren  lässt, 
nicht  bloss  von  nacbtheiiiger  Bedentung,  wie  die  Gegner  des 
Privatkapitals  behaupten.  Allerdings  bildet  dieser  Gewinn  einen 
Thei!  des  Reinertrags  der  Volkswirthschaft  oder  des  Volksein- 
konuiieus  (I,  §.  176  ff.)  und  vermindert  unvermeidlich  für  seinen 
Betrag  das  Einkommen  der  übrigen,  nichtkaj)itall)e>itzenden,  also 
besonders  den  Lohn  der  Arbeiterclassen,  bei  einer  gegebenen  Grösse 
des  Volkseinkommens.  Allein  die  absolute  Höhe  des  Volksein- 
kommens hängt  mit  von  der  Höhe  und  Verwendung  des  Kapitals 
als  Productionsmitteltbnds  ab.  Wenn  sich  nachweisen  lässt,  dass 
dieses  Kapital  nur  in  der  Form  des  Privatkapitals  richtig  gebildet 
und  verwendet  werden  kann  oder  auch  bloss,  dass  es  so  am  Besten 
gebildet  und  verwendet  wird,  so  ist  selbst  vom  Standpuncte  des 
Arbeiterinteresses  aus  jene  Abgabe  eines  Theils  des  Nationalein- 
kommens als  Gewinn  an  die  Privatkapitaiisten  kein  Nachtheii  und 
auch  volkswirthschafUieh  zu  billigen,  weil  dies  Verhftltniss  eine 
nothwendige  Bedingung  des  Privatkapitals  und  unter  dieser  Voraus- 
setzung des  Kapitals  Überhaupt  ist  (I,  %,  883). 

Kodbcrtus  a.  a.  0.  lässt  seiner  Auslegung  den  Satzes,  dass  die  I'roducte  nur 
Arbeit  kosteu,  geiu&äs  ganz  conäc([ueut  dio  Keiueo  (.Kapital-  und  Grundreute)  aus  einer 
Thcilonp  des  blossen  Arbeitsprodacts  entiteben  and  siu  dadurch  ab  eine  VerkQrxang 
der  Arbeiter  erschinnen.  Aehnlich  Marx  und  andere  Soririlisten:  natürlich  nur  richtig:, 
wenn  daä  privatwirthscbaftfiche  System  und  rrivatkapital  ganz  eutbehrlicü  w&re.  Siebe 
Yorbenerkongen  §.  132  ff. 

Vom  Standpuncte  des  volkswirtliscbaftlichon  Productionsinteresses  aus  liegt  die 
Frage  der  Bcrechtipunfr  und  Nothwendick«:it  des  Privatkripit  i!s.  n;imo;itIich  p>ychologiscb 
betrachtet,  biosiclitlich  der  auf  die  Tbätigkeit  rou  Kapitalisten  einwirkenden  Motive, 
ibnlich ,  wie  die  l'^ge  der  Berechtigung  nnirleiebw  Vertbeilonf  des  YolkteiiikoiniDeii«, 
insbesondere  der  Zulassung  höhrnn  Einzeloinkommcns.  Es  kann  dalier  liier  mit  auf 
die  bezUKÜchen  Ausführungen  im  Thcil  I,  §.  278  Ii'.,  2b2  tf.  Uber  dio  Frage  eines 
regulirendea  EiiigriA  in  die  Yertheilung,  sowie  nof  manche  £rOrterangen  läuMh 
miscb-psychologiscber  Art  Aber  HotiviUoii  in  1.  Backe,  1.  Kapitel  daselbet  renrieien 
werden« 
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Ausserdem  bietet  der  Rentenbezug  das  Mittel  für  die  Erböbaog 

des  Einzeleinkomnoens  und  damit  für  die  reicblicbere  BedUrfniss- 
befriedigung  und  f(lr  die  EiinöglichuDg  der  Pflege  von  Cultur- 
bedllrfnlsscn  bei  den  K.ipitali.stcnclassen ,  denen  durch  diese  ihre 
ökonomische  Stellung  auch  njehr  Müsse  zu  freier  Thätigkeit  bleibt. 
Das  Vorbandensein  solcher  Classen  und  die  Mitbedingung  dafür, 
nemb'ch  auch  hier  wieder  die  ungleiche  Vertbeilung  des  Volksein- 
kommens, kann,  wie  frtlher  gezeigt  wurde,  im  Interesse  der  ganzen 
nationalen  Gemeinschaft  wünschenswerth  und  unter  ünistünden 
nothwendig  sein.  In  diesen  Verhältnissen  findet  mithin  das  Privat- 
kapital von  vornhereiD  auch  eine  aiigemeinere  Bechti'ertigang. 

Aach  dies  Moment  triU  trotz  dor  cminout  historis(  hcn  Auffassang  bei  Rod- 
bcrtas  und  bei  den  andren  Socialisten  zu  sehr  zurück.  Siehe  dagegen  ebenfalls  die 
Ausführungen  über  die  YoraasseUungen,  welche  alleiA  einen  Eingritf  in  den  Proue^ü 
dor  im  freien  Yerfcebr  dcb  foUiielMndMi  Elntommenferthdllttiig  gesUtten,  in  I,  §.  284« 
285  ud  ob«o  lU  9-  29,  80. 

Im  Uebrigen  gebt  die  Frage  nach  der  Bereobtigang  des  Priva^ 
kapitals  in  die  andere  ttber,  ob  das  Okonomiscbe  Kapital,  der 
Prodnctionsmittelvorratb  der  Volkswirtbscbaft,  notbwendig  un- 
bedingt durch  Vermittlung  der  erforderlichen  Thätigkeit  von 
Privateigenthllmcru  in  der  Form  des  Privatkapitals  gebildet  und 
vermehrt  uud  durch  sie,  bzw.  ihre  Beauftragten  (incl.  die  die  Kapi- 
talien Entleihenden)  der  Verwendung  im  Productionsprocess  zuge- 
führt werden  oder,  falls  dies  zu  verneinen  ist,  ob  dieser  Weg 
wenigstens  als  der  passendste  ftir  diesen  Zweck  gelten  muss. 
im  ersten  Falle  würde  die  Kechtsinstitution  des  Privatkapitals  eine 
unentbehrliche  Einrichtung  der  Volkswirthschaft  selbst  sein  und 
insofern  das  Privatkapital  unter  allen  Umständen,  ausnahmslos 
überall  and  fUr  immer  eine  nothwendige  ökonomiscbe  Kategorie 
des  gesammten  Wirthschaftslebens  werden,  nicht  nur  eine  historisch- 
rechtliche  Kategorie  darstellen.  Bloss  als  eine  solche  wäre  das 
Privatkapital  dagegen  im  zweiten  Falle  anznseben.  Grttnde  relativer 
Zweekmilssigkeity  welche  naeb  Zeit  nnd  Ort  natttrUcb  immer  etwas 
weobseln,  würden  zur  Stiltsnng  der  Institution  dienen  mtlssen.  Es 
kann  nun  zwar  von  vomeberein  nicbt  sweifelbaft  sdn,  dass  das 
Privatkapitai  immer  nnr  eine  bistoriscb-reebtlicbe  Katogorie  dar- 
stellt (I,  §.  129):  ein  notbwendiges  Zugestündniss  an  die  Tbeorie 
des  wissenscbafUicben  Soeialismns.  Aber  fttr  die  allgemeine  Ver- 
wirkliobang  dieser  Theorie  folgt  aas  diesem  Zugeständniss  nioht 
yiel  Tecbniscb  mag  die  Bildung  und  Verwendung  von  National- 
kapital direct,  ohne  Vermittlung  der  Institution  des  Privatkapitals, 
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sich  yielfaoh  weiter  ansdehnen,  Ökonomisch  mag  das  leichter  mög- 
lich ond  waDScheoswerther,  socialpoliüsch  nothwcDdiger  und  be- 
rechtigter werden.  Das  Alles  ist  möglich,  ja  wahrscheinlich.  Die 
irgend  allgemeinere  oder  gar  ganz  allgemeine  Verdrängung  der 
Mitwirkung  des  Privatkapitals  ist  gleichwohl  sehr  unwahrscheinlich, 
vor  Allem  aus  psychologischen  Gründen ,  und  nicht  nur  für  unab- 
sehbare Zeit,  sondern  überhaupt  (§.  143  ff.). 

Kodbertus,  Sociale  Frage,  8.  222,  MC,  Auch  hier  verveisc  ich  besonders 
auf  die  Au3fubrunn;cn  Uber  Psychoto|i^ie  und  Motiration  im  1.  Buche,  Kapitel  1  des 
Tbcilü  I:  fUr  mich  ist  diese  psychologische  Seito  der  cut^icheidendo  Ponct  für  die 
vorausgehend  js^eäussertc  Meinong.  Vieleriei  Miutigtt  Pancto  der  technischen  Zweck- 
mässigkeit, des  socialen  (lesammtinteresses  kommen  natürlich  daneben  in  lU'tracht. 
Ich  kann  es  daher  nur  eine  Naivutät  uenoeu,  wenn  ein  jugendlicher  socialibtischer 
Kritiker,  wie  GoarMl  Schmidt,  die  Tnfweite  derartiger  psychologischer  ßewei:»- 
fllhniDgen  bestreitet,  als  ob  der  Nachweis  der  wahrscheinlichsten  Aussichtslosigkeit 
der  Verwirklichoog  des  socialistischeo  Wirthschai'issystems  in  diesen  Frageo  nicbtt» 
bedeute.  Mir  febdat  er  wichtiger  idi  ailea  Andre.  8.  Brann's  Archir  1894,  Heft  1, 
Sdimidt'e  Beqirechong  meines  Baolis. 

II.  —  §.  136  [288].  Auch  die  Unterscheidang  zwischen 
der  Entstehung  (Bildung)  und  Vermehrung  des  Kapitals 
(in  beiden  Bedeutungen)  einer-  nnd  der  Verwendung  desselben 
andrerseits  ist  für  die  Untersuchung  in  Bezng  aof  die  socialOko- 
nomiBche  Berechtigaog  des  Privatkapitals  geboten.  Allerdings  kann 
hier  in  der  Grnndlegang  nnr  die  Frage  nach  der  Entstehung  and 
VermehroDg  des  Kapitals  genauer  geprüft  werden.  Die  Frage  nach 
der  Verwendung  muss  ihre  Beantwortung  dureh  die  Erörterungen 
an  vielen  verschiedenen  Stellen  des  ganzen  Werks  fiber  Politische 
Oekonomie  finden.  Die  Fragen  hinsichtlich  der  Organisation  der 
Volkswirtbschaft  und  speciell  der  Combination  des  zwangsgeraein- 
mrtbschaftlichen  mit  dem  privatwirthscbaftltcben  System  nnd  des 
Uebergangs  von  Productionszwcigen  (Leistungen)  von  einem  dieser 
beiden  Systeme  auf  das  andere  hängen  aber  mit  der  Frage  der 
Verwendung  des  Kapitals  oöenbar  eng  zusammen. 

Wo  stell  Z.  T5  diT  Staat  in  irgend  einem  Gebiete  Icistongsfälii":  erweist,  da  wird 
biMdnrch  sleichzeiti^  von  selbst  der  Bcweia  geführt,  dasi  die  Verwendung  des  öko* 
nomiscben  Kapitels  id  der  Form  des  Priraticapitals  nicht  oor  nicht  onbedingt  noth- 
wendig,  sondern  in  diesem  Falle  auch  durch  Zwcckmässigiiellagrflndo  nicht  getratcn 

ist  Die  Vorzüee  des  j)^iv•atwirfll^cllatt]ichen  Sy&tems  auf  Crossen  (iebieten  der  Sach- 
fiutorpruductiuii  la^sell  es  uuij^ciichrt  als  /weriviniisbig  er^choinell,  volkswirthschaftlichcJi 
Kai'iial  als  Eigenthum  ron  PrirateD,  also  als  Privat  kapital,  zur  Verwendung  zu  bringno. 
Fur  die  bezuglichen  Untersuchungen,  w.  li  hc  n.Uier  nnch  ein/einen  Productionsiweigcn 
spcciaiibiren  milttöeu,  iät  auf  die  Theoruti&chc  Volkswirthächaltaluhru  und  auf  viele 
Abscbnitte  der  veiteren  Theile  dieses  Werks,  sowobl  in  der  Practiscboi  Yollcsvirth- 
sc]iaft<I<:hrc  als  in  der  Finan/wi^^er,si•^;1ft  711  rcrvciscn.  Ilii-r  in  der  (irtindlofitii)^'^ 
kann  vorl&utig  nur  nebenbei  auf  die  Frage  der  Kapitalvcrwcuduog  Bezug  genommen 
werden. 
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Es  sei  ftlr  jetzt  bloss  hervorgehoben,  dass  die  endgiltige  Ent- 
scbeiduDg  Uber  die  Notbwendigkeit  oder  Zweckmässigkeit  des 
Privatkapitals  von  der  Entscheidung  über  die  Frage  der  Kapital- 
Verwendung  mit  abhängt.  Selbst  wenn  sich  die  Bildung  und  Ver- 
mehrung des  ökonomischeil  Kapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals 
Dicht  als  nothwendig  oder  zweckmässig  erwiese  —  und  sie  that 
es  jedenfalls  nicht  so  allgemein ,  als  es  angenommen  wird  — ,  so 
könnte  die  Verwendung  des  Kapitals  durch  die  nächstinteressirten 
Eigenthttmer  gleiehwobl  so  grosse  VonsOge  bieten ,  dass  man  sieh 
doch  aiieh  im  Oesammtinteresse  der  Volkswirthscbaft  wieder  fttr 
das  Privatl&apital  entseheiden  mflsste. 

Die  Sebwierigkeity  welehe  die  Untetsaebnng  fiBr  die  wissen- 
scbaftlicbe  Theorie  des  Kapitals  demnach  bietet,  .wird  indessen 
dnrch  einen  Umstand  vermindert  Bildung,  Vermebmngy  Yer- 
wendong,  Wiederentstehung  und  Nenvermehrung  des  Kapitals  sind 
im  Grande  nur  die  verschiedenen  Phasen  des  grossen  volkswirtb- 
schaftlichen  Productions-  und  Consumtionsprocesses.  Im  Wesent- 
lichen keine  Neubildung  und  Vermehrung  des  Kapitals  ohne  vor- 
ausgegangene Verwendung  von  Kaj)ital  und  keine  bedeutende  und 
zweckmässige  Neubildung  und  Vermehrung  ohne  richtige  Ver- 
wendung desselben.  Beides  steht  in  Wechselwirkung.  Eine  Bildung 
von  Kapital  ausserhalb  der  Form  des  Privatkapitals  setzt  eben 
schon  eine  «geeignete  Verweiulung  des  ersteren  in  der  Productiou 
voraus  und  beweist  insofern  mit  dat'lir. 

1II.~§.  137  [289],  Die  flbliche  nationalökonomischc 
Lehre  von  der  Kapitalentstehnng.  Nach  dieser  ist  Kapital 
ein  Ergeh nisB  der  Ersparnng,  entsteht  ,,darch  Ersparniss, 
indem  nene  Prodncte  dem  aagenblickliehen  Gennssverbranche  des 
Besitsers  entzogen  und  wenigstens  ihrem  Wertbe  nach  als  Grund- 
lage einer  dauernden  Nutzung  aufbewahrt  werden"  (Roscher).^) 
Diese  Lebre  leidet  an  wesentHohen  Mftngeln. 

Sie  ideuüücirt  von  vornebereio  das  reiu  ökoiiomiscbe  uod  das  Privatkapital  uud 
erUirt  di«  EnMehaofr  des  erstenn  obne  Weiteres  dorch  diejenigro  <Im  iweiten.  Sie 

hält  fjich  in  lotzlerer  IIin>irlit  aber  an  ein  äusscrlichcs  Moinoist,  «!  is  in  dem  gauses 
Vorgaoge  erbt  in  zweiter  Lioie  siebt,  au  den  pri?atwirtbscbaftl)cbea  üparprocess. 
IMe  Lehre  in  dieser  Gestalt  hat  zwar  iildit  notliwcndig  ta  efoer  fidschen  WOrdigong 
und  panegyrisclieu  Vcili.  iriichung  des  Sparens  führen  mUssen.  aber  miudeütcns  daiu 
dea  Aolasa  gegeben,  welcher  durch  eine  Toxsichtigere  Formolirung  der  Bedingaiigcu 


')  iioscher  §.  45,  Schulze-Delitzsch  a.  a.  a.  S.  25  (wo  Übrigens  auch  diu 
oothwcndig  vorausgehende  productivo  Arbeit  herrorgcbobea  wifd).  Aohnlicli  die  mdltei 
Autoren,  siehe  die  in  der  Vorbencrknng  §.  132  geDMiiton  StcUco.  A.  Sa  Ith  in 
Adier's  Uebeisetzang  I,  S.  äi^. 
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uud  Ursacben  der  Kapifalentstchung  zu  vermeiden  guwcücu  wäre.  Dom  £^rer  als 
solchem  varde  ciu  ökonomisches,  ja  fast  ein  moralisches  Verdienst  für  seine  Spar- 
thätigkeit  zugeschrieben  und  in  l'oljerc  dosscn  auch  der  Kapitalfrcwinn  (..Entbehrerlohn"!) 
schief  aufgofasst.  Indem  endlich  Sparer  und  Produceut  oder  Sparer  and  Arbeiter  in 
der  Lehre  cioer  rolkswirthsebaMichoD  Schale  ebne  Wefteree  Identiieirt  vurden,  ent- 
stand eine  sophistisrhe  Rechtfertigung;  des  Privafkapitals  und  in  weiterer  Folge  wieder 
eine  eophbtischo  Beweisführung  zu  Uunstcn  der  bcötohendea  Bechtsordnang  zvischeo 
Arbeit  und  Kapftal,  welche  der  Bocialistisohen  Kritik  za  einer  ihrer  gllnsendsten  Ab- 
fertigungen von  „SchnMegmen  der  Nttienalöltonemie^*  die  nur  zo  enronaehte  Qeiegen- 
heit  geboten  hat.*) 

Allerdings  bieten  nieht  alle  Fassnogen  der  Lehre  von  der 
KapItalentBtehnng  gleiche  Bedenken  and  Angriffiipnoete. 

So  lut  uamcndich  Kau  (l,  §.  l'ib)  den  beireiTenden  Process  richtiger  dargelegt, 
indem  er  sagt:  ..ein  Kapital  entsteht,  in  der  Volbswirthschaft ,  indem  1)  nene  Ottter 

hervorgebracht,  2)  t>odaun  von  der  Ver/ehrung  für  blossen  jicrsönlichen  Vortheil  Qber- 
bpart  und  3)  auf  hcnrorbringcnde  Arbeit  angewendet  werden."  Die  Sparthitigiteit 
bildet  hier  mit  Recht  das  Mittelglied  in  dorn  Vorgänge.  Das  Kapital  ist  hiernach 
nicht  bloss  ein  Ergebniss  der  Er^parung.  sondern  auch  und  zuvörderst  ein  solches 
der  Productioii.  Das  wird  bei  den  anderen  Autoren  natürlich  nicht  tiberseben, 
(Schulze  a.  a.  0.  sagt,  es  vorsteht  sich  von  selbst),  aber  bei  einer  wissenschaftlich 
richtigen  Formolirung  der  Bedingungen  der  Kapitalcntstohuu";  mtisste  es  doch  durch- 
aus mehr  als  das  Spamenent  in  den  Vordergrand  treten.  Siehe  den  zweitfolgenden 
Absatz. 

Der  Maogel  bleibt  aber  auch  hier  die  fehlende  Unterscheidong 
des  rein  ökonomischen  und  des  Privatkapitals  and  die  angenflg^nde 
Zarttckftthmng  der  Vorgänge  der  Kapitalentstehong  anf  ihre  ein- 
fachsten entscheidenden  Momente.  Nor  eine  Untersach ung  dieser 
Vorginge,  welche  letsteren  Zweck  verfolgt  and  deshalb  von  jener 
Unterseheidnng  der  beiden  Kapitalkategorieen  aasgeht  ^  macht  es 
möglich,  das  Bereohtigte  nnd  zagleieh  das  Schiefe  and  Ueber- 
treibende  der  sooialiatischen  Kritik  der  Entstehung  des  Privat* 
kapitals  klar  za  legen  nnd  die  Frage  za  entscheiden,  ob  nnd  wie 
weit  die  Bildung  nnd  Vermehrang  des  Ökonomischen  Kapitals  dnreh 
Vermittlong  des  Privatkapitals  vor  sieh  gehen  mnss. 

Wie  D.  £.  die  Lehre  aller  Nationalökouomeu  der  britischen  Schule  Uber  die 
Knpitalentsidiong  an  grossen  Qehnchen  leidet,  so  schon  die  r<m  A.  Smith  selbst 
Dieser  schildert  den  Procoss  der  Kl^tnlbildunp-  0».  II,  ch.  bei  Asher  I,  ■'<20) 
schon  ganz  in  der  rein  und  eng  jHCiratwirthfrchafUicheu ,  man  möchte  sagen  lüein- 
bonrerliehen  Weise  wie  nlle  Neueren,  s.  E  wie  Schulze:  „Capitali  are  increased  by 
parsimony  and  diminished  by  prodigality  and  miacondnct  .  .  .  .  As  the  capital  of  an 
individual  can  bo  increased  only  by  what  hc  savcs  from  bis  annoal  rovenup  or  bis 
annual  gains,  so  tho  capital  of  a  ^ucicty  (aLu:  dab  Naüuiialkapit.di.  whicb  is  the  aamo 
with  that  of  all  tbe  indiridaals  who  composc  it ,  can  be  increased  only  in  the  same 
manner.  Parsimony  and  not  industry.  is  tho  immediato  cause  «f  the  increase  of 
capital.    ludustry  indeed  (provides  the  subjcct  which  parsimony  accumulates.  But 


*)  Laäsallc  geguu  Schulde,  in  seinem  Kapital  und  Arbeit,  S.  G7,  besonders 
79  IT.  Rodbertus,  Creditnoth  II,  S.  2b5  IL  (I.Auflage).  Marx,  Kapital,  4.  Auf- 
lage. I,  S.  542  U.  (22.  Kapitel),  r.  Bobm-Bnwerk,  Kapital  1,  iUpitel9  (Abstineni- 
tboorie,  besonders  Senior). 
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wbatever  iodustry  inight  acqnfre,  if  parsimony  did  not  save  and  störe  ap,  thc  capital 
wottld  uever  be  the  gre&ter."  Man  ist  nor  gerecht  gegen  Schulze,  wenn  man  za- 
gestcht.  dass  diese  Kapifalbildutig*ith<'orie  dos  ,/B(«i?ründers  der  NalionalOkonomio"  von 
einem  Lassalle  ebenso  hätte  zerzaust  werden  können,  als  die  Schulze'sche  Manche 
gute  Berichtigungen  schon  bei  Laoderdale  a.  a.  0.,  besonders  tiber  den  ron  Smith 
Kclänencten  Unterschied  zwischon  Volk:i-  und  siimmirtcm  ■Einzolrcichthtim ,  National- 
itapilal  and  Priratkapitalien.  Dann  namentlich  Kodbertas,  bocialo  Briefe  (Ausgabe 
TOB  1875)*  8.  80.  Greditnoth  II.  S85  ffl  vnd  die  Schrift  von  Pierstorff«  besenders 
mit  ihrer  goten  Darstellung  der  Rodbertu s'sclicn  Lehre.  S.  205  IF..  ihrer  Abführung 
der  Senio  raschen  „Abstiuence-Theorie"  (pol.  ec.  ed.  1858,  p.  5»  U.).  S.  45  if.  Aach 
die  oben  Note  1  auf  roriger  Seite  genannten  Stellen  von  Marz  und  v.  BOhm-Baverk. 

Seit  Hermann  (Staatswirihschaflliche  Untersuchungen,  I.Auflage,  S.  2S9  ff.) 
ist  es  in  Deutschland  üblich,  die  Entstehung  der  Kapitalien  zwar  hauptsächlich,  aber 
nicht  ausschliesslich  auf  Ersparung  zurückzuführen.  Kajiitaiieu  entständen  ausserdem 
nach  durch  Bildung  vcrth?ollcr  Verhältnisse,  rorhandeno  Kapitalien  rennehrten  ihren 
Werth  durch  Wertherhöhungen  ihrer  Bcstandtheile ,  Alles  die  Folge  von  allgemeinen 
Wirthschafts-  and  Culturfortschritten ,  die  dann  eben  durch  das  i:'rifateigcnthum  an 
den  Kapitalien  den  ^zeineo  Beeitiera  cn  Oute  kAiMB.  (Vgl.  nach  Roscher  §.  45.) 
Diese  Thatsachen  sind  nicht  zu  linpin  ii  und  grosscntheils  in  der  Lehre  von  der  Con- 
ionctur  (I,  §.  166  ff.)  schon  gewürdigt.  In  dieser  Weise  hier  als  Momente  der  Kapital- 
büdong  angefahrt  tragen  sie  nber  nur  noch  mehr  nur  Yerwlrning  der  Lehre  ron  der 
KapitalentatehuDg  bei,  weil  hier  wiederum  gar  nicht  zwischen  National-  und  Privat- 
kapital  anterschieden  wird.  In  der  Hanpfsache  erfolgt  hier  keine  Erhöhung  des 
ersteren,  sondern  nur  eine  audere  Vertheiluug  des  Nationaleinkommens  (mittelst 
Kentenbezügen  oder  höheren  ItentcnbezUgen  der  Grund-  und  KapitaleigcnthUmer)  and 
dadurch  dann  eine  nndere  VettheUang  dea  Nnäonniluipitnin  als  Prirntkapitnl  unter  die 
Phrateo. 

Im  folgenden  zweiten  Abschnitt  wird  daher  zunächst  die 
Theorie  der  Bildung  des  National  Kapitals  entwickelt. 
Daran  Bchliesst  sich  im  zweiten  Hauptabschnitt  dieses  Kapitels  die 
Theorie  der  Bildung  des  Privat  kapitale  nnd  die  Kritik 
dieser  Kapüalbildang. 


2.  Abschnitt. 

Theorie  der  Bllduig  des  Kattonalkapitals. 

■ 

I.  —  §.  138  [290].  Bedingungen  and  Ursachen  der 
Entstehnng  des  Nationalkapitals.  Für  die  Entwieklang 
der  Theorie  der  Bildnog  des  Nationalkapitals  wird  hier  die  Ent- 
stehung und  die  weitere  Vermehrung  (§.  liOff.)  des  letzteren 
unterschieden. 

Für  die  Entstehung  dieses  Kapitals,  dieselbe  nnabbftngig 
vorn  Privatkapital  betrachtet,  muss  man  (wie  in  I,  §.  130)  die 
Güter  unterscheiden,  je  nachdem  ihnen  die  Kapitaleigenschalt  eine 

dnrehaus  oder  im  A\'escntlichen  objectiv  anklebende  (inhärente) 
int  oder  nicht.  Mau  küimtc  danach  von  „unbedingten"  und  „be- 
dingten" KapitalgUtern  sprechen. 
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A.  Die  erstgenannten  Güter  und  somit  das  Kapital,  welches 
sie  darstellen  (Werkzeuge,  Maschinen,  meistens  auch  Haupt-,  Rob- 
nnd  Hilfsstoflfc  und  Halbfabrikate,  auch  IJodenmelioratiouen,  Ge- 
bäude für  l'roductionszweekej,  entstehen  durch  eine  frühere  Pro- 
duction,  in  welcher  die  Produ<  ti()nsfactoren ,  die  Naturkrälte,  die 
Arbeit  der  Menschen  und  die  Productionsbedingung,  die  bereits 
vorhandenen  Kapitalien,  absichtlich  vom  leitenden  Wirthschafts- 
subject  („Unternehmer")  in  der  Ricbtaog  auf  die  Herstellung  neuer 
Güter  der  genannten  Art  geleitet  und  in  dementsprechender  Weise 
combinirt  und  in  Verbindung  gebracht  worden  sind.  Diese  neuen 
Kapitalien  lassen  sich  also  bezeichnen  als  ein  Ergebniss  einer 
früheren  Produetion  nnd  einer  bestimmten  auf  Gewinnnng  nnbe- 
dingter  Kapitalgttter  gerichteten  Oispoeitioii  der  letsteren. 

Von  einer  Tbäiigkeit,  welche  irgendwie  unter  den  Begriü  des  „Sparens'*  fallen 
wUnlc.  kann  hier  nur  insofern  die  Rede  sein,  als  stlion  diejenigen  Güter,  mit  welrlien 
diese  neuen  Guter  hergostelit  worden,  dem  blossen  Genusüvurbrauch,  soweit  sie  da^u 
Uberbaopt  geeignet  waren,  rorentbnlten  nod  d«r  Venrendong  dorcb  das  Arbeitspenonnl 
(K's  betrctremJcn  Productionsbctricbs  zusrofalirt  worden  sein  müssen.  Iti  Bezug  auftlie 
neu  gewunneucu  KapitalgUtcr  i&t  der  bachvcrhalt  ein  anderer:  diruct  bat  diu  „£r- 
sparung"  mit  der  EntMebaiif  dieser  Kapitalien  gar  nichts  zo  tbno. 

B.  Die  Kapitalien,  welche  aus  Gütern  bestehen,  denen  die 
Kapitaleigensclialt  keine  ohjectiv  inhärente  ist,  sind,  wie  die  eben 
besprochenen,  zunächst  auch  ein  Ergebniss  einer  früheren  l'ro- 
duction  und  einer  bestimmten  Disposition  dersell)en.  Damit  diese 
objectiv  genussreitt'U ,  zur  menschlichen  Hedürfnissbefriedigung  un- 
mittelbar oder  nach  einfacher  Zubereitung  dienlichen  Güter  (Nabrungs- 
niittei,  Kleidung,  Betten,  Wohnungsinventar,  Brennmaterial, 
Reinigungsstoffc ,  Wobngebäude  n.  dgl.  m.)  volkswirtheohaftlich 
„Kapital"  werden,  mnss  aber  alsdann  dazu  noch  eine  weitere 
Disposition  über  diese  zum  Genius  fertigen  Producte  kommen, 
auf  die  Weise,  dasB  diese  letzteren,  aneh  wenn  sie  sich  dafür 
eignen,  dem  blossen  Gennssverbraiieh  Torenthallen  nnd  sugleieh 
der  reprodnctiyen  Verwendung  mittelst  Beschäftigung  von  Arbeit 
znr  Herstellung  neuer  Goter  (in  neuer  individueller  Guts-  und 
Wertbform)  zugeführt  werden« 

Das  wesentliche  Moment  fflr  die  Kapitalentstehung  ist  hier 
diese  naohtrSglich,  nach  ihrer  technischen  Fertigstellung  und  er- 
langten Genussreife  mit  den  Produeten  vorgenommene  Disposition 
in  Betreff  dieser  weiteren  Verwendung  dieser  Güter. 

Bei  den  unbedingten  Kapitalgütern  kommen  also  zwei  Momente, 
Producircn  und  Kichtung  geben  datiir,  bei  den  Itedingten  Kapital- 
gUtern  drei,  ausser  diesen  beiden  noch  das  liichtung  geben  für 
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reprodnctive  Verwendnog  statt  rein  consmntiyer  in  Betracht.  In 
jeder  geschicbtlich  vorgekommenen,  jeder  bestehenden  und  jeder 
denkbaren  späteren  Gestaltunj^  der  Production,  von  den  primitivsten 
AnfUngen  an  bis  zu  einer  rein  socialistiscben,  sind  dies  die,,Iogi8clien", 
die  „natUiiicben",  „rein  (ökonomischen'*  RLdin^nn;:;:en  der  Hildung 
von  Kapital  im  ökonomischen  8inn  im  Ganzen  und  io  dessen  ein- 
zelnen Bestandtbeilen. 

Je  nach  den  bestehenden  RccLtsTcrh.lltnissen  für  den  Productionsli.  frieb ,  di.^ 
Vcrtheilong  des  Pröda ctionsertrags  (namentlich  autorilatircr  and  rcrtragsmässigur, 
I.  §.  264),  jo  steh  der  ganzen  Tolk^rthschafUicben  Organisation  Verden  jene  ent- 
scheidenden Di:>poniracte  Uber  die  Richtung  der  froheren  Producfion  und  die  Ver- 
wendung der  fertigen  (lUter  ron  vt»rschiedenen  Personen  in  verschiod^'ner  Weis*?  und 
mit  verschicdcuom  ökonomiscli-tcchiiischeu  Erfolg  für  Maass  und  Art  der  Production 
und  dar  Kapitalbild ang  rorgcnoinmen.  Uekonomisch-technisch  und  rolktvirthschaftlich 
weiden  die  betrcfftMtdon  Hi  rlit-.vorhältnisse  iu  ihrer  Function  hierfür  versohicdon  zu 
beorthoilcn  8:in.  Diu  wirihschaftlicho  Frage  ist  iDimer,  ob  die  bctrettendcB  Penionen, 
welche  hier  za  entscheiden  haben ,  nach  der  ihnen  in  der  Rechtsordnung  gegebenen 
Stellung  in  der  \.n<Z''  sind,  iiamenflirh  auch  mit  Ki)r!><i«]it  auf  tlic  psy^hdlni^ische 
Motivation,  welche  iniiäpielt,  die  hier  vorliegenden  Aufgaben  richtig  zu  erfulicu. 

Nebenbei  bemerkt,  bestimmt  mich  nnch  die  Toransgehende  Analyse  der  Be- 
dingungen der  KapitalenthtL-hung  an  dein  allgemeinen  rein -ökonomischen  Kapital- 
begriff,  als  dem  weiteren,  festzuhalten  und  tUe  Beschränkung  desselben  auf  das  Kapital 
in  der  rcrkohrsmiissifjcn  (ie>t:iltung  der  Volkswirthscbaft,  in  der  l'hasc  der  „Waaren- 
prodnctioii**  wie  bei  den  SiKi^listcn  (Marx),  aber  auch  einzelnen  anderen  National- 
ökonomen, so  Bürlier,  ah/nlehncn.  Sielie  d<'S>en  Entstehniie  der  Volkswirthsrhaft 
S.  89  ir,  99.  1(10,  114  u.  dagegen  meine  h'ccension,  Tubingcr  Zeitschrift  ls;»4.  S.  350. 

§.  139  |291].  Wenn  die  ttbliehe  Theorie  nun  das  Kapital  kurz- 
weg dareh  «yli^rsparnng"  entstehen  Iftsst,  so  ttbersieht  sie  einmal 
den  Fall  derjenigen  Kapitalien,  denen  die  Kapitaleigenscbaft  objeeti7 
anklebt,  und  sodann  bei  den  Übrigen  Kapitalien  das  eigentlioh 
wesentliehe  Moment,  das  nicht  in  diesem  „Ersparen*',  sondern  in 
jenem  Disponiren  in  Bezng  auf  reprodoctiye  Verwendung  liegt. 

IMeMB  Ditipouireu  enthalt  zwar  ak  ein  Muuicnl  daä  in  i>ich,  waä  die  ^ichulo 
„Si»reB*\  d.  h.  „dem  Gamssrerbranch  rorentbaltcn"  nennt,  aber  es  besteht  in  einer 
weiter  greifenden,  andere  Monirnte  mit  in  sich  s<  hliessenden  Thitigkeit  In  Hau 's 
obiger  DarstoUoog  wird  dies  Vcrhaltnisa  daher  auch  richtiger  klari^egt  Der  Uebrauch 
des  Aa8dmd[S  «Sparen**  Ihr  das  Moment,  dnrch  welches  Kapitalien  ontstohen.  knüpft 
zu  sehr  an  die  bloss  privntwinliM  liaftlichcu  Vorjü^rm^e.  an  d:is  Schatzsammeln  (Marz 
I.  in  -1.  A.)  an  nnd  weist  mindestens  nicht  deutlirh  auf  das  Moment  des  neoen 
Disponirens  in  auf  die  Verwendung;  di-r  CiUtcr.    Kichti;;  passim  Rodbcrtus, 

anch  Pierstorlf  a.  a.  (),  Dsirl.  Samt  er,  Hoelallehrc  S.  121  (nur  mangelnde  ünter- 
scheidung  der  beiden  KapitallH-üiilli-).  Aiirli  Marx  analysirt  ri<  litt:: .  alu-r  unterschätzt 
eben  das  Arbeitbmoinent  in  den  „Uisponiracteu".  Vgl.  auch,  mit  mohrfachen  Ab- 
wcichongeo  ron  mir,  die  »ich  aber  nicht  ttberzengten,  r.  Btthm-Bawerk  an  den 
oben  S.  292  genannten  Stellen.   In  wichtigen  Pnncton  stimmen  wir  liberdn. 

Der  wesentliebe  Untersebied  zwiscben  Gittern  als  Kapitalien 
nnd  als  Niebt-Kapitalien  liegt  gar  niebt  darin,  dass  jene  „erBpart*< 
werden,  diese  nicht,  sondern  in  der  Art  der  künftigen  Verwendung 

aod  in  den  mit  letzterer  vcrkoUpfteD  Weiterwirkongen.  Die  Theorie, 
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welche  das  Kapital  durch  „Ersparung"  entstehen  lässt,  luuss  sich 
deswegen  gleich  gegen  den  Irrthum  wenden ,  welcher  durch  diese 
Darstellung  last  unvermeidlich  erzeugt  wird :  nemlich  dass  trotzdem 
das  Kapital  auch  verbraucht  wird  und  sich  nicht  durch  Auf- 
bewahrung, sondern  durch  beständige  Wiederhetvorbringang  erhält. 

Gotc  Ao'^fiilironjr  von  Mill.  B.  1.  Kap.  5.  §.  5,  6.  Siehe  auch  Hermann, 
Uotorsuchuiiguii,  2.  Aull.,  S.  00.')  ti.,  und  schün  A.  Smith  a.a.O.,  Asbcrl,  331,  wo 
nneh  den  Classen  der  Tcrzebrendcn  Leute  unterschieden  wird. 

Alle  (lUter,  die  Kapitalien  wie  die  übrigen,  werden  verbraucht,  d.  h.  in  ihrer 
indtri^uelieD  üuta-  ond  Wertbform  venticbtet.  aber  über  den  Verbrauch  der  als 
Kapital  fangireoden  GQter  wird  derartig  disponirt,  daas  dieselben  sieh  dofdi  und  im 
Verbrauch  beim  Productionsprocess  in  neue  iodividuullo  Werthformen  verwandeln, 
dass  abo,  wie  mau  en  ausdrucken  kaon,  die  „Werthsubsiaoz"  im  Formenwechsel  bleibt, 
oder  ein  nener  Werth  an  Stelle  des  ▼emichteten  zum  Ersatz  tritt.  Die  Übrigen  GQter 
dagegen  werden  bloss  verbraucht,  ohne  dass  durch  den  Verbraachsact  ein  neues  Gut 
entsteht.  „Reprodurtivc"  Verwendung  der  Kapitalien.  ..rein-consumtive"  der  Nirht- 
Kapitalicn,  —  das  ist  iniiini»  der  Unterschied.  YAn  Kapital  erhalt  sich  in  der  Ue- 
production  beständig  selbst.  Es  wird,  wie  die  Bevölkerung;  (also  die  Arb^kmft,  ak 
Productivfactor  betraihtet)  nicht  durch  Aufbewahrung,  in  Schatzform  u.  s.  w.,  sondern 
durch  beständige  Wiederhcrvorbringung  seiner  individuellen  Bestandtheüe  von  einem 
2«eitnam  aof  den  anderen  übertngoB*  Ond  die  eTfovderlichen  IMspositioeen  über  die 
Verwendung  der  fertigen  Produrte  zu  diesem  Zwecke  sind  es,  welche  die  Entstehung, 
Erhaltung  and  Vermehrung  des  Kapitahi,  als  des  Prodactionsmittelfond«  der  Voiks- 
wixthschaft  bedingen. 

Hiermit  sind  die  natürlichen,  rein  ökonomischen  Be- 
dingungen und  Ursachen  der  P^ntstehung  des  Nationalkapitals 
auf  die  eintacli.stcn  wesentlichen  Momente  zurUckgefOhrt.  Von 
diesen  Bedingungen  und  Ursachen  liängt,  wie  gesagt,  die  Entstehung 
dieses  Kapitals  nothwendig  immer  ab.  Sie  sind  daher  unabhängig 
von  den  historischen  und  rechtlichen  Verhältnissen  des  Kapital- 
besitzcs.  In  Volkswirthschat'ten,  wie  den  unsrigen,  wo  das  Kapital 
als  ökonomische  Kategorie  grösstentheils  durch  die  Vermittlung  von 
Privatpersonen  in  der  Form  des  Privatkapitals  entsteht,  gelten  jene 
Bedingungen  nnd  Ursachen  geradeso.  Sie  kleiden  sich  hier  nor 
io  die  Form  von  privaten  VViiiensaoten  und  privaten  Handlnngeni 
indem  jede  disponirende  Thätigkeit  während  nnd  nach  der  Pro- 
dnction  hier  yon  den  PriTateigenthttmem  ausgebt.  Ob  Letzteres 
nothwendig  oder  wenigstens  das  Zweckmftssigste  ist,  nm  volks- 
wirtbsehaftlicbes  Kapital  za  bilden,  —  der  entscbeidende  Pnnct  (tir 
die  principtelle  Frage  des  Privatkapitals  —  das  ist  dann  freilich 
die  Frage,  welche  die  Artthere  Nationalökonomie  meistens  gar  nicht 
erst  aufgeworfen,  sondern  ab  selbstverständlich  angesehen,  jeden- 
falls ohne  Weiteres  bejaht  hat  0ie  Kritik  des  8odalismns  hat 
auch  hier  das  Verdienst,  wie  so  oft,  wo  es  sieb  um  allbekannte 
als  selbstverständlich  geltende  Thatsachen  handelt,  Zweifel  erregt 
und  die  Frage  nach  dem  „Warum"  und  „Ob  richtig"  aufgestellt 
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zn  lialjc'u,  und  verneint  sie  bekanntlich,  ttlr  unsere  Zeit  der  hochent- 
wickelten Productionsteclinik  insbesondere.  Ob  und  eventuell  wie 
weit  und  wann  und  wo  mit  Recht,  wird  erst  nach  der  folgenden 
Untersuchung  erörtert  werden  (§.  141 ).  Vorläulig  nur  die  Bemerkung, 
dass  der  Soeialisraus  sich  (Iber  die  andere  entscheidende  Frage 
einfach  hinwegsetzt,  ob  die  directe  Bildung  von  Nationalkapital 
ohne  ^'er^littl^Dg  des  Privatkapitals  allgemein  aasführbar  und 
ert'olgreieher  ist 

IL  —  §.  140  [m].  Die  Vermehrang  des  ».Kapitals  an  sich« 
oder  der  Znwaehs  sam  Nationalkapital  ist  von  denselben 
Momenten  abhängig  wie  die  Entstehung  dieses  Kapitals.  Ent- 
sebeidend  flttr  die  hiemsch  erforderlieben  Dispositionsaete  sind  ein- 
mal die  Grosse  nnd  Ricbtnog  (Natur,  Besehaffenheit)  der  bisherigen 
Prodnetion  nnd  demnach  die  Menge  nnd  Art  der  ersengten  Pro- 
dnete;  sodann  die  Disposition  Uber  die  Verwendung  der  fertigen 
Guter  (§.  141).  Je  grr)88er  die  Production,  je  geeigneter  die  Pro- 
dncte  für  die  Function  als  Kapital,  je  kleiner  der  nothwendige 
L'nterhaltsbedarf  der  ganzen  Bevölkerung  und  insofern,  je  kleiner, 
bei  einem  gegebenen  Productionsertrage,  die  F^evölkerung,  desto 
rascher  und  grösser  kann  das  Wachslhum  dts  Nntionalkapitals 
sein,  falls  nur  die  richtigen  Disjiositionsacte  getroffen  werden. 

A.  Einflnss  der  Grösse  nnd  der  Richtung  der  bisherigen 
Prod  uction. 

1.  Diese  Prodnetion  erreicht  eine  um  so  bedeutendere  Grösse 
nnd  bessere  Gestaltnng,  namentlich  in  der  Ricbtnug  des  technisch 
möglichen  Minimums  der  natürlichen  Productionskosten,  des  Arbeits- 
aufwands (U  §>  je  richtiger  der  gesummte  Produetionsbetrieb 
in  der  Volkswirthsehafty  je  zweckmässiger  die  Organisation  der 
nationalen  Gesammtarbeit  eingerichtet  ist  und  je  mehr,  besser  und 
mit  je  geringeren  Kosten  daher  prodneirt  wird. 

Die  enbcbeideudcii  Momente  hierfür  sind  zum  Tlieil  in  der  ersten  Abtbcilung 
der  Groodlegang:  schon  dargelegt  oder  ang^edeotet  worden,  zum  anderen  Theil  sind 
sie  in  der  TheorcfiM  h<*n  NaJionalökononiic  fHauptabthcilung  II  dieses  Gesammtworks), 
namentlich  in  dum  Kapitel  von  der  Production  näher  nachzuweiüen.  Von  besundürem 
EiBlIiias  tfnd  an  Akononiseh  -  rechtlichen  Momenten  die  Tom  Staate  gesieherte  allge- 
meine IJcrlifsordimiig  und  spcciell  die  Rcchtsordnun?  der  Arbeit  odnr  «l-T  Zustand  di  ^ 
Arbeitsrechts,  weil  davon  die  Arbeitslust  wesentlich  mit  abhängt  ^Unfreiheit,  Freiheit, 
Lohnzahlungssystem  bei  freier  Arbeit.  34,  40);  femer  die  Regelong  der  Eigen- 
tbumsyerhältnisso,  also  insofern  auch  die  Zulassung,  Beschränkung  oder  Ausschliessung: 
von  PrivatkapiJal  und  rrivatgrundoigenthum  und  Privatiintornclimnngcn.  Sodann  simi 
von  ökonomisch  -  technischen  Momenten  bodoutsaui:  di«:  Zahl  und  Leistungsfähigkeit 
der  arbeitenden  Personen  (nicht  der  Arbeiter  im  engeren  Sinne  allein),  oder  m.  W. 
die  soeon.  Pmdurtivitfit  dor  Arbeit,  d.  h.  ihre  Fähigkeit,  wirthsrhaftliclie  Gmor  her- 
yorzobringen ,  daher  u.  A.  das  Verhiltniss  der  Zahl  der  arbeitenden  la  den  nicht- 
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arbeitenden  Personen  in  der  Bevölkerung,  die  allgemeine  und  die  i-'acbbildunji^  der 
crstcren,  die  indivititiellc  Arbcibfitbigkeit  und  Arbeitslu>t  und  die  Zuöauimen- 
setniDg  der  Bevölkerung^  aus  ludiridnen  TOfSchiedenen  MMSsee  dieser  Ffthigkeit  und 
Lost,  dio  Entwicklunff  der  Arbcifspliodernn-j' ,  wclrbe  letztere  vielfacb  die  tcclinisrlie 
Leistaugsrabigkeit  bestimmt,  die  Auflistung  utit  Kapital,  mit  Werkzeugen  und  Maschinen 
vad  iklMrliftQpt  nft  Renntnisseii  nnd  tedrobcben  Hilfemltteln.  (ecbnisehem  Kenne» 
und  Können,  zur  Benutzung  der  Nafurkräfto  in  Dienst  der  Prodnrtion,  endlich  die 
(testaltung  und  Function  des  unternebuiungsweisen  Betriebs:  letzteres  das  am  meiaten 
in  seiner  ausserordentlichen,  zum  Theil  beherrschenden  Bedenton;  Tittn  Soeialinss 
nntendittste  Momeot 

Aach  hier  versteht  man  leicht,  dass  es  zn  Gnosten  des  Privat- 
kapitals oder  m.  a.  W.  zn  Gunsten  des  Weges  spricht,  das  National- 
kapital in  der  Form  des  Privatkapitals  zn  vennehren,  wenn  sich 
nachweisen  ISsst,  dass  die  prtvatwirthschaftliche  Prodoctionsweise 

quantitativ  und  qualitativ  mehr  als  eine  andere,  iosbesondere  die 
zwangsgemcinwirtlischaftlichc  oder  eine  wie  immer  eingericlitete 
ßocialistischc  leiste.  Denn  die  rechtliche  Voraussetzung  für  ersterc  ist 
in  der  Hauptsaclie  die  Zulassung  von  l'rivatkapital  und  Privathoden. 

2.  Die  Kichtiing  der  früheren  Production  bestimmt  zunächst 
darüber,  ob  unl»edingte  Kapitali;titcr  erzengt  worden  sind,  wovon 
natflrlich  im  gegebenen  Zeitpunct  die  \  crmehrung  der  betreffenden 
Kapitalien  abhängt;  ferner  auch  dariil)er,  ob  sich  unter  den  übrigen 
fertigen  Gütern  solche  belinden,  welche  eventuell,  d.  h.  bei  hin- 
zatretender  entsprechender  Disposition  in  Bezog  auf  die  Verwendung, 
als  Kapitalien  fangiren  kennen. 

In  letzterer  Hinsicht  liaiitlolt  i  si<  li  nainenflicli  um  den  UnftT^clii-'J  cinor^eits 
von  Massoucoosumtibilico  der  arbeitenden  Berölkerung,  besonders  der  unteren  band- 
arbeitenden  (Sassen,  sowie  von  Artilceln,  welche  durch  die  Ausfahr  in  andere  Volkswirth- 
Schäften  gegen  einzufuhreode  Mas^enconsuoitibilien  unl^'•■tall^^oht  weiden  können; 
andcrscifs  v*  n  T.uxusartikeln  der  wolilhab«nidt'r<Mi  beimischen  Hevolkoninir.  Artikel  der 
letzteren  Art  vermögen  in  der  Hauptsache  und  abgesehen  von  dem  Theil,  welcher 
davon  etwa  zur  Ausfuhr  in  die  Fremde  gelangt,  nicht  xnr  Vermehrung  des  ökonomisebwi 
Kapitals.  au<  h  ni' ht  di>jenifien  'l  lieiis  il  non.  welcher  als  „Lohnfonds"  fun?irt,  zu 
dienen,  lieber  die  Streitfrage,  ob  und  wie  weit  „Unterbaltsmittel  der  Arbeiter",  weil 
sie  docii  dgentlidi  ^AntlieU  «d  Prodoctionsertrag"  sind,  doch  auch  znm  JKMfUbkV* 
gehören,  siehe  Grondlegnng  I,  §.  128  (auch  gegen  v.  BOhm  II,  71  IT.). 

Ob  nun  die  bisherige  Produetion  einer  VollLSwirthsebaft  Artikel 
dieser  Art  in  einem  grosseren  Umfange  hervorbringt,  das  hängt 
nothwendig  von  der  bestehenden  Vertheilnng  des  VolksvermOgens 
und  VolkseinlKommens  nnd  Yon  der  Richtung  der  Consumtion  der 
wohlhabenden  und  reiehen  Glassen  ab.  £s  ist  hier  wieder  klar, 
wie  iHr  jene  Vertheilnng  das  Vorhandensein  von  Privatkapital  and 
Privatgmndbesits  und  der  Rentenbezug  daraus  an  Gunsten  der 
Eigentbtlmer  von  griisster  Bedeutung  ist. 

Je  ungleichmibbiger  eich  das  Volksvennögen  und  Volkseinkommen  vertbeilt  und 
je  hoher  absolat  nnd  im  Verhftitniss  inm  Einkomiiiea  der  ttbrigen  Claasen,  d.  h.  Tor- 
nemlirh  lom  Gesammt-Erlng  allen  Arbeitslohns,  der  Deiog  von  Renteneinkenneii 
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im  Ganzen  ist,  je  mehr  der  DnrcluM^hoittsbetras  des  Kottteaeinkommeas  der  Eüueineo 
und  der  FeniilieD  den  Werthbetni:  des  diesen  letzteren  ah  CoosiiDraten  nethvendig^ 
UBtsriml^-sbedarfs  llbersteicr,  desto  stärker  wird  oetoris  paribns  absolut  and  relativ, 
d.  h.  im  Verhiltnias  zur  Production  von  MasseDcousumptibiliea  die  Luznsproduction 
ftlr  die  besser  sitairten  Classcn  sein.  —  um  so  mehr,  wenn  diese  wenig  8pan>am  uiid 
za  rein  persAnlichem  Luxus  iTafel-.  Kleidungs-,  Wohnuogsluzus  u.  s.  w.)  geneigt 
sind.  Danns  folijt  dann  ah.  r  mit  Nothwendigkeit  der  Schloss,  dass  das  Maximnm 
der  Vermelirbarkeit  des  Nationalkapitala  bei  einer  solchen  Sachlage  kleiner  ist,  als  bei 
einer  glelclmiiasigeren  Vertheilug  des  IfationnleiBkeiBBeiw  und  Vermögens  md  bei 
fSriniJfereni  oder  fehlendem  Rentencinkommen  einer  (lescllsrhaftsclasse :  denn  unter 
allen  ümständeu  vird  hier,  «Halbst  bei  einfacherer  Lebeosveise  der  Wohlhabenden 
nnd  Beleben,  iamer  ein  nnsehnUoher  Theil  des  fettsvlrthscltsllttehen  Prodootieiis- 
urtrags  in  im  Inlandc  verzehrten  Laxosartikeln  lllr  jene  Classe  besteben,  ein  GUter^ 
betrag,  welcher  gar  nicht  zu  einer  Vermehning  des  Natioualkapitais  dicticu  kann,  weil 
er  dazu  objecti?  nach  seiner  Beschafteiiheit  und  technisch  unbrauchbar  mi.  Kr  muä&te 
eot  mm  Austausch  mit  nothwondigen  Vorbrauchs<^egcaständen  und  oonerelen  Kapitnl- 
Ktltern  inhärenter  Kapitaleigenschaft  in  andre  Volkswirthschiiftcn  eTportirt  werden, 
was  aber  eben  voraossetzie,  dass  die  inländischen  vohlhabeodea  Giassen  aui  den 
Goosun  jener  Liurossrtilel  selbst  Teuiebteten. 

Es  ist  dies  ein  wichtiger  Gesichtspnnct  zur  Würdigung  der 
Einwirkungen  der  bestehenden  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
nnd  Vermöo^eiis  und  der  Folgen  der  Institutionen  des  Privatkapital- 
besitzes und  Privatgrundb^sitzes,  besonders  des  Grossbesitzes  beider 
Art,  für  die  Vermebrbarkeit  des  ökonomischen  Kapitals.  Gegen 
diese  Vertbeilang  and  diese  lostitatioDen  wird  durch  diesen  Nach- 
weis des  Zusammenhangs  zwischen  diesen  Verhältnissen  und  der 
Vermebrbarkeit  des  Nationalkapitals  aber  noch  nicht  unbedingt 
etwas  bewiesen,  wie  der  Socialisrnns  wohl  behauptet  Denn  immer 
bleibt  der  oben  sebon  erw&hnte  Einwand  noeb  besteben  (§•  135), 
dassy  trotK  dieser  Lnznsprodootion  für  die  boberen  Glessen,  ancb 
bei  oder  selbst  wegen  der  genannten  Institationen  nnd  der  nn- 
gleioben  Vertbeilnng  des  Volkseinkommens  nnd  VermDgens,  immer 
noeb  fllr  die  nnteren  Classen  ein  absolut  grosseres  Einkommen  re- 
snltiren  könnte,  als  bei  einer  Oiganisation  der  Volkswirtbsebaft, 
weleber  diese  Einriebtangen  fehlten.  Aber  dass  die  reine  liuxns* 
prodnction  —  immer  den  Fall  des  Absatzes  der  Artikel  in  das 
'  Ausland  und  der  Einfuhr  von  Arbeiterconsuniptibilien  und  Kapital- 
gtltern  als  Gegenwerth  daftlr  ausgenommen  —  und  folgeweise  ihre 
Voraussetzung,  d.  h.  jene  Vertheilung  und  jene  Institutionen,  den 
Umfang  der  möglichen  Kapitalvermehrnng  beschränken,  unterliegt 
andrerseits  keinem  Zweifel.  Dies  ist  von  der  orthodoxen  Nolks- 
wirtbschaftlichen  Theorie  der  freien  Concurrenz  meistens  Ubersehen 
worden.  Daran  ist  die  zu  abstracte  Auffassung  des  Kapitals  und 
wiederum  die  GonfandirUDg  von  National-  und  Privatkapital  schuld. 
Es  wird  dabei  vergessen,  dass  das  Nationalkupital  als  Productions- 
mittelfonds  Tolkswirtbscbaftlich  aufgefasst  doch  in  naturalen  Pro- 
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ducten  besteht  und  die  Natur  der  Producte  der  nationalen  Arbeit 
darüber  entscheidet,  ob  und  wie  weit  diese  Guter  al»  Kapital 
fuDgiren  können. 

Nicht  minder  zeigt  sich  liier  der  Fehler  der  laiidlÄofigen  Polemik  der  dentschen 
Freihandelsschuie  uud  ihrer  Journalistik  gegen  den  Socialismas  und  gegen  die  social- 
pditische  Scbole  der  Nationalökonomie  (KadMdeTBodaliamu).  Bei  der  Abweisung 
selbst  nur  der  Mö:j;lichkeit  einer  Lohnsteigerun e:  auch  ohne  vorausgehende  Steigcmng 
des  Kapitaiü  wird  gleichfalls  rerkannt,  dai»  —  theoretibcb  und  practiscb  selbst  oacti 
der  LobDtheorie  dw  britbehen  Oekonomlsten  —  eine  Uiniraiidliiiig  d«r  sacbHcboo 
Bcstandtheilc  des  vorhandenen  Kapital:»,  bei  gleicher  Höhe  desselben,  die  Mittel  ZD 
höherer  Lohnzahlung  bieten  kann  uud  anderseits  ebenso  wie  die  Vermehrung  des 
KapitaJä  die  Vonaasetzoog  dafür  ist.  Eine  solche  Umwandlang  des  Nationalkapittüt 
—  mehr  MaawnceMQttptibilien ,  weniger  Luxwartftel  —  ist  die  nothwendige  Folge 
von  Lohnsteiffcrangcn  nnd  <iewinnT«!rmindcrunpcn.  Siehe  schon  im  Theil  I,  §.  271, 
S.  ti93  und  uberhaopt  daselbst  im  4.  Buche,  KapittU  2  die  £rörterungen  Uber  Bedarf 
ODd  BegeloDg  der  Yertheiliiiig.  Dieselben  borahieii  sich,  besonders  Meh  nacb  der 
psydMtogiBdien  Seite,  mit  den  oUgen  ProUen. 

§.  141  [293J.  —  B.  Einflasfl  der  Disposition  Aber  die 
Verwendang  der  fertigen  Guter  anf  die  Vermehrung  dea 
Nationalkapitals. 

Diese  Disposition  ist  (tr  den  grOssten  Theil  dieser  Gtlter  keine 
freie,  d.  h.  keine  von  freien  Willensacten  irgend  welcher  Disponenten 
abhängige,  einerlei  welche  Rechtsordnung  iu  Bezug  auf  diese  Guter 
besteht.  Die  Gesammtheit  dieser  letzteren  bildet  den  Reinertrag 
der  Volkswirthschaft  oder  das  Volkseinkommen  (I,  §.  176flF.).  Aus 
diesem  Volkseinkommen  mnss  zunächst  das  ganze  Volk  (nach 
unseren  sittlichen  Anschauungen  und  unserem  Rechte  auch  die 
nicht -arbeitenden  und  die  arbeitsunfähigen  Personen  inbegriffen) 
seinen  laufenden  Unterhalt  nach  einem  bestimmten  Bedttrfnissstand, 
mindestens  in  einem  gewissen  nothwendigen  Minimalumfang  er- 
halten. Der  hierfür  aus  dem  Volkseinkommen  verwendete  Betrag 
fongirt,  auch  vom  Standpuncte  der  Volkswirthschail  betrachtet 
(1,  §.  129,  172),  bei  den  arbeitenden  Personen  jeder  Art  gleich 
wieder  als  (National-)  Kapital,  das  sie  reproduetiv  oonsnmiren,  also 
einerseits  sar  BedUrfiiissbeinedigmig  venehreo,  anderseits  m  nenen 
Werthformen  wiedererseogen.  Dieser  Betrag  wird  nm  so  grosser 
sein,  je  grosser  der  arbeilende  Theil  der  BevOlkerong  ist  —  damnter 
anoh  hier  wieder  nicht  bloss  die  handarbeitende  Olasse,  sondern 
alle  irgendwie  nothwendiger  Weise  an  der  Prodootion  dureot  nnd 
indirect  betheil  igten  Personen  (also  einsehliesslieh  der  Staatsdiener, 
Hilittrs  n.  s.  w.,  welche  notiiw^dige  Bedingungen  des  Prodoctions- 
betrietW)  Sicherheit  n.  dgl.  schaffen)  verstanden  »  nnd  je  gleich- 
inässiger  das  Volkseinkommen  sieh  yertheilt  Dieser  Betrag  stellt 
jedoch  noch  keine  Vermehrung,  sondern  nur  einen  Wiederersatz 
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desjenigen  Kapitals  dar,  mit  welchem  das  Einkommen  und  mithin 
hier  der  lautende  Unterhalt  lUlr  diese  Bevölkerung  gewonnen  wurde. 
Eine  Vermehrung  dieses  Kapitals  bildet  erst  derjenige  Betrag 
des  YoikseinkommenSy  welcher  Uber  das  zonäohst  nur  wiedererseUte 
bisherige  Kapital  hinaus  der  erweiterten,  neuen  Prodaetion  snge- 
iHbrt  wird. 

Auch  Mer  sdgt  sich  wob!  wieder,  dasB,  fende  wenn  oiaii  die  Yollwiitlifcbeft, 

„rein  Jlkouomisch"  betrachtet,  personificirt  und  als  Prodiirtionsuntcrnehmuns:  auffasst* 
es  richtig,  ja  zur  logischen  Aaaiyiie  dee  Problems  nothwendig  ist,  die  „Unterhalta- 
nlttel  der  Prodacenten**  (daber  aoch  die  Arbeitslahne  n.  a.  v.),  velebe  vlhrend 
der  Prodaetion  nothwendig  verzehrt  werden  müssen ,  also  zum  Zweck  der  Production 
ebenso  wie  Rohstotfe  u.  s.  w.  zur  Verfügong  sein  müssen.  —  mit  zum  (National-) 
Kapital  zu  rechnen.  In  Bestätigung  der  Aosfühningen  im  Theil  [,  bcsoudctä  S.  ^08, 
915.  —  Marx'  bekannte  ErOrterongen  Uber  den  von  den  Arbeitern  zunächst  za 
reprodncirenden  Werthbetrag  ihres  nothwendigen  Bedarfs  zur  Erhaltone:  ihrer  Arbeits- 
kraft and  Uber  den  ebenso  za  repxoducirenden  Werthbetrag  des  zugesetzten  („con- 
stantMi")  Kapitals  (Bobsloib  v.  s.  Wh  Abnntzang  der  Maschinen  n.  s.  w.)  lanfen  mf 
dasselbe  hiaans»  was  im  Tofanagehflodea  gesagt  worde. 

Die  auf  einen  solchen  KapitalKDwaehs  hinwirkende  Dleposition 
Uber  das  Volkseinkommen  hangt  nnn  ab:  einmal  Ton  dem  ttber- 

schttssigen  Betrage  dieses  Einkommens,  welcher  nach  Befriedigung 
des  nothwendigen  Bedarfs  der  Bevölkerung  übrig  bleibt;  sodanu 
von  den  äusseren  U  m  s  t  ä  d  d  e  n ,  z.  H.  dem  Z  w  a  n  g  oder  den 
inneren  psychologiseheu  Motiven  und  Impulsen,  welche 
die  laufende  C<insumtiün  der  Bevölkerung  auf  diesen  nothwendigen 
Bedarf  beschränken. 

1.  Jener  überschüssige  Betrag  bildet  nach  der  früheren  Termino- 
logie (I,  §.  174,  177,  Nr.  4)  das  freie  Volkseinkommen,  letzteres 
in  der  Weise  berechnet,  dass  von  dem  gesammten  Volkseinkommen 
der  rein  nach  natürlichen  Verhältnissen  und  nach  den  Consnmtions- 
gewohnheiten  der  Masse  des  Volks  veranschlagte  nothwendige 
Unterhaltsbedarf  in  Abzog  gebracht  ist  (I,  §.  174,  Nr.  1).  In  diesem 
freien  Volkseinkommen  liegt  die  Maxi  mal  grenze  für  die  Ver- 
mehrbarkeit  dee  tfkonomiseben  Kapitals  innerhalb  einer  bestimmten 
Wirthschaftsperiode. 

Eine  wirkliche  Yermehrnng  dieses  Kapitals  ans  diesem 
freien  Volkseinkommen  erfolgt  freilich  nnr  unter  der  Voranssetanng, 
dass  das  ganse  bisherige  Kapital  bereitB  im  Prodnctionsprooess 
ersetxt  war. 

Diese  Yoraassetzang  wird  nur  zutreffen,  wenn  einmal  der  nolhvendi^e  Unter- 
haltsbedarf der  ganzen  Bevölkf-runEf .  welcher  aus  dem  Volkseinkommen  zun&chst  be- 
stritten wurde,  und  sodann  der  darüber  hinausgehende  Consumtionsbetrafr .  den  sich 
einzelne  Clasäen  und  Perboocn  nach  der  bchtebeuden  Vcrtheiluog  den  V  olk^cuikommenü 
gestatten,  in  beiden  Fillen  nebät  allen  zur  Hentellang  dieser  consamirten  Güter 
diflnendea,  gnas  oder  tlieilwelee  fetbrancktea  naturalen  Prodactionsinittcl.  ven  dem 
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aibeitondeii,  d.  h-  prodacirandea  Tkeite  d«r  Berdlleniaf  wUnmd  der  GohrwIImi 

r<dl8t&Ddig  wieder  prodocirt  worden  ist.  Dien  wird  der  Regel  nach  anzonehmen  seiB, 
weOD  nicht  di»*  Produrfirität  <\*'t  Arbeit  sehr  irerin<r  ist  und  nicht  ein  fehr  onüünstifes 
Verhältniss  der  arbuitcuden  zu  der  nicht-arbuttcuden  Bevölitorung  besteht:  auch  hier 
ist  mithin  wieder  die  Vertheilang  des  YoUsvermögens  und  speddl  das  Katioiial- 
kapitale  und  nationalen  Bodens  von  Einflnss,  welche  jenes  Verhältniss  nn^nstijr  machen 
itaon,  weil  dio  Zahl  der  Prodaceoteo  za  klein,  die  üoosointioa  der  Wohlhabenderen 
zo  gnm  ist.  Hat  die  pmdaeireiide  B«fOlk«niBf  niehc  dts  gSDie  MatioMlkapilil  be- 
reits wieder  in  der  neuen  Productions-  und  r'onsuinfionsperiode  producirt,  so  mnss 
zaoäcbst  aus  jenem  freien  Einkommen  der  uothveodige  ErsaU  entnommen  werden. 
Eist  was  dann  ron  diesem  Einkommen  übrig  blefbt,  liMt  sich  inr  wirklicbea  Ver- 
mehraagdM  Nettomlkepiliils  nflgUcher  Weise  rerrendeii. 

Die  Marx'schen  AusfQhrongen  im  1.  Bande  seines  ..Kapitals"  laufen  im  Er- 
gebniss  auf  das  hier  Gesagte  hinaas.  Aber  Marz  ubergeht  regelmissig  die  so  schver 
erfüllbaren  Bedingungen,  onter  welches  in  einer  leeiaaMMhaft  Plodnodoiie-  md  Tec^ 
theilun^^sordDung  sich  diese  Vorginge  vollziehen  mtlssten,  ftbenAeht  tendenziös,  vto 
der  PriMitkaiiitalisnius  trotz  aller  seiner  M;inß:el  diese  Bedingungen  einer  einmal  uoth- 
wendiguu  und  auch  im  voikswirthsi  iialiUchen  Productionsintcresäe  gelegenen  Ver- 
mehrung des  NatiouaJkapitals  doch  rictiti^  erfüllt  nnd  kommt  so  zu  seiner  riel  n 
sehr  ireiieralisirenden  ..Ausbcntunprstheorie'"  doch  nur  mittelst  •  iner  Vei  nachlisöigung 
der  foikswirthschaftlich  nützlichen  Function  des  Pri?atkapitals.  1:^  tuhit  auch  bei 
Ihm,  wie  bei  den  aadeieB  Socialistea,  Immer  die  klare  Verfelgang  des  OedankeDi, 
dass  alle  solche  ProeeBse  der  Keproduction  des  Kapitals  doch  sich  nicht  ron  selber, 
automatisch  rollziehen«  sondern  bewusster  menschlicher  Willensacte,  Handlungen,  Onter- 
laaeungen  zn  ihrem  Vollzug  Oberhaupt  und  zu  ihtom  richtigen  Vollzug  iwectmlei|ger 
solche  Acte  n.  s.  w.  bedttnea  (tiehe  §.  183  oben). 

Sieht  man  indessen  yon  diesem  abnormen  Falle,  dass  die 
prodncirende  Bevölkerung  durch  ihre  wesentlich  reprodacireode  Con- 
snmtion  das  Nationalkapital  in  der  neuen  Pariode  noob  nieht  voU- 
stJkndig  wieder  ersetzt  hat,  ab»  so  liegt  die  Grenae  des  mOg- 
liehen  Zawaohses  an  diesem  Kapital  io  der  That  in  jenem 
freien  Volkseinkommen. 

Die  absolute  Grösse  dieses  freien  Kinkonimens  hängt 
natürlich  zunächst  wieder  von  der  Grösse  des  ♦ganzen  Volks- 
einkommens und  diese  von  den  im  Obigen  (i;.  140)  angeführten 
ökonomisch-rechtlichen  und  ökonomisch-technischen  Momenten  ab. 
Insofern  ist  eine  gute  Organisation  und  tüchtige  Technik  der  Pro- 
dnction  wieder  eine  der  wesentlichen  Vorbedingungen  einer  raschen 
und  starken  Vermehrung  des  Nation alkapitals.  Und  soweit  jene 
Organisation  und  Technik  privatwirthschaftlicber  Natur  sein  muss 
oder  zweckmässiger  Weise  am  Besten  ist,  hängt  yon  dem  Rechts- 
institnt  des  PHyat^genthnrns  an  KapitaUea  die  quantitativ  stärkste 
und  qnalitatiy  beste  Vermehrnng  des  Nationalkapitals  mit  ab. 

Bei  einer  gegebenen  Grösse  des  ganzen  Volksein- 
kommens wird  das  freie  Einkommen  um  so  grösser,  die  Grenze  für 
die  Vermehrung  des  Nationalkapitals  um  so  weiter  sein,  je  kleiner 
der  nothwendige  ünterhaltsbedarl  der  Bevölkerung  ist.  Darüber 
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entscheidet  einmal  die  Zahl  dieser  Bevölkernng,  sodmnn  die  Höhe 
des  nothweodigeii  Unterhaltsbedarfs  für  den  Einseinen. 

In  letzterer  Hlnslobt  loiMBt  ror  aOem  die  Art  ond  der  Dmfiuig  der  nethirendig 

za  befriedigenden  physischen  Bedflrfnisse ,  der  Existenzbedürfni^se  ersten  Grads 
(I,  §.  26b,  Kummer  1,*),  ferner  die  von  Sitte  and  Uevobaheit  des  ganzen  Vollts  ab- 
ttagigo  Alt  der  Bedttifblasbeftiedigaog  oder  die  Beaduffenbolt  der  lästeDzbedttrtitoe 
iweiten  Grads  (ebenda  Nommer  1 ,  b)  in  Betracht.  Hier  lisst  sich  nicht  feifceiDnen, 
daes  z.  ß.  in  einem  Lande  milderen  Klimas  and  anderseits  bei  einem  Volke  fnigalerer 
Gewöhnung  die  Vermehrbarkeit  des  Nationaliiapitai:»  ceteris  paribos  leichter  und 
grflwer  M  tto  In  Undem  ond  bei  YSlken  «mgegepgetmitef  Art 

§.  142  [294|.  —  2.  Darüber,  ob  die  wirkliche  Venuelirung 
des  Nationalkapitals  bis  zu  der  nach  dem  Vorausgeschickten 
möglichen  Maximalgrenze  gehen  wird,  entscheiden  schliesslich  die 
äusseren  Umstände  oder  die  inneren  psychologischen 
Motive  und  Impulse,  durch  welche  die  laufende  Consumtion 
der  Bevölkerung  auf  den  nothwendigen  Existenzbedarf  beschränkt 
wird.  Jene  Momente  können  gUnstig  und  ungünstig  ani'  die 
Kapitalvermehrong  einwirken. 

Die  äusseren  Umstände  liegen  thatsäcblich  in  der  ganzen 
volkswirthsehaftlichen  Organisation  und  der  dadurch  mit  bedingten 
EinkommenTertheiioDg  anter  den  Einzelnen  und  den  Familien.  In 
unserer  priTatwirthsehaftiiehen  Organisation  anf  der  Grund- 
lage Ton  Pkivateigenthom  an  Boden  nnd  Kapital  und  daher  mit 
Benteneinkommen  für  gewisse  Personen  und  Classen,  mit  knappem 
Arbeitseinkommen  fttr  die  Masse  der  BevOlkemng  erfolgt  eine  Ver- 
theilnng  des  Volkseinkommens,  welche  durch  Beschränkung  des 
Consums  dieser  Volksmasse  auf  den  nothwendigen  Bedarf  von 
Yomberein  die  Bedingungen  fttr  die  Bildung  und  Vermehrung  aueh 
des  Nationalkapitals  aus  den  den  besittenden  Classen  zur  Ver- 
fügung stehenden  Mitteln  günstiger  gestaltet.  Die  hier  einmal  ge- 
gebene Einkommenvertbeilung  wirkt  so  auf  die  unteren  Classen, 
vom  Standpunct  der  ganzen  Volkswirthschaft  betrachtet,  zu  Gunsten 
der  Bildung  und  Vermehrung  nicht  nur  des  Privat-,  sondern  auch 
des  Nationalkapitals  wie  ein  Zwang  hierzu.  In  einer  socia- 
1  istischen  Organisation  der  Volkswirthschaft  niUsste  zu  diesem 
Zwecke  daher,  um  die  Production  in  der  Richtung  auf  vermehrte 
Herstellung  von  Kapitalgütern  statt  von  blossen  (rennssmitteln  zu 
leiten  und  vorhandene  Güter  nur  der  productiven  Verwendung  seitens 
arbeitender  Personen  zuzuführen,  entweder  ein  analoger  Zwang, 
wie  er  in  der  privatwirthschaftlichen  Organisation  in  diesen  Um- 
ständen liegt,  direct  von  einer  obersten  Leitung  der  Produotion 
ausgeübt  werden  oder  die  Bevölkerung  des  „Sooialstaats''  mttsste 
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freiwillig  Prodnction  und  GUterverwendung  in  dieser  Richtung  ge- 
atalten.  Ersteres  setzt  grosse  Einsicht,  Unabhängigkeit,  Macht, 
daher  —  Zwangsgewalt  der  obersten  Leitung,  letzteres,  ebenso 
g^Bse  Einsiebt,  Selbstbelierrschaog  der  Bevölkerung  vorans:  Beides 
wenig  wahrscheinlich.  Indesseo  verdient  es  eine  Erörterung,  wie 
sieh  hier  theoretiaeh  die  Bildung  und  Vermehmiig  des  Natiooal- 
kapitala  wesigatena  gestalten  konnte,  um  ein  Maximom  an  er- 
reichen  und  praetiaeh  gestalten  mUaste,  nm  dies  an  tbnn  oder 
dem  theoietiBeben  Maximom  möglichst  nahe  za  kommen. 

In  der  socialisüscbeo  ProdactioDSordnanff  wurde  die  gesammte  ProdactioD  etwa 
dnrch  oine  obente  CentnJpwilt,  «faie  „KeseUiebalttiche  ^iSide^,  gel«itet  und  die 

Prodacte  wurden  an  die  Einzelnen  zur  Consamtion  veHhoilt:  so  mQä^en  sich  die 
radicalen  Socialisten  in  der  That  folgericbtig  die  Sache  bei  centralistischer  Winh- 
schaftäoriinuiig  von>teileo.  Nehme  man  einmal  eine  solche  Einrichtung  als  ökonomihcb- 
technisch  mA:.lidl  an  und  wenn  auch  an  der  ZweckmiMigfccit,  «B  der  MögliclÜMlt 
lässt  sich  nicht  so  jrnnz  zweifeln  und  kann  di-^selbe  auch  ans  analogen  Einrichtungen 
in  kleinerem  Maassätabc  wohl  abgeleitet  werden^)  — ,  ond  mache  man  die  weitere, 
wenB  aadi  piactisch-iMycbologiscb  nnwahnehebllolie  YeiMwettiuigr.  das»  bei  einer 
solchen  Orpanisation  d.^r  Producfion  und  Consumtion  die  Centralpewalt  und  d:is  \o]k 
selbst  die  genügende  Einsicht  ron  der  unbedingten  Mothwendigkeit  der  ra:>cheii  und 
Marken  TennebniDg  des  nocb  als  so  Uein  eiltaiioteD  Vatieiia]ke|iitalB  md  die  genügende 
Willenskraft  und  Macht  gegen  die  Widerstrebenden  besitze,  am  nach  dieser  Einsicht 
dif»  Prodnction  uiid  Consumtion  zu  leiten.  Alsdann  licjise  sich  immerhin  denken,  dass 
die  i'roducuou  darauf  eingerichtet  wurde,  mit  Kucksiclit  auf  das  erkannte  Bcdurfniss, 
zur  späteren  ErmOglicbong  einer  Steiirerung  der  allin^emeinen  nationalen  Bedurfniss- 
bcfriedigunff.  zunächst  vomemlich  das  Nationalkapital  (besonders  die  Bestandtheile  des- 
selben, welche  unbedingte  Kapitalguter  darstellcu)  zu  vermehren.  Daher  wurden  za- 
nlcbtt  nar  die  zun  notbvendigen  ODteibaltebedarf  der  BerOfterang  and  nt  Fort* 
setZDDg  der  bezüglichen  Production.  also  zum  Wiedcrersatze  des  betreffenden  Kapitals 
dienenden  Guter  hergestellt  und  die  Bevölkerung  genOtliigt,  sieb  auf  den  Coosum 
dieser  Goter  m  bMWlir&Dken.  Alle  andere  Arbeit  der  Nation  tmd  die  ttbiigea  Kapitalien 
vurden  dagegen  in  der  Richtung  auf  die  Herstellung  neuer  KapitalgOter  verwendet 
and  die  letzteren,  soweit  sie  dazu  geeignet,  der  laufenden  Consumtion  der  bisherigen 
Doterhaltsempfänger  —  wenigstens  solange  dieselben  nur  das  gleiolie  Maass  Arbeit 
wie  bisher  leisten  — ,  entzogen,  also  nicht,  wie  es  denkbar  wäre,  als  ein  Zuschlag 
zum  ünterhaltsbedarf  dieser  Personen  oder  als  eine  höhere  Vergütunfr  filr  das  ]ü:l<'icl)o 
Maass  Arbeit  (als  „höheres  Einkommen")  Tertbeilt.  In  diesem  Falle  wurde  dieses 
gaase  Pins  des  folksirirtbsobalttteben  Reinertrags  oder  des  YettselnkeinnenB  ab 
freies  Einkommen  erscheinen  und  rolbtlDdig  zur  Vermehrun;?  de-,  Nationalkapitals 
dienen  können:  die  theoretische  Maxinialgrenze  dieser  Vermehrung  wäre  wirklich 
erreicht. 

80  unwahrscheinlich  die  Voraussetzungen  tiir  eine  solche  Ge- 
staltung der  Dinge  sind,  so  lehrreich  ist  doch  dieses  lingirte  Bei- 
spiel für  die  theoretische  Analyse  der  Momente,  von  welchen  die 
VermehrnDg  des  Nationalkapitals  abhängt,  —  und  auch  tHr  das 
Verständnise  der  Einwendangen  des  wissenschaftiichen  Soeialismns 


')  Siehe  unten  §.151.  Die  V<  rhältnisse  belagerter  Festungen,  die  Kinrichtun^en 
im  Müitärwesen,  su  B.  bei  eigentlich  militärischen  Colonieen,  bieten  Anaiogieen. 
Rodbertns,  sociale  Frage.  S.  28ff.«  Qber  eine  ..geseliscbafilicbe  Bebftrde**,  womit 
die  yenrabröng  S.  322  niobt  ganz  im  Einidaag. 
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gegen  die  auf  Privatkapital  ii.  s.  w.  basirte  Volkswirthscbal't.  Es 
ist  kein  Zweifel  darüber  möglich,  dass  iii  der  letzteren  die  Ver- 
mehrung des  Nationalkapitals  niemals  soweit  als  in  diesem  Beispiel 
gehen  wird,  weil  .sich  das  Volkseinkommen  bei  jener  Institution 
immer  ungleich  vertheilen  und  für  die  wohlhabenderen  und  reicheren, 
die  Rentnerclassen  eine  gewisse  Lnznsproductioni  durch  sie  eine 
gewisse  Lnxasconsamtion  stattfinden  wird,  welche  vom  freien  Volks- 
einkommen und  damit  von  der  Vermehrang  des  Nationalkapitals 
immer  erst  abgebt  (§.  141). 

Man  darf  nur,  ja  mnss  aber  fireilieb  dem  radicalen  Soeiafismos 
erwidern:  seine  Voranssetsnngen  fUr  jene  den II barer  Weise 
günstigere  Vermehrang  des  Nationalkapitals  werden  sich  schwer- 
lich practisch  verwirklichen  lassen.  Im  Gegentheil:  es  ist 
wiederum  psychologisch  sehr  wahrscheinlich,  dass  im  „Socialstaate^S 
falls  nicht  die  gesellschaftliche  Behörde,  welche  der  Regelung  der 
Production  vorsteht,  eine  ungeheure  Autorität  und  Macht  besitzt, 
der  Egoismus  der  Massen  sich  zu  einer  Regelung  der  Production, 
wie  in  dem  angeführten  Beispiel,  ebenso  widerspänstig  verhalten 
wird ,  wie  heute  der  Egoismus  des  Volks  so  oft  den  Nothwendig- 
keiten  der  Erhöhung  der  Besteuerung  ftlr  nothwendige  ütTenÜiche 
Aufgaben  sich  entgegenstemmt,  —  ein  ganz  analoger  Fall. 

Wiedemm  wOrde  sich  das  nur  uders  gestalten  bei  einer  ausderordentlichen 
Steigening  der  £inai(^  und  der  Selbstbehamchtuig  des  Volks,  welche  ja  nach  socia- 
listischer  Versicherung  im  Socialstaatf;  zu  erwarten  sein  soll  Die  psychologische 
Unwahr»cbeinlichkeit  hiervon  haben  wir  im  erbten  Theilc  mehrfach  herrorgchohun 
(Tgl.  S.  96,  105,  III,  US,  123  S.).  Daher  mOsBl»  Btn  eben  auch  für  solche  Zwecke 
der  Vennehran?  d'-s  Nationalkapitals.  ebenso  wie  zur  Deckunp:  des  ötTüntliclien  Re- 
dar£)  des  Socialätaati,  mitteist  „  Vorwegnähme "  desäelbon  aus  dem  Productiooscrtrage 
ror  denen  „Vertheilnng**  —  dem  Analogon  der  heutigen  Bestoaerang,  die  techotoch 
nur  eben  erst  u  m  h  erfolgter  Verthcüung  eintritt  —  eine  übermächtige  gesellschaftliche 
Autorit&t  haben,  mit  ungeheurer  Disciplinar-  und  Strafgewait  und  Recurs  auf  das 
Leitmotir  der  Furcht  ror  Strafe  (l,  37),  aber  mit  der  Folge  einer  grossen  Be- 
schränkung, um  nicht  zu  sagen:  Vernichtung  jeder  indiridueUen  Freiheit.  Andern- 
falls st&nde  es  rermuthlich  auch  mit  der  Bildung,  dem  Ersatz,  vollends  der  Ver- 
mehrung des  Nationalkapitals  im  Social^taate  schlechter  als  im  huuügoo  „biaatu  der 
Ausbeutung**,  wo  das  grössere  Privateinkommen  eben  auch  ab  Zvang  lor  Bildung 
und  Yennduniiig  des  Nationalkapitals,  wie  bemerkt,  mitwirkt. 

Wenn  man  an  die  Verhältnisse  antiker  Dr  tnokratieen  denkt,  wo  in  einer  Hinsieht 
mitunter  die  Sachlage  den  obigen  Voraussetzungen  entspricht,  wird  man  vollends 
skeptisch  in  Bezug  auf  die  Möglii  hkeit  einer  solchen  Einrichtung.  Die  Vertheilung 
öHentlicher  Mittel  als  Spenden  an  das  Volk,  in  der  Form  des  Schauspiel^elds  (Theorikon). 
des  Solds  der  Volksversammlung,  des  Solds  der  Kicbter  u.  s.  v.  iu  Athen  ist  ein 
Analogon  m  der  YertheilaDg  in  einem  rein  sodaliatlsch-comininiiiliBchfln  Gomeinveseo. 
Die  Missbräuche,  zu  welchen  jenes  System  führte,  die  Verschleuderung  der  öffentlichen 
Gelder  zo  (ionsten  des  Volks,  statt  sie  for  die  Ausrüstung  der  Flotten  und  Uoero  zu 
Torvenden  n.  s.  w.,  die  TeihoCe  selhit  von  Anträgen  zur  gesetzlichen  ümindcrung 
populärer  Verwendungen  von  Geld,  zeigen  die  hier  nothwendig  vorliegende  Uefahr 
und  gestatten  einen  Schlass  daiaof,  wie  miflsUch  es  bei  einem  solchen  System  am  die 


Digitized  by  Google 


312  3.B.  Aosdübu.U.PmattiigtiiiUiuiDS.  I.K.  Pmatkap.  I.E.A.  2. A.  Nationalkap.  §t.  142. 

Venehiuif  d«  NalloiMllnpllalt  tMieii  vttide.  (YgL  BOckh,  SlailduMiihaltaig  Altaw, 
2.  Alflage,  I,  S04  C) 

EiD  gewimer  ftnBserer  Zwang  kann  indessen  auch  in 
unseren  Verhältnissen  der  Wirklichkeit  von  Einflnss  anf  die  Kapital- 
▼ermehmng  sein  nnd  ist  es  thatsftohlieh  Öfters. 

So  kana  z.  B.  ein  Lazasrerbot  indirect  auf  Kapitalvermebrung  hinwirken,  des- 
glficben  oioe  LnzosbestemraDf  nnd  dircct  bewirkt  z.  B.  jedes  Yersicheningfveflen 
mit  dem  Princip  der  ZwangÄversicheruiif::  eine  Kapitalrermebrnng:  durch  die  ent- 
rorecbende  Disposition  Uber  einoD  Theü  des  freien  Einkommeos.  Ja  selbst  das  freie 
venichermgeveMD  endilU  Im  den  Zvdgen  der  Lebeu-  end  Beaten-  wie  der  Sneb- 
f  eniclienuig  inpUdte  ein  eelehee  ZvaBgmonent  mit  (rgL  I,  §.  272  £).  ^ 

Von  inneren  psychologischen  Motiven  Ist  z.B.  die 
sittliche  Verwerfhng  oder  die  ans  socialer  OewOhnnDg  (Sehweis) 

stammende  Beschränkung  des  Lnxns  bei  den  wohlhabenden  Glassen, 
oder  allgemeiner  eine  puritanische  Lebensauffassung  und  eine  dar- 
aus hervorgehende  frugale  Lebensweise,  ferner  das  Motiv  der 
Furcht,  z.  B.  in  revolutionären  Zeiten  durch  äusseren  Luxus  Anstoss 
und  Neid  zu  erregen ,  von  günstigem  Einfluss  auf  die  grössere 
Annäherung  des  Kapitalzuwachses  an  das  freie  Volkseinkommen. 

Von  grösster  practischer  Bedeutung  sind  in  unserem  heutigen 
Wirthschaftsleben  endlich  jene  specifisch  ökonomischen 
Motive,  welche  bei  der  Zulassung  des  Privatkapitals  aus  dem 
eigenen  wirthsohaftiichen  Interesse  und  ans  wirtbschaftlicber  Vor- 
sicht entspriDgen.  Diese  Motive  fUhren  zu  einer  fireiwilligen  Be^ 
schränkoDg  des  Consnms  seitens  derjenigen  Personen,  welche  ttber 
ein  ihren  nothwendigen  Bedarf  Übersteigendes  Einkommen  ver- 
fUgen,  mn  fttr  sich  neues  Kapital  su  bilden,  welches  dann  als 
Ökonomisches  Kapital  mit  fhn§^  Diese  Motive  sind  notorisch  so 
stark  und  bewiriLcn  eine  so  grosse  Vermdimng  des  National- 
kapitals, dass  gerade  deswegen  anch  von  der  Wissenschaft  der 
Weg,  dieses  Kapital  in  der  Form  des  Privatkapitals  in  bilden  nnd 
an  vermehren,  wenn  anch  nicht  flir  den  allein  möglichen,  so  doch 
ftlr  den  sweckmftssigsten  erklftrt  sn  werden  pflegt  Technisch 
besser,  wirksamer  nach  den  mitspielenden  psychologischen  Impulsen 
erfolgt  so  yermnthlich  die  Bildung  und  Vermehrung  des  National- 
kapitals in  Form  von  Privatkapital  im  privatwirtbschaftlichen,  als 
direct  mittelst  entsprechender  Disponiractc  der  leitenden  Autoritäten 
im  socialistischen  Productionssystem.  Die  Institution  des  Privat- 
eigenthums  an  Kapital  findet  in  dieser  Auffassung  ihre  voiks- 
wirthschaftliche  Kechttertigung. 

Volkswirthscbafilich   und  in  Verbinduni?  nüf  (1  r  Fra?<-  li^r  ^'l■rtheiIonp  von 
Volkseinkommen  und  Volksrermögen  betrachtet  wirkt  die  Voreuikiltuug  ron  Tbeilen 
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VoUueinkomiDens  gegenüber  den  anteren  Classeii  mittabt  Deb^rtrairauß  deniulbeu 
an  dl6  bflutzenden  ood  die  Classen  grosseren  Prirateinkonmens .  weiche  mehr  Ia- 
terease,  melir  Eioiicbt  nnd  grossere,  weil  mit  geringeren  persönlichen  Opfem 
bundene  Fähi>?keit  zum  Kapitalbildeii  haben,  als  die  Massen  im  „Socialstaat",  so  in 
der  Ttiat  auch  als  aof  dem  Zwang  die^r  Einkommenrertheilaog  bentbeodea  Mittel 
rar  ltklitei«k  Bildoiif  «nd  stirkirai  Ytm»hifa»g  des  Nalioiid]w|rftal& 

Hiermit  gelangen  wir  zu  der  Autgabe,  darüber  zu  entacheiden, 
ob  denn  wohl  nach  den  im  Vorausgehenden  angedeuteten  Gesichta- 
puncten  die  practische  Verwirklichung  der  Bildung  und  Vermehrung 
des  Nationalkapitals  ohne  Vermittlung  des  Privatkapitals  Aussicht 
auf  Erfolg  biete  oder  ob  diese  Vermittlung,  wenn  auch  nicht  ab- 
solut nothwendig,  so  doch  aas  überwiegenden  Zweckmässigkeito- 
grttnden  in  Anspruch  genommen  werden  mflsse. 

III.  ~  §.  143  [295].  Nothwendigkeit,  das  National- 
kapital grösstentheiU  io  der  Rechtsform  des  Privat- 
kapitaU  zu  bilden.  Die  Toransgebende  Frage  ist  ans  zwingen- 
den praetisehen  Gründen,  naeh  psyehologifleber  Wahnoheinliehkeit 
wegen  der  nnvermeidlieh  mitspielenden  Motive  des  wirthsebaftlioben 
Handelns  nnd  naeb  alter  Erfabrnng  im  Wesentlieben,  im  Grossen 
nnd  Ganzen  zn  bejaben.  Anob  Interessen  des  techniseben  Fort* 
Schritts,  das  Bedttrfoiss  zn  freierer  Bewegung  für  Experimente 
sprecben  bierOir  mit  Was  wenigstens  das  gesammte  National- 
kapital  anlangt^  so  kann  dies  nicht  zweifelhaft  sein:  ist  anob  die 
BilduDg  dieses  Kapitals  ohne  Vermittlung  des  Privateigenthums 
nicht  schlechterdings  undenkbar  und  daher  die  socialistische  For- 
derung einer  Abschaffung  des  Privatkapitals  nicht  kurzweg  unlogisch, 
wie  die  Volkswirthe  der  liberal-individualistischen  Schule  behaupten, 
so  ist  jene  Bildung  des  Nationalkapitals  doch  an  Voraussetzungen 
gebunden,  welche  gegenwärtig  in  ihren  ersten  Anlangen  zwar  in 
der  Wirklichkeit  bestehen,  nemlich  im  zwangsgemeinschaftlichen 
System  des  Staats  und  der  Gemeinde aber  fttr  unabsehbare  Zeit 
wohl  grösstentheils  fehlen  werden. 

Ja,  vom  Standpnncte  der  Gegenirart  aas  moss  es  a]s  onwahrscheinlich  bttteichnet 
werden,  d&ss  dies«  Voratishefzunjron  sich  j(Mnals  in  der  erforderlichen  Weise  and  dem 
nOthigcu  Umfang  ?ollätäiidig  urfuikii  küiitieu  und  äogar  d&asi  eine  solche  Entwicklung 
unbedingt  wünscbenswerth  wäre.  Letzteres  namentlich  wieder  deswegen  nicht,  weil 
eine  gewisse  Ungleichheit  der  Vertht-ilunp:  des  Eioifommens  im  Gesammtinteresse  liegt 
and  durch  die  lostitiitiou  des  Priyatlukpitals  oft  am  Passendsten  herbeigeführt  wird 

£288  It.).  Mag  man  aber  adbet  fttr  eine  fene  Zakonft  «adae  iiiäieile&  und  mit  der 
■dening  einer  Abiebninmf  des  PfifnftnpltalB  und  einer  edbetindigen  Bildung 


Hier  sind  wieder  die  Erörterungen  im  5.  und  ly.  Buch  des  1.  Theibf,  besonders 
aoi«  325  ff^  341,  345  if..  354.  35^370,  3b7  ff.  heranzuziehen:  es  erweist  sich  die 
ehtlgkeit  der  BeaerkoDg  oben  in  $.  ISO,  da«  die  Pnge  des  Prirateigenthiunn  eng 
mit  de^enigen  der  OrgMünHon  der  VoUswizthscbnft  zuBammenhAngt 
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deä  ^'atiolulk*piuüs,  dc8  aatiuualeii  Prodoctioosinittelfonds,  ein  richtiges,  miiiüesteiifi 
eift  vegen  teuwr  MOgUelikeit  enudidi  dfseatfrliaies  ZokinAsprogrMUOi  flir  die  Oo* 

^taltun^r  <ler  Eigenthntnsordiinn)^  und  die  Orpanisation  der  Volkswirthschaft  aufstellen; 
mag  mau  «ich  aach  hier  mit  einer  gewissea  fierechtigong  aaf  die  ümgestaltang  der 
T«choik  bwafeft  oad  dtron  einen  gOnstigen  Efaifla«  tu  mt  grossere  viithscha^che 
Leiiaiiigtftliigitelt  der  Gemein-,  besonders  vicder  der  ZwangsgemeinvinhscbaÄea 
and  einen  nnfrnnsn'geu  Einfluss  inf  dio  Leistungsfähigkeit  der  Privatwirtbscbaftea 
erwarten  (I,  2i>4,  295,  36b  und  uuteu  §.  142),  das  will  fUr  jede  practische  Auf- 
ÜMMiiig  wattig  iMsagaa. 

Für  die  Gegenwart  und  noch  für  unabsehbare  Zeit  wird  das 
Nationalkapital  nothwendig  grösstentheils  durch  Vermittlung  des 
Priv'ateifj^entlinnis  und  in  der  Form  des  Privat  kapital»  gebildet 
werden  müssen.  Die  Forderung  der  „Abschaffung"  des  Privat- 
kapitals  hat  daher  ungleich  weniger  Aimsicht  auf  Erfolg,  als  selbst 
diejenige  des  privaten  Grundeigenthnms  und  des  Erbrechts,  die 
beiden  anderen  practisch  wichtigsten  Postnlate  des  Socialismus. 

Der  letztere  betont  ganz  richtig  die  Bedingtheit  der  Wirth* 
sefaafkBverhältnisse  dureh  das  Recht  und  spedeli  daroh  das  Frivat 
reeht,  nnd  bat  eine  gleicbfklls  richtige  Einsicht  in  die  Wandelbar» 
keit  dieses  Rechts  nnd  die  Abhftngigkeit  desselben  von  der  Ctosets- 
gebang.  Aber  er  begebt  hier  beim  Kapital  seinen  gewObnlioben 
Fehler,  die  gesobiehtlicbe  Bedingtheit  der  Reehtsbildnng, 
dnschliessUch  der  Oesetsgebnng  so  yerkennen.  Was  der  Socialis- 
mns  hier  erstrebt,  kann  möglicher;  obgleich  in  diesem  Umfimge 
kanm  wabrseheinlicber  Weise  das  Endergebniss  einer  langen  ge- 
schichtlichen Entwicklung  sein,  für  deren  Beginn  sich  wohl  in  der 
grösseren  Ausdebniiuf;  der  zwangsgcmciuwirthschaftlichen  Thätigkeit 
und  in  den  VerhältnisHen  der  modernen  Productionstcchnik,  in  den 
ökonomisch-technischen  Vortheilen  des  Grossbetriebs  auf  manchen 
wichtigen  Productionsgebieten  (§.  144)  bemerkenswerthe  Anzeichen 
finden,  welche  die  Gegner  des  Socinlisnius  einseitig  verkennen. 
Aber  unmöf^lich  vermag  auch  die  rdcksichtsloseste  Gesetzgebung 
einen  solchen  geschichtlichen  Entwicklungsprocess,  selbst  wenn  sie 
die  Macht  dazu  hätte,  durch  ihre  Decrete  zu  anticipiren.  Hier 
gilt  wiederum,  was  oben  (§.  121)  von  der  Gesetzgebung  aaf  dem 
EigCDthamsgebiete  gesagt  worde. 

Kodbortus,  Sociale  Frage  S.  222,  lohnt  aosdrAoUich  eine  voUuwirdMehaifUiche 
Organisation  ohne  privates  Grund-  und  Kapitaleifirenthnm  für  die  Gegenwart 
ab.  —  Ich  weiüb  ttuhr  wubl,  daüö  der  Marxismus  und  seine  Anhänger  meistens  be- 
braptett,  sie  Terlaogten  dergletdien  ebenfalls  nicht  ?on  der  Gesetzgebong,  sie  postolirCen 
überhaupt  nicht ,  sondern  sie  stellten  nur  ans  der  Dla^osc  des  kapitalistisrhon  Zeit- 
alters and  seiner  besonders  durch  die  £ntwici(lung  der  Prodoctionstechnik  bedingten 
Weiterentwiekliing  Prognose  ftr  die  sichere  Gestaltung  der  Zukunft;  das  socialistische 
Pvoductionsiiystem  nnd  seine  Grundlage,  das  gesellschaftliche  Elgenthum  an  den  Pro- 
dnctionsmitteia  verde  „ron  selbet"  wie  nÄiAe  reife  FnchC^  sich  trinftimil  Jlns 
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sind  indessen  Phrasen,  die  mit  dem  Worf>;  aber  die  nothwendige  „rerolation&re 
Dictatar  des  Proletariat^''  (mindestens  zur  Bewirtung  des  Durchbruchs)  vie  oben 
■chon  einmal  bemeikt,  obnehin  bi  Widersprach  stehen.  Sie  werden  aach  imner  nor 
vorgebracht,  wenn  man  die  Socialist(  ii  zwinirm  will,  Farbe  zu  bekennen.  Hier  handelt 
es  sich  natürlich  nicht  am  die  practibche  tocialpolitische  Frage,  sondern  um  die  uns 
besclilftf grade  theoretische,  ob  die  Dothvendigen,  logiachea  Vonuueetzangen  der 
directen  Bildung  des  Nationalkapitals,  ohne  yemittflllliig  d«  Pliratlif^t,  eiftllbar 
encheinea.  Man  kann  nor  sagen ;  Mein. 

Der  Bildnngs-  und  VemeluiiDgsproeess  des  gesammteii  National- 
kapiteto  Ittsst  sieh  in  der  im  Voransgeheoden  dargelegten  Weise 
allerdings  ohne  Vermittlnng  des  PriTslkapitals  theoretisch  gedanken- 
mässig  und  logisch  richtig  entwiokeln.  Fttr  das  Verständniss  der 
Function  der  Privatkapitalisten  bei  dem  wirklichen  Bildungsprocess 
des  Nationalkapitals  hat  diese  theoretische  Analyse  der  eigentlich 
maassgebenden  Momente  ihren  Werth,  wie  sich  schon  aus  der 
obigen  Untersuchung  zeigt  nnd  im  Folgenden  noch  mehr  hervor- 
treten wird.  Aber  aus  dieser  Analyse  tblgt  auch,  dass  alle  jene 
entscheidenden  Dispositionsacte  in  Betreö'  der  Production  und  Coii- 
sumtion  hier  voraussetzuugsweise  —  d.h.  von  der  Vermittlung  tUr 
sich  disponirender,  Privatkapital  bildender  Privatpersonen  abge- 
sehen,—  von  nicht  persönlich  interessirten  Personen,  von  den 
leitenden  Vorständen  der  gemeinwirthschaftlichen  ProdaetioDsbetriebe 
nnd  in  letzter  Linie,  als  entscheidende  Instanz,  von  einer  höehsten 
Centraigewalt  in  der  Volkswirthsehaft  ausgehen ,  mindestens  von 
dieser  in  der  Beschlossfassang  nnd  Ansfahmng  eontrolirt  werden 
mtlssten.  So  namentlieh  anoh,  wenn  statt  eentralistiseher  deeentra- 
listisehe  Prodnetionsweise,  mittelst  Prodaotivgenossensehaften  oder 
wie  man  es  sieh  sonst  denken  mag,  eingeriehtet  würde.  Die 
Fordemng,  Uber  quantitativ  nnd  qualitativ  hinreichendes  National- 
kapital in  der  Volkswirthsehaft  an  verfügen,  welches  nicht  Privat* 
eigenthum  ist,  nicht  in  dessen  Form  gebildet  nnd  vermehrt  warde, 
heisst  eben  nichts  Anderes,  als  den  gesammten  volkswirthsehaft- 
liehen  Productionsprocess,  in  Bezug  auf  alle  8achgUter  wie  auf 
alle  Dienste,  ausschliesslich  zwangsgemeinwirthschaft- 
lich  organisiren. 

Man  braucht  das  Problem  nur  so  zu  formuliren  —  und  es 
mnsB  so  formnlirt  werden,  wenn  man  sich  der  Voraussetzungen 
und  Conseqnensen  der  Abschaffung  des  Privatkapitals  klar  bewusst 
wird  — ,  um  wenigstens  vom  Standpnncte  der  Gegenwart  ans  es 
als  unlösbar  au  bezeichnen,  ganz  abgesehen  davon,  dass  seine 
Lösung  anf  die  vorgeschlagene  Weise  wegen  der  Interessen  der 
menschlichen  Freiheit  uns  Heutigen  wenigstens  nicht  wUnschms* 
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Werth  erscheinen  kann.  Welche  pqrohologische  Unwahrscbeinlich- 
keit  eine  LOsnng  des  Problems  nach  socialisüscher  Metbode  auch 
filr  alle  weitere  Zakanft  hat|  aotoiige  »»Meiuelieii  liensohen  eind^^ 
haben  wir  im  Voranagehenden  und  besonders  in  den  ErOrteroDgen 
Uber  die  pqrchologisohe  Motivation  im  1.  Thdle  (Bneh  1,  Kap.  1) 
wiederholt  schon  an  seigen  gesucht 

Man  koonte  früher  etwa  einvendcD,  dass  riclfach  in  den  »ocialistiscben  Systemen, 
Mdi  in  den  deotscheo,  z.B.  Lassalle^H,  der  Pfodiedon^etrieb  dorch  selbstiadig  far 
sieb  und  ge^en  einander 8te!u'n<b' Pro d  u  r  ti  vf^cnossenschaften.  UndwirthschafUicbo 
and  industrielle,  ioa  Aoge  gefasst  wird  und  rieiieicht  dauB  an  Stelle  des  Pri?at- 
kairftab  OenoisentehaftaEapUal  treteo  kSiiBte  und  würde.  Dm  wttide  alwr  ent- 


ilin  etwa  das  AaiengeBeUscbaftsweseQ  and  das  heotigc  freie  Prodoctirgenosseascbafks* 
wecen  beviriit  hat  Die  .^cialistischeo**  PiodoctiTgenosseaacbaftea  vOxdea  eboa 
solche  „BoDrgooisvcreinigiingen"  werden  kOanw,  wie  aa  z.  B.  die  berOhmtao  Bochdale 

Pioniers,  nach  der  darin  richtigen  Auffassun^r  nnserer  Socialisten,  geworden  sind. 
Wie  sollten  die  CoucurronzrerhAlltiisse  gerego^t  werden?  Nein  man  könnte,  wenn  man 
aocialistischer  Seitü  consequeat  tein  will,  den  Genossenschaften  so  wenig  Sgenthum 
an  Kapital,  als  an  iJo  ii  n  lassen  und  mOssfr-  fiir  di»!  Bildonp.  Vermehrung  and  Ver- 
wouduDg  des  Matioualkaj>ital&  dock  immer  zu  einer  ceotralistischen  Kegelang,  mindesteB« 
n  aber  iwaagiweiae  ein^ reifenden  Gontr^  Ton  ^er  obentea  CentialMeUe  ana 
sebraiten :  das  Kapital  aber  wie  der  Boden  mUsste  im  Eigenthum  der  Gesammtheit 
stehen.  Jene  L^assalleschen  Ideen  sind  denn  auch  l&ngst  Tom  fortgeschrittenen  Mandsmos 
und  der  ihm  folgenden  Socialdciuokratie  fallen  gela^iaen.  Aber  etwas  klares  Anderen 
ist  nicht  an  die  Stella  fettataa.  Und  wenn  man  eina  Antwort  auf  das  „Wie?*  wm- 
langt,  wird  man  nor  noch  mehr  mit  Phrasen  abgespeist  und  orh&lt  die  beriueme 
Antwort,  das  „Wie"  werde  sich  seinerzeit  schon  finden.  Vgl.  die  neuen  socialdemo- 
InatlaebeB  Programme,  die  Kritik  des  Gothaer  durch  Ifarx.  Im  nenaataa  Erfurter 
Programm  der  deutschen  Socialdemokratie  (1891)  ist  von  Productiv/jonossenschaften 
nicht  mehr  die  Kede,  sondern  nur  kurzweg  ron  „Verwandlung  des  kApitalistischen 
PrifalalitaBdrainB  aa  PndvetloaaBiittelB  in  gesellsebiltliebes  EigeotbuB,  und  Db> 
waadhing  der  Waarenproduction  in  socialistischc,  für  und  durch  die  (lesellaeliaft  (1!) 
betiiabeae  Pxodaction'*.   Vergl.  meine  Bede  aber  dies  Programm  lb92. 

§.  144  [296].  Die  Lösung  jenes  Problems  der  aasscbüesslicb 
zwangfgemeinwirtbschaftlichen  Organisation  iiud  der  directen  Bil- 
dung des  Nationalkapitals  setzte  zunächst  die  Aufstellung  eines 
Plans  voraus,  welcher  die  gesammte  Production  und  Consumtioa 
der  Volkswirthschaft  umfasste,  um  die  „geregelte",  die  „planmässige" 
Production  an  Stelle  der  „ungeregelten",  der planlosen"  des  heutigen 
Corcnrrenzsystems  treten  zu  lassen. 

Das8  in  dieser  „Planlosigkeit"  der  beutigen  Production  einer 
der  schwersten  Uebelstände  unserer  bestehenden  volkswirthschafl- 
licben  Organisation  mit  ihrer  fast  ansscbliesslicben  Uebertragnng 
der  Sachgflterproduction  an  das  privatwirthscbaftlicbe  System  liegt, 
kann  angesichts  der  Ezcesse  der  Specnlation,  der  mancherlei  nach- 
theiligen Folgen  des  Conoorrenzsystems,  des  periodischen  Wechsels 
von  Uebenpeonlation,  Krise,  Flauheit,  der  beherrschenden  Maebt 
der  Conjnnctnr  wohl  nicht  bestritten  werden.  Es  ist  an  frilheren 


hcrbeiftlhren ,  wie 
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Stellen  dieses  Werks  oftmaln  zugestanden  worden  (I,  §.  160  tT,  317  ff., 
II,  74  ff.).  Damit  aber  wird  zugestanden,  dass  die  Function  als 
Leiter  der  nationalen  Production,  welche  die  Institution  des  Privat- 
kapitals den  Privatkapitalisten  überträgt,  wenn  Dicht  allgemein,  so 
weEtgsteDB  unter  den  technischen,  ^ökonomischen  und  socialen  Be- 
dingnngen  des  modernen  Productionabetriebs  vom  Privatkapital  viel- 
faeb  mangelbait  vollzogen  wird.  Der  soeialistiscbe  Einwand  (Marx, 
Engels)  gegen  die  ttblicbe  Beebtfertigang  des  Privatkapitals,  dass 
nemlieh  die  AofTassong  des  letsteren  als  einer  «oeialOkonomisch 
w^gen  ihrer  eminenten  ProdactivdienstesegensreiohenRechtsinstitntion 
dnreh  die  erwtthnten  Thatsaohen  des  modernen  Wirthsehaftslehens 
Lügen  gestraft  werde,  dass  vielmehr  gerade  diese  Thatsaohen  die 
wachsende  UnfUhigkeit  des  Privatkapitalismas,  die  Nationalkapitalien 
inaoeiaI9konomlseh  heilsamer  Wdse  in  Function  sn  setzen,  bewiesen, 
—  dieser  Einwand  mit  dem  ancb  „intellectoellen  Bankerott"  der 
Bourgeoisie*)  ist  von  allen  practischen,  ans  der  Erfahrung  ent- 
nommenen Einwänden  gegen  die  bestehende  privatkapitalistische 
Wirthschafts-  und  besonders  Productiousordnung  der  relativ  trif- 
tigste und  unwiderleglichste.  Die  Diagnose  des  Uebels  wird  damit 
grösstentheils  richtig  gestellt.  Zwar  wird  wohl  replicirt,  dass  eine 
Regelung  der  Production  auch  im  privatkapitalistischen  System, 
mittelst  Cartellen  der  Unternehmer,  möglich,  leichter  ausführbar 
und  erfolgreicher  sei,  als  die  socialistische  Regelung  auf  der  Grund- 
lage einer  ganz  modernen  Kecbtsordnnng  der  Production.  Aber 
die  Duplik,  dass  man  dann  von  dem  Regen  in  die  Traufe,  in  Ab- 
hängigkeit von  rttoksichtslosen  Privatmonopolen  komme,  wenn  die 
Sache  irgend  grossere  Bedeutung  erlange,  liegt  auf  der  Hand. 

Jedoch  in  dem  sich  an  jene  Diagnose  anschliessenden  thera- 

pen tischen  Verfahren  liegt  der  Sprung  im  socialistischen  Ge- 
dankengang. Die  „planvolle  Regelung"  der  Production  würde 
wohl  jenen  Uebeln  abhelfen,  aber,  selbst  wenn  sie  nicht  wieder 
grosse  andere  Uebel  heraufbeschwörte,  für  die  Freiheit,  die  höhere 
Entwicklung  des  Menschengeschlechts,  oder  wenn  man  sich  Uber 
alle  solche  Uebel  hinwegsetzen  wollte:  Alles  hängt  doch  von  der 
voraussichtlichen  practischen  ökonomisch -technischen  Möglichkeit 
einer  solchen  planvollen  Regelung  der  Gesammtproduction  ab  und 
in  dieser  Hinsieht  sind  die  practischen  Aussichten  auf  eine  solche 
Entwicklung  nur  beschränkt 

>)  TgL  beM»d«n  Engels,  Dshiiikf's  DawUniiff,  jS.  213 £,  2S4. 
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Man  moss  wohl  auch  hier  dem  Socialismos  einräumen,  dass  eine  solche  Möglich- 
keit gerade  wegen  der  Entwicklung;  der  modernen  Productioubtecbuik  und  der  dadurch 
wieder  mit  bedingten  wachsenden  Untüchtigkeit  vieler  Priratwirthschaiten  heote  schon 
auf  sr«'wi>sen  (iebieten  ,  in  gewissen  Fällen  eher  als  früher  rerwirklicht  werden  kann 
und  selbäl  ailmälig  in  steigendem  Umfang  reaiisirbar  erscheinen  mag.  Soweit  dies 
und  wo  08  der  ral  und  wo  nicht  trotzdem  andere  (politische,  sodalo,  ediiscbo,  aodi 
technische  u.  s.  w.)  Rück-ichtcn  dagegen  sprechen,  geht  man  hchon  jetzt  und  in  nicht 
femer  Zukunft  rielluicbt  immer  mehr  zu  der  „geregelten"  Troduction,  zur  gemein» 
wlrthachaftlichen  Organisation  der  Volkswirthscbaft  aber.  AlHir  auch  hier  hat  man 
es  doch  gerade  ans  technischen  Gründen  höchstens  mit  einer  allmftiigen  Ent- 
wicklung zu  thtin.  durch  wcl(  lie  die  Privatwirthschaft  und  folgeweise  das  Privat- 
kapital (und  der  private  Boden)  zu  Gunsten  der  Gemoiuwirthschaft  und  des  Gemoin- 
eigentbams  eingeengt  wird:  aber  nur  einfoengt«  nicht  TOUig  ersetzt,  —  von  andern 
Gründen  abgesehen,  weil  das  die  Oekonomik  und  Technik  in  absehbarer  Zeit  ni(  Jit 
zulassen,  und  wie  wir  wenigstens  vom  Staudpunct  der  Gegenwart  ans  sagen  mOsscu, 
•diwaiUoh  je  solaaBoa  werden. 

Das  tbera])Ciiti8che  Verfahren  des  Socialismns  ist  also  nicht 
(lurcliaus  falficli,  es  wird  fälschlich  nur  zu  sehr  zu  einem  Uni- 
versalheilDiittel  erhoben,  wahrend  es  bloss  partiell  anwendbar 
ist  und  auch  da  natürlich  im  concreten  Falle  nur  nach  vorsichtigster 
UDtersuchung  aller  einschlagenden  Verhältnisse,  wie  z.  B.  bei  der 
Uebemahme  der  CommanioatioiiBniittel  und  Verkehraanstalten  Mif 
den  Staat  il  s.  w. 

Aber  schon  die  Anfetellung  eines  „Plaos^^  für  die 
„Regelung'*  der  Gesammtprodnction  erheischte  eine  Summe  von 
Intelligenz  and  Uneigenntttsigkeit,  damit  einen  Zustand  der  geistigen 
und  Bittliehen  Bildung  bei  den  leitenden  Oiganen,  weleher  flir 
Hensoben  kaum  als  erreiebbar  eraohetnt  Die  Ansfttbrang  dieses 
Plans  würde  die  Sebwierigkdten  noch  ansserord^iflieh  steigern. 

wäre  dazo  in  der  ganzen  BerOlkemng  eine  Summe  Ton  Un- 
eigennützigkeit,  Pfliehtgefübl,  Subordination  erforderlieb,  mit  anderen 
Worten  eine  Ausstattung  der  Menseben  mit  Eigensobaften  bOobster 
SitÜicbkeity  die  zn  erlangen  als  schwerlich  mOglicb  erklärt  werden 
muss.  Die  Forderun^^en,  welche  hier  an  die  Menschen  gestellt 
werden,  gehen  wohl  über  danjcuige  Maass  hinaus,  was,  wenn  auch 
als  fernstes  Ziel,  durch  geistij;e  und  sittliche  Erziehung  des  Menschen, 
geschlechts  erreichbar  scheiut;  sie  verlangen,  so  werden  die  Meisten 
urtbeilen,  wohl  andere  Wesen,  als  die  Menschen  einmal  sind. 

Auch  hierfür  sei  in  dieser  3.  Auflage  besonders  auf  die  einschlajrcnden  Aufl- 
f abrangen  Uber  Motivation  und  ökonomische  Psychologie  im  1.  Bach,  lüpitel  1  dea 
1.  Tbeus  der  Grundlegung  renrlesen,  wo  die  bler  angegebenen  Probleme  wiederholt, 

gerade  im  Hinblick  auf  eine  socialistische  W'irthschaft:>organisation .  berührt  worden 
aind.  Auch  im  dortigen  Buch  5  von  der  (Jrganisation  der  VolkswiriLsclialt,  beaondera 
fom  iwangägemeinwirthschafÜichen  System,  gescbiebt  das  mehrfach  (u.  a.  §.  SOe— 80S)l 

Im  privatwirthschaftlichen  System  wird  doch  selbst  beute  noch 
trots  der  Grossbetriebstendena  die  Produetion  und  Consnmtion  yod 


Dlgitlzed  by  Google 


Ots  PfoU«m  «Uracter  Bildaag  d«6  NadoulkapiteU. 


319 


Millionen  kleiner  Wirthschaltscentren  aus  zunächst  nach  den  indi- 
viduellen Bedürfnissen  und  Interessen  geregelt.  Freilich  vielfach 
die  jyBedarfsprodaction"  für  den  eigenen  Bedarf  der  Wii-tbschafta- 
angehörigen,  aber  doch  darüber  hinaus  und  vielfach  jetzt  auch  allein 
die  „Kundenproduction"  (Bücher)  und  immer  mehr  die  „Waaren- 
prodaction"  ihr  den  Absatz  an  beliebige  Dritte,  fttr  den  Markt. 
Daraus  gebt  ohne  Zweifel  leieht  eine  Hinwegsetsnng  tlber  die  Be- 
dOrfoisse  und  Interessen  anderer  Kreise  nnd  sehliesslioh  der  ganzen 
Volkswirthsohaft  nnd  eine  sebftdliche  Planlosigkeit  nnd  Missleitnng 
der  Prodnetion  hervor.  Eben  deswegen  bedarf  das  privatwirth- 
sehailliehe  System  einer  doppelten  Brgftnsnng  nnd  Be- 
sobrinknng:  einmal  in  der  frttber  (Bneh  5  nnd  6  des  1.  Theils) 
begründeten  Weise,  was  seine  änssere  Ausdehnung  anlangt, 
dnreh  das  gemein-,  besonders  das  zwangsgemeinwirthschaftliche 
und  das  caritiitive  System  an  Stelle  des  privatwirthsehaftlichen; 
sodann,  was  seine  Wirksamkeit  betrifft,  durch  eine  gewisse 
Regelung  und  Beschränkung  des  privatwirthsehaftlichen  Systems 
(§.  59,  77,  78),  d.  h.  aber  eben  der  individuellen  Freiheit  und  der 
Verfügung  Uber  das  Privateigentbum  oder  m.  a.  W.  in  letzterer 
Hinsicht:  der  Inhalt  des  Privateigenthums  darf  nicht  von  der 
Willkühr  des  EigenthUmers  allein  bestimmt  werden  (§.  127). 

Der  richtige  und  ausfahrbare  Gtedanke  in  aller  principiellen 
Polemik  des  Soeialismus  gegen  das  privatwirthschaftliche  System 
mit  der  freien  Coneurrens  und  speciell  hier  gegen  das  Privatkapital 
besteht  in  niohts  anderem  als  in  der  Forderung  einer  zweck- 
mässigen Einengung  jenes  Systems  und  einer  Beschränkung 
der  Beehte  des  Privatkapitals,  wie  dies  schon  wiederholt  in  diesem 
Werke  anerkannt  wurde.  Aber  die  völlige  Beseitigung  des 
Priyatkapitals  und  damit  des  privatwirthsehaftliehen  Systems 
ist  abzuweisen,  weil  sie  die  in  der  Gegenwart  und  jeder  absehbaren 
Zukunft  unerflillbar  seheinende  Aufgabe  erheischt,  die  Intelligenz 
und  Thatkraft  jener  Millionen  kleiner  Wirtbsehallsoentren  in  ihren 
individuellen  Wirkungssphären  ausser  Function  zu  setzen,  ohne 
dass  die  Moglicbkeit  eines  zweckmässigen  Ersatzes  nachgewiesen 
wird.  Auch  mit  der  „Grossbetriebstendenz  "  ist  hier  nicht  viel  zu 
beweisen,  weil  es  sich  wieder  nur  um  eine  Frage  des  Maasses 
handelt,  welche  bloss  conciet,  nicht  principiell  beantwortet  werden 
kann.  Aber  seihst  eine  principielle  Antwort  könnte  keine  generelle 
sein,  weil  eben  mancherlei  andere  als  lediglich  ökonomisch-tecbniscbe 
Htlcksichten  in  Betracht  kommen  (§.  15). 
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Die  obige  Beweisfabrang  mass  sieb  docb  aacb  gegen  die  wiasenschafUich  so 

bocb  bedeatsamen  Ausführungen  ron  Rodbertus  richten,  siehe  besonders  seine 
socialen  Briefe  (Ausgabe  von  1S75K  S.  24  ff.,  28,  221.  Siehe  oben  VorbemerlcoriE: 
§.  132.  —  Bemerkenswerth  bleibt  immer,  wie  die  Stimmfabrer  unseres  deutseben 
SodatimtM  nitnnter  mit  Beispielen  wie  die  Heeresverwaltung,  das  Postwe«eft  n.  dgl.  m. 
argamentircn,  um  die  Durchführbarkeit  und  Zweckuiässigkeit  ihrer  Pläne  zur  Arbeits- 
organisation za  begranden.  £s  wird  dabei  nur  tiberseben,  dass  neb  nicht  die  ganze 
Prodnction  in  dieser  Welse  eintiebteB  llssc  und  dass  eine  TenUfemeineniiur  das 
militärischen  Regiments  schliesslich  die  individuelle  Freiheit  in  unleidlicher  w(6iM 
beschränken  mUsste:  der  Milit&rstrafcodex  mUssie  auch  hier  immer  daneben 
stehen!  —  Weiter  wollen  die  Sozialisten  mit  Hilfe  amfafisendster  statistischer 
Recherchen  Ober  die  Consumtion  und  den  Nationalbedarf  ermitteln ,  was  und  wieviel 
die  Prodocfion  beschallen  müsse  und  danach  eine  gerepelte  Production  einrichten. 
Aach  dies  macht  mehr  Schwierigkeiten,  als  sie  denken,  wenn  es  auch  wieder  einen 
riclitigeo  Gedanken  enthält  und  einen  Uebdatand  der  gegenwirtifen  privatwirthachaft- 
licben  individualistischen  Productionswcise  aufdeckt.  Es  setzt  die  Annahme  eines 
beatimmten  Kormalstands  der  gesäumten  Gonsamtion  voraus.  An  die  bisherige  Con- 
samdoB  konnte  man  sieh  doeh  nicht  halten,  da  sie  das  Prodnct  der  gegen wärtij^en 
Ankommen-  tuid  Vermögensrcrthcilung  und  eben  des  privaten  Rentenbezugs  ans  Boden 
und  Kapitalien  ist  Statistische  Aufnahmen  ans  der  WiriUichkeit  würden  also  nicht 
ausreichen. 

Zu  beachten  ist  CDdlich  namentlicb  noch,  dass  die  Grandeigen- 
thnmsfrage  wesentlich  anders  als  die  Kapitaleigentbnmsfrage  liegt, 
weil  bei  jener  aaf  Pacht-  nnd  ähnliche  Verhältnisse  mit  Erfolg 
zorttckgegriffen  werden  kann.  Privates  Grondeigenthnm  ist  des- 
wegen weniger  wesentlich  ökonomisch-technisch  bedingt  als  Privat- 
kapital (Kapitel  2  luiteii).  Auch  Pachtbetrieb  u.  dgL  m.  des  Bodens 
setst  aber  gerade  das  Vorbandensein  des  Rechtsinstitiits  des  privalen 
Kapitaleigenthams  vonras. 

Zweiter  Uaaptabschnitt. 

Das  Privatkapital  und  die  Kritik  desselben. 

I.  —  §.  146  [297,  298].   Die  Bildung  des  Privatkapitals. 

Die  voraaqgehenden  ErOrtemogen  Aber  die  Bildung  des  National 
kapitale  haben  zu  einem  Eigebnias  gefllhrt^  welches  in  der  Haapt- 
saohe  fttr  die  reehtliche  Institution  des  Privatkiqiitals  günstig 
ist  Sie  haben  sogleich  die  bedingenden  Momente  jeder,  also  anch 
der  Priyatkapitalbildnng  nnd  -Vermehmng  Idargelegt  nnd  dadurch 
einer  richtigen  social- Ökonomischen  Würdigung  des  Institnti  des 
Privatkapitals  nnd  besonders  der  Lelstnngen  der  PriFatkapitaUsten 
als  derjenigen  Personen,  welehe  das  Kapital  bilden  nnd  ▼ermehren, 
vielfach  auch  direot  reprodnctiT  selbst  verwenden,  vorgebaut.  Es 


*)  Siebe  oben  die  Yorbemeiknagea  zu  diesem  Kapital,  §.  132 — 134,  beaondeB 
Bodbertus,  sociale  Briefe,  Marx  nnd  LnssalU,  Schftffle,  noch  Piarstorff 
a.  a.  0.,  r.  Bohm-fiaverk. 


Digitized  by  Google 


Bildung  d«B  Pxiratkftpiuls. 


iSsst  «ich  in  Anknttplung  an  jene  Enirtciungen  das  eigentliche 
Wesen  dieser  Leistungen  und  damit  das  ökonomische  Verdienst 
der  Privatkapitalisten  richtiger  und  unbefangener,  als  es  vielfach 
in  der  Yolkswirtbschaftslehre  geschehen  ist,  erkennen.  Die  socia- 
liatiache  Kritik  der  Bildung  des  Priratkapitals  wird  sich  danach 
swar  mm  Theil  als  richtig  erweisen,  aber  anderseits  lässt  sich 
derselben  ancb  eine  berechtigte,  im  Haapttheil  dee  Ergebninet  ab- 
weisende  Antikritik  enIgegeBBtelleii. 

Das  Privaikapital  einer  Peison  büdet  aich  dadweb,  daas  diese 
Person  bei  der  Prodnotien  mid  Verwendung  der  an  ihrer  reohilichen 

Verfügung,  der  Regel  naeb  der  in  ihrem  Eigentbnm  stehenden 
Güter  jene  Dispositionsacte  vornimmt,  welche  nach  dem  Frtlheren 
(§.  138)  für  die  Entstehung  nnd  Vermehrung  des  Nationalkupitals 
nothwendig  sind.  Entscheidend  ist  daher  für  den  Kapitalbesitz 
einer  Person  in  erster  Linie  das  Recht,  welches  ihr  Verfligungs-, 
bez.  Eigenthumsrechte  an  den  Producteu  eines  Prodnctionsbetriebs 
einräumt,  d.  h.  der  Regel  nach,  diese  Producte  das  Einkommen  der 
Person  oder  den  (etwa  nicht  zum  Einkoromen  gerechneten)  Erwerb 
(Einnahme)  derselben  (1,  §.  173)  bilden  lässt;  sodann  in  zweiter 
Linie  die  entsprechende  Disposition,  welche  die  Person  tbeila 
schon  während  der  Production  tiber  deren  Riebtang,  daher  Uber 
die  Art  der  herzustellenden  Güter  (unbedingte  Kapitalgüter  nnd 
Güter,  welche  qualitativ  geeignet  sind,  wenn  es  so  bestimmt  wird, 
als  Kapital  zu  fhngiren),  tiieila  nach  Fertigatelinng  der  Prodocte 
Aber  die  Verwendung  der  letzteren  trifft. 

GewöbnUcb  wird  in  der  Volkswirthsch&ftslehre  bei  dem  Mangel  einer  Cnter- 
•dheidaDg  von  Ökonomischem  und  PriT»tkapitel  vad  bei  der  UnterBchieboog  prirat- 
wirthschaftlichcr  Begriffa  an  die  Stelle  von  volkswirthschafdicben  und  umgeiehrt,  das 
zweite  Moment,  das  Disponiron .  oder  in  der  üblichen  einseitigen  Ansdrnrksweise  das 
Sparen,  al»  maassgebend  fUr  die  Bildung  und  Vennehrung  des  Privatkapiuüs  statt  nur 
dm  Akonomischen  Kapitals  hingeateUt,  w&brend  das  erste  Moment  onbeacbtet  bleibt, 
was  wohl  beim  ökonomischen,  aber  gerade  nicht  beim  Privatkapital  erlaubt  i^t.  Vf^l. 
fiodbertvs'  JCntvnrf  einer  wissensdbaftlichen  Zergliederang  de«  rolkswirthscbaitlicben 
OigiBiBmii  in  den  «ooialeB  BrieÜBD  (rar  Beknditilog  dar  toeialn  Frage ,  1875, 

8.  saffi). 

Es  sind  also  für  die  Bildung  von  Privatkapital,  welches  als 
Nationalkapital  fungirt,  drei  Momente  entscheidend:  Produciren  in 
RicbtUDg  auf  bestimmte  Gliter  (Werthe),  rechtlich  Verillgen-krinnen 
tiber  Producte  (Werthe),  Disponiren  tIber  letztere  zu  Zwecken  neuer 
Production.  Nicht  alles  Privatkapital  ist  aber  Nationalkapital 
(I,  §.  131).  Nimmt  man  auf  die  Fälle  mit  Rtlcksicht,  wo  ohne 
Vermehrung  des  Nationalkapitals  eine  solche,  bzw.  auch  beim 

A.  Wagaer,  Onudlfgaaff.  S.  AdL  2.  TbeiL  ToUciwtrthMliftft  o.  Mt  21 
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einzelnen  Privaten  eine  erste  Bildung  von  Privatkapital  statttindet 
(z.  ß.  durch  solche  kapitalisirte  Gewinne  aus  Conjuncturen,  Specu- 
lationen,  Dritten  auferlegte  Leistungen,  weiche  nicht  rein  consumtiv 
venebrt,  sondern  zum  Vermögen  geschlagen  werden),  so  kann 
man  die  Formel  anlstellen:  Privatkapitalbesitz  entsteht  für  eine 
Person,  indem  sie  ihre  Einnahmen  (Erwerb)  irgend  welcher  Art 
aelbst  oder  durch  Dritte  reproduetiv  verwendet  oder  rentabel  macht. 

Naeb  dieser  Darlegung  des  Bildnngsprocesses  des  Privatkapitals 
iat  es  nnstatthafty  das  letztere  kurzweg  auf  eigene  Okonomisohe 
Leistungen,  insbesondere  auf  die  eigene  Arbeit  des  Kapitalisten 
selbst  znrflekzniftbren.  Das  Kapital  einer  Person  stammt  nioht 
notbwendig  und  kaum  in  den  primiti?sten  VerbftltniBsen,  niemals 
aber  in  der  entwickelten  Volkswirthsehaft  yollstttndig  ans  der 
Arbeit  oder  dem  Arbeitsertrag  grade  dieser  Person.  Wohl  aber 
stellt  es  einen  Theil  des  gesammten  nationalen,  eventneU  daher 
von  Dritten  prodncirten  Arbeitsertrag  dar,  Aber  den  diese  Person 
rechtlich  als  über  ihr  Eigenthnm  verfUgt. 

Das  gilt  auch  \on  Kapitalisirnngcn  ron  Conjunctoren-,  Speculationsgevinaen.  sowie 
ron  Kapitalisiruogen  der  Zins-,  Renten-,  Mioth-,  Pachtsteigoruugen,  welche  ein  £igcii- 
thiiiii'M  vun  Kapital  (ond  drundätucken.  Geb&aden)  ohne  entsprechende  Gegenleistungen 
duichzusttzen  vermag.  Können  diese  Steigerungen  als  einigermaasson  dauernd  pelten, 
£0  ciiiapricht  ihnen  ein  nach  irgend  einem  Multiplicator  berechneter  Kapitalwerih, 
welcher  den  Cbaracter  eines  PriVAtluipitals  trägt,  aber  doch  nicht  das  Arbeit»^odact 
des  lüpitaUsteB  aJs  fientenbozidiess  «ondem  dasjenige  des  Bentwniahlen  ist 

Der  Prodnctionsprocess,  und  zwar  nach  dem  Voransgehenden 

vomenilich  der  privatwirthschaftliche,  ist  die  Quelle  des  ökonomischen 
oder  NationalkapiUls,  wie  des  bei  Weitem  grössten  und  wichtigsten 
Theils  des  Privatkapitals.  Die  Rechtsordnung  aber,  welche  auch 
dem  System  der  freien  Concurrenz  die  Kechtsschranken  in  der 
persöulichen  Freiheit  der  Menscbeu,  im  Eigeiithums-,  Vertrags-, 
Erb-  und  Enteignuugsrecht  stellt,  ist  der  Regulator  für  die  V^er- 
theüunij^  des  Priviitkapitala  unter  die  Kapitalisten,  weil  sie  der 
Regulator  iUr  die  Einkommen-  und  Vernnigensvertheilung  unter  die 
Bevölkerung  ist.  Erst  diese  Einkommen-  und  VernK'igensvertheiluug 
liefert  die  snbstanzielle  Basis,  weiche  jene  Dispositions-  und  S])ar- 
acte  Yoranssetzen  mttssen,  nm  znr  priyaten  Kapitaibildong  fUr  die 
Einzelnen  zn  flibren. 

Wts  Jeuiand  an  Kapital  beia  eigen  nennt,  hängt  dann  freilich  von  dieser  seiner 
Disposition  und  Sparsamkeit,  aber  wi-Mi-  rtim  \u  r-tT  Lini«^  v<>n  ^.■i^^•m  Einknmmen, 
seinem  gesammteu  Erweib  von  Kinuahxneii  u.  a.  w.  ab,  weichen  ihm  in  der  rroductiou 
and  im  Verkehr  tn  erlangen  möglich,  und  reo  der  Bechtaordniing  za  erlangen  und 
zu  b.  hait.'u  erlaubt  War;  der  e  n  t >  c heldende  Punct.  welcher  in  -li-r  liblichen  Lehre 
ron  der  Kapitalentttehung  durch  irltspariuig  meist  ganz  ubei>»ehea,  stets  gegen  das 
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^pvmofflent  imrerbältoissjaässig  in  den  Hiotergrund  guschoben  wordea  ist  ^Siehe 
Rodbertas,  aodaJe  Flage  S.  27  K,  Ober  den  enticheideiiden  Einfhus  des  Sechtt. 
Yg].  auch  Piers torff,  a  a.  0.  S.  49  AnneiiniBg  (aber  Spuen).  Latsftlle's 
richtiger  Staadpnnct  gegenüber  Schulze.) 

U.  —  §.  146  [299].  Die  socialiBtische  Kritik  des 
privaten  Kapitalbeeitses.  Geht  man  niin,  wie  der  Sodalia- 
ma»f  von  dem  Postoiat  ans,  dase  alle«  Einkommen  einer  Person 
ihr  eigener  Arbeitsertrag  sein  soll,  was  in  der  Wirkliclikeit  nach 
dem  geltenden  Rechte  ja  bei  Weitem  nicht  allgemein  der  Fall  ist, 
so  ergiebt  sich  freilich  eine  berechtigte,  fast  yemichtende  Kritik 
ftlr  den  grQssten  Theil  des  Kapitalbesities  in  unseren  Volkswirth- 
schaften  oder  m.  a.  W.  fttr  die  Vertheilnng  des  Nationalkapitals  an 
die  besitzenden  Classen^),  eine  Kritik,  sn  welcher  die  erwähnte 
falsche  Darstellang  der  Bildnng  des  Privatkapitals  seitens  einiger 
Nationalökonomen  allerdings  t(5rmlich  herausfordert. 

Die  Berechtigung  dieser  Kritik  beschränkt  sich  indessen  auf 
einige  allerdings  noch  immer  wichtige  Fälle,  wenn  man  jenes 
Postulat  auf  seinen  richtii:en  Kern  znrtlckflihrt.  Für  die  Auffassung 
und  rechtliche  Behandlung  des  Kapitalbesitzes  sind  daraus  freilich 
immerhin  erhebliche  Consequenzen  abzuleiten  (§.  140  ff.). 

Die  Berechtigung  jener  Kritik  zerfällt  dagegen  vor  einer  noth- 
wendigen  Antikritik,  wenn  man  an  der  nach  dem  Vorausgehenden 
wenigstens  für  uns  anznnebmenden  Unentbebrlichkeit  der  Institution 
des  Privatkapitals  und  vorläufig  auch  des  privaten  Grnndeigen- 
tbnms  (vorbehaltlich  der  übrigens  besonders  fttr  das  ländliche  Grand- 
eigenthnm  im  £rgebnis8  hiermit  ttbereinstimmenden  Untersuchung 
in  dem  nächsten  Kapitel),  sowie  demgemSss  an  der  Unentbebrlich- 
keit des  privatwirthschaftlichen  Systems  nnd  des  privaten  Unter- 
nehmnngsbetriebs  für  einen  grossen  Theil  der  erforderlichen  volks- 
wirthschalklichen  Prodnction  festhält.  Die  soeialistische  Kritik  des 
Privafkapitals  ISsst  sich  wissenschaftlich  antikritisch  hier  auf  eme 
blosse  petitio  principii  znrflekftihren.  Sie  nntersehfttst  aach  die 
privaten  Disponir-  und  Sparthitigkeiten  in  ihrer  Bedeutung  nnd 
ihrem  dkonomischen  Verdienst  flir  die  sweckmüssige  nnd  reichliche 
Bildnng  des  Nationalkapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals: 
Thätigkeiten ,  welche  nur  entbehrlich  wären,  wenn  sich  nach  den 
früheren  Erörterungen  das  Nationalkapitul  ohne  diese  Vermittlung 


')  Die  Conscuueiiz  vou  Hudbcrtus'  Darsteliuiig,  veoa  er  sie  auch  nickt  ganz 
zidien  will  (siehe  vorbemerkuu)^eo  ^.  132).  Meine  ptrüelle  Znttimmung  zu  nnd  melDe 
>rrö^ere  Abweichung  ?on  ihio.  Laasalie,  Marz  Q.  s.  w.  ergiebt  sich  ans  deu 
folgenden  g§«  sowie  aas     132  ff. 

21* 
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des  Privateigenthums  bilden  Hesse  und  nur  soweit  entbehrlich  sind, 
als  dies  wirklich  durch  eine  zweckmässige  Einrichtung  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  u.  dgl.  m.  der  Fall  ist  (§.  150  ff.)- 
Vor  dem  Eingehen  auf  die  folgende  Untersuchung  Uber  die 
Berechtigung  und  die  Unrichtigkeit  der  socialistischen  Kapitalkritik 
iit  iodessen  eine  allgemeine  Verwahmng  eioznlegen.  Mit  einer 
solohen  Untersaohaiig  folgt  man  dem  8ociaIismn8  in  einer  Hinsicht 
schon  zu  weitanf  dessen  Boden:  man  betrachtet  die  Dinge  ans  ser- 
halb des  gesehichtlichen  Verianfs,  ohne  Bflcksicht  auf 
die  jeweilige  poaitiTe  Rechtsordnnngy  unter  welcher  sie 
•ich  entwickelt  und  dnroh  welche  sie  die  rechtliche  Sanctaon  er- 
halten haben,  auch  ohne  Bflcksicht  aof  das  Prindip  der  Yer- 
jfthrnng,  das  —  nnTcnneidlich  für  menschliche  VerhlUtmsse  — , 
frflher  nnrechtmässig  entstandenem  Kapitaleigeniham  zu  Onte  kommt 
Selbst  wenn  daher  das  Ergebniss  emer  Untersachnng,  wie  der 
folgenden,  viel  mehr,  als  es  der  Fall  ist,  mit  der  Kritik  des  Soda- 
lismns  am  ▼oihandenen  Kapitalbesitz  snsammen  stimmen  wtlrde^ 
folgte  daraus  fttr  die  gesetzliche  Anfhebnng  des  Privatkapitals 
weder  im  Allgemeinen,  in  Betreff  der  ganzen  Institution,  noch  im 
concreten  Fall,  in  Betreff  des  privaten  Kapitalbesitzes  bestimmter 
Personen,  ohne  Weiteres  die  Richtigkeit  des  socialistischen  Postulats. 
Denn  ausserhalb  dieses  recbtsgeschichtlichen  und  positiv-rechtlichen 
Zusammenhangs  darf  und  kann  der  Gesetzgeber  diese  Fragen  nicht 
entscheiden.  Die  folgende  Untersuchung  soll  daher  einer  solchen 
immer  mit  nach  anderen  Gesichtspuncten  und  ErwUgungen  zu- 
treffenden Entscheidung  in  keiner  Weise  vorgreifen.  Die  Frage 
der  Abschaffung  von  Privatkapital  ist  ein  Theil  der  Enteignungs- 
frage (Kap.  3  unten  in  diesem  Buch  3)  und  nicht  sowohl  nach 
der  Entstehung,  als  nach  der  jetzigen  Function  des  Privatkapitals 
sn  entscheiden. 

§.  147  [300J.  —  A.  £ine  Berechtigung  in  grösserem  und 
kleinerem  Umfange  und  zmn  Theil  eine  TtfUige  Berechtigung  ist 
der  Kritik  des  privaten  Kapitalbesitses  gewisser  Personen  oder 
m.  a.  W.  der  Vertiieilnng  des  Kationalkapitals  unter  diese  letateren 
in  folgenden  fUnf  Kategorieen  von  FSllen  soangesleben:  einmal 
in  grosserem,  doch  auch  nicht  allgemeinem  Umfang  bei  Unfteiheit 
der  arbeitenden  Glassen;  sodann  bei  dem  Bezog  von  Privilegien- 
nnd  Monopol -Gewinnen  hei  fehlender  genügender  Gegenldstang 
des  Frivilegirten  und  Monopolisten;  femer  in  gewissem  Umfange 
anch  bei  dem  Bezug  nnd  vollends  bei  der  Kapitalisirung  von 
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blossen  Conjuncturengewinnen;  weiter  von  (Differential-) Renten, 
besonders  Grundreuteu  im  technisch -nationalökonomischen  Sinne 
des  Worts;  endlich  bei  einer  gegen  die  Billigkeit  verstossenden 
Erhöhung  des  Antheils  des  Productionsertrags  einer  Person  oder 
Classe  zu  Ungunsten  der  übrigen  an  der  Prodnction  betheiligten 
Personen  oder  Classen.  In  allen  diesen  Fällen  sind  theils  das  Ein- 
kommeOi  bzw.  der  Erwerb  and  beider  Kapitalisirong  überhaupt, 
theils  die  Höhe  dieses  Einkommens  nnd  Erwerbs,  welche  der 
privaten  Kapitalbildnng  als  Quelle  dienen,  so  besehaffen,  dass  die 
Bereebtigong  de»  Privatkapitals  selbst  allerdings  ganz  oder  theil- 
weise,  aUgemein  oder  in  gewissen  Fällen  bestritten  werden  kann. 

1.  Berechtigt  ist  die  Kritik  des  Kapitalbesitzea  also  znnftehst 
bei  allen  VerhllltDissen  persönlicher  Unfreiheit  der  Arbeiter 
oder  bei  gezwungener  Arbeit^  aber  doch  auch  hier  nur,  wenn  nnd 
soweit  als  der  Uebersehnss  des  Prodnotionsertrags  Uber  den  anf 
dn  Minimnm  herabgedrttckten  Unterhaltsbedarf  der  Arbeiter  nicht 
oder  nieht  TollstäDdig  auf  ökonomische  Leistungen  des  Herrn,  so 
hinsichtlich  der  Leitung  der  Prodnction  oder  seiner  sonstigen  Für- 
sorge für  die  Arbeiter,  wie  etwa  in  der  Form  von  Schutzgewährung, 
von  Uebernahme  von  Verptiichtungen  der  Verpfleguug  arbeits- 
unfähiger, kranker,  alter  Individuen  u.  s.  w.,  zurückzuführen  ist.  ^) 
Das  Einkommen,  welches  in  diesen  Fällen  dem  Herrn  zu  Theil 
wird  und  ihm  zur  Kapitalbildung  dient,  ist  hier  fremder  Arbeits- 
ertrag, welchen  der  Herr  nur  kraft  des  Eigenthums  rechts 
an  den  Unfreien  oder  des  VerfUgungsrechts  über  Arbeit  und  Pro- 
ducte  der  Arbeit  anderer  Menschen  bezieht.  Der  Dispositions-  nml 
Sparact  in  Betreff  der  fertigen  Erzeugnisse  ist  zwar  auch  hier  zur 
wirklichen  Kapitalbildung  notbwendig,  aber  jedenfalls  für  sich 
allein  kein  genügender  Bereobtignogstitel  fttr  den  Besitz  dieses 
Kapitals  seitens  des  Herrn. 

Es  ist  unbestreitbar,  dass  in  der  Geschichte  ein  bedeutender 
Theil  des  Nationalkapitals  so  aus  den  Händen  der  eigentlichen 
Prodncenien  dnrch  das  Institut  der  Unfreiheit  nnd  Zwangsarbeit 
in  dicsjenigen  der  Herren  hinttber  gefithrt  worden  ist  nnd  dass 
dies  bis  anf  den  heutigen  Tag  anf  die  Vertheilung  des  Besitzes 
nachwirkt. 

Zur  Zoit  reiner  Nataralwirthsohaft  hat  dieses  Einkommen  aas  fremder, 
nicht  bezahlter  Arbeit  —  «in  viiUich  so  m  nennender  Hvonntiialtener  Lohn**  ~ 


0  Oeber  die  oft  ikbenehene  j^nctiiche  Bedentonf  sdcher  Yeiiilltniase  besonde» 
bei  der  mittelalterhchen  Unfreiheit  (aber  in  Ekvsft  ancb  bei  der  Selareid)  siehe  oben 
§.  28,  Absau  2,  S.  53,  g.  2i),  HO. 
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vohl  rornemlich  dem  Herrn  zn  höherem  Lebensgenass  and  zor  EDtfaltong  be- 
d«atenderer  Macht  mittelst  Unterhaltung  abh&ngiger  Leute,  OeiiodeB  o.  s.  w.  gedient, 
wo  dann  diese  Macht  selbst  wieder  eine  Qaelle  nenen  Erwerbs  zu  werden  pflefrte  *>. 
Aber  eine  Anlegung  dieses  Einkommens  in  daueibarem  Nutzrermögen  (Kieidanc, 
Waffen,  Schmndt,  G«rltb,  WohnnngsinrentM),  in  Gebinden,  in  Oeldrorritheo  (SebataO. 
und  selbst  eine  eigentliche  „Kapitali&inmg",  namentlich  eine  Verwendung  zu  Bodcn- 
Terbessemngen  nnd  zur  HenteUang  Ton  Werkzeugen  und  Gewerksvorriclitangen  bat 
nicht  smr  in  der  utiken  OIIteBwiiCbscliaft  mmdeni  »ucb  in  der  mittdalteilicben  Prohn- 
hofwirthschaft  nicht  gefohlt,  sondern  in  grossem  Umfang  stattgefunden.  Die  ganxe 
Einrichtung  der  grösseren  derartigen  Betriebe  mit  ihrer  durchgeführten  technischen 
Arbeitstheiinng  ging  gerade  darauf  mit  ans,  derartiges  Nutzvermögeu  und  ökouo> 
miidieB  Kapital  herzustellen. 

Dies  ergiebt  sich  aun  den  Ausführuncren  v.  Maurer's  0.  a.  m.  tlber  die  Yer- 
hältnisse  der  älteren  Frohnhüfwirthschali  deutlich.  Es  tritt  in  Lassalle 's  Darstellung 
zn  sehr  zarOck.  Was  im  Mittelalter  meist  fehlte,  war  die  GeldkapitaUsirong,  aber 
eine  „Natural"-Kapitalisirung  zu  Gunsten  dos  Herrn  fand  in  erheblichem  Maassc  statt. 
Soweit  bei  der  Frohnhoüi-,  Klosterhofswirthscbaft  u.  s.  w.  ein  Absatz  nach  aussen,  eine 
Art  Handel  sieh  entvidkelte,  konnte  aber  auch  die  GddkapitalisIniDg  schon  Antreten. 
Im  Alterthum  fehlte  diese  auch  nicht,  z.  B.  wenn  Solaren  Geld-  und  Handelsgeschäfte 
tibertragen  wurden.  Vgl.  auch  hier  Kodbertus,  sociale  Frage,  S.  35,  95.  "JK.  Bucher's 
Entstehung  der  Volks wirthschaft,  Aufsatz  1,  nnd  die  neueste  wirthschaftsgeschicbtliche 
Littetalmr  Uber  antike  und  mittelalterliche  Grosswirthschaften. 

Ein  «chwerlich  so  ganz  unbedeutender  Theil  des  Kapitals  der  heutigen  grund- 
uud  kapiialbcsitzeuden  Classen  stammt  nun  wohl  noch  aus  diesem  ehemaligen  Nutz- 
▼ermOgen  nnd  Kapital,  dem  urspriUigUcben  Sebven-,  Leibeigenen-  nnd  FrOhner- 
product,  und  ist  direct  mittelst  Erbgangs  oder  miftf^lsf  dcrivntiven  Erwerbs  seitens 
der  anränglicben  Eigeuthumer  und  deren  Erben  an  die  jetzigen  Besitzer  tibertragen 
vofden.  Diese  Yeihiltnisse  wirken  abo  auch  hente  noch  anf  die  Verdieilang  des  Be- 
sitzes nach. 

Mit  dem  Uebergang  von  der  Naturalwirthschaft  in  die  Geldwirthschaft,  mit 
der  Entwicklung  grösserer  Arbeitstheiinng  nnd  selbatindigerer  stofiVeredelnder  Ajbeit 
in  Unternehmungen,  welche  W'aareu  für  den  Absatz  im  Verkehr  produciren«  Ist  jenes 
Einkommen  aus  fremder  unbezahlter  Arlteit  in  immer  {rrn-^s-Tem  Umfange  von  seinem 
VerfUger,  dem  Herrn,  kapitalisirt ,  jji  üeldkapiui,  Budeiiuieliuratiutis-.  Industrie-  und 
Mercantilkapita!  rerrsndelt  worden.  Bei  der  jedenfalls  auch  hier  oft  anzunehmenden, 
bis  in  die  Gegenwart  hinein  danernden  Reproduction  dieses  Kapitals  bildet  auch 
dieses  noch  heute  einen  Bestandtheil  des  Kationalkapitals  im  Elgcnthnm  nicht  seiner 
vrspranglichen  Pfodncenten  nnd  denn  Erben  und  Bechtenachfolger,  sondern  im 
Eigenthum  der  Erben  «nd  Bechtsnschfolger  der  ehemaligen  Herren  der  Unfreien 
und  FrOhner. 

Es  ergiebt  sich  hieraoB,  dass  der  fiinwaDd,  wir  hätten  Iieine 
Unfreiheit  mehr,  weshalb  unsere  private  Kapitalvertheilling  nieht 
in  dieser  Weise  zn  bemängeln  sei,  das  Ziel  llberschiesst  Ebenso 
sind  nattfrlich  die  ans  der  heutigen  privaten  Kapitalbildang  — 
ohnehin  viel  zn  einseitig  —  gezogenen  Conseqaenzen,  dass  z.  B. 
Niemand  Aber  die  Vertheilnng  des  Kapitals  zn  klagen  berechtigt 
sei,  weU  er  oder  seine  Vorfahren  eben  niemals  entsprechend  „ge- 
sparf'  hätten,  einseitig,  oft  ganz  falsch,  schon  weil  das  Kapital 

^)  Siehe  die  schöne  Ausi'ührung  von  Lassalle.  Kapital  und  Arbeit,  S.  162  bis 
1<*0,  Ton  Maurer,  Frohrihöfe  I,  112  ff.,  236  ff..  II,  138  ff,  315  ff..  837  ff  und 
zahlreiche  andere  Stellen. —  Ueber  antike  griechische  Sclaverei  siehe  Büchsen- 
schütz,  S.  183  ff.,  Uber  rSmische  Verhältnisse  Rodbertns  passim  in  seinen 
Arbeiten  über  altrOmische  Stevern  und  Aipnrrerfassnng  in  Hildebnuid's  Jahrbüchern, 
Sociale  Frage,  S.  95  ff. 
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nicht  nur  aus  der  Zeit  persönlicher  Freiheit  herrührt.^;  Auch  mit 
aus  diesem  Grunde  kann  das  System  der  freien  Concurrenz  und 
des  Laisser  faire,  wie  etwa  im  Lohnveitrage,  wieder  nicht  für 
ohne  Weiteres  richtig  gelten.  Der  Einführung  dieses  Systems  hätte 
sonst  mindestens  eine  Kevision  der  bestehenden,  direct  und  in- 
direet  ans  Unfreiheitsverhältnissen  herrtlhrenden  Kapitalvertheilung 
Yorangehen  müssen,  um  doch  im  Aasgangspanete  die  CoDCurrenten, 
die  jetzigen  besitzenden  CJaesen  eiDer-,  die  besitzlosen  Arbeiter 
aoderseita  gleich  zu  stellen 

Um  gerecht  zu  sein^  darf  man  jedoch ,  wie  bemerkt,  auf  der 
Gegenseite  Eines  nicht  ▼ergessen  in  Rechnnog  zu  bringen:  auch 
bei  der  Unfreiheit  haben  selten  alle  Gegenleistungen  des  Herrn 
gefehlt,  sei  es,  dass  dieser  doch  irgendwie  eine  nothwendige  Oko- 
nomisebe  Leitungsarbeit  oder  namentlioh  eine  Sehutsgewfthrung, 
Versorgung  bei  ArbdtsunfUiigkeit  u.  dgl.  m.  mit  flbemommen  hatte, 
reehtlieb  oder  tbatsftehlich.  Die  Abgaben  und  Leistungen  an  den 
Herrn  fsllen  hier,  modern  betrachtet,  mehr  oder  weniger  unter  einen 
Steuergesiehtspunet.  Nur  das  Maass  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung ist  es,  welehes  meistens  beim  Vergteieh  die  Waagschale 
mit  den  Leistongen  des  Herrn  zn  leicht,  und  so  grossentheils  das 
„im  Kapitalbesitz  erübrigte  Arbeitseinkommen  der  Unfreien"  als 
von  den  Herren  und  ihren  heutigen  Kechtsnachfolgem  ökonomisch 
nicht  verdient  erscheinen  lässt. 

§.  148  [301].  —  2.  Jedes  Privileg  oder  Monopol  hat  die 
Tendenz,  dem  Inhaber  einen  Gewinn,  d.  h.  einen  Antheil  am  ge- 
summten  Volkseinkommen  zuzuitihren,  dem  keine  oder  keine  an- 
gemessene Gegenleistung  des  Privilegirten  entspricht  Eine  Kapi- 
talisirung  eines  derartigen  Einkommens  fhhrt  wiederum  au  einem 
Kapitalbesitz,  welcher  einer  berechtigte  Kritik  unterliegt. 

Auch  auf  diesen  Ursprung  ist  in  unseren  Volkswirtbsebaften 
ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil  des  Kapitals  der  besitzenden  Classen 
zurückzuführen,  z.  B.  aus  den  früheren  Verhältnissen  privilegirten 
oder  niouopolisirtcn  Gewerbe-  und  Handelsbetriebs,  aus  Zeiten 
des  Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsvstenis,  daher  doch  noch  viel- 
fach  auch  in  der  Gegenwart.  Hierbei  ist  wiederum  das  Recht  der 
\'ertheilungsregulator.  Erbgang  und  abgeleiteter  Erwerb  haben 
auch  dieses  isLapital  oft  in  den  Besitz  anderer  Personen  geführt, 


>)  Die  vollkommene  l'u  irorhichtiicliLdit  der  Alufabranfen  TOD  Prioee- 
Smltb  ergiebt  sich  hier  ron  ^ouuII)  (l.  §.  313). 
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«to  duoenigen  Bind,  derea  Vorfaliren  das  betrdfende  kapitalisirte 
Einkommen  reell  prodneirt  hstteD. 

Indeiieo  mm  auch  hier  zogestanden  werden,  dass  in  gewiuen 
Zeilen  ein  Priyileg  oder  Monopol,  eine  gewerbliehe  nnd  mereantile 
Beschränkung  des  freien  Verkehrs  sich  volkswirthschaftiich  rechte 
fertigen  Hess  nnd  lässt,  weil  sie  die  nothwendige  Mitbedingung  für 
einen  unentbehrlichen  Productionszweig  oder  für  eine  Leistung  sein 
können.  In  diesen  Fällen  ist  die  nationalökonomische  Berechtigung 
des  Kapitalbesitzes  in  den  Händen  derjenigen  Personen,  deren 
Mitwirkung  bei  der  Ausbeutung  des  Privilegs  nothwendig  war,  oder 
in  den  Händen  der  Rechtsnachfolger  dieser  Personen  wenigstens 
wieder  bedingungsweise  zuzugeben. 

Auch  der  Fall  lactischer  Monopole  bei  sonstiger  Herrschalt 
des  Concurrenzprincips,  der  erfolgreichen  Preisverabredungen,  Cartelle, 
Ringe  n.  dgl.  m.  der  Prodncenten  and  Händler  gehört  hierher. 
Hier  werden  Ubermäaeige  Preise  erzielt  nnd  darin  den  Abnehmern 
eine  Art  Privat  -  Steuer  anferlegt.  Die  dabei  gemachten  Grewinne 
nnd  die  Kapitalisirung  derselben  unterliegen  der  Beanstandung  ajs 
vom  Bezieher  ttkonomiseh  eben  nicht  verdient.  Gerade  die  neuesten 
Entwickinngen  der  modernen  Volkswirthaehaft  liefern  manehe  Bei* 
spiele  hieritlr.  « 

3.  Ganz  allgemein  fuhrt  naoh  der  früheren  ErOrtemng 
{If  §.  166  ff.)  die  Conjnnctnr  dem  Einzehien,  insbesondere  bloss  in 
Folge  des  £igenthnmsreehts,  Gewinne  oder  ein  Einkommen  zn, 
welches  von  ihm  nicht  oder  nnr  theilweise  Ökonomisch  verdient 
ist  Das  ans  diesem  Einkommen  entspringende,  eventnell  ans  der 
Kapitalisimng  eines  danemden  Einkommenabzugs  (wie  bei  Grund- 
stücken, Gebäuden)  ähnlich  wie  im  folgenden  Falle  unten  herrührende 
Kapital  bildet  gleichfalls  wieder  in  den  Iläudeu  des  ersten  Kapita- 
listen oder  seiner  Rechtsnachl'olger  einen  Besitz,  welcher  sich  jeden- 
falls nur  soweit  nationalükononüsch  rechtfertigen  lässt,  als  der 
Bezug  von  Coniunctureu^ewiiiiieu  eine  nothwendige  Bedingung  der 
ganzen  volkswirtbsclialtiichen  Organisation  ist  (§.  152  unter  c). 

4.  Verwandter  Art  ist  der  Fall  der  Kentenj  besonders  der 
Grundrenten. 

Dies  sind  Einkommen,  welche  nicht  auf  die  in  gewöhnlicher  \Vei?o  vergütete 
eigene  Arbeitsleistung  and  eigene  Kapitalverwendaog  der  Bezieber  zurückzufahren 
sind,  flondem  welche  sich  ua  einer  Veischiedenbeit  der  (einen  gleich  hohen  Zins 
und  Unternehmergewinn  schon  recbnongäma>^i^^  mit  euthalteudcu)  Prodactionsko»ttD 
für  die  billiger  Profluriren*lon  bei  solche«  Fro<lijcten  (Leistungen)  erpobon ,  dio  zu 
ein  und  demselben  ir'reiae  abgesetzt  worden.  Dieses  Einkommen  betragt  iu  jedem 
eimeliieii  F9lh  toriel  wie  die  Diffemns  zviiehen  den  Pndvetlooakostefl  des  bilUfat 
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ProdQcirenden  imd  deijeiüg«!!  liftolutio  PiodaetioiuribNten.  n  welebeo  d«r  totste 

Tbeil  des  erforderlicheu  Bedarfsqaantnms  eines  bestimmten  Marktgebiets  nur  hergestellt 
werden  kann  aud  von  welchen  d*her  der  Preis,  za  dem  alle,  aoch  die  billiger  erzeagten 
Pradacte  abgMeCst  werdaa,  aof  die  Dauer  bettheat  irird.  („Dilfereotial- Renten" 
Kicardo's,  Thünon's,  nidit  UV  beim  Boden,  sondern  nach  der  richtigen  Verall« 
gemeinerang  dieser  Kentcntheoric  dnrch  Hermann  und  besonders dnrdi  r.  M»ngoldt 
Qud  Schäffle  auch  in  der  Industrie  a.  s.  w.  rorkonimend.) 

Ist  nun  die  billigere  Production  hier  nicht  als  ein  persönliches, 
wesentlich  vom  Willen  und  den  Leistungen  des  Producenten  ab- 
hängiges Verdienst,  sondern  als  eine  Folge  der  zufälligen  Ver- 
fllgUDg  desselben  über  irgend  welche  ProdacttoosTortbeile,  insbe* 
sondere  Uber  solche,  welche  das  £igeiithani  an  gewissen  Objecten, 
namentlieh  am  Boden  giebt,  anzusehen,  so  kann  das  Rentenein- 
kommen nnd  demnaeh  aneh  das  ans  ihm  gebildete  Privalkapital 
wiedemm  nor  insoweit  als  nationalokonomiseh  bereehtigt  gehen, 
als  die  ,3^^ofimction*<  sieh  nationalokonomiseh  nothweodig  oder 
wenigstens  aneh  im  Cksammtinteresse  zweekmftssig  erweist  Der 
practiseh  besonders  wichtige,  aber  wie  gesagt  nicht  alleinstehende 
Fall  ist  der  Bezug  der  Grundrente  (einschliesslich  der  Qebänderente) 
als  eines  solchen  Differenseinkommens,  nur  kraft  des  Privat- 
eigenthnms. 

Das  Nähere  irehOrt  in  die  Lehre  von  Preis,  Pruüuctionsiiosteu  und  Keute  in 
der  theoretbchen  Nationalölionomle  (Hanptabtheilung  II  des  Gesarnntvertai).  Siehe 
besonders  Bürens,  kritische  Doj;:mengc.schirhtt-'  äcv  (jrundrent'- .  I..i|>/iir  IS6S,  und 
unten  Kapitel  3  dieses  Buchs  passim.  Mein  Festhalten  an  dem  Kern  der  liicardo- 
ThSneii  Beben  OnrndreDteetfaeorie  bildet  einen  weiteren  wiebtiiren  tbeeretlscben 
DiSerenzponct  zwischen  Rodbertua  und  mir,  über  welchen  mich  auch  die  vor- 
zagUche  Erörterung  dieses  eminenten  Oekonomisten  in  seinen  socialen  Briefen  au 
T.  Kirchmann  and  (im  Sommer  1ST5)  rielfache  briefliche  und  mündliche  Aasein- 
anderäct/nn^  mit  demselben  nicht  hinwegkommen  liess.  (Siehe  Tubinger  Zcitschlift 
1S7^.  S.  214.  230,  231.)  Auch  Lassalle  (Briefe  an  BodbertlU«  S.  87  ff.)  hAlt  mit 
Kecht  die  Kicardo  sche  Theorie  gegen  Rodhcrtus  fest. 

5.  Es  bleiben  endlich  noch  manche  weitere  Fälle  übrig,  wo 
das  Priyatkapital  nicht  oder  nicht  vollständig  berechtigt  im  Besitze 
des  Kapitalisirenden  oder  seiner  Rechtsnaebfolger  erscheint  Alle 
diese  Fälle  lassen  sich  unter  den  einen  Gesichtsponct  zusammen- 
fassen, dass  irgendwie  die  Vertbeilung  des  Prodoctionsertrags  der 
Billigkeit  widerspricht  nnd  so  das  Einkommen  des  Kapitalisurenden 
anf  Kosten  eines  Anderen  erhöht  wird.  Man  hat  daher  hier  sn- 
gestandener  Maassen  nor  ein  vages  Kriterion,  welches  im  einzelnen 
Falle  leicht  im  Stich  lässt  Aber  in  der  Gesammtheit  der  Fälle 
giebt  es  gleushwohl  nach  den  Ansehannngen  einer  Zeit,  eines 
Landes,  naeh  der  unbefangenen  Abwägung  der  betheiligten  Leistungen 
und  Interessen,  nicht  zum  Wenigsten  nach  dem  Gewissen  des 
Eüizelnen  und  des  Volks  (z.  B.  bei  der  Beartheilung  des  Wuchers 
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und  der  Ausbentnng  von  Nothlage,  Unerfahrenheit,  Leichtsinn, 
fehlender  Bildung  und  Keimtniss  des  Einen  durch  den  Anderen, 
bei  „Gründergewinnen",  Agiotage,  Börsenspiel)  genügende  ADbalts- 
pUDCte  zur  Entscheidung  an  die  Hand. 

Es  kann  sich  hier  noch  um  ältere  unbillifrc  Rechtsunpleichheiten  und  doroii  Kin- 
wirkaugen  auf  die  Tertragsmässige  oestaliung  der  Preise  und  der  Kinkommen  (Lohn, 
Zitis.  ÜDetho,  Paeht  a.  s.  w.)  nanddii,  z.  B.  bei  un^Ieichmässiger  ZaIassuDf  oder 
Ausschliessung:  der  freien  Concurrenz  und  ihrer  Consequenzen  (Lohn-  und  Zius- 
maximaltaxeu,  Coalitionsf erbot).  Hier  erireist  sieb  wieder  das  Kecbt  alü  mitwirkeudcr 
Vcrtheilungsregulator.  Die  F&Ile  nihem  sich  den  unter  Nommer  2  errähnten  der 
Privilegien  oder  geben  selbst  darein  über.  Es  ist  aber  auch  bei  fAlliger  formaler 
Rechtsgleichheit  und  insbesondere  im  System  der  freien  Concurrenz  sehr  wohl  die 
Möglichkeit  einer  unbilligen  Verthcilung  de^  Productiuiisertrags  zuzugeben.  In  grossem 
Umfange  Terwirklicht  sich  diese  Möglichkeit  öfters,  ja  sie  wird«  nach  den  frtthercn 
Ausftihrungen  (I,  §.817  11".),  gerade  in  dem  und  durch  das  System  der  freien  Con- 
currenz begOnstigt  Wenn  die  Theoretiker  der  Coacurreuzlehrc  dies  bestreiten  und 
llberhavpt  nir  diejenige  VertbeOong  des  EinkoBDens,  Oestaltang  der  Preise  Q.  8.  w, 
„richtig"  and  gerecht"  nennen ,  die  sich  bei  Toller  freier  Concumiiz  foUdellt,  M 
ist  das  nur  vie^r  ihre  alte,  l'rulier  schon  gerügte  petitio  principii. 

loBofem  gegen  jene  Billigkeit  Verstössen  wird,  mass  ein  mebr 
oder  weniger  erheblicher  Theil  des  Privatkapitais  in  den  Händen 
seiner  Besitzer  als  nngereohtfertigtes  Eigenthnm  er- 
scheinen.^) Daran  ändert  die  an  der  Kapitalbildong  befhelligte 
Disposition  ttber  die  Prodnction  nnd  Consnmtion  der  Gttter  oder 
die  „Sparsamkeif'  der  Kapitalisirenden  nichts  oder  nicht  vieL 
Indem  man  aber  wieder  das  System  der  iVeien  Concurrenz  selbst 
als  ein  Prodnet  einer  bestimmten  Rechtsbildnng  anerkennt,  muss 
man  abermals  die  sich  hier  ToUsiehende  Vertheflang  des  Kapital- 
besitzes mit  auf  das  Recht  znrtlckfUhren,  weil  dieses  die  £in- 
kommenvertbeilung  mit  bestimmt. 

§.  149  [302].  Das  Ergebnis«  dieser  Untersucbung  der  Falle 
von  ganz  oder  tbeihveise  unberecbtiirtciii  privaten  Kapitalbesitz  ist 
der  wicbtige  Scbluss:  djiss  dieser  Kapitali)esitz ,  so  vielfacb  ein 
Product  ziilUlliger  Recbtsverliältnisse  und  notorischer  früberer  oder 
jetziger  Unbilligkeiten  im  Verkebr,  sehr  wob!  einer  ricbtigen 
Regelung  durcb  die  Gesetzgebung  —  so  was  den  Inhalt 
des  Eigcntbumsrechts  in  Beziiji:  aul'  Kaj)ital  anlangt  —  und  be- 
sonders dnrcb  das  Besteuerungsrccbt  unterzogen  werden  dart,  wenn 
nnd  soweit  das  ausführbar  nod  nicht  wegen  anderweiter  bedenk* 
lieber  Folgen  nnterbleiben  mnss,  ohne  dass  der  Staat  ans  Rück- 

In  dieser  Hinsicht  schlicsse  ich  mich  Rodbertas  an  und  verwerfe  vor 
Allem  die  Theorie  der  deatschen  Freihftndler  (Prince-Smith)  fbr  die  Yertheilung 
des  Productionsertrags  (siehe  l,  §.313).  Mit  Recht  leitet  Rodbertas  das  Debel  aas 
dem  Kapital-  und  (irnndfi^^«-ntbnm  „in  einem  sich  selbst  Qberlassenen  Ver- 
Itehr"  ab.    (Sociale  trage  S.  46  Ö.) 
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sieht  auf  die  „ökoDomischen  Verdienste  der  Sparenden"  hiervon 
abstehen  mUsste:  das  Privatkapital  ist  in  der  That  direct  und 
indirect  vielfach  ,,den  Arbeitern  vorenthaltener  Lohn",  oder  all- 
gemeiner ausgedrückt:  dem  wahren  Erwerber  unbillig  entzogenes 
Einkommen;  ja  ist  vielfach,  wenn  man  sich  an  den  durch  die 
vorausgehenden  Erörterungen  festgestellten  richtigen  Sinn  des  Aus- 
drucks hält,  mit  Lassalle's  Wort:  Fremdthum.  Und  wenn  man 
aelbftt  die  freie  Coocurrenz  und  das  Gesetz  von  Angebot  und  Nach- 
frage immer  als  richtigen  Regulator  der  Einkommen  betrachten 
wollte:  die  heutige  Vertbeilang  des  Nationalkapitals  als  Kapital- 
besits  unter  die  Bevölkernng  steht  vielfach  mit  einer  Vertheiiiuig, 
welche  sieh  auf  einer  solohen  Basis  der  freien  Oonenrrenz  toU- 
sogen  hfttte,  in  Widerspmeh« 

Selbst  ProQdhon's  ^berflelitigtes"  Wort:  ,.Eii;eDthi]iD  ist  Diebstahl'*  entbilt 

einen  richtigen  Kern,  wenn  man  es  auf  einige  der  obigen  Fälle  beschränkt.  Mit  der 
These  ist  rou  Aoh&ngem  ond  (iegnem  des  heatigeo  Eigentbams  an  ProdoctioiiaiDitteln 
wohl  riemlfeh  flelehTlal  ICinbraneh  getrieben  woideii,  ▼onn  Prondhon  flrallieh 
aelbst  mit  Srhnld  war.  Gleiches  ?ilt  von  La^sallc's  Wort.  Richtig  verstanden  nnd 
eben  auf  die  obigeo  F&lle  bescbr&ukt  ist  Lassall  es  Aasdrock  haltbar  und  sogar 
eine  gute  und  pr&cise  wiaBensehafUiche  Porranlining  einer  hochwichtigen  Akonomischen 
und  socialen  Tbatsache.  Es  soll  damit,  and  ebenso  auch  mit  Proadhon's  Bezeichnanf, 
kein  Makel  auf  den  indiVidtiellon  Kapitalbesitzer  oder  EigenthUiner  geworfen,  sondern 
Dor  constatm  werden ,  dass  nach  unseren  Kecht^institutioncn  Eigentbum  ganz  ohne 
oder  ohne  entsprechende  Leistang  d«  EigeothUmers  nnd  damit  onfermeidlich  nnf 
Kosten  Andrer,  insbesondere  derjenigen,  wt^jr  he  die  im  Eigenthum  stehenden  Objecte 
durch  ihre  Arbeit  schufen,  erworben  oder  besessen  werden  kann.  Giebt  es  kein 
EigeDdram  aaeseriialb  des  ]Mritireii  Becbtf,  so  nttüriieh  nveh  kdoen  DiobotaU.  und 
insofern  ist  d  r  Pro  u  <i  h mi 'srhe  Amdnok  juristisch  falsch.  Aber  wenn  das  Eieen- 
thuffl  auf  Arbeit  b^ruodet  sein  soll,  so  mius  eben  das  Jlecht  die  erforderlichen  Be- 
•tfaDmnngen  treffen  und  thvt  es  dies  nicht  soveit,  als  es  mOg^ch  und  iveckmls^ 
Ist  (§.  112).  so  besteht  eine  Eigeothumsordnung,  vsldie  dem  Vonrorfo  Lassalle  a 
nnd  Protidhon's.  beider  Worte  ihrem  Sinne  nach  anfgefasst,  vom  ökonomischen 
iStanüpuiiote  aüü  ausgesetzt  ist:  nur  eben  nicht  allgemein,  sondern  bloss  in  bestimmten 
Fällen.  Auch  Kodbertus  geht  hier  zu  weit.  (Vgl.  besonders  seine  Sociils  Pngd 
8. 119,  siehe  unten  §.  150,  Schaffle,  System,  3.  Auflage,  I,  5S.) 

§.  150  [303].  —  B.  Der  Fehier  der  socialistischen  KritilL 
des  privaten  Kapitalbesitzes  liegt  vor  Allem  in  der  falschen  Ver- 
allgemeinemng  des  obigen  nur  bedingt  riehtigen  Satzes,  dass  dieses 
Kapital  seinen  wahren  Erwerbern,  besonders  den  Arbeitern  „Tor- 
enthaltenes"  Einkommen,  dass  es  Fremdthnm,  dass  es  Tom  Arbeiter 
prodneirter,  kraft  des  Eigentbnmsrechts  dem  Kapitalisten  anfallen- 
der „Hehrwerth<*  sei;  femer  in  zn  einseitiger  Aoffassnng  der  Folgen 
der  freien  Gonenrrenz  ftlr  die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens 
(§.  151);  endlieh  in  den  znweit  gehenden  Schltlssen,  welche  ans 
der  YoratiBgehenden  an  sich  richtigen  Kritik  des  Kapitalbesitzes 
aul  die  Nothwendigkeit  einer  pHncipiellen  Verwerfung  des  Privat- 
kapitals Uberhaupt  gezogen  werden  152). 
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1.  Falsche  Aalfassung  des  Privat  kapitale  als 
Rechts  form  einer  stets  erfolgenden  Arbeiteraus- 
beutung. Alles  Privatkapital,  auch  dasjenige,  welches  die  Kapi- 
talisten und  Unternehmer  im  heutigen  Wirthschaftssysteni  bei  per- 
sönlicher Freiheit  der  Arbeiter  bilden,  wird  nach  der  hier  /ai  be- 
trachtenden Ansicht  als  „im  Wesentlichen  den  Arbeitern  vorent- 
haltener Lobn^*  anfgefasst,  weil  diese  Arbeit  die  einzige  Quelle  des 
ProduetionsertragB  oder  letzterer  ganz  ihr  Arbeitsertrag  sei.  Folge- 
riebtig  ist  dieses  private  Kapitaleigentbum  (wie  anderseits  das 
private  Orondeigenthiim)  biemaeh  bloss  eine  reebtUebe  Form  der 
Aosbentnog  („des  Raubes").  Diese  Auffassung  des  Kapitalbesitzee 
bildet  den  Kern  aller  extrem  eommnnistiseh-soeialistisohen  prin- 
eipiellen  Kritik  nnd  Polemik  gegen  das  Kapital,  welcher  sieh  ans 
den,  hier  gleicbgiltigen,  Varianten  und  Noaneen  der  Darstellnng 
ond  der  dialeetiscben  nnd  sonstigen  BegrflUidang  unschwer  heraus- 
soheiden  laset  (I,  §.  294). 

Aoch  die  noucbten  und  »'issenschafilich  bedeutendsten  Anfechtungen  des  Privat- 
kapilftl«  durch  Kodbertus  in  seiner  Theorie  der  Vertheilung;  de»  Productionsertrags 
und  K.  Marx  in  setoer  Mehrwcrthtb«Oli«  nnd  seiner  Theoiie  des  Bildongs-  uod 
Accumulirnnfrsprocessea  <ios  Kapitals  kommen  auf  nichts  Andres  hinaus,  liefern  aber 
deswegen  doch  ebensowenig,  wie  irgend  eine  andre  Kritik,  deu  Beweis,  um  den  es  ihneu 
zn  thoD  ist.  Siehe  besonders  Marz,  Knptuü.  Band  1  und  die  DanteUang  seiner  Lehre 
z.  B.  bei  Jäger,  moderner  Sdcialis^inus  S.  fitT..  S.  33,  und  Rodbertus.  besonders 
2.  ond  3.  socialer  Brief,  Uber  die  Vertheilung  des  Productioosertrags.  Eioscbneidenderee 
als  die  Bodbertns'sehe  ErOrtemnf  in  dem  Beispiel  Sociale  Frafo  S.  116 — 119  hat 
weder  ein  encliscluT  noch  französischer  Socialist,  noch  ein  Engels,  Marx,  Lassalle 
gegen  das  heutige  Wirthschaftssystem  mit  Piifat- Kapital-  und  Gmadeigeathom  for- 
gebracht.    Siehe  oben  §.  132  ti. 

Die  socialistische  BeweisAlhrnng  gegen  das  Privatkapitai  läuft 
stets  auf  den  Satz  hinaus,  dass  dasselbe  ein  solciier  kapitalisirter 
Tbeil  des  Volkseinkommens  oder  des  volkswirtbfichaftlicben  Pro* 
daotionsertrags  sei,  welcher  den  kapitalisirenden  Personen  (den 
Unternehmern,  abgesehen  von  deren  geistigem  Arbeitslohn,  den 
Kapitalisten  und  Grundeigenthttmem)  ökonomisch  ittr  ihre  Leistungen 
nieht  gebtthre.  Es  werde  diesen  nur  durch  ein  falsches  Reoht, 
namentlich  Arbeitsrecht  in  die  Hände  gespielt,  welches  die  „Tcrtraga- 
mSssige  Lohnabfindung"  der  Arbeiter  gestalte,  das  Eigenthum  an 
den  Producten  und  an  ihrem  Werth  aber  den  Kapitalisten  und 
Unternehmern  Torbehalte.  In  der  LohnabfindnDg  erhielten  die  Ar- 
beiter im  Wesentlichen  nnr  ihren  nothdUrftigen  Unterhaltsbedarf 
nnd  damit  einen  geringeren  Werth,  als  der  Werth  des  doch  von 
ihnen  erzengten  Products  betrage:  nur  einen  (kiiniraerlicheu)  Au- 
theil aui  Productionsertrage,  nicht  deu  ihneu  gebuhreuden  volleD 
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Ertrag,  die  Differenz,  der  Ueberschusswerth  (Mehrwerth,  „Surphis- 
profit",  Marx)  bleibe  das  Einkommea  der  „Ausbeuter''  uod  aei  die 
Quelle  ihres  Privat kapitals. 

Das  Richtige  in  dieser  Beweisführung  liegt  nur  in  ihrem 
ersten  Tbeil,  nemlich  in  der  Auffassung  des  Privatkapitals  als 
Kapitaliftrnng  eines  Tbeils  des  yolkswirthschaftlichen  Prodnctions- 
oder  des  ,,Arbeit8ertrags'\  Uber  welchen  das  Recht  den  kapitali- 
sirenden  Personen  die  Verfttgong  m  ihren  Gunsten  giebt  (§.  145). 
Die  Gonsequenzen  dieser  Betmebtongsweise  sind  in  der  Volkswirtli- 
Bohaihdebre  nieht  immer  genügend  cor  Geltang  gelangt,  oben  aber 
sobon  angedentet  worden. 

Der  nnyerkennbare  Febler  der  BeweisfBbmng  ist  ein  legi- 
seber:  sie  kommt  wiedemm  nor  aof  eme  petitio  prineipii  binaas. 
Denn  die  Voranssettnng  ist  niebt  bewiesen,  dass  nemlieb  der  ganae 
Prodnetionsertrag  nor  in  dem  notergelegten  (zu  engen)  Sinne  dieses 
Worts  „Arbdtsertrag"  der  ^^Arbeiter''  sei,  was  nur  der  Fall  wäre, 
wenn  es  eben  des  Privatkapitals  niobt  bedürfte,  um  Nationalkapttal 
zu  schaffen  und  zu  verwenden  und  der  priTatwirthschaftlichen 
Untemehmungsformen  nicht,  um  den  ganzeu  Gtlterbedarf  der  Volks- 
wirthscbal't  herzustellen.  Liesse  sich  hierin  voUötäudig  Wandel 
schaffen,  so  wäre  die  Folgerung  gegen  das  Privatkapital  in  der 
That  berechtigt.  Die  Unmüglichkeit,  welche  wenigstens  für  jetzt 
hier  unbedingt  anzuerkennen  ist  (§.  143,  144).  den  gesammten 
Productionsprocess  ohne  Privatkapital  und  ohne  privatwirthschaft- 
liches  System  einzurichten,  ist  das  allein,  aber  auch  das  ausreichend 
triftige  antikritische  Argument  gegen  die  socialistische  Kapitalkritik. 
Entweder  ist  der  Productionsertrag  also  nicht  bloss  „Arbeitsertrag", 
yykosten  die  Produete  nicht  bloss  Arbeit''  oder,  wenn  man  an  dieser 
Formel  festhält,  wie  es  gerechtfertigt  werden  kann  (I,  §.  142, 171  ff.), 
so  umfasst  diese  „Arbeit"  aiicb  die  nothwendigen  Leistongen  des 
Privatkapitalisten  als  solchen  and  des  Privatunternehmers  mit  in 
sieb.  Kapital-  and  Untemebmeigewinn  sind  dann  insoweit  ein 
i,eonstitiitiTes  Wertbelemenf '  mit 

Ich  Un  SB  diwem  Srfebote  in  obiger  FonniiliTaDfr  gekommen,  befor  iek 

folfendü  Stelle  bei  Sch&ffle  (System,  3.  Auflage,  II,  389)  fand.  Sie  mag  um  so 
mehr  zur  Bestätigung  dienen:  „Der  volkswirthschaftliche  Prodoctionsbcraf,  soweit  er 
für  die  inei^tea  Ofttenrten  wiitbscliaftiicbt'r  aoust  sich  nicht  organisiren  l&sst,  kann 
allein  dem  lurtftlt  dat  Kapitaldgaiidittu  und  des  Kapitalgewinns  im  Ganzen  eine 
liecLtfertipTinp  ffeben.  "Von  da  an .  wo  die  So<  ialisten  den  jet^t  fehlenden  Beweis 
erbringen  wurden,  das6  sie  durch  ölientUche  üowalt  oder  BrUderliciiiteit  eine  für  die 
•itdieho  OttBtfilMcliaft  vad  für  die  PkodnceBteB  fraohtbiMre  FrodactioiM-,  EinkomoMM-w 
Consamtions-  tind  Berölkeningsbewegunc:  dnrcliführon  k?innen,  würde  der  kapitalistische 
Productions-  and  Einkommenprocess  seine  geschichtliche  Berechtigang  eingebUsst  haben. 
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Biä  jcut  bind  ^iti  diesen  Bcweb  schuldig  geblieben.**  Siehe  auch  Vorbemerkaagea 
zu  diesem  Kapitel  §.  132  ff*.,  besonders  Bodbertns«  der  in  seiner  Vergleichnnfr  des 
Kapitalgevinns  mit  einor  Art  Gehalt  für  eine  s^.  sellschaftlich  und  volkswirthschaftlich 
nothwendige  and  nützliche  Function  des  Kapitalisten  meiner  oben  fonnuürteu  Aof- 
tmung  schon  ein  veseatUches  Zugestindniss  maehL 

Wir  brauchen  nach  aller  geschichtlichen  Erfahrung  jedenfalls 
noch  für  unabsehbare  Zeit  eine  Organisation  der  Volkswirth- 
schaft,  in  welcher  das  privatwirthschaftliche  System  einen  breiten 
und  im  Ganzen  wenigstens  auf  dem  Gebiete  der  materiellen  Pro- 
duetion  den  grüssten  Kaum  einnimmt  Dieses  System  verlangt 
Privatkapital  nnd  UnternehmongsfonneD,  welche  einen  Gewinnbesog 
fttr  das  durch  Dispositionsacte  von  Privatpersonen  gebildete  und 
verwendete  Kapital  ermöglichen.  Sicherlich  ist  jede  Partikel  des 
Privatkapitaie  ein  TheU  des  nationalen  Arbeitsertrags.  Aber  dieeer 
Arbeitsertrag  wäre  ohne  jene  priTatkapitallstiaehe  Mitwirkung  gar 
nicht  oder  nur  snm  TheU  enielt  worden.  Das  „ArbeitB^moment 
ist  nicht  nnentbehrlicher,  als  das  letalere  Moment:  ebendeswegen 
die  Ueberweisnng  eines  Theils  des  Volkseinkommens  an  die  SLapi- 
taßsten  nnd  Unternehmer  als  „Gewinn"  meht  nngerechtfertigter 
als  diejenige  eines  anderen  Theils  an  die  „Arbeiter*'  als  „Lohn''. 

Soll  aller  Kapitalgevinn  und  das  ganze  Privatkapitai  rollständig  und  allgemein 
—  partiell  wurde  es  oben  tage^bm,  §.  14«  —  nnr  den  Arbeitam  mit  Unneht 

Torenthaltener  Lohn  sein,  so  Hesse  sich  mit  derselben  Einseitigkdt,  aber  mit  derselben 
logischen  Folgerichtigkeit  repliciren,  alles  Einkommen  der  Arbeiter  sei  mit  Unrecht 
den  KapitaUsten  vorenthaltener  Gewinn:  denn  sowenig  Arbeitsertrag  ohne  Mitwirkung 

des  unverni.  idlich  durch  private  Dispositionsacte  ifebildeten  (nnd  verwendeten)  Pro- 
ductionsmittelfonds ,  als  Kapitalertrag  ohne  Mitwiriiunj?  der  Arbeit.  Die  Folgerungen 
ans  dem  üemeinplatz  der  Freibaudehtächule:  „Kapital  und  Arbeit  bedilri'on  einander"', 
sind  hier  einmal  gerechtÜBitigt 

Im  T^rgebniss  stimmt  diese  Erörterung  ganz  mit  Schriffli-  ilbertin,  siehe  be- 
»onden»  System,  S.  Auflage,  S.  'öb4  ff.,  378  11.,  §.  205  ti\  S.  29  ff.  (das  Kapital  als  Organ 
der  speeiuatlvra  volkswinhscbaftlichen  Verbindung).  Er  sagt  z.  B.  S.  8b4:  „atich  das 
Gewinn  ,  Zins-  und  Lohneinkommen  findet  und  fand  ron  je  seine  wirthacbaftliche 
Begründung  in  der  gesellschaftliclit  n  Anfjrabe  der  Erwerbsberufe.  Nicht  dab  indiriduell 
ganz  unmesäbare  Verdienst,  den  Emiiouimensiuhalt  selbst  geschaiien  zu  haben,  auch 
nicht  das  Prindp  der  höchsten  Genüsse  für  den  erwerbtreibenden  Kapitalisten  oder 
Lohnarbeiter,  sondern  Sicherung  des  fruchtbarsten  Productionsdienstes  im  Interesse 
der  (jebtillächaft  kann  als  das  maasbgebende  volkawirthschaftliche  Pnucip  des  Kapital* 
Profits  nnd  des  Lohnes  angesehen  werden  .  .  .  Der  specnlatiTe  Erwerb,  mit  der 
Coi)st'i|U('iiz  von  Gewinn  nnd  Entlohnnnpr  .  .  .  (ist  nur  insowciit  /.u  fi-nlf^rn'i  :Js  hierdurch 
die  virkt»am&te  üe&ammt?ersorguug  mit  den  jetzt  nur  in  univerbaler  Prodoctionsge> 
meinschaft  zn  erzeagenden  TanschgQtem  rerburgt  wird.  Veittsst  man  dieeen  Stand- 
punct.  so  giebt  es  nationalokouomisch  und  rechtspbilosophisch  weder  eine  Rechtfertigung 
des  Kapitalprofits  gegenüber  der  Lohnarbeit,  noch  einen  Anspruch  der  Lohnarbeit  atif 
Schutz  gegen  rücksichtslose  Aublnutung  der  Jipecuiation."  Vgl.  auch  Schäffle, 
Socialer  Körper  III,  417 — 549,  mit  der  stärkeren  Herrorhebung  der  Schwächen  der 
privatkapitaü-tivrli.'n  Periode  und  <r''wis>er  Yor/tlge  einer  socialistischen  Organisation. 
Aber  die  in  dem  Citat  ausgesprochene  Auffassung  hat  Schäffle  doch  auch  hier  und 
in  der  „Quinteasenif^  nicht  reriasseii.  handdit  sich  fkm  am  hiHoiiflch  nnd  OrtUch 
relatiy  brrochtigto.  besonders  Tom  Stand  der  Technik  mit  bedingte  Postolale  nnd 
Gestaltungen      143.  144). 
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Was  hinsichtlich  des  Kapital-  und  Unternehmergewinns,  als 
der  Quelle  des  neuen  Privatkapitals,  streitig  sein  kann,  ist  nicht 
der  Belüg  eioea  solchen  Gewinns  Uberbaopt,  sondern  einzig  die 
Bildnngsart  und  die  Höhe  dieses  Gewinns  oder  m.  a.  W.:  nicht 
die  Vertheilnng  des  Prodactionsertrags  unter  Kapitalisten  ond 
Arbeiter  an  und  für  sieh,  sondern  der  Modus  und  Maass- 
stab  und  die  concrete  Gestaltong  dieser  Vertheiliing  kann  anfecht- 
bar sein.  Denn  in  dieser  Beziebiing  sind  Ansbentnngsverhftlt- 
niBse  mOglieh  nnd  oft  vorhanden,  freilieh  nicht  nor,  wenn  aach 
häufiger  der  Arbeiter  dnroh  die  Arbeitgeber,  sondern  aoeh  umge- 
kehrt (§.  151).  Dagegen  bietet  namentlich  das  Recht  des  Systems 
der  freien  Goncnrrens  keine  genügende  Bürgschaft.  Eine  Reform 
des  Rechts,  besonders  anch  des  Eigenthnmsrechts  an  Kapital,  ist 
danach  hereehtigt,  soweit  sie  ausführbar  nnd  nicht  andere  grössere 
Bedenken  heryormft,  nnd  zn  erstreben,  aber  eine  Anfhebnng  dieses 
Eigentbumsrechts  lasst  sich  aus  den  heutigen  Beziehungen  von 
Kapital  und  Arbeit  in  dieser  Allgcraeinbeit,  wie  es  socialistischer- 
seits  geschieht,  nicht  bej^rluulen.  ') 

§.  151  [304].  —  2.  Falsche  Zurückfuhrung  des  Privat- 
kapitals anf  stets  zu  niedrige  Löhne  bei  freier  Con- 
cor renz.  Die  principiellen  Gegner  des  Privatkapitals  schreiben 
gewöhnlich  dem  System  der  freien  Goncnrrenz  oder  des  „sich  selbst 
fiberlassenen  Verkehrs"  (Rodbertns)  eine  besondere  Mitsehold 
an  den  Ton  ihnen  beklagten  Verhftltnissen  so.  Dieses  System  soll 
nothwendig  immer  zn  einer  „Ansbentang''  der  besitzlosen  Arbeiter 
durch  die  besitzenden  Glassen,  insbesondere  durch  die  Kapitalisten 
ftthren.  Anch  wenn  nicht,  wie  im  vorigen  Fall,  jeder  Einkommen- 
betng  dieser  Kapitalisten  ttberhanpt  als  Aasbentiing  der  Arbeiter 
gilt,  findet  nach  dieser  Ansicht  doch  stets  eine  nnbillige  Herab- 
drttckung  des  Arbeitslohns  und  somit  eine  unbillige  Einkommen- 
Übertragung  von  den  Arbeitern  auf  die  besitzenden  Glasten,  auf 
llnternt'hmer  und  Kapitalisten  statt.  Die  Arbeiter  bekämen  immer 
nur  ihren  nothwendigen  Lebensunterhalt:  über  den  Betrag  des- 
selben könne  sich  der  Lohn  niemals  dauernd  erheben  („ehernes 
Lohn^^esetz"  Lassalle 's).  Das  heiitii^e  Arbeitslohnsystem  bei 
„freier"  Arbeit  sei  daher  gegen  die  Sclaverei,  bei  welcher  die 
Arbeiter  anch  eben  erhalten  wUrden,  kein  wesentlicher  Fortschritt,- 

Ii  od  her  tu  9  macht  hier  das  oben  in  der  Voibemcrknnir  S.  2^3  fT.  erwihDtO 
ricbtigti  ZugestindAbü  i^boaale  Frage  S.  146),  geht  aber  anderauiü»  zu  weit. 
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partiell  unter  Umständen  selbst  ein  Rtlckschritt:  der  „freie" 
der  „unfreie**  Arbeiter  werde  in  der  Hauptsache  in  gleicher  Weise 
ausgebeutet.  Das  Privatkapital,  welches  stets  dem  zu  niedrigen 
Arbeitslohn  seine  Existenz,  jedenfalls  seine  Höhe,  wenigstens  tbeil- 
weise  verdanke,  sei  daher  immer  noch  anfechtbar  genug.  In 
letzter  Consequenz  wird  dann  als  das  einzige  Mittel  zur  Beseitigung 
der  Lohnarbeiterstellung  und  des  „ehernen  Lohngesetses"  wieder 
die  Aufhebung  des  Instituts  des  Privatkapitals  ODd  der  priTatwirth- 
scbaftlicben  Prodoetioiisireise  verlaogt 

Siehe  beeoodera  RodbertDS,  2.  socialer  Brief  and  schon  Zar  Erkenntnis  8.  28  £ 
Lassalle  im  „offenen  Antwortschreiben"  (Zürich  1&6S)  S.  15  H.,  Arbeiterlesebuch 
S.  5  tl.  Schäfflc 's  Auszug  aus  Marx' Lehre,  System  II,  3S5  fl".  Diese  sociali^tische 
Lehre   beruht  auf  einer  falschen  Auffas^iung   der  Lohntbeorie  von  Ricardo 
(principles,  ch.  51   Kicardo's  Darstellung  enthalt  die  ihr  so  oft  imputirten  Einseitigkeiten 
oider  g«r  Härten  ge^ea  die  Arbeiter  nicht,  giebt  nur,  wie  öfters,  wegen  ihrer  «b- 
Straeten  nMfUf  s»  MiMrentindoitBeo  AnlaM,  verdient  aber  nicht  die  Yorirttife,  di« 
eben  sie  uiissTerstehorul  A.  Held  (Socialismus,  Socialdemokratie  S.  .^5)  trogen  sie 
erhoben  hat.   Gate  Berichtigung  dieser  Vorwurfe  and  Vertheidigung  ?on  Kicardo  in 
der  Aagsburger  Allgemeine  Zeitang,  Nr.  808,  1878,  Beilage  (r.  0.  Colin?).  7elct 
Cohn  in  den  „nationalokonomischen  Stadien"  (Stuttgart  1886)  S.  650  11.  Marz 
steht  in  der  Lohre  allerdings  anders,  aber  doch  mehr  formell  als  materiell  abweichend,  in 
der  dialectischen  Begrtlndung,  in  Verbindung  mit  seiner  ganzen  Theorie  vom  Mehrwerth, 
al)or  im  Ergebniss  doch  eigentlich  nicht  sachlich  verschieden.  Denn  seine  Darstellung 
t§  13  $).  dass  der  Kapitalist  auf  dem  fn^irr  ArbiMf^markte  regelmässig  nur  den  Tausch- 
werth für  die  Waare  Arbeit,  nur  den  Preis  der  Arbeitskraft  bezahlet  aber  dann 
über  den  vollen  Oebnmohswerth  der  Arbelt  verftge,  der,  im  Weitho  des  Arbeita- 
products  liiTvortretend  nnd  realisirt.   eben  jenen  Tauschwerth  oder  Marktpreis  der 
Arbeitskraft  übersteige  und  so  dem  Kapitalisten  den  Werth  für  von  ihm  unbezahlte 
Aibeit  zoftabre  —  ist  docb  in  der  That  nnr  eine  andre  Fasminf  der  allgemeinen 
socialistischcn  Lehre  auf  Grund  eines  anderen  dialcotiNcli.  n  Operirens.  Neuerdings 
hat,  gerade  unter  Marx'schem  EinfUiss,  der  „officielle  Socialismus"  in  den  Programmen 
n.  8.  w.  der  Socialdemokratie  das  „eherne  Lohngesetz"  fallen  lassen,  Marx  verspottet 
es  und  seinen  Urheber  Lassalle  mit  dem  Vorwurf,  dass  die  Begründung  des  „ehernen 
Lohngesetzes"  nur  die  Malthns'tiche  Bevölkerungstheorie  sei  ;  sei  diese  aber  richtig,  so 
könne  das  Gesetz  gar  nicht  aufgehobeu  werden,  es  beherrsche  dann  nicht  nur  das  System 
der  Lohnarbeit,  sondern  jedee  geeellecbafUiche  System.  (Marz,  tm  Kritik  der  soeial» 
demokratischen  Parteiprogramme .  Neue  Zeit,  IX,  Band  1.  S.  570.)    Diese  Auffassung 
ist  ja  richtig  und  von  Marx'  Standponct  ans  aacb  sein  Schloss  conseqnent.    Wer  aber 
am  Kern  der  Maltbw'MheQ  Lehre  netbUt,  der  wird  aneb  gerade  nmgekebtt  •eUieieen: 
einerlei,  wie  man  Adectiaeh  opertit  und  begründet,  das  eherne  Ijohngesetz  entbilt 
dnen  wahren  Kern,  der  eben  wesentlich  mit  aus  der  Beziehung  von  Arbeitslohn  and 
BefIttkeningsgrOsse  and  Beweganc  folgt  und  der  sich  auch  gegen  Marz  ridrtet  JHt 
Oooaeqvens  nneefw  BerOlkerangildire  im  i.  Bncbo  des  1.  Theili. 

Eine  endgUtige  Anseinandenetenng  mit  dieser  ganzen  8oei»> 
listucboi  Lobnlehre  hat  in  der  epeeieUen  Lehre  rem  Aihta$tMm 
in  der  Theoretisehen  National5konomie  sn  erfolgen.  Dort  ist  das 
bedingt  Richtige  im  „ehernen  Lohngesets''  anzuerkennen,  aber 
auch  der  Nachweis  zn  führen,  dass  hier  ein  möglicher  und  oft 
jxenug  tbatsächlicb  vorhandener  Specialfall  der  Lobngestaltuug  doch 
mit  Unrecht  zu  einem  nothwendig  allgemein  und  ohne  Mitschuld 
der  Arbeiter  eintretenden  „Tolkswirthschaftlicheu  Gesetze'^  der  £in- 
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kommenverthcilung  bei  freier  Conen rrenz  verallgemeinert  wird.  Aueb 
der  zuzugebende  Zusammeuhang  der  Lobngestaltang,  und  zwar  iu 
der  Richtung  des  „ehernen  Lobngesetzes",  mit  dem  „Beyülkerangs- 
gesetz"  nötbigt  nicht  zu  einer  anderen  AufiassuDg. 

An  dieser  Stelle  genttgt  es»  von  einem  anderen  Oesichtspnnote 
ao8  den  obigen  Sebloss  gegen  das  PrivatkapilaI  aarOeksnweisen. 

Eine  sohlechtweg  y,natorgemft88e''  nnd  insofern  nnanfeohtbare 
Vertbeilung  des  Prodnctionsertrags,  einen  „naturgemftssen  Arbeits- 
lobn"  nnd  einen  „naturgemässen  Kapitalgewinn"  giebt  es  in  der 
VolkswiftbsebafI  niebt,  elnerld  ob  im  privatirirtbsebaftlieben  System 
freie  Goncarrenz  im  grösseren  oder  geringeren  Umfange  zugelassen 
ist  (§.  116).  Sogar  in  einer  ausschliesslich  genieinwirthschaftlich 
(socialistisch)  organisirten  Volkswirtbschaft  würde  eine  „natur- 
gemässe"  Vertbeilung  fehlen,  man  mtlsste  sie  denn  in  einem  ab- 
solut gleichen  Anthcil  jedes  Arbeiters  am  Ertrage  finden  wollen, 
was  aber  sehr  zweifelhaft  „naturgeniäss"  wäre.  Vielmehr  wtirde 
sich  hier  das  allein  vorhandene  „Lohn''-  oder  „Arbeits^einkommen 
nach  verschiedeneu  an  und  für  sich  vielleicht  richtigen  und  zu  com- 
binirendeu  Gesichtspuucteu ,  wie  nach  der  KUcksicht  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  individuellen  Arbeitsleistungen  oder  der  Bedtlrf- 
nisse  oder  nach  nocb  anderen  Bttcksichten  und  Zweck  Setzungen, 
aber  nach  den  Bestimmnngcn  der  entscheidenden  Autoritäten,  doch 
wieder  mebr  oder  weniger  wiliktthrlicb  abstufen.  Das  Problem 
der  passendsten  Vertheilnng  läge  auch  hier  vor,  seine  Lösung  böte 
nur  nocb  ihre  besonderen  Sebwierigkeiten,  wie  früher  scbon  dar- 
gelegt wnrde  (s.  Tb.  I,  §.  264). 

Eine  ebenfalls  stets  nur  mebr  oder  weniger  willkübrliche  Ver- 
Ibeilnng  des  Prodoctionsertrags  ist  unTermeidlich  freilicb  ancb  die- 
jenige in  unterer  heutigen  Volkswirthsobaft.  Aber  wenn  in  dieser 
einmal  das  privatwlrthscbaftlicbe  System  nicht  entbehrt  werden 
kann  nnd  die  Voraussetzung  fttr  dasselbe  und  fittr  den  ganzen 
Tolkswirtbsehafttichen  Producttonsprocess  die  Zulassung  von  Privat- 
kapital  ist,  nm  in  dieser  Form  Nationalkapital  als  Prodnetions- 
mittelfonds  zn  bilden,  so  folgt  aus  diesen  Verhältnissen  auch  nn- 
vernieidlich,  dass  beide  Tbeile,  die  Arbeiter  und  die  Kapitalisten, 
einen  an  sich  in  gleicher  Weise  nothwendigen  und  gerechten  An- 
sprach auf  einen  Antheil  am  Productionsertrag  haben.  Welcher 
Antheil,  daher  welche  Lohnhöhe  und  welche  Gewinnhöhe  jeder 
Classe  und  jedem  Einzelnen  in  der  Classe  „gebührt",  ist  nur  auch 
hier  wieder  nicht  aligeinein  zu  sagen.  Jedenfalls  ist  keiner  dieser 

A.  Wagner,  ünndiagaug.  3.  Aufl.  2.  TbeiL  VolkawirthKkaft  u.  Itoeht.  22 

r 
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Antheile  etwas  Festes.  Das  Problem,  welches  hier  für  die  Theorie 
im  Allgemeiueii  uud  tUr  die  Praxis  in  jedem  einzelnen  Falle  vor- 
liegt, ist  dasselbe,  welches  oben  in  der  Lchie  von  der  Begründung 
des  Eigenthums  hinsichtlich  des  V'ersuchj?,  das  letzlere  kurzweg 
aal'  die  Arbeit  zu  ,,begrttBdeu'',  schon  beiübrt  wurde  (g.  116). 

Im  System  der  freien  Concurruuz  regulireo  sich  jene  Ertragsautbeile  oder  die 
Löhne  und  Gevione  „Dtch  der  GoncarreBB^,  Moh  dem  „Gesetz  ron  Anif^bot  und 

Nachfrage''  mittelst  „freier"'  Verträge  Ober  die  Preise  der  Producte.  die  L^^hnc,  die 
Zinsen,  Benten  u.  s.  v.,  principicJi,  wenn  auch  deswegen  nicht  immer  practiach  ganz 
einerlei,  ob  wehre  IndlridaalTertrige  zwfscleD  den  Einzelnen  oder  doreh  Verbinde 

der  Indifldoen  Tennitielte,  wie  im  ausgebildeten  System  der  Gewerk-  und  Arbcitgebei- 
veroine,  zwischen  den  Partci<ni  gcsclilosbin  werden.  Da  der  Aothcil,  welcher  einem 
jeden  an  der  Production  BethciJigten  ..gebul.rt  ".  nichts  Festes  ist  nnd  sich  nicht 
principiell  abliiten  lisbt,  Laim  man,  wenn  auf  Worte  ankäme,  den  Anhängern  des 
SysteinH  d<  r  Cuiirurr-Tiz  (und  witdoruin  den  Vertrct-i n  n  iner  Individoalconcurrcnz 
mit  demselben  iiecbte  wie  denjenigen  der  Verbandsconcurrenz)  zogobcn,  dasü  hier 
Niemand  „nngebtihrUeh**  rerkflrzt  oder  begtinstigt  werden  könnte.  Die  Vertreter  jenes 
Sy^f'Tiis  halten  driraii<  anrli  den  Sriiluss  t^e/.oL'cn .  da^s  die  durch  freie  Concurrenz 
geregelte  Vertheiluug  sogar  die  allein  richtige  und  gerechte  sei  (I,  §.  313).  Uilt 
man  üch  dagegen  an  die  Wahmehmonfen  ün  Leben  und  rergegenwärtigt  man  eicli 
die  Einflüsse,  welche  im  Concurrcn^sy^tem  zur  Geltung  gelanseu  können,  so  kommt 
man  zu  dem  entgegengesetzten  Schluss,  dass  gerade  in  diesem  System  der  eine  Theil 
vom  anderen  leicht  anbillig  uud  insofern  eben  doch  sachlich  ,,angebQhrlich*' 
«ttgebeiitct  werden  könne.  Auch  da->  bleil)t  bei  Verbandsorgan i>at tun  cbeit^j  wie 
ohne  >nlehc .  w  l•^  <lie  fli.'nretisrheii  AnLangel"  der  ersforen  tlbe^^ohon.  I'reili.  h  läs.st 
bich  dies  Wiedel uui  nur  nach  dein  vagen  Kriterion  des  billigen  Kruicsseua 
(§.  14S  N.  5)  feststellen.  Aber  auch  hier  gilt  ron  Neoem,  dass  bei  aller  Dnsicherhdc 
des  Unheils  im  einzelnen  Falle  duch  überall  ein  richtiges  OrthoU  fftr  DarchscbnitfS- 
rerh&ltnisse  gefallt  werden  kann,  und  dies  genügt. 

Dies  Urthcil  lautet:  Die  vertragsmä-sHige  Reguliiun;^^  der  Ver- 
tbeilnng  zwischen  „Arbeit  und  Kapital''  verbürgt  keine  nach  billigem 
Ermes.^en  angemessene  Veihältnisse,  gewühlt  naihentlich  keinen 
Schutz  für  den  und  die  im  Concurreuzkampt'  .Schwiicheien  und 
lallt  daher  vollends  bei  ludividnalvertrag ,  aber  auch  bei  organi- 
•sirtcii  N'erbUiiden,  leicht  nnd  in  der  Thai  oftmals  ftir  /liese  Schwä- 
cheren unbillig  nn^Minstig  aus,  daher  namentlich  auch  t'Ur  die  besitz- 
losen Arbeiter  gegenüber  dem  Besitz,  dem  Kapital.  Dem  letzteren 
fällt  meistens  za  viel,  dem  ersteren  zu  wenig  vom  MebrwertLe  zo. 

Die  Ankläger  der  Concurrenz  und  des  Privatkapitais  haben  nur  darin  entschieden 
Onrecht,  dass  sie  als  mögliehe  und  wirkliche,  ja  öfters  sogar  als  nothwendige  Folge 
der  freien  Concnrren/  ein.^ritii:  eine  unbillige  Uestahung  stets  nur  der  Lftline.  eine 
„Ausbeutung"  stets  nur  der  Arbeiter  durch  die  Arbeitgeber  ableiten.  Statt  dessen 
Bflts  eine  zweiseitige  Aasbeotung,  bald  der  Arbeiter  durch  Arbeitsherren,  bald,  wenn 
auch  sehener.  dieser  durch  jene  als  eine  mögliche,  bla%  thatsächliche.  indessen 
niemals  nnbedinct  nothwendige  Koltre  der  freien  Concarrcnz  anerkannt  werden.  Daher 
bald  und  freilich  Otters  uubiilig  niedere  Löhne,  mitunter  aber  auch  unbillig  niedrige 
Gewinne  (lotztere  r.  B.  bei  kleinen  Iiandwerklicheo  Unternehmern  gegcndber  ihren 
(ioH  lien  gerade  in  der  Neuzeit  keine  Seltenheit),  bald  zn  hohe,  bald  zn  niedrige  Preise 
der  Producte. 
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Hierin  liegt  der  wahre  Nachtheil  des  Coneurrenzsysteras.  Er 
lässt  sich  einfach  darauf  zarllckfUhren,  dass  in  dem  letzteren  keine 
Ordnung,  worin  die  Beziehungen  zwisc  hen  Kapital  und  Arbeit  auch 
mit  nach  Billigk( itsrüiksicbten  geregelt  werden,  keine  gesunde 
Organisation,  Eondern  unogekebit  uar  eine  Desorganisatioo  jeDer 
Beziebaogen  erkannt  werden  mass.  Da  entscheiden  denn  roh 
mechanisch  die  Machtfactoren,  welche  in  Angebot  und  Nachfrage 
von  und  nach  Arbeitskraft  and  von  und  nach  GUtervorriUben  zur 
Beschäftigung  Ton  Arbeitern  oder  m.  a.  W.  von  und  nach  Kapitalien 
itlr  die  Beatimmnng  der  Lohn-  and  Gewinnhohe  zar  Wirksamkeit 
gelangen.  Aas  diesen  VerhMltniseen  ISsst  sieh  wohl  ein  Sehlass 
gegen  die  Zweekmissigkeit  des  Concarrenx^stemBy  nicht  aber 
gegen  das  ganze  Arbeitslohnsystem  and  gegen  das  Privatkapital 
ableiten,  wenn  letzteres  einmal  als  die  im  Wesentlichen  noentbehr- 
liche  Rechtsform  fttr  die  Bildong,  Vermehrong  nnd  Verwendnng 
Ton  Nationalkapita]  (§.  143)  angesehen  werden  mnss. 

Auch  bür  aümme  ich  Kodbertos  bei  iü  dem,  was  er  Ober  die  Mäagd  des 
■ich  Mlbtt  ttberiaflseoen  Y«il«]irt  Mfft,  wo  die  „namrllcheii**  Oeselze  etatt  „feroQDf- 
ti^r  gesellschaftlicber  (Jcsefzo"  den  I'ro'luctionscrtrag  vt-rtlieilcn.  Sociale  Frage  S.  46. 
—  Natürlich  ist  es  nur  dieselbe  vüikuhfliche  Behauptung  wie  seitens  der  „iadiri- 
doalistischeo'*  Anhinger  der  ^en  CdDeanenz  (§.  S13).  wenn  die  Tbeoretlier  der 
OeveriurereinsorganisadoD  ohne  Weitorct  aiuiehmca,  diejenige  Lohnregelaog,  welche 
aus  dem  Pactircn  der  Aibcitgobcr  mit  den  zu  Uewetkrereinen  organisirfeu  Arbeitern 
hervorgehe,  sei  schlechtweg  die  riclitifsto  und  gerechteste.  Es  zeij;t  sich  hior,  z.  Ii. 
in  der  Ton  Brentano  u.  A.  n.  Tertr'  t«  11.11  tbeoreiifechen  Kicbtung,  in  solchen  Fragen 
schlechterdings  nur  eine  Erneuerung  der  alten  individualistisch -libcrulon  Üoctrin,  bloss 
mit  dem  ür.teri>cbied,  dass  sich  die  I^ohnkämpfe  zwischen  vcrbandäinä.ssig  organi>irten 
Arbeitern  «nd  ArbeMfobera,  die  bereit  sind  ^jaugirte  Scblaohten'*  zn  schlagen,  (Gneisi) 
V(ill/ichr!t.  Practisch  immer  ein  Trit.  rM-lii.- 1  iri-ijen  die  frilhcre  individnalistisi  ho  Dortrin, 
wenn  auch  lange  nicht  und  besonders  auch  nicht  aiieiu  von  der  günstigen  Bedeutung 
fUT  das  Arbeiter-  und  allgemdne  Interesse,  wie  die  Betreffenden  tnnebmen,  principiell 
gar  kein  Unterschied.  Und  dass  man  damit  nicht  ,./um  sorialen  Frieden"  kommt, 
zeigt  uns  trot^  des  hübschen  Bachs  Yon  r.  Scbulze-U&rernitz  eben  das  Vaterland 
dieser  Bewegung  —  England. 

§.  ir)2  [305].  —  3.  Andere  Einwände  gegen  die  socia- 
listiscbe  Kapitalkritik.  Endlich  begeben  die  Gegner  des 
Privatkapitals  den  Fehler,  ans  der  richtigen  Kritik  des  letzteren 
znweit  gehende  Schlüsse  gegen  die  ganze  Institotion  zn  siehen 
(§.  150).  Es  geoflgt,  dies  in  einem  Haoptfalle,  hei  dem  Bezng  von 
Co njanctnrenge Winnen  nnd  Renten  (d.  h.  EiniLommen  hei 
ProdactionskostendiiTerenzen  §.  146  anter  4)  naebznweisen. 

Hier  wird  in  der  Tbat,  wie  früher  dargelegt,  Ton  einer  Person, 

z.  B.  rein  in  Folge  eines  Privateigcnthomsrechts  am  Boden  oder 

an   einem  anderen  Production.^'niittel ,   ein  Einkommen  kraft  der 

„ge«ell8cbattlicben  Zusainmen hänge"  bezogen,  welches  nicht  anf 

22* 
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individuelle  ökonomische  Leistung;  des  Beziehers  (Arbeiten,  Sparen) 
zurückzuführen  ist.  Dient,  wie  oftmal.s,  dieses  Einkoramen  zur 
Kapitalbildung,  wird  eine  Rentensteigerung  z.  B.  sofort  kapitalisirt, 
bei  Veräusserung  des  Objects,  der  Quelle  dafür,  dies  Kapital 
realisirty  so  hat  dieses  PrivatkapitAl  bei  seinem  Besitzer  allerdings 
einen  im  Allgemdnen  recht  wohl  zu  bemängelnden  UrspniDg. 

Allein  eine  wenigstens  relative  Recbtfertignng  solchen  Ge- 
winnbezugs und  solchen  Kapitalbesitzes  folgt  einmal  ans  der  Thafe- 
sache,  dass  die  einzelnen  Empfänger  jener  ökonomisch  unverdienten 
Einkommen  im  heutigen  Wirthsebaftssystem  auch  die  Träger  der 
aas  den  Coi^nnctnren  herrorgebenden  Okonomisoh  anTersebaldeten 
Verloste  sind. 

Ein  iinitiaeh  oft  niclit  nnvlclitiger  Pdl,  8.  B.  bei  Grand-,  Haas-,  Eisenbalm-, 

Ma.^'liiricii -Eigenthum .  dircrt  oder  durrh  Venr-ittluiig^  des  Wortlipapiere  (Actie). 
Uebrigent»  nur  eioe  relative  KechifertigaaK:  dcan,  wie  die  Sucialisten  richtig 
dnireirendet  babm,  Teriiert  die  KapItaUsteDfUSBe,  ab  Ganzes  aofi^ofasst.  irenf;  oder 
nichts,  sondern  nnr  zwischen  den  einzelnen  Kapitalisten  findet  bei  Verlosten  eine 
£apitaiUbeTtrag;aDg statt.  So argvioentirt auchKodbertus mehrfach, ähnlich P i e r s t o r f f. 

Sodann  rechtfertigt  es  sich,  ja  es  ist  principiell  za  verlangen, 
besonders  in  den  hftofigen  Füllen,  wo  nicht  dieselben  Personen 
Gewinn  nnd  Verlast  ans  der  Coi^nnctar  traf,  z.  B.  bei  rechtzeitiger 
VerKnsserang  im  Preise  gestiegenen  Grnndeigentbnms,  Air  die  Oe- 
sellschaft, welche  diesen  Gewinn  durch  ihre  Entwicklang  nnd 
Thfttigkeit  direot  nnd  indireet  schnf,  dareh  Staats  maassrege  In, 
besonders  doreb  Steaem  den  erlsngten  Gewinn  In  billigem  Umfang 
für  sieh  in  Ansprach  nnd  so  daran  Theil  tn  nehmen. 

Hiernach  ist  uiue  Beäiuuerung  der  Conjuncturengewinne  (Grundjente!)  ab  solcher 
principiell  statthaft  und  nothwcndig:  ein  Postolat,  das  in  'der  Pnuds  zwar  manchen 
Schwi(  rigk«Mton  lici  seiner  Verwirklichung  begegnet,  in  ).  iti  -lif  unerfüllbar  ist. 
wenigstens  innerhalb  der  (irenzen,  welche  in  der  volkbwinhschaltlichen«  hnanzielion 
und  Soctalfosetzgebong  ttberhaopt  ftlr  die  Dttrehfbhreng  einer  theofeliscli  lichtigon 
Forderline  anerkannt  werden  intJsscn.  Si<'he  ("»nindlefjiinfr  1.  §.  ISO.  besonders  S.  S>8. 
Näheres  darüber,  besondeis  über  die  stuuortechnische  5uite  der  Krage«  im  2.  Tbelle 
meiner  Pintnxwisseoschaft  2.  Auflage  §.  286  IT.  Siehe  anch  meine  CommflnalsteneT" 
frage,  Leipzig  1S7S,  S.  40  und  den  dort  erwähnten  Versuch  in  Bremen,  der, 
unrichtig  angefangen,  rückgängig  geonacht  werden  musstc,  aber  ein  an  sich  richtiges 
Princip  enthielt.  Daruber  mein  Yotnm  zu  Hanssen'ä  Votum  in  der  Bremer  Steuer- 
•aselegenlieft,  Bremen  1877. 

Man  kann  endHoh  selbst  noch  weiter  in  der  Antikritik  der 
sociaKstiscben  Kai)italkritik  gehen  nnd  dabei  dann  trots  der  im 
Vorausgehenden  angedenteten  bedenklichen  Conseqnenzen  des 
Privatkapitals  zu  einer  wenigstens  practischen,  damit  freilich  nur 
relativen,  aber  doch  cntscbeideDden  Rechtfertigung  desselben  kommen. 

Angenommen,  es  erfolge  die  eben  erwähnte  Corrcctur  der  Ein- 
komnienvertbeilung  nicht,  —  alt»o  in  der  Hauptsache  der  Fall  der 
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Gegenwart,  —  oder  sie  erweise  sich  unausführbar  oder  unzureichend: 
selbst  hier  würde  einzuwenden  sein,  mau  müsse  die  unverdienten'* 
Gewinne  und  Kapitalien  den  Beziehern  lassen,  weil  dieser  Znstand 
voraussetzungsweise  alsdann  als  ein  mit  dem  ganzen  privatwirth- 
scbai'tlicben  System  untrennbar  verbundener  erscheinen  wtlrde. 
Dieses  System  kann  mau  aber,  nach  allem  VoimnsgeBcbiokten,  zwar 
aineDgODy  aber  nicht  beseitigen.  Man  brancht  es  insbesondere, 
was  lllr  unsere  jetzige  Erörtening  das  entscheidende  Moment  ist, 
als  wenigstens  Hir  jetzt  nnentbebrliches  Mittel  zar  Bildung  des 
Nationalkapitals  in  der  Form  des  Frivatkapitals.  Hier  erfüllt  es 
somit  hOeluBte  Interessen  der  Gesammtheit,  der  Yolkswirthschalt» 
nicht  nnr  der  Pri?atwirthschaften|  und  sehlimmston  Falles  mUssten 
deswegen  jene  Unsntragliehkeiten,  jene  partiell  „nnTerdiento'^  Ver 
theilong  des  Volkseinkommens  und  des  Kapitalbesitaes  mit  in  den 
Kanf  genommen  werden. 

§.  153  [306].  —  4.  Das  »Sparmonient  bei  der  Bildung 
des  Privatkapitals.  Zum  Schluss  ist  auch  noch  gegen  die 
socialistische  Kapitalkritik  einzuwenden,  dass  der  förmliche  Spott, 
mit  welchem  mitunter  das  Sparmoment  in  dem  Process  der  privaten 
Kapitalbildung  behandelt  worden  ist,  unbegründet  erseheint,  wenn 
er  auch  durch  die  falsche  panegyrische  Lobpreisung  des  Sparens 
in  der  britischen  Nationalökonomie  und  vollends  in  dem  deutschen 
Ableger  derseUwn  hervorgerufen  wurde« 

Vgl.  die  ron  Laisftlla,  Kapital  and  Arbeit,  8.  109,  mit  Beebt  penlfllrte  Daf> 

Icfiiitif^  des  Verhältnisses  darch  J.  Faurher,  wo  llni^^t:  ,,wor  Kapital  ansammelt, 
hat  sich  Eatbeliraogen  auferlegt.  .  .  .  Dafür,  dass  ur  tiuiuuM  Vorratb,  die  Fruchte 
i^iar  EDthaltsamkeit  hergiebt.  mass  er  belohnt  werden  nnd  das  gescUebt  dnreb 
SEabloBf  ran  Zinsen,  denn  diese  Kntbehrung  ist  soviel  atid  oft  noch  mehr 
Werth  als  die  Arbeit  selbst  Es  ist  daher  nicht  möglich  (?!),  dass  der  Ar- 
beitslohn auf  Kosten  des  Entbehrungslohns  sich  erhobt."  Es  ist  nicht  leicht 
nSglich,  elM  KQte  Sache  Iut'  h  solche,  Mlbst  ram  Staodpancte  des  ConcunanaystaiBB 
«08  durchaus  unrichtige  Üeweisfuhrang  schwerer  zu  schädigen,  als  es  hier  von  einem 
der  bedeutendsten  Vertreter  der  deutschen  Kreibandelsschule  geschieht.  Die  leitende 
Idaa  (abattnanea-Tbearia)  atamoit  ran  Saniar  bar,  political  acanany,  p.  68  ff. 
r.  BftbB,  I,  315—841. 

Es  ist  oben  dargelegt  worden,  dass  das  Sparmoment  einseitig 
betont  wurde  und  dass  der  ganze  Ausdruck  ,,Sparen"  ftlr  di^enigen 
Uber  die  Prodnction  und  Gonsumtion  der  Gttter  disponirenden 

Thätigkeiten,  durch  welche  das  Kapital  entsteht,  leieht  irre  leitet 

Aber  ersetzt  man  das  Wort  durch  das  richtige  oder  legt  man  ihm 
die  Bedeutung  bei,  welche  Diejenigen  im  Grunde  im  Sinne  haben 
mtlgsen,  die  das  Kapital  durch  „Sparen**  entstehen  lassen,  so  fallt 
der  Grund  der  roiemik  weg.   Man  mu»s  es  auch  gerade  immer 
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wieder  als  die  ökonomiscbe  Function  —  in  einem  höheren,  aber 
nicht  unrichtigen  Sinn:  als  das  „Amt*'  —  der  Wohlhabenden,  der 
Untemehiner  and  der  bisherigen  Kapital-  and  GrundeigentbUnoer 
bezeichnen,  die  noth wendigen  Dispositions-  und  Sparacte,  durch 
welche  allein  NatioDalkapitai  eotstebcn  kann,  wie  Beaaftra^  der 
VolkBwirthschaft  vorÄunchmen,  — :  im  Interesse  der  letzteren,  weil 
eben  nacb  dem  Dargelegten  die  Bildung  des  Nationalkapitals  niebt 
allgemein,  nnd  bisher  nur  in  geringem  Umfange,  direot  dorch  die 
Gemeinschaft  selbst  erfolgen  kann.  Dasselbe  gilt  von  der  Ver- 
wendung dieses  Kapitals.  Die  kapitalisirenden  Personen  nehmen 
jene  Acte  allerdings  im  eigenen  Interesse  vor,  aber  sie  erfllUen 
damit  das  aof  keipe  andere  Weise  sn  befriedigende  Gtemeinscbaft»- 
interesse.  Gerade  darin  liegt  der  innere  Gmnd,  dessentwegen 
die  Rechtsordnung  Privatkapital  als  Eigentbumsart  nnd  einen  Ge- 
winn als  Aotheil  des  Kapitalisten  am  Produetionsertrag  znlsssen  mnss. 

Aoch  hier  stimiDl  diu  Beweisführung  Schiffle's  wieder  ganz  init  der  moinigen 
«berein.  Vergl.  oben  S.  833  vod  384,  aoch  Piertitorff,  Doieniobmergowijin, 
S.  225  (Uber  Schiffle,  in  richtiger  BeistiiiiiDQDf)  und  den  gMzen  SebluMb^^boitt 
S.  198  ff. 

Auch  im  volkswirtbsebaftlichen  Interesse  liegt  dann,  wie 
tibrigens  selbst  die  Theorie  in  der  Smitb*scben  Nationalökonomie 
meistens  mit  Recht  hervorgehoben  bat,  eine  hOchst  mögliche  Kapita- 
lisimng  des  Einkommens  gerade  der  Wohlhabenden,  der  Zins-  und 
Rentenbezieber  oder  m.  a.  W.  eine  möglichst  grosse  Sparsamkeit, 
eine  möglichst  geringe  Luxuscoosnmtion  derselben. 

A  Smith,  wealili  oi'  uations,  b.  Ii,  ch.  2  (Asher  l,  331  ti.)«  Mill,  politische 
•  OekoDomie,  Band  I,  Kapifel  5,  §.  5,  ?.  Hermtno,  UDtureuchungeo ,  AbhandluDg  X, 
besonders  Abschnitt  3  —  5.  Die  onfg'pengesct/Jo  Ansicht,  dass  ein  gewisser  Lnxas 
dei  Wohlhabeodou  im  Interesse  dur  arbcituDden  Clasäcn  licgo  und  daher  die  Spaii»aiii- 
kelt  der  «ntnea  zu  weit  gehen  httoDe,  wird  i.  Tb.  von  Sismoodi  rertroteo.  Sehr 
weil  gdit  darin  t.  Kirchwanii,  siehe  die  AntsQge  in  Rodbertae'  lor  Beteachliing 
der  Mcialen  Fnsot  6- 1^ 

Und  in  der  Vermeidung  oder  Beschränkung  des  Luxus  seitens 
der  Besitzer  eines  grosseren  Einkommens,  denen  rechtlich  die  be- 
liebige Verwendung  desselben  gestattet  ist,  kann  auch  wieder  ein 
gewisses  persönliches  Ökonomisches  und  selbst  moralisches  Vei^ 
dienst  liegen. 

Man  darf  nur  die  Tbat&acbo  oicht  iu  der  Weihe  Ubcrtreibeu  und  dio  Bcweis- 
fuhruD|  der  Sptrtheerie  nicht  dadurch  lioherttch  machen,  dass  man  hier  kurzweg 
Ton  .."Entbehren",  von  ,.Darb.  n"  ^J^richt.  als  ob  es  sich  nur  um  das  Sparen  bei  ll<  iii.  ii 
Leuten,  Arbeitern,  Beamten,  Iduinen  tnteinehmcm  bandle,  (icrado  in  den  Fällea 
der  grosseren  Kapilalbildoog  passt  eine  soldie  Bozcicbnuog  gcwöhnlicb  gar  nicht. 
Denn  hAchatens  liegt  hier  eine  mässigc  Lnzosbcscbränkung  vor,  welche  oft  genug 
um  80  weniger  ein  „Verdienst"  i»t,  wdl  eine  noch  grössere  Loxosconoantion  für  die 
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Belretlcudea  ciiilacli  autliört,  üia  Gcuuss  m  sciUf  antor  ümbUitdcu  selbst  eiu  üpfor 
oder  BOgar  Ihats&chlicb  VDodglich  wird. 

III.  —  §.  154  |307J.  Das  8c h lusscrgcb n i S8  der  Untcr- 
sochangen  tlbcr  das  Kapital,  Beine  Entstehung  nod  Ver- 
mehrang  ist  ein  für  da»  Privatkapital  günstiges.  Das 
letztere  mnss  wenigstens  in  der  heutigen  Volkswirthschait  und  für 
unabsehbare  Zeit  aus  den  sebwerwicgendsten  GrttDden  des  ?olk8- 
wirtbscbaftlicben  Inleresses  yom  Rechte  zugdassen  werden,  als 
nnentbebrliche,  auch  vom  Gesammtinteresse  geforderte,  zwar  nicht 
absolot  und  unbedingt,  wobl  aber  relativ  zweckmlissigste  Rechts- 
form  fttr  die  richtige  Bildnng  nnd  Veraiehrnng  des  National' 
kapitals  in  der  erforderlichen  Menge  nnd  Beschaffenheit  nnd  fttr 
die  geeignetste  Verwendung  desselben. 

Fttr  die  Eigen thnmslebre  nnd  Politik  ist  daher  die  Frage 
nach  der  Ansdehnnng  des  Privateigenthnms ,  welche  zn  den 
vorausgebenden  Erörterungen  Uber  das  Kapital  führte  (§.  135), 
daliin  zu  beantworten ,  das-i  sich  die  l'rivatcigenthuuibiustitution 
auf  das  Kapital  mit  ausdehnen  muss. 

Aus  der  vorausgehenden  Untersuchung  sind  indessen  für  die 
Rechtsordmm^r  des  Kapitaleigenthunis  zwei  weitere  wichtige  Schlüsse 
abzuleiten,  welche  zugleich  auch  für  unsere  Gegenwart  schon  ein 
Zugestandui.s8  au  die  Gegner  dieser  Institution  eotbalteD. 

1.  Der  erste  Scbluss  betrifft  die  Ansdehnnng  des  privaten 
Kapitaleigentbums  und  die  thatsächlicbe  nnd  eventuell  anch  die 
rechtliche  Keschränknng  dieser  Ausdehnung.  Es  giebt  nemlicb 
allerdings  schon  heote  im  grossen  Umfange  i^apitaleigenthnm  in 
dem  Besitze  der  Zwangsgemeinwirthscbafken,  vor  Allem  des  Staats 
nnd  der  Gemeinde,  nnd  zwar  aneb  fttr  Zwecke  materieller  Prö- 
da ction,  nod  hierin  erfolgt  gerade  nenerdings  öfters  eine  starke 
Ansdehnnng.  Die  Entwicklung  der  Technik  ermffglieht  das  mehr. 
Das  Bedttrfniss  des  Grosshetriebs  drängt  Öfters  in  dieselbe  Richtung. 
Anch  wird  es  h&ofig  wtfnscbenswertber,  weil  das  Privatkapital, 
namentlich  anch  in  der  Form  der  Kapitalassociation  (Actiengesell- 
Schaft!)  mangelhafter  die  Function  des  „L^^iters"  der  Prodnction 
ausübt  und  andere  wirthschaftliclie ,  sociale,  etliische  Uebel  dabei 
schroffer  hervortreten  (Börsentreihen,  Gründerei).  In  seiner  Function 
als  Rentenfonds  endlich  zeigt  das  Privatkapital  bei  Ik'lierliand- 
nehnien  der  Crodilwirthschaft,  Hesehiiitignng  des  Kapitals  nicht 
durch  den  Eigcnthünicr,  sondern  den  Entlihner,  bei  Ausdehnung- 
mUssigCD  reichen  Rentuertbums,  welcties  nichts  fUr  die  Gciueiu- 
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ßchaft  leistet,  auch  nicht  in  freien  Diensten  der  Liebesthiitigkeit, 
des  öftentlichen  Lebens,  bei  Verbreitung  übermässigen,  hUsslichen, 
persönlichen  Luxus',  vielerlei  Bedenken,  welche  in  die  Richtung 
zum  öffentlichen  Kapital  und  zur  Gremeinwirthschalt  mit  hindrängen. 

Diu  mancherlei  wichtigen  Zweige  privatwirtbschaftlichcn  Erwerbs  von  Staat  and 
Gemeinde,  ferner  viele  Zweige  gebubrcnartigcn  Einkommens,'  besonders  im  (jcbieto 
der  Cullor-  nnd  \\'o}ilfaljrtbi(>rderaDg,  die  grossen  öß'entlichcn  Verkehn>anstaltcu  (Eisen- 
iMhoen,  Post,  Telegraphie)  u.  s.  w.  sind  bekannt«  Beispiele.  Öeftors  waltet  hier 
slaatUcbcä  und  communales  ürandeigeutlium  vor,  wie  bei  FcldgUtcru,  Forsten,  iicrg- 
werken,  aber  damit  ist  gevdbDlich  anch  ein  mehr  oder  weniger  betrlchtliches  ^apitid- 
eigenthom  verbunden  (Inrentar  der  Güter,  Gcbiuidf,  Meliorationen  u.  s.  w.).  Mitunter 
«lebt  let/.tercs  auch  selbet&ndig  d««  z.  B.  im  Wagenpark  ron  Vcrkchrsaa»lalteo.  Die 
stidtischen  Beleochtiiogs-,  Wasser^,  Harkt-,  Verkebrsanlagcn  v.  dgl.  sind  weitere  Bei- 
spiele,  zum  Theil  auch  solche,  welehc  dca  Eindnss  Jcr  Technik  auf  solche  Ueber- 
tragnng  von  Wirtbscbaftsansialten  auf  öllcntlicho  Körper  besonders  deutlich  zeigen. 
Neben  dem  privaten  cxistirt  also  in  der  Tbat  ein  bedeutendes  Offentlicbes 
Materialkapital.  Dai^seibc  bildet  nnd  rermahrt  sich  auch  nicbt  bloss  durch  Ver- 
mittlung von  Privaikapital  oder  ans  Steuern,  sondern  vielfach  direcl  durch  die  er- 
forderlichen Di^poäition^actc ,  welche  die  betreffenden  Verwaliungcn  hinsichtlich  der 
Production  nnd  der  Verwendang  der  fettigen  QQter  treffen:  wenn  z.  B.  eine  Forst- 
bebOrde  Wegebauten,  eine  Eisenbahnverwaltung  Wagenbaufabriken  u.  dt;\.  m.  leitet, 
oder  wenn  aas  dem  Einkommen  des  VerwaitangszweigH  ein  Betrag  zur  Melioration 
oder  ancb  snr  ersten  Begründung  einer  Betiiebsanlagc  (Frorst-,  Domlnen-,  Eleenbabn* 
Wesen)  verwendet  wird.  Aehnliche  Fälle  .sind  in  der  Militär-  und  Marineverwaltung 
zalilreicb.  Hier  wird  also  tbatsäcblicb  das  Problem  einer  Bildung,  Vermebmng 
nnd  Verwendung  Ton  Nationalkapital  ohne  Vennittlang  ron  Privatkapital  gelöst. 
Jede  neue  Ausdehnung  der  /wangsgcmeinwirtbschafllicben  Thfttigkeil  rermchrt  das 
Nationalkapital  in  der  Form  des  öffentlichen  statt  bloss  in  dei^Miigen  dee  Prirat- 
kapitals. 

Eine  principielle  Grenze  fllr  diese  Entwicklung  lilsst  sich  nicht 
«angeben:  sie  wird  thatsächlich  immer  wesentlich  vom  Stande  der 
Productionstechnik  und  von  der  Bewährung  des  privatwirthschat't- 
lichen  Systems  abhängen  müssen.  Unsere  Zeit  nähert  sich  daher 
dem  socialistiscben  Ziele  ohne  Zweifel  in  Bezug  auf  die  Heraus- 
nahme der  sacblichen  Production smittel ,  auch  des  Kapitals,  ans 
dem  Privateigenthnm  der  Privatwirtbschaften  etwas.  Der  U eber- 
gang jedes  neuen  Prodoctions-  oder  Leistangszweigs  an  den  Staat, 
z.  B.  im  Verkehrswesen,  ist  eine  Etappe  nach  diesem  Ziele.  Bloss 
die  Unklarheit  der  Gegner  der  Sociaiisten,  welche  Leidenschaft 
blind  macht  y  kann  das  Terkennen. 

Der  Irrtbnm  des  Socialismns  liegt  nur  wieder  darin,  statt  einer 
langsamen  geschichtlichen  Entwicklung  eine'plOtzHche  allgemeine  Um- 
gestaltung dorch  Staats-  nnd  Rechtszwang  xn  verlangen  oder  an  er- 
warten —  anch  der  Marzismos,  der  alles  von  der  natüriichen  „Evo- 
lution" erwartet,  scheot  doch,  wie  oben  schon  Öfters  hervorgehoben, 
nicbt  vor  der  „revolationären  Dictatnr  des  Proletariats*'  snrttek,  was 
•doch,  ans  dw  Phrase  ins  Verständliche  tibersetzt,  nur  Anwendung 
von  Staats-  and  Reebtszwang  bedeuten  kann  — ;  und  der  weitere 
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Inthum  des  Socialismua  isf,  statt  einer  eventuellen,  vielleicht  «iiich 
fortschreitenden  Einengung  des  privatwirthschaftlicben  Systems  und 
des  Privatkapitals  eine  völlige  Beseitigung  beider  durch  „nffentliche 
WirthsebatV  und  ,,ötientlicbe8  Kapital"  herbeiführen  zu  wollen, 
—  was  nach  dem  Früheren  für  ungemesseDe  Zeiten  als  unerreichbar 
und  unerwünscht  erscheint.  Im  Uebrigen  ist  das  Problem  der  Be* 
sohränkoDg  der  Ausdehnung  des  Privatknpitals  in  der  Eigenthums- 
Ordnung  dasselbe  wie  dasjenige  der  Beschränkung  des  privatwirth- 
sebaftlicbeo  Sjstems  in  der  Ordnung  oder  Organisation  der  Volke- 
wirthscbaft. 

Soweit  aber  mangelhafte  Leistang  des  Privatkapitals  in  den 
beiden  Functionen,  des  Letters  der  Ptodnetion  und  des  Renten- 
fonds, die  angedeutete  Entwicklung  sn  OflTentliehem  Kapital  und  su 
Oemeinwirtbsehsft  hin  begünstigen,  kann  man  wieder,  wie  in  ähn- 
lichem Falle  beim  Priyatgrundeigenthum  (zomal  dem  ländlichen 
Orossgrundbesits)  sagen:  das  Privatkapital,  der  Stand  der  Privat- 
kapitalisten  hat  sein  Schicksal  selbst  mit  in  Händen.  ,,An  ihren 
Früchten  sollt  Ihr  sie  erkennen"  heisst  es  auch  von  ihm.  Fungirt 
er  als  Prodactionsleiter  und  Kenteuhezieher  auch  im  gesammten 
volkswirthschaftlichen  und  socialen  Interesse  befriedigend,  so  wird 
seine  Stelluni^  auch  auf  die  Dauer  nicht  ernstlich  bedroht  sein. 
Andernfalls  mag  man  ihn  zwar  wohl  als  unvcrnieidlich  immer  noch 
behalten  mtlssen,  aber  —  als  ein  notbwendi^es  Lehel  und  soweit 
als  möglich  wird  man  ihn  verdrängen,  an  die  Stelle  privaten  wird 
öffentliches  Kapital,  an  die  Stelle  des  privatwirthscbattlicbcn  wird 
das  gemeinwirthschaftliche  System  in  immer  weiterer  Ausdehnung 
in  der  Yoikswirthschaft  treten. 

Siebe  Thoil  I,  Buch  5  und  t).  Im  Gewerbe  zeigt  die  (icj^enwart  ciuc.  viel 
weitere  Ausdehnung  des  Privatkapitald  als  ia  früheren  Zeiten,  z.  B.  in  der  mittel- 
alterlichen Wirthschaftsordnung,  im  älteren  Zonftireaen  u.  8.  v.  Gewisse  Einricbtoogea 
iülgemeinerer  Art  und  Heunizang,  z  B.  Walkuiublen,  LagcrhlUMr,  Kaafhäasor,  Plitze 
für  die  Vornahme  (cchnischer  Operationen  (bei  der  Weberei,  Farbirei  u.  h.  w.), 
Backofen,  u.  v.  A.  ui.  waren  vielfach  „öfientliches"  Eigenthum  der  Stadt,  (kr  Zunlt, 
oder  EigeDtham  des  Grundhorrn,  nicht  des  elonloen  (iewcrbetrcibcndt'U ,  nie  jet/t 
meistens.  (Vgl.  u.  A.  Lamprccht,  französisches  W irtlis<  haftblebeii .  S.  lo4, 
Schmoller,  iitrassburgor  Tucberzunft  pasaim,  Thun,  luduätrie  am  Niederrheio, 
ptMlm.)  Abo  Dicht  nur  beschrinktersr  In  halt  des  Eigenthnmsrechts,  sondern  auch 
geringere  Ausdehnung  des  Privatkapitals.  Viellt  ii  ht  fulir'.  die  niodL-mc  Tcclinik 
(Dampfkreft  zur  Benutzoog  fOr  kleiuo  ÜuwerbeUeibeude)  auch  wieder  zu  solchou 
Arten  „öfTentlichen'*  Eigenthams. 

2.  Der  zweite  Schliiss  betrifft  den  Inhalt  des  Eigenthums- 

rcchts  in  Bezug  aut  Privatkapital     (Gerade  bei  der  lJe:ichtung  der 

für  die  Bildung  des  letzteren  maassgebenden  Momente  wird  man 

bei  allem  Festhalten  an  diesem  Trivateigeuthum ,  aU  dem  haupt- 
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säcblicben  Mittel  der  Bildung  von  Nationalkapital,  dem  Staate  und 
der  Gesetzgebung  das  Recht  einräumen  müssen ,  niclit  nur  nach 
dem  Individualinteresse  des  Kapitalisirenden  und  seiner  Reclits- 
nacht'olger,  sondern  zugleich  nach  dem  Gemeinschafisinteressc  der 
ganzen  Volkswirthscbatt  den  Inhalt  dieses  Eigentbums  lestzustellen, 
daher  eventuell  aacb  die  Verfttgungsfreibeit  des  Kigcutbttmers  nach 
diesem  Geaichtspunete  sa  beeobränken,  und  demselben  weitere  Ver- 
pflichtungen aui'znlcgen.  Der  absolute  Inhalt  des  EigeDthumsreebto 
ist  in  Bezog  auf  Privatkapital  nicht  nur  noch  mehr  als  bei  dem 
meieten  anderen  £igenthoro  und  kaum  weniger  als  bei  Orandeigen- 
thom  nnzDlKasig  wegen  der  Verwendung  des  Kapitals,  sondern 
anch  nnnOthig  nach  der  Eotstehnngsart  desselben.  Denn  wenn 
man  sich  yergegenwftrtigt,  dass  wesentlich  das  Recht  dieVertheiloog 
des  Natlonalkapitals  als  Privateigenthom  an  die  einseinen  Besitzer 
bestimmt  (§.  145),  nnd  dass  es  nnr  Grttnde  des  Oesammtinteresses 
sind,  aus  welchen  Privatkapital  vom  Rechte  zugelassen  wird;  wenn 
man  erwägt,  dass  die  Privatkapitalisten  eben  nnr  Fnnotionftre  der 
Volkswirthscbaft  für  die  Bildung  und  Verwendung  des  National- 
kapitals sind,  so  wird  man  dem  Staate  nicht  nur  das  Recht,  son- 
dern auch  die  Pflicht  zuschreiben,  die  Bedingungen  festzustellen, 
unter  welchen  die  Kapitalisten  ihr  Eigenthum  besitzen,  „ihres  Amts 
warten"  sollen  in  ihrer  Üoppellunetion  als  Pildner  des  National- 
kapitals, Leiter  der  Production  und  Bezieher  der  Kapitalrente. 

Wii^  Kodberfup  s.iet:  sind  die  Kapitalg^owinno  w.Mii^^'^tcns  eine  Art  GcblltAf 
für  Dienste  im  Oä'eQiliciieit  loterosse:  Uebältor  rcguürt  luaa  (üiehe  oben  S.  284). 

Es  ist  nicht  ooznlissifr,  in  allen  Fragen  des  Piiratkapitab  an  das  schOne  Bibel- 
wort von  der  Pflicht  des  „Wufliorns  mit  dem  anTOTtrau  to  n  Pfiindi«"  zu  erinnern. 
Die  Couscquenz  dieses  ^'orts  ist  aber  nicht,  dasä  die  Entscbcidong  Uber  die  Verfügung 
allein  dem  sittlichen  Willen  des  Kigcnthumcrs  anheimfalle,  nnr  in  das  Gebiet  der  Moral, 
nicht  des  Rechts  gehöre. 

Von  einem  „principiellen  W  i  1- r-i'riir}i"  vi>n  Ziii'^^'cset'^en,  Parbt-  un»l  Mieth- 
gesetzen.  Fabrikgosetzeu,  Verpflichtungen  m  Jicitragen  für  Arbciterversicherung  u,  ö.  w. 
mit  dem  Priratcigentham  kann  also  keine  Bede  sein.  Die  freihftndlerische  Pdemik 
darf  sich  nicht,  wie  sie  es  thnt,  gegen  solche  (iesetzc  an  und  für  sich,  sondern 
nur  gegen  dieselben  wenden,  weil  sie  im  concreten  Falle  ungerecht  oder  unxweck- 
m&ssig  sind. 

Die  richtige  Conscquenz  der  Kod bert u s's«  Ii« d  Lehren!  Auch  hii-r  nicht 
priucipiellc  Verwerfung  des  PrivatkapitaU  und  Kapiulgewiuns  sondern  nur  l\egeluDg 
derselben  durch  ein  „rcrntlnftiges  Öeseti^  statt  des  freien  Gehenlassen^  im  heutigen 
Verkehr.  Vgl.  Rodbortus,  Sociale  Frage,  S.  146,  222  und  ob^n  Vorbemerkongen 
S.  281  ff.  ttber  seine  sonst  anzugreifenden  Folgeningen. 
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Zweites  Kapitel. 

Das  private  Grundeigenthum. 

§.  155  [S.  i  4.'{— 6461.   Vorbemerkangon  ond  Littcralur.    Die  prindplflüe 

socialftkonomiscLc  Krajje  beim  G  ru  ii  d  eigen thnm  ii^t  hier  in  d-  r  ,.fi  nm  d  !<•  >r  u  n  g*' : 
ob  überhaupt  ond  au  velcbeo,  nach  den  Zwecken  oder  Bcoat^uugsarten 
(§.  99)  uteraohfedmen  Bodenltteforieen  «in  PriTateigüntham  fon  der  Rochto- 
ordnnng  zogclasscn  wprd<'n  soll.  Aurh  di'  sc  Frairc  ist  in  der  eisrontlich  vollswirtb- 
■clMifUiGben  LiUeratur  früher  nicht  riul  isohr  als  die  meisten  princi|>icllen  Fragen  des 
wiidMdMltiieliM  Verkehrsrechts  erOrtcrt  worden.  Gewöhnlich  ist  auch  das  private 
GnmdeJgeotbom,  wie  all*  ^  Privaiti^onthuw,  als  die  solbstvcrsiändliclie  Voraussetzung 
sowohl  des  prarti-rli.'ii  \\  irlhscliaffslfbotis  als  der  tlifori'tiMMi.Ti  üntiT-ni  hnnrr  iless>:'lht^n 
angesehen.  ^i!t  dahor  doch  im  Ganzen  auch  lur  dies  Eit:t'nthum  da»j<  nig<\  wa^ 
in  den  Vorbomcrkungcn  oben  ,  §.  1  ff.  aod  §.  90  ff.  als  ein  llaifel  der  wissenschafl- 
liehen  Bfbandliing  luTViirirehobcn  wurde,  w-'jrber  beteiligt  wenlen  mos».  I>i»'ser 
Mangel  ibt  nur  um  so  auff.iiiiger,  da  gerade  die  Bucbtsgeäcbichte  des  Gruadeigeuihums, 
besonders  die  deolsclie,  dn  mit  Voriiebo  und  richtigem  Verstindniss  bebandolter 
Gegenstand  auch  für  die  NMIonalOkonomen  war.  Die  H.  chtjigi-scbiohtc  belehrte  Ober 
diu  von  den  beutigen  gani  »bveicbendcn  Formen  des  menschlichen  Uomebafti- 
rerbJÜtDfsses  in  B«EOg  Mf  den  Boden**  (§.  t74),  welche  frtber  nucb  bei  ons  nnd 
•ndeiBwo  bestanden  haben.  Die  Nationalökonomie  hat  auch  in  trcfflicb-n  a.rrar- 
poKti^chen  Untersnchangen  (Roscher)  die  bedingenden  ökonomisrh- te^hni^(  hen  l  r- 
eacben  der  Entwicklung  ond  Aenderung  der  Formen  jenes  Hern>cliart^ver]ial(uis?es 
dargelegt.  Mesere  coltnrbistorische  und  ethnographisch -anthropologiNcho  Forschungen 
haben  dann  ausserhalb  des  Kreises  der  meistens  in  ^olehen  Diniren  allein  betrachteten 
europ&iscbcn  Völker  die  altoreu  und  die  noch  bestohenden  ünindeigcnthams- 
rerbUf niste  der  asittHsohen  nnd  anderer  Vftlker  kennen  gelehrt  (Do  LarAleye, 
Maine  n.  a.  ni).  Aber  /u  einer  allgemeinen  principi«  llen  Erflnerunfr  über  das 
ganze  Kecbt&institut  dos  privaten  Grundeigonthums  ist  es  dcaoocb  nicht  gekommen. 
Bemeikensweitb  bleibt  jedoch,  dass,  soweit  eine  nattonalOienonisebe  Be&ebäftigung 
mit  der  principiellen  Rechtsfrage  des  Privatei;;enthums  tlberhaupt  stattfand,  diese  sich 
fast  ganz  auf  das  Grundeigenthum  beschränkt  (ond  sonst  nur  etwa  das  geistige  Eigcn- 
thum  in  die  Discossion  gezogen  hat).  FQr  das  folgende  Kapitel  sind  daher  auch  hier 
die  Litteratn rangaben  in  §.  {)2  oben  mit  zu  benutzen. 

Mit  Ji  m  privaten  Gnindeigontlium  hat  >ieli  s4-lion  die  ältere  VoIkswirtli>rhafis- 
lehr-j  sonst  rornemlich  in  Bezug  auf  drei  Functc  beschäftigt;  einmal  die  theo<- 
retisebe  Nationelttkononio  in  Bezog  anf  die  Lehre  ton  der  Gmndrcnte;  dann  die 
practlsche  N.nfinnrilAkonomie,  besutnb'rs  die  Agrarpolitik  in  Bezn<r  auf  die  frühere 
und  jetzige  Rechtsordnung ,  daher  auch  aof  die  Geschichte  dos  Gnudcigeutbum'?, 
nainentlicb  des  llndlichen  nnd  anf  die  bonto  bei  nnseren  CnhorrOlkem  passende  Ge- 
staltung des  gesammien  bezQglichen  Rechts;  endlich  hat  die  Finanz  Wissenschaft  die 
nach  der  concreien  8ac  blage  in  unseren  Staaten  besonders  practische  Frage  über  die 
finanzielle  Zwcckmä-^sigkcit  von  Staat^g^unll<  igenthuui  (Dontäncnwescn ,  auch  Forst-, 
Borg-,  Eisenbabnweoea),  welches  als  FinanzvcrmOgen  dient,  erörtert.  Diese  drei 
Punctc  stehen  aurh  ge^renwartig  in  der  wis-eiisrli.»ftlieben  Disrojision  ond  der  zweite, 
tbeilweise  ancb  der  dritte  in  der  legislativen  Behandlung.  Doch  haben  sich  die  Aul- 
fassongen dabei  mcbrfiieh  rerindert  Besondere  bat  man  dio  mancherlei  bedenklichen 
Folgen  der  Freiheit  des  (landlichen)  „Grundcigenthums"  unter  der  Ilerr-chaft  der 
liberalen  Agrarpolitik  mehr  erkannt  und  stobt  dieser  Freiheit  daher  jetzt  skeptischer, 
alBdoBteni  niebt  mehr  so  optinistireb  iwi  fofolbstgcnngsam,  als  ob  mit  ihrer  Gewibr 
alles  Erforderliche  geschehen  wäre,  gogonllbcr,  so  in  der  Fra!:.'  der  Thcilong,  des  Be- 
sitzwechsels, der  Versrhuldiuiff,  des  Erbrechts  bei  ländlichem  (irundbcsitz;  Qberschätzt 
auch  nicht  mehr  so  den  ^\  eith  der  älteren  agrarpoliiischcn  Reformen  (Grandentlastung, 
Znsammenlegnng  der  Grundstücke,  Gcmeinbeitstbeilung).  In  der  Frage  des  OBentlichen 
(Stnati-,  Gomoindo>)Boaitzos  von  Grnndeigonthon  oikeont  man  onbelaogooor  dio  finan- 
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ziellen,  äocialpolitischcn  Voitbeile  gewisser  Kategoriceu  üolcbua  ii*-.sit/!cä  an,  aber  rw- 
kL-iint  auch  nicht  die  tccbniscbeii,  bocialcn.  politiiicheD  Bedenken  einer  zu  wcitgehendea 
VcruUgcmeinerunß:  (ir-s  uirontlicbon  Bodcnbesir7<<s  ond  legt  in  der  iricbti}r>tr  ri  Frage, 
derjcDigeu  des  läitdlicbeu  Frivalgrundoigeutbum^,  auf  die  sociale  Function  dua 
lettteren  das  entscheidende  Gewicht  für  die  Beibeheltnog  desselbeD,  allen  Foiderangen 
fldicalor  Politikern  gi-rmiibcr. 

Die  Gruudreutuu frage  berührt  sieh  mit  der  aligemeineu  priucipielleu  Krage, 
ob  es  Oberhaupt  Prirateigcnthnm  am  Boden  i^eben  soll,  sehr  nahe,  jedoch  geht 
letztere  Frage  nicbt,  wie  vielfach  angeuouiineii  wird,  fiiwz  in  die  «^rsttrc  auf,  d.  h. 
mit  der  Aubicbt  Uber  die  ürundrcnio  ist  diejenige  Uber  das  private  (irundcigenthum 
noch  nicht  ohne  Weiteres  entschieden.  Kin  HaupiangriU'  ist  gegen  die  Institution  des 
privaten  Grandeigeathoms  regalnlssig  mit  dem  Hinweis  daniif  geführt  worden,  daaa 
der  Eigonthttmer  als  solcher  nur  kraft  seines  Eii^entbumsrechts  in  der  (irundronte 
eiu  Einkommen  beziehe,  velcbos  er  nicht  persönlich  ökonomiscb  verdient  habe,  dass 
das  Grundeigefttham  also  ab  Monopol  wme.  So  vielfach  britische  NationalOkonomeii, 
wie  Senior,  political  economy,  p.  lU.j  ff.,  auch  J.  St.  Mill,  selbst  noch  jetzt 
H.  Spencer  trotz  seines  sonst  indiridnalistisch-ökonomischen  Standpuucb,  und  uber- 
banpt  englische,  sonst  liberale  Oekonomisten ,  wobei  frdlieh  in  JBet»eht  kommt,  dnas 
dieselben  die  Agrarverliältnisse  ihres  Landes,  vorwaltenden  grösseren,  meist  vori)acliteten 
Grundbesitz,  bei  fast  fehlendem  selbsivirtbschaftouden  Bauernstand,  vor  Augen  haben. 
Aehnlich  der  gcsammie  SociaUsmus  ond  die  neueren  ausserhalb  des  letzteren  stehenden 
theoretischen  und  agitatorisoheii  ^ Bodenreformer".  Diesen  Angriff  auf  das  Grand- 
cigenthum  als  ein  „Monopol"  suchton  Andere  dadurch  ab/uschhigen ,  dass  sie  das 
N  orhan densein  einer  solchen  Grundrente  und  damit  diesen  aus  ihr  abgeleiteten 
Monopolcharacter  leugneten  (Bastiat  and  seine  Schule,  besonders  auch  die  deutscb«a 
Freihändler).  Indessen  ist  dieser  Gegenbeweis  entschieden  missglUckt.  Von  anderer 
Seite  ist  der  Bezug  einer  Grundrente  durch  den  Nachweis  der  Tortheühaficn  Function 
dieser  Einrichtung  („Prftmienfnnction*'  der  BaatOf  Schiflle)  und  durch  eine 
Verallgemeinerung  des  Rentenprincips  ausserhalb  der  (iriindcigenthums -  und 
Bodenprodüctionsverhäitnisse  (r.  Maugoldt,  Schäffle)  zu  rechtfertigen  gesucht 
worden.  Der  Tragwelt»  dieser  Beweisführung  fUr  die  PriTateigeuthomsfrage  rermm^ 
ich  mich  nur  zum  Theil  anzaschliessen.  Schäffle  selbst  hat  auch  im  Socialen 
Körper  (III,  390)  die  Tragweite  seiner  eigenen  früheren  Ausführung  beschränkt.  Die 
gauze  Kenten-  und  spccieil  ürundreotenlebre  gehört  inde^sen  in  die  zweite  Uaupt- 
abtheilung  dieses  Gosammtwerks,  die  Theoretische  Volkswirtlischaftslehra.  Fttr  die 
principiclle  Seite  der  Frage  vom  privaten  Grundeigenthum  hat  sie  eine  grosse,  abor 
nicht  die  aliein  entscheidende  Bedeutung.  Für  das  Weitere  beziehe  ich  mich  auf 
den  Text  im  FolgMiden.  loh  beaoike  hier  roriiafig  nur,  wie  schon  mehrfach ,  daaa 
ich  (auch  Kodbertos  gegenüber)  am  Kern  der  Ricardo -ThQnen'schen  (iriinf!rent<  ri- 
thcorie  festhalte,  die  Grundrente  also  als  ein  ans  ProductionskostondiUoroazeu  sich  er- 
gebendes, nvr  kraft  des  lägentboins  bezogenes  „Differeni-Einkoininen**  aoffaaBe(§.  14B 
^ub  i.  101).  sie  nicht  als  die  einzige,  aber  als  die  weitaus  practisch  und  theoretisch 
wichtigste  und  audauerodste  Rente  ansehe  und  in  ihrem  Privatbezug  eine  rielfacb 
bedenkliche  Einwirkung  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  zu  Gunsten  der 
Gmndeigenthumer  (grossstädiisches  Grundeigeuthum!)  erkenne.  Eine  Einwirkung,  welelie 
in  gewissen  Fällen  in  der  Tliat  einen  wichtigen  ökonomischen  Beweisgrund  gegen 
privates  Grundeigeiiihum  bildet,  wieder  freilich  am  Wenigalen  bei  ländlichem,  zom&l 
MeliMrem  und  mittlerem,  solbstbewirtittcliaileiett ,  bftuoriioheB  (riebe  auch  Buchen- 
bcr^er  I,  S.  211  ff.,  wo  mir  nur  auf  S.  249  die  Satze  etwas  zu  unbedingt  gefasst 
crscbuineu).  Siehe  unten  IGl  nebst  litterarischeu  Moten.  Für  die  ganze  Streitfrage 
besonden:  Borens,  kritische  Dogmengeschichte  der  Grundrente,  Leipiig  1868. 
Einen  entscheidenden  Grund  iregen  Privatgrundeigenthum  liefert  die  Thatsache.  die 
mir  mit  den  moisteu  ^'ationalökonomeu  der  Ki cardo's(  hen  S«  hiile  und  den  Socialisten 
nnbsitnttbwr  eiadieint,  dass  nemlich  der  private  Bezug  der  Grundrente  dem  Eigen- 
thttner  Ofteis  ein  ron  ihm  „persOnUdi  Skonomisch  unverdientes"  Einkommen  zufuhrt, 
gleichwohl  ni<hf:  und  zwar  ans  di-msclben  Grunde  nicht,  aus  welchem  iiberhanpt  die 
negativ  kritische,  vieiiad»  durchaus  nchliice  Beweisführung  gegen  das  private  Grund- 
eigenthum  (aus  dessen  volkswirthsebaftlich  bedenklicher  Function  im  VertheilungsprocaM 
heraiiM  ohne  gleicliz-ntitje  pelnngene  positive  Beweisführung,  ob  und  welche  bessere 
Einrichtung  an  die  Stelle  treten  soll,  ob  und  und  wie  weit  also  sonst  das  voikswirtb- 
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scliafüicho  Prodactionsiutcrcsse  rit  litig  gewahrt  verdeu  kann,  nicht  fdr  sicli  die  ganze 
piiBoipielle  Fragte  entscheidet   Siebe  darüber  unten  §.  150. 

Bei  fitr  hcrvorrajrenden  Siellong,  welche,  früher  freilich  noch  ungliich  mehr 
als  jet2t,  das  1  an d liehe  (jmndeigenthum  unter  allem  GraDdeigentham  einnimmt,  ist 
die  tfnnM>Utitehe  Seile  d«r  lladUelieii  EigenthuMefdiranf  von  eligemeiner  Wiehtiff- 
kcit  hinsichtlich  <iiT  panzen  Frage  des  privaten  Grundeigenthums.  Diese  Seite  wie 
der  fcrvaodte  Gegenstand,  die  geschichtliche  £otvicklaDg  dos  liadUcben  Grundeigen- 
thnne,  hier  in  der  OrandlegTinf  ideht  ntiier  bia  Ins  Einlebe  ni  behandeln. 
Das  ist  die  AnTirn^c  theils  der  Wirthsi  hafisgeschichte.  theils  der  Agrarpolitik  als  eines 
Hanpttheils  der  I'ractischcn  Nationalökonomie.  In  letzterer  Hinsicht  kann  ich  jetzt 
hier  auf  die  bezüglichen  Ausführungen  in  dem  Buchenberger  sehen  Werk  vor- 
weisen, besonders  Band  I,  namentlidi  lü^ilel  2.  Abschnitt  2,  S.  249  ti.  über  Priral- 
nnd  Göllectifeigenthnm .  Ausfuhrungen,  mit  welchen  ich  im  Ganzen  durrhaus  iiher- 
einstimmc,  wenn  auch  mit  einzelnen  Abweichungen  in  Nebenpuncten  und  in  Üetreli' 
TOD  Eioielheiten  ii  der  BeveisftIhniBf.  Ich  glaube  unter  Hinweis  anf  fioehenberger^s 
Werk  einie-''  weitere  Ausführungen  der  iresrhichtlichon  Partie*»n  und  tlb<T  die 
Principionfrago,  Privat-  und  Gemeineigenthnm,  woran  ich  für  diese  3.  Aoflage  wegen 
neuerer  histoiiseheB  Arbeiten  (besonders  Lamprecht,  ?.  Inama-Sternegfr). 
Schriften  dber  nissische  Verhältnisse  [v.  Käussler)  und  wegen  der  Ausdehnung 
der  Bodenreformbewegung  (George,  FlUrscheim)  gedacht  habe,  unterlassen 
in  können.  Es  genQgt,  fOr  die  LAsnng  der  in  die  Grundlegung  allein  gel^^hgen 
principielleo  Aufgabe  aof  einige  Ergebnisse,  welche  in  der  Oeschichte,  Statistik 
und  Politik  des  ArkorhiTi?  nnd  des  ländlichen  (irandeigenthnms  ffenaoer  ausgefdhrt 
werden  und  überhaupt  daselbst  erst  cigentiicb  zu  begründen  sind,  hier  bloss  Bezug 
nnehmeo,  und  nur  mitunter  einsdne  landvirtbschafUich-techni.schc.  privatokonomische 
nnd  geschichtliche  Vctrhältnlsse  etwa»  näher  ZU  verfol^'on.  Doch  ist  auch  hierbei 
der  leitende  Gesichtspunct  ein  andrer  als  in  der  Theoretischen  und  Practischcn  l^iational- 
Okonoflde:  in  den  foigenden  Abschnitten  koDmen  die  technischen  nnd  gesohichtliehen 
Details  nur  in  Bezug  auf  die  grosse  Principienfrage  „ob  Privateigenthnm  am  Boden 
oder  nicht"  in  Betracht  Die  Beschräokang,  welche  sich  hieraus  ergiebt,  ist  in  den 
Uanplabeclinittea  2  nnd  S  so  weit  ab  nOflich  inne  gehalten  worden.  Speciallitterator 
sidie  daselbst. 

Mehrfach  bin  ich  im  Texte  ziemlich  genau  meiner  kleinen  Schrift  ..die  Ab- 
schaHung  des  prirati n  Grundeigenthums",  Leipzig  lb70  i,^e;:en  die  Beschhisse  des 
Baseler  Internationalen  Arbcitercongrcsses  g^eri«  htet)  gefolgt,  doch  ist  die  Begründung 
einireh<'nder  nnd  mein  Siandpunct  im  P'olgenden  auch  hier  der  Forderung  der  Socia- 
listcn  gegenüber  weniger  absolut-gegnerisch,  als  historisch-  und  örtlich-relativ- 
gegnerisch.  Die  Bezugnahme  auf  das  seg.  Ornnd-  nnd  Bedengesetz  („Gesetz 
der  Production  auf  I^nd".  <lass  nemlich  ceteris  paribus.  d.  h.  vor  allem  hei  gleich- 
bleibender Technik  —  eine  Bedingung,  die  auch  Kodbertus  in  seiner  Socialen 
Frage ,  S.  180  ff.,  übenieht  —  die  Yerdoppelnng  ron  Arbeit  nnd  Kapital  nicht  den 
Ertrag  verdoppelt,  —  am  Bestf>n  dargelegt  von  Senior  nnd  Mill.  politische  Oekonomio, 
Band  1,  Kapitel  12,  siehe  schon  (irundlegung  I,  S.  ß54~  habe  ich  im  Texte  nicht  in 
dem  Maasse  wie  in  jener  Schhft  S.  25  ff.  für  nöthig  gefunden.  Denn  es  lässt  sich 
der  Frocess  der  Entwicklnng  des  privaten  Giondeigenthoms  auch  ohne  specielles  Ein- 
gehen  auf  jenes  Gesetz,  dessen  Darlegung  und  Untersuchung  in  die  Theoretische 
Mationalnkonomie  gehört,  sofort  an  die  Entwicklung  der  intensiven  Landwirtb- 
Bcbaft  anknüpfen,  wel«die  fraüich  wieder  mit  jenem  Gesetz  zosammenblugt  Vgl. 
besonders  §.  If)*.). 

Für  unsere  frtlhere.  durch  die  Einseitigkeit  des  Smithianinnns  nnd  der  ganzen 
britischen  Halionalflhonemie  in  den  Principienpaneten  noch  stark  behennchte,  daher 

mehr  formell  als  materiell  selbständige  deutsche  Kinanzwissensch.ift  ist  die 
Abneigung  gegen  Grandeigenthum,  welches  dem  Staate  einen  Reinertrag  als  Finanz- 
fermOgen  geben,  also  eine  privatwirthschaftliche  Einnahmequelle  sein  soll,  sehr  be- 
zeichnend: die  l'iinsequenz  d«  r  rein  privatwirthschaftiichen  Auffassung  der  Volks - 
wirthscliaft  nnd  d^'r  aLs  selb.ilversf.Hndlich  geltenden  Annahme,  da^s  der  (iriind  und 
Boden  auch  im  vüikswirthhchattlich'  U  Interesse  möglichst  in  Privatlumden  sein  müs.se. 
Die  gegen  das  private  Orandeigenthum  polemische  Richtung  begegnet  sich  daher 
mehrfach  mit  der  älteren  („cameralistischen")  Kiehtnnp  in  der  Praxis  und  Theorie 
nnseres  Finanzwesens,  dass  der  Staat  ein  ausgedehntes,  vornemlich  aus  Gnindeigcn- 
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thva  faosteliADdM  Domtalum  zweelBtaifer  Wtise  bedfieo  solle.  Fdr  die  Ftage.  ob 
gewisse  Rodenkatcgoricen  lieber  in  dem  durch  den  Staat  vertretenen  GeinciDoigintbam 
oder  im  F'rivatcif|:eutbQm  der  Privaten  ^^tt-ben  sollen,  Lann  eben  det>balb  viciraoh  nn 
die  biäliorigeu  Eröitcrungen  hierüber  in  der  Fiuanzwiäseuschaft  angeknüpft  vcrdca. 
Vgl.  für  das  folgende  Kapitel  dabi-r  meine  cipgehendoren  Erörterungoo  der  Frage 
vom  ölfentlicbon  (Staatä-)ßebitz  von  DouiSuen.  i^3^!3t(>n  .  Bergwerken,  Wegen,  Eisen- 
bahnen im  1.  Bande  der  Fiuanzwiasenscbaft,  besonders  in  der  3.  Auflage. 

Ran  orSrtert  setnesn  Standpancte  genlse  die  prtodpielle  Frage  des  prifatea 
Grundeigeiitlnnns  als  solche  niclit,  berührt  sie  indessen  mehrfach  in  Vt-rbindun?  rnit 
anderen  Functcn.  So  l,  §.  376  Ii.  und  besonders  in  der  Volkswirthschaftspolitik  bei 
der  DarstelloBg  der  rccbtlicben  Verhiltnlsee  des  laodvirthscbafUieben  Gewerbe«, 

t,  46— 96,  besonders  §.  76  IP. ,  dann  in  der  l•'inarl/.wj^s«'Uüchaft.  —  Koscher  I,  1, 
apitcIS,  §.  87,  bebt  die  abweichende  Stellung  und  die  besondere  gescbicbtlicha 
Eotvicklnng  des  Giundeigeuthoms  auch  für  die  allgemeine  theoretische  National- 
ökonomie hervor.  Doch  zeigt  sich  gerade  liier,  wie  die  ErOrterang  tlber  Freiheit 
und  Eigeiithiun  im  Ab^cbiiilt  von  der  Pruductiun  uml  dalier  aus  dem  (icsichtspunoto 
der  Production  ohne  gleichzeitige  Berücksichtig nug  des  Gesicbt>puncts  der  Yertbeilung 
hiebt  ausreicht  (siehe  oben  S.  6).  Das  prlrale  Grundeigenthum  wird  wegen  seiner 
Wirkarii;  auf  die  Verl  hei  lung  aiige^rifFcn  und  kann  daher  nicht  ausschliesslich 
mit  seiner  allerdings  vielfach  günstigen  Wirkung  auf  die  Prodactioo  ^Uaupt- 
abscbnitl  9  onteo)  rertheidigt  werden.  Yen  Roseber's  Meisterwerke,  der  Natienal- 
Okonomik  des  Ackerbaus,  gehören  viele  Theile  hierher,  besonders  Band  2,  Kapitel  2. 
4 — S,  11,  worauf  für  die  Details  der  Hauptabschnitte  2  und  3  besonder»  zu  verwcisoa 
ist  Siehe  sonst,  ausser  der  §.  92  genaouten  nationalökonomischen  Litteratur  ober 
das  Eigenthum  im  Allgemeinen  noch:  Knies,  politische  Oekonomie,  2.  Auflage  passim, 
besonders  S.  21'»  H.  ub'  r  A.  Smith  s  Anffa-Minir  ib'S  Monopolcharactcrs  dos  Grund- 
eigcnthum:)).  I'erncr  Schiiffle.  System,  3.  Aiillaic>.' ,  II,  522  ti'.,  53*J  S.  und  passim 
(umfassende  piincipielle  Erörterung  fehlt  auch  bei  ihm;  bcSODders  BotOgnahme  iu 
der  Grundrcntenlebre).  Auch  im  Socialen  Körper  fehlt  eine  zusammenhängende  Er- 
örterung des  Gruudeigenthumsproblcms.  Neuere  systematische  theoretische  Werke 
der  deutseben  Litteratur,  wie  ?.  ICangoldt,  G.  Gehn,  ?.  Philip poricb,  Sobfta- 
berg's  Handbuch  gehen  auch  nicht  W(  iter  darauf  ein.  Siehe  jedoch  in  letzterem 
Mithoff's  Abhandlung  Vcrtheilung,  besonders  iu  dem  Abschnitt  „ Einwendungen 
gegen  die  Grundrente**  (3.  Auflage,  I,  609  ff.,  naoentlich  die  Note  26,  S.  604).  Im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  habe  ich  die  Quintessenz  meiner  folgenden 
längeren  Ausführungen,  doch  mit  einigen  jetzt  in  dieser  3  Auflage  hier  wieder  be- 
nutzten Zutbatcn,  in  der  Abhandlung  Grundbesitz,  „die  Principienfrago  der  Kecbls- 
Ordnung"  gifeben  (III,  S.  112  Dazu  Lasprecht,  lI»  iida.  Geschiebte  des 

Grondbe^i!^es.  S.  139  —  U)5,  W  i  rminghaus,  Statistik  de;^elbell,  S.  165  IT. 
Siehe  ferner  Uösler  V erwaliongsrecht  I,  §.  124  11'.;  Lindwurm,  Eigeutbumsrecbl, 
Ki^ltel  V;  Lange,  Arbciterflvge,  Kapitel  6;  0.  Efferts,  Arbeit  und  Boden,  2.  Auf- 
lage« 3  Bände  (Berlin  I8!t0),  übrigens  mehr  ein  allgemeines  theoretisches  national- 
ftkoDomischcs  Werk,  vgL  darüber  Lexis  iu  Schmolier's  Jahrbuch  IbUl,  S.  1303  ff. 

A.  Ssnitb  bebandelt,  ebne  die  Monopolnator  des  Grandelgentbaais  n  mteonea 
(so  I,  6'<),  die  principielle  Frage  nicht  näher,  die  Kentenfrat^e  schief,  die  einzelneu, 
mit  der  landwiitbscbaftiichen  Benutzung  in  Verbindung  stehenden  Kragen  lein  privat* 
wirthschaftlich ;  natOrlich  befürwortet  er  den  Oebcrgang  der  Domlnen  ins  Frivateigett- 
thum ,  mit  dem  gewöhnlichen  privatwirthscbaftlichcn  Hentabilitätsgcsichtsponct  (oL 
ch.  2  am  Sihloss\  Hi<  ardo's  wie  v.  Thilnen's)  Grondrentenlebre  beruht  canz  «of 
der  Annahnje  privaten  (irundeigenthums ,  dessen  volle,  schroffe  Consecjuenzen  gerade 
in  dem  Bezug  der  Grundrente  hervortreten,  ohne  dass  deswegen  das  aus  anderen 
Gründen  für  nothwendig  gehaltene  Grundelgeutbum  verworfen  wird.  Nur  in  Betreff 
der  „Wcgstcuciung"  der  Grundrente,  als  eines  bloss  dem  Eigcnthunuprincip  zu  ver- 
danköiden,  ron  allgemeinen  Eotwlcklongea  abhlnglgen,  daber  nehr  der  Voll^feaeitt- 
Schaft  und  ihrem  Repräsentanten,  dem  Staate  gebührenden  Einkommens  finden  sich 
wio  schon  bei  A.  Smiib,  so  bei  Uicardo  und  seiner  Schule  (iesichtsponctc ,  die  dano 
in  der  Folge  nor  sebirfer  rerfbigt  wtrdan.  Gern  wird  sonst  ueh  in  der  engliscben 
theoretischen  politischen  Oekonoaio  die  Frage  der  Agnrrccbtsreforuien  (Bauerschafts- 
begrtlndtnip)  behandelt.  Vgl.  besonders  J.  J>t.  Mi  11,  principles,  n(j(li4,  Kapitel  2, 
§.5,  G  („Gründe  fUr  Grundeigenthum,  verschieden  von  denen  für  Eigentbum  an  be- 
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weglichen  Gütern",  (irandeigeiitluim  von  gewissen  Bediogongen  abbäugig,  diu  aber 
Bicnt  erfüllt  werden")-  I^uitt  Kapitel  6  tf.  von  bäuerlichen  Eigenthfimen.  Auch 
ne^e^tc  cnirlische  Theoretiker,  wie  Mars  hall,  handeln  dorh  tm-i^t  nur  ?om  Grund- 
eigenthuu  in  Verbindung  mit  ihren,  oft  behr  eingehenden  ErOiterungcn  tiber  dio 
Onndrente.  —  In  der  franxOsischeo  Litteratur  sind  immer  noch  ahi  sehr  werthroile 
Unlorsachungeu  i.bcr  die  natitnalök»  ncmische  nitd  sociale  Seite  dei>  ländlichen  Grund- 
vigeutLoma,  der  Laudwirtb&cLaft,  der  Kecht^veihältnisse  der  BodeueigcMthamer  niid 
Bebaier  s.  f.  v.,  Mch  vielfacli  fon  Bedeotong  for  die  principielle  Firage  des  Oroiid- 
eigenthuffls,  Sismond i 'd  Erörtcruni^LMi  herrorzuhoben :  nouvi-aux  principes  dV-conomio 
politi«iae  I,  1.  3,  (de  la  ricbefese  tcihtoiiale)  u.  ütudes  I  a.  II,  Sect.  1  (Uber  dasselbe 
Thema).  Ferner  das  ganze  Werk  ron  De  Lar^leyo.  Gide,  im  Joomal  des  Rco- 
Domi&tes,  1883,  t.  22,  p.  175  IF. 

In  der  italienischen  Littorator  s»ind  für  Kingiti  dißscs  Kapitels  die  freiliih 
viel  weiter  ausgreifenden  wichtigen  Srhiiften  von  A.  l.oxia  hor\ror/.u heben  isieho 
ächon  oben  S.  189  und  S.  292):  !^< me  rendita  fondiaria  e  la  sua  clisionc  naturale, 
Milano  IS^O,  la  !e<:g<j  di  popolazione  id  il  ^i«>toina  sociale,  Siena  ISS'l,  la  tcoria 
cconomica  delia  coustituzioue  politica,  Toiiuo  IbbÜ,  t'ranzöbibch  ron  A.  Bouchard, 
les  bases  6conomiqae8  de  la  eonstitotion  sociale.  2.  M„  Paria  1893,  besonders  aber 
das  grosse  Werk  analisi  della  pruprieii  capitalista,  2  vol.,  Torino  1S90,  la  terra  e  il 
siatema  sociale,  Fado? a  J  6^2.  ücbor  Loria  biebo  Gossa,  introdo^one,  3.  ed.  p.  527,  Lexis 
in  8chmoller*fl  Jahrbach  18d4  8.  29S~802)  (besraders  (kber  die  antlfsl).  Der  Grand- 
gedanke ist:  „die  entscheidende  Bedeutung  des  Vorhandenseins  oder  NicbtTorhanden- 
seins  von  freiem  Lande  für  <lio  (Jesfaltung  ^er  Wirthschafbformen"  (Lexis  a.  a.  (i.). 
Siebe  ferner  auch  hier  F.  Lampertico's  proprietä  ^MUano  1S76),  besonderä 
cnp.  1  —  3. 

§.  15t).  Fortsetzung.  Besonders  Socialismns  und  Bodcnbesitz- 
roform-Bewegung  uud  ihre  Litteratur.  In  der  kritischen,  das  ganze 
private  Grondeigenthamp  rineipiellang  reifenden  nnd  esferwerfenden  Utterator 

ist  die  eigentlich  socialisti ehr  und  die  neuere  Bodenhes  i  tzreform-Litteralur 
ao  onteiscbcidcn.  Die  crstere  wendet  sieb  ubeiall  gegen  das  Phrateigenthum  am 
Boden  in  der  GonseqneDS  der  ganzen  socialistischen  Doctrio,  reil  der  Grand  and  Boden 
das  hauptaichlicbo  sachliche  ProductioiiKniittel  ist.  Dies  Privateigenthum  wird  daher 
auch  wohl  besonders  scharf  angegritlen ,  aber  doch  priucipicll  nicht  anders  als  das 
Privateigenthum  am  Kapital.  Weil  man  es  beim  Boden  mit  einem  reinen  Naturfactor 
wa  thun  hat,  ei>cheint  fräUich  dem  Socialismns  dies  PriTatolgenthum  noch  unbegründeter 
nnd  weil  die  Kcchtsgcschichtc  desselben  so  manche  schwarze  Seiten  bietet ,  ferner 
wegen  des  Her^urtretens  der  Grondreute  auch  seine  Entstehung  und  seine  Folgen  noch 
bedeBklicher.  Mit  besonderem  Eifer  wird  gern  aus  der  Geschichte  einzelner  Linder 
'  L"iiti  rdriirkuiig  der  freien  Bauers«  haft ,  Bildung;  der  (irundherrseh.ift ,  spätcies 
Bauurlegen,  Usurpation  der  üemeinbeiten,  wie  Grossbritannieu ,  eiuzüluu  Ikcilc  des 
Continetits)  alles  SchUmme  zasammengesncht,  was  sich  ethiseh,  politisch,  Okonmiisch 
und  tceliiiibLli  gegen  das  Privatgrundeigenihum  verwerthen  lösst,  30  in  der  Wissen- 
schaftlichen Litteratur  (Marx),  so  vollends  in  der  agitatorischen. 

Leichter  als  gegen  das  Privatkapital  ist  die  socialistische  Beweisfahrong  auch 
immerhin,  selbst  in  Betreff  der  letzten  practischen  Cousequenz,  der  „ Abschallung'* 
des  privaten  (irundeigenthums  und  der  HiniiberfUlirung  dess<  lheii  in  ..u'esellsch.iftliehes 
(jeueineigentbom".  Manche  üble  Folgen  des  privaten  Grundcigeuthuuis  sind  olfen- 
kundiger,  fOr  die  Möglichkeit  des  Gcmeincigcnthums  kann  man  sich  auf  ältere  bistoriscbe 
Kechtsbildungen  uud  Lie  und  da  auf  noeh  vorhfindenc  beziehen,  die  gcdankcnmässij^o 
Aosbildoug  einer  üemeiueigeotbums-  ätatt  einer  Privateigeuthumsorduuug  am  Boden 
bt  weniger  schwierig  als  ein«  solche  Betreflh  des  Kapifnls,  anch  practiseh  sieht  man 
bei  jener  leichter  da.s  ,.V\'ie  und  Wo"  und  kann  manche  sich  bietende  Einwcndun^^en 
mit  geringuror  Muhe  abweisen.  Aber  Uaupfehler  enthält  doch  die  socialistische 
Kritik  nnd  die  Cosseqoeni  duaas  auch  In  der  Frage  des  Orandeigenthoms.  Die 
historische  Bedingtheit  des  PrivateigentboBM  wird  nicht  gebührend  gewürdigt;  die 
veriichiedeneii  Zwi  rkkatetroricen  des  Bodens,  bei  welchen  die  Frage  ökonomisch,  technisch, 
ethisch,  social,  puiitiach,  tinauziell  ganz,  verschieden  liegt,  werden  nicht,  oder  nicht 
nnsreichend  unterschieden;  die  kritische  Polemik  generalisirt  viel  zu  sehr;  die  öko- 
nc'Uiisch  -  technische  U- b-  rlegenbeit  des  landwirthschaftlichen  (irossbetriebs  wird  in 
falscher  Analogie  mit  der  Lndnatrie  übertrieben,  zum  Theü  uhnu  Grund  behauptet. 
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da  gerade  der  Kleinbotrii-h  in  der  LaiulwirtbscliRft  specifischc  Vorzüge  hat.  welche  seine 
MäOjB^ol  öiters  mehr  als  autwicgcii;  die  sociale  Function  inübesoudere  des  ländlicbeu 
prifBteD  Grandeigenthams  wird  Obersehen  oder  für  nichts  geachtet  oder  Tenrorfbii; 
und  endlirli  die  Möglichkeit  und  Zwcckuiuüsigkcit  des  En>atzcs  des  rrivatcigonthams 
dorcb  das  üetDcioeigeAtham  wird  doch  viel  zu  laicht  genommeo.  die  psychologischen« 
OlroBomisch^teehiiisdieii,  politieehen  Sohwierlglelteii  vnd  BedeDien  weraen  aveb  bier 
nicht  irgend  genügend  biBrQcksichtigt.   I)e^halb  kann  man  wissenschaftlich  und  filr  eine 
besonnene  legislative  and  administiatire  Ueformarb«it  doch  nur  Kioiges  aus  den 
kritischen  und  polemischen  Gesichtspunkten  und  BeireisgrUnden  des  Socialisnus  in 
der  Grundeigcnthamsfragd  beautien.  al»  r  die  Beweisführung  in  dem  wichtigsten  Falle, 
beim  ländlichen  und  thcilwoise  auch  beim  stiidiischcn  Grundeigenthum,  nicht  für 
ausbclilaggobeud   erklären.    Auch  die  vorbleibenden  Einwendungen  gegen  Gemein- 
eigcnthum  am  Boden  vom  ProdoctiomstMidpancto  aus  werden  vom  Socialismos  nicht 
hinlinglich  berücksichtigt.    Fol-rcrirlitiger  verfahrt  der  Socialismus  übrigens  im  Ver- 
gleich mit  den  „ Bodenreformeru "  insofern,  als  er  mit  liecht  daran  festhMt,  dass  die 
R«Mitigung  det  PrivntdgeBtbniiis  am  Boden  ebne  diejenige  des  Priratejgeatbnmi  am 
Ka|ntal  etwas  Halbes  sein  nnd  für  sirli  allein  nicht  für  Prodnction  and  Vertheilung 
das  auch  maachcu  Bodenreformern  vontchwebeode  Ziel  zu  erreichen  ermOgltehon  würde. 

Die  ganze  sodalistische  Litteratar  gehört  mit  hierher,  braucht  daher  hier  nicbt 
wieder  besonders  gcnannnt  zu  werden.  Vtrl.  ii.  A.  Marx,  Kapital  I,  Kap.  24  über 
die  sog.  urspsrUngliche  Accumnlation ,  besonders  über  die  englischen  ländlichen 
VerhäituiHse  yi.  Auflage  S.  682  tl.).  Liebknecht,  Grund-  und  Bodenfrage, 
Zflrieh  i mehrere  Auflagen). 

Niclit  auf  socialisfischer  Grandlage  steht  eine  andere  kritisch- polemische  und  die 
Beseitigung  des  Privatcigeuthums  am  Boden  ebenfalls  vertretende  Littcratur,  welche 
neoerdtogs  noch  agitntoriscb  geworden  ist:  die  Uttentor  der  «JBodeobesitsreforDi^ 
(Nationali>inmtr   von   Land,   enfflisch).     Hierher  gehören    neuere  deutsche,  ameri- 
canische,  englische  Schriften ,  deren  Verfasser  von  Ähnlichen  Anschauungen  und 
Beobaehtangen  ron  Hissstinden,  beMmden  in  Betreff  des  speealttifen  Beeftzwecheeb 
von    Grund    und    Boden    ausgeben •    an    die    missliche    Seite    des  Priratbezugs 
der   Grundrente    und    des   Bezugs   von    Conjancturcngewinnen    an  Grandstucken 
anknüpfen  und  dann  ihre  Kritik  wie    ilire  positive  These  thcils  in  umfassender, 
wissenschaftlicher  und  principiellcr  \^  ei^e,  thcils  auch  nur  unter  besonderer  Herriw- 
hebung  einzelner  Missslande,  in  beiden  Fällen  freilich  vielfach  recht  dilettantisch  zn 
begrtinden  suchen.    Mit  zu  erwähnen  ist  hier  Gossen  in  seiner  cigenthumlicheu 
Sehilft  EntwicUang  der  Gesetze  des  mcnschlicben  Verkehrs  (1854),  worin  im  Intereese 
beater  Bodenarbeit  der  IJebergang  des  Rodens  an  dii>  Gfsamintheit  und  die  Febcr- 
IfWPg  desselben  pachtweise  au  den,  welcher  die  höchste  Bonte  zu  zahlen  geneigt 
Ist,  erwogen  wird  (Aasgabe  von  1889  8.  260  ff.).  —  Zq  den  besten  beil^ldiei 
Schriften  möchten  immerhin  Samte  r's  Arbeiten  tibcr  die  Eigenthumsfrage  gehören 
(siebe  oben  S.  Jb7).  £r  ist  in  Belrcti  des  Grund  und  Bodens  dem  vgcselbichafUichen*' 
Eigenthom  daran  uborviegeud  gOnsiig,  aber  hilt  dabei  mehr  Maass  ond  ist  in  der 
BeweisfObmng  vorsichtiger  und  unbefangener,  als  die  neusten  dealiehen  Bodearefonnen 
(vgl.  besonders  Samfer's  gesellschaftliches  und  Privateigcnthum  und  das  grrissero  W«rk 
über  Eigeiiihuiij,  u.  A.  S.  453  If  ,  4'>»  Ii ).    W  eit  dilettantischer  und  sofort  wesentiich 
agitatorisch  wird  die  Grundeigenihnmsfrage  von  der  sonstigen  deutschen  „Bodenrafbra-**, 
„  Freil.md" -Litteratar  behandelt.     Siehe  über  diesclljc  die  kritischen  Revuen  von 
Conrad  und  K.  Diehl,  in  des  crsteren  Jahrbüchern  (Conrad,  neuste  deutsch« 
Litlerator  Uber  VerrtaatHcboDg  dea  Bodens)  Band  60,  K.  P.  16,  1880,  B.  160 
iilirigeiis  die  doch  wesentlich  ander«  stobenden  Schriften  von  L.  v.  Stein,  Schiffle, 
Kuhiand  hier  mit  einziehend  und  wohl  den  Ausgangspunct  der  Polemik,  die  Miagel 
der  besCebeoden  Becbtsordnung,  etwa^  in  wenig  gelten  lassend.   Femer  in  dersellMa 
Zeitschrift  K.  Diebl,  Band  5^,  3.  Folge,  Band  3,  1892,  S.  51G  ff.    Dazu  die 
kritische  Littcraturübersicht  von   Buchenbergcr  in  seiner  Agrarpolitik   Hand  I. 
S.  230  ff.    Die  deubche  behagliche  Littcratur  ist  zwar  von  Ii.  George  und  dca 
aoMricanischen  aad  englischen  Bewegungen  beeinflusst  worden ,  aber  doch  auch  ibie 
eigenen  Wege  gegangen,  freilich  mit  wesentür  lieii  Mänjreln  behaftet.    Völlig  nnge- 
niessbar,  gleichwohl  nicht  ohne  Einfluss  geblieben  sind  die  Schriften  von  btamo, 
ErlOsBDg  der  darbenden  Menschheit,  „Belehrungen  Uber  die  FlguiilbmiMiinMiiiiiiiHM 
0.  t.  w.'%  8.  Auflage,  Stattgart  1884,  ud  derselbe,  die  todalpoiilitohe  Bedeelog 
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der  Buden  reform,  Minden  1$SG.  Am  wichtigsten  sind  die  Schriften  ?ou  Flurscheim, 
Staattnonopol  d«  Gnmdpfkndreolits  n.  s.  v.,  Mindon  1885.  derselbe  Dentsobland  in 

100  JaliroM  a.  s.  w.  ein  sorialcs  MSrrlien.  Drc-sden  urul  I/Mpziir  'IHOO);  derselbe,  auf 
friedlichem  We^e,  2  Auflage,  Baden-Baden  1884;  derselbe,  der  einzige  Rettungswog, 
Dresden  nnd  Leipzig  (1890).  Sebrlften,  sichorlicb  Tielfkeh  dilettantisch,  mitantor  bis 
sor  Nairetät  und  in  der  Beweisführung  unzulänglich,  auch  in  der  Form  an^^reifbar 
genn^,  dennoch  m.  E.  nicht  so  mf»nK<ilhaft  wie  «'ie  Diehl,  Conrad  bcurthcilen,  auch 
Buch enbergcr's  sachlich  mir  zutroHcnd  erscheinendes  Urtheil  würde  ich  persönlich 
doch  etwns  mildern.  Ucber  die  völlig  anhaltbare  Krisentheorie  und  Theorie  der 
Befrrtlnduiiir  des  Zinses  fnemlich  die  directe  und  indirerte  Znrilrkfohrung  des  letzteren 
nur  auf  das  Privateigenthum  gerade  am  Boden)  siehe  Diehl  und  Bocbenberger 
ft.  a.  0.  FlttTBcbeim  beruft  sidi  in  seintf  letzten  Hauptschrift  mehrfach  auf  meine 
Ausführunpen  in  d'-r  (irnndlegun?  und  hat  längen-  Aiisziisrc  daraus  gegeben  fS.  "i'-M 
bis  275),  besonders  aus  meinen  Erörtemogen  Uber  das  städtische  (iruadoigeothum. 
Er  bedanert  nur  mm  Sehlus,  daas  ich  ans  meinen  Anffassnngren  nicht  die  (^nseqnez 
löge  energisch  fttr  die  Abschaffung  des  (städtischen)  Privatgrundeigenthums  zu  agitiren 
(S.  275).  Von  anderen  GrUoden  abgesehen  handelt  es  sich  indessen  in  einem  Werk.^ 
wie  dem  meinen  in  der  That  nicht  um  agntatorischc ,  sondern  um  wissenschaftliche, 
das  Erltenncn  betreffende  Aufj^abcn.  Und  was  mich  von  Fltirscheim  und  seiner 
Agitation  wie  seiner  Theorie  trennt,  ist,  dass  auch  er  mir  viel  zu  sehr  generalisirt 
nnd  die  Bedenken  und  Schwierigkeiten  einer  HiniiberfUhrung  des  Prirat-  in  Uemein- 
eigenthnm  an  Boden  aneh  beim  stidtischen,  vollende  beim  lindliehen  Boden  gewaltig 
nnterschätzt,  sociale  Functionen  fradc  des  Privateigenthums,  welche  bei  letzterem 
in  Betracht  kommen,  ebenso  wenig  als  der  Socialismos  richtig  wardigt.  Woseatlich 
an  die  Planeheim*eehen  Schriften  nnd  die  ron  ihm  ins  LeD«n  gerufene  Agitation 
hat  sich  eine  weitere,  meist  agitatorische  Broschüren-  und  Aufsatzlitteratur  angeknüpft. 
Näheres  darüber  bei  Conrad,  Diehl  (auch  sonstige  Keccnsionen  in  Conrads  Jahrbüchern 
letzte  Jahrgänge),  bei  Buchenberger,  einige  Schriften  stehen  auch  selbständiger.  Siehe 
O.A.  r.  Helldorf'Baumersrode,  Verstaatlichung  des  Grand  und  Bodens,  Berlin  1885, 
Harmcning.  Lösung  «li-r  socialen  Frage  durch  Boderibesitzreform ,  Berlin  1*»91, 
„Jemand",  das  Mabchiiieuzoitaltor,  Zürich  1891  (S.  270  tl.),  Wehberg,  humanistischer 
Socialismns,  Berlin  1891,  Faid,  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens,  Hamborg  1892 
(kritiscli.  ähnlich  wie  ich).  Femer  zur  Kritik  Ru hlan d ,  AL'it.'\tion  zur  Verstaatlichung 
von  Grond  und  Boden  in  Deatschland,  Tübinger  Zeitschrift  lo87.  Band  43,  8.  291  ff., 
H.  Prease,  die  Bodenbesitzreform  als  sociales  Heilmittel,  Berlin  1892  (einseitige 
■chaifiD,  aber  doch  in  m.inr}i,':i  Ansf\ihrun?en  zTitrrÜVhle  Kritik).  Conrad  Schmidt 
sociale  Frage  und  Bodcnverstaatlichung  (aus  der  Schippel'schen  Berliner  Arbeiter- 
bibliothek, Berlin  1890),  Kantsky  in  der  Neuen  Zeit  1890,  S.  993  ff. ,  beide  rem 
iocialil' inokratisdien  Standpunkt  ^^e^ren  Flürscheim.  Platter  in  den  „deatschcD  Worten*' 
1991.  Heft  S  und  9.  S.  24!»,  Ethik  des  Landbesitzes;  derselbe  die  Bodenverstaatlichun? 
der  Freiländer,  ebenda  1892,  Heft  4.  S.  209.  Dazu  Koplik  Fiürscbeims  ebenda  1^92, 
Heft  8  und  9,  S.  489.  Im  Allgemeinen  siehe  die  ron  dem  Flilrscheim'schen  deutschen 
Au'itafiorisverein  herausgegebene  Zeitschrift  ..I  rei  Land".  Oriran  des  deutschen  Bundes 
für  Boden besitzreform  (jetzt  als  Halbmonatsschrift),  mit  manchen  kritischen  and 
Positiree  bietenden  Aufritzen. 

Gegner  von  FlOrschoim  ist  trotz  in  einiger  Bezichuuu'"  vcrwamltcr  Tendenzen  aoch 
Th. Hertzka,  dessen  neuere  „Ubcral-socialistiscbo'^ äcbriftea auch  dem Pritateigeothum 
am  Boden  gegnerisch  sind.  Siehe  seine  Oeeotze  der  sodalen  EntwieUong,  Leipzig 
1880  (besonders  Kapitel  7  über  Grundrente,  ,.ein  dem  Besitzer  des  Bodenmonopols  für 
di"  Honntzon?  der  Natarkräfte  zu  entrichtender  Tribut",  und  Kapitel  11,  „die  üebor- 
windung  des  Naturmonopols";  ..sobald  die  Massen  die  Fähigkeit  selbständiger  Troduction 
erworben  haben,  wird  das  (irnndeigenthom  zn  einem  Coltorhindemiss  und  ?eiUert 
seine  Eiistenzberechtisrmisr.  Die  Grnndb*^sitzer  müssen  voll  entschädigt  werden  .  .  .  . 
Der  solcher  Art  cmanicipirte  Boden  ist  Eigenthum  der  Gesellschaft,  sein  Ertrag  jedoch 
gehört  ToU  und  ganz  dem  jeweiligen  Bebaner.  Jedermann  hat  das  Recht,  Niemand 
die  Pflicht,  Boden  zn  bebauen  und  Niemand  ist  in  der  Wahl  des  zn  lub.nnt-nden 
Bodens  wie  überhaupt  in  der  Wahl  des  ihm  beliebenden  Prodactionsbctriubs  Be- 
schränkongen  nnterworfen  (II)**.  Ans  der  InhsItSMialyse  H  er tiks 's  selbst  8.  XUI.  XY). 
Siebe  Uber  dieses  Boch  den  trefflichen  kleinen  Essai  SchmoIler*8,  drtu  ich  fa:>t 
dnrchaos  beistimme,  aus  seiner  Zeitschrift  in  seiner  Schrift  ,.Znr  Litteruturgeschichte 

A.  Wagatr,  Gnuidleei>ng.  a.  Anfl.  2.  Tb«il.  Volkswirth«duft  n.  Kocht.  'lH 
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u.  s.  w.",  S.  260  („Freihlndlerischer  Sodalfeniis").  „Ist  es  gleick  WaluniMi,  hat  es 
doch  Methode".  Dazu  die  neuere  Schrift  Hortzka's  (io  einer  grösseren  and  kleineren 
Aaspabol  ,, Freiland"  ein  sorialeji  Zuknnftühild.  Leipzig  1890,  eine  ütopie  oder  ein 
„Staabruuaii. '  Aucli  an  Hertzka  b  Schriften  and  Thätigiieil  bat  sich  eine  Agitation  und 
eigene  Zeitschrift  angeschlossen,  auch  sogar  ein  Verein  zur  practiscben  YenrlrklielNiaf 
der  Ideen  mittelst  einer  eigenen  Coloniu  auf  —  africanischein  Boden. 

Aelter  als  diese  eben  besprochene  deutsche  Bodenreform-  Litteratur,  auch  letztere 
nit  beeioflisaend,  sogleich  roa  grosserem  Erfolg  wenigsteas  in  Baiof  uf  die  Eiw 
l.mgang  einer  g;ewi»s<?n  Anerkennung  in  der  Theorif  ist  dii-  nnrdamcrikanisrhe 
Bewegung,  welche  rornemlich  ron  Uenrv  (ieorge  ausgegangen  und  noch  jeta 
vornomlicli  Ton  ihn  getragen  ist.  Aveb  die  englische  IhDliche  Bewegung,  wtmm 
noch  nicht  ron  George  hcrrorgerufeu ,  ist  doch  von  ihm  rerst&rkt  und  unter  dem 
Eiiiduss  seiner  Schriften  erweitert  worden.  George  hat  auch,  wohl  Dank  seiner  leb- 
haften und  anregenden  Schreibweise  und  seiner  ganzen  Persönlichkeit,  die  als  die 
eines  seif  made  man  anzieht,  in  weiteren  Kreisen,  selbst  in  der  winemchaftUclw 
Nationalökonomie  und  bei  Kritikern,  welche  seine  Theorie  ablehnen,  eine  gewisse 
Anerkennung  gefunden.  Dichl  (a.  a.  U.  S.  529)  wie  Uachonborger  (S.  233) 
steUen  „ihn  weit  höher  als  Flttncheim".  Ich  kann  (ieorge  eine  besonders  hohe 
wissenschaftliche  Stellung  nicht  einräumen  und  halte  nicht  nur  seine  Thcoritoti. 
sondern  auch  seine  Behaudlungsweiso,  so  schon  in  seiner  Uauptscbrift  progrcss  aitU 
poferty  (Porlscbrit  tnnd  Amratli,  Deutseb  ron  Gaiaehew.  Berlin  1881,  8.  Auflage  1892) 
für  sehr  angreifbar,  auch  st-inc  leitenden  Ideen,  wenugloich  er  selbst  und  allein 
darauf  gekommen  sein  wird,  für  nichts  weniger  als  objectir  originell  Siehe  darttber 
schon  meine  Besprechung  obigen  Bochs  in  aer  TQbinger  Zeitschrift  1881 ,  Band  37, 
S.  019  II.  Ausser  jener  Schrift  siehe  noch  seine  social  probicms.  deutsch  von  StOpel, 
S.Auflage.  Berlin  1890,  und  „zur  Erlösung  aus  socialer  Noth".  oHener  Brief  an  Papst 
Leo  Xlll. ,  deutsch  ron  Eulenstein,  Berlin  1S93.  (7haracteristi.sch  ibt.  dass  ein 
Nordnnericaner  bereits  so  scharf  das  private  Grundeigenthum  angreift  und  zwar  nie 
GeS^stand  der  Latld^poculalion  und  (irundrentenfnnds.  Er  will  diese  Grundrente 
„▼egsteuem",  wie  ähulich  schon  so  manche  iltere  Kationalökonomen  und  Agitatoren, 
wlhrend  dinn  der  Boden  in  Prirntbedtz  bleiben  kenn  und  soll:  also  keine  •ontlife 
Aufhebung  des  Privatgrundcigenthums.  Auf  George  führt  sich  daher  auch  eine 
eigonthttmliche  stcuerpoUtischc  Bewegung  zurück,  iusserlich  mit  der  alten  pbysiiH 
kretischen  (inip>'>t  unique)  rehrandt,  sachlich  cnnz  anders  begründet:  du  Straben 
nach  einer  „einzigen  Steuer"  (single  tax),  eben  einer  wahren  Grundrentenstcuer, 
möglichsit  zum  Ersatz  aller  anderen  Steuern,  —  freilich  auch  eine  Utopie,  von  der 
technischen  Schwierigkeit  der  Verwirklichung  und  der  zu  rermuthenden  tinanziellen 
Unzureichendbeit  abgesehen  auch  allein  für  sich  eine  nichts  weniger  als  den  An* 
forderangen  gerechter  Steuervertheilung  entsprechende  Steuer.  Vgl.  Aber  Amecion 
Wallacc,  laud  lussons  from  America,  iS^T. 

Sind  es  in  der  Neuen  Welt  (auch  Australien)  die  üebel  der  wilden  extraragenten 
Boden  vcrtheuernden  L;ind-  ihhI  (irundstüi  kspi  rulation,  so  in  (J  r  o  s  s  1>  t  i  t  nn  n  i  c  n  die 
eigenthUmlicheu  Urundeigeuthumsv  erhültnisM,  welche  hier  diu  Idee  der  „Nationaliaining 
dee  Bodens**  erveckt  haben.  Die  extremen  EntwieUnngen  des  Prifateigentbaine  es 
Boden  und  /war  nicht  nur  arn  ländlirlien ,  .sondern  selbst  am  städtischen,  das  Vor» 
walten  des  fest  gebundenen  (irossgruud besitze,  die  angeheuren  BentenbezUge  des- 
selben gende  in  Industrie*  and  Stadtbezirken  in  der  heutigen  rolkswirthschafUichen 
und  Veikehnentwicklnng  bei  dem  System  der  Bodenleihe  zum  Uansbao  fOB  Eigen- 
thUmcr  an  Kapitalisten  und  llanshesifzer  haben  hier  die  Opposition  fpeg'en  di«^ 
„uncarned  iucreiueiits"  hcrvurj^crui'eu,  wu  immer  gecmtct  wird,  ohne  dass  loau  ge^it 
hat.  Seihet,  wie  bemerkt,  bei  den  classisclien  liberal -individualistischen  britiMben 
Oekonomisten  begegnet  man  daher  einer  sonst  verwunderlichen  Skepsis  an  der  un- 
bedingten Nothwendigkeit ,  Zwcckmissigkcit  und  ünersetzharkeit  des  privaten  Grond- 
'eigenäams.  Kein  Wnnder,  dass  dann  me  neneren  mpidcn  uid  riea^j^  EntwieUangaii 
des  städtischen,  des  Bergwerk?-,  des  zu  industriellen  Zwecken  dienenden  Bodens  soliden 
Ansichten  Vorschob  leisteten.  Gerade  die  grosse  Verbreitong  des  Pacht  und  Boden- 
leib-Systeae  in  Land  und  Stadt  fn  OrossbrltnnDien  Biebt  das  wohl  begreiflicher,  dn 
hier  die  Ausführbarkeit  einer  Beseitigung  des  Privateigenthums  in  der  That  niclit  so 
schwierig  erscheinen  kann:  statt  des  privaten  Landlords  wird  die  ..Nation",  der  Staat, 
diu  Kruue  Grundherr  und  bezieht  die  steigenden  Grundrenten.    Die  neuere  agrarische 
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Krbis,  die  Foigo  der  Uberaeeiticheo  Undwirtbscliaftlichen  Coucurreiu,  üaä  Ilerabgehen 
der  ländUcheii  Pachtrente  kennte  sogar  wenigstens  den  l&ndlichen  Grandbesitzen  eine 
..noiJcnverstaatlichang'*  gegen  angemessene  Entschädigung  plausibel  erscheinen  lassen, 
um  aas  doa  Schwierigkeiton  heraaszukonunen,  ein  auch  aaf  dorn  Gontioeot  hie  and 
da  etvas  mitspielender  Gesiehtsponet  Die  Vritisoben  Yerhiltniflse  bieten  aber  so 
specifisch  EigenthQmlichcs ,  dass  für  dio  aligi  inrirni  Grundeigcnthumsfrage,  welche 
aus  hier  beech&ftigt,  «uist  nicht  aoriel  aus  der  dortigen  Bovegang  zu  entnehmen  ist 
Beaebtensvertb  sind  nnr  die  blstoriachen  nnd  statistischen,  rerhiltnissmissig  zabl- 
rcicben  Thatsachcn  Uber  die  Entwicklung  der  lindlichen  und  st&dtischen  Grundrente, 
demgomäss  des  Bodenwerths  nnd  der  ungehenren  „tinverdienten  (lowinne",  welche  so 
das  I'rivateigeuthumsprincip  gerade  in  einem  Lande  dieser  MrosAartigbteu  modernen 
Entwicklung  den  EigenthUmern  zufuhrt.  Vielerlei  bezugliche  Daten,  auch  aus  den 
Materialien  einer  Comrnission  zur  üntersuchiiiiir  der  ..Town  holdings"  und  (ihcrhruipt 
gute  Bebaudlung  der  ganzen  Bodenfrage  nach  dieser  Seite,  unter  Berücksichtigung 
dw  Veibiltnisse  andrer  Linder,  aiieb  uevtscblands,  nnd  der  dentscben  Litteratar  in 
der  Schrift  ron  \V.  H.  Dawson.  thc  un.  arned  increment  or  reaping  without  sowing, 
London  IttUO.  Siehe  ferner  Waliaco,  iaud  natiooalizaiion,  öftere  Aufaßen.  Wichtig; 
sind  die  engliseben  (nnd  tum  Tbeil  nordamerictniseben)  Yeibiltnisse  als  Betspide 
für  dit;  juristisch- technische  Einrichtung  von  Bodeoleihcu  behufs  Besetzung  mit  Ge- 
bäuden (Wuhn-,  selbst  Fabrili-  und  dgl.  (ichäuden)  und  als  Belege,  wie  sich  das 
immerhin  machen  lAsst,  woran  man  auf  dem  kontinent  nicht  selten  Zweifel  äussern 
hört  Auch  unsere  BedenbesitzreformcT  beziehen  sich  daher  auf  diese  Vcrhiltnisse 
nnd  widerlegen  so  wenigstens  einigo  £invAnde  (?gL  s.  fi*  Fittrscheim,  fiettoags* 
weg,  S.  439  tt.,  532  ä'.). 

Im  Gänsen  wendet  sieh  die  BodenboaUsraform  anch  einstweilen  vomemlieb  gegen 
das  prifate  (grosso)  städtische  (»rundcis-onthutn.  wo  die  Uebcl  auch  am  augcnfJllligsten 
aind.  Unterschätzt  werden  nur  die  mancherlei  erheblichen  Schwierigkeiien  einer  recht- 
lichen Begelang  des  Ban-  nnd  Wobnangswesens  bei  „Gemeineigentbnm**  am  stidtiscben 
Boden.  In  der  anderen,  fast  noch  wichtigeren  Frage,  derjenigen  des  ländlichen  Grund- 
eigenthums,  übersehen  oder  missachten  die  Bodenbesitzreformer  die  Gründe  für 
Privatcigeuthum  und  gegen  „Verstaatlichung*'  fast  ebenso  wie  die  Socialiaten,  ver- 
kennen die  sociale  Function  eines  ländlichen  Eigen thOmerstandcs  and  vaterschätzen 
anch  sie  die  ungeheuren  Schwieriirkeiton  oinor  and-Ten  Reehtsürdnung ,  auch  die- 
jenigen sowie  die  hierbei  so  stark  auftaut  hiuiden  Bedenken  der  Durchfuhrung  eines 
allgemeinen  Pachtajstems. 

Dem  Socialismus  ge^eniiber  kommt  der  Hodenbesif/reform  zu  Gute,  dass  daln'i 
die  Omndlage  des  priratwirthscbaftlichou  Systems  nicht  umgestosseo  wird,  wenn 
auch  FIflrsebeim  ans  der  Verwlrkllcbang  seiner  Ideen  das  Verschwinden  des  Zinses 
plauht  ableiten  zu  dtlrfen,  wovon  sicher  nicht  die  Rode  wäre.  Die  Socialisten  TOT- 
werfen  daher  von  ihrem  Staodpunct  consequent  die  blosse  Bodenbositzrefom  *  die 
daftlr,  wenn  auch  als  zu  weitigehend,  bei  den  Anhängern  des  Besiehenden  immer 
noch  eher  als  discutabel  gilt. 

Ich  habe  sarhlirh  an  den  folgenden  Aasfuhrnngen  der  fnihcren  Auflagen  auch 
deu  Anregungen  durcii  die  hier  besprochene  Litteratur  gegenüber  nichts  Wesentliches 
tu  iaden  für  nothwendig  gefonden.  Aach  formell  sind  nicht  fiele  Aenderongen 
eingetreten.  Weitere  Au^führuM^en  dieser  Abschnitte  hätten  zu  sehr  in  agrar- 
politische  and  sonstige  Fragen  der  practischen  )«iationalOkonomie  hinein  geführt  und 
find  absIchlUch  mterbHebmi,  indem  ich  mich  f&r  Vieles  auf  Buchen berger's 


Einleitende  Betrachtung  der  Orundeigenthumstrage. 

I.  ^  §.  157  [308].  Aufgabe  der  l' n  t  c  is  u  e  h  u  ug.  Das 
private  GraDdeigenthuiu  nimuit  unter  allem  Eigentbum  eine  so 
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bedeatsame  Sondentellnog  eiii,  dass  dieselbe  oaeh  dem  Answeis 
aller  Rechtsgescbicbte  aiicb  im  Privatreebt  niemals  anberOeksIcbtigt 
bleiben  konnte.  Die  üblioben  reebtspbilosophiseben  „Begrflndnngen" 

de»  Privateigenthnms  (§.  102)  erscheinen  schon  ihren  eigenen  Ver- 
tretern beim  G r u n d eigenthum  selbst  nicht  mehr  als  genügend.') 
Sie  lassen  .sich  jedenfalls  nur  sehr  j^ezwungen  auf  dasselbe  an- 
wenden, so  da88  ihre  Widerlegung  noch  leichter  wird,  als  hei  den 
andren  Eigenthumskategorieen.  Die  ZurUekfUhrung  dea  privaten 
Gnindeigenthums  auf  blosse  ZweckniUssigkcitsgrtinde  ist  nicht 
mehr  ungewöhnlich,  wenn  sie  auch  im  Ikhrigcn  verworfen  wird. 
Ebenso  wird  das  Zugeständniss ,  dass  das  Grundeigenthum  eine 
blosse  Schcipfung  des  positiven  Rechts  sei,  hier  wenigstens  ofk 
auch  von  sonstigen  Gegnern  dieser  Ansicht  gemacht.  *)  Die  Be- 
denken gegen  das  private  Grundeigenthuni  sind  auch  ausserhalb 
des  Kreises  der  eigentlichen  Hocialisten  bereits  mehrfach  so  hooh 
angeschlagen  worden,  dass  die  Frage  der  „Abschaffung"  des- 
selben dooh  mitunter  sobon  gestellt  and  nicht  ohne  Weiteres  ab- 
gewiesen worden  ist,  ja  neuerdings  in  verschiedenen  Ländern  schon 
emstlicher  discntirt  an  werden  begonnen  bat  (§.  156).  Inmitten  der 
Schwierigkeiten,  welebe  sieh  namentlieb  bei  vorwaltendem  Grosa- 
grondbesitz,  xnmal  bei  fideicommissariscb  gebundenem,  ergeben 
haben  (Grossbritannien!),  ist  jene  Frage  sogar  von  NationalOko* 
nomen  und  Socialpolitikem  sonst  gemässigter  Ansebanongen  wenig- 
stens bedingungsweise  bejaht  worden,  freilich  bisweilen  wie  ans 
Venweiflottg,  weil  man  keinen  snderen  Ausweg  aus  den  Wirmissen 
der  Gegenwart  sab.")  Und  die  neuesten,  auch,  zum  Theil  besonder. 
auf  dem  Continent  hervortretenden  Schwierigkeiten  in  der  Lage  des 
ländlichen  Grundbesitzes  und  der  Landwirthschaft,  namentlich  in 
Folge  der  Hodenversehuldung  und  des  Preisdrucks  fUr  die  Boden- 
erzeuguisse  durch  die  auswärtige  Concurrenz,  haben  meltrtach  zu 

*)  Vgl.  2.  B.  Hill,  poUtteche  OekonoDie,  Band  U,  Kapitel  2,  §.5  nnd  ßw 

Ctirncs  in  seinen  essays,  Abh.  land,  p.  190.    Siehe  auch  Bo8chcr,  I.  §.  87,  s8. 

^)  Mill  a.  a.  ü..  besondere  §.  ü«  z.  B.:  „die  Aoeignang  des  Bodens  ist  eiae 
Frage  dea  allgemeinen  Nvtcent.  Hit  du  Prirateigenthum  beim  Lande  dieara 

Nntzeri  nicht,  so  ist  es  ungerecht." 

*)  Ganz  allgeffleia  befanrortet  aus  einem  rerschiedeiien  Gesichtspuncte ,  nemJich 
um  ans  al^wimnen  aoelalOkonomischen  Gründen  im  Bodeneigenthum  als  „gesell- 
schaftliches** Eigenthum  ein  Gegeogeincbt  gegen  das  bonstige  Priratcifrenthim  xn 

li!\hfn  ,  A.  Samter.  die  Abschairnnj^  des  privaten  Grundeiffenthums,  in  seiner  ^e- 
iiannteu  tJchrift.  —  Besonders  beroerkenswcrth  sind  aber  auch  neuere  englische 
Strömnngen  in  dieser  Kichtau||^.  no(  h  ror  der  jüngsten  dortigen  „Land>Nationalisations"- 
Bcwegnng  (§.  15t»).  so  schliesslich  bei  J,  St.  Mill,  bei  Thnrnton.  \>1.  Kos.  her 
in  der  3.  Auflage  der  Ansichten,  1,  23U  0'.,  27(i,  Uber  neuere  euglibche  Ansichten  vom 
Werth  des  Banentaads. 
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ähnlichen  Gedanken  geführt,  sogar  im  Kreise  der  ländlichen  Be- 
sitzer selbst  schon.  Die  Kecbto-  and  WirthscbafUgescbiehte  liefert 
endlich  selbst  den  Beweis,  dass  das  private  Gmndeigenthnm ,  wie 
es  scheint  ganz  allgemein ') ,  jedenfalls  bei  den  meisten  V'ölkeni 
wirklieb  eioe  „historische  Kategorie'^  ist,  da  dasselbe  wenigstens 
an  vielen  Arten  von  Orondstttcken  früher  nicht  bestanden  hat  und 
anoh  in  manchen  Lindem  noch  hente  nicht  beelehti') 

Volleiul.s  die  soc  ialistische  rolemi  k  hat  sich  daher  be- 
greillicher  Weise  vornemlich  gegen  das  private  Grundeigenthum 
gewandt.  Ihre  Beweisführung  ist  hier  ungleich  schärfer  und 
zwingender  als  in  anderen  Fullen,  besonders  als  in  demjenigen  des 
Kapitaleigenthums.  Die  Forderung  einer  grundsätzlichen  Ab- 
schaffung des  privaten  Grundeigenthums  ist  so  schon  oftmals  ge- 
stellt worden.  Hie  erscheint  auch  von  vornherein  theoretisch  und 
practisch  weniger  unausführbar,  weniger  bedenklich  und  schwierig, 
als  z.  B.  die  Abschaffung  des  Kapitaleigenthums  und  selbst  als 
diejenige  des  Erbrechts.  -^)  Denn  solche  völlige  Unagestaltung  der 
Organisation  der  Volkswirtbschaft,  auch  der  individuellen  Vermögens- 
Verhältnisse  wie  die  Verwirklichung  dieser  beiden  Forderungen 
wttrde  sie  auch  nicht  voraussetzen  und  nicht  bewirken. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  eine  unbefangene  Untersuchung  der 
Streitfrage  besonders  nothwendig,  aber  auch  besonders  schwierig. 
Dieselbe  hat  hauptsächlich  drei  Aufgaben :  einmal  muss  sie  sich 
auf  die  Kritik  des  bestehenden  Privateigenthums  am  Bodens  (§  162  ff.), 
sodann  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  desselben  (§.  172  ff.) 
und  endlich  auf  die  Beurthcilung  des  heutigen  socialökonomischen 
Werths  des  privaten  Grundeigentbums  erstrecken  (§.  187  ff.). 


')  Vgl.  besonders  Lareleye,  proprii  t»' ,  der  durch  seine  Darchtniistcrung  der 
älteren  and  oeaereo,  cnropaischea  und  z.  Tb.  auch  asiadscben  (besonders  Ja?a,  Indien, 
China)  ood  africanischeo  (Aegypten)  GrondeigoDthamsrerhilUiisso  dies  vahnckeinlich 
uiacht.    Neuere  Forächangen  haben  das  bestätigt,  wenn  auch  für  etnieljie  Linder 

Haogcls  sicherer  Kunde  über  älteste  Zeiten  Zweifel  gobliobcn  sind. 

*)  So  in  der  rassiscben  Landgemeinde,  in  Jara,  aiebe  Larcleye,  p.  U  £, 
49  C,  in  Indien.  Siehe  outen  Hanptobechitt  8. 

")  Diese  drei  Perdemsfen  Ulden  auch  die  principiellen  Haaptpuncte  des  prac- 

fischen  Prograniins  <Jer  interiiafionalcn  Socialdeinokratie.  Vpl  tibi^r  den  hi'Z!ig:lichen 
lieäcbluss  des  BatMilcr  intomationaicn  Cougresses  von  ibtiU  meine  Abscbattuog  des 
priraten  Orondeigenthoins,  Abschnitt  T.  Niheies  in  Nommer  5  vnd  6  der  „Verhand* 
langen  des  4.  Conpresscs  des  internationalen  Arbeiterbuiids  in  Basel**  (11.  und 
12.  September  lbt)9).  Siebe  auch  Ii.  Meyer.  Eroancipationskampf  des  4.  Stands  I, 
121,  Jäger,  moderner  Socialismas,  S.  34.  76,  TcstUt,  Internationale,  Leipzig  1872, 
8.  177.  432  [1.  Vgl.  Schftffle,  Kapitalismus,  71tJ  ff..  System  II,  538  fF,  Gegen  die 
Abschnfiang  dee  £rbredit*  derselbe,  QointesseuE,  7.  Aoflego,  S.  68. 
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Dio  oreto  dieser  Aafgabcu  wird  in  diesem  and  in  dem  folgeodca  2.  Uaupt- 
abschnitt,  die  zweite  im  S.,  die  dritte  im  4.  Haaptabschnitt  behandelt,  doch  mit  der 
Abweichung,  dass  die  Kritik,  welche  sich  gegen  bestimmte  einzelne  Boden- 
kat<>j;orii'<^n .  besoiulcrs  frepon  das  städtisrlif^  firundeigentham  (Boden  als  Standort 
für  Wohuuiigeu  u.  s.  w.,  §.  wendet,  iui  Zuhauiuienbang  mit  der  let^tea  I'rage 
nach  der  praktischen  Durchführbarkeit  der  Abiichaflung  des  Privatci^cnthums  erst  im 
Ilanptabsclinitt  4  geprüft  wird.  Die  Hetrachtong  der  peschichflichen  Entwicklung 
des  (jrundcigoathoms  beschränkt  sieb  ferner  vornemlicb  auf  das  ländli cb erbaue r- 
liehe.  Im  Oebrigen  liegt  überhaupt  der  Sehverponct  der  prineipieHen  Streitfrage 
im  1  Tin il  1  i <•  h  en  ,  in  zweiter  Linie  im  städtischen  Grandei^onthiim.  Auf  diese 
beiden  Kategoricen  ist  daher  hier  in  der  (jrundleguog  allein  etwas  näher  einxagehen. 
Die  ttbrigen  Boden-  und  GnindeigeDthtimskategorien  kttnnen  nur  nebenbei  berOhrt 
werden.  Ftir  Wald-,  Wegccigenthum  ist  die  Entscheidung  za  Gunsten  des  'ieroein- 
oigenthums  auch  kaum  mehr  strittig:.  Darilber  wie  aber  die  Fraj^e  in  Betreff  der 
Bergwerke  und  Gewässer  sowie  fur  die  Dctailpuncte  der  Frage  d&i  ländlichen  Gmnd- 
dgenthnois  ist  anf  die  Piaotisehe  Volkiwir^haftslehre  (8.  HMptabtheUug  dieses 
Üerammtirerka)  ao  renreiaen. 

Vor  dem  Eintritt  io  dieae  Uotersoebnng  mOge  gleich  bier  vor 
folgenden  drei  häofig  vorkommenden  Fehlem  in  der  ErOrtemng 
gewarnt  werden. 

1.  Der  allgemeine  Fehler  der  Gegner  wie  der  Vertheidigcr  der 
Institution  des  privaten  Gmndeigeothnms  ist  wiederum  ancb  bier, 
dass  die  verschiedenen  Kategorieen,  in  welche  das  Grand- 
ei^Lii;!  Ulli  nach  den  ökonomischen  Zweeiien  des  Bodens 
zeitallt  i^:^.  'Ji)),  nicht  unterschieden  werden.  Danach  ist  auch  die 
principielle  Rechtsfrage  (Privat-,  Gemeiueigenthum  §.  93)  verschieden 
zu  entscheiden. 

In  rolkswirthscbaftlicbcr  und  socialpolitischcr  Hinsicht  ergeben  sich  sehr  ror- 
aehiedeno  Vorzuge  und  Nachtheile  des  Grundeigenthums,  je  nachdem  dattselbe  zv  der 
einen  »der  anderen  Gattung  gehftrt  Namentlich  steht  das  gewöhnliche  ländliche 
(acrarische)  (inuideisr'-'nthiim  im  (ianzon  ri?iders  da.  als  die  übrigen  Arteti  dcs>.'lhcn. 
indem  bei  ihm  mehr  als  ))ei  einer  der  anderen  Kategoricen  für  i'n?atuigeutbum 
spricht  und  die  Beseitigung  desselben  auch  mehr  nkonomisch-technieche  Schwierig» 
keiten  als  bei  den  and'Tcn  habfn  wdrfle.  Anerilf"  und  Vertheidiiimi?  gestalten  sich 
nothweudig  danach  verschieden.  Insbesondere  daü  kleine  und  nuttiorc  ländliche  Graod- 
eigenihom  hat  z.  B.  5honomhfch  ond  aocialpolltiseh  viele  Vorzitge  und  venige  Be- 
denken, was  von  den  meisten  anderen  Arten,  z.  R.  dem  städtischen  Wohnung^boden- 
und  dem  Wegeeigenthum,  t.  Th.  auch  vou  dem  ländlichen  Grossgrundbesitx  nicht  in 
gleicher  Weise  tn  behaupten  Ist   (Vgl.  anten  Hauptabschnitt  4.) 

2.  Km  zweiter,  gleichfalls  beiden  Parteien  j^eineinsnnier  Fehler 
ist  die  Verkennung  der  durchaus  historischen  Relativität 
der  Grlinde  für  und  wider  das  private  Grundeigenthum  und  seine 
einzelnen  Arten  und  folgeweise  die  zu  a  p  o  d  i  c t is c h  allgemeine 
Rechtfertigung  oder  Verwerfung  der  Institution,  ohne  Httcksioht  anf 
Zeit  nnd  Ort  und  Umstände. 

Dieser  I-chler  hätte  auf  beiden  Seiten  leicht  remieden  werden  kOiuien.  Deu 
die  recht' «geschichtlich  irenügi  nd  unterrichteten  Anhänger  des  Bestehenden  konnten 
uiiiuogiich  übersehen,  daüä  gerade  aus  der  geschichtlichen  Auffa^^s^n^  dc!$  ßcchta 
and  spcciell  eines  se  emioeDt  lüftorisch  vandelbaren  Ret  hts  wie  dasjenige  des  Grand- 
eigenthams,  die  Conseqaens  weitem  Fort-  viid  UmkUdonc  dieses  fiechts  and  etenlMU 
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einer  W  icdcrbct»eitigung  des  Pmatbesilses  venigstens  möglicher  Weise  erfolgen  kann. 
Ond  die  Gegner  der  Inttitatimit  welche  tlcH  ««f  fktthei«  Znatiade  ohne  primtes  Grand- 
eiffenthnm  beziehen,  mussten  absiclitlich  die  historische  Bedingtheit  ninor  Ivrrhts- 
bildang  auf  diesem  Gebiete  rerkennen,  wenn  sie  aus  dorn  Vorhandensein  dieties  Eigen- 
tliiUDB  jetst  oder  bei  uns  imd  ihram  Pehlen  froher  oder  anderswo  den  Sehlnss  abteUen, 
dass  man  beliebig  bloss  durch  Ycrändurung  des  Gesetzes  nnd  Staatttwang  das  Grund- 
eigenihom  abschatten  könne.   (Vgl.  UaaptabschniU  3.) 

3.  Fttr  die  Unteraiichoiig  ist  endlioh  suoh  noch  die  Institotion 
des  piiraton GnmdeigeiiihamB  als  solche  und  die  Vertheilnng  des 
Gnindbesitses  zu  unterscheiden.  Aach  eine  bedenkliehe  Vertheilnng 
beweist  noch  nichts  Entscheidendes  gegen  die  Institution  als  solche. 

lüj  kann  äich  gerade  bei  die.-<er  Eigeuthumäkatcgorie  und  bei  einer  Hauptart 
derselben,  wie  bei  dem  sog.  ländlichen  (agrarif^ch en)  Grundcigcnthum ,  der 
Priratbesitz  ökonomisch  rechtfertitreii  lassen,  währen*!  Iii'  \V rtlir i  1  u  n dieses  Be- 
bitzes  nach  ihrer  geschichtlichen  BegrOuduug  und  Entwicklung  und  nach  ilirer  jubügen 
OkmiomiseheD  und  socialen  V^anedon  mehr  oder  weniger«  TieUeicht  in  hohem  Maasae 
(Grossbritannien,  romanisches  Südenropa)  der  ablehncDden  Kritik  preisgegeben  werden 
mosa.  Dies  darf  die  Nationalökonomie  nicht  übersehoo,  wie  umgekehrt  der  Socialismus 
nicht,  dass  dieVerwerfang  «ttesMryertheilang  niohl  notiiweiidig  diejenige  der  Institution 
selbst  io  sich  sehUesst  ( VgL  lüHVobsdiaitt  2.) 

II.  —  §.  158  Die  Polemik  gegen  das  private 

Grundeigentbnni  unterscheidet  sieb  von  derjenigen  gegen 
andere  Kcchtsinstitute  und  Wirthschartseiurichtuiigcn,  namentlich 
von  der  sonst  ähnlichen  Polemik  gegen  das  private  Kapitaleigen- 
tham,  von  vornherein  günstig  in  einem  wesentlichen  Puncte:  sie 
stützt  ihren  Angrifft  nicht  nur  auf  sogenannte  principielle,  aus  mehr 
oder  weniger  strittigen  Axiomen  abgeleitete  Gründe  und  auf  eben- 
falls controverse  Behauptungen  Uber  die  nachtheiligen  Folgen  der 
angegrifleneD  Kinnchtang,  sondern  zugleich  auf  historische 
Gründe. 

A.  Im  Wesentlichen  führt  die  Kritik  den  Beweis  gegen  das 
private  Gmndeigentbam  folgendermaassen. 

Ich  halte  mich  bei  dieser  Prirlcgunp  vorneinlirh  an  die  Beweiüfiihrung  der  inter- 
nationalen und  nationalen  Sociaidemokratio  in  iluron  Partei-Organ eu  ond  seitens  üuer 
geistigen  Fahrer. 

1.  Die  üblichen  „Begründungen"  des  Eigenthums,  welche  sich 
ohnehin  nach  unserer  früheren  Kritik  als  unzureichend  erweisen 
(Buch  2,  Kap.  2),  gelten  hier  vollends  als  unzuläoglicb. 

Unmöglich  kann  man.  so  heisst  e^.  das  Grondeigenthom  unmittelbar  aus  der 
menschlichen  Natur,  nach  der  ersten  oben  geprüften  Eigenthumstheorie,  ableiten 
wollen:  tron  allen  anderen  (jegeugründen  abgesehen,  welche  sämmtlich  hier  noch 
mehr  als  bei  anderen  Prifatdgenthnm  zutreffen,  schon  deshalb  nicht,  weil  dies 
mit  ih't\  unbestreitbarsten  Thatsachcn  in  Widerspruch  st&nde.  Eine  nothwendifico 
Conüc^UtiMZ  der  wirtbscbaftlichen  liatur  des  Menschen  kann  man  im  priraten 
GrandefgeDthnm  auch  nicht  sehen,  «reU  sonst  die  Instftatfon  allgemein  bestehen 
mtbstc,  was  die  (loschichie  widi'dffrt.  Die  erste  Rositzergreifung:  (Ücctt- 
pation)  vernwg  ebentioweuig  ein  für  aliemai  ein  Fiirateigenthiun  an  einem  ndr 
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in  beschränkter  Menff«   Torhiadenea  Naturfactor,  wie  der  Grand  und  Boden, 

welcher  für  die  mcnsrhlich^i  Existenz  so  unentbohrlich  ist,  zu  begründen,  wenn 
nicht  in  der  Conscquctiz  diuäcr  Begründung  die  vitalätcu  Interefräun  der  Spater- 
kommeiidea  jireisgegcben  werden  soUcn.  Ohnehin  mUsste  erst  das  Erbrecht  aiit 
einem  Eigenthuuisrecht  der  ersten  Occupanten  i»  Verhiudung  getreten  sein,  wenn  die 
Occapatiou  den  Nachkommen  jeuer  ein  EiKeuthuintirucht  am  Boden  verleihen  soUto. 
Die  Begründung  des  EigenthvBM  auf  Arbau  tiiffl  jeden&Ib  bei  elBem  Neturfiutor, 
wie  der  Boden,  nicht  zu,  den  die  Arbeit  nicht  schafH,  sondern  höchstens  drirrh 
Uodaog  Q.  dgL  urbar  und  productirer  macht  and  durch  fortgesetzte  Bebauung  so 
erh&li   (Siehe  §.  160  ff.) 

2.  Sollte  aber  selbst  das  Griuidei^enthum  durch  die  Occupations- 
tbeorie  oder  die  Arbeitstheorie  für  „begrtludet"  erachtet  werden, 
80  ist  ja  der  meiste  Boden  gar  nicht  im  Eigenthum  der  ersten  Occu- 
panten oder  der  Besteller  oder  deren  Erben  und  Rechtsuachfolger, 
sondern  im  Eigenthuni  ganz  anderer  Personen,  grossentheils  solcher, 
welche  selbst  oder  deren  Vorfahren  und  Rechtsvorgänger  ihn  den 
ersten  oder  früheren  Besitzern  mit  rechtswidrigen,  oft  mit  gewalt- 
thätigen  Mitteln  entzogen  haben.  Unter  dem  Einflass  des  heutigen 
Wirtbscbaftsrechts  geht  dieser  „ßoteignungs-  und  EDterbungsprocess^' 
der  ursprtlDgiicheD  Besitzer  aber  auch  Jetzt  nocb,  zwar  in  formell 
recbtliober,  insofern  nicht  anzugreifender  Weise  weiter,  aber  doch 
mit  dem  gleichen  Erfolge  hinsichtlich  der  UDanwendbarkeit  der 
OecapatioDs-  und  Arbeitstheorie,  als  wenn  er  rieh  gewaltsam  yoU- 
sOge.  Hier  wird  also  ans  der  Vertheilnng  des  Grondbeeltaes 
ein  Grand  gegen  die  Institotion  genommen.  (S.  Hanptabsehnitt  2.) 

3.  Wenn  sieh  anch  PriYateigenthum  an  bewegliehen  Gtltero 
nnd  darunter  aneh  an  solchen,  welche  als  Boh-,  Hilfsstoff,  Werk- 
leag,  Unterhaltsmittel  n.  dgL  m.  snm  Kapital  un  Ökonomischen 
Sinne  gehören,  allgemein  nnd  yon  jeher  fast  aasschliesslich  findet, 
nnd  hier  kanm  förmliches  Familien-,  Geschlechts-,  Stammeseigen- 
thom  anch  an  diesen  Ohjeeten  allgemein  vorangegangen  ist,  nnd 
insofern  die  ForderiiDg  einer  Abschaffung  des  Privateigenthums 
begrflndeten  Einwänden  begegnen  mag,  weil  sie  gegen  alle  Ge- 
schichte verstiisst,  so  ist  das  private  GnuKleigciitbum  geschichtlich 
nachweisbar  fast  überall  erst  an  die  Stelle  von  anderen  Eigen- 
thnmsordnungcn  getreten.  Daher  ist  es  eben  nicht  unbedingt  noth- 
wendig,  keine  rein-ökononiisebe,  absolute,  sondern  nur  eine  histo- 
risch-rechtliche Kategorie  des  VVirthscbaftslebens. 

Iiisbi'iondere  i^t  es  aus  einem  Gcsammt-  oder  Gemeinoigenthum  von  (je- 
meinschaftcn,  wie  dem  Volke,  dem  Stamm,  dem  Gcächlecht,  der  Dorfkchaft,  der 
Siedeluugi^gcmeiode  herrorgcgangen,  wo  regelmässig  un^pruuglich  bkwee  Nntmngs- 
rechte  der  Einzelmn  oder  der  Familien  an  gewissen  Theilen  des  Bodens  bcätauden 
und  auch  dieäc  Benutzung  belbht  öfterä  eine  gemeiiitiame  war.  Statt  dcä  reinen 
ludividualeigenthums  hat  auch  gerade  hier  mehrfach  eine  Art  Familieneigeuthum 
bestanden.  Angesichts  dieser  Thatsschen  Itsnn  ^  nieübt  ?on  der  Unmöglichkeit 
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lUld  nicht  rinmal,  Mrcoigstens  nicht  wohl  aü^cmcin,  von  der  Unz wecLmässigkeit 
einer  Abschaiiuitg  des  Priraieigeutbums  am  Boden  die  Kode  neiu,  w:is  i<:egcn  die 
gleiche  Foiderang  lüasichUich  des  Kapitals  geltend  gemacht  za  werden  yüe^L  (Siehe 
witaii  HMptabioliiütt  8.) 

4.  Das  ProductioDsintereBse  fordert,  wie  die  vielfache 
geschichtliche  Trennung  von  Eigenthum  und  Bewirtlischattung,  wie 
alle  Arten  von  l'acht  zeigen,  das  Privateigenthum  an  Huden  durch- 
aus nicht  unbedingf.  Wohl  aher  wird  es  vielfach  darch  die  be- 
stehende Vertbeiiuug  des  Grundbesitzes  geschädigt. 

Bald  zu  grosse,  bald  zu  kleine  Bcsitzeinheiten,  nicht  entsprechend  der  ri<  hti}^on 
(jtöüüG  der  Betriebseiubeite»;  schlechte  Arroodiruog  (Streubesitz) ;  uogUttbtige  Lage 
dos  Wirthscbalbtaofo  2a  den  Felden.  Muigel  an  InteUIgeni,  Paclikeiinlnln,  Ktpital 
des  Eigenlhümei*  rar  richtigen  Bewirthschaming  v.  dgl.  m. 

5.  Als  nach  geschichtlicher  Kilahrung  möglich  und  jedenfalls 
nnter  Umständen  ökonomisch  zweckmässig  zugegeben,  auch  durch 
das  Productionsinteresse,  hierin  vielleicht  abweichend  von  der 
analogen  Frage  beim  Kapital,  wenigstens  nicht  unbedingt  aus- 
geschlossen, muss  die  Abschaffung  des  privaten  Grundeijjcnthuras 
aber  auch  principiell  wegen  seines  Ursprungs  und  seiner  Folgen 
für  die  Vertbeilung  des  nationalen  Prodactiooseitrags,  daher  in 
socialer  Hinsicht  gefordert  werden. 

Denn  dies  Eigenlham  ist  eine  ungerechtfertigte  Usurpation ,  wenigstens  in  den 
meisten  and  praktisch  vichtigston  Fällen,  d.  h.  in  allen  denjenigen,  wo  es  sich  nicht 
vm  das  kleine  bloeriicbe  Chrandeigenthnm  handelt,  das  die  Be6lt£er  oder  deren  Bechts- 
rofjglager  und  Vorfahren  selbst  urbar  gemacht  haben  und  noch  bel)aaen.  Dieses 
prirate  Grundeigenthnm  fungirt  in  jenen  die  Uegol  bildenden  Fällen  ferner  volks- 
wirthscbafüich  and  RocialpoHtisch  tibenriegend  ungOnstig.  Es  entzieht  den  Nicht- 
beritaern  eine  indispensable  PrednettonobodSigang ,  ja  eine  wahre  Existenzbedingong, 
wenn  man  sich  die  letzten  Conscqaenzen  einer  voUständisren  privaten  Aneignung  des 
Bodens  und  der  Uuüätituirung  eines  absoluten  Eigen thuujsrochta  an  douiselbeu 
(Wohnongs-,  Arbeitsraom-Bodent)  rergegenwärtigt^)  Es  dient,  aoch  wenn  man  so  weit 
nicht  geht,  als  ein  Mittel  der  sorialrn  l'ebermacht  und  dadurch  oft  und  leicht  der 
OkonomiBcben  Aiisbeotang  allen  Deujunigeu  gegenüber,  welche  Boden  für  ihre 
Prodnetlonaiveeke,  Ar  die  Avsllbanf  ihrer  Arbeit  oder  selbst  anr  Ar  ihren  Aofent- 
halt  (^W'ohinHi;;'!  bedürfen.  Es  ist  in  bevorzugtem  Maasse  die  Quelle  von  Rentcn- 
einkommcu  (Uruudrentcn)  und  das  Mittel  zum  Bezug  von  blossen  Conjuncturen- 
gewinnen,  also  in  beiden  Fillen  fon  Ökonomisch  persönlich  nicht  verdientem  Ein- 


Qefkhren  dieser  Art  sind  wenigstens  als  Möglichkeit  nicht  ganz,  zu  läugut  u. 
Man  denke  an  die  Wohn angs-  oder  M  ieth  verh&ltnisse  unserer  meisten  Grossstftdic, 
Verhältnisse,  welche  mit  dem  privaten  (irinKlr  igenthum  und  seiner  ei>;enthUmlich.'u 
Wirkung  in  den  btädten  enge  zusammenhängen.  Hier  wird  die  erste  Existenz- 
bedingung für  den  Menschen,  das  Innehaben  eines  Stand-  oder  Anfeotlialtaoils  für 
seine  Person  selbst,  unterbunden.  F.s  ist  schon  die  Idee  aufjj^etaucht  -  in  Wien 
soll  lS'i2  ein  Versuch  zu  ihrer  Verwirklichung  vorgekommen  sein — ,  MiethwoUnungcn 
durch  eine  Art  Vormiethgesch&fl  zor  Verfügung  einer  Hand  so  bringen  nod  sie  dann 
aus  dem  Markte  zu  halten,  um  höhere  Preise  zn  erzielen.  Eine  Vcrallgemeim  rimg 
einer  .solchen  Speculation  krtimtc  es  sehr  drastisch  znm  Bcwusstbcin  bringen,  dm^  iu 
der  That  förmlich  die  Existenz  des  Einzcincu  durch  das  private  Urundeigenthum  gc- 
fUudet  wadso  kann. 
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koiBin«D,  d.  b.  einom  solchen,  welches  weder  auf  eio«  Arbelt  noch  auf  eine  Sptr- 
Ihltigkcit  de»  Eigenthäoners,  sondern  auf  das  blosse  Eigcnthomsrecht,  den  blossen 
Besitz  solchen  zurückzuführen  iht  (§.  161).  Es  widerstreitet  hierdurch  jener  national- 
ölioiiouiischen  Forderung  der  Schule  des  Okonoinischen  Liberalismus  selbst  direct, 
dafls  das  Einkommen  eines  Jeden  durch  seine  indiridaelle  Thfttigkeit  „rerdienf*  sein 
soll.  Gerade  in  rase  Ii  fort>cJircitcnden  Volkswirthschaftcn  und  einzelnen  Gemeinwesen 
(Stidte!)  wird  so  durclt  Steigerung  der  Grundrente  den  Grandbesitzum  eiue  wechselnd 
grossere  Quote  des  absolut  selbst  immer  ateigooden  VolIcseinkommeBS  und  VoftsfermOgeps 
in  die  Hände  gespielt.  Auch  wird  der  Mfaftapltalismus  erst  durch  Verbitidnng^  mit 
PhratgrondeigcAthom ,  in  welchem  er  seine  Speculations-.  Conjunctnrengewinne  und 
sonstigen  Einktlnfte  anlegt  und  so  einigermaassen  dauernd  sichert,  so  abermicbtig. 
Durch  ihn  wird  so  die  GeetaliUDg  der  GmndbesitzverhJUtnisse  dann  wieder  unrer- 
incidlich  nachthoilig  becinflnsst.  selbst  wenn  sie  noch  «rtuistiger  gewesen  ist  (Land- 
aukauf mit  städtischem,  mercantilem,  industriellem  Kapital,  Latifundienweseu,  Tag- 
lohner-  und  Kleinpächtcrproletariat.  Verschuld uug  des  !?tHdtischeu  und  l&ndUcbeii 
Grundbesitzes).  Das  private  Grundeigcnllium  wird  somit  einer  der  mächtijrsten 
Factoren  bedenklicher,  in  keiner  Weise  in  diesem  Umfange  gebotener  ünKleichheit 
d«6  indirlduelleii  iSnkommens  vnd  dadurch  socialer  Dngleidihdt.  lasofem  ist  es  ab 
eine  der  wichtigsten  Ur^^nchen  der  ßkniio;nischcn  und  soeialen  HollMtilldo  UMOMT 
Staaten  zu  bezeichnen.   (Siebe  Hauptabschnitt  4.) 

Aas  allen  diesen  Grttnden  mnss  das  private  Grandeigenthiiin 
beseitig^,  nnd  darf  entweder  nnr  ein  Gern  ein  eigentbnin  der  Staals- 
geaelleohaft  mit  Gemeingennsa  (Gemeinbenotning)  oder  kOehatena 
mit  privaten  Nntanngareobten  (§.  174)  oder  doeb  nnr  ein  Gemein- 
eigentbmn  der  Gemeinden  nnd  Ithnlielier  KOrper  angelaaaen  werden. 

§.  159 1310].  —  B.  Generelle  Benrtheilnng  dieaer  Kritik. 
Dieae  Kritik  dea  Grondeigenthnma  iat  in  vielen  Pnneten  gerecht- 
fertigt nnd  nnwiderleglicb.  Aber  aie  iat  ea  dnrchana  nicht  in  allen 
Pnneten  nnd  im  Einseinen  aneh  wieder  nicht  fttr  allea  Grandeigen- 
thnm,  sondern  höchstens  ftlr  bestimmte  Kategorieen  desselben; 
femer  nach  nicht  für  alle  Zeiten  nnd  Überall,  sondern  höchstens 
unter  bestimmten  geschichtlichen  VcrhUltnisscn  der  Voikswirthsebatt 
und  des  gesanmitLii  N'olkslebens.  M.  a.  W. :  die  Kritik  generali- 
sirt  iu  ilircu  Deductioiien  und  Schlüssen,  wie  so  oft,  viel  zu  sehr. 

Wenn  die  Kritik  aber  selbst  noch  in  umfassenderem  Maasse 
zutreffen  würde,  als  es  zugegeben  werden  kann,  so  würde  doch 
das  praktische  Postulat,  welches  von  ihr  gezogen  wird,  die  grund- 
sätzliche Beseitigung  des  Privateigenthums  am  Boden,  noch  nicht 
als  richtig  anzuerkennen  siiii.  Dies  setzte  wiederum  den  be de n  k- 
lichstcn  Bruch  mit  alier  historischen  Entwicklung  und  mit  der 
durch  ihren  langen  Bestand  sanctionirten  geltenden  Kechtaordnnng 
voraos. 

Nainontlich  ist  ron  vornherein,  ebenso  wie  bei  der  fjHoichen  Frage  in  Betreff 
dos  Kapitals  146),  gegen  die  Tra<7weite  der  Schlösse  aus  der  Entstehung  dos 
priTataa  Graiideigenüiams  Verwahrung  einzulegen  und  einznwcnden,  dass,  selbst  wenn 
diese  EntatehQOg  noch  viel  allgemeiner  der  Kritik  {»reis/ufreben  w&ro,  als  zugestanden 
werden  kann,  daraus  noch  wenig  für  die  Forderung  der  houtip-n  Abschaffung  des 
privaten  Grundcigenihums  folgen  wOrde.   Denn  auch  hier  kann  und  darf  sich  der 
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ÜMelSKeber  niobt  aoMerluiIb  des  g«tehiebtiiclieii  ZtuaameDbufi  atellan.  Auch  die 
foJgOBde  Beurthcilunsr  der  Kritik  der  EDtstehun^  dos  G^undbe^it/es  soll  daher  der 
Entscheidaag  dor  Frage  in  Betreff  eiAor  Wiederabsdtafi^iDg  des  Groodeigeatboms  nicbt 
piijndiciren. 

In  der  hier  erörterten  Fra^e  ergiebt  sieb  aber  ausserdem  ans 
der  vorget'ltbrten  Kritik  nur  dann  erst  eine  praktische  Conscqnonz, 
wenn  zuvor  der  Beweis  der  aUgeiueineD  Durchführbar- 
keit dieser  Forderung  geführt  wäre.  Es  mfisste  erst  ge- 
zeigt werden,  dass  aacb  ohne  jene  Institution  die  Interessen  der 
Gteraeinscbaft,  der  ganzen  Volkewirthschaft  an  einer  richtigen  Ver- 
wendung des  Grund  und  Bodens  za  allen  den  versehiedenen  Zwecken 
des  Wirthsebaftslebens,  weleben  er  dient,  oder  m.  a.  W.  dass  das 
Tolkswurtbscbaftliche  Prodactionsinteresse  allseitig  geDflgeod  ge- 
wahrt werden  könnte.  In  diesem  Poncte  erweist  sieb  non  bisber 
die  Polemik  gegen  das  Gmnddgentbom  ebenso  wie  die  Übrige 
socialistisobe  Polemik  nnd  diejenige  der  Bodenbesitzrefonner  za 
einseitig  kritiseb  nnd  negativ.  Ihre  praktisobe  Forderang  hinsieht- 
lieh  des  Verkehrsreobts  ist  eben  deshalb,  wenigstens  in  dieser  ^1- 
gemeinbeit,  von  vomberein  zu  beanstanden. 

Auch  die  vielleicht  sehr  zutreffende  Kritik  einzelner  Arten 
des  Grundeigenthuins,  —  so  des  städtischen,  besonders  gross- 
städtischen, des  ländlichen,  nicht  selbst  vom  EigenthUnier  bcwirth- 
schaltcten  Grossgrundbesitzes,  gewissen  Bergwerksbodens,  wie  der 
Kohlenlager,  des  Waldbodens,  des  Wegebodens  (Eisenbahnen),  — 
berechtigt  immer  erst  zu  der  Forderung  einer  Abschallung  des 
Privateigenthums  au  einer  solchen  speciellen  Bodenart,  wenn  und 
soweit  der  Beweis  geführt  worden  ist,  dass  das  volkswirtbsehaft- 
liche  Productionsinteresse  wenigstens  in  diesem  Falle  aucli  ohne 
das  Privateigenthnm  am  Boden  ausreichend  befriedigt  werden  kann. 

Hinsiehtliob  solcher  positiver  Nachweise  hat  sieh  die 
Polemik  gegen  das  Qmndeigentbnm  die  Aufgabe  gew(")hnlich  viel 
zn  leiefat  gemacht,  so  z.  B.  aneh  auf  den  intemationaien  Arbeiter* 
eongressen  (Basel,  1869).  Es  mnss  erst  zuvor  untersnebt  werden, 
ob  nnd  wie  obne  Vermittlong  von  privaten  Eigenthflmem  der  Boden 
seine  volkswirthsehafUiebe  Fnnetion  erfttUen  kann,  äbnlicb  wie  im 
vorigen  Kapitel  geprflft  werden  mnsste,  ob  nnd  wie  obne  Vermitt^ 
hing  von  Privatkapitalisten  das  Nationalkapital  gebildet  nnd  ver- 
wendet zn  werden  vermag. 

In  der  Tbat  ist  nun  nachzuweisen,  dass  sieh  wenigstens  hei 
einigen  Bodenkategorieen  nnd  fttr  bestimmte  gesebieht- 
liebe  Phasen  der  Volkswirthschaft  nnd  der  teebnisehen  Ent- 
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wickluD^  eiu  solcher  positiver  Beweis  zur  Ergänzung  des  kritisch 
negativen  gegen  das  private  Grundeigentliuni  fuhren  lUsst,  z.  B.  im 
Falle  des  Wald-  und  Wege  eigenthums.  Dann  ist  das  Verdi  et 
gegen  diese  Institution  in  den  bestimmten  concreten  Fällen  als 
wissenschaftlich  begrttndet  za  erachten,  aber  freilich  zunächst  nur 
iu  diesen. 

Die  Nationalökonomie  hat  z.B.  auf  Grund  vorliegender  Erfahrun<3:en  schon  lan^e 
das  StaatäfoKteigenthum  und  selbst  die  eigene  ütaatlicbo  Forstvur valt ung  nicht 
Dar  wegen  der  M&ngel  des  priraten  und  zum  Thcil  auch  des  sonstigen  corponthren 
Wald!)»!sitzes  und  der  privaten  Forstwirthschaft  in  unseren  heutigen  Culturstaaten 
euipfohleo,  sondern  sogar  wesentliche  ökonomisch^tcchnische  Vorzüge  fUr  die 
erstere  Gestalttinf  des  Eigenlhons  und  der  Bewfrflnobaftnng  naehgeirlesen.  Darin 
iniiss  ein  vollgiltiges  Verdict  gcgon  den  Privatwald  wcnig;stons  als  Kegel  gefunden 
werden.  Aber  bo  liegt  die  Sache  nicht  bei  allen  anderen  Boden kategorieen  and 
jedenfalls  ist  die  Frage  fitr  dieselben  noch  nicht  genügend  ontersncht  worden  nnd 
daher  noch  nicht  qmiohnit 

Die  unbefangene  Würdigung  der  Polemik  gegen  das  private 
Grundeigenthum  fordert  nur  das  ZugestUnduiss,  dass  schon  die 
bisherige  Geschichte  und  die  heutige  Praxis  und  die  aus  ihnen 
abstrahirende  nationalökonomische  Wissenschaft  der  häufig  so  ein- 
seitig vcrurtheilten  Forderung  des  Socialisnius  gerade  hinsichtlich 
des  Grund  nnd  Bodens  auf  halbem  Wege  entgegenkommen.  Nicht 
das  Ob,  sondem  nnr  das  Wie  weit  und  das  Wann,  Wo  und 
Wie  ist  in  Bezug  auf  diese  Fordernng  noch  strittig:  es  ist  eine 
Streitfrage  wiederum  nur  in  Betreff  des  Maasses  (I,  §.  295). 

Bei  der  PrQfnng  der  Kritik  des  GniDdeigenthams  ist  daher  be- 
sonders zn  beachten,  ob  nnd  wie  weit  bereits  ein  positiver  Nach- 
weis für  die  Entbehrlichkeit  des  Privateigenthoms  am  Boden  gc 
ftlbrt  werden  kann. 

§.  160  [311].  —  C.  Am  Meisten  berechtigt  erscheint  diese 
Kritik  in  dem  ersten  Puncte  (§,  158,  Nr.  1),  in  der  Abweisung; 
der  üblichen  Begründungen"  des  Privateigcnthiima 
bei  dem  SpeciaUall  des  Grundeigenthums ,  jedoch  auch  dies  nur 
mit  zwei  Einsehränkongen:  Einmai  ist  die  Znrttckftlbriuig 
auch  des  Grondeigenthnms  auf  die  Arbeit  nicht  so  einfach  nnd 
anbedingt  mit  der  Anerkennung  des  Bodens  als  eines  Nator- 
factor«  widerlegt;  sodann  wird  die  geschichtliche  Entwicklung  des 
privaten  Omndeigentbams,  wie  schon  bei  der  generellen  Kritik  der 
Arbeitstheorie  hervorgehoben  wurde  (§.  110),  nachweisbar  mit  von 
dem  Princip  beherrscht,  gerade  durch  Gewfthrmg  von  Privateigen- 
thnmsrechten  am  Boden  das  wurthscfaaftKehe  Selbstioteresse  des 
Bebauers  zu  befriedigen,  um  flttr  die  Gemeinschaft,  für  die  Volks- 
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wirtbschaft  eine  möglichst  vollkommene  Hodenbestellnng  zu  er- 
reichen (i;.  173 ff.).  Insofern  kann  man  Gesiohtspuncte  der  Arboita- 
theorie  und  der  uatUrlicb  ökonomiscbeD  Theorie  gerade  in  demjenigen 
Hechte,  welches  Privateigentbum  am  Boden  gewährt,  anerkannt 
finden.  Ho  wird  denn  anch  umgekehrt  wohl,  und  in  der  That  mit 
gewissem  Rechte,  das  private  Grundeigenthum  als  ein  Beleg  für 
die  Riebtigkeit  dieser  beiden  Fbcoiieen  znr  Begrttndaog  des  Privat- 
eigentbums  betrachtet.  Die  Kritik  des  privaten  Grnndeigentbanis 
llsst  .gieicb  bier  vielfaeb  den  poeitiyen  Nacbweis  zn  sehr  vennifleen, 
ob  ebne  PriTEteigentbnm  eine  fUr  die  ▼olkswirtbsebafttieben  Bedttrf- 
nime  genflgende  Bodenbebannng  mOglicb  oder  nar  wftbrsebeinlieb 
sei,  wenn  der  Sporn  des  eigenen  IntereBses  des  EigentbOniera  feblt 
und  die  erforderliebe  Arbeit  dnreb  Fremde  erfolgt 

Kin  reiner  Natarfactor  ist  der  wirthschaftlich  benatzte  Boden  selbst  in  primitiven 
Verhältnissen  des  Wirthscbafts-  ond  Vollislebens  und  roilends  schon  auf  den  ontea 
Stnfen  des  Ackerbaus  nicht.  Denn  nur  in  Verbindung  mit  Arbeit  uiul  Kapital  vermap; 
er  einen  Ertrag  oder  MuUungen  zu  gew&bron.  Selbst  der  Boden,  welcher  zur  blossen 
Aneigniing  trennVerer  Katnntoffe  dient,  glebt  diese  Stoffe  nar  her  gegen  die  Arbeit 
des  Satnrnchis  der  FrUclifc,  dos  Jasens.  Fiscliens.  iles  beaufsirlitig'ton  Viehweidens 
u.  s.  w.  und  z.  Th.  mnss  dieser  und  ühnlichor  Boden,  wie  der  Bergwerksboden,  selbst 
der  bleu  als  Standort  dienende  Boden  mit  kttnsUicben  Einricbtongen  Terseben  werden, 
d.  h.  Kapital  und  Arbeit  zuf^ewendct  erhalten,  um  erstmalig  die  StofTe  und  Nutzungen 
gewinnen  7\\  lif^nnen  (erste  ürbarmarhung  des  argrari^ehen  Hodens,  Rodungsarbeit  im 
\\  aide).  Noch  mcl)r  gilt  dies  fortgesetzt  von  allem  argrariscben  Boden,  auch  bei  den 
einfachsten,  extensivsten  Wirtbschaftssystemen,  so  in  Betreff  der  regelmässigen  Feld» 
bestellunp,  des  Väügena,  Hackens.  DUnfrens.  Säen»  ond  aller  weiteren  Arbeit  bis  znr 
Einertung  der  Früchte  und  dem  Transport  und  der  Aufbewahrung  derselben.  Und 
Ifanlicb  in  allen  andren  mien.  Je  mthr  Ertnif  dann  vom  Boden  rerUngt  wird,  je 
technisch  vollendetere  liöhere  Leistungen  pewisse  Bodenarten,  z.  B.  der  agrarische 
Boden  fttr  grössero  und  bessere  Hoberiräge,  der  Wegeboden  fUr  leichteren  Trausport, 
der  ah  Standort  dienende  Boden  Air  die  Bereltstellang  von  mebr  Wtrihnnngsiwnn, 
frcwährcn  sollen,  desto  mehr  Arbeit  und  Kapital  uiiiss  sich  mit  dein  Btiden  technisch 
/.weckmi^ig.  ökonomisch  richtig  verbinden,  oder,  mit  einem  land wirthschaftlich- 
technischen  Ausdrucke  bezeichnet,  der  sieb  jedoch  auf  alle  Bodenarten  oder  Arten 
(Irr  nodrnbcniitanng  anwenden  lisst  und  somit  ein  allgemeines  Princip  der 
B od  ri  b e b a n ti  n g  formulirt'):  desto  intensiver  muss  der  Boden  bebaut  werdt-n, 
um  auf  gleicher  Fläche  eiiien  grösiiereu  Ertrag,  grössere  und  bessere  Leistungen  und 
Natzungen  nnd  diese  wonOflich  mit  geringeren  volkswiftbschaftliolien  Kosten  m 
erddeii. 


')  Dies  ist  meistens  unbeachtet  geblieben  ond  daher  der  Ausdruck  ..exten- 
siver und  intensiver  Bodenban"  nar  in  Bezog  auf  den  laudwirthschaltlich 
benotzten  Boden  Oblich.  Indcfsen  bei  allen  anderen  Bodenbenntzongen ,  besonders 
dentlicb  beim  Wege-,  Berg-,  Iläuserbav,  kommt  dasselbe  Princip  zur  Geltung. 
Um  dies  zu  betonen  und  damit  die  innere  ökonomisch- technische  Verwandtschaft  aller 
nach  der  Iknutzung  unterschiedenen  Bodenarten  hervortreten  zu  lassen,  ist  eine  Ver- 
allgemeinerung des  Sinnes  jenes  technischen  Ausdrucks  wichtig.  Eine  Anwendung 
aui  las  Ei^<'n  bah  nwesen  machte  ich  schon  in  Rau-Wagncr,  Finanzwissenschaft 

1,  §.  246  (S.  5t>2  der  genannten  Ausgabe):  KeUtivit&t  der  extensiven  und  intensiven 
Xlienbnhnbaasystema,  wie  der  Aokerbansynteme.    Später  eingebender  in  moiner 

2.  Aofla^«  ^  2'.:;  fr.  und  .*<  Auflage  §.  280.  Aach  Sax,  Verkehrsmittel,  r.  Weber, 
Indifidaalisirung  der  £iscnbabnun. 
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Es  ergiebt  Bloh  hierant,  dasB  Tom  ▼olkswirthschaftliehen 
StandpoDotOi  insbetondere  voo  d6i^)enifl;eii  des  Prodnctiont- 
interesses  ans  eine  solehe  Beohtsordnniig  fllr  den  Boden  ud 
seine  BeontioOg  TorlAngt  werden  mnsSy  wekhe  die  den  jeweiligen 
Verhiltnissen  und  den  Zweeken  des  Bodens  entspreohende  ridrtige 
Hineinwendoog  von  Arbelt  und  Kapital  In  den  Boden  oder  die 
richtige  lotensivität  der  Bodenbehauong  am  Besten  verbllrgt,  damit 
die  verschiedenartigen  BedUrfnigse  der  Volkswirthschaft,  bei  deren 
Befriedigung  der  lioden  mitwirken  niuss,  wirklich  befriedigt  werden. 

Die  AnliUnger  des  privaten  Griindeigenthums  behaupten  nun, 
dass  diese  beste  Hürgschaft  in  dieser  Institution  liege,  wenn 
nicht  Uberhaupt,  so  doch  bei  unseren  heutigen  Culturvölkern.  Das 
wird  im  Ganzen  mindestens  theilweise  erfabrungsmässig  besonders 
fttr  das  ländliche  bäuerliche  Grundeigenthum ,  tbeüweise  anoh  für 
das  grössere  ländliche  und  fUr  das  städtischCi  wohl  erwiesen  i 
(§.  172  ff.),  indessen  damit  noch  nicht  allseitig  genügend  begrttndel  ' 
(§.  187  ff.).  Die  Gegner  des  Privateigenthnnis  haben  aber  den 
Ctogenheweis  gerade  bei  den  genannten  Kategorieen,  den  im  Gänsen 
doch  wichtigsten  und  in  Betreff  der  Frage  strittigsten,  bisher  anch 
nicht  geliefert  Die  Untersnehnng  mnss  sich  also  anf  diesen  Pnnot 
erstrecken. 

Zorn  Tbefl  Imh  dtbei  m  GontteB  dm  PriTAteigeodraiiu  «ehoa  nft  der  bd(ui«tai 

allgeinoinon  Wirksamkeit  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresscü,  das  bei  dem  Privat- 
eigenÜiUffler  am  Moiaten  xur  tieltuog  kommt,  („d  ed  octiv*')  aigamenürt  werden. 
TomenUch  mom  aber  die  Erfahrung  mittelst  geschicbtllclier  und  statktischer  B«- 
obachtang  zu  Rathe  gezogen  (Mindacirt")  werden,  wobei  du»  iMieBtUeh  viedcr 
die  einzdben  BodenkatesoiieeB  anaeiBaiider  so  ballen  aind. 

Es  eiglebt  sich  ans  ehier  solchen  Untersnehnng  dann  jedenfalls 
anch  die  yolkswirthschalttiche  (nicht  bloss  privatwiribschafttiebe) 
Zweckmässigkeit  gewisser  Arten  des  privaten  GmndeigenthnniB, 
sumal  des  Iftndlicheni  namentlich  des  selbstbewirthschafteten  Klein- 
und  Mittelgrnndbesitzes unter  bestimmten  geschichtlichenBedingungen 
des  Volks*,  Staats-  und  Wirthsobaftslebens  nnd  der  Prodnctiona- 
technik.  Darens  folgt  eine  relative  Bechtfertigung  der  Beehtain- 
Btitntion  des  privaten  Grandeigentbums  nnd  somit  wenigstens  eine 
theilweise  Widerlegung  der  socialistischeu  und  sonstigen  gegnerischen 
Kritik.    (Vgl.  Hauptabschnitt  3.) 

§.  161  [312J.  —  D.  Znr  Stütziin^:  des  privaten  Grondeigen- 
thums  und  znr  Widerlegung  der  Angriffe  anf  dasselbe  haben 
seine  Anhänger  aiu  li  den  Versnch  einer  specieli  national - 
ttkonomiscben  Beweisfttbrong  fttr  die  Institution  gemacht.  Sie 
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behaupten  nemlich,  das»  der  liodeu  ah  blosser  Naturtactor 
gar  keinen  wirthschaft liehen  Werth  habe  und  bloss  als 
solcher  seinem  EigeuthUnier  kein  Einkommen  gebe. 
Er  verdanke  seinen  Werth  nur  der  Arbeit  und  dem  Kapital, 
welches  in  ihn  gesteckt  sei.  Der  Ertrag  (Reinertrag  hier  oder 
„Rente'*)  des  Bodens  sei  nicht  ein  Einkommen,  das  der  Hoden, 
sondern  nur  ein  solches,  das  die  ihm  zugefUhrte  Arbeit  und  das 
verwendete  Kapital  gebe.  Niemand  könne  eben  deswegen  das 
OruDdeigentham  als  solches  angreifen. 

Vgl.  besonders  Bastiat,  harmonics  /conotniqucs ,  ch.  0  und  13.  Oaroy. 
Haadboch,  Kapitel  35.  M.  Wirtb,  National -Oekoaomie,  4.  Auflage  I,  284 — 323, 
beeondeia  am  Sohlina.  Dtrttber,  bes.  dagegen  Berens,  Dogmengeschlelite  der 
Onndrente,  S.  275  £ 

Diese  Doctrin  ist  in  der  Theoretischen  Yolkswirthschaftttlchre  (Hauptabtbcilung  II 
dieses  Werkes)  und  zwar  in  dor  (irundrentenlehre,  mit  der  sie  nahe  zasammen- 
hangt,  genauer  zu  unten>u<  Iiod  (Siehe  besonden  di8  Buch  von  Boreii8, 
Ricardo,  princ.ch.  2.  und  dazu  Baumstark'«  Erläuterungen  Kapitel,  6;  v.  Thuiien  , 
isoiirter  Staat,  I,  (3.  Auflage,  Berlin  ibT5);  Rau  I,  §.  2U6  U.;  Koächer  I,  §.  HU  11.). 
Hier  fenUfw  wenige  BeaMritongra  aber  die  roilUigeDdeii  StieitfIrtgeB. 

Das  GrondreDtenproblem,  in  der  Gestalt,  welche  es  seit  der 

Epoche  machenden  Lehre  von  Ricardo  nnd  y.  ThUnen  definitiv 
in  der  Wissenschaft  erlangt  hat,  ist  kein  Prod  uctionsproblem, 
wie  bei  den  Physiokraten  und  selbst  im  Ganzen  noch  bei  A.  Smith, 
sondern  es  ist  ein  V  e  r  t  h  e  i  I  u  n  g  s  problem.  Unsere  deutschen 
Freihandelstheoretiker  der  Bastial  sehen  Schule  verwechseln  das 
bis  heute  meistentheils.  Von  einer  besonderen  („Extra-")  Leistung 
der  Natur,  des  Bodens  in  der  Production  verglichen  mit  anderen 
Productionon ,  bei  welchen  der  Boden  nicht  unmittelbar  mitwirkt, 
ist  keine  Rede.  Man  könnte  selbst  zugeben,  dass  ,,aiich  die  Boden- 
producte  Arbeit  und  nur  Arbeit  kosten",  in  demselben  Sinn,  wie 
dies  Ton  allen  anderen  Producten  gilt  (I,  §.  142,  171,  oben  §.  132), 
dass  daher  auch  der  Reinertrag  des  Bodens,  die  Grundrente,  nnr 
und  voll  „Arbeitsertrag",  nur  auf  Arbeita-  und  Kapitalverwendung 
znrttolunftihren  sei.  Mit  einem  solchen  Zngeständoiss  ist  in  der 
Frage  des  privaten  Grundeigenthums  aber  nichts  bewiesen.  Denn 
diejenigen,  welebe  das  Privateigenthnm  an  Boden,  nach  dem  Sinn 
der  Arbeitstheorie,  anf  die  Thatsaebe  der  ZnrHekfBhmng  der  Boden- 
rente auf  Arbeits-  nnd  Kapitalverwendnng  „begrttnden"  wollen, 
mttssten  dann  erst  beweisen,  dass  es  die  eigene  persdnliche  Arbeits- 
oder Kapitalferwendnng  des  Pri?ateigentbtimei8  oder  seiner  Recbts- 
yorgänger  sei,  auf  welche  die  Rente,  bes.  der  Bodenwerth  sich 
zarlickftihren  lasse.  Dieser  Beweis  fehlt  nnd  kann  gegenQber  der 
richtigen  Dednction  nnd  den  damit  Uberdnstimmenden  Thatsachen 
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der  Erfalirung  nicht  geliefert  werden.  Das  private  Gnindeigenthum 
als  solches  liefert  seinem  EigenthUnier  vielfach  und  in  bevorzut^tem 
Grade,  verglichen  mit  allem  anderen,  besonders  dem  Kapitaleigen- 
thum,  Renten  (Grundrenten)  und  Conjooctareo^wiDDe,  welche 
jedenfalls  er,  der  Eigenthllmer,  durch  keine  von  ihm  speciell  aos- 
gebende  Tbätigkeit  Ökonomisch  verdient  bat,  wenngleich  es  sieb 
um  Prodacte  (bez.  Werthe)  der  nationalen  Arbeit  bandelt  Die 
GraDdeigeiitharo8iD8iitatio&  als  Bolehe  greift  also  bOehat  eigenthUni-  j 
lieh  in  die  Vertbeilnng  des  VolkseinlLomniena  ein:  das  ist  das  enl-  • 
scheidende  Moment 

Zum  Beweis  reicht  hier  eine  kniM  Anaffthrnttg  §m: 

1.  Dasjenige  GrandeigQiithnB ,  dtnem  Prodacte,  Leistangen  und  lIiitsoBgeB  ii 

i-iiiem  pepfh.  nt'n  ibf/.w.  als  poschlosscn  gedarlit-Ti)  Prodnctionskrcis  and  Absatzmarlt 
für  die  Befriedigaog  dea  (Jettammtbedftrfs  nothwendig  sind,  and  welches  vor  andereo 
Grundstöcken  desselben  ökonomiBcheii  Zvsdn  nAtOrliohe  VoTSBce  —  der  Pnidrt- 
iiaikeit,  des  Keichthauis  an  MineralstofFen ,  der  Zagänglichkeit  für  die  Bebauung,  der 
Geeignetheit  für  den  bestimmten  Zwork .  «lern  es  dienen  soll  u.  dgl,  m.  —  oder  Vor- 
züge der  Lage  besitzt  —  für  den  Absatz  der  hier  gewonnenen  Prodacte,  für  lien 
Beeng  fon  Stoffen  flQr  die  I'roihu-tiou,  für  die  Wohnungsvcrb&knisi>c  der  Mensches 
II.  s  w.  —  jj.'wührt  Sfiiiriii  lOitrenthUmer  nur  kraft  de^  E  i  jje  n  t  h  n  m  ^^e  c  h  t  iic 
freien  Verkehr  regeioiiuäig  ein  Einltommen,  eben  die  Grundrente  (die  eigentliche 
oder  Differential -Orandrante  Rionrdo-Tb One n'Sf  §.  148  Nr.  4).  Diesem  kepi- 
t.ilisirten  Einlciiüii 'ii  l  ut-j  rirht  ein  Werth  des  Bodens,  «lier  d.-?ijeniiren  WerthlM-fraf 
hinaus,  welcher  auf  die  von  dem  EigenthOmer  oder  seineu  Uechtsrorginger  in  dm 
Boden  fizirte  Arbeit  vnd  sein  Kapital  anioreefanen  ist')  Itemit  wird  der  Gnod- 
cii^enthumskritik  Kecht  gegeben,  wenn  dieselbe  die  „Arbeitf«thcorie"  für  die  BegrUndunis 
de^  privaten  tinudeigeathiuns  aoob  mehr  ab  in  anderen  FiUen  fOr  nnnreicbead 
itrklärt. 

2.  Zo  demselben  Seblnss  gelangt  man  bei  einer  Unterrochnng  des  werth- 

steigernden  Einflusses,  welchen  bei  fort  seh  reitenden  V<'Ik.  m  die  Conjanrtor 
iu  Grossen  and  Ganzen  dauernd,  wenn  auch  mit  pcriodi^icheu  Schwankungen,  wie 
z.  B.  heute  in  Westeuropa  beim  ländlichen  Boden,  gerade  auf  das  private  Grund- 
eigenthnm  ausübt  (I,  §.  168).  Die  vermehrte  Nackfmge  nach  Producten  and 
Nutzungen  des  Bodens  ist  zunächst  die  Folge  allgemeiner  gesellsehaftlicher  Drsachea: 
hier  grösserer,  reicherer,  mehr  st&dtisch  concentrirtcr  Bevölkerung  u.  dgl  in.  Diese 
Naobmge  steigert  den  Werth  jener  Prodacte  and  Nutzangen  and  damit  indirecC,  dnitcb 
Vermittlung  der  Grundrente,  oft  schon  direct,  den  Bodenwerth  dauernd  unter  zwei 
Voraussetzungen:  wenn  nemlich  entweder  der  vermehrte  Bedarf  an  Producten  und 
Natzungen  nicht  in  Folge  einer  entspreehenden  Entwiekhmg  der  Prodnelioostecbnil 
an  Ort  und  Stelle  auf  <ien  gleichen  GraadstOcken  zu  denselben  relativen  Kosten  wie 
bisher  der  kleinere  Bedarf  gewonnen;  oder  aber  wenn  er  in  Folge  einer  gleichzeitigen 
ebenmässigen  Verbesserung  der  Communicationsmittel  nicht  darch  Bezug  aas  der 
Ferne  zu  dem  bisherigen  Kostensatze  (oder  selbst  billiger,  wo  dniin  ein  olllkeD  d« 
localen  Kente  ond  des  Bodenwerths  eintritt)  gededit  werden  kann. 


')  Mittels)  eines  seltsamen  Missverständnisscs  wird  wohl  diese  Boweisftihrunr 
mit  „Thatäachcn  der  Erfahrung",  nemlich  mit  dem  „normalen*',  selbst  „niedrigen" 
Zinsfasse,  cn  d«n  sloli  ein  beim  Ankaaf  eines  Grnndsttteks  (Haases)  Tenreadetes 
Kapilnl  vei7.iriso,  zu  wiih  rliv''  !»  treMiclit.  Solrhe  Thatsachen  kommen  oft  vor.  besonders 
l»ei  Ucberzablung  eines  Grundstucks  und  alsdann  h erabgehender  Conjunctur,  beweisen 
aber  darchaas  nicht  das,  was  sie  sollen.  Hier  hat  eben  der  Vorgänger  die  Differontial- 
rente  im  Kaufpreise  Iwpitalisirt  und  be/iebt  im  Grunde  in  seinem  SUnse  fOrdaseiMnte 
Kaafkapitai  zn  einem  gewissen  Betrage  Grandrente. 
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Die  erste  VonusMtzaag  kann  «ich  besonders  bei  Agrarbodea  erfiiUoo,  Üiat  dies 
thatsicblieh  hier  oftmals  bei  PoTtschritten  der  landwirtbsehaftlicbeD  Technik,  aber 

vermag  es  bei  quantitativ  und  qualitativ  stark  gestcisrertoin  Prodoctenbedarf  nicht 
leicht  beständig  ZQ  thun.  Bei  Boden,  welcher  als  Standort,  als  st&dtiscber 
Wohoungsplatz  dient,  iaiiD  sie  aber  aus  technischen,  Ökonomischen  und  socialen 
Gründen  nur  in  sehr  engem  Umfange  zutreffen. 

Die  zweite  Voranssetzung  hat  eine  grosse  praktische  Bedeutnng  gegenOber  dem 
Orund  und  Boden,  welcher  schwere,  voluminöse,  veriiältnissmäsäig  wenig  wertli volle 
Prodocte  liefert  (Artikel  von  „geringem  specifi^chcn  Wcrthe",  I,  §.  140),  daher  far 
Agrar-,  Forst-,  Bergwerksboden  n.  s.  w  .  aber  doch  auch  hier  innerhalb  der 
sehr  bestimmten  Grenzen,  welche  gerade  dem  EriindungsgeUto  im  Communications-  and 
Transportwesen  dareh  die  Natnr  der  Dinge  oder  durch  rein  physikalische  GrQnde,  —  wie 
dies  vortrefflich  entwickelt:  Engel,  preossische  statistische  Zeitschrift  1^(14.  S.  113  ff. 
—  selbst  gezogen  and  welche  praktisch  nach  der  Katur  des  Landes  und  nach  den 
ökonomischen  VerhUtnissen ,  vfe  t.  B.  der  OrOsse  und  Verfügbarkeit  des  National- 
knpitab,  noch  viel  enger  sind.  Gegenüber  Boden,  dessen  Prodacte  (s.  B.  WasMrl) 
und  namentlich  dessen  Nutzungen.  Ix'sonders  zu  städtischen  Woimungszwecken,  in 
der  Hauptsache  an  Ort  und  Stelle  con^^uuiut  werden  müssen,  hat  auch  die  grossartigste 
Verbesservng  der  GommanicatioDsmittcl  angesichts  der  nicht  nur  wegen  der  Kosten, 
sondern  wegen  des  Zeitverlnsts  und  der  Heschwerde  so  schwierieren  Transportirbarkeit 
des  Menschen  selbst  (§.  2ü5  ff.)  doch  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung.  Eben 
deshalb,  ▼enn  auch  sdtiich,  Artttch  and  nach  Okooomisehen  Bodenkategorieen  sehr 
ungleich,  im  Grossen  und  Ganzen  ein  steigender  Werth  der  Bodenprodncte  und 
Nutzungen  und  des  Bodens  selbst,  snmeist  wohl  det  stidtischen  Bodens,  anter  dem 
EiaflMS  der  Gonjanctnr,  rermehrter  nnd  reicherer  BefSlkerong ,  also  auch  grUMewr 
Gesammtprodnction.  Und  eben  deshalb  die  Tnanwendbarkoit  der  Arbeitstheorie  nnf 
dae  prirate  Grondcigentbnm,  worin  der  Kritik  dos  letzteren  Hecht  za  geben  ist 


Zweiter  Hauptabschnitt. 
Kritik  der  Vertheüung  des  Grundbesitzes. 

Besonders  fftr  diesen  Abschnitt  ist  auf  die  nihere  Aasfuhrung  in  der  Agrar- 
politik 20  rerwcisen,  namentlich  in  Betrell  «ler  einzelnen  historischen  and  statistischen 
Belege,  welche  hier  nicht  ecbrai-lif  wordfii.  sowie  auch  far  die  Speciallitteratur. 
Siehe  Buchenberger ,  I.  nanuntlich  liapitel  4  (Besitzveitlieilung  u.  s.w.,  innere 
Colonisation):  daselbst  S.  422—430  Statistik  der  landwirthschaftlicht  n  Besitzvertheilong 
verschiedener  T-iindcr.  W'i  r  m  i  n  g  h  a  u  s  iui  Artikel  fjrun<ll»'>^if/.  Statistik  im  Hand- 
wörterbuch der  Staats  Wissenschaften  iV,  lt>6— 176,  v.  Miaskowski»  Werk  Erbrecht 
und  Grandeigenthnmsrertheilnng.  Conrad 's  mehifache  agrarpolitische  Arbeiten. 
Vt.  -*'Md''rs  Uber  ^rl:•u^sl■n.  sowie  statistische  Daten  über  die  ^^  rli.iltnisse  anderer 
Lander  (Grossbritannicn)  in  seinen  Jahrbüchern.  Littcratur  der  Orundbesitzstatisük 
(die  freilich  mit  der  Statistik  der  Betriebe  nicht  identisch)  bei  Wirminghans 
a,  a.  0.  S.  178  — 176.  Ueber  Preussen  statistisches  Mat-rial  über  Graodbesitzfer- 
thcilung  im  Statistischen  Jalirbnch.  älteres  bei  Meitzen,  Boden  Preussens  u.  s.  W. 
IV,  305  ff.,  477  11.  Clabelienj,  I,  öll  ff.,  Sil]  ff.  (Darstellung,  Gesetzgebung).  Ueber 
Deotschland,  Statistisches  Jahrboch. 

I.  _  §.  162  [313].  Polemik  gegen  die  Vertheiliing  des 
Grundbesitzes  wegen  deren  Entsteliuug.  Hiermit  ge- 
langen wir  zum  zweiten  Punct  der  Kritik  des  privaten  Grund- 
eigenthums (§.  158,  Nr.  2).  Besonders  wird  hier  die  \  eitheilung 
des  liindliclien  Grundbesitzes  angegriffen.  Aus  der  gescbiclitlicben 
Kntwieklung,   der  gegenwärtigen  Fortdauer  und  der  VVeitereDt- 

A.  W  agncr,  ümadleguiix.  8.  Anfl.  2.  Tlieil.  Volkswirtbtcbafl  a.  Itfubt.  24 
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wickluog  einer  QDgttDStigen  und  ungerechten  Vertbeifauig  des  Grund- 
besitzes wird  dann  ein  Grand  zur  VerwerAug  der  ganzen  Institution 
Abgeleitet  Dieser  Panct  spielt  eine  grosse  Holle  in  der  Beweie- 
fnhnmg  unserer  deutschen  SociaUaten  und  bei  der  Agitation  nnaeier 
evop&ischen  SoeiakLeuokratie  gegen  die  Insütulton. 

A.  Die  Argumentation  ist  etwa  die  folgende 

1.  Unter  dem  Hinweis  auf  die  Bildung»-  und  Entwieklongs- 
gescbichte  besonders  des  ländlichen  Grossgntndbesitzes  wird  an- 
niebst  ein  grosser  Tbeil  des  heutigen  privaten  Onindeigenthvnis 
gerade  wegen  seiner  (wirklichen  oder  yermeinflichen)  ,yunrecht< 
mIKssigen"  geschiehtlieben  Entstehung  angegriffen  und  flir  die  Ge- 
sammtheity  das  Volk,  oder  gar  die  Menschheit,  deren  ifUnverilaaser 
liches  Gemeingut^'  der  Boden  sei,  zurtlckgefordert. 

.«Kaiu  iUabgat  wird  durch  Yerjährang  „„recbtmiwiges"  "  EigenthaiD  und  kaiin 
•IwiiMnraiigr  dvrch  SchenkoDg  oder  VcfUsf  (<Ni«r,  wie  mma  folgaricbti;  hinzufofren 
BBrit:  Vererbooß:)  rechrmässigcs  Eigeotham  elBM  Anderen  werden'*').  BesoDden 
benifen  sich  die  Gegner  d«»  privaten  firnndeiirenthum!»  hier  auf  die  geschichtlichen 
Vorginge  beit  dem  Sturze  der  römischen  W  Kltherrscüaft,  das  Mittelalter  hindurch  hu 
in  die  Neuzeit  hinein.  Namentlich  die  Entstehung  der  Grundh orrschaft,  znm 
Tbeil  mittelst  directer  Unterdrückung  der  bäuerlichen  Freiheit,  im  früheren  Mitt.'l- 
alter,  später  die  Verdrängung  der  bäuerlichen  N atzeigenthUmcr  durch 
den  Grnndhemi  ab  ObereCgenthflmer  und  die  EinsfehQii;  der  BaaernhAf« 
(„Bauernlegen'"),  zum  Zweck  der  V.T'rrö>scrnny:  des  sclbstbewirthschafleien  Hofgofs 
als  einer  grosseren  laiidwirthiicbafUicbeu  fiethebseinheit  (Deutschiand,  16.  Jahr- 
hondeit  n.  tf.,  England),  zun  Theil  mtttaitt  direeter  Recbtawidrigkeilen ,  zam  TheU 
mittelst  falscher  Auslegung  des  fonnelten  Beclltt.  und  ähnliche  Yaij^ge  werden  aa- 
geltthn').  Aus  der  neueren  Zeit,  mit  besondrer  Vorliebe  die  Gmndb^itZTcrhdltniss« 
lu  Grossbritannien  und  Irland,  welche  ab  schlagende  Belege  einer  höchst  t>e- 
denklichen  EDtviellong  gelten*).  (§.  164—166.) 


*)  „Manifest  an  die  landvirtbschafUiclie  BevOlkernng^,  dat  Gent,  1869,  Centrat- 

comit.-  der  Section-sgrufipc  deutscher  Sprache  der  Internationale.  Siebe  meine  Ab- 
scbationg  des  Grundeigeutbums,  S.  7,  14. 

*)  Vgl.  Roscher  n,  Bncb  2,  Kapitels  (Grandeigenthnm  und  Stände),  besonders 

1^.103  in  den  Anmerkungen  über  Bauernlegen.  Kau,  Volkswirtiischaftspolitik,  §.  4Ta, 
§.76  If  ,  Buchenberger  1,  §.  16 — IS,  §  fis  ff.  —  Im  Allgemeinen  nnmenili.  h 
T.  Maurers  Schriften,  besonder^i  seine  Dorfverfassung,  soll,  191  ff.  und  seine  FroLn- 
höfe.  Jetzt  für  die  Karoliniror/cit  v.  Inama-Sternegg,  die  Ausbildung  der  groeeen 
(irnmili.'rrscliaft  in  DciitM-hland .  besonders  Ahn  hnitt  III,  S.  43  Ii'.,  mit  reichem,  For^ 
trcüiich  iur  die  uatiüualökonomibche  und  socialpulitische  Untersuchung  gruppirtem 
Quellenmaterfal.  Derselbe,  Oeotscbe  Wirthschaftsgescbichte  I,  Abschnitt  S.  IL. 
Abschnitt  2.  3.  Lainpr<-cht,  Deutscboa  U'irthscliaftsl.l.en  II,  667  ff.,  991  ff.,  der- 
selbe. Geschichte  des  Grundbesitzes  im  Handwörterbuch  der  Siaatsvissenscbaft. 

Siebe  Marx'  Kapital,  I.  A.  S.  701  IT.,  4.  Anl  S.  682  ff.  Vgl.  Jj.  de  Larergrne. 
es.^ai  sur  IVconomie  rurale  de  TAngleterre  (3  td.,  Pari^  l'^j's  .  cli.  7;  Koscher  II. 
§.  lO:^.  Derselbe  in  den  „Ansichten",  3,  Auflage,  I.  252  Ii".  Buchenberger  I, 
27,  Nasse,  agrarische  Zustände  in  England,  in  den  Scbriften  des  Vereins 
für  Socialpolitik,  Band  27.  S.  130  (f.,  Dawson,  iucrement  a.  a.  0.,  p.  52  iL 
Ferraris,  questionc  agraria  in  lu^hilterra .  Nuova  Antolosia,  Sett.  1874  —  Uebcr 
Schottland:  Conrad  in  Hihiebratids  Jahrbüchern  Is7ü,  XXVI,  50  tf.,  mit  Be- 
nutzung des  Blaubuchs:  Scotland.  Ownoni  of  lande  and  heritages  1872—73.  —  üeber 
die  tirandeigentbumsrerb&ltniase  Englanda  ein  neaes  ,«Dom«sdaybook^:  Retnnw  of 
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2.  Auch  heute  aber  geht  nach  die.ser  Auffassung  der  ,,Process 
der  Enteii:rnnDg  und  Eoterbuug"  der  Erben  der  ursprünglichen  Be- 
sitzer und  Bebaaer,  welche  letzteren  doch  weuigstens  durch  die 
erste  Occopation  und  durch  Verwendung  ihrer  Arbeit  auf  den  Boden 
noch  eher  eine  Art  Beehteanspruch  auf  dessen  Besitz  hätten,  gerade 
nnter  dem  Eioflnss  modemer  Betriebeteehnik  nnd  Oekonomik  imd 
modernen  Beehls  immer  weiter  Torwirts. 

OekoooBiBcli  nod  technisch  femOge  dieser  vraprangrliche,  noch  halbvefs  legHüne 

Kleingrundbösitz  die  Conciirr.Mi/:  mit  dem  intelligenter  verwalteten .  Lapitalreichereii 
GfOiBgmndbesitz  nicht  aa;auhaitäa.  Aach  hier  siege  der  Grossbetheb.  Du  mächtige 
Prinitikepitel,  das  doch  tdhet  iior  nnrechtmiMii^  den  Arbeitern  Toreatiinltener  Lohn 
sei  (§■  150),  setze  mit  allun  Mitteln  des  kapitalidtiachen  Prodiu  tions-  und  Verkohr»- 
systcms,  welche  das  moderuo  Wirthächaftürecht  des  Syatems  der  freien  Concarrenz 
geätattti,  das  Werk  fort'),  das  einst  die  Grossen  und  Mächtigen,  die  Grund-  und 
FlR»hnh•^Efen  dem  Rleingrandbeiitz,  den  Braem  tnd  ihren  Dorfmarken  gegenüber  mit 
so  grossem  Erfolg  bejronnen  nnd  s(  ii  wfit  jrenuir  durchgeführt  hätten.  Wo  also 
hie  und  da  selbst  nicht  frühere  Gewalt  und  Ivcchbwidngkeit  der  Ursprang  des  jetzigen 
imvaten ,  besonders  des  grosseren  UndUohen  (nnd  ISnmUcIimi)  OnrndeigwidloiM  sei, 
da  hei  dasselbe  schrin  gegenwärtig  und  werde  es  immer  mehr  ans  denselben  (Gründen 
Tcrworflich,  ans  welchen  das  Privatkapital  dies  sei.  Ja  selbst  noch  in  höherem  Grade 
ab  dieses:  denii  fldfach  gelauire  das  PriTadnpItal  dank  dem  heutigen  Wirtfisehafttt. 
recht  nur  noch  durch  eitn-  lü-iLe  ncu<T  unlauterer,  wenn  auch  vielleicht  (und  oft 
genug!)  nach  dem  formelieu  Kecht  erlaubter,  selbst  begünstigter  Praktiken  in  den 
Besitz  des  Grondeigenthums,  wie  z.  B.  dorch  wncherliche  Aasbeotang  der  Nothlage 
der  hitliicigcn  Besitzer,  durch  ein  falsches  und  der  Katar  des  Graadeigendiiuns  nn- 
angemeaseaes  Verscholdongssystem  a.  dgl  m.  (g.  lt>7  Ü.),  • 

3.  Diese  dnreh  ond  dnreh  nngesonde  und  rechtswidrige  soeiale 
nnd  Ökonomische  Oeetaltiing  des  pri?aten  Grnndeigenthnms,  welche 

öwners  of  Land  in  England  and  Wales,  eXcL  of  the  Metropoli>.  2  Vol.  1^7,'..  Darüb.  r 
Conrad,  in  den  Jahrbüchern  lä7t^,  Baml  26,  S.  876  tt.  Auch  dieae  sutistischea 
Arbeiten  bieten  naeh  der  Art  der  Aufhabme  des  Matniab  n,  a.  w.  Boch  viele 

Schwierigkeit  selbst  nur  für  die  IVststelhintr  der  Thatsachen  der  wirklichen  Ver- 
theilung  des  Grundbesitzes,  geschweige  für  die  Schlussziehung  in  Betreff  der  Ent- 
wicklungstendenz und  der  Ursachen  derselben.  Siehe  darüber  besonders  Conrad 
ft.  a.  0.  Die  coloh^ale  Concenirirung  riesiger  GrundstUckscomplexe  und  (irundrenten- 
be.zllge  in  weniiron  Händen  lässt  sich  aber  bestimmt  nachweisen.  In  England  und 
Wales  hatten  damals  z,  B.  290  Besitzer,  O.U^'Vo  der  Zahl  der  Besitzer,  BeMUungeu 
TOD  je  Aber  10,000  Acres,  zusammen  12.5%  der  betreffenden  Lindereien,  5.4%  des 
Ertrags,  4'>i:  Besitzer  fO.5  der  Gei^amint/ahl)  hatten  Be^itz^^gen  von  1000—10.000  Acre<. 
42.3%  Lands,  21,b%  des  Krtrags.  Von  einem  Gesammtareal  von  England  und 
Wales  (ohne  London)  von  37.24  Millionen  Acres  beeass  ein  Eigenthfimer  186,897. 
12  Personen  1,0S8,9S3,  G6  Personen  1,917,07»;.  100  Personen  3.917,641  2H0  Personen 
5,425.764.  523  Personen  %,  710  Personen  V4.  4500  Personen  10.207  Personen 
des  ganzen  Landes  eizen;  in  Schottland  mit  1S.95  Millionen  Acres  besass  1  Person 
aognr  1,876,000.  11  Personen  4,339,722,  24  hatten  V4.  170  Vj«  ^30  %,  1700  %^ 
von  ganz  Schottland  eigen;  in  Irland  haften  vom  Gesammtarcal  von  "JU.IO  Millionen 
Acres  1  Person  170,119,  12  Personen  l,297.S»!>b.  292  Person.  n  6,45S.170,  T44  l'ersooen 
9  612,768.  1942  beesasen  %  des  Undes. 

Ro^ch  -r.  An-'ichten,  o.  Auflage,  I,  250.  Xachwei<.  wie  in  England 
(mehr  in  andrer  Weise  in  Schottland  und  Irland)  &eit  dem  grossen  Aufschwung  der 
rationellen  Landvirthaehaft  und  maschinellen  Fabiütindnstrle  »die  Zasammenaehwif 
des  Gruudeigcnthums  in  weni^'  -  criLsse  Hände  reisseud  fortgeschlitten,  haaptaichUdl 
nnf  dem  Wege  der  Verkehrsfroiheit  selber".   Kasse  a.  a.  ü. 

24  ♦ 
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in  ihren  sich  iinvcrkeuubar  steigernden  schlimmen  Wirkungen  immer 
unerträglicher  werde,  sei  durch  gar  keine  Keformen  des  Hechts  und 
der  Wirthchaft  zu  beseitigen.  Denn  sie  sei  die  noth wendige 
Ganseqnenz  des  ganzen  priYatwirtbscbaftlichcn  Systems  und 
seines  maassgebenden  ßechtsprincips,  des  Privat  ei  genthnms 
an  Productionsmitteln,  eines  Prinoips,  das  vollends  auf  den 
Natarfactor  Omnd  nnd  Boden  angewandt  recht  eigentlich  „fort» 
zeugend  neues  Uebel  mnsa  geMbren''. 

§.163  [313].  >-B.  Generelle  Benrtbeilung  dieser  KritilL. 
In  dieser  BeweisfUbmng  läuft  Wahres  und  Falsches  in  ungewöhn- 
lichem Grade  dnrch  einanderi  anch  wenn  man  von  dem  prindpiellen 
Fehler  absehen  wollte,  die  ganze  frühere  Geschichte  und  die  Ent- 
wicklang des  Rechts  nach  an  sich  selbst  sogar  noch  bestreitbaren 
Gesichtspaneten  nnd  Bechtsanschannngen  der  Gegenwart  za  he- 
nrtheilen,  was  natürlich  nicht  zulftssig  ist  Aber  anch  sonst  sind 
die  Hauptfehler  dieser  Polemik  unverkennbar;  es  sind  die  oben 
(§.  151)  schon  heiTOigehobenen:  die  gewiss  in  eiozelnen  Lindem 
theilweise  zntrefFende  Kritik  der  heutigen  Vertbeilung  besonders 
des  agrarischen  und  des  Forstbodens,  in  Grossbritannien  auch  zum 
Theil  des  städtischen  Bodens,  wird  ohne  Weiteres  aiii  das  gesummte 
private  Grnndcigenthum  ausgedehnt;  die  ungünstige  concrctc  Sach- 
lage des  einen  Landes  in  Bezug  auf  die  Bodenvertheihmg  (Gross- 
britannien I)  wird  nicht  nach  ihren  speciiischen  geschichtlichen  Ur- 
sachen und  mitwirkenden  Rechtijverhaltnissen  (  Fideicommis.se!)  in 
diesem  Lande  untersucht,  sondern  kurzweg  auf  die  Einrichtung  des 
Privateigenthums  an  Productionsmitteln  zurückgeführt  und  deshalh 
für  jedes  andre  Land  unserer  Cultur  und  unseres  Hechtes  als  min- 
destens in  Zukunft  nothwendig  eintretend  prophezeit;  die  Okono* 
misch-technische  Leberiegenheit  des  landwirtbschaftlichen  Gross- 
betriebes, als  einer  Mitvoraussetzung  und  Mitfolge  des  GrossbesitseSi 
wird  zu  allgemein,  mehrfach  tiberhaupt  unrichtig  angenommen;  und 
aus  der  (wirklich  oder  vermeintlich)  ungünstigen  Gestaltung  und 
der  behaupteten  nngtlnstlgen  Gestaltungstendenz  der  Grundbesitz- 
Verhältnisse  wurd  ein  Verdict  gegen  die  ganze  Institution  des  Privat- 
eigenthums  am  Boden  abgeleitet 

Namentlich  dieser  letztere  Schlnss  ist  für  unsere  Untersuchung 
wichtig.  Er  wttrde  aber  offenbar  nur  dann  richtig  sein,  wenn  einmal 
die  allgemeine  Erfahrung  für  jene  ungtinstige  Gestaltung  der 
Vertheilung  spräche  und  diese  wirklich  als  die  nothweudige  Wirkung 
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der  PrivateigeDthnmsiDStitntioDi  oicbt  nur  als  die  Wirkaog  anderer 
freiiich  öfters  eintretender  gescbichtlieher  Umstinde  und  der  Ge- 
staltung des  Gmndeigentbnmsrechts  in  seinen  doeh  der  AbSndemng 
flUiigen  Einzelnormen  (s.  B.  in  Betreff  der  VerBehaldQngsfontt  des 
Grondbesitses  oder  des  Erbrechts  in  Bezug  anf  denselben,  der  fidei- 
commissariscben  Bindung  n.  dgL  m.)  anzusehen  wäre.  Sodann 
aber  und  mehr  noch,  wenn  eben  nieht  die  arsprttngliche  Entwick- 
luDg  von  Privateigenthun  am  Boden  sich  wenigstens  in  grossem 
Umfang,  obschon  nieht  anssehltesslicb ,  so  doeh  mit  als  gesetz- 
mttssige,  aas  der  Natur  der  Landwirthschaft  hervorgehende  Folge 
bestimmter,  an  die  Bodenbebauiin^  zu  stellender  ökonomisch-tecb- 
niseber  Anforderungen  nachweisen  lassen  sollte.  Ist  Letzteres  der 
Fall,  80  beweist  doch  alles,  was  gegen  die  Vertheilung  des  Grund- 
besitzes und  gegen  die  Mittel  und  Wege  vorgebracht  werden  kann, 
durch  welche  sich  dieselbe  geschichtlich  vollzogen  hat  und  noch 
vollzieht,  iu)ch  nicht  die  Verwert  lichkeit  der  ganzen  Institution  des 
privaten  Grundeigenthums,  sondern  nur  die  Reformbedtlrftigkeit  des 
Grundeigenthumsrechts  und  etw^a  auch  anderer  Theile  des  Wirth- 
schaftsrecbts  und  höchstens  die  Rechtmässigkeit  der  Forderang 
einer  nenen  Regnlirang  des  geschichtlich  tiberkommenen  Grand- 
besitzes. 

So  liegt  die  Sache  in  diesem  zweiten  Panet  der  Kritik  des 
Grandeigentboms,  nnd  zwar  in  Betrefif  beider  Theile  der  bezüg- 
lichen Beweisfttlirnng  (§.  162),  hinsichtlich  der  Kritik  der  geschicht- 
lich ttberkommenen  Vertheilnng  nnd  der  Kritik  der  gegenwärtig 
obwaltenden  Tendenz  in  der  Vertheilnng  des  Grandbesitzes  (§.  167  ff.). 

II.  —  §.  164  [315].  Die  geschichtlich  Überkommene 
Vertheilnng  des  Grundbesitzes.  A.  Allgemeiner  Gang 
der  Entwicklung.  Kein  Zweifel,  dass  die  heutige  Vertheilung 
des  Grundbesitzes,  besonders  des  agrarisehen  und  forstlichen,  in 
unseren  Gultnrstaaten  in  grossem  Umfange  ein  geschichtliches 
Product  der  Reehtswidrigkeit  nnd  Gewalt  ist,  fortgeerbt  aaf  beute. 

Gescbichtiich  eübtauden  i&t  sie  zu  eiuer  Zeit,  da  es  ait  eiaem  genugcudeu  ätaAt- 
Hcben  Reohtaschiitz  fftr  den  btoerlieh«»  Kleingrandbeeitz  nnd  tta  die  ebemalife  freie 

Dorfmarkverfassung  fehlte  und  die  Ausbeutuni^  der  Kleinen  durch  die  Grossen  sich  in 
deu  mannigfacbsteu  Formea  foULeog.  Dieser  Process  wurde  selbst  noch  fortgeseut  bis  in 
unsere  neuere  Zeit  bioein,  wo  mm  Tbeil  auch  mangelhafte  Auslegung  der  bezüglichen 
Bechttirerhftltnisse  zwiscbcn  dem  (iiundberrn  und  seinen  Bauern,  unrichtige  Beilegung 
eines  vollen  Privateigenthums  ruuii>rh-rfrhtlir!ier  Art  für  den  (inmdherrn  an  dem 
Boden  seiner  Bauern  und  an  den  „(jcuieinheiten",  der  uuverthcilten,  gemeinsam  be- 
AOttten  Weide,  die  Handbabe  zur  Vertreibung  der  Bauern  oder  zur  Uerabdrückiug 
denelben  in  die  Stellong  Ton  Zeitpichtem  oder  Tagelahnem  nnd  rar  Aaedehnuir 
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der  Gntahflle  und  des  GrossgniDdbefiitzes  gab  (englitKrhes  „Gleariiig  of  the  eäUteä'\ 
deotsolies  „Banenilegea**). 

Viellach  ist  hier  iu  unseren  west-  und  mitteleuropäisihen 
Staaten,  wohl  nirgends  ärger  als  im  „freien"  England,  aber  doch 
auch  auf  deutschem  Boden  besonders  im  Nordosten,  unverant- 
wortlich gegen  den  bäuerlichen  Grundbesitz  verfahren  und  bis  in  ver- 
li&ltDissmässig  späte  Zeit,  in  Deutschland  bis  weit  in  das  achtzehnte 
und  selbst  noch  in  das  neunzehnte  Jahrhundert,  in  Grossbritannien 
eigentlich  bis  in  unsere  unmittelbare  Gegenwart  hinein,  der  länd- 
liche Kleinbesitzerstand  von  der  Staatsgewalt  den  grossen  Urtmd- 
berren  preisgegeben  worden.^) 

Die  ursprünglich  freien  Dor^eneiDden  waren  frrossentheils  ootor  die  (imnd- 
berrlicbkeit  geratben.  Wo  in  „gemischten"  (iemeindeu  freie  und  unfreie  Bauem 
neben  einander  sassen,  sind  die  ersterea  mit  der  Zeit  meiätcus  ihrer  Freiheit  beraubt, 
ihr  Grundbesitz  mit  Diensten  und  Lasten  belegt  vorden.  Die  Lage  aQ«  Banera  «id 
Dörfer  wurde  derjenigen  der  schon  ursprünglich  abhängigen  und  höripen,  auf  Horren- 
gmnd  aogesicdelten  immer  ähnlicher.  Wo  selbst  die  grundherriicheu  Bauem  eigentlich 
reditlidi  nw  sa  bestimniten  Diensten  nnd  m  LIefening  ron  Katmaliea,  einem  Aatbeil 
ihres  Bodenertrags,  dem  Herrn  oder  dem  Herrenhofe  verpflichtet  waren ,  nicht  aber 
bei  ErftlDong  ihrer  Verpflichtungen  wiilkUhrlich  „ihrer  Stelle  entsetzt"  werden  durften 
nnd  ihr  Haas  und  Land  wenn  auch  nicht  zu  rollern  Eigenthnm,  so  doch  zu  Nutz- 
eigenthum  oder  zu  einem  erblichen  Nutzungsrechte  besassen,  dl  sind  sie  dennoch 
vielfach  vnti  ilirem  Herrn,  als  dem  ..nhereieentliümer".  von  Haus  und  Hof  vertrieben 
worden.  Und  das  volle  Eiu'enthum  an  den  (jemeinheiteu  hat  sich  der  Herr  zu  vtt» 
schafien  gesucht  Die  Staat>gewalt  aber  bah  zu  oder  die  land^herrlichen  Geiiohte 
entschieden  im  Streitfalle  selbst  gef^eii  den  Bauern,  nicht  aus  Parteilichkeit,  alxT  in 
falscher  Auslegung  des  geschichtlich  Überkommenen  Bechts,  etwa  mittelst  Elnzw&ngung 
germaniscber  BecntsinstitDte  nnter  gans  fremde  rOmtoch-ieehtUdie  Begriffe.*)  Hiebt 
andere  geschah  es  mitunter  mit  ursprünglich  persönlich  und  in  Hinsicht  des  Grund- 
besitzes freien  Bauern  und  Dörfern,  oft  auch  mit  solchen,  welche  früher  ,4'roiwillif*' 
sieb  einem  Grundherrn,  besonders  des  Kirche  abergeben  hatten  (§.  2S\ 

Hier  kann  mit  Fug  und  Recht  von  einer  „Eutci^iiung^''  und 
„Enterbung"  der  Erben  der  ursprünglichen  Besitzer  und  Hebauer 
gesprochen  werden.  Die  Formen ,  in  welcben  diese  Vertreibung 
nnd  die  Zasammenlegnog  des  Grossgrandbeeitzes  erfolgte»  und  die 

Für  die  carolinci-rlie  Zf  if  siehe  v.  Inama,  ürundhcrn^chaft,  wo  u.  A.  freilich 
auch  uachgewicäou  wuü,  wie  diu  Entstehung  der  grossen  tirondhcrrschaftcn  en^:  mit 
wichtigen  nnd  heilsamen  organisatorischen  Zwecken  des  KOoigtbnms  znaammenhing 
(S,  71^  und  wie  die  Gnindherrschaften  eine  bedeutende  8oci:)Ij>olitische  und  wirth- 
sch&ftliche  \\  irksamkcit,  u.  A.  durch  Einrichtung  der  Colonenwirlhschaft,  Dorchfuhrung 
der  Arheitstheilnng  nnd  besseren  Technik  in  def  Frohnhoftwirthschaft  n.  a.  ans- 

Obten.  Elienda  besonders  Abschnitt  IV,  Fttr  die  Ma^se  von  Gewaltthat  und  Kechts- 
widrigkcit,  fUr  den  Missbrauch  der  Heerbanngewalt  zur  tiefUgigmacbong  der  kleinen 
Leute  n.  5.  w.  ebenda  Tiele  Beispiele  im  2.  Abschnitt.  Siehe  aoch  oben  von  der 
ünfreiheit  besonders  27,  28,  Jiö  ff.  —  v.  Maurer,  (ieschichte  der  DoiArerfasäun^ 
passim,  besonders  II  I'i]  .  195  fl.  —  Kau.  liuscher.  Buchenberg-er,  Marx 
an  den  in  Iiote  2  umi  :>  auf  S.  .'iTO  genannten  Stellen.    Knapp 's  Arbeiten. 

*)  Vgl.  r.  Maurer.  Dorfrerfassung  II,  218  ff'.;  Marx  a.  «.  0.  Roscher, 
Ansichten  I.  2öl.  tlber  die  Yerweclislung  der  schottischen  rianirenovsen  mit  blowea 
Pichtem,  nach  eugliücher  Anschauung  in  der  2.  H&lfce  den  Ib.  Jahrhunderts. 
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Bewegiirtinde ,  welche  zu  diesen  Maassregeln  führten,  sind  leider 
mitunter  geeignet,  den  Vorgaug  noch  hässücher  und  gehässiger 
ersclieinen  zu  lassen.  Zwar  ist  der  hauptsächlicliste  Beweggrund 
nicht  nur  ein  rein  egoistischer,  lediglich  pri vatwirthschal'tlichor, 
sondern  zugleich  ein  v  o  1  k  s  wirthschaftlicher  und  insofern  gemein- 
nütziger gewesen:  das  BedUrfniss  und  die  Zweckmässigkeit  eines 
▼eriUiderten  landwirthschaftUoben  Betriebs,  bei  veränderten  Bedürf- 
nissen nach  BodeniNToducten^  anderen  Absatzverbftltniwen ,  Beides 
die  Folge  anderer  BevöIkernngSTerbältnisse,  anderen  Volkswobl- 
Stands,  neuer  Communioationa-  und  Transportmittel  und  neuer 
Tecbnik.  Aber  was  geaebab  und  wie  es  gescbab,  wird  aucb  da- 
dnrcb  keineaw^  allgemein  entscbuldigt,  gesobweige  gweebtfertigt 

Auck  Mbr  egoittische  Aosbentang  einer  solchen  Denen  virthschafUichen  Con- 
jmictur.  Qjiter  Hinwegsctzang  Uber  die  lateronen,  oft  Ober  die  Rechte  der  bftuerlichen 

llovölkorung',  —  z.  U.  im  Fallo  der  Einziclnins:  der  bäiirrlirluMi  T-iinJercien  zu  Woiden 
für  die  Viulihecrdou  des  Herrn,  —  selbst  gau/.  frivole  Zwecke  «ius  pcrsoiilichcu  Ver- 
gnfigana  und  do^  Luxus  oder  das  specolatire  gewinoadchti^e  Streben,  die  Vertxnugungs- 
surht  aiiil.Ter  reicher  Müssi/f (ränger  aus^unut^en  —  z.  U.  im  Kalle  der  Einrit-Iitun? 
von  JajrdgiUDdco  2ur  cigenca  lieout£Uog  des  <iroi>8gruMdbciiit2era  oder  zur  Verpachtung 
dieser  Lbiderefen  fUr  diesen  Zweck,  vie  in  GrantMitaanienl  —  aind  forgalKMiinen. 
Kein  Wunder,  dass  solche  VL'rhäItnij>s<-  dann  den  socialistisi  li'  ii  Kritikern  willkommene 
Belege  für  ihre  Angriffe  und  Forderungen  gegeben  haben.  Kin/.elne  crasse  Vorginge 
haben  de  mit  Bedit  mit  landenden  Worten  gebrandmarict  ^VgL  Marx  I,  1.  AoL, 
8.  714  ff.,  das  borttchtigte  Beispiel  der  Grifln  ron  Sntherlandü.) 

Nur  in  gewissen  grossen  GrundzUgen,  wie  aie  im 
Vorausgehenden  entworfen  wurden,  stimmt  indessen  die  Entwick* 

liingsgescbicbte  des  ländlichen  Grundeigenthums  (wobei  das  forst- 
liche hier  meistens  eiuzubegreifeu  ist),  und  sj)CL'iell  die  Hilduny;«- 
geschichte  des  Gro8sgrundl)esitzes  in  den  west-  und  mitieleuropäi- 
scheu  Staaten  llberein.  Würde  sie  überall  genau  im  Einzelnen, 
Dorfscbatt  für  Üorlscbatt,  Gutshof  für  Gutshof  vom  früheren  Mittel- 
alter an  bis  ;uif  den  heutigen  Tag  verfolgt,  so  möchte  vielleicht 
das  Hild  noch  ungünstiger  und  nach  LHndern  und  Zeitaltern  noch 
gleichartiger  ausfallen.  Für  unsere  princij)ielle  Frage  des  privaten 
Grundeigenthums  muss  man  sich  jedoch  vor  einer  zu  weit 
gehenden  Generalisirung  der  Schlüsse,  welche  aus  den 
skizzirtcn  VerhältttisBen  abzuleiten  aind,  httten  und  zwar  in  doppelter 
Weise:  einmal,  was  die  Entstehung  allen  privaten  Grossgrnnd- 
besitzes  in  unseren  Staaten  anlangt  und  sodann  in  Betreff  der  Ge- 
staltnng  des  Grundbesitzes  in  den  Teracbiedenen  Ländern. 

§.165  [316].—  B.  Verschiedene  Entstehungsgrttnde 

des  G  r  0  s  s  g  r  u  u  d  b  e  s  i  t  z  e  s.  Ein  erheblicher  Theil  des  Gross- 
grundbesitzcs  unserer  Staaten  ist,  wenn  auch  meistens  nicht  erst 
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entstauden,  so  doch  vergrössert  worden  durch  mehr  oder  weniger 
rechtswidrige  und  gewaltsame  PUnziehung  von  Bauerstellen,  hie 
und  da  von  ganzen  Dorfschaften.  Indessen  ist  dies  keineswegs 
die  einzige  und  thatsächlich  in  vielen  Ländern  nicht  einmal  immer 
die  hauptsächlichste  firklärong  der  nogleichen  Verthcilung  des 
Grundbesitzes. 

1.  Ein  Theil  des  GrossgrandbeBitses  früherer  und  selbst  noch 
beatiger  Zeit  ist  nralt,  ohne  dass  seiner  ersten  Entstebong  ein 
solcher  Makel  anklebt. 

ScboD  bei  der  an>pitliiglicben  Besitznabme  des  Landes  durcb  die  ciiiwaudentden 
YsUrMT,  I.  B.  däe  germanischeD,  tet  die  VerduMang  des  Gnmd  ond  Bodens  gevohnlleh 
kaifie  gleichmässigo  gewesen.  Die  Führer,  die  Grossen,  die  Edlen,  welche  wir  unter 
▼eTBchiedeoen  Namen  and  in  etwas  veiscbiedeuer  Steiiaag  bei  deu  meisten  Völkern 
finden,  voiden  berorzogt  Aoch  hierbei  ehrt  wieder  fon  Raub  und  Gewalt  zn 
sprechen,  ist  nnznllssig,  wenn  eben  nicht  die  ganze  frühere  Geschichte  der  Volker 
mit  allen  ihren  socialen  nnd  wirthachaftlichen  Wirkungen  vom  Standpanct  der  (icffon- 
wart  ans  rückblickend  soll  rerurtheiU  and  rückgängig  gemacht  werden.  Ohne  Zweifel 
haben  den  grosseren  Landzutheilungcn  an  Einzelne  und  Familien  auch  hftitfig  äussere 
Leistungen  der  letzteren  für  das  Volk  oder  den  Stamm,  7..  B.  im  Kiit|;o,  entsprochen» 
ebenso  wie  später  nicht  za  vergessen  ist,  dass  dem  Grossgrand  besitz  manche  besondere 
Olftotliche  VerpIllchtongeB  auferlegt  waren. 

Vgl.  G.  Waitz,  Deotsehe  Yerfassmkgsgescbiclite,  2.  Avfiago,  I,  101,  IIS,  114, 
217.  TaritUH.  Germania  c.  2G:  qiios  (sc.  apros)  mox  inter  se  secnndnm  dignationem 
partiaiitur.  bieho  in  der  Abhandlung  von  Inama 's  besonders  Abschnitt  II.  Statistisches 
Ober  die  VeitbeUung  des  Grundbesitzes  in  Deutschland,  besonders  im  S.  nnd  9.  Jahr- 
hundert:  dass  die  Yertheilung  tiberall  und  namhaft  ungleich  (schon  vor  dem 

genannten  Zeitraum)  war,  kann  nicht  wohl  mehr  bezweifelt  werden.  Wie  die  Dentscbeu 
«eben  za  Tadtns*  Zeiten  seoiuidoxD  dignationeii  tbellteD«  so  haben  sie  sicberiieb  ancb 
bei  den  späteren  Landtheilungen  den  Unterschieden  der  Macht  und  des  Ansebens, 
des  Gebartsadels  und  dos  ßeicbtbams  immer  Kechnang  getragen",  S.  25. 

2.  Man  könnte  von  Gewalt  gegen  die  früheren  Besitzer  und 
Benrbarer  des  Lands  reden  und  daraus  wieder  einen  Einwand 
erheben  wollen,  welcher  aber  wiederum  nicht  allgemein  zutrifft. 

An  solcher  Gewalt  hat  es  nicht  gefehlt ,  so  wenig  bei  den  Klernchieen  der 

Athener,  den  altrflmiMln>n  Lruulasj^ignationen  im  Feindesland,  als  bei  den  Lainl- 
vortbeilungen  der  Germauen  in  deu  römischen  Provinzen  nnd  in  Italien.  Aber  all- 
gemein ist  anch  dies  der  Gang  der  Dingo  nidit  Denn  vielfach  haben  die  einwandernden 
Stamnu'  und  Völker,  z.  B.  in  Mitteleuropa,  in  Germanien.  Gallien,  Britannien  ein 
wirklich  noch  nicht  occopirtes,  jedenfalls  in  grossen  Strecken  noch  nicht  irgendwie 
angebautes  Land  in  Besitz  genommen  und  unter  die  Angehörigen  vertheilt,  —  haben 
erat  diese  es  mit  ihrem  Schweisse  gedtlugt  und  geurbart.  Namentlich  hat  die 
Grundherrschaft,  insbesondere  anch  die  Kircht*,  di^  Stifter,  Klösf'-r.  schon  vor,  w.ihrend 
nnd  noch  lange  nach  der  C'arolingcrzeit,  z.  B.  im  Osten  Deutschlands,  i^anz  uncultivirten 
Boden  im  grossen  Umfang  in  Besitz*  genommen  und  ihn  nnter  ihrer  Leitung  von  ihren 
Frohnhöfcn  aus  und  durch  die  aniresiedelten  Colonen  mift-^l-f  ..Rodung"  urbar 
machen  lassen:  ein  grosses  voikswirtbscbaftlicbes  Verdienst  lar  jene  Zeit  (Vgl. 
namentlich  Inama  a.  a.  0.,  besmdeis  Abschnitt  III,  anch  S.  4901«  derselbe, 
WirthschafL*geH'hichte  II.  Absolmilt  1.  La mp rocht,  Wirthschaftslebcn ,  Band  II, 
derselbe,  deutsche  Geschichte  II,  b'd  ü.,  derselbe  im  Handwörterbuch  der  Staate- 
Wissenschaften  IV,  J44  ff.) 
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3.  Wiederum  ein  auderer  Theil  unseres  Grossgrundbesitzes 
stamnit  auch  aus  der  sorgsamen  Zusammenhaltung  und  allniäligcn 
VergrösseruDg  des  ursprünglichen  ..gleichen  Landlooses'^  aus  der 
Vereinigung  alter  Bauerhul'en,  aus  zagelafiseneu  Rodailgen  Einzelner 
in  der  gemeinen  Mark  u.  dgl.  m. 

Neben  dem  freilich  maa^s^ebenden  Factor  des  „GlUckb"  sind  es  gerade  in  diesen 
F&Uen  ökonomische  und  sittliche  Mom<into,  w»'lrlic  hior  fin^cwiikt  haben  und 
bis  aof  die  beutige  Zeit  nachwirkca:  wirth&cbaftiichc  TiKUKiaU,  üiuäicht,  Intclligcu^, 
Fleisa,  Sparsamkeit,  sittliche  Tüchtigkeit,  Ml8sif(keit,  Selbätbeherräcbunfr,  i^utc  Familieii- 
zacbt,  kurz  alle  jene  Eiffenschaflen .  welclie  «gewiss  durchaus  nicht  der  einzige,  in 
ganzen  Zeitaltern  vielleicht  nicht  der  huupt:>üchliche,  aber  stets  im  Wirthschaftülebcn 
doch  ein  wiobtlger  Factor  iQr  das  wlrthschafUlche  Gedeihen  oder  ZorOckgehen  eiBor 
Familie  und  damit  für  die  unirloirhc  Yorihfilun^  wie  alles  Vennö;;ens,  so  auch  des 
Grandbesitzee  bind.  Da  wurden  denn  die  Mittel  wirthscbaftlich  erworben,  um  die 
Torarmtea  ehemaKgen  Oenossen  „arnznkaofen"  und  abermab  den  Eigen-  oder  Puaflien- 
besitz  za  vergTö>»äern.  Und  wie  bei  den  Kaufern  neben  dem  GlQck  doch  auch  sittliches 
und  ökonomisches  Verdienst  oft  anzuerkennen  war,  so  nicht  minder  bei  den  Verkäufern, 
den  „Enterbten"  neben  dem  „Unglück"  auch  häufig  genug  bittlicho  und  ökonomische 
Schuld.  Wie  lehr  deifleioben  nach  aligemeioer  Ucberzeugang  mitwirkt,  zeigt  z.  B. 
die  Befilrchtnng.  welche  man  so  vielfach  in  Kussland  hinsichtlich  der  Beseitigung  des 
ländlichen  Gemeineigenthums  hegt.  (Siehe  meine  Abscbatlung  S.  3  und  die  Citato 
ans  den  Schriften  von  r.  Haxthausen,  Schedo-Ferroti  n.  A.  m.) 

4.  Endlich  haben  in  allen  diesen  Fällen  neben  den  Zutallig- 
keiten  des  Erbgaugs  freilich  auch  die  Verhilltnisse  des  Erb- 
rechts und  wo  solches  die  reale  Erbtheilnng  des  Bodens  und  die 
gleiche  Erbtheilnng  unter  allen  oder  die  stärkere  Erbabfindung 
einzelner  Kinder  gestattete  oder  bedingungsweise  verlangte,  da 
haben  die  Volks-  und  Familiensitten  hinsichlich  der  Vererbung 
anf  die  tbatsächlichc  Vertheilung  des  Grundbesitzes,  auf  dessen 
grossere  Zersplitterung  unter  viele  Eigenthünier  oder  auf  die  stärkere 
ZnsammenhaltoDg  zn  bedeutenderen  £igentbamBeomplezen  mit  ein- 
gewirkt 

Da«  lostitot  des  Famllien-Fldeicommisses  zeii^t  sich  hier  von  Bedeutunji^ 

namentlich  beim  G  ross^^rundbcsifz,  znmnl  in  ciniiion  I.iitidern,  wie  /..  B.  in  Ümss- 
bhtannicn  mit  seinen  eigenthumlichen  Einrichtungen  des  Erbgaugs  im  Uiundeigenthum 
(entails,  mit  zeitlicher  Beschitnkon^^  der  Rechtsvirksamkeit  der  Bindanur  im  Erbgang). 
(Vgl.  Roscher,  Ansichten.  ."!-  Auflage,  I.  272.'^  Unter  den  englischen  National- 
ökonomen nimmt  die  Opposition  getreu  die  Fideicommisse  zu,  Cliffe  Leslio  verlangt 
ihre  Abschaffung.  Ucber  die  ganze  Frage  des  Familien  -  Fideicommiases  siebe 
r.  Miaskowski.  IlildebranJ^  Jnlirliucher«  Band  21,  129.  Dis  Kfsultat  der  Arbeit 
ist.  dn>s  wt'niijstens  anf  hoher  \Virth:scbaft8stnfe  die  volkswirths'lnftüfh  schädlichen 
Wirkungen  die  nützlichen  überwiegen,  dass  Reformen  dos  Institut-  das  nicht  ändern 
können  nnd  dass  die  englischen  Fideicommisse  mit  an  der  dortigen  ungünstigen  Ver- 
theilung des  Bodens  schuld  sind  (S.  22r»).  (Buchenbergcr  I,  ??.  78  über  l'junilicn- 
Fidcicommisse  (Litteratur  daselbst  S.  456)  und  §.  7ü  Uber  die  englischen  eutails  und 
Settlements.  Artikel  Fideicommisse  von  Giorke  nnd  Conrad  im  Handwörterbnch 
der  Stnatsviseenschnften  UI.  419.) 

§.166  [317J.  —  C.  Verschiedenheit  der  Verhältnisse 
in  einzelnen  Landern.  Allerdings  ist  die  Geschichte  der  Bot- 
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stcfauDg  und  Entwicklung  des  ländlichen  Grossgrundbesitzes  in 
Mittel-  und  West-  und  zum  Tlieil  auch  noch  iu  Ustcur()j)a  während 
des  Mittelalters  und  von  da  an  bis  zur  Gegenwart  im  Grossen  und 
Ganzen  eine  gleichariij;e.  Wir  finden  last  Uberall  unter  mangeln- 
dem staatlichen  Rechtsschutz  tlen  Verfall  der  bäuerlichen  Freiheit, 
„die  Grundherrlichkeit  wird  das  Grab  der  dorfgeiiosscnschaftlichen 
Freiheit"  (v.  Maurer)  bei  uns  und  anderswo  und  das  Feudalsystem 
äussert  ziemlich  gleichmässige  Wirkungen.  OtTene  Gewalt,  falsche 
Auslegung  des  Hechts,  Verschuldung  dient  allenthalben  dazu,  den 
Kleingrundbesitz  za  zerstören,  ihn  in  dem  grossen  aufgehen  za 
laaseDy  wie  in  Grossbritannien  und  zum  Theü  im  nördlichen,  be- 
sonders nordöstlichen  Deutschland,  oder  ihn  vom  städtischen  Kapital 
direct  (in  der  Form  des  EigenthumsUbergangs  und  der  Wieder- 
verpacbtang,  wie  in  Italien)  oder  indireet  (in  der  Form  der  Ver- 
Bchnldung  an  den  stlidtiaehen  Kapitalisten,  wie  M  «ns)  abhängig 
za  machen. 

Indessen  wirken  anf  die  Enteignung  nnd  Enterbung  der  Bauern 

und  die  Concentration  des  ländlichen  nnd  forstlichen  Grandeigen- 
thums iu  wenigen  Händen  doch  immer  neben  diesen  allgemeinen 
andere  specielle  Ursachen  der  Zeit  und  des  Landes  ein.  Oder, 
was  vielleicht  noch  häutiger  ist,  jene  all;;cmeiiien  Ursachen  äussern 
nach  den  speeiliselien  Zeit-  und  Landesverhiilinisscn  hier  einen 
stärkeren,  dort  einen  schwächeren  Fiulhiss.  Gerade  hier  verall- 
gemeinert die  socialistische  Tokmik  viel  zu  sehr. 

Scholl  im  A 1  tc  r  t  Ii  u  in ,  wo  diejiclbe  Tendenz  und  Ersclicinang  der  Gonccntratioa 
der  Grundbe^itzcs  mit  ähnlichen  rikonoiiiischen  und  socialen  W'irkunifen.  wie  in  einzelnen 
moduraeu  Landern  (England,  ^icbottlaud,  Irland,  Tbeiie  von  Italien,  Spanien,  Böhmen), 
wahrgenomiDen  wird  —  latifoiidia  perdidore  Bomam,  wie  Plinias  ngt  —  sind 
doch  in  Griechi^nland  wie  iu  Rom  und  Italien  wieder  mancherlei  aparte,  in  den 
coucreteo  guscbicbUiclien  (ökooomi&cben,  poUti^cbeu  u.  s.  w.)  VerbklUiisseu  liügendo 
Ünaeben  wiifBan,  zum  Theil  wesentlich  rerscliiedflii  von  den  nodenen  Gestaltnngeo. 
Vgl.  im  Allj?emeinen  Hodbertui»'  Arbiitcii  aus  der  altrömischen  Wirthschaft»- 
gesdiichte  in  Ilildebrands  Jahrbüchern  und  Rr.  Jlildubrand  sclb>t  iu  dem  Auf^lz 
„die  sociale  Fraiire  der  VertheiluuK  de^  Gruiidcicenthums  im  classischcn  Altortlium'*, 
(ebenda  XII,  1M>1(,  S.  1  if.  Uber  Sparta  und  Atben),  S.  139  S.  Uber  Eom).  biab« 
das  Schlu!>S5erg:ebniss  (S.  15*^11.^  wo  llüdebrand  besonders  auf  einen  wesentlichen 
Uutcr&cbied  antiker  und  moderner  VolLswirtbächair  hinwei:>t.  welcher  fur  die  Frage 
der  Concentration  des  Grondeigenthomt  in  wenig«-n  Händen  wichtig  ist:  im  Altoithnm 
gab  es  zur  zinsbaren  Anlage  von  VermöKon  neben  hyj>oihekarisi  l)en  Darlehen  vor- 
ucmlicb  nur  zwei  Wege,  Ankauf  Ton  Urund  und  Huduu  und  Ankauf  von  Sdaveo. 
In  unserer  Zeit  tritt  die  Kapitalanlage  in  Wertlipapieren  hinzn.  Dadurch  wird  das 
Hindrängen  auf  (Mundein'  niluiinsrrwcib  und  auf  (irossgrund besitz  schwächer.  Im 
Alterthum  war  Kapital-  nnd  Urundari^tokratie  identibcb,  bei  uns  ist  sie  getrennt  und 
beide  sind  oft  im  Kamiife  mit  einander,  woraus  eine  Zerstückelung  and  Mobilisiniog 
des  Bodens  herrorgebt.  —  (iewiss  eine  ganz  richtige  Ausfuhrung.  Indessen  lässt  sich 
einwenden,  dass  gerade  der  (irosskapitalbesitz  wieder  dnich  das  (ii  ld-  und  WCrth- 
papiergeschäft  begünstigt  wird  und  seinen  Kmerb  wenigsten»  zum  Theil  gern  lu 
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tirondbeaiU  aiüegt,  um  ihn  zq  sicbem:  oioa  bekannte  Tliauacbe  «uch  in  Bctretf 
unserer  ,,gddeDen  Internationale**.   Da  entsieht  denn  leicht  eine  wahrhaft  oolossale 

Anhäufung-  von  Grundbesitz  in  gam  venigtni  H.lndon.  '-iu  A'orli.lltniss.  ii)  w-  Irli-'^  Jer 
Stroodsberg'sche  Concors  eiumai  eioeu  £ioblick  gevabrt  bat.  Nicbt  immer  ist  die 
Zeisplitternnr  eines  solchen  Vermögens  m  rasch  als  hier.  Aasserdem  aber  bewirkt 
die  Terscboldang  des  Grandbesitzes ,  dass  der  EigenthQmer  nicht  viel  mehr  ab 
nomineller  Besitzer  seines  Bodens  wird ,  nfiers  fast  in  schlimmerer  Lafe,  als  wenn 
er  auch  Domiueli  ganz  enteignet  und  Pächter  oder  Gutsarbeiter  wird. 

Dasselbe  Mitspielen  concreter  Ursachen  gilt  ron  unseren  hentlgeii  Staaten*  Nament- 
lich die  britischen  Zustande  haben  sich  manchfach  eig^cnarti^r  so  unjrQnstip  entwickelt, 
wie  sie  jetzt  zu  liegen  scheinen.  iDie  hohen  Bedenken  der  britischen  Verbältoi&ie  er- 
kenot  aveh  ein  so  iMserst  Twiiolitif  Tsserrirt  nTtheilender  Od^rter  wie  Roseher  ai. 
Er  nennt  es  „eine  Thatsachc  von  nn^rhcureni  Ernst",  wenn  ein  Mann  wi--  Tliffe 
Leslie  bereits  so  ttberaos  bedenklich  urtheilt  (Ansichten  S.  275),  Marx  schildert  biet 
vi«  flbeviD  Gnm  ii  Ona,  abtr  nicht  unwahr.  Der  VeUekte  SeUnat,  daas  unseren  Baimm 
auf  dem  Continente  dasselbe  Schicksal  bcrorstlnde,  wie  ihren  einstigen  enirlischen 
Standesgenoesen,  die  stets  wiederholte  Behauptanir  unserer  Socialdemokratic  und  ihrer 
geistigen  Führer,  triflt  bei  der  Verschiedenheit  der  maasspobcndon  Umstände  nicht  zu. 

Soweit  aber  gewisse  Tendenzeu  einer  äiiulicben  Gestaltung 
sieb  kundgeben,  muss  freilich  gerade  mit  Rücksiebt  auf  vorliegende 
scblinime  Erfabrnngen  anderer  Länder  rechtzeitig  mit  Bewusstseiu 
und  £rfolg  dorch  die  Gesetzgcbmig  and  die  Staatsverwaltung  yor- 
gebeugt  werden.  Dies  ist  seit  lange  z.  B.  hinsicbtliob  des  „Bauer- 
legens''  in  Deutschland,  namentlicb  in  Prenssen  gesebeben  und 
ersebeint  als  Pflicht  der  Staatsgewalt,  zumal  in  nnserer  Zeit,  wo 
dnreb  besondere  Umstände  (Verscbnldnng,  Aendemng  der  Teobnik, 
auswärtige  Gooenrrenx  wohlfeiler  Agrarprodnete  n.  s.  w.)  die  Lage 
der  ländlichen  grosseren  wie  kleineren  Grundbesitzer  und  Land- 
wirtbe  wieder  so  preeär  wird  (Aufgaben  der  Landesculturpolitik, 
des  Agiarscbutzes  im  internationalen  Handel  n.  s.  w.).^) 

So  beweist  in  der  Tbat  die  bei  uns  gcscbicbtlieb  ttber- 
kommene  Vertbeilung  des  Grundbesitzes^  die  Anhäufung  des- 
selben bei  einzelnen  Eigenthflmem  und  ttberbaupt  das  doeh  nur 
partiell  vorhandene  Vorwalten  des  Grossgmndbesitzes  nicht  so  Tiel 
gegen  die  Institution  des  privaten  Gruudeigentbums,  als  die  Gegner 
behaupten,  auch  wenn  sie  die  Tbatsacben  selbst  nicht  Ubertreiben. 
Die  Darstellung  der  Geschichte  der  Vertlieilunp:  des  Grundbesitzes 
bildet  für  jedes  Land  eine  wichtige  und  interessante  Aufgabe  der 
Geschicbtswissenscbaft.  Aber  die  ibr  beijrelei^tc  principielle  Be- 
deutung fUr  die  Fr;igc  der  Grundeigentliunisinstitution  im  Sinne 
einer  allgemeineu  Yerwerl'lichkeit  der  letzteren  hat  diese  Geschichte 
nicht. 

III.  —  §.  167  [318].  Die  Gestaltungstendenz  der  Ver- 
tbeilung des  Grondbesitzes.   In  Bezog  auf  ländlichen  Grund- 

^)  Siehe  Bachenberge r  I,  Kapitel  3,  4;  II,  Kapitel  0,  11. 
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besitz  hat  sich  mit  dieser  Fra^e  seit  lange  die  Nationalökonomie 
und  Agrarstatistik  mit  Vorlief)e  bescbäl"tiii;t,  bevor  die  socialistischen 
Angrilfe  aul'  das  Grundeigenthum  dem  Gegenstaod  noch  eine  andere 
Bedeutung  gaben. 

Aach  darüber  Niheres  nnd  beeooders  Oesckldidiohes  imd  8tatfstiseh«0  in  dar 

Practischoii  Nationalökonomie  (Agrarpolitikl  Siehe  Bnchttllberger  I,  §.  68— '74» 
auch  §.75  S.  (zagleich  fUr  wcitero  Liueratur). 

Naaentlidi  zw»!  Fragen,  welche  mit  der  Pfftge  im  Texte  enge  zusammen- 
hingen ,  sind  in  der  Fachlitteratur  »ebr  eingehend  behandelt  worden:  einmal  die 
Frage  nach  den  VorzQgen  oder  Narhthoilcu  d«r  kleinen,  mittleren  und 
grossen  Landguter  ab  Betriebs-  und  als  Bcäitzeinheiteu ,  sodann  diejenige  uacli 
dem  Einflaas  der  «.Freiheit  des  Grundeigeu thums",  d.  h.  hier  speciell  der 
freien  Veräussening,  Vererban?  nnd  Theilbarkeit  auf  die  Gestaltung  der  Ver- 
tbeilnng  des  ländlicbeu  Grundbcsait^es.  Beide  Fragen  stehen  unter  sich  in  enger 
Bedehang.  Die  erste  ist  eiae  lendwirthsoheftlich-techniiche,  die  iveite 
eine  volkswirthsr  haftspolitische  oder  wie  Rau  sagt  (I,  §.  868,  Anm.  a): 
„die  Landwirthscbaftslehre  untersacht,  welche  tirösae  eines  Landgnts  fur  einen 
einsehen  Landvirth  unter  gegebnen  Omstlnden  die  Tortheilhafteste  sei.  .  .  INe 
Volkswir(li>(  haftslehre  hat  die  Wirkungen  der  Guter  verschiedener  Grösse  rou  ihrer 
gemein uutzijuccn  oder  gemeinschädlichen  Seite  zu  erforschen ,  woraus  dann  die  Volkä- 
wirthschafispolitik  die  Lehren  fUr  das  Verhalten  der  Regierung  in  Bezug  auf  Verbot 
oder  Freigebunu'  der  Zertheilungen  ableitet''.  Bei  der  ersten  Frage  bandelt  es  bich 
zunächst  um  die  Höhe  des  ei  nzel  wirthschaftlichen  ReinertraffS,  der  bei  einer 
bestimmten  Guts-  oder  W  irth^chaltagrössc  dem  Besitzer  oder  Bewirthschafter  ak  Ein- 
kommen znfliesst;  sodann  um  die  Höhe  desjenigen  volkswirthschaftlicheu  Reinertrags, 
welcher  nach  Abzog  der  bloss  volkNwirthschaftlichen  Productionskosten  (also  nicht 
der  Löhne,  Zinsen  u.  s.  w.,  weiche  ein  \^  irth  bei  seinem  Betheb  an  andre  Personen 
zahlen  mnss,  I,  §.171),  fibrig  bleibt.  Tiel  Terviming  ist  anch  in  dieser  Fhige  dorcli 
die  untr  ■nugoiidö  oder  ganz  fehlende  Unterscheidung  dieses  einzel-  und  volkswirth- 
scbai'tlichen  Standponcts  in  Bezug  auf  Ertrag  nnd  Kosten  entstanden  (s.  I,  §.  171  iL). 
Ebenso  bat  oft  die  Verwechslung  der  Eigenibumseinbeiten  mit  den  Bewirthschafhmgs- 
einbeiten  naditheiUg  dngewirkt:  beide  Einheiten  sind  nicht  identisch  und  gehen  bei 
Zertheilung  von  Orossgrnndhesitz  in  kleine  Pachten  nnd  umgek.  hrt  bei  Zusammen- 
Pachtung  von  Jvlcingmndbesitz  oft  bedeutend  aus  einander.  —  \  gl.  fur  die  Frage  der 
passenden  (irO^se  der  I^ndgUter  das  Hauptwerk  von  v.  Qernhardi,  Versuch  einer 
Kritik  der  Grtlnde,  welche  für  grospcs  und  kleines  Grundeijicntlium  an^^eführt  werden, 
Petersburg  IbiH;  Kau  I,  36b  —  375  mit  der  ältern  bpecialüttcratur  in  §.  369 
Anmerkiing  a;  femer  Rotehe r  II,  Boeh  2,  Kapitel  4  aber  grosse,  mittlere  nnd  kleine 
Land^!;Uter  ?<.  47  ff.  Tin  eben  borger  I,  §.  69  If.,  70,  73.  —  Die  zweite  Krajre  in 
Bezug  auf  die  Freiheit  des  Granmigenthums  steht  mit  der  im  Texte  behandeltem 
Frage  nach  der  Gestaltungsieudenz  der  YertheUnng  des  Grundbesitzes  nodi  nninittel- 
barer  in  Zusammenhang.  Zum  Theil  gehen  diese  beiden  Fragen  in  einander  ttber. 
Vgl.  darüber  Kau.  Volkswirth>-rhaftspolitik,  Abschnitt  „gesetzliche  Bestimmungen, 
welche  die  Veräus^iorun^  und  Erwerbung  der  Ländercien  betreden*',  §.  70  (ältere 
Speciallitteratur  hier  in  Anmerkung  b)  bis  S.  '».i,  5.  Auflage.  S  152 — lb4;  Roscher 
zum  Theil  Kapitel  4  in  II .  2.  Kapit-  I  ^  "'lu-nda.  (irundeifienthuui  immI  Stände  §.  10*2  tf. 
und  besonders  Kapitel  11,  Miüsbrauch  der  Mobiii&irung  und  Mittel  dagegen  139  ff. 
(in  diesem  §.  in  d«r  Anmerkung  anch  Speciallitteratnr).  Bnchenberger  I,  Kapitel  4, 
Abschnitt  3.  §.  75  fr.  (da-.  Ih^t  und  S.  373  Litterator).  Den  Einflttss  d.-r  Ver- 
schuldungsform in  der  ganzen  Frage,  insbesondere  die  bezügliche  Lohre  von 
Rodbertns  würdigt  anch  Roseher  m.  £.  doch  nicht  gebflhrend  (II,  §.  188,  be- 
sonders die  Anmerkuiiir«  n).  Eine  Widerlegung  der  Tendenzen  des  heutigen  Vcr- 
scbuidungsrcchts  des  drundeigenthums  —  und  nur  um  diese  Tendenzen  handelt  es 
sich,  denn  natürlich  können  im  concreten  Fall  zeit-  und  ortsweise  Gegenwirkungen 
durch  andre  Ursachen  eintreten  —  kann  ich  in  Koscher's  und  auch  in  Conrad  s 
.\usführungen  in  Hildcbrai.ds  Jihrljiicliern  XIV  isTQ  S.  141MI.  nicht  finden.  Die 
Frage  der  Durchtiihrbarkeit  der  practischcu  Relürmvorschiage  von  Rodbertus  ist  ron 
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der  Fragte,  ob  jene  Tendenzen  der  beutigen  Verschaldungsfonn  ankleben,  natUrUdi 
wieder  venchieden.  Siehe  jetzt  aach  hierober  Bachenberger  II,  107 — 118, 
117  ff.  —  Mebrfkdi  folge  ich  im  Texte  wie  im  folgenden  eng  hierher  gehörigen 
Hauptabschnitte  meiner  küivcren  Darstellung  in  der  AbschaffoDg  des  pri?aten  Grand- 
eigen  t  bums.  Yeräudcrungen  und  Erweiterungen  der  Dan»tellung  habe  ich  auch  hier 
mit  Rucksicht  aof  die  nim  TOriiegende  eingehende  Behandlung  aller  dieser  Punkte 
in  dem  Werko  von  Bachenberger  unterlassen.  Wenn  auch  vielleicht  nicht  in  jeder 
Einzelheit  und  in  Betreff  jedes  Arguments,  so  doch  in  allem  Wesentlichen  besteht 
zwiaGben  eelDer  vnd  Dehler  AnffiMsuog  UebereinstfmiDmig.  Ich  sehe  iivr  ficUeicht 
etwas  pessimistischer  als  er.  Andere  Verschiedenheiten  ergeben  sich  durch  die 
Verschiedeoheit  der  Aufgabe  in  der  Behandlung  dieser  Fragen  hier  in  der  ürond- 
Icgung  und  dort  In  der  prtetischen  Agrarpolitik.  Besonders  mikshte  ich  auf  die  Ans- 
fkünmogen  Bucbenbergers  Uber  die  ökonomisch -technischen  Seiten  in  der  Frage  der 
Gross-  und  KI-MiigüttT  u.  s.  w.  hinwei-^eti,  Seiten,  auf  welche  ich  hier  nicht  ffenauer 
einzugehen  habe,  die  aber  auch  dem  Socialismns  gegenüber  sehr  mit  in  Betracht 
kommen. 

Die  Beweisführung  der  Gegner  dcv  Institution  dos  Privateigen- 
thums am  ländlichen  Hoden  gipielt  darin,  dass  aus  den  gleichen 
allgemeinen  ökonomischen  und  technischen  Gründen  wie  in  der 
Industrie  und  im  Fahrikhesitz  (I,       321  ff.)  auch  im  Ackerbau 
und  Grundbesitz  die  Tendenz  des  Grossbetriebs  und  Grosseigen- 
thums obsiege;  dass  diese  Tendenz  auch  hier  noch  speciell  durch 
das  neuere  liberale  Wirthschaftsrecht  und  durch  eine  falsche  Be- 
handlung des  (irundeigenthums  im  Privatrecht  begünstigt  werde;  aber 
auch  aus  ökonomischen  und  technischen  Gründen^  um  an  Kosten  — 
natürlichen  oder  yolkswirthschaftlicben  Productionskosten  (I,  §.  172) 
—  zn  sparen  und  die  Landwirthsdiaft  intelligenter  betrieben  zu 
sehen,  die  Verwirkliehimg  dieser  Tendenz  erwtlnscht  sei;  freilich 
in  diesem  Falle  dann,  so  lange  Privateigenthnm  an  Prodnctions- 
mittein,  an  Boden  nnd  Kapital  vom  Rechte  zugelassen  werde,  nur 
das  PriTatkapital  nnd  insbesondere  das  Grosskapital  den  Vortheil 
ans  der  Anfsangnng  des  Eleingmndbesitzes  ziehe.  Damit  wlirde 
dann  abermals  die  Ungleichheit  der  Ökonomischen  nnd  socialen 
Lage  der  BeyOlkemngBclassen  vergrOssert  nnd  der  Grossbetrieb 
statt  zn  einer  Wohlthat  ein  Finch  fttr  die  Massen.  Der  Gross- 
betrieb als  solcher  wird  also  von  den  Gegnern  des  Priyateigen- 
thnms  (dem  Socialismns)  hier  in  der  Landwirtbsebaft  ebensowenig 
als  in  der  Industrie  angegriffen,  sondern  vielmehr  als  Fortschritt 
und  Segen  und  als  nothwendig  technisch  -  ökonomisch  bedingt  an- 
gesehen.   Erst  bei  ihm  könne  allen  Errungenschaften  der  Pro- 
ductionstechnik  Kechnung  getragen,   insofern  wohlfeiler  mittelst 
Ersparung  an  rein  volkswirtlischattlichen    Kosten   producirt  unti 
Art  und  Maass  der  Arbeiten  angemessen  \criindcrt,  bzw.  vermindert 
werden,  während  solche  Vortheile  jetzt  lici  Privatcigcnthiini  nicht 
(im  bäuerlichen  Kleinbetrieb)  oder  uur  zu  Guusteu  des  EigeothUiuers 
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(im  Grossbetrieb)  erreicht  wllrden.  Die  Zukauft  gehöre  daher  und 
gebtihre  dem  Grossbetrieb  auch  in  der  Landwirthschaft,  aber  nicht 
dem  auf  Privatgrundeigenthum  beruhenden  privatwirthschaftlichen, 
sondern  dem  auf  gesellschaftlichem  GemeingruDdeigenthum  be- 
ruhenden gemeinu  irthschaftlichen:  wobei  eben  nur  die  ökonomisch- 
technischen  Vorzüge  des  laudwirthschaftlichem  Groasbetriebs  über-, 
die  des  auf  Privateigenthum  beruhenden  und  die  Schwierigkeiten 
des  gemeinwirthschaftlichcn  Betriebs  unterschätzt  werden. 

Hinsichtlich  eines  Punctes  der  polemischen  Beweisführung 
braucht  hier  bloss  auf  Früheres  verwiesen  zu  werden.  Lässt  sich 
nemlich  nicht  in  die  unbedingte  Verwerfang  des  Privatkapitals 
einstimmen,  weil  dasselbe  wenigstens  fUr  jetzt  und  anabsehbare 
Zeit  zur  Bildung  (und  Verwendung}  des  Nation alkapitals  nn> 
entbehrlich  ist  (§.  143  ff.) ,  so  kann  auch  die  Verwerflichkeit  des 
durch  das  PriTatkapital  erworbeaen  Gninddgenthnmsy  selbst  des 
GrossgrandbentzeSy  nicht  ana  der  blossen  Entstehungsart 
dieses  kaufenden  oder  „verschlingenden''  Kapitals  abgeleitet  werden. 
Die  Investirung  des  Privatkapitals  im  Grundeigenthum  ist  nur 
wegen  der  Wirkungen  des  letzteren  oder  der  Wirkungen 
einer  bestimmten  Besitzgestaltung  desselben  (wie  der 
starken  Goneentration  in  wenigen  Hftnden)  anzugreifen,  nicht  wegen 
der  Matnr  und  Bildung  dieses  Kapitals  selbst. 

Für  die  natinnalökonomische  Betrachtung  bleiben  dann  wesent- 
lich nur  zwei  Puncte  aus  der  obigen  polemiscLeu  Beweisführung 
gegen  das  ländliche  private  Grundeigenthum  zur  Betrachtung  übrig: 
einmal,  ob  wirklich  auch  hier  aus  ökonomischen ,  tech- 
nischen und  aus  Ursachen,  welche  im  allgemeinen  Wirtb- 
schaftsrecht  des  SystemK  der  Ircicn  Concurrcnz  liegen,  derGross- 
bctrieb  siege,  wie  es  allerdings  sonst  manchfach  die  thatsächliche 
Tendenz  dieses  Systems  mit  sich  bringt  (I,  i^.  321iT.);  sodann, 
ob  diese  Entwicklung  noch  durch  die  specielle  Gestaltung  des 
Grundeigcnthumsrechts  und  durch  die  concrete  wirthschaftliche  Lage 
der  kleinen  Grundbesitzer  in  unseren  heutigen  Staaten  untersttttzt 
werde. 

Beide  Pniicf.-  sind  Sperialfraf^en  des  Agrarwcseus  und  der  A^^rarpolitik. 
der  zweite  berührt  au&ücrdem  auch  noch  uäher  das  (Jroditwu&en  und  die  Credit- 
politik.  Bi  ist  für  die  nftbere  Behandlnng  dieser  Pancte  daher  ?omemIich  raf 
andre  Theile  diosis  ir'i-anirntcn  Werks,  insbesondere  auf  die  Airnirpolitik  Ruchen- 
berger'ä  zu  rcrwciAeu.  Uiur  uiuas  es  genügen,  die  Hauptergebnisse  einer 
aolchen  Dntersoehnn^,  soweit  sie  Air  die  BenrdieUiiDg  der  prindpiellen  Seile  der 
tirandeigenthumufrage  wichtig  sind,  kurz  zu^amuenznfsssen.  ohne  den  Beweis  für  die 
Kichtigkeit  dieser  Ergebnisse  an  dieser  Stelle  in  alle  in  Betracht  konuncnden  Einzel- 
heilen  hinein  zn  führen. 
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§.  168  [319].  —  A.  Was  zoerst  die  Qrossbetriebs-  und, 
▼enneintlich  io  Folge  deren,  hier  die  Gros seigenth ums tendenz 
anlADgty  Bo  machen  sich  ohne  Zweifel  auch  im  Ackerbau  die  all- 
gemeinen Vortheiie  des  Grossbetriebs  geltend:  nemlich  die  tech- 
Biiehen  nnd  Okonomisohen  Vortheiie,  wie  rationalere  Leitung, 
stUrkere  Verwendung  von  Masehinen,  d.  h.  Herbeiziebang  der 
Katnrkrftfle,  leichterer  nnd  wohlfeilerer  Credit  (aneh  fttr  Meliora- 
tionen, welohe  das  Kapital  l&nger  fixlren),  bessere  Gelegenheit, 
die  günstigen  Goiynnotiiren  aossunntcen,  sich  den  Wirkungen  der 
schlechten  an  entziehen  n,  dgl,  m.  Indessen  ist  decli  die  Sach- 
lage im  Ackerbau  mehrfach  anders  als  in  der  mit  ihm  znnttehst 
ztt  Tergteiehenden  Industrie.  Die  Vortheile  des  Orossbetriebs  sind 
nicht  80  gross,  als  in  letzterer.  Die  Gebundenheit  im  Wirtbschafts- 
betrieb  ist  aus  natürlichen  (Klima,  Jahicszeitei] ,  Wachstbnms- 
perioden  und  -Dauer  von  Pflanzen  und  I  hieren)  und  wiitbschatt- 
lichen  Gründen  im  Ackerbau  gr«i8ser  als  in  der  Industrie,  worüber 
auch  der  Grossbetriei)  nicht  hinweg  hilft.  Die  Vortheile  werden 
durch  specitische  Nachtheile  desselben  und  specifische  Vorzüge 
des  Kleinbetriebs  im  Ackeibau  mehr  als  in  der  Industrie  ausge- 
glichen. Soweit  endlieh  ein  landwirthschaftlicher  Gross-  oder  Klein- 
betricb  erwünscht  ist,  ist  es  wegen  der  Möglichkeit  der  Zu- 
samroenpachtung  von  kleinem  Grundbesitz  und  der  Pacht/ertheilung 
von  Grossgrand  besitz  nicht  unbedingt  noth  wendig,  dass  der  Ge- 
staltung der  ßetriebsgrössen  diejenige  der  Besitzgrössen  genau  ent^ 
spricht  und  immer  folgt 

1.  Zwei  bauptsäcliliche  Vortheile  des  Gro>^^l•etIi•ibs,  dio  jrrftsr^cro  Arbeitstheilang 
«wischen  den  Gehilfen  (den  Arbeitern  i.  e.  S.)  und  die  Anwendung  von  Maschinen. 
—  Itcidub  gewöiiulich  in  W'echselwirltanjr  mit  einander  ätchend  —  machen  sich  im 
Ackerbau  nicht  in  demselben  l'mfnnfrL'  u''  Itini<l,  wie  in  der  Industrie,  weil  die  dOTCb 
Handarbeit  und  moiNfcns  auch  die  durch  Mnsrhiucn  zn  leistenden  Operationen  an 
den  Wecbi)el  der  Jahreszeiten  gebunden  bind,  daher  auf  einander  folgen,  nicht  gleich- 
zellif  voTgenommen  wvrdMi. 

Deshalb  (iie  zeitlich  beschranktere  Benntzbarkeit  vif!<'r  Maschinen,  z.  B.  der 
Dampfpfluge,  Säemaschinen  o.  a.  m.  Doch  giebt  es  Ausnahmen,  wie  l.  Ii.  die 
Dresehnuehinen. 

2.  Wenen  d<  r  unvernicidli<-h  läng^oren  Dauer  «Lt  rroductiuusporioden  läs^t  >ich 
der  Credit  auch  beim  Ackerbau  nicht  so  It  irlit  verweithen,  die  Conjunctur  nicht  bu 
leicht  ausnutzen,  als  bei  der  Industrie.  Mit  deswegen  ist  der  Credit  beim  Ackerbau 
nach  nicht  so  willAbrig.  als  bei  Industrie  und  Handel.  Zum  Theil  allerdings,  weil 
es  vielfac  h  an  pass.^ndcr  Creditorpanisation ,  nnniontlich  an  bankulä^^i^^e^  (i<Nta!tQnp 
des  laudwmhschat'titcheu  Personal-  und  Betriebücredits  noch  fehlt  und  mehr  fehlt, 
als  bei  den  beiden  anderen  genannten  Zweigen  der  materiellen  Production.  Indessen 
hat  dies  wcni^'^fons  zum  Tlieil  auch  seine  inneren,  in  der  wirthschaftlichen  Natur 
der  Laodwirtbschaft  (und  des  ländlichen  (irundbe«>itzcs)  liegenden  GrOnde.  Wenn 
sich  der  Grossrnindbesitzer  auch  den  reriinderten  Gonjnnetnren  des  Absatzmaiicts  der 
landwirtbschafUichcn  Prodocte,  den  dant  rnd.-n  V.  rilnderongen  der  Preise  und  Pro- 
doctionskosten  der  Agrarprodncte  und  der  Richtung  dieser  Veränderungen  —  rcgel> 


üigiiized  by  Google 


384    3.  B.  AusdfihA.  (L  Pmateigentb.  2.  K.  Gnuideigdiitham.  2.  ILA.  Veitheiliing.  §.  169. 


mlssig  der  Folge  f^ruä&cr  und  aUgcuicincr  \  eiüiiiJeruugcn  der  Lage  der  gc^ammteo 
VoUiSvirtliscbaft .  der  VolLsdicbtigleit,  der  Commanicationen,  des  Stands  der  Pio- 
dactionstocliiiik,  der  Arbciterlage  —  wohl  wegt-n  seirKT  höheren  Intelligenz,  besseren 
Credits,  grüssoren  Kapitalreichthoms  leichter  und  rascher  durch  einen  Wechfid  dea 
Betrie1>M]^em8  aazopassen  remtf ,  als  dw  Ideino  Wirth,  so  rerlangt  die  DoTcbfthmnf 
Sülchor  Acnderunpen  doch  iinuier  Jahre  nar}i  ricr  ti  -^hnisrhcn  Natisr  des  Felilhaus, 
z.  fi.  beim  Uebcrgaog  ¥ou  einem  zum  anderen  Fcld^yätem,  ron  der  Körnerwirthschaft 
mehr  zur  Viehviitbscbaft,  bei  Aendenufen  in  der  Qoalitlt  der  zu  eneoceoden 
Wolle  in  der  Schafvirthscbaft  u.  dgl.  m.  Darin  drttekt  sich  die  irrösbcre  Gebonaenhsit 
auch  des  )andwirth>>chaftlirheri  Gro8»betriebs  and  midün  die  nUatir  geriagece  Uebei^ 
lugenheit  in  der  Concurron^  uns. 

S.  Der  Groesbetrieb  in  der  Landwirtbschaft  liftinpft  mit  der  Schwierigkeit  der 

Bcaufbiclitigting  der  Arboit.slräfto,  zumal  diese  fast  nur  aus  gcdiingenea  Lohnarbeitern 
wenn  auch  mit  mauchfach  verschiedenem  Lohncontract ,  bestehen:  er  leidet  unter 
den  Zeitverlusten  und  damit  den  grAsäcren  Kosten  der  Feldbestellung  bei  weiterer 
EutfStniung  der  Felder  vom  Wirthschaftsbofe.  Ein  durch  v.  Thune n  's  Uotersncbangen 
besonders  klargeitclltcr  PuncL  In  beiden  Beziehungen  steht  der  landwirthschaftliche 
Klein-  und  zum  Thuil  Miitelbetriob  (namentlich  nach  erfolgter  Zusammenlegung  der 
Felder),  in  eisterer  aach  der  Fabrikbetrieb  günstiger  da,  für  den  der  letzte  Punct,  die 
rftuuilirhe  Distanzen  innerhalb  der  Sphire  der  ProdoctionstbAtigkeit,  wenig  in  Betracht 
kommt. 

4.  Der  ländliche  Kleinbesitzer,  welcher  fUr  seine  eisicuo  Kechnun^;  die  eigene 
Scholle  bebaut,  wendet  notorisch  oft  einen  Flei^s  und  eine  Liebe  und  Aufmerksamkeit 
an.  welche  im  höheren  v ol  k  ^ \v i  r t  hs c  h  a  f 1 1 i  o h  e n  Iteinertrage  für  die  Yolkswirth- 
schaft  und  im  hOhereu  oinzeiwirthschaftlicheu  lieinortrage  auch  für  ihn  selbst  ihren 
«konomischen  Ansdnick  finden,  ohne  doch  in  letzteien  Falle  ah  höhere  Prednctionskosten 
.'iiiu'crechnct  werden  zu  müssen.  Hier  ist  die  in  I .  §  1T2  dargelegte  Untersrheidung 
der  Küsieu  hochwichtig.  Denn  an  handelt  sich  bei  der  Tcrmebrten  Arbeit  um  soost 
mtlssige  Standen,  die  freiwillig  dem  Berof  gewidmet  werden.  Solchen  Flelfls  kann 
der  Grossgruud besitz  oft  Uberhaupt  um  keinen  Lohn  kaufen,  oft  kommt  er  ihm  vrenigsteu 
zu  theuer.  Dieser  Fleiss  und  diese  Liebe  des  Kleinbesitzers  für  .seinen  Boden  werden 
aber  bei  dichterer  Bevölkerung,  steigendem  und  manuichfaltigerem  Bedarf  an  ßodflO- 
prodacten,  d.  h.  bei  den  ukouomischen  Bedingungen  intenairerer  Bodencultur.  wo  die 
gegebene  Fl&che  sorgfältiger  bestellt  werden  muss.  sehr  wichtig.  Besonders  bei  der 
ClUtur  einzelner  feinerer  Producte,  wie  sie  hier  begehrt  worden,  bei  der  Zucht  roo 
Handels-  and  (sarlengewichäen,  Gemilsen,  Wein  eriangt- gerade  die  Arbeit  des  Klein- 
besitzers  und  Kliinwirths ,  ,.d.r  sein  eigener  Taglöhner  ist",  ihren  hohen  Werth. 
Deshalb  siegt  hier  die  iüeincultur  und  der  Kleinbetiitz  eher  Uber  die  ürosscultor  und 
den  Groasbesitz,  als  diese  Uber  jene,  wenn  die  Grosswirthschaft  aoch  beim  Kömerbsn 
und  zum  Tlieil.  aber  nicht  al!f;cinein,  bei  der  Viehziu  hf,  "^IiI^hwirtll^chaft  u.  s,  w. 
tiberlegen  bleibt,  auch  übrigens  in  einzelnen  hochinteiisivcu  Cuiturcn  ^Biüfflen-, 
Samenbau,  Wein)  doch  mehrfach  neuerdings  cuucarrenzfähig  sich  erweiüt. 

g.  169  [320].  Die  Erfahr mig  bestätigt,  was  im  Voraas- 
gehenden  ans  der  Vergleichnng  der  als  Cansalmoment  auf  die  Ge- 
staltung der  Gnmdbesitzverhältnisse  einwirkenden  Nator  des  lind- 
lichen Gross-  und  Kleinbetriebs  abgeleitet  worde.  Wo  nicht  ganz 
speoifische  Ursachen  politischer  und  rechtlicher  Art  mitspieles, 
kann  mindestens  nicht  von  einer  allgemeinen  Ökonomisch-technischen 
Ueberlegenheit  des  Grossbetriebs  Uber  den  Kleinbetrieb  die  Bede 
sein.  Der  Schlnss,  dass  letzterer  und  dass  der  Kleinbesits  noth- 
wendig  vom  Grossgrundbcsit/.  Ijci  freiem  Verkehr  im  Grnndeigen- 
tbuui  ver(lräiip;t  werden  ln^i.>^sc,  ist  daher  ebensowenig  richtig,  als 
der  uudcic,  dass  au  und  lUr  sich,  des  betisereo  Betriebs  wegen, 
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eine  sokbe  (kstaltuui;  im  Interesse  der  j^aiizeu  Volkswirthschaft, 
insbesondere  der  landwirtbschal'tlicbeu  rroduction  und  der  daran 
betheiligten  Arbeit.skriU'te  durchaus  wünschensvverth  sei. 

Manche  bod«'iitond«3  National5konomen  ond  Politiker  haben  sosrar  ans  der  soifen. 
Freiheit  des  ländlichen  (busonderä  bäuorlicbüu,  zum  Theil  auch  des  sogen. 
rittencliaftUctaeo)  GroDdei^enthnrns,  d.  b.  aas  der  rechtlich  zal&ssigen  freien 
Veränsserani?,  Vererbung,  Verpfändtinir  nnd  realen  Theilung  d»«i-selben  bei  Ver- 
äasserung  ond  Vererbung,  rielfach  gerade  die  entgegengesetzte  Gefahr,  nemlicb  eine 
ca  weit  fehende  Bodenthdlnnp  (sovohl  In  m  kleine  Reonielnhelten ,  sog.  PnreelleB, 
alä  namentlich  ntn  h  iu  zu  kleine  Eigenthums-  und  Betriebseinheiten)  in  Aussicht 
gestellt  und  durch  die  Erfahrung  erhärten  wollen,  eine  noch  heute  iu  LIuidern  weit- 
gehender  fiodenmobilisirung  nicht  seltene  BcfOrchtung  (Frankreich,  Südwest-  und 
Westdeotschhuid).    Zu  weit  gehende  Bodentheiliuig  (in  dem  zweiten  Sinne)  heisst  aber 
nichts  Andres,  als  Verdrängung  des  (iross-  und  MittelbeeitMS  und  des  entsprechenden 
Betriebs  durch  Kleinbeisitz  und  Kleinbetrieb. 

Jedenfalls  sind  die  Vontlge  ond  Nachtbeile  der  kleinen  nnd 
grossen  Landgüter,  die  Gttter  zogleieh  als  Betriebseinheiten  be- 
trachte^ in  eminentem  Maasse  relative,  d.  h.  von  den  allgemeinen 
so  Tersehiedenartigen  natürlichen  nnd  wirttisehaftlicben,  historisoben 
nnd  loealen  Bedingungen  der  Lindwirthschaft  abhängig. 

Klima.  Bodcn^;eätaltung  und  Boden be^chatieuhcit,  Volksdirhtigkeit.  ätiidtische 
Cenoentration  der  Bevölkerung,  Entwicklang  von  Industrie  und  Handel,  Bedarf  an 
diesen  oder  ji-nen  Producten,  rommunicaiionen .  allgemeine  Absatzrerhiltnisse  der 
einen,  allgumeiuo  Bezogsrerhältuiääe  der  anderen  Producte  u.  s.  w.  u.  s.  w.  sind  die 
stets  selbst  wieder  variablen  Elemente,  nach  denen  sieh  die  Wahl  des  jewell^ 
und  je  drtlich  relativ  lM'>tei»  landwirthsrhaftlichen  Systems',  der  Bau  der  einen  oder 
andern  Producta  richten  und  wechseln  muss.  Deshalb  lasst  sich  für  kein  Land  ein 
fu  allemal  angeben,  welche  Betriebe-  ond  BesitzgrOsse  die  beste  sei,  die  eben  dann 
■nthmaaslicb  bei  freiem  Verkdir  war  Geltung  kftme. 

Am  Wenigsten  kann  mau  aber  all{j:cniein  dem  Kleinbetrieb, 
und  Kleingrundbesitz  hier  ein  so  un';üustiges  Prognosticou  stellen, 
wie  es  insbesondere  der  Socialismus  beute  tbut.  Eher  umgekelirt, 
mit  Kücksicbt  auf  das  Gesetz  der  Entwicklung  der  intensiveren 
Landwirthsebaft  mit  steigender,  reicber  werdender  Hevülkorung, 
grösserem  Städtewesen,  erweitertem  Absatz  der  laodwirthschai't- 
iicben  Productel 

Die  wachsende  Intensirität  der  Landwirthsdiaf'  In*  die  Tendenz,  die  Bodenflache 
der  B<»triebseinheiten  zu  verkleinern,  um  die  Hatli<-  1      r  bearbeifi!!  nnd  ihr  mehr 
Anlage-  und  Betriebükapital  zuwenden  /u  können.    \\u  mcht  rechili«  lic  oder  der 
V(di»>  und  Familiensitte  entspringende  Hindemisse  in  Betreff  der  Theilutig  der  Land- 
S^ter  bei  di-r  Vi-rnnssernng  und  Vererbung  entsretronstehcn  und  wo  nicht  das  Vorwalten 
des  Pachtbetriebä  Au^ahmen  bedingt,  da  fuhrt  jene  Tendeiu  bei  tibcr wiegendem 
S^lbMbetrieb  der  Landwirthsebaft  dorch  die  Eigcnthdmer  zugleich  sv  einer  Ver- 
kleinerung der  ländlichen  Eipenthums-  und  Betriebseinheiten.  Die 
£rfahruDg  bestätigt  dies  auch  im  (irossen  und  Ganzen  in  den  Daten  der  btaiiätik  des 
^'■Mffiehen  Grundcigenthams  tlber  die  GrObse  der  (blaerlichen  und  adligen)  Landgüter 
C'ier  über  die  Zerstückelung  des  Grundbesitzes  nach  Eigenthuuseinheiten:  sie  wurde 
Wohl  selbst  im  Einzelnen  noch  trenauer  l)est.iti;:^eu,  wenn  rein  rtkonomisch-techiiische 
P^ctoieD  einwirkten  und  nicht  in  Kecht  und  Sitte  hchr  häufig  Hindernibäc  für  die 
^  WB(t«t,  Omakciuff.  a.  Ani.  «.  Thell.  TolkawirthMhaft  a.  Kerbt  25 


Digitized  by  Google 


386    3.B.  AiMdeha.d.PfirateigeaUi.  2.K.  GnmdeiKeiiUiaffl.  2.U.A.  VttrdieUaiig.  §.  170. 


VenrirUichODg  jener  Tesdenz  bestanden  hätten,  zum  Theil  bis  heute  bestehen,  oder 
jedenfidb  erat  seit  Kurzem,  was  das  Recht  anlauft,  beseitigt  siml.  Andere  zaftlUge 

geschichtliche  Umstände  bedingen  ebenfnlls.  d.i^s  eine  solche  Tend-  nz  sich  in  der 
Praxis  niemals  so  rein  reririrklicht,  ai«  nun  in  der  Theorie,  unter  alleiniger  Berück- 
sichtigung eines  Cansalfactors ,  wie  des  ökonomisch -technischen  (Privat-)yortheil8 
ablcAtit  Wenn  wir  aber  sehen,  dass  in  den  Laadestheilen  mit  stärkerer  Volksdichtig:- 
keit,  entwickelterer  Indostrio  und  Städtewesen,  mit  hinter  andern  Cuhoren  zurück- 
tretender Uetreideproduction  und  Viehzucht  (besonders  weniger  Schafzucht,  zum  Theil, 
aber  nicht  aUgsnein,  auch  weeiger  Pfisideiiioht)  die  Zahl  der  kleinen  ländlichen 
Grundbesit/ungen  und  Betriebe  »rrösser,  dagegen  ihre  Eigenthums-  und  Bciriebsflache. 
dann  die  Zahl  der  (irossgrundbesitzangen  und  (iroesbethebe  und  wieder  deren  Urteile 
UeiBer  ist  imd  somit  ein  grosserer  Theil  der  gesammleii  Fliehe  des  lindÜdM«  Onrad- 
cigenthums  sich  in  Händen  der  Kleinbesitzer  und  des  Kleinbetriebs  allenfalls  ein- 
schliesslich des  kleineren  Mittelbesitzes  und  -Betriebes  befindet,  als  in  den  anderen 
I^destheilen,  so  ist  es  augenscheinlich,  dMi  die  nnehmeode  InteMdffftlt  des  land- 
wüthschafUichen  Betriebs  dem  Kleingrundbesitt  ud  dem  Kleinbetrieb  eher  günstig 
als  ungünstig:  ist.  Dies  zeigt  sich  z.  B.  in  Prensson  deutlich  beim  Vergleich 
zwischen  Westen  und  Osten,  zum  Theil  überhaupt  in  Dcutiehluid  Ijeim  Vergleich  zwischen 
Nordosten  und  Südwestta.  Natürlich  d»s»  aber  hier,  wie  überall,  die  iranze  ge- 
scbichfli<  he  Entwit  klone  von  Alters  her  und  dauernd  Iiis  in  die  Gegenwart  hinein  be- 
stimmend in  die  (ie&taitung  dieser  Dinge  mit  eingreift.  So  die  Besiedlungäart, 
die  tusprQngliehe  cder  wenigstens  walte  Veisehiedenheit  des  Staamessitle  ud  de« 
Stammesrechts  iNieder>achsen,  Westfalen,  anderseits  Franken,  Thihiiij^er,  Alemannen) 
in  Bezug  auf  Zusammenhalten  oder  Theilung  dos  Bodens  beim  Erbgang,  auf  Gebunden- 
heit und  TheilbaTfceit,  Yerloasening  v.  s.  w.,  die  lühDlUge  vnd  so  eigenartige  OAo- 
nisation  der  östlich  der  Elbe  gelegenen  Länder  durch  die  Deutschen  dort  im  Unter- 
schied zu  den  alten  urdeutschen  Verhältnissen  im  Westen.  Und  nicht  minder  natürlich, 
dnss  die  gegebenen  Natnrbcdingungen .  besonders  Flachland,  üobirgo,  Klima,  Bodeo- 
beschafienheit  einen  dauernden  Einflass  mit  ausüben.  (Siehe  die  agrarpolitische 
Litteratur.  besonders  Koscher.  Meitzon,  Buchenberger  a.  a.  0.  LetTtcrer 
stimmt  muiuou  Ausführungen  hier  und  im  Folgendon,  auch  unten  in  §.  200  ff.  ganz  bei, 
I,  990.  Siehe  von  Meitzen  auch  den  Artikel  Amiedeiuig  im  HandwOrterbnok  der 
Staatswissenschaften ,  Band  I.  Aus  der  deutschen  Agrarstati^tik  die  prorincielle  Vor- 
theiiong  der  Besitz-  und  BetrIebsgrOssen  kategorieenweise.  Daten  daraus  bei  Buchen- 
berger I,  438  ff.) 

Niniuit  mnn  dazu  die  ganz  UTiersetzl)aren  socialen  und  poli- 
tischen Vorzü^^o  eines  tüchtigen  Bauernstands  und  Kleingrund- 
besitzerstands Uherliaupl ,  so  kann  man  vollends  auch  die  vom 
Socialisnius  verlangte  Ersetzung  des  Klein-  durch  den  Grossbetrieb 
in  der  Landwirthscbatt  nicht  für  allgemein  erwünscht  erklären. 
Ein  KleiupäclitertbaiD  aoi  dem  im  Qemeineigen  stehenden  ländlichen 
Boden  —  eine  und  noch  dazu  vermutblich  die  relativ  beste  der 
Lösungen  des  Bctriebsproblems  bei  „Verstaatlichung''  dieses  Bodens 
—  würde  gerade  in  dieser  Beziebnng  bei  Weitem  nicht  ebensogat 
die  sociale  Fanction  eines  Bauernstand«  aof  eigener  Scholle  ao»- 
ttbeo,  in  ökooomiscb-techDiscber  Beiiehung  anch  sohwerlicli  ebenso 
tüchtig  wie  letzterer  dem  Prodnctionsinteresse  dienen  (§.  200). 

§.  170  [321,  322).  —  B.  Allerdings  ist  eine  Gefahr  mit 
dieser  weiteren  Verkleinerung  der  ländlichen  (Irundbesitzungeu 
verbunden,  welche  schliesslich  auch  der  Aufsaii'^ung  des  kleinen 
ßesitices  durch  den  grösseren,  seihst  der  türmlichen  Latilündien- 
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bildang  Vorschub  leisten  kann:  die  Verkleinerung  kann  zu  weit 
gehen,  zur  „Zwergwirthschaft",  dadurch  zu  proletarischen  Zuständen 
der  Besitzer,  schliesslich  zu  ihrer  Enteignung  mittelst  des  Schuld- 
rechts und  zum  Uebergang  des  Eigenthums  an  Grossgnmdbesitzer 
Qod  städtische  Kapitalisten  führen.  Diese  Gefahr  liegt  um  so  näher, 
wenn  nicht  die  Ueinen  Eigenthumseinheiten  wenigstens  darch  ein 
richtiges  Paohtarystem  m  hinlänglich  grossen  Betriebseinheiten  Ter- 
bnnden  werden  kOonen. 

Hiermit  wird  aber  schon  die  Frage  der  speciellen  Gestaltang 
des  Rechts  des  GnindeigenihQms»  besonders  des  ländlichen  kleinen, 
berflbrt  Dieses  Beoht  ist  in  der  modernen  Zeit  mehr  und  mehr 
nach  der  Theorie  des  absoluten  Eigenthnms  nnd  auch  sonst  nach 
rOmisch-rechdicber  Schablone  gestaltet  worden.  Die  Forderungen 
der  Theorie  der  freien  Concnrrens  kamen  schon  dabei  nnd  später 
dann  noch  apart  dayon  in  der  »^Freiheit  des  Onmdeigenthnms*'  znr 
Geltung.  Die  älteren,  dentschreehtKchen  nnd  die  der  gmndherr- 
liehen  und  polizcistaatlicben  Periode  entsprungenen  Beschränkungen 
der  freieu  Verfügung  des  Eigeuthlimers  in  Bezug  auf  die  Ver- 
pfändung, Veräusserung,  Vererbung  und  auf  die  reale  Theilung 
des  Grondeigenthuma  in  beiden  letzteren  Fällen  sind  vollständig 
zum  Tlieil  erst  auf  das  Verlangen  der  liberal -individualistischen 
Nationalökonomie  in  neuerer  Zeit  beseitigt  worden.  Dadurch  ist 
ein  nachtbeiliger  Einllu.ss  eines  falschen  G  rund  eigen  thu  ras - 
rechts  und  ein  Missbrauch  der  Freiheit  möglich  ^a^w(>rdeu,  die 
für  die  Vertheilong  des  Grundbesitzes  anter  Umständen  kritisch 
werden  können. 

Vgl.  Ran,  Volkswirthschaftspolitik,  §.  76  Ö.;  Koscher  II,  2,  Kapitel  11  (und  S\ 
besondeia  &  i>9, 143.  Buchenböigei  1.  75,  S7.  Koscher,  Moitzen  wie  viele 
Andre  memen.  dan  ans  d«r  Sutistik  des  GraDdelfeDthnms  in  Frsnkreicli  vle 
in  Proossen  mehr  der  richtige  Gebraucli ,  als  der  Missbrauch  der  Freiheit  des 
Grundeigenthams  belegt  Verden  kOnne.  Ich  wage  daa  nicht  so  sicher  zu  behaapteo, 
ohoc  das  Uegentheil  auzunebmou.  Dass  die  Möglichkeit  det  lUssbranehs  iclMMi  Um 
Bedenken  hat,  ist  gletchvehl  nicht  zn  bestreiten« 

Welche  Gefabren  hier  vorliegen,  mag  an  einem  Beispiel, 
welches  gerade  auch  für  tlic  uns  hier  beschäftigende  Frage  des 
Einflusses  der  leitenden  Principien  der  Rechtsordnung  auf  diese 
Verhältnisse  besonders  beacbtcnswertb  ist,  an  dem  wichtigen  Bei- 
spiel der  heutigen  Verschuldungsform  des  ländlichen 
Grundeigenthums,  etwas  näher,  unter  Benutzung  der  classischen 
Untersnchungeu  von  Kodbertus,  nachgewiesen  werden. 

Rodbert«,  über  die  lieutig;«^  Crcditnoth  des  Grundbesitzes,  besonder^  I,  dann 
II«  1—20.   Dmi  Jetzt  fiachenberger  U,  g.  117  S.   Daselbst     97  Litteratur  der 

25» 
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Strdtfrmge.  leb  ttelM  In  dieser  etvts  altveiolieiid  fOB  BaehealierKer,  habe  aber  aa 

dieser  Stelle  lürlit  nUier  auf  das  Für  and  Wider  der  Hodbcrtns'tcben  Theorie  und 
auf  die  pracüsche  Flage  der  Beatenrenchaldoog  einzagehen« 

Die  Verschaldnngsform  des  OnmdeigeDtfaiims  nach  dem 
(rOmiacheD)  PriDcip  der  KapitalTenchnldiiDg,  statt  des  (deatsebeo) 
Prineips  der  BentenTeraoholdang,  bat  sieh  seit  der  Receptioii  des 
lOmiscben  Bedits  immer  allgemdBer  Terbreitet',  so  dass  sie  jetzt 
fast  die  ansschliessliebe  geworden  ist.  Die  grundsätzliche  Beseitigung 
der  keineswegs  unbedingt  verwerflichen  Erbpacht  (oder  äbulicher 
Verhältnisse)  hat  ibr  noch  Vorschub  geleistet.  Sie  ist  aber  erst 
mit  der  gänzlich  freien  Veräusserung  und  \'ererbuug  für  das  kleine 
und  grosse  ländliche  Grundeigenthuni  zu  ihrer  vollen  practischen 
Bedeutung  gelangt  und  damit  verhäugnissvoU  für  den  Grundbesitz 
geworden. 

Nach  dem  somit  jetzt  herrschenden  Princip  der  Kapifalrersrhuldünff  werden 
nicht  etwa  nur  zur  Melioration  aufgenouimene  Kapitalien,  ein  l  all,  wclohi  r  ubcrhaujit 
OBter  den  beadgea  Verscbolduiigtiursacheu  des  (irundbeditics  weuigüteiiA  bei  un:^  im 
Ganzen  eine  antergeordnete,  jedenfalU)  nicht  die  Haujttrulle  zu  bpiolen  scheint,  sondern 
auch  Kcstkaufgeldcr ,  Kapitalien,  welche  zum  Zweck  der  Bezahlung  des 
Kaafstchillings  bei  Dritten  aafgenommen  worden,  und  sogar  sdraldij^  ge- 
blieb-nt!  Erbantheile  nmli  f  st-  n  Kapitalbcträgcn  als  Hypotheken  auf  den 
Uruadbeaitz  eingetrageu.  Diese  Kapitalien  sind  dabei  gewöhnlich  aaf  kurze  Termine 
kttadbar  eeiteoa  des  GUnbii^erB.  Oer  Orandeigenthamer  ist  jedoch  nach  der  Natnr 
seines  Betriebs  und  des  daraus  flieasenden  Einkommens  nicht  in  der  Lage,  beliebig 
eine  verlangte  KapitalrUckzahlung  zu  leisten,  weil  eben  sein  Grandeigenthum  nicht 
Kapital  ist.  Er  kann  nar  eine  Rentenzahlung,  höchstens  znschläglich  einer  massigen 
Amortisatienerate ,  in  regehniMigea  Tttnünen  oder  doch  erst  nach  geraumer  2^t, 
wenn  er  ans  st-inem  Einkommen  genng  kapitalisirt  hat,  eino  Kapital/ahlung  aus 
eigenen  Mutein  leisten.  Bei  dar  jetzigen  Ven>chuldungsform  gerath  er  daher  im  Fall 
onenrarteter  Kündigung  des  Kapitals,  das  ihm  ja  metstena  gar  nicht  geliehen  worden 
ist,  sondern  welches  er  als  Schuld  für  einen  nicht  real  a08g**schicdcnen  ßodenantheil 
nach  dem  bestehenden  Hechte  anerkennen  musste,  unrermeidlich  in  Abhängigkeit  ron 
dem  Credit  anderer  Kapitalieten,  den  er  beanspmehen  maes,  um  seinen  V«%indlidk- 
keiten  nachzukommen.  Bei  entwickeltL-r  bankmässigcr  Organisation  des  l.lndlicheo 
Bealcredits  wird  diese  Abhängigkeit  geringer  (Pfand briefinsUtote,  Hypothekenbanken). 
Aber  sie  wird  aneh  dadarch  nicht  genügend  beseitigt  Fehlt  diese  Organisation,  wie 
grussentheils  wenigstens  bis  vor  Kurzem  ziemlich  allgemein  fUr  den  iCleingrund besitz, 
M)  >roiath  der  Besitzer  in  Noth,  f:ült  dem  Wacher  anheim  und  wird  in  derThat  dann 
nur  zu  leicht  „enteignet  und  eutcrbt". 

Diese  Gefhbien  nnd  Uebelstlndo  steigern  sich  noch  dorch  die  „Freiheit  des 
6raildeig«!nthlims**  und  das  gleiche  Erbrecht  d<r  Kinder  des  (irnndeigen- 
thOraers.  Denn  jene  macht  die  Yeriusserung  leicht,  fuhrt  aber  auch  zum  Ankauf 
ron  Boden  mit  wenig  eigenem  Kapital  and  somit  zur  Belastung  desselben  mit  hohen 
Kapitalscbulden  für  entlehnte  Kaufgelder  oder  fur  Restkaufgclder.  Und  das  gleiche 
Erhicrlit  iiHthigt,  wenn  nicht  reale  Bodentheiluug  eintritt,  die  nicht  immer  rn''t'Ii-  h 
und  uucli  Weniger  immer  erwünscht  ist,  ebenfalls  zu  hoher  Belastung  des  Grund- 
besitzes seitens  des  übernehmenden  Erben  mit  Erbantheilen,  weldie  in  der  Form 
kündbarer  Kapitalscbulden  bypothocirt  werden.  Die  Versrhuldnng  unseres  Grund- 
besitzes scheint,  wenn  nicht  Uberwiegend,  so  in  starkem  Maasse  aus  solchen  Ursachen 
benorohren.  (Rodbertns  a.  a.0.  L  17.)  In  wie  weit  diese  Ansieht  ron  Bodbettns 
allgoiiii  i  Ii ,  uirh  S.  B.  nur  in  Deutschland,  richtiff  ist,  darüber  zu  entscheiden  fehlte 
es  lange  an  genügender  Statistik.  Eine  einzelne  Notiz  ^wie  bei  Roscher  II.  §.  l.^S, 
AnmerlnDuig  10)  bewebt  natOrlich  auch  zn  wenig.  Neuerdings  ist  mehr  und  besseres 
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amtliches  ^tatisüsckcs  Material  aus  Terscbiedenen  Undern  vorbanden,  aber  nacb  Um- 
fang, Zeiten«  aaf  welche  es  sich  bezieht,  Art  der  Anftaaline  Iftsst  es  immer  noch 
Manches  za  wünschen  Ubrip,  so  dass  auch  jetzt  nnrh  die  RodbiTfu<'sche  Ansicht 
steh  nicht  ?öUig  sicher  and  ziflermtoig  genaa  bestätigen  oder  widerlegen  lAsst. 
Doch  ergiebt  sieh  jedeofidb,  daas  die  versehnldnDgsarBaehe  ans  Erbantheilen  nnd 
Kanfschillingsrest-  n  sogen.  Bcsitzcrcdit)  überall  eine  haaptsächlichc  ist.  N.ioh  der 
Rammten  Agrarrertassang  und  der  Lage  der  Grandbesitzer  and  L&ndwirthe  der 
Länder  und  Landcdtheilc  sind  Verschiedenheiten  in  dieser  Hinsicht  freilich  von  vorn- 
herein zu  vermathen  und  worden  auch  dueh  die  Thmanchen  bestittigt  Siehe 
Bachenberger,  $.  108,  besonders  Skia  fL 

In  Verbindung  mit  der  beut  igen  Kapitalverscbnldaugsform  macbt 
das  Princip  der  freien  Veiünssemog  aber  ans  dem  Grundbesitz 

Tollends  leicht  ein  Object  fHr  den  bloss  specnlatiyen  Besitz- 
wechsel, wie  dies  Rodbertus  meisterhaft  als  Tendenz  des 
modernen  Grunilschuldrechts  entwickelt  hat.  Die  hier  mitspielen- 
den Factorcn  sind  die  Bewegung  des  landesüblichen  Zinsfusses 
und  der  Grundrente. 

Bei  sitikendcui  Zinsfusso  und  stei^-^L'iul'  r  Kent-'  ]i;it  der  Kapitalwerth  des  Bodens 
die  Tendenz  za  steigen.  Dies  lockt  za  Outcrankauleu,  auch  mit  Hille  ^mden  Credits, 
stehen  Udbender  sterker  Beattnofgelder.  itcht  die  Conjimotar  is  der  fofsnagesenten 
Richtung  weiter,  so  wird  durch  Weiterverkauf  zu  ^estiegrenem  Preise  eine  Gewinn- 
reaiisirong  versacht  und  meistens  mit  üilfa  abermals  grösserer  Kapitalverscholdnnf; 
des  Grondeigenthnms  dnrehfeführt  Der  viDf&hrige  nnd  wohlfeile  Credit,  velclien 
die  bankmääsige  Organisation  in  solchen  Zeiten  bietet,  lockt  zu  solchen  Operationen 
nnr  noch  mehr  an.  Aber  die  Conjunctur  wechselt,  eine  Periode  steigenden  Zins- 
fnases  and  —  etwa  verursacht  durch  die  neuen,  billige  laudwirtL^chaftliche  Producte 
extensiver  oder  sehr  frachtbarcr  Landwirthschaft?geljiete  herbeiführenden  Coramuni- 
cationsmittel  —  sinkender  (iruiidrente,  daher  auch  sinkender  Tendenz  des  Boden  Werths 
tritt  ein.  Der  letztere  deckt  die  hohen  Schuldsummen  nach  kapital werth,  mit  denen 
der  Boden  ans  Kaii^deni,  Erbantheilen  belastet  ist.  nicht  mehr.  Eine  l&ndliche 
Creditkrisis  bricht  aus.  vollends  bei  kündbaren  Hypotheken,  «b  r  (iruiitU)' ^,itz  kommt 
unter  den  Hammer  und  wiederiun  profitirt  das  QaldkapitaU  wenn  nicht  der  Geld  vacher. 
^iebe  Datoi  Sber  Werthsehwankimgeii  der  Landgut«  bei  Conrad  in  Hildebiftnd's 
JabrlMlclieni  XIV,  IM,  177.) 

Mancher  alte  Grundbesitz  bäuerlicher  und  adliger  Familien  ist 
Ko  seinen  irliheren  licsitzem  unter  dem  Einfiuss  einer  laischen  V^er- 
schuldungst'orm  ftlr  das  Grundcip;cnthuiii  enteignet  worden.  Eine 
ungünstigere  Vertheiluog  des  Grundbesitzes  kann  daraus  leicht 
hervorgehen. 

IV.  —  §.  171  [323].  Ergebniss  fttr  die  Frage  des 
privaten  Grandeigenthams.  Das  vorausgehende  Beispiel  ist 
▼on  typischer  Bedentnog  fHr  den  nachtheiligen  Einfloss  nnrioh- 

tiger  Gestaltung  des  Grandeigeuthumsrechts  auf  die  Lage  des 

Grundbesitzes. 

Fol^'t  aber  aus  ihm  und  aus  den  oben  erwähnten  anderen  Ge- 
fahren, welche  die  Freiheit  des  Grundeigenthiims  mit  sich  führen 
kann,  folgt  selbst  aus  der  in  solchen  Fällen  vielleicht  uachweii»- 
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baren  Teudeuz  zur  allgememeren  „Enteignung  und  Enterbung^*  des 
Kleingrundbesitz  durcb  den  Grossgrundbesitzes  und  das  städtische 
Kapital  oder  aus  der  hier  etwa  sogar  voriiegeoden  Tendenz  zur 
Latilundienbildung  Etwas  gegen  die  Institution  des  privaten 
Gnindeigentbums  als  solche V  Mit  Nichten:  Es  lässt  sich  daraus 
eventuell  nur  eine  Reform  des  Gru ndeigenthumsr echte, 
des  C red itrechts,  des  Erbrechts  begründen,  d.  h.  die  Forde- 
rungen der  Theorie  der  freien  Concurrenz  müssen  moditicirt  oder 
aufgegeben  und  anpassende  PriTatrechtsnormen  müssen  durch  solche, 
welche  der  ökonomischen  und  technischen  Natur  des  Grundbesitzes 
entsprechen,  eventuell  z.B.  das  Princip  der  Kapitalverschuldung 
durch  dasjenige  der  Rentenversehnldung  ersetzt,  die  Institation 
des  Reniengnts  eingeflihrt  werden  n.  dgl  m. 

Im  eoncreten  Fall  ist  Aber  solehe  Reformen  des  Beehts  nafillr- 
lioh  naeh  genauer  Frttfnng  der  Thatsachen  an  entsebeiden.  An 
dieser  Stelle  ist  nur  an  betonen,  dass  die  „Freibeit  des  Grand- 
eigenthnms''  die  angedeuteten  Gefiabren  zwar  nicht  notbwendig  mit 
sieb  bringen  muss  und  nicht  immer  mit  sich  bringt,  aber  siewobl 
mit  sich  bringen  kann  und  gelegentlich  auch  mit  sich  gebracht  hat. 
Wo  sich  dies  zeigt  und  in  Folge  dessen ,  unterstützt  durcb  ein 
falscbes  Grundeigenthumsrecht,  wie  in  dem  Beispiel  der  Ver- 
schuldungsform, der  alte  Grundbesitzerstand  zum  socialen  Schaden 
für  die  Gesellschaft  enteignet  und  enterbt  wird,  da  bewahrheitet 
sich  also  die  These  der  socialistiscben  Kritiker  des  Grundeigen- 
thums. Dann  muss  auch  durch  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
des  Staats  mit  richtigen  Reformen  und  zweckmässigen  Aenderungen 
des  geltenden  Privatrechts  eingeschritten  werden. 

Unter  Umständen  selbst  mit  rückgreifenden  Maassregeln, 
d.  b.  mit  einer  (Gesetzgebung,  welcbe  die  Besitzverhftltnisse  wieder 
anf  den  frttberen  Stand  znrtlckzufllbren  oder  demselben  wenigstens 
wieder  ansnn&bem  snobt.  Anob  dies  ist  ein  Postulat  ricbtiger 
soeialrecbtlieber  Aaffassnng  des  Grundeigentbnms,  das  weder 
dnrob  den  Hinweis  anf  die  Aiiome  des  Systems  des  Okonomiseben 
Individnalismns  nnd  Liberalismus  nnd  der  Freibeit  des  Grandeigeii- 
tbnms  nocb  durcb  den  Hinweis  aaf  das  bestebeode  immer  einer 
Reform  zugUngliebe  Recbt  abgewiesen  werden  kann.  Für  eine 
solche  tiefergreifend c  gesetzliche  Reform  der  GrandbesitcrerfaSknisse 
liegen  PräcedenztUlle  vor. 

So  in  der  uiudi  riien  Gesetzj^ebung  Uber  Ablösung  der  Grundlastea  in  Mittel- 
earopa  and  in  der  ra5äii>cben  Gesetzgebung  Uber  die  Aafbebong  der  Leibeigeotcbaft 
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und  die  Ausstattoag  der  Dorfgemeinden  mit  Land  (Bacbenbergor  I,  §.  20  ff.,  §.  25). 
In  beiden  Fällcu  wurde  in  die  gescbicbüicb  überkommenen,  za  Recbt  beetdiendea 
Grundbesitzrerhältnissc  zwangsweise  tiof  eingegriffen,  um  allgemeine  Forderangeu  der 
Voliuvirüischaft.  des  liecbtDgefabls  und  der  GinliMtion  za  erfüllen  and  dabei  aach 
rid  priratrechdich  TeijihriM,  aber  dtrom  nicht  gesttlintes  geechiohllichet  Unrecht 
wieder  gut  zu  machen.  Aebniich  vorhült  es  sieb  mit  der  endlich  hegMmenen  BefMB 
dei  iiiechen  Pacbtrecbts  (Buchen berger  I,  S.  152,  198  ff.). 

Das  ist  der  riehtige  Weg,  um  der  Polemik  gegen  die  InstltiitioD 
des  priraten,  besonders  grosseren  U&ndlieben  Gmndbesitses  anoh 
da,  wo  sie  mehr  oder  weniger  zntriflt,  die  Grttnde  so  entziehen, 
welche  sie  ans  der  geschichtltchen  Entstehung  nnd  Entwioklong 
dieies  Eigenthnms  entnommen  hat  Auf  demselben  Wege  kann 
aneh  diejenige  Reihe  Ton  GiUnden  widerlegt  werden,  welche  ans 
dem  gegenwärtigen  Entwicklnngsprocess  der  Vertheilnng  jenes 
Grandbesitzes  gegen  die  ganze  Institution  hergeleitet  werden 
müchicu. 

Dritter  Hanptabsebnitt 

Frincipien  in  der  geschichtlichen  Entstehung 
des  privaten  ländlichen»  insbesondere  b&nerlichen 

Orundeigentlrams. 

§.  172  (S.  684— 6S7].  Vorbemerkungen  und  Litteratar.  Die  natioaal- 
dkonom ische, speciell die  agrarpolitiscbe,  und  besonders  die  rechtsgeschicht- 
liebe  Litteratar  Uber  dioeen  Gegenstand  ist  reichhaltig.  Wohl  auf  keiaaD  Gebiete 
hat  pich  die  neuere  deutsche  historisoh  -  nationalökonomische  Kirlituri?  so  bewihrt 
and  dadurch,  ferglichen  mit  der  älteren,  in  der  fremden  Litteratur  noch  beut  '  ror- 
waltenden  ahatracten  und  ratianaUatladben  Bahandloa^.  so  berechtigt  i^ezeigt.  al>  in 
den  Agrarverhältnissen.  Unter  den  tusamm.Mifas'^t'rifli'n ,  das  eesrhirhtliche  Material 
fOr  die  Nationalökonomie  verwenbenden  Arbeiten  »teht  Boacher's  vortretl liehe 
JfaÜMalOkonomik  dee  Ackerlian»**,  Band  2  aefaea  Systems,  ebanan.  Aneh  Ali  diesen 
Abschnitt  und  für  alle  Detailpancte  und  du-  S]i'm  iailitt  ratnr  ist  aaf  dieses  WvA  Yor- 
nemlich  zu  rernreiseu.  bosonders  auf  das  speciell  hierher  gehörige  Kapitel  6  des  3.  Boebs 
(Onudeigentham  and  Gemeinden).  Raa  steht  aach  in  den  letzten  Aasgaben  dea 
theoretischen  und  praotiaehan  Theils  seines  Lehrbuchs  noch  nicht  auf  diesem  histo* 
rischen  Sfandpnnrte ,  wenn  er  auch  auf  einzelne  Puncto  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung des  Orujideigenthums  in  den  Noten  öftere  verweist.  ?gl.  be>ou<iers  I,  §.  382  ff.. 
II.  §.  76  ff.,  §.  97  tf.  passim.  Ich  nehme  jetzt  auch  für  diesen  Abschnitt  wieder  be- 
sonders Bezup  auf  R  u  c  h  c  n  b»}  r's  .\trrarpolitik  ,  zugleich  mit  für  die  Special- 
litteratar,  die  mehr  dorthin  als  hierher  gehört  Siehe  namentlicb  daselbst  I,  Kapitel  3, 
Abschnitt  I  nnd  2,  anch  Kapitel  2,  §.  99  nnd  Abschnitt  a.  aowia  Einlgea  aoa 
Kapitel  1,  Abschnitt  1.  Im  Sc h'-nVicrit* sehen  Handbuch  die  Aldiandlunfr  ron 
Meitzen  Landwirthschaft ,  Theil  11,  in  Band  II  (3.  A.  S.  127),  besonders  Ab- 
schnitt I  (S.  129),  sowie  die  historischen  Abschnitte  in  Meltten's  Boden  Preossens 
nnd  einzelne  Aafsäize  desselben  (siehe  Buchonberger  I,  S.  namentlich  auch  im 

Handwörterbuch  der  Staatswisseii^cliafton.  Hand  1,  (Ansjpdlung.  Feldgemeinschaft  a.  A.). 
in  dit^seui  Werkt;  anch  andere  Artikel  zur  AgrarKcschichte,  Bauernstand  a.  8.  W.  von 
ferschiedoneii  Autorm  (Lamprecht,  Knapp.  Btlchcr,  <irü-?smanii  u,  A.  m.).  Auf  die 
regelmässig  diesen  Artikeln  bci-rcfUcrfen  reichen  Litteraturuhcrsichtcn  soi  noch  btHtonders 
hingewiuiiea.   Eine  lebörüicht  der  üruudzuge  der  Entwicklung  des  ländlichen  Grund- 
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eigenthams  vom  nationalökonomi!>chen  Oesichtspnnctfl  in  meiner  AbeohnlAinf  dee 

privaten  (inindeigenthuins  Abschnitt  II. 

Yoa  besoudeiem  Werthe  sind  vergleicheod- historische  and  btatistische  Dntei^ 
enebmigen  Aber  die  GrondefgenthamsrerliiltniaM  rendhiedener  Linder,  weil  ile  das 

Typische  der  Gestaltungen  tind  Knfwicklunpen  and  die  Einwirkanjr  der  rein- 
uaturlichen  und  rein-meuschlichea  Veihäitnisso,  neben  den  speciiisch-natio- 
nnlen  and  ördichen.  herrortreten  lusen.  Hierhin  irehArt  tot  lüen:  De  Lnreleye'e 

de  In  propriito  et  de  ses  formcs  primitives,  1.  Auflaire.  Paris  1S74  (deutsch  von  Bacher 
„das  ürelgenthum",  Leipzig  1879,  mit  wcrthvollen  Zusätzen),  das  sich  vornemlich  mit 
dem  Gogeostande  dieses  Abschnitts  beschäftigt  und  eine  Reihe  der  wichtigsten  enro- 
piieclien  nnd  asiatischen  Länder,  sowie  antik<>,  mittelalterliche  und  moderne  Zeiten 
vergleicht.  Siehe  daselbst  auch  weitere,  besonders  fremde  Speciallitteratnr  tlbor  die 
eiuzelnea  Länder.  Der  Verfasser  gehört  zu  den  wenigen  westeuropäiacheu  (frau- 
cMschen  nnd  englischen)  NationalOltonoDen ,  welche  die  hier,  wie  in  so  manchen 
anderen  volkswirthschaftlichen  Gebieten,  die  ausländische  an  Hoichthum  bed'Mitri  tj 
ttbertretiende  deutsche  historische  and  nationalökonomische  Litteralur  kenneu  uiid 
benntzen.  Vgl.  ferner  die  Serie  von  essays  „Systems  of  Uuid  tennre  in  rarions 
countries",  publishcd  ander  the  sanction  of  tbe  Cobdra  Gtnb,  London  ISTO  (n.  A*  fOn 
Campbeil  Uber  Indien).  Aach  die^  reiche  neuere  englische  Litteratur  über  die  soge- 
nannte Lrisb  land  question  (z.  B.  Gliffe  Leslie.  land  Systems  and  industrial  economy 
oflrlaad.  England  and  contiuental  coantries,  die  Schriften  von  O'Connor.  Morris, 
Macaalay,  Lavellt-,  Murphy.  Goiikin.  l^To  —  7't  erschienen)  gehören  zum 
Theil  hierher,  zum  'i  hcil  zu  den  llauinaböchnilteu  1  und  4. 

Deber  die  antiken  Agrarverhältnisse  siehe  auch  hier  Hildebrand  in  seinen 
Jahrbüchern  X'II,  5  fi'..  139  11.,  De  Laveleye  a  a.  ( i.  S.  144—195.  Kodbertus  in 
den  Abhandlungea  in  Uildebrand's  Jahrbüchern  Band  2,  4,  5,  S,  20.  M.  Weber, 
römisebe  AgraTgeschichte.  Ob,  in  irelcher  Bennttangsform  nnd  wie  bnge  bei  den 
Alton  G.'uieineigenthnm  am  Lln<llichon  Boden  bo-sfanden  hat,  i:?t  t-trittig.  Dass  dasselbe 
Insbefiondcrc  auch  in  Bom  ^Italien)  .dem  späteren  Phfateigenihum  vorangegangen, 
ist  ans  allgemeinen  folkswirthscbafUichen  Grtnden  und  Anslogtesehlttssen  wahndian- 
iich,  wird  durch  Spuren  der  Institution  bestätigt  und  von  einigen  Bechtshistorlkem 
auch  allgemeiner  fllr  die  ältere  Zeit  angenommen,  so  von  Puchta.  Instituiionen  1, 
§.40,  S.  130  ff.  (4.  Auflage),  Mommsen,  römiscli«-  Geschichte  I,  124.  Andere  be- 
streiten es,  so  besonders  Iheriug,  Geist  des  römischen  Rechts  I  (3.  Aaflage),  S.  198 
(mich  nicht  iiherzeiigend)  und  im  Ganzen  ist  die  Ansicht  der  modernen  rflmischen 
Bechtslehrer  wohl  auf  dieser  Seite.  Für  die  ältere  Zeit  fehlen  jedenfalls  die  sicheren 
Nachrichten.  Es  wird  indessen  zn  bedenken  sein,  dass  unsere  geschichtliche  Kenntniss 
ron  den  alten  Völkern,  speciell  Italien'-,  eben  erst  mit  ein>T  viel  spiitcren  Wirthschafts- 
nnd  Coltarpehode  beginnt,  als  diejenige  ron  den  Germanen.  Die  Gemeineigcnthams- 
nnd  Gemeinnvtsnngsperiode,  ▼dehe  wir  bei  den  letzloen  nnd  später  bei  anderen 
Völkern,  so  noch  heute  bei  den  (Jrossrussen  finden,  hatten  die  Alten  in  der  Zeit,  wo 
wir  ihre  ländlichen  Verhältnisse  kennen  lernen,  schon  hinter  sieb.  Siehe  auch  Kösler, 
Verwallangsrei  ht  I,  §.  124,  Anmerkung  4. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  den  Gegenstand  dieses  Abschnitts  ist  jedoch  die 
reiche  Litteratur  über  das  iilterc  germanische  ländliche  (inindcigenthom  und  seine 
Entwicklung  und  über  den  russischen  landlichen  Gemeindebesitz.  Eine 
Vergleichung  der  germanischen  and  rassischen  Verhältnisse  ist  lehrrdcb,  weil  sie 
manche  Aufklärung  über  zweifelhafte  Puncto  der  lang-^t  vergangenen  Zustände  in 
Deutschland,  Scaudinavien ,  England  gewährt  and  zugleich  die  Ausschlag  gebende 
Macht  der  allgemeinen,  dnreh  die  lossere  Kater  and  die  menschliche  Nator  dar- 
gestellten Faetoren  für  die  Gestaltung  und  die  Entwickhing  des  Grundeitrenthums  offenbart 

VgL  fOr  die  älteren  germanischen  Verhältnisse  ausser  Koscher  a.  a.  Ü. 
(besonders  H,  §.  71,  72  nebst  Anmeifcnngeu)  ood  Bnchenberger  I,  8. 370  £,  an«^ 
schon  die  Angaben  oben  in  diesem  Tbeile  II  der  GmndJegong  S.  17.  Kamcntlieh: 
G.  Hansscn.  Ansichten  Uber  das  Agrarwesen  der  Voizeit.  in  Falk's  Neuem  staats- 
bürgerlichen Magazin  III  (im  Anschluss  an  dänische  Arbeiten,  von  Olufsen), 
ebenda  VI  ;  derselbe  die  Gehöferschaften  (Erbgenossenschaften)  im  K.-B.  Trier 
(Abhandlung  der  Berliner  Akademie).  Ik-rlin  1S63,  besonders  S.  3  1!.;  derselbe, 
zur  Geschichte  der  Feldsyatcme  iu  Deutschland,  Tübinger  Zeitschrift,  besonders  XXI, 
55—62  nnd  passim,  auch  Band  22,  24,  26,  S2;  derselbe,  agnoliistorlsche  Fragmente 
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zur  Erkeontniss  der  deutschen  Feldmaifcverfrssanj^,  TQbin|9rer  Zeitschrift  ISTS,  Band  S4, 
S.  61".  Jetzt  liegen  ditse  AhharidlnnEren  venrollständi^^t  vor  in  den  2  Bänden  ..a?rar- 
historische  Abbandiungiui  %  Leipzig  1880,  1884.  Leber  Haossens  Stellang  2u  den 
Fragen  im  Texte  liektt  mten  %.  1T7.  —  U.  Wniti,  Dentsche  Yerfttarnnga^GescIiiclite  I. 
(2.  Aaflag:e),  besonders  Kapitel  4  (Grandhcsitz  und  Dflrferl,  S.  93  ff.,  anch  passim 
Kapitel  2,  3,  5  (8.  164),  dann  11  Auflage),  Kapitel  4,  S.  305  it.;  V.  Kapitel  4; 
derselbe,  ttber  die  nltdeiitBcbe  Hofe,  Gottinfen  1%54.  —  6.  L.  Maurer,  alle  die 
oben  S.  47  genannten  Werke ,  besonders  die  Geschichte  der  Dorfverfa^siuijf,  nament- 
lich I,  dann  II,  Kapitel  U,  die  (iei^chichtc  der  Frohnböfe  u.  s.  w.  pasäim,  I,  314  ü'., 
besonders  333  ff.,  III.  105  ff.,  1*.I3  ff.  Giorko,  Deutsches  Gonossenschaftsrecht  I, 
§.  T— 9.  S.  53  Ii'.,  dann  passim  §.  21,  24,  52.  53.  55  —  Koscher.  Ansichten  der 
Volkswirthscbaft  Abhandlung  2  (über  die  Landwirtlisrliaft  di-r  .'klteöten  Deutschen). 
—  r.  Haxthausen,  über  die  Agrarverfassung  in  Morddcutscbland  I,  1,  Berlin  1829. 
Landao,  die  Territorien,  Hamborig  und  Godia  1834.  Thvdiehum,  San-  und 
Markvcrfas-un?  in  Deutschland,  Gi«^s.son  l'^BO.  Sttive,  Wesen  nnd  Vorfassunj?  der 
Landgemeinden  in  Niedersachseu  und  Westfaleu,  Jena  1851,  besonders  g.  7. 
A  eben  back,  die  Hanbergsgenoesenschaften  des  Siegwriandes,  Bonn  1868.  Hostmann, 
über  alfiT.  rmanische  I^ndwirth.scb.ift  (Dissertation).  Göttinnen  1^75.  Mcitzen,  Boden 
u.  s.  w.  des  Freosslscben  Staats,  Berlin  l'?«)^.  I.  344  fl.  (mit  interessanten  Flurkarten 
von  Dörfern);  derselbe  im  Schön beri^'schen  Handbncb  a.  a.  0.;  derselbe,  Aus- 
breitung der  Deutschen,  Hildebrand-Conrads  JahrbOeher  Band  32  (1^79),  derselbe. 
Volkshufc  und  Kßnigshufc.  in  Festschrift  für  G.  Haussen:  derselbe  in  den  «genannten 
Artikoiu  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften;  derselbe  in  dem  demnächst 
zu  erwartenden  grossen  agrarbistorischer  Werke,  v.  Inama-Sternegg,  Untersocbung 
Uber  (hn  Hofsysfem  im  Mittelalter,  Innsbruck  1 S72,  ders .  I  Ii  • ,  die  frenanntc  Abhandlung 
dio  Ausbildung  der  Grundbenscbaft ;  d  e rse  1  b  e,  deutsche  W  Ktlischaftsgeschichto.  Band  1, 
Buch  I.  Absclmitt  2  und  8,  Buch  2,  Absdinftt  1—4,  Band  II.  Buch  3,  Abschnitt 
1 — 4.  Lamprecht,  Deuhiches  Wirthschaftsleben,  besonders  Band  I.  Abschnitt  3.  4,  5, 
Band  II,  Abschnitt  6,  7:  derselbe  deutsche  Geschichte,  Band  I,  Budi  2  passim, 
besonders  S.  136  ff..  Band  II,  S.  83  ff.;  derselbe,  Artikel  Geschicbts  des  Grund- 
besitzes im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  II,  8.  139  — 165,  daselbst  8.  164 
Litterafurubersichf.  A.  v.  Miaskowski,  schweizerische  Allmende,  Ij«»ipzitr  1S79; 
derselbe,  Vorfassung  der  Land-,  Alpen-  u.  s.  w.  Wirthscbaft  in  der  Schweiz, 
Basel  187S.  K.  Bttcher,  Artikel  Allmenden  im  Handwflrterbnch  der  Staatswisseo- 
Schäften  Band  I. 

üeber  die  rerwandten  englischen  Verhältnisse  giebt  wichtige  neue  Aufschlüsse: 
E,  Nasse,  Uber  die  mittelalterliche  Feldgemeinschaft  und  die  Einbegungen  des 

10.  Jahrhunderts  in  England,  Bonn  l^^r.'i  (woitcr.-  englische  Litteratur  und  parlamen- 
tftriscbe  Beports  siehe  daselbst).  Daruber  die  ausfuhrliche  Anzeige  dieser  Schrift  fon 

G.  Haussen.  OBttinger  Gelehrten  Anzeigen  1870,  8.  1821— 1S56,  jetzt  in  den  agnr- 
historischen  Abhandlungen  I,  484.  —  Die  weiteren  Noten  zum  Text  enibaltcn  die 
bezüglichen  einzelnen  Stellen  aus  den  vorgenannten  Schriften .  mit  mösrlichstcr  Be- 
schränkung auf  das  Notbwendigste,  daher  namentlich  aus  Waitz,  Maurer,  Gierko, 
T.  Inama,  Lamprecht  Die  mannigfachen  Zweifel  über  die  Einzelheiten  der 
altjrermanischcn  Verhältnisse!  bat  auch  dio  neueste  Forschung  nicht  pellst  und  die 
Autoren  sind  daher  oft  verschiedener  Ansicht.  Zu  vergleichen  sind  namentlich  mit 
einander  die  neuesten  Darstellungen  der  fünf  letztgenannten  Autoren.    Vgl.  auch 

H.  Rösler,  sociales  Verwahuniysrecht  I,  §.  121  1!'.  Im  Cebliges  i^t  anch  auf  die 
Lehrbücher  der  deutseben  Kechtsgescbichte  nnd,  soveit  die  älteren  Ver- 
hiltnisse  in  dfe  Gegenwart  noch  hineinragen,  des  deutschen  Privatrechts  xn 
verweisen.  Siehe  z.  B.  Zöpfl,  Rechtsgeschichte  HI,  §.  72.  besonders  103;  H.  Brunn  er. 
Rechtscreschichte  1,  §.  10—13,  25,  2«.  II.  §.  Vt3.  Gerber,  Privatrecht  §.  51; 
Bescler  desgleichen  §.  64.    Dunrker,  Gesauimteigentbum,  1S43. 

Eine  weitere  Verfolgung  der  Einwirknnff  des  hiim  rlichen  Gruudeigenthoms  nnd 
der  Vcrhrdtnisse  des  Banern^fands  das  Mittelalt-  r  limdiin  h  und  in  die  neuere  and 
neuste  Zeil  hinein  ist  nicht  die  Aufgabe  im  tolgcudem.  Denn  für  uns  handelt  es 
sich  hier  wesentiich  nur  um  die  Principienfroge  der  Entstehung  Iftndlieben, 
kleineren  (in  diesem  Sinne  hanerlirl  rn)  Privateisr< nflinnis  am  niHl-n.  nicht  um  die 
wandelvolicn  Schicksale  der  Bauernschaft,  ihrer  persönlichen  sociulcn  Lage,  ihres 
Bodens.  Vgl.  darttber  n.  A.  Lamprecht*8  Artikel  Grundbesits  nnd  die  Artikel  über 
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BMen,  Btnenbefreliiof ,  Banengnt  im  Handwöiteriroeh  der  StaatewiswiMcluifteD,  Mch 

IHr  bezQgliche  Litteratur.  sowiö  Buchen  berger  I,  Kapitel  1. 

UeW  die  rassischen  Agrarvcrtiäluüsse  erfolgt  hier  zunächst  eine  am  meiner 
Schrift  über  die  Abischaffhng  des  privaten  Grandeigeothnms  geDommene  Uebecricht 
der  Litteratur  (S.  79—60):  Hauptwe  rk  immer  noch  OM  Batoenw«  v.  Hazthaosea's 
StuiJitni  über  die  inneren  Zustande,  das  Volksleben  und  insbesondere  die  ländlichen 
JEUnricbtuugen  Kusslands,  3  Bäitde,  Uannorer  lb47 — 52,  besooders  I,  119,  124 — 138, 
m.  156.  m«  3.  7,  115  ff.,  125«  141,  151,  152,  157.  Einschlagende  Einzelheiten 
u.  A-  I,  240,  284  ff-,  303,  102.  i^H  fruj^siv  lies  Landsyatom  bei  den  Tscheremissen, 
aber  gemeinsame  Feld-  und  Erntearbeit  uud  Theilung  der  Ernte,  nicht  der  Felder 
fieifiusk).  491  (nsBiielieB  System  bei  Tntarao  bei  Kasan);  II«  10,  11,  81,  84,  8«, 
39,  42  (russisches System  in  den  deutschen  Wolfracolouicon  bei  Saratow),  69.  70. 
74  (desgL  bei  Tataren).  96,  115.  130,  lüO,  282,  429,  472  (UOf^  kein  tiemeineigen- 
thom  in  Podolien).  4S5,  493:  derselbe,  da  laboUtion  par  vde  lögialatfr«  dn 
paitage  6gal  et  temporaire  des  terres  daiis  la  communos  russes,  Paris  1858  (Votum 
gegen  den  zur  Zeit  der  Vorbereitung  der  Emanripation  in  Eossland  gehegten  Plan, 
gesetzlich  gleichzuitii^  die  periodischen  Landtheilun^a^n  aufzuheben);  derselbe. 
liDdllehe  Yer&ssang  Russlands,  Leipiif  1666,  Darlegung  der  Emancipationsgesetz- 
jrebuntr  von  ISHl  .  besonders  Einleitung  und  S.  3T1  (1.,  dann  über  die  russische 
üemciude  410  tt.  —  Tschitscherin,  Artikel  Leibeigeuschaft  in  fiussUnd,  im 
Staatswörtarbadi  VI,  393  £,  ttbsr  Gamdndeeigentbvm  890,  411  C,  der  HanptfactMler 
der  Ansicht,  dass  die  Einrichtung  des  Gemeindebesitzes  in  Russland  k e i n  e  althistorische, 
sondern  eine  aane,  seit  Ende  des  16.  Jahrhunderts  in  Verbindung  mit  Leibeigenschaft 
und  Kopfsteaer  eotsteadene  sei,  s.  v.  —  r.  Biatrau,  rsdifliebe  Nattfr  derSmdt-  und 
Landgemeinde.  Petersburg  1866,  besonders  S.  60  ff.  die  historische  Entwicklung  nach 
Tschitscheriu's  Arbeiten.  Kawelin,  Einiges  Uber  die  russische  Dorfgemeinde, 
Tübinger  Zeilschrifi  XX.  1.  mit  Zusatz  von  Hclferich;  Kawelin  ist  maassroller 
Anbftnger  des  russischen  Princips.  Schedo-Ferroti  (Baron  Firks),  «Stüdes  sur 
l'avenir  de  la  Russie,  N.  10,  Ic  patrimoine  du  peiipie.  Berlin  186S  (eesrhicbtliche 
Entwicklung,  besonnene  Kritik,  auch  beachtenswerthe  Rciormrorscliliige ,  mit  Beibe- 
hahonf  geiriaser  Gnindsitze  der  bisbeiifaa  Gemeinde-  und  Agrarrerfaasanpr,  vgL 
darübi-r  meine  Schrift  über  Privateiuinthiirn  S.  65  (f.  .  J.  Eckardt,  baltische  und 
russische  Oultuntudien,  X/üpzig  1869,  Abhandlung  über  den  russischen  Gemeindehoaiti, 
8.  480  ff.  (naanentlieb  itber  den  Zasammenbanf  der  Agrarfrage  mit  den  allgeodaec 
politischen  und  socialen  Ideen  im  heutigen  Russland,  S.  4S2  ff.  beachtenswerth  für 
die  socialistiscbe  im  Texte  behandelte  Fordemug  einer  grundsätzlichen  Abschaffung 
des  privaten  Grondeigenthunis).  Derselbe.  Rasslands  lindliche  Zustande.  Leipzig  1S70 
(einleitend  tlber  die  Institution  d(»  russischen  (icmeindebcsitzes  und  die  Emanci]'  itiwns> 
gesetzgebong  und  drei  russische  Urtheilo  über  die  tro>tlose  damalige  Lage  der 
ländlichen  Verhältnisse),  v.  Bu^chen,  die  Freibauern  Rasslands,  Tabinger  Zeitschrift 
XV.  221  ff.;  derselbe.  Ceborsicht  der  Entstebong  v.  a.  w,  der  Leibeigenschaft 
ebenda  XVII,  510  ff.  C.  \Va Icker,  Selbstverwaltung  nnd  russische  Steuerreform, 
Berlin  1869,  besonders  §.  41,  S.  283.  v.  Bock,  deutsch  -  russbcber  Couilict  an  der 
Ostsee,  Leipzig  1669  ,  8.  66  ff.  (Ihrlladlsebe  Landgemeinde  im  Licbta  der  mmlaeliM 
vice  versa):  derselbe,  Livliindische  B-MtriiL-e  II,  5*^3  ff.  —  Femer  meine  g— 
Schnlt  Uber  die  Abschaffung  des  Privateigeothums,  Abschnitt  6. 

Die  meisten  genannten  Arbeiten  rubren  ron  Dentsob-Bnssen  und  Katlonal-Rmaea 
htf  nnd  nehmen  auf  Ii-  russische  Litteratur  (in  russischer  Sprache)  Bezug.  In 
Bossland  selbst  wird  ab<;r  den  Gemeindebesitz,  seine  geschichtliche  Entwicklung  tind 
heutige  Zweckmibaigkeit  lebhaft  debattirt.  Von  neuesten  Schriften  (nach  meiner 
genannten  Schrift  erx  hienen)  siehe  Michell's  Report  in  dLii  Blue  books  1*^70  (rep. 
respect.  tho  tenure  land  in  the  several  countrics  of  Enrope).  J.  Faucher  in  den 
oben  genannten  Cobdun  Ulub  essays,  1870,  p.  353.  De  Laveleye,  proprict6  ch.  2. 
G.  Waicker,  die  rassische  Agramage  mit  besonderer  BerQcksichtifong  der  Agimr- 
enqiK'te  von  187.'?,  Berlin  l'>74,  wenhroll  nur  durcli  ihre  Aus/liire  aus  dem  original- 
russischen  Quelienmatcnal,  siehe  namentlich  Kapitel  2,  üauptresultato  der  Agrar- 
enqu^te,  worin  ttber  die  territoriale  Verbreitnng,  die  Elnriobtnog,  die  Folgen  des  Oe- 
meindebesitzes  manclie  specicllc  Angaben ,  auch  Drtheile  russi>cher  Stimmen.  Der 
Vcrfa^se^  ist  ein  eifriger  Gegner  des  (iemeindebcsitzes.  Die  genannte  Enquete  ist  dem 
letzteren  ungünstig,  besonders  in  Bezug  auf  die  Wirkungen  desselben  auf  die  Pro- 
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ductioo.  £ngelmauD,  die  Leibeigenschaft  in  Eusslaad,  Leipzig  lb84.  Leber  neiute 
agnriiche  Zoat&iide:  Thvn,  Landwfarducbaft  v. ».  w.  in  ICIttelraaaland,  Leipzi^^  1880; 
von  Samson -H 1  mmelstjerna  (nach  den  russischen  Autoren  üspensky  und 
Terpigorie  w),  Yerlumpang  der  Bauern  und  des  Adels  in  Kussiand.  Leip2ig  1^92.  — 
Dift  veitaos  amfassendste  and  bedeatendäte  neuste  deutsche  wissenschaftliche 
JjiSatng  aof  diesem  Gebiete  sind  die  sehr  fleissigen  und  verständigen  Arbeiten 
von  J  Keussler  ,^ur  Geschichte  des  bäacrlichen  Gemeindebesitzes"  in  der  Baltischen 
Monatsschrift,  N.  F.  B.  VI,  8.  I^oppelbeft  (1876),  S.  IST  — 246;  derselbe  Uber 
dea  BMiliehen  Oeg«B8tand,  (Gemeindebedtz  und  Aafhebung  der  Leibeigenscbaft)« 
aber  mehr  von  ai^rarpolitischcm  Standpnncte  aus,  in  der  Russischen  Kevue  1876, 
Band  YIU,  und  dann  zu  der  selbständigen  Schrift  erweitert;  „Zur  tieschichte  and 
Kiitik  des  VinertteheB  GemeindebesltMs  in  Rossland**  1.  TheiL  Big»,  Moskaii,  Odeasn 
18' 6.  Darin  mehrfach  eingehende  kritische  Besprechung  der  bezüglichen  LitteratOT 
(so  I,  115  263  fi.).  Eine  Fortsetzong  (Theil  II,  1.  Hälfte)  erschien  zu  Petersborg 
1882  nnd  (Bach  II,  2.  Hüfte)  1889,  ein  3.  Schlussband  (,,zur  Usnng  des  Problems") 
ebenda  1887.  Dazn  der  Anikel  ron  Keusäler's  Bauernbefreiung  in  Bonblld  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  II.  '2'2{] —  247.  Alle  diese  gediegenen,  die 
Walcker'scluii  an  (irundlicbkeit  weit  übertreüeuden  Keussl ersehen  Arbeiten  sind 
namentlich  iur  den  der  russischen  Sprache  nicht  Mlchdgen  besonders  werthroU  durch  ihre 
eingehende  Benicksichtigung  der  russischen  Litfcratur  und  des  litterarischen  Streits  tiber 
die  geschicbtliche  Entstehung  des  rassischen  Gemeindebesitzes.  Hier  ist  die  oben  er- 
irlhnt«,  in  Dentsohland  beMmders  bekannt  gevoideoie,  waÄ  ron  mir  a.  a.  0.  S.  49  ff* 
angenommene  Ansicht  Tschitsch  eri  n's  über  den  modernen  Ursprung  des  Ge- 
meindebesitzes —  ein  fftr  die  principielle  tirundeigenthumsfrago  nicht  unwichtiger 
FuiGt,  siehe  meine  genannte  Schrift  —  besonders  von  eifrigen  Slawophilen  and 
iodaren  Historikern  angegriffen  worden,  so  von  Beläjew.  Derselbe  vertritt  den 
gerade  entgegengesetzten  Standpunrt  hinsirhtlirb  der  Enfsfehuns:  des  Gemeinde- 
besitzes. Eine  vermittelnde  Ansicht  hat  der  bedeutendste  rusbisobe  Historiker  S  solo  wjew 
auf;; erteilt,  wonach  awar  ein  historischer  Zusammenhang  zwischen  dem  alten  slawischen 
and  dem  neuen  erossrussischen  Gemeindebesitz  bestehe,  aber  der  letztere  in  seiner 
eigenthtUnlichen  Verfa&iuug  sich  doch  erst  durch  die  neuere  Gesetzgebung  ausgebildet 
halM.  (8.  Kenssler's  1.  Anfimts  8.  198—200,  in  der  selbstlndigen  Schrift  S.  8—16.) 
Koscher  (II.  §.  71  Anmerkung  12.  7.  Auflage)  bezweifelt  die  Richtigkeit  der 
Tschitsche rin 'sehen  Meinung.  Ebenso  nimmt  Helferich  (Xttbinger  Zeitschrift 
XX.  40  ff.)  die  jetzige  Form  des  Gemeindebesitzes  als  die  alte  an.  Ken  ssler 
sehliesst  sich  an  Ssolowjew  an,  gegen  Tschitscherin,  and  bezeichnet  die  Ansicht, 
dass  der  Gemeindebesitz  auch  im  alten  Bussland  bestanden  hat,  jetzt  als  allgemein 
anerkannt  in  der  neueren  russischen  Litteratur  (Zur  Geschichte  I,  S.  16).  Damach 
ist  auch  mein  früherer  Anschloss  an  Tschitscherin  unrichtig  gewesen. 

Eine  aligemeinere  Bedeutung  hat  die  Frage  des  russischen  Gemeindebesitzes 
neuerdings  immer  mehr  in  der  slawophilen  und  pau&lawistischen  politischen  Partei 
in  Rossluid  erhalten.  Dieselbe  hat  in  diesem  Besitz  noaoMhr  vollends  and  im  be- 
wu^sten  Gegensatz  gegen  ..Kuropa"  (Westeuropa)  die  Panacee  gegen  sociale  Nöthen 
gefunden.  Mit  dem  i'rincip  dieses  Besitzes  soll  die  „Golturmission"  des  „heiligen 
Raasland**  dem  „Terfknlten  Westen**  gegenüber  nach  der  wiithscbaftlichen  Seite  be- 
wiesen werden.  Phantastische  Träumereien,  die  um  so  komischer  wirken,  w.  nn  man 
an  die  ökonomischen  und  sittlichen  ZustäudS  des  russischen  Volks  (und  zwar  nicht 
nur  der  „von  westlichen  Ideen  inlicirten"  höheren  Gesellschaft,  des  Beamtentbums  in 
Petersburg  u.  s.  w.),  sondern  auch  des  eigentlichen  Volks,  des  Bauern,  des  „Mujik" 
und  der  orthodoxen  (ieistiichkeit,  an  die  maasslos.e  Verbreitung  der  Trunksucht  denkt 
und  Wenn  man  sich  ausserdem  noch  erinnert,  dass  erst  ein  „verhasster  Deutscher", 
wenn  auch  ein  ultraconservativer  „westeuropäischer  Feudaler**,  der  Baron  von  Haxt* 
liaijsi  ii  dem  blöden  russischen  Auire  die  sociale  Culturbedeutong  des  Gemein<i' ^-'^itzes 
enthüllen  musste.  Siehe  über  die  liolle,  welche  diese  Ideen  in  der  panslawistischeu 
Partei  spiden,  die  Anftitze  ron  t.  Sehnlze'OATornitz,  „der  Nationalismos  in 
Ru.'^sland  und  seine  wirtlischaftlichen  Tr.i;;cr'".  in  <]-:n  Pii-us^.ischen  Jalabucheri.  WM, 
Januar,  Februar,  Marz.  Auch  dazu  Keussler  a.  a.  Ü.,  besonders  I,  113 — 134 
and  r.  Samson  a.  a.  0.,  S.  S9  ff. 

Im  Folgenden  sind  m.  £.  gewisse  Generalisirungen  und  wirthscbaftS" 
geschichtsphilosophische  Abstractionen  geboten,  wie  es  eben  die  hietlier 
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gehörig  zireite  und  dritte  der  Ton  ma  in  der  Methodologie  (I,  §.  57  ff.)  unter- 

scbi.'drneii  theoretischen  Anfiralicn  der  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie  mit 
sich  bringt:  die  Ermittlung  des  Typischen  in  den  Erscheinoogen  und  die  £r- 
kiftrnng  des  eo&dftionellen  und  utussUnenrnmenhang s  darin,  nach  der 
ersten  theoietisefcoi  Ai)fß:.ib<  .  !  r  I  'Erstellung  des  Thatsftchlichen  der  eineinen  Er- 
scheinungen. Mit  dieser  .  rst-  u  Aufpalte  hat  es  hier  speciell  die  Wirthschaftseosrliii^hte 
als  Wisseusch  ritt  zu  tbuii,  deren  Daten  dann  für  die  zweite  und  dritte  Aulgabe 
mittelst  der  V(>r^leichend- historischen  Methode  zu  rervertheii  sind  (I,  §.  84)  Ein 
solches  Vorgi  hi' Ii  bringt,  wie  dem  (ieschichtsforscher  lugegehen  worden  darf,  (iefahren 
mit  sich:  auhchtig  oder  zu  weit  zu  generalisiroo ,  auf  Anaiogieea  zu  viel  Werth  zn 
legen,  den  fbatslehUcIieB  länllass  der  Dlnlgen  gescblcbtUchen  Fsetoren  sn  UberselieB 
oder  zu  unterschätzen  u.  dgl.  m.  Warnungen,  wie  sie  ein  MeisttT  wie  (n-orsr  Wnitz 
ausspricht,  welcher  eiuer  gerade  entgegeogesotzteo,  der  (ieoerali!>iruug  und  Beachtung 
der  Analofieen  in  hohem  Orade  abholden  historteehen  Richtang  angehört  (Verfassongs- 
geschichtc  I,  52,  U0\  sind  daher  lietreiflich  und  in  gewissen  Grenzen  berechtigt. 
Nationalökonomen  einer  ähnlichen  Richtung  und  Forschongsmethode,  wie  G.  Hansseo. 
äcbliessen  sich  auch  für  die  Tolkswirthscbaftlichcn  Untersuchungen  dem  an,  z.  B.  in  den 
Bemeikuii-ren  in  der  Tübinger  Zeitschrift  XXI .  «»2,  §  177  (Siehe  unten  S.  406).  Abet 
gleichwidil  i-t  das  gcneralisirende  Verfahren  sclb>^t  berechtigt  und  das  einzige,  welches 
eine  wirkliche  t  urderung  der  oationalökonumischen  Wiäseuscbafi  durch  historische  (uod 
statistische)  Forschongen  in  Bezug  aaf  die  beiden  genannten  Aufgaben  bringt  Die 
ange<lent(iten  (i.  fahren  mllssen  freilich  vermieden  werden.  Bei  einer  solchen  Ab- 
straction  aus  dem  concreteo  Detail,  in  welchem  sonst  diu  Forschung  stecken  bleibt, 
wild  mittelst  Mitlicher  nnd  örtlicher  Yergldchnngen  das  bestinuBeade  Allgemein- 
Menschliche  Ix'rans/.nfind.ri  iresiirlit.  das  schliesslich  wie  eine  Hauptursachü  den 
Gang  der  geschichtlichen  Entwicklung  beherrscht,  welche  sonstigen  geschichtlichen 
Ursachen  theils  in  dersdben  Bichtang,  theils  dagegen  wirkend  mitspielen  mögen. 
Gerade  an  einem  Beispiel,  wie  dem  im  Texte  bebandelten,  der  volkswirthschaftlich 
nnd  gescllschaf'lich  nothwendisren.  mindestens  hörli^t  zwerkinüssirren  Entwicklung  des 
lindlichen  privaten  (itundeiKenthums.  tritt  dies  einmal  schlagend  hervor.  Die  räum- 
liche und  zeitliche  Vert:leichong  belehrt  hier  ungleich  mehr,  als  die  blosse  historische 
und  >fatistisrhe  Sricrialfürschung.  die  «ich  auf  die  er-^t.-  theoretische  Aufgabe  be- 
schränkt. Das  hat  auf  dem  Gebiete  der  Agrarverhältnisse  wohl  Koscher  in  seinem 
2.  Bande  bewiesen,  einem  Mnster  richtiger  nnd  Torslchtiger  Oenemlisirong  irod  Ab- 
leitung leitender  Principien  «I-t  Fntwicklunir  aus  dem  roncreten  Detail.  Aehnlirh 
zeigt  es  ron  Neuem  in  der  Grundeigeothumsfrage  De  Lareleye.  Selbst  Waitz 
knttpft  indessen  mitunter  an  Analogieen  an  (z.  B.  I.  51,  10  t).  —  Besonders  lehrreich 
ist  daher  ein  Vergleich  zwischen  altgermanischen  und  neurussischen  Zu- 
ständen auch  in  methodologischer  Hinsicht.  Siebe  den  Schloss  des  nächsten  §.  178. 

I.—  §.  173  [324,  3251.  e s c h i c htlic he  Beweis- 

führung in  der  Grundcigenthumsfrage.  Die  Kritik  ded 
privaten  Grundeigenthums  hat  eine  dritte  Keibe  von  Gründen  ans 
der  Geschichte  desselben,  namentlich  auch  ans  der  ger- 
manischen Hechts-  und  Wirthschaft.sgeschiobte,  zom  Beweis  ftlr 
die  Kichtigkeit  nnd  Berechtigung  der  Forderung,  diese  Institution 
zn  beseitigen,  entnommen  (§.  158,  Nr.  3).  Die  Bedeatnng  dieses 
Verfahrens  wurde  oben  schon  anerkannt:  die  Beweisftihnnig  be- 
dient sich  historischer  Argomente,  nicht  nnr  aziomatiseher  Be- 
hanptangen  Ton  tweifelhaftem,  jedenfalls  nicht  unbestrittenem  Werth, 
für  die  Begründung  der  Forderang.  Was  in  anderen  Fällen,  wie 
besonders  beim  Kapitaleigenthnm,  erst  dnreh  genauere  theoretische 
ErOrteniiig  zn  beweisen,  ja  selbst  erst  mflhsam  gedankenmlasig 
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yenttndlieb  za  mAoben  ist  (§.  136  ff.),  das  ist  hiernach  beim  privaten 
Grnndeigenthiim  von  Tornherein  nicht  anzuzweifeln:  daas  dasselbe 
nemlich  keine  unbedingt  nothwendige,  rein-Okonomisobe, 
sondern  nur  eine  historische  Kategorie  des  Wirthscbaftslebens  ist 
Eine  EinrichtuDg  von  Tielleicbt  eminenter  Zweckmässigkeit  ancb 
für  die  gauze  Volkswirthsebaft,  aber  jedenfalls  eine  solche,  welche 
nicht  immer  bestanden  hat,  Doch  heute  nicht  Überall  besteht,  und 
insofern  auch  einer  Discussion  Uber  ihre  absolnte  oder  relative  Ent- 
behrlichkeit liir  die  Gegenwart  nicht  wohl  entzogen  werden  kann. 

Dieser  Standpuuct  und  die  daraus  abgeleitete  Auffassung  des 
privaten  Grundeigenthums  als  historische  Erscheinung  ist  an  und 
für  sich  durchaus  berechtigt.  Die  (Jegner  der  Institution,  welche 
sich  dieses  rechtsgeschiciitiichen  Arguments  sogar  bereits  in  ihrer 
practisehen  Agitation  bedient  haben,  —  so  auf  dem  internationalen 
Arbeitercougress  in  Hasel,  wo  man  sieh  daftir  auf  v.  Savign}''» 
Autorität  berief,  freilieh  ohne  genügenden  Grund  in  diesem  Fall 
(§.  174)  —  geben  dadurch  wenigstens  eine  Grundlage  der  Ver- 
ständigung. Ihr  Fehler  liegt  anderswo,  nemlich  in  dem  Absehen 
▼on  der  historischen  Bedingtheit  einer  solchen  Institution, 
welche  doch  gerade  aus  der  geschichtlichen  Entstehung  und  Ent- 
wicklung der  letzteren  abzuleiten  ist  Je  weniger  man ,  nach  den 
Auseinandersetzungen  des  yorigen  Abschnitts,  die  Entstehung  allen 
privaten  ländlichen  Grundeigenthums  —  das  auch  hier,  wie  die 
Kritiker  meistens  gleichfalls  ttbersebeui  von  allem  Grundeigenthum 
zunächst  allein  in  Frage  steht  —  allgemein  auf  Gewalt  und 
Bechtswidrigkeit  zurttckfHhren  kann,  desto  mehr  fordert  die  wenig- 
stens bei  den  GnlturvOlkern  und  darflber  hinaus  fast  allgemein  zu 
findende  geschichtliche  Entstehung  desselben  und  seine  Entwicklung 
ans  dem  Gtemeineigenthum  am  Boden,  welches  der  Privatbesitz 
schliesslich  Überall  grossenthetls  verdrängt,  zu  einer  Erforschung 
der  inneren,  daher  aiuh  psychologischen  Ursachen  auf, 
welche  diesem  merkwllrdigcn  gleichmässigeu  geschichtlichen  Vor- 
gang zu  Grunde  liegen  mtissen. 

In  dieser  Beziehung  bildet  nun  das  rechtsgescliiehtliche  Argu- 
ment gegen  das  private  Grundeigenthuni  vielieielit  von  allen  Be- 
weisgründen den  stärksten  für  diese  Institution:  wenigstens  liir 
ländliches  (namentlich  kleineres  und  mittleres,  sog.  bäuerliches) 
rrivatgrundeigenthuni.  Denn,  wie  trüber  schon  zugegeben  ward 
110),  die  Entwicklung  des  letzteren  aus  dem  Genieineigentlium 
steht  unverkennbar  mit  unter  der  Herrschaft  eines  bestimmten 
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ökonomischen  Princips:  nicht  nur  in  seinem  eigenen,  sondern  auch 
im  Gesammtinteresse  oder  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  wird 
dem  Bebauer  des  Lands  in  immer  grösserem  Umfang  und  mit  imnaer 
reicherem  Herrsohaftsgehalt  ein  rrivateigenthum  an  dem  bebauten 
Boden  gewährt,  um  sein  Selbstinteresse,  sein  einzelwirthsobafUiclies 
Interesse  zu  möglichst  tüchtiger  Bebauung  anzuspornen. 

Die  Behauptung,  dass  das  private  Gnuideigentbam  wieder 
abgeschaiTt  werden  müsse,  wttrde  daher  erst  begründet  sein,  wenn 
dreierlei  allgemein  nachgewiesen  w&re,  nemlicb  einmal,  dass  seine 
geschiehtiiehe  £ntwieklaiig  dnrebans  reditewidrig,  miDOthig  nnd 
ninweeknittsng,  oder  zweitens ,  dass  die  früher  daranf  riohtig  Idb- 
drängenden  Factoren  gegenwärtig  niebt  mehr  oder  nieht  m^r 
richtig  noch  heilsam  einwirkten,  oder  endlich  drittens,  dass  sie  sieh 
dnrch  andere  passend  nnd  genligend  erfolgreich  ersetien  liesocn, 
das  Oemeineigenthnm  also  Ökonomisch  nicht  mehr  im  Naefatheil 
gegen  das  Frivateigenthnm  am  Boden  sei.  Nnr  den  ersten  Naek- 
weis  hat  die  polemische  Kritik  sn  fllhren  gesucht,  aber  nacb  den 
Ergebnissen  der  Untersnchnng  im  vorigen  Abschnitt  nicht  genügend 
gefuhrt.  Hinsicbtlicb  der  beiden  anderen  nachzuweisenden  Puncte 
beschränkt  sich  die  Kritik  auf  wenige  nichtssagende  Behauptungen, 
wie  auf  jenem  Congress  der  Internationale  1869  in  Basel.  Es  ist 
ihr  daher  auch  hier  wieder  der  Vorwurf  zu  machen,  dass  sie  den 
positiven  Nachweis  fUr  eine  den  greaellschaftlichen  und  volkswirth- 
schaftlichen Interessen  entsprecheiule  anderweite  Organisation  der 
Bodenbenutzung  ohne  die  Einrichtung  des  Privatcigenthums  am 
Boden  nicht  geliefert  hat. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  des  privaten  ländlichen  Grund- 
eigenthams  ist  hier  nun  bloss  in  ihren  grossen  typischen  Grand- 
stt g e  n ,  ohne  speciellcres  Eingeben  anf  die  concrete  Gestalt,  welche 
sie  bei  den  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Völkern  annimmt, 
in  der  Kürze  darzulegen.  Nur  auf  diese  GrundzUge  kommt  es 
hier  in  der  Grundlegung  bei  der  Verwerthnng  der  geschichtlichen 
Thatsachen  fBr  die  Wtlrdigang  des  Gmndeigenthnma  nnd  fttr  die 
Beantwoitung  der  sich  an  dasselbe  anknüpfenden  principiellen 
Streitfrage  an. 

Eben  dabei  mu»ä,  wie  in  anderen  ähnlichen  Fällen,  z.  B.  in  dem  maaelifiMdk 
udogtB,  oben  bebandelteo  der  allDiäligeu  Umänderaug  der  Cnfieiheit  und  des  Deber> 
tranps  zur  persönlichen  Freiheit  (§  ."57  IL\  den  Bemerkungen  oben  in  §.  172  gemäss 
unvermeidlich  eine  gewisse  (ieneralisiraDg  der  aus  den  geschichtlichen  Thatsachen 
abzuleiteodon  Schlosse  oder  m.  a.  W.  eine  gewisse  wiitliseliaftBgeschichts-phiiosophiscbt 
Ah-traction  rrfol^^ni.  (Si-  hc  unten  im  Anfang  f OD  §.  177  die  BechtferUglu;  diOMS 
Vcrlahreus  in  einer  agraribchcn  bpecialfrage.) 
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Jene  typischen  (irundziljare  der  Entwicklaniar  können  am  Besten  und  Sichersten 
AUS  den  älteren  germanischen  agrurischen  Ycrhaltniiiseo  abgeleitet  werden. 
Manches  Licht  auf  die  Zustände,  aas  den  sich  bei  unseren  AUfordem  das  private 
ländliche,  besonders  bäuerliche  Grundcig^enthum  heratisbildtitc ,  werfen  die  ähnlichen 
Verbäitniase,  welche  früher  bei  anderen  Völkern  bestanden  haben  und  zum  Theil 
nocb  jettt  bestehen.  Nsmeotlich  sind  in  dieser  Bedehang  die  modernen  rassischen 
(grossrOBsischcn)  Zustinde  des  iftndlichen  Besitzes  ron  Wichtigkeit  (siehe  §.  1T2). 

An  eine  üebcrtragnnp  von  wirthschaftlichen  Einrichtungen  und  liechts- 
verhältnisscn  von  einem  Land  und  Volk  auf  das  andere  ist  dabei  in  der  Kegel  nicht 
zn  denken,  selbst  nicht  hei  solchen  Einzelheiten,  welche  nun  geneigt  wlie.  fttr  einem 
Volk  oder  einer  Zeit  specifisch  eiErenthilmlich  zu  halten.  Mitunter  kann  wohl  >'irio 
solche  Einrichtung  schon  rorhandcu  gewesen  sein,  beyor  in  Forhistorischer  Zeit  bereits 
Adwrbsa  treibende  Volker,  bei  welchen  sie  «ich  findet,  sieh  getrennt  und  die  Theile 
sich  wo  besonderen  Nationen  ausgebildet  haben,  oder  bevor  in  historischer  Zeit  ein 
Stamm  ausgewandert  ist  und  die  Verhältnisse  des  Motterlands  in  der  neuen  Ueimath 
eingeftihrt  hat.  In  der  Regel  wird  aber  gerade  in  diesen  so  aasserordentlich  wichtigen 
Grandverhältnissen  des  gesellschaftlichen  nnd  wirthschaftlichen  Lebens,  welche  den 
Bodenbesitz  und  die  Landwirthscbaft  betn  lion,  ähnlich  wie  in  den  Verhältnissen  der 
Unfreiheit,  eine  analoge,  selbst  im  Eiiizelueu  gloichmässige  Entwicklung 
all  eine  selbständige,  autochthone,  wie  man  woU  sagen  darf,  anzusehen  sein: 
sie  ist  das  Product  <ler  Tinbowusst  wirkenden  natürlichen  Ursachen  in  der  Ge- 
staltvng  des  Wirth»cbatis-  und  Kechtälubens,  der  im  Wesentlichen  unter  allen  historischen 
Yerhiltnissen  gleichbleibenden  menschlichen  Katnr  mit  ihrem  starken  Selbst- 
Interesse  und  der  noch  mehr  als  etwas  fest  Gegebenes  wirkenden  ..äusseren 
Natur"  —  was  trotz  der  wechselnden  menschlichen  Kenutniss  und  Beherrschung  der 
Natnrkräfle  doch  in  der  Hanptsachc  gelten  bleibt  —  des  Mikrokosmos  nnd  des 
Makrokosmos,  ihres  Znsammenwirkens  und  ihrer  Wechselwirkung.  Die  grosse 
Aehnlichkeit  der  Gestaltungen  oft  in  kleinen,  an  sich  unbedentcmieii  Einzelheiten  ist 
daftlr  ein  besonders  interessanter  Beleg.  Vgl.  z.  B.  Uber  das  Mitnehmen  der  Haus- 
pfoetra,  die  Eigenthumsverhältnisse  in  Beinff  des  Hauses  Waitz  I,  101  (nebst 
Litteratur  in  Anmecknug  1),  118;  Bistram  s.  s.  0.,  S.  ÖS,  fQr  Deutschland  nnd 
Bussland. 

n.  ^  §.  174  [dS6].  Drei  geschichtUohe  Formen  dee 
menschlichen  Herrschaftsyerhältnisses  über  „Ver- 
mögen" (im  rein -Ökonomischen  Sinne»  I,  §.  124)  nnd  speciell 
ttber  den  Grnnd  nnd  Boden  lassen  sieh,  nm  mit  geringer 
Modificatton  in  der  Termmologie  einer  Schablone  Savigny's  zo 
folgen,  nnterscheiden:  Gemeingnt,  Gemeinnntsnng  und 
Gemeingenoss,  sodann  Gemeingut,  Privatnntznng  nnd 
PrivatgeniiBS,  endlich  Privatgut,  Pri vatnotzung  nnd 
Privatgenuss  Das  Geincinsanikeit.sinonient  lässt  sich  durch 
beliebige  menschliche  GemeinHchafteii ,  Familie,  Geschlecht, 
Volk,  örtliche  Gemeinschaft  der  ZusamniciiwoLner  („Gemeinde'* 
i.  e.  S.,  Dorfschaft),  Genossenschaft  darf^estellt  denken.  Es  ist 
geschichtlich  bei  allen  diesen  Gemeinsdiarten  in  griisseren)  oder 
geringerem  Umfange  vor^'ekommen  und  kommt  zum  Theil  noch  so 
vor.  Beim  ländlichen  Grundeigenthum  ist  die  bäueiliclie  Ansiedlungs- 
gemeinde,  welche  häutig  aus  dem  Geschlecht  hervorgegangen  ist, 
die  Dorfschaft,  gewöhnlich  die  in  Betracht  zu  ziehende  Gemein- 
schaft. 
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Siebe  v.  Savigny,  System  iJc:i  heuti^:ca  römiichcn  Hechts,  I,  §.50,  besonders 
S.  36$,  3ü9.  Er  handelt  hier  nicht  von  der  gescbichtlicheu  EntiriddoDg  des  H«fr> 
achaftsverhältnisses  des  Menschen  über  den  Boden,  sondern  von  bestimmten  Verni'»s^ens- 
•rteu  nach  bestimmten  positifcu  iiechtssystemen.  ,4^hratgat  und  Phvatgenuäs"  neoAt 
er  ansdrflcklich  f,die  Qbenll  rofhemchende,  die  einzige  YennAgeiialbiiii,  mit  ▼dcher 
wir  im  Privatrerht  zu  tliun  liaben'*.  Die  Modification  seiner  Schablone  in  meine« 
Artiikci  (iruudbtiäiu  im  üaadvörtorbuch  der  Staatswisdeuächaften  IV,  S.  XH  fi'.,  wo 
einige  AnsfuhniDgen  Uber  die  technischen,  ökonomischen,  socialen  und  besonders  auch 
psycholusiM-hcn  Redingungen  jeder  der  Rechtsformen  jenes  Herrschaftsverhältniasea 
tlber  den  liuden :  I'uui  te,  wclrl).-  gerade  aurli  für  die  Frage  der  Vorwirklirliun^  des 
Postulats  einer  Wiedeniniiciauii^  vun  (jeuteiueigentbum  am  ländlichen  Boden  wou. 
Widitigkeit  sind,  wenn  auch,  wie  gewöhnlich,  Sodalistea  und  nulicale  Bodenrefonner 
Uber  solohf  Puncte  ohne  Weiteres  hinweggehen. 

lieber  die  zweifelhafte  Frage,  ob  es  bei  den  alten  Deutücheu  eiu  Gcsammteigeü- 
thmn  der  Familie  gegeben,  siehe  Waitz  I,  60  (mit  latteratnr). 

Vgl.  zum  Folgenden  besonders  Waitz  I.  51,  112.  Bei  den  Deutschen:  „die 
iu  näherer  üemeiuschaft  verbanden  waren  —  durch  Verwandtschaft  oder  andere  Um- 
stinde  ^  ttahmen  einen  grösseren  oder  Ueineren  Landstrich  in  Besitz.  An  einer 
Stelle  baoten  sie  iHl  Wohnangou  u.  s.  w.'^  Nähere  Au^^ftihrung  bei  Gicrkc,  Ge- 
nossenschaftsreoht  I,  tiU  IT.  v.  Inauia,  Grundherrschaft.  S.  (>  Ii.,  derselbe.  Wirth- 
schaflsgescLiuhte  I,  Buch  1,  Abschnitt  2,  3,  Buch  2,  Abschnitt  1  —  3.  Uansscn, 
Abhandlungen  1.  S.  1  über  das  Agrarwesen  der  \  <)r^eit  und  S.  77  Wechsel  der 
Wohubit^e  und  l'cMiiiarkcn  in  germanischer  Vorzoit,  Meitzen,  Lampreeht  aa  den 
oben  bchon  genannten  iMelleu. 

Das  Herrachaftsverhäitniss  in  Betreff  des  Bodens,  welches  in 
unseren  Cultnrstaaten  das  jetet  allgemein,  wenngleich  auch  heute 
noch  nicht  ansschliesslich  verbreitete  ist,  ist  das  dritte,  gewOhnlieh, 
nnd  so  bei  nns,  die  jüngste  der  drei  Formen:  Privatgnt,  Privat- 
nntznng  und  Privatgennss.  Geschichtlich  in  grossem  Um- 
fange nachweisbar  als  VorguDgerinnen  dieser  dritten  Form  sind 
bei  dem  ländlichen  Gmndeigenthnm  die  beiden  anderen  Formen. 

Dieselben  sind  wieder  jede  fUr  sich  und  im  Verbältuisü  zu  einander  einer  Fer- 
schiedenen  Einrichtung  gedankenmassig  f&hig  und  haben  in  den  geschichtlichen  Bei* 
spielen  auch  solche  in  Wirklichkeit  gehabt,  zum  Theil  norlt  in  der  GegenvuL  Der 
schliessliche  eigmtlicho  „Genuss'^  muss  ja  freilich  in  uiiior  Hinsicht .  namentlich  bei 
Gogenstlnden  aes  nnmittelbaren  Verbrauchs  (VerbraochsrermOgcn ,  Nahrungsmittel!) 
und  bei  manchen  Gegenst&nden  der  persOalicheo  Nutzung  (Nutzvermö^en.  Kleidunsr!) 
immer  ein  individueller,  insoferji  privater  sein.  Dagegen  kann  andres  bewegliches 
Nutzvermögen.  ll;ui>rath,  BcUcn.  Wallen,  Schmuck,  obgleich  auch  an  solchen  i  ibjocten 
frdh  ein  persönliches  Eigenthum  oder  Gebrauchsrecht,  insofern  wieder  „Privat genuss" 
vorkuuitnt,  und  vollends  l'ruductionszweckcn  dienendes  Vermögen  Werkzeuge!  Vit.-h^ 
möglicher  Weise  iu  Gemeingeuuss,  bezw.  Gemeinnutzung  von  Gemeinschaften,  z.  6. 
GescUecbtsrerbindeD«  stehen,  wie  das  ebenfalls  thatsichlich  rergekommen  ist  ond 
noch  Torkommt. 

Beim  Boden  wird  unter  der  ersten  Uerrschaftsform  am  Passendsten  ein  Zu- 
stand rerstaoden  werden,  wo  der  Boden  in  Gemeineigentham  einer  Gemeinschaft 

(..GemeingQt**)  steht,  unter  einheitlicher  Leitung  und  Aufsicht  von  Autoritäten  (Organen) 
in  der  (Jemcinschaft  durch  dif-o  Ict/t-  rL-  selbst,  bezw.  duiiii  die  arb.'it>rfahigen  Ele- 
tucute  derselben  in  gemeinsamer  l  eidarbeit  bebaut  („Gemeinnutzung  'j  und  der  Ertrag 
wieder  t;  uicin-am  gewonnen,  dann  aber  etwa  nach  bestimmten  Normen  oder  nach 
freier  Bestiniiriung  der  Geineinschaftsautoritäten  den  Eifi/elneii  Familien.  Angehörigen) 
zugütbeilt  wird  („Gemeiugunuss"  in  diesem  Siuue,  der  dann  zum  Fiivaigenuss  hinfahrt). 
Die  Bezeichnung  dieser  ersten  Hernchaftsform  mit  „Gemein  oEigenthom,  •  Nutzung. 
-(iemisV'  trillt  da^  Typische  dieser  Vorm  wnhl  he-ser  aln  nur  die  Ansdnicksweise 
.Gemciugui,  Gemeingenuss".    Bei  der  zweiten  Ucrrschaft^form  hat  man  es  dagegen 
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mit  einem  Zustand  in  than,  vo  der  Boden  swar  noch  rollstindig  im  GemelDeif^entham 

der  Gemeinschaft  seihst  steht  („Gemeingut"),  wie  bei  der  ersten  Form,  aljrr  Theile 
daron  den  Gliedern  der  Gemeinschaft  („Priraten"  in  diesem  Sinne)  zu  getrennter 
BaniitsiiBf  oder  Bebauang  bloss  fiir  die  Zwecke  dieses  Glieds  {,fiBs  dessen  Bedmong", 
mudern  ausgedrückt)  auf  Zeit  tlbi^rln^si'ii  w.Tilen  („PriratbeBIltinDg**  oder  „Privai- 
gcnuss"  in  diesem  Sinne)  und  der  Krtrag  daher  gleich  in  den  Oenoss  dieses  Glieds 
unmittelbar  abergeht  („Privatgenoss**  im  dgentlidien  Sinne).  Diese  zweite  Form  wird 
daher  wieder  mit  den  Worten:  „Gemeingut,  Privatnotzung,  Privatg:enusä"  p&üseiid  and 
besser  ala  nur  mit  ..Gemeingut,  Privatgenu^s"  bezeichnet.  Bei  der  dritten  FiTm 
endiicii  lät  auch  der  Boden  selbst  dauernd  au  Einzelne  (Familien,  ..Private"),  daher 
Dicht  mehr  blü»ä  zur  Nutzung,  sondern  zu  (Privat-"^ Eigen thum  uberge(;atm:en  (..Prira^ 
goi")  und  fvilsj^eveise  »ind  die  Benutzung  (Bebauung^  und  der  Anfall  des  Ertrags 
,,pri?ate"  ^„Privatnutzuug".  „Priyatgeuuss*').  Auch  dies  Verh&ltniss  wird  durch  die 
Worte:  ^Piiratgot,  Priratnotziuif ,  PriTatgoiius**  dentlicber  als  doieli  das  eiste  und 
dritte  Wort  allein  bezeiehnet 

In  (lieser  Wi  isc  verstanden  sind  die  erste  und  zweite  1*  urui 
verbreitete  gescbichtliehe  Thatsachcn.  Die  erste  geht  uiclit  noth- 
wendijj:  der  zweiten  voraus,  so  dass  diese  sich  aus  ihr  und  die 
dritte  Form  dann  wieder  aus  der  zweiten  entwickelt,  sondern  sie 
geht  öfters  neben  der  zweiten  her,  dauert  geschichtlich  länger  als 
diese  und  aus  beiden  erlblgt  dann  der  Uebergang  zur  dritten  Form. 

So  aulgefasst  lässt  sich  die  Schablone  durch  folgende  typische 
Beispiele  aus  der  Gestaltung  der  ländlichen  Verhältnisse  erläutern. 

A.  Erste  Form:  Gemeingut,  Gemeiuuatzang  und  Ge- 
mein genuss. 

1.  Gemeingut  liegt  vor,  wenn  die  Feldmark  oder  gewisse 
Theile  derselbeo  oiobt  im  Privateigenthum  der  Mitglieder  der  Dorf- 
schaft stehen,  sondern  der  Gesammtheit  gehören.  Zu  diesen  Theilen 
haben  die  Aeeker  nnd  Wiesen  wohl  nrapranglich  allgemein  anch 
bei  den  Germanen^)  gehtfrt  nnd  geboren  sie  noeb  beute  bei  den 
GroBsraeeen,  wo  die  DorfBobaft  das  Eigentbam  oder,  was  ftlr  dieee 
Frage  einerlei  ist,  das  beständige  Nntsniessnngsrecbt  daran  ba^ 


')  Aacb  dies  ist  mehr  nach  der  Analogie  der  Entvicklung  primitiver  agrarischer 
\'  rlialtnisse  tu  schliessen ,  als  strciitr  hisforisi  h  und  aus  den  Quellen  sirlier  zu  er- 
weiben.  Hanssen  (in  Falck's  Staatsbürger -Magazin  VI,  S.  s  tf..  (ichöferüchatten 
S.  4,  TQbinser  Zeilsebrift  XXI,  60),  v.  Maarer,  Einleitung  S  O,  71  Ii.,  93  ir,  Dorf- 
verfassung I.  35,  Langethal  (nach  dem  Citat  bei  Waitz  I.  11(!),  Koscher.  Aii- 
aichtea,  3.  Auflage,  I,  213  nehmen  eö  so  an.  Die  Nachrichten  von  Tacitus  und 
Cisar  sind  vieldeatlf  und  auch  dorch  die  Deueren  Erlillrer  (vgl-  Waitz  I,  91  ff^ 
1 1 6  Ö".)  nicht  gleichm&söig  ausgelegt.  Siehe  anch  G  i  e  r  k  c  1 .  55  —  t»ü ,  Holtmann, 
aligermanische  Landwiithschaft,  S.  13  Ii.  Hanssen  hält  gegeü  Waitx  auch  in  einer 
neueren  Arbeit  iTübinger  Zeitschrift  IblH.  S.  618)  an  der  besonderen  QlaabvUrJigkeit 
ton  Cäsar  fest  und  nimmt  eigeatlichee  Gesammteigenthum  bei  den  Germanen  damals 
an.  \V;iitz  giebt  wenigstens  eine  .,Art  Gesammteifrenthum"  zu.  wodurch  aber  ein 
Verfuguugsrecht  ilber  den  Boden,  der  Begriti  dus  Eigenthums  nicht  auaguschlossen 
werde  (I,  117,  118).  —  Nnr  an  der  Hofstätte  scheint  nach  ihm  stets  ein  Prifat- 
fii^enthum  vorliaiid-Mi  '„^-wcsen  /.n  sein  (S.  IIS).  Ob  von  Anfunsr  an.  wenitr^tens  was 
den  Boden  aulaugt,  auf  dem  die  ilofstätte  liegt,  möchte  zweifelhaft  sein.  In  Kuse- 
land  ist  der  Boden  der  Dotf($ebiade  Oemeindeland  (Bistram,  8. 68). 
4.  Wairaer,  QnndlHWV*  3^  Aafl.  S.  TMl.  Tolktwlrthwhaft  s.  Beebt  26 
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wenn  etwa  das  Eigentliiun  dem  Volke,  bez.  dem  Staate  zuge- 
schrieben wird.  Noch  allgemeiner  und  geschichtlieh  bei  unseren 
Völkern,  welche  seit  lange  Privateigenthum  an  Aeckern  und  Wiesen 
habeo,  viellacb  bis  in  die  Gegenwart  hinein,  besteht  Gemeineigen- 
thum  an  der  „gemeinen  Mark'S  an  Weide,  Wald,  Wasser- 
stücken,  anprodactivem  Land,  Moorgrtinden  u.  dgL  m. 

2.  Zum  Gemeingut  gesellt  sich  nun,  nach  der  obigen  Anf- 
fassnog,  Gemeinnutz nng,  wenn  durch  gemeinsame  Feldarbeit  der 
Dorfgenossen  die  Aecker  und,  wie  es  noch  später  vorkommt,  die 
Wiesen  gemeinsam  bewirthsehaflet,  s.  B.  das  Gras  geroftht  wird. 
Die  zunllchst  gemeinsame  Ernte  (Gras-,  Heumenge)  erscheint 
als  Form  des  Gemeiogeousses.  Wenn  sie  aher  dann  an  die 
Einzelnen  (Familienbänpter)  vertbeilt  wird,  entsteht  so  nachträglich 
auch  hier  die  Form  „  P  r  i  v  a  t  g  e  n  u  s  s 

Es  kommen  hier  übrigens  auch  sonst  bereits  Modificationen  der  Schabiuucn> 
formen  vor.  sobald  einmal  getrennte  Haus»  und  in  gewissem  Maasse  auch  Prodoc- 
tionswirthschafteu  bestehen ,  wie  diejenigen  di  r  riiij»>luen  BsQMli  (Markgenosseu)  ia 
der  Dorfschaft.  So  stellt  die  üemeinweide  noch  Gcmeiii^fUt  und  sie  sowie  die  Urach- 
uud  StoppuU'cide  auf  den  vcrtheiltcii  und  sclbät  auf  den  schon  PriTateigcuthuui  ge- 
wordenMi  Aeckern,  wohin  die  berechtigten  DorfgonofiSen  ihr  Vieh  unter  einem 
meinsamen  Dorfbirten  schicken  dürfen ,  in  einer  Hinsii  lit  selbst  noch  Gemein« 
UQtzong,  aber  in  andrer,  nach  dem  Phvatuigcuthuui  am  Vieh  und  der  getrennten 
BOttMgva  Wirtkaebaft,  bereits  Priratnützong  dar.  Aehntteh  liegt  das  VeibiltiiisB  beia 
fieoipinwiild ,  solange  ein  Jeder  (wenn  auch  schon  nach  bestimmten  Normen)  seinen 
oigencu  Upizbedarf  ^d.  h.  ütxt  den  für  eigenen  persönlichen  und  Uauswirthschafts- 
gebraocb)  aus  dem  Wald  bezieben  darf  (§.  183).  Die  nach  manchen  Zvischenbildungen 
in  Betreff  des  Nutzniessungsrechts  mitunter  eingetretene  Einriobtong,  dass  der  Gemein* 
wald  von  der  (iemeinde  verwaltet  und  jedem  Bcrechti;i(en  ein  llolzdoputat  oder 
eventuell  ein  Geldbetrag  aus  dem  Hol/erlOs  uberantwortet  wird,  bildet  wieder  eine 
Modifleatioo  der  Schablonen. 

B.  Zweite  Form :  Gemeingut,  P  r  i  v  a  t  n  u  t  z  u  n  g  und 
P r i  V a t  g  e  n  u s  8.  Sie  besteht  dann,  wenn  zwar  hinsiclitlich  des 
Eigeiithums  keine  Veränderung  eingetreten,  also  noch  Geniein- 
cigenthum  vorhanden,  aber  der  Boden  selbst  auf  Zeit  znr  Benutzung 
(l^ebauung)  an  die  einzelnen  Dori'genossen  (Hnfenbesitzer)  vertheilt 
(möglichen  Falls  auch  yerzeitpachtet)  wird. 

Hierhin  gehört  der  geschichtlich  nicht  seltene  Fall  ^ner  periodisch  sich  «ioder- 
holenden  Vertheilung  von  Acker-  und  Wicscnpar^ "1I<m)  an  di->  Porftfonossen ,  ein 
Fall .  welcher  bei  diesem  Bestaodtheil  der  Feidmark  regelmässig  das  üebcrgangs> 
Stadium  /um  Prirateigentfaiim  bildet.  Er  besteht  heute  noch  in  der  gross- 
mssischen  Landgemeinde,  wie  vor  Zfitmi  ho\  den  Germanen.  Pi  rio li^icb»» ,  wenn 
aocb  nicht  unbedingt  j&briiche  Vertheilung  der  Aecker  ist  arsprtinglicb  (nach  Ein- 
nahme fester  Sitze)  bei  diesen  im  Zusammenhang  mit  dem  Grandeigentbnm  am 
Ackerland  anzonehmea. 

C.  Dritte  Form:  Privatgut,  Pri vatnutznng  und  Privat- 
gen Uhs.    Sie  liegt  vor,  wenn  mit  der  einzelnen  Bauerstelle  ein 
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für  allemal  individnell  bestimmte  ßodenparcellen  zur  ganz  oder 
wenigstens  theilweise^)  getrennten  Benutzung  des  Inhabers  dieser 
Stelle  verbunden  siud.  Gewöhnlich  ist  dann  zuerst  eiu  Trivat- 
eigenthuni  an  der  im  Dorfe  selbst  gelegenen  liolstätte  (Haus, 
Hof  i.  e.  S.,  Garten)  entstanden;  darauf  an  den  zu  ihr  gehörigen 
Aeeker-  und  Wiesen parcellen,  nachdem  die  ehemalige  periodische 
Theil  ung  eine  endgiltige  geworden :  schliesslich  auch  nach  erfolgter 
Auftheilung  der  gemeinen  Mark  an  den  zu  jedem  Hof  geschlagenen 
Bestandtheilcn  derselben,  den  Parcellen  Weide-,  Waldland  n.  8.  w. 
Die  Entwicklung  geht  dann  in  der  Weise  weiter,  dass  dns  ursprtlng- 
licb  gewöhnlich  noch  durch  Hechte  der  GemeiiiBchaft  oder  der 
anderen  Dorfgenossen  beschränkte  Privateigenthnm  sieh  immer 
absoluter  ausbildet  (§.  177  ff.). 

III.  —  §.  175  [327].  Geeehicbtlich  ist  der  Entwiokliings- 
gang  Ton  den  früheren  Formen  der  HerrBcbaft  fiber  den  Boden 
bis  sn  der  lotsten  Form  in.  den  lypiseben  grossen  Gmndsflgen 
etwa  in  folgender  Weise  darsniegen. 

Dio  germanischen  Yerbiltnisse  bieten  ans  ein  gutes  Beispiel  dafilr,  wenn  sich 
auch  nicht  jeder  Zog  des  liier  entirorfeiien  Bildes  genaa  so  bei  nasaran  Vor- 

fahren  fiiiil*»t  und  einzelne  ihnen  ganz  fehlen.  Siehe  im  Allgemeinen  die  gnte 
Darstellung  der  altgermauibchen  Laiidwirthschaft  von  Hostmauoa.  *.  0.,  reich 
BD  Detail.  qaeUenmäsäig  gearbeitet,  wenn  aach  nicht  in  jedem  Panete  richtig 
und  nnzweifelhaft.  Dann  besonders  Gierke  I,  b'i  IL,  auch  Lamprecht  a.  a.  0., 
auch  die  einzelnen  ueaercB  Hiatoril^or,  die  geoannteu,  Waitz,  Uanssen,  v.  Inama- 
Stern  efg,  Heitzen  und  Andere  weichen  in  einigen  Pnneten  noch  immer 
von  einander  ab.  Bei  dem  Mangel  an  Quellen  oder  der  Zweidcutigikeit  der- 
selben (C&sar,  TacitQs)  vird  luanchee  einzelne  immer  uusichur  bleiben.  Auch 
das  naeht  den  Analogieschlnss  und  —  die  Dednction  «^ns  dem  Wesen  der  Ver» 
hJdtniSBe",  daher  natUrlidi  auch  aus  den  anzunehmenden  Motiven  der  wirtLschaftcn- 
d^'n  Menschen  nnd  Gruppen  auf  solchen  (iebieten  immer  wieder  nothwcndig.  Vgl. 
z.  Ii.  die  Wüscntlich  dedactiro  Entwicklung  Lamprecht's  in  der  deutschen  Geschichte 
I,  S.  139  ff.  (siehe  unten  §.179  seine  Skizze):  in  meinem  Munde  kein  Tadel,  vohl 
aber  eine  Bfst.'itiirnnir  moines  methodologischen  Standpunct^^.  Auf  die  Diüerenzen  in 
den  Ansichten  der  einzelnen  Autoren  iüt  hier  nicht  einzugehen.  Ich  habe  daher  im 
Folgenden,  wo  es  sich  eben  nor  nm  die  typischen  GrondzOge  handelt,  anch  nicht 
auf  die  in  'h'V  ncih-^l'n  Liftcratnr  über  Einz»'l^'>^  wieder  entstandenen  Controversen 
Kucksicht  genommen.  —  (jeber  dio  Ucbcreinstimmung  der  rassischen  mit  der  germa- 
nischen Ansiedlnng  (nach  Leschkow)  siehe  Kenssler,  Balt.  Monscbr.,  S.  20S. 
Zar  (leschichte  S.  44 — 66  (Verirlcich  der  altrussischen  Mark  mit  df^j'-niircn  andriT 
Völker,  besonders  germanischen,  dann  S.  b2  Ii.  mit  dem  neonissischeu  Gemeindebesitz 
und  dem  andrer  slarischer  Völker). 

A.  Der  erste  lebergang  zum  Ackerbau  ist  uiclit  nt)tlnveuclig 
sofort  mit  der  Anlegung  lestt  r  Wobnsitze,  welcbe  die  Bevölkerung 
(die  Gemeinschalt,  das  Geschlecht»  die  bippe)  nicht  wieder  ver- 


')  So  liegt  die  Sache,  so  lange  gemeinsame  Weiderechte  der  Dorfgenossen  auf 
den  privaten  Aeckem  und  Wiesen  (sogen.  Koppelweide,  Brach-  und  Stoppeiweide, 
Wsid«  auf  der  Wiese  im  Fmhjidir  und  Herint)  bestehen.  Sleho  §.182. 

26* 
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lassen  will,  verbunden  und  damit  auch  nach  geschichllicben  Zeug- 
nissen nicht  immer  verbunden  gewesen.  Der  Ackerbau  wird  viel- 
mehr zuerst  einfach  so  betrieben,  dass  ein  Stück  Land  notbdtirftig, 
z.  B.  durch  Vorbereitung  des  rJodens  mittelst  Verbrennens  des 
Holzes  und  Grases,  fUr  die  primitivste  Feldbestellung  und  die  Auf- 
nahme der  Saat  geurbart  wird.  Die  Geraeinschaft  siedelt  sich 
bei  diesem  Boden  vorläufig  an.  Tragen  die  Felder  nicht  mehr  ge- 
nügend, so  werden  andere  daneben  genommen  und  in  derselben 
Weise  bebandelt,  die  früheren  wieder  zur  natürlichen  Berasung 
und  Bewaldoog  liegen  gelassen.  Ist  in  der  Nähe  kein  brancbbarer 
Boden  da,  so  nimmt  man  entfernteren  und  Uberträgt  den  Wohnaiti 
selbst  dahin.  Später  kehrt  man  vielleichf  zur  Benutzung  der  ur- 
sprünglichen Felder  znrttek  und  der  Wohnsitz  wird  abermals  Ter- 
legt  Die  Voraossetsangen  fttr  diese  „wüden<<  Bewirthschaftnnga- 
systeme  („wilde  Feldgraswirthschaft^S  „Brennwirthschait") *) 
dttnne  heimisehe  BeTdlkernng,  viel  nngefftbr  gleich  branchbarer 
Boden,  anf  dem  sich  die  verschiedenen  Siedelnngsgemeinschaften 
eines  Stammes  oder  Volks  weder  unter  einander,  noch  mit  fremden, 
feindlichen  Stämmen  ms  Gehege  kommen.  Die  Gmndeigenthnms- 
institation  ist  hier  eine  ganz  unentwickelte.  Privates  Gmndeigen- 
thnm  besteht  wohl  noch  gar  nicht,  nicht  einmal  an  dem  Boden, 
auf  welchem  die  Dorfhtttten  eine  Zeit  lang,  wenn  auch  vielleicht 
schon  für  einige  Jahre,  aufgeschlagen  sind.  Die  Gemeinschaft 
selbst  nimmt  an  diesem  und  an  dem  Acker-  und  Weidebodeu  auch 
noch  nicht  immer  ein  definitives  Kiju'enthnmsrecht,  sondern  etwa 
nur  ein  Besitzrecht  während  der  Dauer  der  Ansiedelung  und  Be- 
bauung au  dieser  Stelle  in  Anspruch.  Zieht  sie  weiter,  so  giebt 
sie  ihr  Anrecht  auf. 

B.  Anders,  wenn  der  zweite  Schritt  aus  dem  Jüü:er-,  Mirten- 
und  Nomadenleben  ^'emacbt  und  definitive  Wohnsitze  gewählt 
werden,  von  denen  aus  nun  bleibend  der  Ackerbau  betrieben  wird. 
Dazu  nöthigt  am  Frühesten  die  grösser  und  dichter  werdende  Be- 

«)  Siehe  Roscher  II.  §.  24;  Kau  I.  §.  :t04a  V|?l.  mit  §.  382.  Ilansson,  zur 
Gescliichte  der  FcldsysieiDe,  Tübinger  Zeitsrhrift  XXI.  55  ff.  üeber  die  Streitfrage, 
0^)  die  alten  Üeutsi  hen  zur  Zeit  des  Tacitus  schon  Droit'olilerrirthscliaft  getrlL-ben, 
siehe  Koscher  und  Haiiä»en  a.  a.  0.,  auch  Koacher  iü  doa  Aaüichtuu  der 
Volkswirthtcliaft,  S.  47  ff.,  9.  Auflage.  1*  307  S.  Beide  ferneiaen  es  wohl  mit  Recht. 
Haussen  nimmt  eine  wilde  Feld graswirthschaft  an.  Waitz.  Verfassungsgeschichte  1. 
106  l&88t  es  oneatschiedeii.  Die  Stelle  des  Tacitas  (Uermauia  c.  26)  gestattet 
jedenfalls  keine  sichere  Auslegung.  Andere,  wie  Eichhorn,  Hostmann  S. 
Landau  (Territorien  S.  61)  nehuen  DreifeldervirthMhalt  an.  Siehe  Aber  die  weitere 
Litteratur  der  Streitfra^^e  Roscher,  Haussen  and  WaitC  a.  a.  0. 

^)  Siehe  Uucheuberger  I,  §.6. 
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YölkeruDg  selbst.  Die  Völkerschait)  der  Stamm  nimmt  einen  grösseren 
Landstrich  dauernd  in  Beschlag.  Die  kleineren,  auf  Verwandt- 
schaft oder  anderen  Umst&nden  beruhenden  Gemeinschaften,  wie 
die  Geschlechter,  die  Sippen,  vertheilen  sieh  Uber  dieses  Gebiet 
and  erhalten  sn  ibrer  Ansiedlnng,  mm  Anbaa,  zur  Weide  ihres 
Viehs,  ziir  VerBorgang  ihres  Holsbedarfs  kleinere  Tbeile  dieses  Land- 
strichs angewiesen  oder  wählen  oder  nehmen  sich  selbst  das  daan 
erforderliche  Land.^)  Dieses  steht  dann  in  dem  Gemein-  oder 
Gesammteigenthnm  der  grosseren  Gemeinschaft  nnd  in  dem 
bleibenden  Nntsniessvngsrecht  der  kleineren ,  der  Dorfsohaft  oder, 
wohl  die  Begel,  im  Gemeineigenthnm  dieser  letzteren  selbst  Die 
erste  Urbarmachaug  (Rodung)  des  erforderliehen  Bodens,  insbe- 
sondere fllr  die  Aecker,  wird  wohl  noch  ganz  in  gemeinsamer 
Arbeit  der  Glieder  der  Gemeinschaft  vorgenommen. 

§.  176  [328],  —  C.  Dorf-  und  Hofsystem.  Die  Ansiedlung 
in  eigentlichen,  anf  dem  Princip  des  r&nmlich  nahen  Zu- 
sammenliegens  der  Wohnungen  bemhenden  Dörfern  — 
das  sogen.  „Dorfsystem"  —  ist  bei  den  Ctermanen  dnrchans 
die  Regel  gewesen,  worttber  jetat  die  Geschichtsforscher  einig  sind, 
nnd  die  Regel  geblieben.')  Aach  bei  den  anderen  indogermani- 
schen Volkern  and,  soweit  es  sich  ttbersehen  lllsst,  anch  bei  anderen 
Volkerfamilien,  selbst  bei  ganz  anderen  Racen  nnd  in  anderen 
Erdtheilen,  TcrhUt  es  sich  meistens  ebenso.  Der  Gegensatz  za 
dieser  dörflichen  Ansiedlnngsweise,  das  sogen.  „Einzelhof- 
System'^  findet  sich  ursprünglich  immer  nur  ausnahmsweise,  ans 
besonderen  localen  Gründen  der  J'odenbeschaffenhcit,  des  Klimas 
u.  dgl.  m.,  z.  B.  in  Gebir^s<,^egenden  (zu  wenig  brauchbarer 
agrarischer  Boden  nahe  beisammen,  unzureichend  selbst  für  ein 
kleines  Dorf)  oder  hat  sich  erst  in  historischer,  zum  Theil  in 
neuerer  Zeit  aus  rationell  Jikonomischen  Gründen  entwickelt.  Das 
Dorfsystem  wird  anl'anglich  und  im  Oanzen  auch  noch  heute  selbst 
bei  den  cultivirtesten  Nationen  durch  mancherlei  sociale,  ökono- 
mische GrUude,  durch  •SicberheitsrUcksichten  u.  s.  w.  bedingt.  Es 

')  Waitz  I,  112  if.  Siehe  oben  S.  400  Giexke  I,  58.  Lamprecht,  Deutsche 
Qeschicbte  I.  136  S. 

*)  Rosebern,  §.74.  75;  Waits  I.  108  ff.,  118;  r.  Hanrer,  Einleitung 

S.  2ir.,  10  IT.,  Dorfrerfassung  S.  2S  (f. ;  üierke  I,  61  ff.;  Meitzen,  Artikel  An- 
üiedlung  im  Handvörterbuch  der  Staatsrisscnschaften  I,  29S  tf.  Die  Meinung  ron  dem 
allgomuiQün  Vorwalten  des  Hofsystems  bei  den  alten  Deutschen ,  ihnlioh  wie  jetit  la 
Westfalen ,  ist  auf  die  falsche  AuslcgUDg  der  Beschretbniig  der  WohnrwhiltniflM  ia 
Tacitus,  Oennania  c.  16,  zarackzofuhren. 
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genflf^  an  dieser  Stelle,  es  allein  nU  Aiisgaii^spunct  für  die  Ent- 
wicklung der  Grundeigentbumsverhältnisse  ins  Auge  zu  fassen.  Bei 
dem  System  der  Einzelhöfe  findet  sich  früher  und  vollständiger 
eigeotlicbcB  privates  Grundeigenthnm.  Eine  Verbindang  der  Be- 
sitzer der  Einzelböfe  za  Gemeinschaften  fehlt  indessen  schon  ur- 
sprünglich trotz  der  weiteren  Örtlichen  Trennung  der  Wohnsitze 
(Höfe)  und  der  dann  gewöhnlich  um  diese  henim  liegenden  Aecker 
und  Wiesen  in  der  Begel  aaeii  hier  keineswegs.  An  dem  Boden 
der  Weiden,  Waldungen,  mitunter  aaeh  der  nngetbeilten  Wiesen 
hat  die  Gemeinschaft  das  Eigentbnm,  der  Einzelne  nnr  ein  Note- 
niessnngsreeht  Die  Gemeinschaft,  nicht  der  Einzelne  hat  eben 
aneh  hei  diesem  orsprünglichen  EinzelhofiBystem  das  Land  in  Besitx 
genommen  und  es  vertheilt  Oer  Name  „Dorfsehaft"  kann  anf 
solche  Gemeinschaften  von  EinsdhOfen  mit  angewandt  werden.*) 
Im  Folgenden  wird  davon  abgesehen  nnd  nnter  „Dorf"  die  mit 
anf  rilnmiich  nahem  Znsammenwohnen  bemhende  Gemeinschaft 
verstanden. 

177  [329].  —  D.  Die  Entwicklung;  der  Grundeigen- 
t h u ni 8 -  und  Bodenbenutzungs Verhältnisse  im  Dorfe 
steht  nun  mit  den  ökonomisch-technischen  Bedürfnissen 
der  Landwirtbschaft  and  deren  Wechsel  in  enger  Be- 
siehang. 

Roscher  I,  §.87,  88.  Derselbe  über  die  Entwicklansr  der  Feldsystemo, 
II.  Ii.  2,  Kap.  2  (extensiver  und  intensiver  Ackerbau)  und  Kap.  6  i<jrundeigcuthuin 
und  UcmeiDdel  Bau  I,  §.  äb2,  383  tlber  die  Feldäysteme.  Buchenberger  I, 
§.  6  ff.,  9.  44  ff.  Hausten,  nr  Geseliielite      Pddsyiteme  in  Deutschland,  Tübini^er 

Zeitschrift  Band  21.  22.  24,  '2Ck  32,  ji;tzt  in  den  ag^arhi^^to^ischen  Abhandlungen  I.  \2'A 
bis  38b,  auch  II,  179  if.  (Ackerliur  der  Dörfer).  Ceber  die  HufeurerfusoAg  und  die 
▼eftehiedenen  Arten  der  Hnfen  besonden  Meitzen'e  Arbelton,  ZmamnenftMOD^ 

bcincr  Arl^i^hton  im  Si  hOnberx'scheu  Ilamlbucli  II  (n.  A.).  1  .'M  ff.,  Artikel  Ansiedlun^ 
im  Handwörtt-rhurh  di  r  St*at.swissenschalicn  I  und  Artiiwtl  Fcld^nniioinschaft  obfiida  III 

Gerade  bei  Uauäson,  einem  der  ersten  hiätohächcn  und  thcoretiächeu  Specia- 
listen  der  Agnrrerliiltnisae  und  Agrarpolitik  «berhaopt.  der  Geschichte  der  Peldayatane 
insbesondere,  findet  sirli  frfili<li,  wohl  in  Zusammenhang:  mit  seiner  Vorliebe  fur  das 
Concreto  und  seiner  Abneigung  gegen  Abütractiooen  daraus  und  Geoeialisirnngcn  des- 
■elbeo,  eine  Ansidit  vertreten,  die,  wenn  sie  richtig  wire  nnd  Ton  ihm  selbM  eonee- 
quent  durchgeführt  würde,  mit  der  Beweisführung  im  Texte  in  principiollem  Wider- 
spruch st&ndo.  Hanääen  sagt  (Tubinger  Zeitschrift  XXI,  ti2)  am  Schluss  einer 
polemischen  Erörterung  Uber  einen  einzelneu  Punct  mit  Roscher  (dem  er  sonst  bei- 
stimmt) in  Bezog  auf  alt(i:erniaiii>che  Landwirthsrliaft ;  „überhaupt  steht  weder  das 
Gesanunteigenthnm  noch  das  Sondereigenthsm  an  Aeckern  nnd  Wiesen  in  riaem  nodi* 

^)  f.  Maarer  spricht  von  Dorfscbafteu  ohne  and  mit  Feldgemeinschaft 
«nters  die  nach  dem  „Hofsystem'*,  letztere  die  nach  dem  „Dorfsystem"  organisirten 
Einleitung  S.  5  ff.,  Doif^rerfasenng  I,  29  ff.,  81,  42.   Gierke  I.  69  nennt  die  „Ge- 
nossenscbafren  \  welche  sich  in  £inzelhOfen  ansieddten,  im  Gegensatz  za  den  Dorf- 
schaften, „Bauurächufteu'\ 
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wendigen  Zmammenhuige  sei  es  mit  der  Peldi^wiräMcIinft  oder  mit  der  Dreifelder- 

wirthschaft  od(^r  irgend  einem  sonsti-fca  Systeme".  Da  nun  die  Entwicklung  ?on  der 
extensiven  zur  intensiven  Landwirtbschaft  nicht  nur  in  steigender  Intensität  b-'i  dem- 
selben Feldsystem,  sondern  in  einem  Fortschritte  roD  den  im  Ganzen  t:\tell^ivL^oQ 
zu  den  im  Ganzen  intonsirercn  Systemen  vor  sich  geht  und  für  die^e  Entwicklung 
nach  der  Darlesiing  im  Texte  die  Entstehung  und  sodann  die  schärfere  Ausbildung 
von  Privateigenthum  an  Aeckern  und  Wiesen  (wie  scbUesslich  am  Boden  der  ehe- 
maligen ewigen  Gemeinweiden)  die  Voraassetnng  tind  anderseits  die  Folge  dieser 
steigenden  Intensität  der  Landwirthschaft  ist.  so  würde  obiger  Sati?  von  Hanssen 
dieser  Auffassung  des  Causalnezus  widersprochen.  Indessen  sagt  Uanssen  selbst 
wenige  Seiten  darauf  (S.  83):  die  Bestimmangen  der  Lex  Saliea  n.  a.  m.  Uber  die 
privaten  Ackergrenzen,  über  den  Schutz  der  auf  den  Foldern  aufgepflanzten  Obstbäume 
Q.  8.  w.  zeigten,  „wie  liUh  das  Sondercigenthum  an  Aeclicrn  im  südlichen  und  west- 
lichen Dentsebland  entstanden  ist,  womit  auch  die  wilde  Peldgraswirthschaft  aufgehört 
haben  mnss.  Do&b  so  lange  letztere  dauerte,  ist  es  sicher  nicht  so 
einem  Sondereigenthum  der  Aecker  gekommen."  Hiermit  ist  in  diesem 
Speclellen  Fall  der  in  der  oben  angefuhrien  Stelle  allgemein  bestrittene  Zusammenhang 
zwischen  Feldsystem  uml  Eigenthumsordnung  zugegeben.  M.  E.  ist  der  ganze  Sats 
S.  63  (dem  sich  auch  Waitz  I,  115  Anmerkung  3  hinsichtlich  einer  ähnlichen  .\us- 
fbbrung  Hansson's  in  Falck's  St.  Mag.  VI,  25  If.  auschliesst)  nicht  haltbar. 
Wenn  neues,  intensireres  Peldsystem  mit  genossenschnftlichemWeidereehtaaf  Brach- 
und  Stoppelfeld  tind  mit  ewiger  Gemeinweide  nicht  vereinbar  ist,  sondern  dort  das 
Weiderecht  beseitigt,  hier  die  Gemuinweido  rertheilt  sein  muss,  um  jenes  Fddsystem 
dorebzoftobren,  so  steht  in  der  That  das  Gesammt-  und  das  Sondereigentbnm  in  noth- 
wendigcm  Zusammenhang  mit  dem  Wirthschaftssystem. 

Ucber  den  Zusammenhang  der  Entwicklung  der  intensiven  Landwirthschaft  mit 
dem  sogenannten  „Gesetz  der  Bodenproductiou"  (Production  auf  Land)  siehe  meine 
Absehatfang  des  Grundeigenthams  S.  25  ff.  und  schon  Grundlegnng  I,  8.  ri54.  Ueber 
dieses  Gesetz:  Senior,  political  cconomy  pag.  26.  81  If.,  eine  seiner  4  elementary 
propositious  of  tiie  scieucu  of  political  economy,  nemlich:  „that,  agricultural  skill 
remainiog  tbe  same,  additional  Laboar  employed  on  the  land  witbin  a  giren  district 
prodnces  in  general  a  less  p roportionat c  rctnrn,  or  in  other  words,  that,  tt  ough, 
witb  «rery  increase  of  the  labour  bc»towcd,  the  aggregate  return  is  incroasod, 
tbe  increase  of  the  retam  is  not  in  proportion  of  tbe  increase  of  Inboni*'.  Was 
Senior  dann  in  der  Weise  weiter  ausführt,  dass  die  hinzukommendo  Arbeit  in  der 
Industrie  mehr,  im  Ackerbau  weniger  als  verb&ltnissmässigo  Steigerung  des 
Ertrags  bewirke.  Siebe  ferner  besonders  Hill,  politische  Oelconomie  B.  1,  Kap.  12, 
Roscher  I,  §.34  (in  Uebereinstimmong  mit  dieser  Lehre),  §.  8fi.  Wie  sich  die 
Sache  mit  dem  Wechsel  der  Feld-  oder  Wirthschaftssy^teme  gestaltet,  bez.  modificirt, 
siehe  besonders  bei  r.  Thünen.  isolirtcr  Stant,  Tbcil  1  und  in  Hermann's  staats- 
wirthschaftlichcn  Untersuchmigeii  S  :>i)7  H  (Zusammenhang  mit  der  Lehre  von  der 
Grundrente  und  der  Bewegung  der  Höhe  der  letzteren).  Gleich  anderen  Socialisten 
polemisirt  auch  liodbertus  (Sociale  Frage  S.  ISO  tl.)  gegen  das  ganze  „Bodengesetz" 
und  sucht  es  sogar  ganz  za  widerlegen,  jedoch  nicht  in  richtiger  Weise,  weil  erden 
nicht  gel&ugneten  AuHnalimefail  l«  soiiilert  r  tr'chnischer  Fortschritte  der  Landwirthschaft 
als  Beweismittel  benutzt  (siebe  Mill  I,  Kap.  12,  S.  8).  In  letzter  Linie  darf  man 
daher  die  bistoriseho  Entwicklnng  des  priraten  Grondeigenthnms  in  nnalcblicben  Za- 
sammenhang  mit  der  Wirksamkeit  dieses  Bodengesetses  Olingen.  Kihore  AasfUbnug 
darftber  kann  aber  hier  unterbleiben. 

Die  wirtbscbafüiche  Grundlage  der  EinzelexiBtcnz  und  der- 
jenigen des  ganzen  Dorfs  beroht  anf  der  Landwirtbscbaft.  Die 
individnellen  Wflnsobe  nnd  Bedürfnisse  des  Einzelnen  nach  ireier 
persönlicher  nnd  wirthscbaftlicher  Bewegung,  nach  „freier  Gestaltung 
der  individuellen  Lebensweise",  welche  sich  in  Etwas  doch  auch 
schon  in  frtther  Zeit  bei  familienweiser  Hauswirthschaft  geltend 
machen,  zumal  bei  Völkern  Tom  Geiste  der  germanischen,  mttssen 
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sich  den  AnforderuDgeD  anterordnen,  welche  die  LandwirduHsliftll 

stellt  nnd  welche  derentwegen  und  deshalb  ihrer  selbst  wegen  die 
Gemeinschaft  dem  Einzelnen  gegentlber  in  der  Sphäre  der  persön- 
lichen Freiheit  und  der  Eigeuthumsordnung  durchfuhrt.  Es  liegt 
darin  eine  Gebundenheit  des  Einzelnen  an  die  Scholle  in 
einem  anderen  als  dem  gewöhnlichen  juristischen  Sinne  des  Aus- 
drucks, w  elche  für  die  älteren  Agrar-  und  Grundeigenthumsverhält- 
nißse  (iberall  characteristisch  ist. 

Die  Gestaltung,  welche  unter  ähnlichen  Zuständen  der  Be- 
völkerung (Grösse,  Diclitii^keit,  Cultur  derselben)  und  des  Land- 
wirtbschaftsbetriebs  sich  bei  sonst  sehr  verschiedenen  V'ölkern 
ziemlich  gleichartig  wiederfindet,  besteht  darin,  dass  die  unter  sieb 
gleich  berechtigten  Dorfgenoflsen  ein  Jeder  gewisse  Grundstucke 
zur  getrennten  fienutznng  nnd  gewisse  Anrechte  zur  Theilnahme 
an  gemeinaamen  Nutzungen  erhalten.  Der  Inbegriff  der  hieraus 
entspringenden  Rechte  des  vollen  Dorfgenossen  in  der  „Feld^^emein« 
sehfält'*  nnd  ^^Markgenossenschaft'^  pflegt  unter  einem  technischen 
Ausdruck  svsammengefasst  zn  werden,  bei  den  Dentsehen  wird  er 
mit  „Hnfe'S  Rassen  (im  Norden)  mit  Dwor,  später 

mit  T&glo  bezeichnet 

Ccbcr  die  Aasdrücke  Feldgemeinschaft  aud  Mark^enosscnscliaft  siehe  Waitz 
I,  119;  Roscher  II.  §.71,  72:  Bnchonberger  I,  S.  235,  271;  Meitzen  Artikel 
Feldgemeinschaft  in  Handwörterbuch  der  Staatswissenächaften  III.  Beide  Worte  werden 
theils  im  gloicheD*  ÜuSk  im  verschiedenen  Sinn  gebraacht  Unter  Feldgemein- 
schaft im  enperpn  oder  oiffontlichen  Sinn  versteht  man  die  dnrch  die  Ge- 
mengelage der  Aückcr-  uud  \\  ieüuiiparceUen  der  Dorigeno^äcn  (siebe  IbU),  durch 
gefonieitige  Weiderechte  u.  b.  w.  bedingte  Yerbindong  unter  den  Genoasen  zu  einer 
gewissen  glcichmüssigon  Bewirih>oh.iftungrsart.  Im  Wesentliclicn  irleichHodeuteiid  mit 
Feldgemeinschaft  ist  hier  Flurzwang.  Sie  besteht  sowohl  bei  periodischer,  ala 
Boeh  spftt  nach  erfolgter  definftirer  YertheiliiDg  der  Aedcer  nnd  Wiesen.  Mnrk- 
Ifenosscnsrhaft  bivinchnet  die  Gemeinschaft  in  nezng:  auf  die  gemeine  Mark,  wie 
de  auch  im  Uofsystem  vorkommt.  Mitunter  wird  wohl  jene  Feldgemeinschaft  auch 
ICarkgenossenscbaft  oder  diese  letztere  sogenannte  Markgenossenschaft  auch  Feld- 
gemeinschaft p^cnannt.  Beides  steht  geschichtlich  wenipstens  beim  Dorf^ystem  in  engem 
Zusammenhangs.  Endlich  braucht  man  hie  und  da  auch  wohl  jeden  th'r  beiden  Aus- 
drtlckc  allein  für  sich  zur  Bezeiclinuns  der  im  Toxie  geschilderten  alteren  agrahschcni 
Vcrhültniase  im  Ganzen.  Besser  wird  hier  der  Doppelausdruck  „Feldfestelnsebaft  nnd 
Marki?enosscnschaft'*  anp^ewan(it.     Val.  auch  (li.^rke  I.  62 — CAk' 

Waitz  I,  119  (zweileihatie  Ableitung  des  Worts  Unfe,  andere  ^iamen  daselbst), 
nach  Mtillenhoff  bei  Meitzen,  Ausbreitung  der  Dentseben  ^eparatabdmck  aas 
Conrad's  Jahrbtlchem,  Band  32),  S.  11  ))edeutete  Hufe:  „was  die  Familie  haben  soll, 
Besitz,  was  Jemand  zukommt,  Anthcil."  —  Heber  die  russischen  Verhältnisse 
Ken  SS  1er.  Baltische  Monatsschrift  S.  216  V.  Maneheriei  rencbiedene  AnsdrOeke  in 
d<Mi  einzelnen  Gegenden  auch  hier,  lie-^ff],  zeitlicher  Wcchs.;!  dor  gi'bräuchlichen 
Kamen.  Vgl«  übrigens  Kcussler's  Darlegung  der  Abweichungen  zwischen  den 
russisch«»  nnd  dentseben  Yerhiltnisscn,  ebenda  S.  219  ff.  (grossere  Abgeschlosscoheit 
der  germanischen  Dorfschaft  gegen  Aufnahme  neuer  Genossen,  kleinere  und  immer 
bald  neue  Dürfanlasrcn  in  Kussland,  Einfluss  der  grösseren  (ileichartigkeit  der  Boden- 
contiguration  und  Iruchtbarkeit  in  den  russischen  Verhältnissen);  derselbe,  Zur 
Oetehichte  S.  89. 
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Ueberau  eothUt  diese  Hnfe  drei  baoptsächlicbe  Bestandtbeile: 
die  sogenannte  Hofsttttte,  die  znr  getrennten  Benntznng  ans- 
gesebiedenen  Aeeker  ond  gewObnlicb  aoeb  Wiesen  nnd  das 
NntzQngsreebt  in  der  gemeinen  Mark,  d.  b.  besonders  an 
der  Gemeinweide  nnd  dem  Gemeinwald. 

Roscher  II,  4^.  71,  72;  Maurer,  Üorfmfassung  I,  28  —  68;  Waitz  I,  US 
bis  120;  Gierkel,  62;  Kousslcr,  Baltische  Monatsschrift  S.  217;  Buchcnbergor 
I,  §.  14  ir.  Hierauf  sei  hior  für  die  folgende  Ausführung  über  die  3  Bcstandtheile 
der  Hafe  ein  für  aUemal  venriesoii.  Im  £in2elaeD  bin  ich  beBonden  Waitz  g^olgt. 

§.  178  [330].—  1.  Die  Hofstätte,  wclthe  in  DeutschlaLd 
manche  provinziell  abweichende  Namen  geführt  hat  und  noch  führt 
umfasst  die  Grundstücke  innerhalb  des  Dorfs  selbst  (des  Dorf- 
zanneSi  im  ,,0rt8-Etter"). -)  Auf  ihnen  betindet  sich  das  Wohn* 
ha  na,  die  Scbeunen  nnd  Stallungen  —  beide  letztere  ?ielfach  im 
Wobnhans  mit  enthalten  — ,  daran  und  darum  die  Hansbl^l'e  und 
Hausgürten,  mitunter,  wie  bei  den  Hermanen,  das  CanzeTon  einem 
Zanne  umschlossen.  Der  Inbegriff  dieser  Grundstücke  nnd  der 
Gebäude  fuhrt  den  Namen  Hofstätte.  Die  Bebauung  eines  Grund- 
stücks mit  Wobngebänden  repräsentut  stets  die  relatir  intensivste 
,,Bewirtbscbaftung''  des  Bodens ,  selbst  in  den  primitivsten  dörf- 
lieben YerhältniBsen.  Die  zunächst  intensiTste  ist  der  Gartenbau. 

Die  Uofi»(ätten  und  naffleutUch  die  dazu  gehörigen  tiobäudo  sind  ur»pr(luglich 
in  Anlage,  OrOase,  Beschafleoheit,  die  Gebinde  in  der  Gonstroction  iu  jedem  Dorfe 
und  gewöhnlich  in  jedem  Landstrich,  ja  bei  ganzen  Völkerschaften  ächr  gleichmäsbig 
beschallen  unter  deutlichem  Einiluss  der  Stammessitte.  Das  hat  sich  zum  Theil  bis 
in  die  Gegenwart  hinein  bei  den  Bauern  auf  dem  Lande  so  erhalten,  selbst  iu  Betroff 
des  VobDhaoses. Aber  eine  ge\ris.se  indiriduelle  Gestaltung  der  Hoistitte  ist  doch 
ein  natürliches,  früh  entstehendes  BcdUrfniss,  auf  weUhes  bei  den  Germanen  schoo 
der  tlbliche  Dorfplau  oder  richtiger  die  Planlosigkeit  der  Dorfaulagc,  n -milch  das 
siemiich  knntorbnnte  DDrchcinandorliegea  der  Hofstätten  hinweist.*)  Iiier  konnte 
sich  der  Tri<b  individu'IIiT  »idahiiiiL'-  in  der  Anlage  des  Hauses,  der  Vertheilung 
des  Platzes,  auf  dem  es  stand,  des  iiofs,  des  Gartens  schon  geltend  machen.  Auf 
die  Ansbildang  jenes  BedOrfoissee  bat  ancb  die  nie  ganz  fehlende,  dnreb  Glock  tind 
Unglück,  technisches  Geschick  und  Unixcscliick,  sittliche  und  wirthschafiliclic  Tuchtig- 
ond  CntQcbtigkeit  des  Wirths  bedingte,  wenn  auch  nur  mässige  Vermögensungleichheit 
hingewirkt.  Dies  Bedürfuiss  lässt  sich  ebne  Nachtheil  fOr  die  Gemeinschaft  befriedigen. 
Auch  die  <  igi-ne  pcrsSnliche  Arbeit  des  W  irths  und  seiner  Familie  kommt,  auch  bei 
Beihilfe  der  Dorfgenos!>en.  im  Bau.  in  der  Au.-schuiackung.  der  Erhalfiintj  des  Wohn- 
haoses,  in  der  Anlage  und  Bestellung  des  Gartens  u.  s.  w.  am  Inuuttcibarsten  zum 
AisdndL 


')  Ilofraithe,   Hof.   in    XorddeutscWand    spiltcr  Wurth,  in  Scandinnrien 

Toft  iWaitz  I.  113);  V.  Maurer,  Dorfverfassong  I,  30,  Frohühöfe  HI,  193. 

•)  V.  Maurer,  I)()rfverfas!^^lll;X  I.  H2. 

')  Siehe  Abbiiduiigen  bei  Meit/.on,  Boden  Preussens  II,  l."<2  11. 

*)  Vgl.  aach  Meitzeu,  ebenda  I,  344  if.  ^'lur-  und  DorfpläUe  daselbst), 
n,  123  iT. 


Digitized  by  Google 


410    ^'B-  Auaücbu.d. rrivateigenth.  2.K.  Grondeigentbuiu.  3  H.A.  (icächichte.  §.  17b. 

Das  wirüuchallliche  Selbstinteressc,  als  allgemein  meDSohliohes 
Motiv,  fordert  hier  am  Frflbsten  und  StUrksten  seine  Berttel^- 

sichtigun^^:  so  drängt  alles  darauf  bin,  an  der  Hofst&tte  suerat 

ein  Pri vat eigen th um  zu  gewähren. 

Dieses  rrivateigcnthum  i)C7-ieht  sieb  namentlich  auf  das  Ilaii.s 
selbst,  und  hier  bildet  es  sicü  auch  am  Ersten  vollständiger  (abso- 
luter) aus. 

D.is  Haus  ist  vi(?lfaoli  bei  der  primitiven  Technik  und  bei  der  aus  der  Nomaden- 
uiid  Halbuomadcnzcit  büraiammcudcu  Bauart  noch  uicbt  so  fest  mit  dem  fiodco  rer- 
buoden«  vie  spftter.  yomemlieh  ms  Hols  geiimnieTC,  Itat  es  sieli  ohse  m  ftwse 
Mühe  lind  Schaden  anscinandemebmcDf  seine  Pfosten  und  Ikikon  anders  wohin  bringen. 
Es  trägt  als  üauzas,  wie  besonders  in  seinen  einzelnen  Bestandtheilen  daher  oft 
lange«  nacbdem  schon  endgiltige  Wohnsitze  efnfenommon  sind,  in  rechtlicher  Re- 
xlehong  mehr  don  Gbaractcr  von  beweglichem  als  von  Grundeigcntham.  —  wesentlich 
vcrächiedon  von  modernen  Verbalfnissen,  wo  von  den  (icbäuden  immer  mehr  dab  Um- 
gekehrte gilt.  Das  Phvateigcnthum  am  Hau^c  i:>t  insofern  anfangs  eine  Conscqucu^ 
des  Priraleigenthnms  au  den  beweglichen  Gtttem,  der  viffthrenden  Haber*.') 

Dns  rirundstllck,  auf  welchem  das  Haus  steht,  befindet  sich 
dagegen  wold  wenigstens  anfangs  nicht  immer  im  Privatrigeuthum, 
woiaul'  mancherlei,  wieder  hei  verschiedenen  Völkern  ähnlich  vor- 
kommende Kcchttitiätze  hiudeuteu,  welche  sieb  zum  Theil  länger 
erhalten. 

Dahin  gehören  Bestimmangen,  wie  die,  dass  diT  Haiiseiu-enthümer  nur  so  lan^e 
er  Dorfgenoäse  ist,  —  was  er  ursprünglich  bäufia:  nur  sein  kann,  so  lange  er  im  Dorfe 
wuhnt  und  wiltbsehsfict ,  —  seinen  Hof  behalten-),  dass  er  ihn  nicht  beliebig  an 
Jeden,  sondern  nur  an  Dorfgenossen  verkaufen  darf,  ein  I  r-^mder  aNo  z.  B.  erst  in 
die  Gemeinschaft  aufgenommen  sein  moss,  um  wirklich  auch  privatrechtlicher  Kechts- 
nachfolger  seines  Vcfftinfen  zn  werden.  Oder  die  Dorfgenos-ten  haben  ein  Vor» 
kaufsrccht  vor  Fn'tndt^n  oder  i-in  R etracirecht.  wenn  der  Verkauf  d->s  riof>  an 
einen  Fremden  schon  staUgofundcn  hat  (sogen.  Marklosung).  Wohl  aber  kann  der 
bisherige  Besitzer  sein  Hans  zenttören ,  die  Materialien  mit  sich  wegnehmen,  rer^ 
kanfen  n.  s.  w. 

Erst  später  entwickelt  sich  dann  ein  Privateigenthum,  welches 
zugleich  inmier  vollständiger  wird,  an  der  ganzen  Ilotstätte  mit 
den  sie  bildenden  Grundstllcken  • )  im  Dorfe  selbst:  also  ein  erstes 
eigentliches  privates  0  r  u  n  d  ci^cntlmm.  Das  kann  freilich  auch 
noch  lange  durch  nian(  he  Hechte  der  Dorfgenossen  beschränkt  sein 
und  war  so  beschrilnkt.    Aber  das  BedUrlbis«  individueller  Ge- 


*)  Vgl.  Waitz  I.  101;  Gierke  I,  02;  Mcitzen  I,  847.  Leber  die  Kepelang 
der  Verhältnisse  dos  (i.h«')fts  (üsabda)  in  Kusslaud  bei  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft K<"i] ssler.  zur  Geschichte,  I,  S.  218  IF, 

')  Vgl.  über  russist  he  Vorhiiltnisse  v.  Bistram  S.  (>'■? 

Die  Grundstücke,  welche  die  Hof&tätte  bilüeteu,  umfasstcn  oft  das  Land  für 
alle  jene  Caltoren  mit,  weiche  die  Feldgemeinschaft  anf  den  Aeckem  nicht  gestattete, 
für  Gt'Hitisc,  Obst  (selbst  Weinberge)  Flachs  u.  s.  w. ,  für  apart  zu  haltendes  Vieh, 
siehe  Haussen,  GOttinger  Gelehrte  Anzeigen  1870,  S.  1329:  auch  ein  Beleg  flltr 
die  Anffassong  im  Texte,  —  indiridacUe,  intensirere  Galtaren. 
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staltnng  und  das  Kecbtsgefttbl,  welches  die  geleistete  individuelle 
Arbeit  and  allmäUg  auch  sonst  freiere  persönliche  Bewegung  des 
Einzelnen  im  Rechte  snr  Anerkennnng  bringt,  führen  zum  Privat- 
«igentfanm  in  absoluterer  (Gestalt.  Und  das  Gemeinschaftsinteresse 
wird  dadurch  nicht  mehr  so  stark  bertthrt^  als  da  noch  das  Geftthl 
der  Zusammengehörigkeit  der  Dorfgenossen  und  der  Abtrennung 
▼on  anderen  stärker  war.  So  yoUzieht  sich  denn  mit  der  ersten 
Bildung  Ton  Privalgrundeigenthum  die  erste  LoslOsung  von  Grund- 
•tllcken  ans  dem  Gemeineigenthom  am  Boden. 

§.  179  [331].  2.  Alles  Land  der  Dorf^^eHieinschaft  ausserhalb 
des  eigentlichen  Dorfs  in  der  D  o  r  f  f  1  n  r  oder  l)  o  r  f  g e  m  a  r  k  u  n  g  ') 
hat  wohl  die  Gemeinschaft  noidi  durch  geraeinsanie  Arbeit  gcurbart, 
gerodet.  Dabei  wird  es  von  ihr  selbst  noch  regelmässig  von  Anfang 
an  in  zwei  grosse  Olassen  eingetheilt,  in  die  A  eck  er  und 
gew()hDlich  auch  die  Wiesen  eine^  und  die  Weide^  den  Wald, 
die  Wasserstti (  ke,  unprod uctives  oder  wenigstens  unge- 
nrbartes  Land  n.  s.  w.  oder  die  im  engeren  Sinne  sogenannte 
„gemeine  Mark'*  andrerseits.') 

Diese  Theilung  des  Lands  ist  eine  eigentlich  technisch- 
ökonomische. 

Sie  wird  durch  die  benschenden  eztensiiren  Landvirthschaftssysteme  mit  sogen. 

ewiffer  Weide  bedingt,  bedingt  dann  aber  umtrekehrt  auch  wi-M!«T  diese  Syjifi  nic  oder 
deren  Boibebaltung  and  nur  geringe  Modiäcaüoneii ,  wo  sie  besteht.^)  Die^e  wie 
alle  Laadwirthaehafte-  oder  „Pädsystome**  sind  wieder  abh&ngig  von  den  aUgemeieen 
Bevölliernngs-  und  Coltunrerhiiltnissen ,  den  Communicationen ,  den  Ab-  und  Ziifuhr- 
Terhlltnissen,  der  absoluten  Grösse,  der  Uicbügkeit  und  der  dörflichen  oder  stAdtiscliMl 
Wobniingsveise  der  BevOliierang,  dem  Wohlstand  and  der  Vertbeilnng  des  Wohlstands 
des  VoU(8,  Ten  dem  Deberflass  oder  Mangel  an  Areal,  wclclics  nach  den  obwaltcndeu 
technischen  tind  Wirthschaftsvorh.lltnissen  als  cultnrfähig  für  landwirflis.  liaftliche 
Zwecke  betrachtet  werden  kann,  im  ganzen  Lande,  von  dem  Bedurfniss  nach  mannig- 
filtigen  und  qmdilttti?  Tenehiedeneii  BodeDprodacteo. 

Jene  beiden  technischen  Betrieb sclassen  des  Bodens  — 
denn  das  sind  sie  nnd  es  ist  auch  lUr  die  Griindcigenthuni.stVagcn 
wichtig,  dies  festzuhalten  —  haben  sich  Jahrhunderte,  Ja  Jahr- 
tausende lang  und  selbst  bei  unseren  liöchst  rultivirteu  Nationen, 
den  west-  und  mitteleuropäischen  vielfach  hin  in  die  Gegenwart 
hinein  erhalten. 


^)  Im  (iecrcnsatz  zum  bewohnten  Dorf  hiess  dieses  Land  auch  kur/^weg  ,,Marl(*% 
„Dorfmark",  „Feldmark".    Weitere  Namen  bei  Maurer,  DorfverfassuuR  I,  48. 

Sieiie  die  zahlreichen  provincicllcn  Kamen  der  gemeinen  Mark,  die  übrigens 
fast  alle  dasselbe  Grundwort  enthahen.  bei  Maurer  ebenda  S.  44 — lt>.  Im  Gegrensatz 
zur  gemeinen  Mark  heisst  das  getheilte  Land  oft  kurzweg'  das  Feld  und  jene  dann 
die  ttMarii**,  Keassler,  zur  Geschichte  S.  41. 

*)  Boflcber  H,  §.  25  IT.;  Raa  I,  §.  Sb2;  Buchenberger  I.  S.  27L 
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Die  UmgeBtakon;  des  YerbihniiMs  dieMT  Oaiseii  zn  dnander,  DttMtttttdt  der 

Uobergaiip  von  Thcilcn  der  gcuieinen  Mark ,  besonders  von  Weideland  ia  tid  fjtfrt 
des  Acker-  und  WieseDlands,  zum  Tbcil  aach  die  Veränderunpren  innerhalb  jeder 
Olasse,  Verwandlang  von  Acckcrn  in  Wiesen  and  umgekehrt,  von  Wald  in  Weide,  ia 
Ackerland,  \»t  im  Grossen  und  Ganzen  die  nothvendige  ökonomisch  -  technische  Folge 
der  steigenden  Intensität  der  Lan  d  wi  rt  h  s  ch  a  f  t  nnd  der  Anfordortingen  dos 
bestimmten  einzelnen  neuen  Feld^yätems ,  in  letzter  Linie  daher  die  Fulge  der  ver- 
mehrten und  veränderten  Leistungen,  welche  die  grossere,  reichere,  mehr  städtisch 
concenirirtc.  mehr  (Jewerbe  und  llamU'l  frrib.  nde,  cultivirfore  Bevölkeriins?  in  Bezug 
auf  Menge,  Gute  und  Art  der  Bodeuproducto  vom  landvirtbschaftiich  bouutzteo  Bode» 
verlangt. 

Die  aufänglicbe  Gestaltung  und  die  weitere  EntwickluDg  der 
Rechtsverhältnisse  in  ßezug  auf  das  Eigenthniu  und  die  Benutzung 
des  Bodens  der  Feldmark  ausserhalb  des  eigentlichen  Dorfes,  daher 
DamenÜich  das  Verhältniss  von  Gemein-  und  Privateigentham, 
Gemein-  nnd  Privatbenntzung  (Genuss)  an  diesem  Boden  steht  niiD 
dentlieh  in  VerbinduDg  mit  und  selbst  in  Abhängigkeit  von  der 
Gestaltung,  Weiterentwicklnng  und  Umänderung  dieser  ökonomisch- 
tecbniBchen  Bodenelntheilnng  (siehe  §.  177  im  Anfang).  Die  Privat- 
benntznng  nnd  dann  ancb  das  Privateigenthnm  treten  ein  nnd  ent- 
wickeln sich  immer  mehr  nach  Umfang  nnd  Inhalt,  d.  b.  sie  nro* 
fassen  immer  mehr  Grundstücke  zunächst  der  ersten,  dann  auch 
der  zweiten  Glasse,  das  Nutzungsrecht  dauert  länger,  Privateigen- 
thnm entsteht  nnd  erlangt  einen  immer  reicheren  Inhalt  an  Bechten 
in  Bezug  anf  diese  Gmndsttlcke,  je  nothwendiger  die  IntensitÜ 
der  Landwirthsehaft  ans  den  angedenteten  Gründen:  je  mehr  Ar- 
beit nnd  Kapital,  je  sorgfältigere  Bestellung  dem  Boden  zu  Tbeil 
werden  niuss. 

Hier  zei^t  sich  eben,  wie  scliou  inehrtach  hervor^eh(»ben,  in 
der  Entstehung'  und  Ausbildung;  des  P  ri  vat  cigeutbums  am  länd- 
lichen P)0(len  jenes  ökonomische  l'riucip  von  Kinfluss,  welches  oben 
bei  der  Erörterung  der  natürlich- ökonomischen  und  der  Arbeits- 
theorie als  das  in  der  Frage  des  privaten  Grundeigentbams  zum 
Theil  in  maassgebender  Weise  mitspielende  anerkannt  wurde  (§.  110): 
um  im  allgemeinen,  im  Gemeinsehafts-,  im  volkswirthsohaftlichen 
Interesse  zur  tficbti<ren  Podenbestellung  anzuspornen  und  nm 
gerechtermaassen  die  individuelle  Leistung  zn  belohnen,  nicht  nur 
im  einseitigen  Privatinteresse,  gewährt  die  Reebtsbildnng  ein  Privat- 
eigenthum am  Boden.  Letzteres  erhält  also  durch  diese  Sachlage, 
d.  h.  schliesslich  durch  die  wirklichen  Naturgesetze  der  Landwirth- 
sehaft, insbesondere  durch  die  natnrgesetzliche  Mitwirkung  des 
Bodens  dabei,  eine  innere  Rechtfertigung.  —  Mit  andern  Worten 
die  Naturgesetze  des  Feldbaus  nüthigen  zwingend  zn  einer  Ver- 
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mehrung  und  Verbeßsernng  der  Arbeit  und  Kapitalverwendinig  auf 
den  Boden ,  welche  am  ZweckraUssigsten  im  Gesatumtiuteresse 
durch  Htatuirung  von  weitgehenden  privaten  Nutzungsrechten  und 
schliesslich  von  privatem  Eigenthum  am  Boden  herbeigeführt  wird. 
Da  nun  diese  Nöthigung  zu  intensiverer  Wirthschaft  selbst  von 
den  Bedürfnissen  vergrösserter  und  cultivirterer  Bevölkerung  nach 
mehr  und  besseren,  feineren  und  mannigfaltigeren  Boden producten 
ausgebt,  so  darf  man  in  der  That  die  Entstehung  und  schärfere 
Ausbildung  des  privaten  ländlichen  Grnndeigenthums  in  der  Ge- 
schichte in  letzter  Linie  auf  diese  Vennehrung  und  auf  die  höhere 
Cultor  der  Beydlkemng  als  ihre  wesentliche  Ursache  mit  zarttck- 
fuhren. 

Insofern  ist  es  wohl  snUssIg,  Yon  einer  wirthsehaftsge- 
setzlichen  Nothwendigkeit  and  gesellsehaftliehen  Be- 
reehtignng  dieser  Institation  des  Bechts  zu  sprechen,  — wenigstens 
in  Bezng  anf  das  hier  ttberhanpt  allein  in  Bede  stehende  bän er- 
liehe selbstbewirthschaftete  oder  kleine  nnd  mittlere 
ländliche  Grnndeigenthiim.  Zn  den  hoben  socialpolittschen  Vor- 
ztlgen,  die  dasselbe  besitzt,  weil  es  einen  tllchtigen  Kemstamm 
unabhängiger  conservativer  BerOlkeruDg  schafft,  die  beste  politische 
Basis  fttr  einen  gesunden ,  kräftigen  Staat,  kommt  hier  der  grosse 
volksvvirthschat'tlic'lic  Nutzen,  dass  dieses  Cirundeigcnthuni  die  öko- 
nomischen Bedingungen  für  eine  wachsende  Intensität  der  Land- 
w  irth.schaft  und  damit  für  die  Vermehrun;,^  der  Zahl  und  die  Steigerung 
der  Culturstufe  des  Volks  erfüllen  kann,  jedenfalls  früher  lange 
Jahrhunderte  hindurch  erfüllt  hat  (vgl.  §.  201  ff.). 

Audi  11608(6  HiMoiiker,  wi6  L«mpr6cbt,  sebildem  die  EntwicUanir  des 
lindUehea  Fliv*teigenthams  im  \Vr -entliehen  ebenso  und  ftlhrca  sie  auf  dieselben 
Factoren  mttck,  vie  es  von  mir  liier  und  im  Folgendea  geschiehL  Lamprecht 
(Deatodie  Gesohichte  I,  186  ff.)  giebt  folgende  Sktaie,  deren  einzelne  Züge  nnd 

Phasen  der  Entwickluuff  übrigens  nicht  unbeanstandet  sind.  Bei  den  Germanen, 
iüäbesondero  den  Westgermaueu ,  urspraugUch  nur  Eigeuthum  des  Einzelnen  an 
der  Fahrhabe  gekannt  (Ueerdonthiere ,  Geräth,  Uaasrath,  Schmuck,  WafTen).  Die 
Weldeplitxe  tut  die  Heerdes  schwerlich  jemals  persOnliohea  Eigontbum  eines  Vulln- 
genossen,  sondern  gemeinsam  benutzt,  nur  vielleicht  Volk  gegen  Volk,  Hundertschaft 
gegen  Uandertschaft  abgegrenzt.  Ein  bei  den  V\  eatgermanen  wenigstens  aber  .-«chon 
Tor  Giflan  Zeit  Tergnngener  Zustand.  Hier  hatte  bereits  primitiver  Ackerbau  wegen 
des  enger  gewordenen,  durch  die  Nomadenwirthschaft  nicht  mehr  ati^r-idiend  ge- 
deckten Mahrungsspielraums  begonnen.  Man  tbeilte  das  Itriegerisch  gewonnene  Land 
nnn  anch  nach  der  militftriscben  GUedenng  des  YoIIb,  nach  Hnndertsobaften.  Anch 
diese  erhielten  das  Land  norli  nicht  zu  Eigenthum,  sondern  zu  Nutzung  und  wechselten 
dasselbe  j&hrlicb  (V).  Innerhalb  der  Uandertschaften  erfolgte  aber  noch  keine 
weitere  Landrcrtheilong,  sondern  (so  bei  den  Sneben)  man  bebaute  das  Land  gemdn- 
sam  und  Tcrthcilto  die  Ernte  unter  die  genossenschaftlichen  Haushalte  („Gemeingut, 
GemeinnutzniüT.  G'  mcingenuss"').  Zu  Tacitus'  Zeiten  s.i>si  ii  die  Hundertschaften  bereits 
fest  auf  dcutsoibcn  Buden  bleibend.    Innerhalb  ihrer  Gubictu  hatten  sich  die 
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einz^en  FunllienliiOBhalte,  maist  aippenwdM,  goMndeiC  nnd  n  eoferti  Vliäi- 

bchaftsgenieiiischaften  zosaiDlDdn  gethan  ,  die  wieder  gemeinsam  das  Land  bebauten, 
aber  noch  die  Wohn-  nod  WirÖischafbplätze  vecbselten  (?)>  In  den  folgenden  Jahr- 
hunderten hört  dies  nUmiKg  ant  die  alte  Sippe  aitct  fast  aaf  denelbeii  liefnadiHehen 

Flur,  wird,  eine  oder  mehrere  Ansiedlungeo  oder  Dörfer  amfas^ciid.  zur  Wirthschafts- 
gcnieindc,  auü  deren  mehreren,  räumlich  getrennten  dann  die  Handcrtschaft 
beätcbt.  Der  geuicinsamo  Bodenanbau  der  Sippe  hört  aber  auf,  die  einzelne 
Familieuhausbaltuug  bekotuuit  ein  festes  Besitzrecht,  ein  Eigenthum  am  Wirthschaftshod 
„Zorn  Uofe  karn  aber  bald  das  bestimmte  Eigentbum  an  einem  Ackerloos."  Gemeinsam 
hatten  noch  alle  Hausbaltongea  das  Dorf-,  das  Flurland  rings  um  die  liöfe  gerodet, 
gemeinsam  hatten  sie  es  wolil  anfiuigs  bebaut,  ab  man  inoesa  ent  so  viele  &acke 
fruchtbaren  Ackerlands  völlig  urbar  gemacht  ....  (wie  erforderlich),  da  bdgaim 
sicJi  gar  bald  das  wirthschaftlicbe  Einzelinteresse  der  verschiedenen 
Hof h alt nn gen  zu  regen  (sicl  vohl  dne  riditige  Dedvction,  siebe  oben  8.  408). 
Würde  man  mit  gesondertem  Anbau  nicht  weiter  gelangen?  Sollte  man  für 
solche  Höfe  mit  arbeiten,  auf  welchen  viel  stärkere  Familien  sassen,  also  viel  mehr 
Magen  zu  sättigen  waren?  Da  war  es  das  Einfachste,  jedem  Haushalt  auf  jedem 
grösseren  Flurstück  von  gleicher  Gute  ein  gleich  grosses  Stück  anzuweisen,  zur  Er- 
füllung aller  Gerechtigkeit  aber  die  einzelnen  Hausbalte  in  der  Bebauung  dieser  Stucke 
wecbäclu  lü  lassen.  So  geschah  es*'  (a.  a.  0.  S.  ISU,  140).  Das  war  der  wichtigste 
Schritt  zur  Tofberattong  des  Prlyateigens  an  Gnind  vnd  Bodra.  Dieser  Hafen  besitz 
(in  der  Gewannenverfassung)  war  aber  in  dieser  Zeit  (5.,  4.  Jahrhundert)  noch  nicht 
Toller  Eigcfibesitz,  deun  nur  ein  Aurecht  aof  gleich  viele  ond  gleich  gute  Acker- 
stttek«,  nicht  auf  bestimmte  Stacke  hatte  jeder  Hot  Die  Katznng  der  Adtentft^e 
wechselte  noch  unter  den  Höfen  (also  immer  noch:  „Gemeingut.  PriratbenutzaDg**). 
Erst  mit  dem  Aufhören  dos  Wechseb  und  der  dauernden  Verbindung  bestimmter 
Ackerstocke  mit  dem  einzelnen  bestimmten  Hofe  (Ende  des  6.  Jahrhunderts)  war  der 
Ackerbositz  des  Hufenbaaein  im  wirthscbaftlichen  Sinne  sein  Privateigenthnm «  las 
reclitliclien  Sinne  wurde  er  es  erst  Ml  400  Jahr  sp&tei  mit  erlangter  VerfOguig»- 

und  Vererbungsfreiheit. 

§.  180  [332,  333j.  Im  Einzelnen  gestaltet  sich  die  Entwicklang 
der  Bewirthscbaf'tuDgsart  und  damit  zusammenhängend  der  recht- 
lichen Regelung  der  Nutzungs-  und  EigeDtbamsrerhältnisse  in  der 
Gemarkung  bei  der  dörflichen  Ansiedlongsweise  regelmässig  etwa 
in  folgender  Weise. 

Das  Acker-  und  meist  aacb»  wenngleich  oft  erst  spftter,  das 
Wiesenland  wird  unter  die  berechtigten  Dorfgenossen  vertheilt,  zu- 
nttchst  zn  privater  Benntsnng:  Gemeingut  und  Priyatniitnmg; 
später  zvL  priyatem  Eigenthnm:  Privatgat  nnd  Pri?atnatzang.  Das 
übrige  Land,  die  gemeine  Mark,  also  namentlich  Weide  and  Wald, 
bleibt  nngetheilt  in  gemeinsamer  Benntsong:  Gemeingut  nnd  Ge- 
meinnutz ung. 

Die  Aecker  und  Wiesen  liegen  zum  Zweck  bequemerer  liewirthscliaftung 
gewöhnlich  zuniclist  dem  Dürfe,  also  auch  den  Hofstätten.  Deberall  waltet  das  Be* 
streben  oh.  d.-n  einzelnen  Dorfirenoss-en  einen  gleich  gr<•^-('Il  Antheil  aiit  Feldo  zu 
geben,  weil  alle  gleichberechtigt  sind,  ^'ur  eiuzeiue  liervurragendc  erlangen  wohl 
schon  bei  der  ersten  Vertheilnng  einm  grosseren  oder  mehrere  Antbeile.*)  Da  non 
der  Roden  in  der  Flur  iiacli  seiner  natürlichen  (iütr,  nach  der  Laue,  der  Kiitl"  riiun? 
vom  Hofe  von  verschiedener  Ertragsfähigkeit  oder  Leichtigkeit  und  Schwierigkeit  der 
BevirthschaftuDg  ist,  so  kann  man  die  L«ida&th«ile  nicht  ohne  WeiteieB  i^eich  giMs 


')  Waitz  I,  114.    Vgl,  V.  luama.  Grundherrschaft,  Abschnitt  I  and  IL 
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in  der  Flächo  machon.  Beim  Ilofsystom  vereinfaclit  sich  die  Sache,  indem  vesentlidi 
nur  die  natürliche  Beschallenhtit  ilts  B(>iJt'n5  /ii  boriickhichti!:fii  \>t.  Man  kann  einem 
Jeden  weoigsteuä  die  Aecker  gewöhulicli  zu  seiuer  grösseren  Buuuemlichkeit  um  seinen 
Hof  herum  anweisen,  nur  mehr  oder  veoifer  Land  nach  der  Bodengute  geben.  Bei 
den  Wiesen,  deren  örtliche  La?:'  durch  die  allgemeine  Bodcnbeschatienhcit.  z.  B.  den 
Lauf  der  Gewisser,  gebundener  ab  dicyenige  der  Aecker  isu  cutüteben  auch  im  Hof- 
system  ftr  die  Veitheilnng  der  Gnindstllcke  ichon  grössere  Sdiwierigkeiten:  wohl 
öfters  einer  der  mitwirkenden  Gründe  fftr  Hagere  Bdbehaltang  ron  Ctemdnnnlziing 
bei  Wiesen,  als  Aeckeru. 

Am  mebten  Schwierigkeiten  bieten  sich  aber  bei  dem  üblichen  Dorfsystem. 
Hier  müssen  namentlich  die  vcrhrhiedenen  Entfernungen  des  Lands  vom  Hofe 
11  mi  die  grösseren  Unterschiede  in  Hc-dcnart  und  BiideuffiUe,  wovon  das  Roarbcitunge- 
uiaa^ss  und  die  Ertragsfftbigkeit  mit  abhängen,  berücksichtigt  werden.  :Mau  stellt  nun 
gewöhnlich  die  Gleichheit  der  tn  jeder  Hafe  oder  vollen  Baaerstello  gehörigen  Land- 
antheiie  in  der  Art  her,  dass  man  die  ganze  Flur  ua<  h  Laj;e  und  Entfernung.  Boden- 
art und  Gute  a.  s.  w.  in  Abthuiluugen,  sogen.  Kampe  \.Guwanno)  bringt,  also 
nach  der  wirthschaftlichen  Brauchbarkeit  dassifieirt.  Diese  KImpe  worden 
durch  Wege  mit  dem  Dorfe  verbumlrii  oder,  wo  sich  dies,  wie  vielfaeh,  nicht  durch- 
führen lässt,  werden  über  einen  Kamp  zu  einem  anderen  von  vornherein  ücberfahr- 
rechte  (Wegeserritoten)  eingerichtet,  I>ie  Klmpe  selbst  werden  dann  in  kleinere  Tlieile 
nach  der  Zahl  der  Hufen,  meist  in  lange,  schmale,  mu2lich>t  vom  Wege  auslaufende 
Streifen  Landes  zerlegt.  Darauf  erfoUt,  häufig  nach  dem  Loose,  eine  Zutheilnng 
dieser  Streifen  in  den  Kämpen  an  die  ilufenbetiitzer,  woher  der  Landaniheil  der  Hufe 
oft  JLoos",  Landioos  genannt  wird.^) 

Diese  Verthrilijitg  bewirkt  nun  ein  I)  n  r c h  e  i  n  a  n  d  e rl i  e  jr e n  oder  eine  (ecliniseb 
sogen.  Gemengelage  der  den  Eiuzeiueu  zugelalluueu  Bodenparcellen.  Bei  dem 
wichtigsten  der  älteren  exienhiven  LandwirthschafiaBysteme,  der  Dreifelderwirth- 
schaff.  wil'be  ^ich  z.  B.  in  Deutschland  wohl  schon  vor  den  CaroÜnirern  findet, 
vielleicht  wenigsten:»  in  einzelnen  Tbeiien  ^Westen,  früher  römischer  Boden),  noch 
bedeutend  Itter  ist,  wenn  anch  schweriich  schon  tm  Zeit  ron  T^tas  oder  gar  Giaar 
bereits  unter  den  Germanen  vorhanden  war.*)  auch  bis  in  die  Gegenwart  hinein  in 
dem  grö86ten  Theile  Europas  bestanden  bat  und  vielfach  noch  besteht ,  wurde  die 
Landrertbeilung  noch  complicirtcr,  weil  dar>  sran/e  Ackerland  zunächst  in  dr«n  Theile 
zerlegt  wird,  die  sogen.  „Felder"  in  di>  sinne  (Zeigen),  eines  for  Winterkorn, 
eines  für  Somnii  rk«  rn  .  eiri.>s  als  Bra«  bland  riihei.d.'^i  Zum  Tbeil  nöthißte  dann 
schon  die  Geuiengeiage  zu  einem  gleichen  Bc  w  ir  t  Ii  >  e  lia  f  t  u  n  irssyst  e  Ui , 
welches  wir  überall  hnden,  insbesondere  eben  bei  der  gew&bniichen  D reifet derwirth- 
Schaft.  Hier  be>telit  in  Foij:e  der  Gemengelage  auch  nach  \'ertheiIiinK  der  Acker- 
und  Wiesenstreifcu  der  ^ogeu.  Fiorzwang  oder  die  „Feldgemeinschaft"  in 
diesem  Sinne:  die  Fmchtfolge  ist  die  gleiche,  das  Brachland  darf  ron  Kdnem  be- 
haat  werden,  weil  es  mit  zur  i:emeinschaftlichen  Weide  dient,  die  Feldarbeiten  mUssen 
gleichzeitig  oder  in  vorgeschriebener  KeibenfoJge  vorgenommen  werden,  damit  Keiner 
dM  Anderen  stArt,  wm  nnvermeidliche  Oeboniihrrechte  und  wiedernm  meistens  ge- 
meinsame Weiderechte  auf  den  Stoppdfeldem  nnd  etwa  anf  den  Wiesen  ror  und 


In  Russland  ähnlich:  Sliorebi,  neben  Ut.><  hai^tok .  Udel  (Keusslcr  zur  Ge- 
schichte S.  HS).  In  der  Reschilderten  Wri>e  i;eM  liali  es  in  d<'r  verbreiteten  und  für 
unsere  Frage  besonders  wichtigen  sogeuanuteß  Gewannen  Verfassung  der  deutschen 
Dorfhafen  (ebenso  in  Rnssland).  Das  war  aber  nicht  die  einzige,  wenn  auch  ge- 
wflhnlich  die  ursprimelit  he.  Ausser<iem  kommen  andre  Hiifenverfassun<:en  mit  ab- 
weichender Ackereiutheüuug  und  AcLergestalt  vor,  wie  bei  grundherrlicheu  Ausied- 
Inngen,  in  den  dentschen  Golonisationen  im  slavischen  Osten,  in  Gebirgen,  an  den 
Mündungsgebieten  der  Ströme  (Könips-.  Hagen-,  Wald-,  Marsrhhufen).  Siehe  darOber 
besonders  Meitzen.  Artikel  An^iedhin?  und  im  Schönber?'schen  Handbuch  H,  S.  145 ff. 

^)  üeber  die  berühmte  Streitfrage  sielie  oben  S.  404  Note  1,  besonders  Haussen*« 
nnd  Roscher  s  wohl  richtige  Meinung,  dass  zur  Zeit  des  Tacitos  bei  den  Germanen 
Dreifelderwirthschaft  noch  nicht  bestanden  bat.  Eingehende ErOrterongen  in  Haossens 
Abhandlungen. 

*)  Roscher  II,  §.  25;  Ran  I,  §.  852:  Bnehenhergor  I,  §.  7. 


Digilized  by  Google 


416      B.  Ausdehn. d.Prir«teigeDth.  2.K.  GraodeigeAtham.  S. ILA.  Geschichte.  §.  180. 


nach  dorn  Souimcr  vorüaDdeii  siud.  £mc  strenge  Uobundenheit  aller  dieaer 
Tethiltnisse  ist  OlconoiDisch''techntech  dnrch  das  fmn  Wirthschaftesystem  bedingt: 

man  braurlit  einen  gewissen  Viehbestand  zur  (iewinnung  dos  DariL-^'  r^  fi/r  das  Pell, 
baut  fUr  das  Vieh  keine  Fattergewächse  und  hat  nicht  bleibende  Stallfuttcrun»  w\e 
bei  den  späteren  intensiven  Wirthschaftssystomen ,  sondern  gewinnt  das  Futter  durch 
die  Weide  und  auf  den  Wiesen,  kämpft  dabei  mit  der  Schwierigkeit  der  Ueber- 
Winterung  des  Viehs.  So  muss  eine  tVste  Eintheiluiijr  der  ganzen  Flur  in  die  beiden 
grossen  Abthellungen  der  Aeckcr  und  Wiesen  einer-  und  der  Gemeinweide  anderseits, 
des  Ackerlands  in  die  Zeigen  festgehalten  werden,  aoch  das  Verhftltniss  seiner  Aedter 
zu  den  Wiesen  darf  der  Einzelne  iiifbt  beliebig  verändern.  Denn  jede  in  die  giOiise 
Fcldciuthciiung  eingreifende  Aenderuug  seitens  des  Einzelnen  würde  iiechte  and 
Interoeeen  der  anderen  DorfgenosseD  sehftdigen  können. 

Unter  solchen  Craständen  ist  es  hegreiflich ,  dass  auch  in  Betrelf  der  Accker 
and  Wiesen  noch  die  liechtsform:  Gemeingut  und  Priratnutzung  beibehalten 
▼ird.  Jene  Land<rcrthcilung  ist  nemlich  häufig,  vielleicht  orsprUnglich  allgemein,  eine 
periodische  Maassrcgel,  welche  sich,  wie  noch  heute  rechtlich,  in  der  Kegel  that- 
sächlioh  in  Kuj>sland,  in  bestimmten  Terminen  oder  auch  anf  einen  d<'>fallsigen,  stets 
möglicheu  Behchlu^s  der  Durfjjenossen  wiederholt.  Der  Einzelne  bekommt  also 
nur  die  Parcellen  zur  Benutzung  und  hat  bei  der  neuen  Yertheilnng  keinen  An- 
Spruch  darauf,  die  alten  wieder  zu  erhalten.    Die  Loosiinir  ciit^rlieidet  von  Neuem. M 

Sind  nun  die  Laudioose,  welche  zur  Hufe  gehören,  wirklich  ziemlich 
gleich,  80  hat  diese  periodische  Erneuerung  der  Yertheilung  venig  privat-  und 
volkswirtliscli.'iftliche  Bedenken,  lange  eine  sorgfältigere  Behandlung  des  Lands  zum 
Zweck  der  Erzielung  höherer  Erträge  nicht  geboten  ist.  Denn  dann  schadet  es  nicht 
viel,  wenn  der  einzelne  Benutzer  seinen  Boden  nicht  schont,  nicht  verbessert,  selbst 
in  der  DutiguiiH:  naehlüssig  ist,  was  freilich  wenigstens  hei  hiafiger  Emenernng  der 
Yertheilung  l.-icht  eintreten  wird. 

Das  erste  üedurfniss  nach  besserer  Behandlung  des  Felds  lässt  sich  dann  wohl 
noch  durch  die  Einrichtung  längerer  Yertheiluugsperiodcn  befriedigen,  was  den 
Uebergang  zur  Vertheilung  zu  Privateigrnthum  bilden  kann  und  wohl  öfters  irebildet 
hau  Ein  solches  BcdUrfiiiss  tritt  früher  bei  Aeckern  als  bei  Wiesen  ein.  Bei  letzteren 
bleibt  oft  spftt  noch  eine  jährliche  Yertheilang,  wie  in  Bnssland  nicht  selten,  während 
sie  bei  Aeckern  schon  in  grösseren  Perioden  stattfindeL 

AUmalig  reicht  aber  auch  die  Sicherheit,  längere  Zeit  dieselben  Feldstücke  zn 
privater  Benutzung  zu  haben,  nicht  mehr  ans,  um  diejenige  sorgfältige  Bestellung, 
diejenige  Hineinwendnng  privater  Arbeit  and  piiraten  Kapitals  in  den  Acker  im  cinzel- 
und  volkswinhschaftlichen  Interesse  stattfinden  zn  lassen,  welche  sich  während  der 
Yertheilungbpcriodc  für  den  liebauer  nicht  nielir  genüsrcnd  bezahlt  macht,  welche 
jedoch  den  wQnschenswerthen  Grad  der  Intensität  der  Landwirihsohaft  darstellt  In 
diesem  Stadium  scheint  man  'lich  in  manclien  Theilni  Ru^^^lands,  wo  das  Gemein- 
eigenthum der  Dorfgemeinde  au  Aeckern  und  Wiesen  und  die  periodische  Vertheilung 
zur  Nutzung  an  die  Dorfgenosseu  noch  besteht,  gegenwärtig  zu  befinden.  Dies  er* 
giebt  sich  auch  atls  der  genannten  russischen  AgiannquAte  (iLevssUr.  zur  Geschichte 
I,  S.  140). 

Man  steht  dann  vor  der  Altemati?e.  entweder  die  periodische  Yertheilang 
einzustellen,  m.  a.W.  sie  zur  endgiltigen  zu  machen  and  somit,  um  den  ptitalen 

Fleiss  des  einzelnen  Bebauers  zugleich  anznspornen  und  zu  helolinen,  ein  fwenn  auch 
noch  nicht  uothweudig  vollst&udiges,  absolute»;  P ri r atcigeuth um  au  dum  Boden 
zu  gewähren,  —  oder,  statt  so  auf  das indiridnelle  wirthschafUidie Selbstinteresss 
auch  im  Gesamrntinter       zn  T"iM!rriren,  andere  Potenzen,  welche  auf  einen  ftK' 

besserten  Feldbau  hinwirken,  in  Wirksamkeit  zu  setzen. 


')  Ccber  die  Periode  der  russischon  Landtheilongen  siehe  meine  Schrift  Uber 
Privateigenthum  S.  55  und  Walch  er,  Agrarfrage  in  den  Auszügen  aus  der  Agrar- 

enqui'te,  —  Gierke  I,  ..Ackerland  und  Wiesen  gehörten  der  Gesammtheit  und 
der  einzelne  Genosse  hatte  kein  dingliches  Hecht  an  einem  bestimmten  Stück  Land, 
sondern  nar  sein  pcrbönliches  Genossenrecht,  vermöge  dessen  er  die  Zutheilung  eines 
derAntheile  bei  der  wiederkehrenden  Yerloosung  zur  Sondemutznng  reilangen  Irount«.'* 
Lamprecht  in  der  oben  nach  ihm  gegebenen  Skizze. 
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Solche  kömieii  Üegeu  und  kabeu  gäücliiclitlich  gelegen  in  einem  von  Aussen 
oder  Ton  Obon  ans  geobten  Zvangr  zd  dieflem  Zwecke:  ron  Aassen  seitens  des 

beaaÜüichtigeoden ,  Abgaben  fordernden  Grundherrn,  oder  der  (direct  vom  Einzelneu 
oder  von  der  Gemeinde  als  (iesammtbeit)  Steuern  fordernden  Staatsgewalt:  ron 
Oben  aas  entweder  unmittelbar  von  diesen  beiden  Instanien,  Grandherr  and  Staat»- 
^>'walt.  oder  wie  in  älteren  Verhältnissen  ron  dem  Vorstand  der  Gemeinschaft,  dem 
Häuptling,  dem  Geschlochtsoberbaupt,  der  als  Leiter  fungirenden  Autorität  in  der 
Gemeinde.  Bis  zur  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  war  besonders  der  Grundherr  in 
Bussland  diese  direct  und  indirect  einen  Zwan^  ausübende  Potenz,  seitdem  ist  es  mit 
uotori-^ch  erheblich  geringerem  Erfolge  der  (iemeindovorstand  allein.  (Vgl.  über  die 
rubsischüu  Verhältnisse  meine  Abschaffung  des  Privateigenthums  S.  57 — 6S. 
£ckardt,  Uodliohe  Zosande  Bnadiada,  8.  106  (oadi  P.  r.  LiJieiifeld)«  8.  YO, 
S.  243,  206  —  217,  92,  209.  —  W^lcker,  Agninage  pessim;  Keoaaler  zur  Ge- 
schichte S.  113  ff.). 

Findet  aber  weder  ein  Uebergang  zom  Pritrateigenthom,  noch  eine  wiriname 
Begalimg  und  Nöthigung  zu  gutem  Anbao  (ordentlicher  Düngung  a.  dgL  m.)  ron 

Anaseo  oder  ron  Oben  her  stritt,  so  wird  das  Ergebniss  leicht  eine  einzelwirth- 
sehafUiGh  —  für  die  betreuenden  liebauor  und  die  Dorfgemeinde  —  und  rolks- 
wfrthechafüich  —  für  das  ganze  Gemeinwesen  und  den  Staat  —  bedenkliche  Ver* 
Dachlä^sigung  dt-s  ,\i'kcrbaus  sein:  wenn  nicht  ein  entschiedenes  Zurückgehen, 
80  mindestens  ein  Stülatand  auf  der  erreichten  Betriebsstufe,  keine  weitere  Steigerang 
der  Intanritlt  Yielfkche  Wabmebmnngea,  welche  man  mit  dem  UndHcben  Gemein- 
eigcnthnm  in  der  russischen  L;\ndgemeinde  seit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
gemacht  hat.  liefern  den  erfahrungsmässigen  Beweis  für  diese  Dodui  tion. 

Wahrscheinlich  gemacht  habe  ich  dies  schon  für  die  00 er  Jahre  in  meiner 
Bassischen  Yalata,  Riga  1868.  8. 157  C.  164,  mittelst  einer  statistischen  Untersoohong 
tiber  den  russischen  Export.  Siehe  auch  meine  Schrift  über  Privateigenthum,  S.  6S. 
Waicker,  Agrarfrage,  S.  H  ff.,  19.  Später  hat  v.  Thielemann  in  seiner  Ab- 
haadlang  aber  dtm  rnasisehai  Handel  in  der  Tttbinger  Zdtschrlft  XXDC,  besonders 
S.  33S  Ii.,  vom  Standpanct  des  rassischen  Productions-  and  £xportinfere.sses  aus  den 
Gemeindebesitz  angegriffen.  Eine  sehr  besonnen  die  Vor-  und  Nachtheile  abwägende 
Darstellung  giebt  Keussler,  zur  Geschichte,  S.  113  11.  (Behandlung  der  Frage  in  der 
Litteratur).  S.  ISI  ö.  (der  Gemeindebesitz  in  den  Vorberathungeu  zur  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft).  Meine  eigene  Annicht  in  der  ..Abschaffung"*  war  dem  ^u^sischen 
System  zu  ungünstig.  Manches  darin  ist  nach  Keui^er's  Arbeit  zu  modilicireu  und 
za  beschränken.  Yj^.  snr  Geschichte  I,  8.  268  III,  8.  210  If.,  283  it,  sowie  hier 
Vorschliiire  für  die  Lösung  des  ProUems  in  rermittelnder  Bichtang.  Aach  y.  Schulze» 
Gävernitz  a.  a.  0. 

Was  sieb  SO  bistoriscb  früher  in  der  germanisobeii,  wie  noch 
in  der  nugischen  Welt  gegenwärtig  im  Einzelnen  genau  an  den 
Thatsachen  verfolgen  Ittsst,  das  Hindrängen  der  Entwicklung 
aof  Gewährung  von  Priyateigenthnm  an  den  Aeckern, 
um  dadurch  dem  priTaten  wirthschaftlichen  Interesse  den  noth- 
wendigen  und  erwünschten  Spielraum  und  zugleich  Ansporn  im 
Gesammtinteresse  zu  gewähren,  wenn  das  geschilderte  Stadium  des 
landwirtbscbaitliohen  Betriebs  eingetreten  ist:  das  lässt  sich  ohne 
Bedenken  allgemein  auch  als  das  bewegende  Moment  in  der  Bil- 
dung Yon  Privateigentbum  am  Boden  in  anderen  Ländern  und 
Zeiten  anerkcnneu. 

£s  mag  immer  daran  erinnert  werden,  wenn  mau  eine  socialistische  £igen- 
thams-  und  Rciriebbordnung  für  den  ländlichen  Boden  und  seinen  Anbaa  einrichten 
will«  ohne  Verbleiben  privater  Benutzung,  wie  etwa  in  einem  Pachtsystom,  das  aber 
den  socialistischen  Wirthschaftspriucipien  widersprechen  wurde,  so  steht  man  biet  ror 
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ähnlichen  Aofjptbeu,  wie  in  der  alten  Ägranrerfassang  nach  den  Principiou  ..(iemein- 
gat  und  Gemeinnatzong"  (und  Gemeingenuss)  oder  doch  roa  Gemeingut  mit  unter 
kleineren  Gemeinschaft^  wechselnder  Nutzung;  derselben  Grundstücke.  Daher  wieder 
hier  dieselben  Ökonomischen .  tt'chiiis(  ht  n  und  psychologischen  Schwieriicckciten  aof- 
tanchen,  wie  sie  hier  angedeutet  werden.  Es  im  klar,  dass  das,  waä  in  einfacheo 
Yerblltiiiasen  eine  patiiarchalische«  «fiio  Stunmet-,  Geechlechtsantoiitlt  lebtet,  «Her 
Tiiodprnen  Verliä!tni>M'n  sehr  schwer  von  einer  „socialistibrht'n"  T.eitanir  geleistet 
werden  könnte.  Es  bleibt  unwahrscheinlich,  dass  unter  den  „Genossen"  freiwillig 
aas  Ehr-,  Pffich^^tthl,  OeneliMbui ,  Arbeitsfreude  die  fügende  UnteroTdoimg  und 
Discipliu  de»  „gewählten"  od<  r  „ernanntcii"  Autoritäten  gegenüber  bestehen  ^^u^d'^ 
Dann  bliebe  wieder  nichts  Andres  tibrig,  als  auf  das  Motiv  der  Furcht,  auf  Zwang 
and  Strafe  zurtlckzugreifen:  der  richtige  Einwand  gegen  den  Socialismus,  zumal  den 
agrarischen.  Siehe  Grundlegung  I,  S.  96.  meinen  Artikel  Grundbetits  in  HutdirOilai^ 
bucb  der  StotswisaeMchaftea  IV,  135  sovie  nnlen  S.  462. 

§.  181  [dd4>  Ein  stricter  Beweis  fllr  die  Nothwendig- 
keit  oder  anch  nnr  fUr  die  unbedingte  Zweekmftseigkeit 
dieses  Priyateigenthnms,  so  dass  man  danach  die  principielle 
GontroTorse  über  diese  Institution  anoh  nur  in  Betreff  der  Aecker 
für  entschieden  ansehen  konnte,  ist  allerdings  mit  den  voraus- 
gehenden historischen  Ausführungen  noch  nicht  geführt.  Denn 
raan  kann  einwenden,  dass  eine  anderweite  passende  Orduauj,- 
uüd  Kegelung  des  Ackerbaus  von  Oben  aus  sich  doch  unter  Um- 
ständen mit  Erfolg  durchführen  liesse,  in  unserer  Gegenwart 
z.  B.  vor  dem  bäuerlichen  Betrieb  Voitheile  der  intclligeuteren 
Leitung,  des  Grossbetriebs,  der  besseren  Flureintheilung,  Feldgrösse 
und  Kcldlbrra  u.  s.  w.  gewährte,  welche  die  etwaigen  Nachtheile 
dieser  Regelung  und  die  sonstigen  Vortheile  des  Iktriebs  dnrch 
den  Eigenthlimer  aufwöge  u.  dgl.  in.  In  dieser  Weise  ist  wohl  von 
den  prinoipiellen  Gegnern  des  Privateigenthams  am  Boden  auch 
hier  argumentirt  oder  replicirt  worden. 

Indessen  kann  man  die  Tragweite  soleher  Replik  doch  an- 
zweifeln,  u.  A.  schon  mit  den  Ausführungen  im  Torigen  Abschnitt 
Uber  den  Vergleich  zwischen  Gross-  nnd  Kleiobetrieb  (§.  168,  169). 

Und  jedenfalls  ist  durch  die  obige  Darlegung  der  Umstände, 
welche  auf  die  Bildung  privaten  Grundeigeutliunis  einwirken  ,  er- 
härtet, dass  es  wirklich  oft  zwingende  ^geschichtliche 
Zweckmässigkeitsgründe  waren,  keineswegs  nur  Gewalt, 
welche  im  Einzel-  nnd  Gesauuntintcresse  zur  Entstehung  von 
Privateigenthum  am  Boden ,  hier  besonders  an  Aeckem ,  führten. 
Mindestens  für  gewisse  geschichtliche  Phasen  des  Landbaus  und 
des  durch  ihn  bedingten  und  ihn  selbst  wieder  bedingenden  wirth- 
schaftlichen  und  Culturzustands  einer  Nation  bat  sich  dann  diese 
Institution  des  privaten  Grundeigenthums  auch  als  zweckmässig 
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bewährt.  Man  darf  sie  danach  eine  ottaials  wohlberecbtigte  histo- 
häche  Kategorie  des  Wirtbschaftslebens  nennen. 

Sie  ist  aU  solche  nicht  gefeit  fUr  alle  Ewigkeit  gegen  eine 
mehr  oder  weniger  tief  greifende  Umgeslaltiing  und  selbet  gegen 
eine  yollständige  Beeeitignng.  Aber  die  Beweislast  hinsichtlich  der 
ZweckmSssigkeit  eines  solchen  Vorgehens  hat  deijenige  sn  tragen, 
der  dasselbe  fordert  Diese  Beweislast  ist  nicht  leicht  Wer  sie 
ttbemimmt,  mnss  vor  allen  Dingen  wiederam  nicht  nur  negativ  den 
Beweis  gegen  privates  Grandeigenthnm  mit  den  volkswirthschaft- 
tichen  nnd  socialpolitischen  Nachtheilen  dieser  Institution,  sondern 
sogleich  positiT  den  Beweis  ftlbren,  dass  ehie  andere  Form  des 
menschlichen  Herrschaftsverhältnisses  in  Betreff  des  Bodens,  hier 
speciell  der  Aecker,  ebenso  volkswirthschaftlich  productiv  und  dass 
dieselbe  und  wie  sie  praktisch  durchlUhrbar  sei.  Hier  zeigt  sich 
bisher  der  grosse  Manp:el  aller  Kritiker  der  Institution,  auch  der 
soeialistiscben,  der  Bddcijbcsit/rt'tonner,  welcher  oben  schon  hervor- 
gehoben wurde:  es  teblt  der  positive  Nachweis  für  die  Entbehr- 
lichkeit des  Privateigethunis  an  Ae(  kern,  insbesondere  an  bäuer- 
lichen Aeckern  ohne  (u'fährdung  des  ersten  Prodiutionsinteresses 
der  Volk.swirthschaft  (§.  15i)).  Ks  fehlt  in  der  Kritik  se\h!<t  nur  ein 
durchdachter  Plan,  von  der  Ausführung  ganz  abgesehen,  w  i  e  denn 
die  nahe  liegenden  ökonomischen,  technischen  and  vor  Allem  wieder 
psychologischen  Schwierigkeiten  einer  Gemeineigenthums- und 
Betriebsordnang  für  den  ländlichen  Boden  and  die  Laudwirthschaft 
gelöst  werden  sollen.  Hier  gelten  die  am  Hchluss  des  vorigen 
§.  180  erhobenen  Bedenken.  Dies  ist  derselbe  Mangel  in  der 
Beweisf&hrong,  welcher  gegen  die  Forderung  einer  principiellen 
Abschaffhng  des  Privatkapitals  geltend  zu  machen  war  (§.  143). 
Oemeineigenthnm  in  Verbindnng  mit  Zeitpacht  hat  andere  Be- 
denken (§.  SOI),  es  würde  ffHr  allgemeineren  Klein-  nnd  selbst 
Mittelbetrieb  sehr  schwer  ordentlich  dnrcbftthrbar  sein  nnd  miss- 
lichste Abhängigkeitsverhältnisse  der  Pächter  schaffen.  Es  wUrde 
aber  anch  nor  etwa  in  dem  Pnncte,  dass  der  Grandrentenznwachs 
mehr  der  Gemeinschaft  znfiele,  den  Wttnschen  der  Gegner  des 
Privateigentbums  entsprechen,  im  Uebrigen  nicht  Namentlich  bliebe 
es  immer  ein  IJcstandtheil  eines  privatwirthscbaftlichen  agrarischen 
Productioussystems,  welches  der  Öocialismus  ja  verwirlt. 

§.  182  [335].  Das  so  in  der  That  dem  wirthschaftlichen  Be- 
dUrfuiss  entsprungene  Pri vateigenthum  an  Aeckern  nnd 
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Wiesen  war  regehiuissig  fUrerst  noch  ein  manchfach  be- 
schränktes, was  die  eigenen  VerfUgungsrechte  und  Aus- 
schliessungsrechte des  Eigenthümers  den  anderen  Dorfgenossen 
gegenüber  anlangt.  Diese  Beschränkungen  sind  zunächst  selbst 
wieder  eine  Folge  der  obwaltenden  Wirtbschaftsbedürfnisse  der 
Gesammtheit,  welche  sich  aus  dem  aUgemein  herrschenden  land- 
wirthsohaftlichen  Betriebssystem  ergeben.  Sie  ändern  nnd  im 
Grossen  nnd  Ganzen  sie  vermindern  sich,  bis  sehliesslich  ein  ziem- 
lieb  nnbesehrftnktes  PriyateigeDthnm  hervortritt,  tbeils  in  Folge  der 
Veribidernngen  des  Betriebs,  theils  denselben  vorausgehend,  indem 
die  Besohriinkungen  selbstündig  beseitigt  werden,  um  jene  Ver- 
änderungen erst  zn  ermOglieben.  Es  zeigt  sieh  hier  derselbe  Ein- 
flnss  des  Uebergangs  von  extensiver  zu  intensiver  Landwirthsohaft 
aneh  weiterhin  maassgebend,  weleher  anf  die  VertheUung  der  Aeeker 
znr  privaten  Nutzung  and  dann  zn  Privateigenthnm  einwirkte:  im 
Interesse  sorgfältigerer  Bodenbestellung  wird  dem  einzelnen  Eigen- 
thümer  in  seinem  Betrieb  grössere  Freiheit  in  der  Wahl  des  Wirth- 
schattssystems  und  ein  Ansporn  zur  Verwendung  vermehrter  privater 
Arbeit  und  Kapitals  gegeben  und  zwar  in  der  Form  eines  unbe- 
schränkteren Privateigenthums  an  den  Aeckern. 

In  rechtlicher  Bezieh ang  ist  die  £utwickluug  in  der  HAopteacbo  die  folgende: 
Beschrlnkung  und  Beseitijgrang^  des  FhinwaDiers,  der  geiueinsamen  weiderechte  auf  dem 
Brach-  und  Stoppcir*I<l ,  auf  den  Wiesen  im  Frühjahr  nnd  Herbst  Daran  »chlie»st 
sich  häufig  zugleich  die  Vertheilung  der  Gemeinweide  zu  Privateigenthum  (§.  1^3'. 
Diese  ganze  rechtliche  Eotwic  klung  steht  in  Verbindung  mit  den  gleichzeitigen  ianu- 
wirthscbaftliGh-technisrhen  Heiormcn,  wie  der  Verminderung  und  dem  Aufgeben  der 
Brache,  dem  Bau  Ton  Fuitergewächsen  für  das  Vieh,  dem  üebergang  zur  Stallfdttemng 
desselben,  der  Einführung  andeD.r  \V irthschaftüüyätüuio  ohoe  ewige  Weide,  der  Ver- 
wt&dliuiir  der  Weide  in  Aeeker  und  Wiesen,  etwa  auch  der  Veoferthdlaof:  der 
ganzen  Flur  („Zusammenleirunjr  der  Felder".  „Flurboreinigung".  ..Verkoppclung", 
„Arrondiruug")  zum  Zweck  der  möglichsten  Beseitigung  der  alten  Zeigen.  Kämpe  und 
Streifen  nnd  ihrer  Folge,  der  Gemengelage  der  d«tt  Einzelnen  zugehörigen  LSndereien. 
Die  Aufhebung  anderweiter  Beschränkungen,  wie  der  V<ni(aaf*  nnd  Uetractrechte  and 
de^eoigen  bei  Veräusserung.  Theüuns:,  Vererhimsr  der  iJlndcrcien  bildet  den  Äbsrhiuss 
der  Entwicklung  der  „Freiheit  des  ürundeigenthums'",  —  eine  Gestaltung,  welche  sich 
flOBMSh  in  der  That  wesentlich  mit  auf  die  Natur  des  Laudwirthschaftsbetriebs  nnd 
seiner  nothwendigcn  FortbiMuntr  ztirtlrkfuhren  lässt.  (Näheres  Uber  diese  Entwicklung 
und  die  Reform  der  alten  Agrarverfassung  Bau,  I,  §.  S82,  382a,  II,  §.72  76  fL. 
»7  C;  Bosch  er,  n,  g.  77,  78,  86  ff.,  §.  26a  ff.  Bnchettberrer,  I,  §.  46—56.) 

Auch  hier  plt  wieder  dasselbe  wie  hinsichtlich  der  Gewährung 

von  Privateigeiiiliinii  statt  periodisch  wechselnden  Nutzull^^sIcehts: 
es  soll  dem  Intcren-se  des  Einzelnen  zu  tüchtiger  Bewirthschaltung 
Spielraum  und  Ansporn,  sich  zu  betliätip^en,  f;egeben  werden.  (Terade 
der  wirtlisibattlich  tüchtige  und  vorwäitshtrebende  Landiiianu  wird 
durch  Jene  Bescliränkungen ,  durch  den  Flurzwang,  die  fremden 
Weiderecbte  u.  8.  w.  in  seiner  freien  Bewegung  and  der  ?on  dieser 
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abhängigen  Verbesserung  des  Feldbaus  geliemmt  Der  Boden 
giebt  gri'tsseren  Rohertrag  und  dadurch  die  Mittel  zur  Versorgung 
städtischer  Bevölkerung  nut  Agrarproducten ,  indem  er  so  in  ein 
vollständigeres  Private!^ ein hum  übergeht.  Die  Institution  des  letz- 
teren erweist  sich  dadurch  im  Interesse  der  Oesellsehat't  begründet 
und  als  eine  VoraossetzuDg  grösserer  BevölkeroDg  und  höherer 
Cultor. 

§.  183  [d36J.  Einen  weiteren  Beleg  für  diesen  Satz  liefert  die 
Entwicklang  des  HensehaitsTerbältniBses  Uber  das  Gemeinweide- 
land, den  einen  Hauptbestandtheil  der  gemeinen  Mark,  welcher 
zuerst  lange  uugetbeilt  zu  gemeinsamer  Benntzung  der  Doifgenossen 
bleibt  (§.  180). 

Das  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  in  der  gemeinen  Mark,  die 
alte  Were  oder  das  Echt  wort,  der  dritte  Bestandtheil  der  alten 
Baucihure  in  der  Feldgetneiuschal't  oder  Markgenossenschaft-), 
bildet  ein  nothwendiges  Glied  in  der  WirthKcbalt  des  Landwirths 
bei  den  Feldsystemen  mit  ewiger  Weide  und  bei  vorherrschender 
Natoralwirthschait. 

Der  Viehstand,  welcher  der  Düntrerproflurfion  wcpen  wieder  eine  der  Vor- 
bedingungen (reordneten  Ackerbaus  ist,  bedarf  bei  fehlendem  Futtergewächsbau  uad 
fehlender  Stallfutterung  neben  den  Wiesen  der  Weide  zur  Ern&hrnog.  Die  Gemein- 
weide  sichert  diese  Ernährnngj  wenigstens  zunächst  am  Besten  und  zupltMch  ist  der 

Semeiusame  Viehbetneb  unter  einem  Dorfhirten  fOr  alle  am  Zweckmäüsigsten.  So 
Idbt  es  Jahrbnnderto,  adbet  Jahrtwende  luf ,  wenn  die  eztensim  Pddsyelene 
mit  evlgor  Weide  dem  Bedtti&iss  foitdaaecnd  entiprechen. 

Aber  scbliesslicb  zeigt  es  sieb  doeb,  dass  der  als  Weide  be- 
nutzte Boden  znr  Deckung  des  gestiegenen  Bedarfs  an  Nabmngs* 
mitteln  nnd  Robstoffen  nicbt  so  viel  beiträgt,  als  es  nunmehr  noth- 

wendig,  aber  auch  jetzt  erst  möglich  ist.  Die  Gemeinweiden  werden 

schlecht  gehalten,  geben  dem  Vieh  ungenügende  Nahrung,  führen 
zur  Vertragung,  also  zur  Vergeudung  des  Düngers.  So  werden  sie, 
vielfach  erst  in  unserer  Zeit,  am  Ende  anch  lieber  unter  die  bis- 
herigen gciiieiusanien  Nutzniesser  vertheilt  und  zwar  regelmässig 
gleich  zu  Eigenthum. 

Sie  werden  von  den  neuen  Eipeuthümeru  fterodet  und  geurbart,  in  den  neuen, 
nach  der  Beseitigung  des  Flurzwant's.  der  genüssciiscliaftlichen  Weiderechte  und  der 
Tollen  Brache  einzurichtenden  Wirtti^chafisplnn  des  EigenthUmers  einbezogen.  Dnd 
selbet  bei  der  gewAhnlicJi  weiteren  Entfemvng  der  Gemeinweide  f om  Doifo  nnd  ihrer 


^)  Niberea  bei  £na  II,  §.  85  fL\  Boseber  IL  g.  79  ff.  Bncbenberger  I, 

§.  45  if. 

")  Waitz  I.  119;  v.  Maurer,  Dorfverfassnng,  I,  54  ff.  (die  mancherlei  Namen 
des  Kcchts  ebenda  S.  57— ci),  244  fT.:  Gierke,  1.  06;  Nnsse,  Feldgemeinscbnft  in 
England  S.  2U;  Keussler,  zur  (icschichte,  I,  S.  42. 
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oftmab  schlechteren  Bodcnbescbaffenheit  lohnt  die  Verwandlung  der  Weide  in  Aeckcr 
lud  Wiesen  liie  Kosten,  anch  ohne  den  häufig  möglichen  uud  nreckm&s^i^en  and 
mitunter  wirklich  erfolgenden  „Ausbau",  d.  h.  oliii''  rl'.c  V-rlcgang  der  Hofstätte 
■olbtt  auf  die  Dorfliur  und  ohne  den  üebergang  zum  iun^eihofsybtem.  l>enu  die 
Prodnctenprdse  rind  hoch  genvf ,  mn  EuBatz  m  bieten  und  «ndero  Okoncnisehe  Vor- 
thrilo  stallen  sich  ein.  Die  Ein>i'V.it*hung  der  rifincinwi-iden  in  das  Privateigenthum 
ennöglicht  aber  erst  die  ToUstandige  Durchführung  desjenigen  verändenen  oder  inten- 
aiToren  Wirthsehafissystems,  welches  die  Geaammtlage  der  YolInwlTthschaflt  bedingt. 

Der  Wechsel  der  Ij  e  i  d  e  n  II  e  r  r  s  c  h  a  f  t  s  f  o  r  m  e  n  :  Ge- 
meingut und  Gemeinuutzuug  mit  l'rivatj^ut  und  Privat- 
uutzuDg  liegt  also  in  der  That  wiederum  im  ioteresse  der  Ge- 
sammtheit. 

Wenn  nun  auch  in  einzelnen  Ländern  die  Gemein  weide,  wie 
andere  Tbeile  des  alten  Gemeineigenthums,  durch  Usurpation  in 
das  Privateigenthum  von  Grundherren  u.  s.  w.  übergegangen  ist,  so 
bildet  doch  die  eben  g^childerte  Entwicklang  die  Regel.  Dieser 
Umstand  erlaubt  es,  auch  hier  eine  berechtigte  Bildung  von 
Privateigenthum  anzuerkennen. 

§.  184  [337].  Anders  als  bei  der  Genieinweide  war  im  Allge- 
meinen die  Entwicklung  des  Herrschaltsverhältnisscs  in  Hezug  auf 
den  zweiten  Ilauptbestaudtheil  der  gemeinen  Mark,  den  W  a  1  d. 
Die  vorhandenen  Forsten  sind  in  unseren  Ländern  vielfach  iVtih- 
zeitig  und  in  grossem  Umfange  in  den  Besitz  der  Gruudiierren, 
auch  der  Landesherren  fibergegangen,  häufig  unter  dem  EinÜuss 
der  Jagdliebhaberei  der  Grossen,  (ifters  durch  Usurpation.  Auch 
mit  solchen  Wäldern,  welche  ursprünglich  zur  gemeinen  Mark  der 
Dort'scbaften  gehörten,  ist  dies  in  Folge  des  Untergangs  der  bäuer- 
lichen Freiheit  und  des  Siegs  der  Grundherriicbkeit  tbeilweise  so 
geschehen. 

In  den  im  Gemein eigenthum  der  Dorfschaft  verbliebenen  Forsten 
bestand  anfangs  das  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  in  demjenigen 
Umfang,  welchen  sein  persönliches  HolzbedUrfhiss,  an  Brenn-,  Ban- 
und  Nutzholz,  erheischte,  unterlag  aber  früh  gewissen  Regeln  des 
markgenossenschaftlichen  Verbands.  Entnahme  von  Holz  zu  anderen 
Zwecken,  z.  B.  fttr  den  Verkauf,  war  dem  Einzelnen  nicht  gestattet 
Bei  durchaus  vorwaltender  Naturalwirthschaft  (im  Sinne  der  Eigen- 
gewinnuDg  der  Gttter,  I,  §.  188)  ist  die  Befriedigung  dieses  Holz- 

*)  Vgl.  B  OS  eher  II,  §.  72,  191  und  besondeiB  Maar  er.  Dorfrerfassiing  1/ 
2'M  ff.,  dam  ich  im  Texte  melirfuh  folge,  f.  Inama,  Grundlicrrschaft.  S.  6G  und 
pasbim,  deutsche  Wirthschaftägcsohichte  I,  107,  2S2.  Lamprecht,  deutsche  Ge- 
idÜchte  III,  5t  £  Endres,  Artikel  Forsten  im  HandwOrterbndi  der  Staatsviasen- 
•ehaftcn  III.  500.  Bernhardt,  Geschichte  des  Waldeigenthiima  n.  a.  w.  In  Deatach- 
land,  BerÜtt  1872  ff. 
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bedarfs  aus  solchen  Gemeinwäldern  für  den  Einzelnen  wie  für  die 
Gemeinschaft  wieder  zweckmässig.  ^)  So  lange  die  Wälder  gross, 
die  Bevölkerung  und  daher  der  Gesammtbedarf  klein  ist,  geht  aus 
einem  solchen  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  für  den  Wald  selbst 
kein  erheblicher  Nachtheil  hervor. 

Dies  ändert  sich  mit  der  Lichtung  der  Wälder  durch  förmliche 
Ausrodung  —  zum  Zweck  der  Anlage  neuer  Dörfer  oder  Höfe  oder 
der  Ausdehnung  des  Ackerlands  der  vorhandenen  -)  —  und  mit 
der  Steigerung  des  Holzbedarfs.  Es  wird  daher  in  den  Gemein- 
wäldern allmälig  das  dem  Einzelnen  gestattete  Holzquantuni  fixirt 
nnd  beschränkt,  eine  Controle,  eine  Forstpolizei  eingeführt,  das 
beliebige  Hauen  nnd  Fortholen  des  Holzes  untersagt,  gemein- 
flamer  HoUhieb  eingerichtet  und  dabei  dann  einem  Jeden  aein 
Holz  angewiesen,  auch  werden  fttr  das  Holen  des  Holzes  ans  dem 
Walde,  nm  Missbraneh  zu  verhllten,  bestimmte  Tage  angeordnet 
Im  Ganzen  mitbin:  Oemeineigenthnm  bleibt,  aber  die  anfangs  un- 
geregelte oder  wenig  geregelte  Privatbenntznng  wird  sp&ter  an 
feste  Regeln  gebunden. 

Eine  Vertbeilung  der  Forsten  selbst  an  die  Einzelnen, 
wenn  ancb  nur  zur  getrennten  privaten  Nutzung,  verbot  sieh  dureh 
die  Natur  des  Waldes  und  eine  förmliche  Theilong  zu  Privateigen- 
thnm  nur  nm  so  mehr  und  ist  daher  auch  nicht  allgemein  er- 
folgt. Der  Gemeinwald  ist  vielfach  im  Gemeineigenthnm  der  Dorf- 
scbait  geblieben.  iSeine  Benutzung  hat  besonders  bei  grossen 
Waldungen,  deren  Ertrag  den  üblichen  Bedarf  der  Genossen  Uber- 
stieg, nur  etwa  die  Veränderung  erfahren,  dass  Holz  zum  Verkauf, 
auch  nach  ausserhalb,  kam  und  der  Erlös  den  einzelnen  Nutzungs- 
berechtigten zuih)ss.  Dies  ist  mitunter  bis  in  die  Gegenwart  so 
geblieben,  wenn  nicht  der  Forstertrag  in  Geld  eine  linanzielle  Be- 
stimmung t  iir  die  (iciiicindeausgaben  erhielt,  wie  Öfters  bei  steigendem 
communalen  Finanzbedarf. 

Im  Ganzen  ist  so  glücklicher  Weise  ein  bedentender  Thcil  der 
Forsten,  besonders  in  Deutschland,  im  Gemeineigenthum  geblieben: 
der  Gemeinden,  vor  Allem  des  Staats,  als  des  Rechtsnach- 

Dien  zeigt  sieb  in  liusslaud  seit  der  EmaucipationsKesetzgeboog ,  wo  ddo 
Dorfgemeiodeo  nnrichlifer  Weiw  metot  kein  Waldland  bei  der  Aascinandcrsetziing^  mit 
dem  Gmndherrn  uberwiesen  wurde.  Dadurch  sind  die  Hauern  in  Abbäniris-keit  und 
Hoth  hinuchtlich  der  Versorgung  ihrcä  Uolzbcdarij*  geratlien.  i>.  W aIcker,  Agrar- 
frage 8.  18. 

V.  Inama.  (iriUHlhcrrschaft,  S.  15,  45  fr.;  de rs clbe,  Wirthscliaftsgeschichtc 
I.  122  Ii.,  207  tf.,  2äü  Ü.,  11,  20  £,  120,  145.  Lamprecht,  deutäclie  (iettchicbte, 
U,  83  ff-,  III,  51  ir. 
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lol^ers  von  Grand-  und  Landesherren,  dann  der  Corporationen 
(Kirche)  u.  s.  w.  ^) 

Mit  der  Entfaltung  dt-r  (nlilwirthschaft,  der  Umbildung  der  alten  Dorfschaft  in 
eine  Ortsgcmeinde  (Corpuratiüu) uud  mit  der  Ausbildung  einer  rationeiiereA  Forbt- 
viitbadiaft  hat  die  Priratnutznng,  aach  in  Betreff  der  kleineren  freien  sogea.  Neben* 
nutznnjreri  (Weide.  Gra?iMchnitt,  Streusammeln  u.  dpi.)  nu-i-stcns  Beschränkungen  er- 
Dahrea  oder  ist  auch  in  der  obigen  regaiirtea  Form  wie  die  Uoiznutzung  beseitigt 
woiden.  Die  Bevirthecbaftiug  der  „öffeniUehen  Waldonfreo**  erfolgte  nadi  den 
gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen  Yerkehrsfrrundsätzon ,  indem  das  Holz  u.  s.  v. 
auf  Kechnnag  des  EigenthUmers  gewonnen  nnd  verkaoft  wurde  und  der  Reinertrag 
in  Qeüd  in  die  Kasse  desselben  floss,  nnd  hier  erentnell  als  Finanzeinnahme  behandelt 
wurde.  Ahiv  der  rein  priratwirthschaftlicho  oder  Rentabilitätsgesichtsponct  ist  in  der 
Forstwirtlischafl  des  Staats  und  der  Gemeinden  mit  Recht  meist  nur  soweit  zur 
Geltung  gelangt,  als  andere  KUckaicbteu  auf  die  allgemeine  Function  der  Walder  ia 
der  Volkbwirthschaft  es  gestatten,  und  darin  zeigt  sich  ein  grosser  rollunrirtliflehall- 
lieber  Yortheil  Bolchen  „Gemeineigentbams**  raclk  beste  aoch  eder  gende  beute.*) 

Der  Wald  stellt  also  eine  wichtige  Ansnabme  von  der 
Regel  des  Uebergangs  des  Grnnd  and  Bodens  in  das 
Priyateigenthnm  bei  nnseren  Gnltorvölkera  dar:  hier  ist  im 
grossen  Umfange,  mitunter  Oberwiegend  Gemeineigenthnm  nnd  irgend 
eine  Form  der  Geraeinnntznng  und  des  Gemeingenusses  geblieben. 
Denn  auch  das  Kigenthuui  des  Staats  und  der  Ortsgemeinde,  als 
einer  an  die  iStelle  der  alten  Doil^^cnos-senscbaft  getretenen  Cor- 
poration, und  die  Staats-  und  Genieiudeiorstwirthschaft  als  ein 
privatwirthsi  baltliches  Unternehmen,  dessen  Reinertrag  dem  Fiscus 
und  der  Kämmerei  der  Gemeinde  zufliesst,  ist  noch  unter  die.se 
Herrschaftsforni  zu  reihen.  Diese  im  Allgemeinen  nur  gllnsti^^e 
Gestaltung  ist  aber  wiederum  durch  die  wirthschattlich-technische 
Katur  des  Forstbodens  und  der  Forstwirtbscbafr,  wie  die  entgegen- 
gesetzte Gestaltung,  der  Uebergang  des  landwirtbschaftliehen  Bodens 
in  das  Privateigenthum,  durch  die  ökonomisch -technische  Natur 
der  Landwirthschaft  bedingt  worden.  Beide  Erscheinungen  sind 
bedeutsam  fUr  die  principielle  Seite  der  Gmndeigenthumsfrage. 

§.  185  [338].  Die  gescbildertc  Entwicklung  des  Privateigen- 
thums am  Boden  in  der  Gemarkung  der  alten  Dürfer  ist  die  bei 
den  Geriiiaiien  typische.  Es  ist  nur  Doch  zweierlei  zur  Ergänzung 
des  Gesagten  hinzuzufUj^en. 

1.  Die  nrsprlinglieh  auch  bei  uns  meistens  kleinen  Dörfer 
sind  mitunter  im  Laufeder  Zeit  bei  steigender  Bevölkerung  (Familien- 
zahl)  in  der  Weise  yergrOssert  worden,  dass  nene  Hnfen  gebildet 


')  Siehe  Wagner,  Finanzwissenschaft  I,  3.  Auflage  §.  235  tf. 
")  Vgl.  r.  Maurer,  Dorfrerfassnng  I,       H  .  lie^ondt-rs  II,  218  ff. 
)  Wagner,  Finanzwissenschaft  I,  3.  Auflage      23b,  241  ü. 
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oder  selbst  ganz  iieae  Dörfer ,  Töchterdöri'er,  vom  MaUerdort'e  ans 
gegründet  warden.^) 

Den  Boden  ftr  beide  Zwecke  nahm  man  gewöhnlich  ans  der  «[emeinea  Mark, 
TOD  welcher  daher  ein  Theil  gerodet  und  gearbart  ward.  Die  Entwicklung  des 
Herrschafts?erbältnisse3  Uber  den  Boden  ging  hierbei  souät  ganz  in  der  dargelegten 
Weise  ror  lieh.  Das  alte  and  daa  neue  Dorf  —  mitnoter  wohl  schon  mehrere  Dörfer 
bei  der  ursprünsrHrhen  Bosit/nahme  und  Ansicdlung  —  behielten  dann  etwa  wieder 
eine  „gemeine  Mark",  (iumoin weide,  besonders  tiemeinwald  a.  s.  w.,  anter  sich, 
wodurch  Mnrfcgenossenscheften  entstanden,  welehe  mehrere  Dorftchaften  nrnfiasten. 
Verhältnisse  der  Art  haben  sich  auch  in  Deutschland  hie  und  da  bis  in  die  Gegenwart 
erhalten.  Dem  Uebergang  der  Gemeinweide  in  Pnrateigentham  der  Dorfgenossen 
mosste  dann  nur  eine  Auseinandersetzung  zwischen  den  rerschiedenen  Dörfern  voran- 
gelieii.  Aach  zwischen  Dörfern  und  EinzelhOfen,  heKUldMi  aolchan,  welche  durch 
Ausbau  ans  dem  Dorf  UVeieinÖdang")  entstanden  waren,  fcommen  solche  Maik'> 
genossenschafteu  vor. 

Die  EntwickluDg  des  ländlichen  Privateigenthums  erscheint 
hier  stets  unter  den  oben  dargelegten  Gesichtspuncten  als  henror- 
genifen  durch  und  insofern  berechtigt  auch  im  Gesammtintcresse. 

2.  Neben  dieser  normalen  Gestaltung  giebt  es  auch  Fälle,  wo 
Einzelne  von  sich  ans,  nnter  aDsdrttcklicher  Erlanbniss  oder  doch 
mit  Nachsehen  der  Dorfscbaft,  anf  der  gemeinen  Mark  gerodet 
und  genrbarty  Aecker  und  Wiesen  angelegt,  selbst  ihre  Hofstätte 
(Einzelhof)  hier  errichtet  haben.  Hieran  reihen  sich  jene  FftUe, 
wo  Jemand  anf  wirklich  herrenlosem  Boden,  oder  doch  anf 
solchem,  welcher  thatsttchlich  für  die  Zwecke  der  Dorfuchaft  nicht 
in  Betracht  kam,  z.  B.  mitten  im  Walde,  sich  ansiedelte  nnd  rodete. 
Hier  ist  dann  gewöhnlich  PriTateigentham  entstanden,  mitanter  in 
solchen  FSllen  von  vornherein  dnreli  die  Rechtsbildung  anerkannt, 
namentlich  dort,  wo  die  Bevölkerung  sehr  dünn,  der  Boden  sehr 
reichlich  vorhanden  war  uud  jede  Cultivirun^  desselben  gern  ge- 
sehen wurde.-)  Ks  lässt  sich  darin  eine  unter  diesen  Umständen 
richtige  Anerkennung  der  GesiLlits])uncte  sehen,  welche  durch  die 
Occnpations-  und  Arheitstheciric  und  die  natürlich -okouomische 
Eigeotbumstheorie  vertreten  werden. 

IV.  —  §.  186  [339].  Das  Ergebniss  der  Untersnchnng 
Aber  die  Principien  der  geschichtlichen  Entstehung 


I)  Wnitx  I,  12S  ff.:  Manrer,  Dorfreifuranp  I,  22  ff.    Deber  Rmelnnd 

Keussler,  Baltische  Monatsschrift  S.  21U,  223.    Uobor  di«;  Entwicklanj?  der  Be- 
siedelnng,  Anlegung  von  Frohnhofen.  Dörfern  u.  s.  w.  nnter  dem  Eufloss  der  timod- 
henschi^  und  in  systematischer  Colontsation  siehe  die  Arbeiten  ron  Heitzen, 
Inama-Sternegg.  Lamprecht  a.  a.  (). 

So  z.  B.  in  Itussland,  siehe  Keussler.  Balti^i  lie  Monatsschrift  S.  231» 
232.  Acbnlich  in  früher  Zeit  in  Deutschland  v.  Inama,  Gruudherrschaft  S.  15. 
Bedangen  der  Gmndherreii,  beeondets  der  Kirche  in  luiwirthbaren  Oegendea  ebend» 
8.  46,  49. 
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unseres  privaten  ländlichen  GnindeigeDthums  lässt  sieb  somit 
folgende rra a asse n  z u sanim e n f a s s e n . 

Wenn  auch  in  vielen  Fällen  Privateif^enthum  am  Boden,  be- 
sonders grosses  Grundeigentham,  gewalttbätig  und  rechtswidrig  eot- 
stauden  ist,  so  ist  dies  doch  keineswegs  der  Ursprung  unseres 
gesammten  landlichen  Grundeigenthnms.  Dieser  liegt  vielmehr  bei 
einem  grossen  Theile  des  letzteren,  dem  bäuerlichen  oder  dem  mitt- 
leren und  Kleingrundbesitz,  in  der  Natur  des  Land  wirtbse  bafts- 
betriebe.  Die  steigenden  Anforderungen  an  den  Boden,  der  mehr 
and  bessere  Prodoete  liefern  sollte,  liessen  es  als  zweekmftssi§p 
erscheinen,  dnrch  die  Gewährung  von  PriTateigenthum  am  Boden 
das  Interesse  des  Bebaners  zu  sorgfältigerer  Bodenbestellung  anza- 
spomeo,  Spielraum  fllr  freie  Bewegung  und  Verfügung  ttber  den 
Boden  zu  gewähren  und  so  den  persönlichen  Fleiss  zu  belohnen. 
FOr  grosse  geschichtliche  Zeiträume  erscheint  dieses  ländliche 
Pri^ateigenthnm  so  im  Oesammtinteresse  gerechtfertigt  Denn  die 
Aufgaben,  welche  dem  Menschen  in  Bezug  auf  die  Feldbestellung 
zur  Befriedigung  des  Bedarfs  des  Volk«*  an  Bodenpruducten  ob- 
liegen, sind  unter  der  Ilerrscliaft  dieser  Institution,  welche  auch 
sonst  gtlustige  sociale  und  cuiturliche  Folgen  hatte,  befriedigend 
gel?^st  worden. 

Die  Zweckmässigkeit  einer  Beseitigung  dieses  bäuerlichen 
Orundeigenthums  lässt  sich  vom  volkswirthschaftlicben  Prodnc- 
ti 0 n s interesse  aus  betrachtet  .auch  heute  i)czweifeln  (§.  200), 
so  lange  nicht  der  positive  Beweis  für  die  Durchruhrbaikeit 
einer  anderen  Gestaltung  des  Herrschaftsverhältnisses  über  diesen 
Boden  nachgewiesen  ist:  eine  Gestaltung,  welche  die  Mängel  der 
bisherigen  Einrichtung  vermeidet  und  zugleich  deren  Vorzüge,  wo- 
möglich in  noch  hitherem  Grade,  besitzt.  Zu  bedauern  ist  nur, 
dass  ein  grosser  Theil  dieses  bäuerlichen  Grundeigenthums  im  Laufe 
der  Zeit,  vielfach  durch  bedenkliche  Mittel,  vom  Grossgrundbesitz 
aufgesogen  worden  ist  und  noch  gegenwärtig  hie  und  da  seinen 
ursprünglichen  Besitzern  und  deren  Nachkommen  „enteignet* '  wird, 
vomemlich  vom  Privatkapital  (s.  §.  162  ff.).*)  Darin  liegt  ein 
Hauptgrund  der  mehr  oder  weniger  bedenkliehen  Vertheilung 
des  ländlichen  Grundbesitzes.  Um  so  mehr  ist  Vorsorge  zu  treffen, 
dass  dieser  £nteignungs-  und  Enterbungsproeess  nicht  nooh  immer 

')  So  auch  Hanssen  in  den  Göttinger  Gdehrten  AuMifea  1870,  8.  1355 
(über  Nus  >)    Roscher,  in  den  Ansiditen  8.  Auflag  I,  250;  aber GrossbriUuuüen 

siehe  oben  i>.  371. 
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weiter  gehe  (§.  171).  AIht  die  gesellschaftliche  und  volkswirth- 
ßchattliche  Rechtler tigniig  des  Privateigenthums  am  liindliclien 
Boden  überhaupt  wird  auch  durch  solche  Uebelstiinde  nicht  widerlegt. 

Freilich  darf  diese  Rechtfertigung  nicht  ohne  Weiteres  verall- 
gemeinert  ond  z.  B.  auch  nur  auf  den  ländlichen  Grossgrand* 
besitz  oder  vollends  auf  andre  Kategorieen  des  Grundeigenthums, 
wie  besonders  das  städtische,  zamal  grossstädtische  sofort 
fibertragen  werden.  Hier  liegt  die  ISacbe  manchfach  anders  nnd 
darf  man  daher  auch  ittr  die  Gegenwart  theilweise  za  etwas  anderen 
Sehlttssen  kommen,  wie  dies  im  folgenden  Hanptabsehnitt  näher 
dargelegt  wird.  Es  ist  jedoeh  immerhin  schon  fiQr  die  principielle 
Seite  der  Frage  des  privaten  Gmndeigenthnms  bedeutsam  genng, 
wenn  fttr  einen  stets  so  wiehtigen  Theil  des  Bodens,  wie  der 
bftnerliche,  selbstbewirihsebaftete  Gmndbesitz,  die  geschiebtliche 
Beweisitihrung  mit  einem  gttnstigen  Urtheil  abschliesst  Ein  unbe- 
dingter Scbloss  zn  Gunsten  ▼ollsttndiger  sogen.  Freiheit  des 
ländlichen  Grundcigenthums  oder  m.  a.  W.  zn  Gunsten  absoluten 
Privateigentbams  an  diesem  Boden,  besonders  an  dem  bänerlichen 
Grnndbesitz,  folgt  übrigens  auch  aus  dieser  Beweisführung  nicht, 
iKiiiicntlich  was  die  freie  Veräusserung,  Theilung,  Vererbung  und 
Verschuldung  anlangt.  Denn  diese  volle  Freiheit  wird  von  dem 
in  der  Grundeigenthumsfrage  so  wesentlicli  mitspielenden  volks- 
wirthschat'tlichen  P  ro  d  u  c  t  i  o  n  s  interessc  nicht  durchaus  gefordert 
und  kann  aus  dem  Gesichtspuncte  des  volkswirthsehaftlichen  \'er- 
theilun  gsiuteresses  Bedenken  bieten,  wenn  und  .soweit  eben 
diese  Freiheit  zur  Enteignung"  der  alten  ßcsilzer  in  legaler  Form 
fuhrt.  Hier  gewilhrt  das  Gemeineigenthunij  wie  noch  jetzt  in  Kuss- 
land, Vortheile,  welche  nicht  übersehen  werden  dürfen.  Dieser 
Punct  betrifft  aber  nicht  die  principielle  Frage,  ob  Privateigen- 
thum oder  nicht,  sondern  die  Frage,  welchen  Inhalt  dasselbe  in 
diesem  Falle  haben  solL  Das  Nähere  bierttber  gehört  in  die 
Agrarpolitik. 

Siebe  daher  hierfiir  da^^  ganze  Werk  von  Buchenberger,  der  gonde  dieser 
Seite  der  Frage  aberaU  seine  Aufmerlisamkeit  xuwendet. 

Gemiistgte  Oefoer  des  nusifleheii  Gemelodebesilzee,  wie  Schedö-Ferroti 

(a,  a.  0.  S.  52  ü".,  05  IT..  74  ff.,  122  ff.),  auch  Kawelin  (a.  a.  O.  S.  21  fl.,  27  II..  30^ 
legen  mit  den  enthusiastischen  Anb&ngem  jener  lusütotion,  einem  v.  Haxtiiausea 
Qod  den  Slawophilen  und  Panslawisten.  besonderes  Gewicht  darauf,  dass  das  Oemein- 
eigeDÜram  ror  Proletariat  uild  vor  Herrschaft  ded  Kapitalismus  sirher*'.  Denn  jeder 
erwachsene  Arbeiter  bt-komm*'  seinen  Antheil  aus  dem  üemcimlt-laiHi  und  der  kapita- 
lletische  Enteignungü-  uüd  Ent>-rbungbproces8  der  Bauern  durrh  das  sie  auskauteude 
stidtische  PriTatkapital  sei  bei  Ciemeineigenthnm  nicht  möglich.  Scht-do-Ferroti 
(S.  58  ir,  7^  fl'.)  macht  (I.hIkt  bc-i  soiritT  Reform  auch  den  Vursi-lila^,  die  (iorneinde 
als  £igen  thUmeriu  deä  Bodens  zu  belassen  und  den  Bauern  einzeln  nur  ein  be- 
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ständiges  erbliches  N atzniessu ngsre c  b  t  au  ihrem  ein  fOr  allemal  aas- 
geschiedenen  Landantheil  zu  sieben.  Deber  dieses  Recht  soll  der  Bauer  frei  verfugen, 
aber  Niemand  in  einer  und  derselben  (icmeinde  über  ein  mässig  ge}fri(reiie^>  Maximnm 
vou  LaQdloo&eii  (z.  B.  ä  —  5)  iu  einer  Uand  vereinigeu  könneu.  Beachteuswerüie 
YMBoUlge.  (Siehe  aach  meine  genannte  Schrift  S.  70 — 74.)  Ich  habe  ttbrigens 
in  dieser  Schrift  früher  das  Produr.tionsinfcressp,  wohl  norh  zu  stark  in  den  Vorder- 
grund getttellt.  Das  Vertheilung^iateresbe  wird  durch  Schede- Forroti  wahr» 
gencmmen.  Indessen  Haft  dies  Alles  doch  nnr  daranf  hinaos,  nicht  im  unbe- 
schränkten vollen  Privateij^entham  allein  das  Heil  zu  sehen.  Die  Berechtigung 
eines  beschränkten  Privateig^cnthums.  wie  es  solch  ein  Notznicssu  gsrecht  im 
Grunde  wäre,  wird  durch  das  Bedenken  nicht  alterirt.  Walcker  (Agrarfrage,  S.  93) 
behandelt  das  letztere  viel  zu  oberflächlich.  In  Rassland  wird  man  bei  der  seit 
länper  beabsichtifjten  Reform  do^*  lamüirhfii  Gr^ndbe^it/e.s  und  bei  der  richtigen  Auf- 
hebung der  periodischen  Theiluugeii  doch  mit  Recht  nicht  ohne  grössto  Vorsicht  ver- 
fahien  ond  die  westeofopUsehe  Schablone  des  privaten  Grnndeigenthams  nicht  nn- 
bödini;t  zum  Muster  nehmen  dürfen.  Kür  die  gegensätzlichen  Ansichten  in  dieser 
Frage  iii  liusslaud  siehe  jetzt  namentlich  Keussler,  zur  (ie&chichte  I,  namentlich  Ab- 
schnitt 2  and  9,  und  besondeis  Buch  3,  vorin  Aber  alles  Einschlagende  rortreffUch 
orientirt  und  überall  in  besonnenster  Weise  geurtheilt,  sowie  die  Möglichkeit  und  der 
Weg  der  Reform  unbefangen  erörtert  wird.  £s  ist  hier  aber  nicht  möglich  und  würde 
vom  Gegenstand  dieses  Werks  zu  weit  abführen,  auf  die  concrete  russische  Frage  nnd 
Keoailer's  Ideen  darüber  niber  einzugehen.  Mit  wenigen  Worten  lässt  sich  zu  der 
Frage  nichts  Genügendes  sagen.  Siehe  auch  Buchen  berger  I,  S.265  v.Schalze- 
Uäveruitz  a.  a.  0. 


Vierter  Hauptabschnitt. 

SooialökoiioiiliBolie  Früfims 

des  privaten  Grundeigentlmius  für  die  Gegenwart. 

§.  IST  fS.  719,  T20].  Vorbemerkungen.  In  dieber  prindpiellen  Allgemein- 
heit und  mit  der  genügenden  Unterscheidung  der  einzelnen  Bodenarten  ist  dics<-  Fmtre. 
noch  bei  einer  Beschränkung  auf  die  g^euw&rtigen  Verhältnisse  ooserer  CaUurst&ateu 
kaum  noch  behanddt  worden.  Vomemlicb  kann  daher  hier  nnr  anf  die  oben  8.  391  ff. 

genannte  Litteratur  über  die  e  s  r  h  i  r  h  1 1  i  e  h  e  Fntwieklüng  des  Grundeigi-nthums 
verwiesen  werden.  Ansserdem  vgl.  auch  die  finauzwisseuschaftlichen  Erörte- 
rungen ttber  die  Fragen,  ob  der  Staat  Domänen,  Forsten,  Bergwerke  a.  s.  w.  besitzen, 
bez.  behalten,  selbstvei'.^  ut  ,  oder  verj^achten  solle.  Meine  Finun^wi^•^eIl^^^hLlft  I, 
3.  Auflage,  Buch  H  Siebe  oIh  ii  die  litterarische  Note  S.  .'!17.  be^omiers  S.  :i4'J.  Aus 
den  agrarischen  Fragen  iat  auch  auf  die  Verhaltuiä^e  zwischen  GrundeigenthUmcr 
und  I'achter  zu  verweisen,  vgl.  Roscher  II,  2,  Kapitel  5,  Bvobenberger  I,  Kapitel  2, 
Abschnitt  1. 

Die  frühere  liberal-individualistische,  besonders  britische  ^'atiooalökonomie  ver- 
tritt, soweit  sie  überhaupt  aaf  eine  ,.Frage'*  des  privaten  Groudeigenthoms  eingeht 

SB  einseitig  den  Standijunet  dos  volkswirthsrhaftlichen  Productionsintcresses.  .sieht 
letzteres  zu  unbedingt  an  die  Privateigenthnmsinstitution  geknüpft,  und  verallgemeinert 
die  Schlosse,  welche  zn  Gansteo  dieser  Institution  nach  der  geschichtlichen  Entwidc> 

lang  des  ländlichen  bäuerlicllMl  Grondeigenthnus  sprechen,  zu  sehr  fUr  alle  Zeiten 
und  vollends  für  alle  Bodenarten  —  srhnn  heim  ländlichen  (irossgrundbe^itz  liect  die 
Sache,  selbst  vom  rrüductionsstandpuin  te  betrachtet,  anders  (§.  202).  Der  üm>chwuug 
der  Ansichten  li:it  aber  auch  schon  länger  in  England  begonnen  (siehe  Koscher'» 
Aufsatz  in  den  An-^iehten .  3.  Auflage,  I.  23!»  mit  den  liiterarisehen  Ausfuhrungen). 
Die  Einwirkung  des  Ir'rivateigeuthums  auf  die  Vertbeilung  des  Volkseinkommens  wurde 
bei  Jener  Mheren  BebaDdlong  wenig  oder  gar  nicht  beachtet  Freilieh  ging  es  aoeb 
in  Deutschland  kaum  anders.  Theil?  T  hin-  es  —  was  mit  dem  Henortrcten  der 
inductiven  Methode  nnd  der  geschichtlichen  und  statistischen  Forschung  vor  der 
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logisch'deductivcu  Methode,  iu  der  neueren  deutschen  Wissenschaft  etwas  zuüammcn- 
haagen  mai^  —  an  der  Neigung,  sich  zq  der  erforderlichen  Abstiaction  us  dem 
concreten  Detail  cmporznlieben,  was  doch  uiibLtlinpt  fur  Aiih5n{?er  und  Gc^er  unseres 
Wirthscbaftbrecbtü  geboten  ist,  um  die  ökonomischen  und  socialen  Conseqaenzen  des 
letzteren  wiasenschaAHch  za  ventehen.  Hier  mOchte  auf  die  Riomrdo,  Hermnnn 
und  Andere,  fon  T.  Thtinen  (ranz  zu  schweipen,  als  aal  wahre  Muster  der  AI)straction 
hingewiesen  woden,  iu  dem  Gegenstand  des  Tezta  besonders  auch  auf  Hodbertus. 
TbSß»  litt  man  rieh  anderseits  anch  hier  gewöhnlich  zo  lehr  damit  begnügt,  die 
Wirkungen  des  privaten  Grondeigenthums  aur  die  Vertheilung  als  etwas  ebenso  Un- 
discntirbares  und  Selbstverständliches  anzusehen,  wie  die  ganze  Institution  selbst: 
im  Ganzen  noch  heute  der  Standpanct  der  britischen  Nationalökonomie.  Aber  auch 
bei  allem  Festhalten  am  Grundeigciithum  moss  man  diese  Wirkunf,^en  unbefangen 
kritisiren.  (V^^l.  auch  Kau.  Vorrede  S.  X  zur  «.Auflage  von  I,  1.)  —  Siohe  jetzt 
namentlich  Schaffte,  Socialer  Körper  III.  3S4  11..  wesentlich  in  Uebereinbtimmung^ 
mit  mir  (so  8.  890).  Snmter,  genellschnftlicheit  und  Prirateigentbnm,  hat  zwar  manche 
übliche  Gründe  für  Privateiprenthon  am  Boden  widerlcirt  und  manche  richtige  Gründe 
fOr  seine  allgemeine  Forderung  der  Abschatluue  desselben  beigebracht,  aber  er 
nntenefaitzt  m.  E.  die  anaschlaggebenden  OrOnde  fbr  die  Institntion,  die  social" 
politische  Fooctloil  dee  selbständigen  Bauer-  und  auch  Grossgrundbesitzerstandes  u.  s.  w. 
Ich  weiche  daher  hier  wesentlich  von  ihm  ab,  erkenne  aber  der  Schrift  deshalb  doch 
gern  ihren  Werdi  zu  (vgl.  meine  Becenflion,  Jenaer  Littcratur-Zeitnnf?  1S77,  Nr.  13). 
Aehnlicbet  gilt  von  seinen  anderen  Schriften  über  Eigenthum  (a.  a.  0.  S.  187).  Der 
Sorialismus  und  die  neue  Boilenbesitzrefonnbewr-frnnp:  beir>-hen  weit  trrttssere  Fehler 
und  £iu6citigkeiten  156).  Auch  in  der  Littciatnr  der  letzteren  liinlei  .sich  nicht 
nnr  eine  zu  einseitig  polemische  Tendenz  nnter  Verkennnng  der  prodnctionsOkono» 
niischeii  und  technischen  Leisiiinffen  und  der  socialen  Functiini  des  Privateigenthums 
am  Boden,  besonders  am  ländlichen,  es  werden  auch  Argumente,  welche  iu  Gross- 
seidteii,  bdnstfio-  und  Bergbaugegenden  gegen  atidtischeo  Privatgnindeigenthnm 
sprechen ,  zu  sehr  verallgemeinert  auf  andre  Geirendcn .  Orte  und  Bodenk.itegorieen 
ohne  Weiteres  angewandt  und  die  ökonomisch-technischen,  anch  juristisch-techuischeu 
Schwierigkeiten  der  richtigen  Regelung  and  DozehfiUirang  eiottr  Qemeineigenthnms- 
ordnung,  solbet  am  stidtiscben  Boden,  werden  votofBchitzt  und  meistens  gar  nicht 
näher  erörtert. 

Die  socialistische  Polemik  vollends  sieht  auch  hier  nur  auf  das  V<:rtlieilungM- 
interc^e  und  die  ron  der  Tertheilung  abhingigo  sociale  Machtstellung  und  betrachtet 
das  Produrtionsinteresse  zu  wenie.  In  ihren  y>ositiviMi  Vorschlägen  (landwirihschaftlii  hf 
Prodoctivgeuossenschaiten  u.  dgl.  m.)  tritt  djes  deutlich  hervor.  In  meiner  Schritt 
über  die  Abschaffung  des  privaten  Qrandeigenthums  war  im  Wesentlichen  noch  zn 
eirisciri;^  der  Staridpunct  der  Schelf  vertreten,  Prodtictionsintercssc  und  bäuerlii'hrs 
Grundeigenthum  zu  sehr  vorangestellt.  Im  Texte  wird  jetzt  durchweg  zwischen  Pro- 
dactions-  nnd  VertheUnngsstandpvnct  und  zwischen  dea  Hauptgrandheritzarten  nnter- 
sehieden,  auch  die  socialpolitische  Seite  der  Frage,  welche  mit  der  Verthcihingsart 
des  aus  der  Bodenproduction  herrührenden  Volkseinkommens  und  mit  der  Bevölkerungs- 
frage  zusammenhängt,  gebührend  in  die  Disenssion  hineingezogen.  Besondere  Be- 
achtuni:  hat  das  städtische  Grundeigenthum  gefunden,  welches  frOher  so  wenig  unter- 
sucht worden  ist.  sielie  Abschnitt  3  unten.  —  Eine  kurze  Zusammenfassunsr  meiner 
Ansichten,  mit  Ausführungen  Uber  einige  Puncto,  enthält  mein  Artikel  Grundbesitz  im 
HandwOrtsrbneh  der  Staatswissenschaften,  Band  IV. 


1.  Abschnitt. 

Einleitende  allgemeine  Betrachtung« 

I.  —  §.  188  [340].  FrageBtellnng  nnd  Art  der  Be- 
antwortung. Die  voransgehenden  Untersuchungen  Ober  die  In- 
stitution des  privaten  Grundeigentbuuis  fuhren  zu  dem  Schluss, 
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dass  die  Frage  nfteh  der  geteltooliaftlielien  ond  Tolkswirihscliail- 

liehen  Nothwendigkeit  und  EotbefarBchkeit  dieser  Institotion  nur 
eine  relative  Beantwortnng  zulässt:  es  muss  dabei  von  vorn- 
herein nach  Bodenkatcgorieeu,  alsdann  weiter  bei  einer  jeden 
nach  den  zeitlichen  oder  geschichtlichen  und  den  örtlichen 
Verhältnissen,  und  ferner  nach  den  allgemeinen  Zuständen 
der  Yolkswirthschaft,  der  Zahl,  Dichtigkeit  und  Cultur  des 
Volks,  dem  Stande  der  Produetionstechnik  und  Oekonomik  unter- 
schieden werden.  Dieser  Schluss  bildet  den  Ausgangspunct  für 
die  Erörterung  der  mit  der  obigen  connexen  Frage  nach  der  Zu- 
lässigkeit,  Zweckmässigkeit  und  Nothwendigkeit  der  gänzlichen 
oder  theilweisen  Beseitigung  des  privaten  Grundeigenthums.  Anch 
auf  diese  Frage  lässt  sich  keine  absolute,  allgemeine  Antwort  geben, 
weil  die  Vortheile  und  Kachthcile  des  Privateigentimms  am  Boden 
nach  den  Benntznngskategorien  (§.  99)  und  bei  diesen  wieder  nach 
Zeit  und  Ort  und  teebniscben  wie  anderen  Umständen  weebseln. 
Aneb  die  demgemÜBS  specialisirende  Antwort,  welche  die  Zweck- 
mttssigkeit  der  Beseitigong  des  Prlyateigentbnms  etwa  bejahen 
sollte,  enthält  jedooh  erst  dann  ein  endgiltiges  Verdiet  gegen  das 
private  Gmndeigeiithiim,  wenn  in  dem  betreffenden  Falle  die  Oko- 
Domiseb-technische  Dnrcbfttbrbarkeit  der  Maassregel 
naebgewlesen,  d.  h.  der  Beweis  gefllhrt  worden  ist,  dass  ond  wie 
hier  „der  Boden  ohne  Vermittlang  von  Privateigenthttmem  seine 
TolkswirtbschafUicbe  Function  erttlllen  kann*'  (§.  159).  Eine  ge- 
lungene Beweisftlhrnng  dieser  Art  setzt  voraos,  dass  zugleich  die- 
jenige Rechtsform  ftlr  das  menschliche  Herrschaftsverhältniss  über 
den  Bddcii  —  z.  B.  Gemeineigenthiim  der  staatlichen  Zwangs- 
genieiuwirüischaft  an  allem  Boden  mit  conimunalcn  oder  privaten 
Nutzungsrechten  oder  mit  Bewirthschaltuug  durch  den  Staat  selbst 
oder  durch  Privatpiichter  u.  s.  w.  —  ermittelt  ist,  welche  die  bis- 
herigen Xachtheile  der  Privatcifjenthunisinstitntion ,  besonders  ttJr 
die  N'ertlii'iluiiiL:;  des  Productiousertra<;s,  vernieidet,  ohne  dass  die 
Vortheile  dieser  Einrichtung,  besonders  für  die  Bewirthschaftung 
des  Bodens,  für  die  Gewinnung  des  Productionsertrags  und  der 
Nutzungen,  gleichzeitig  verloren  gehen.  Ja  womöglich  muss 
sich  zeigen  lassen,  dass  diese  Yortbeile  zugleich  gesteigert 
werden. 

Die  hauptsächlichen  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  und 
socialpolitischen  Gründe,  welche  fUr  die  These  der  Beseitigung  des 
privaten  Grnndeigentbams  in  unseren  heutigen  Onltnrstaaten  ausser 
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den  iu  den  voiiji^eu  Abschnitten  schon  erörterten  geltend  gemacht 
werden ,  sind  bereits  oben  in  §.  158  unter  Nr.  4  kurz  zusammen- 
gestelit  worden.  Das  Gewicht  dieser  Gründe  ist  wiedernm  bei 
den  einzelnen  Bodenarten  und  nach  den  Zeit-,  Orts-  nnd  all- 
gemeinen technischen,  yolkawirthschaftlichen  und  socialen  Verhält- 
nisten ein  sehr  Teraehiedenes.  Deshalb  ist  auch  hier  wieder  eine 
Specialisirnng  der  Fragen  nothwendig  und  jede  absolute  Be- 
antwortung abermals  nnznlttssig. 

Die  Ginadmiteu.  die  Conjunctarengowinne  nnd  demgemäss  die  günstigen  uud 
nnf^anstigen  Chancen  fUr  die  EigenthUmer  fallen  z.  B.  bei  den  rcrscbicdenen  Boden- 
arten sehr  verscbieden  aas.  Die  Höhe  des  in  Aussicht  t^tohenden  Gewinns,  die 
Baschheit  des  Bezugs  desselben,  die  Leichtigkeit  seiner  Sealisimng  durch  YerliMf 
oder  Verpfämlniitr  und  rreditbenntznng  ist  bei  städtischem,  ländlicbein  .  T^orpwerks-, 
Wege-,  Waldboden  u.  s.  w.  ganz  ungleich  uud  wechselt  in  Ferschiedener  Weise.  Und 
ebenso  ist  einefseits  die  fttnstife  sodde  Fonetion,  andrendts  die  sodale  Uebermaeht 
und  die  Fähigkeit  des  Eigcnthümers,  seinen  priraten  Boden  zur  ökonomischen  Aus- 
beutung Andrer  auszunutzen,  nach  jenen  Bodenkategorieen  nnd  nach  Zeit-  und  ürts- 
Terh&ltnissen  wieder  höchst  rerschieden.  Lauter  Grtlnde,  welche  gegen  die  generelle 
Entscheidong  der  Orundeigenthumsfnge,  sei  es  fftr  oder  wider  das  Priratoigenthuoif 
sprechen,  ^as  von  den  AuhSogern  ood  den  Gegnern  dieser  Institntion  gleichniftflsig 
fibersehen  zu  werden  pflegt 

Die  folgende  Dntersachang  kann  nun  nicht  auf  alle  Specialfälle  der  Gmndeigen- 
thumsfraje  einsehen,  was  fiir  liic  hier  in  der  (Srundle^Tin?  zu  lösende  Aufgabe  auch 
nicht  nothwendig  ist.  £s  genügt,  die  Frage  der  Abschatfung  des  phrateu  Besitzes 
Ihr  die  beiden  Haoptkategorieea  des  Bodens,  den  lindlieben  oder  agrarischen 
uni]  (1<  n  st.ldtischen  oder  den  W'ohngebäude-Boden,  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen der  weet-  und  mittcleorop&ischen  Culturstaaten  etwas  n&her  zu  prüfen 
(siehe  antm  Abschnitt  2  and  S)  and  anf  die  anderen  Bodenarten  md  anderen  Zeit- 
nnd  OrtSFerbältnissc  bloss  einen  kurzen  Blick  zu  worfttn  (siebe  unten  Abschnitt  4, 
womit  zu  vergleichen  oben  §.  157).  Auch  in  Hetred  der  ländlichen  Hrondeiffcn- 
thumsfrage  und  ebenso  in  BetreU  dieser  anderen  Bixieukatcgorieeu  ist  l'ur  alles  Weitere 
auf  die  Practische  Nationalökonomii-.  besonders  auf  die  Agrarpolitilc  (Bnchenberger 
L  8.  229  fl".  uu<\  ni.itirhe  andere  Abschnitte  seines  Werks)  zu  yerwei^on. 

Für  diü  toigenden  Erörterungen  vergeüse  man  Ubngens  vollends  nicht,  dass  jede 
Beantvortnng  jener  Frage  in  den  dozdnen  SpedalflUlea  zonAehst  nar  far  die 
Theorie  gilt  un'i  auf  ilie  Praxis  nur  insoweit  tlbertra?»'n  w>^rd<^n  darf,  als  die  in 
der  theoretischen  Untersuchung  angenommeoon  Voraussetzungen  hier  wirklich  zutreffen : 
m.  a.  W.:  die  Antwort  mnas  hier  noch  melff  specialisiien,  noch  xelatirer  avsihllen,  je 
nach  den  concreten  YeihiltnSsien. 

Fttr  die  unbefangene  Untersnebung  der  Frage  der  Abscbaffbng 
des  privaten  Grundeigentbnms  ist  es  nothwendig,  sieb  zunftcbst 
die  Wirkungen  zu  vergegenwärtigen,  welche  die  DurchflIhruDg 
dieses  Postulats  in  Ökonomischer  und  socialer  Hinsicht  mit  sich 
bringen  wtirde. 

Diese  Wirkungen  zerfallen  in  solche,  welche  die  Tolkswirth- 

schaftliche  Production  und  solche,  welche  die  volkswirthschaft- 
liche  V  lu  t  h  e  i  1  u  n  g  des  Kinkomnieiis  betreflen.  Wir  wollen 
letztere,  ah  die  in  der  Beweisfllbrunf::  zu  Gunsten  des  Gcmein- 
eigenthums  am  Boden  meist  voranstchendcn ,  /ueist  betrachten. 
Mit  ihnen  hängen  dann  wieder  socialpolitiäche  enge  zasaaimen. 
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II.  —  §.  189  [341].  Wirkungen  einer  Beseitigung 
des  privaten  Grnudeigenthums  auf  die  Verth  eilung 
des  Volkseinkommens.  Nimmt  man  zum  Zweck  der  Fest- 
stellung dieser  Wirkungen  einmal  an,  dass  sich  die  Forderung 
wirklich  allgemein  ohne  wesentliche  Nachtheile  lür  die  Bodenpro- 
dttction  durchftlhren  Hesse,  was  freilich  der  strittigste  und  wie  sich 
unten  zeigen  wird,  nur  theilweise  zu  bejahende  Punct  in  der  Frage 
ist  (§.  191),  80  tritt  allerdings  vor  Allem  ein  ausserordentlich 
mächtiger  £influ88  der  Maassregel  auf  die  Vertheilnng  des 
VolkseinkomnienB  hervor.  Denn  alles  dasjenige  Privateinkommen, 
welches  jetzt  als  Grundrente  den  Grundbesitzern  nur  kraft  ihres 
Eigenthamsreehts  xnfliesst  und  einen  mehr  oder  weniger  erbebliobeD, 
im  Ganzen  bei  fortsehreitenden  GQltorvdlkem  einen  immer  grosseren 
Theil  (Qnote)  des  Volkseinkommens  oder  des  Reinertrags  der 
Volkswirthsohaft  (§.  172,  176  ff.)  bUdet,  wird  jetzt  verftlgbar  fDr 
die  eine  Gemeinsehaft,  den  Staat  oder  die  mehreren  Gemeinsehaften, 
z.  B.  die  Gemeinden,  welche  man  sich  als  Figenthtlmer  des  Ge- 
meinbodens (so  etwa  in  den  Städten)  denken  mag.  Das  wOzde 
die  Wirkung  wenigstens  da  sein,  wo  bei  Privateigentbnm  eine 
st&rkere  Steigerung  der  Grundrente  bei  dichter,  wohlhabender 
werdender  Bevölkerung  anzunehmen  ist:  daher  unbedingt  in  einem 
geschlossenen  Wirthschaftsgebiete,  l)edingt,  aber  doch  in  wichtigen 
Fällen  tbatsiichlich  auch  in  eiucni  niilit-geschlossenen,  der  Welt- 
niarktcoucurrenz  stark  unterliegenden  Gei)iete  (städtischer  Wohnungs- 
boden, Wege-,  Bergwerks-,  auch  doch  im  Ganzen  Forstboden, 
weniger  allgemein  und  stark,  wenngleich  ebenlalls  mehrfach  mit 
bei  agrarischem  Boden).  Diese  Wirkung  führt,  wenn  auch  nicht 
immer  nothwendig  direct,  so  durch  verschiedene  Mittelglieder 
schliesslich  zu  einer  viel  gleichmässigeren  Vertheilung  des 
unter  der  obigen  Voraussetzung  in  Betreff  der  BodenprodnctioD 
mindestens  nicht  absolut  kleiner  gewordenen  Volkseinkommens  in 
der  Bevölkerung,  z.  B.  in  der  Weise,  dass  die  Gemeinsohaft  ihres 
Finanzbedarf  zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  ans  diesem  Renten- 
bezng  deckt,  einer  hnndertprocentigen  Grundsteuer  (von  allem  wie 
immer  benntzten  Boden,  der  überhaupt  eine  Beate  giebt)  ve^ 
gleicbbar. 

Man  kann  zur  Vcrdeutlirluiii^  auch  den  VeiKlelcli  mit  unserem  Dom&neo- 
wosca  machen.  Eine  .'ihnlii  Ii  •  Kinnahin«  wie  die  Zeitpachtronte  der  Domäne« 
worden  Staat  und  bez.  Geun  inde  als  l'achl-  uud  Mietlirente  von  allem  prodacdfea 
Boden  bedehcn  mn!  dicso  würde  sich  tteigem,  wie  sich  in  unserer  Zeit  die  Sta:U>- 
einnahmc  aus»  den  steigenden  Dnm.'inenronten  erhöht.  Der  mittlere  jährliche  Pacht/ios 
pr.  Morgeu  der  ?erpacbteten  btaatädomäneo  war  z.  Ii.  in  Preusseu  1S49 
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1864  1.89,  1867  2.11  Thaler.  (Siehe  Meitzen  III,  40S.  Specielleres  bei  A.  Frantz, 
Praoflsische  Staatsdonumialii^ter.  2.  AofUg«,  Jena  186S.)  Trotz  neuerer  RUckschlige 
in  einxelDen  Proriazen  und  bei  einzelnen  Dom.lnen  in  Folge  der  rUckweichenden 
Go^Jimctitr,  der  nnkendeo  Preise  der  Agrarprodacte  nnd  der  stcigeaden  (oamenüich 
eimelwirditßhiftlielien)  PradncdoiiekosteD  <L9hne  «.  b.  Ist  doch  in  Gänsen  immer 
noch  die  Domänenpachtrente  im  Steigen  begriffen.  Sie  betrog  in  den  alten  prenssischen 
(vor- 66er)  Provinzen  fttr  den  he.  iS4**.  69,  79,  90/91:  13.9.  26.11,  35.63,  38.95 
Mark,  in  Ostpreonen  7.6S,  14.58.  18.57,  20.12,  ia  Prorins  SeeliseD  36.71,  44.34, 
70.15,  83  34  (RUbengegenden),  in  Hannover  in  den  drei  letzten  Terminen  36.51, 
52.15.  56.59  Mark  (siehe  Conrad's  Jahrbücher  1991,  I,  509).  —  Die  George'»che 
^Single  tax"-BewcgaQg  iu  Americ«  hat  solche  „Wegsteoerang "  des  GrondreDteozu- 
wnelMes  im  Sinne. 

Diese  gleichmUssigere  Vertheiliin^  ist,  wie  immer,  mit  einer 
gleichzeitigen  grösseren  Ausgleichung  der  socialen  Machtverhält- 
nisse und  des  Bildungsstands  der  Volksangehürigen  nothwendig 
verbunden.  Jene  sociale  und  politische  Uebermacht,  welche  der 
läudliche  private  Grossgrandbesitz ,  jene  gleiche  Uebermacht  und 
jene  Fähigkeit  zn  Ökonomiseber  Ansbeatung,  welche  vollends  das 
grossstädtische  Grand-  nnd  Hanseigentbam  öfters  verleiht,  fällt  bei 
der  Gonstitoining  ron  GemeiDeigenthnm  am  Boden  fort;  freilich 
die  etwa  erwünschte  nnd  segensreiche  sociale  Fanction  einer 
tachtigen  Grondarietokratie  ebenfalls. 

Selbst  wenn  die  Maassregel,  wie  hier  anannehmen  ist,  mit  aller 
derjenigen  Schonung  erworbener  Rechte  dnrchgeitlhrt  wird,  welche 
das  Beehtsbewnsstsein  bei  nnseren  CnltnrrOlkem  verlangt,  wenn 
daher  z.  B.  eine  AbUtonng  des  Gmndeigenthnms  nach  den  Grand- 
Sätzen  der  Ex])i  opriation  gegen  volle  Entschädigung  nach  Maass- 
gabe der  bisherigen  Rente  oder  wenigstens  nach  ähnlichen  Prin- 
cipien  wie  in  dem  nahe  verwandten  Falle  der  Zehutablüsiing 
ertolgte,  so  würden  die  Wirkungen  für  die  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens und  für  die  socialen  Machtverhältnisse  doch  wichtig 
sein  and  in  Zukanfl;  immer  wichtiger  werden. 

Denn  wenn  auch  hier  zunichat  in  der  Yertheilang  des  Yolkseinkommeos  nur 
die  formelle  Veränderang  eintrilte,  dass  die  bisherigen  Grandeigenthtlmer,  unter 
Vorenssetzang  einer  wirklich  rollen  Eatäcbädigung,  ein  gleich  hohes  FrirateiuliüUiUieu 
als  AblitaangsreDte  statt  als  Grandrente  bezogen,  so  ist  doch  schon  diese  Aenderang 
in  Ökonomischer  und  socialer  Beziehung  nicht  bedeatangslos.  Jeder  weitere  Zuwachs 
der  Bodenrente  kirne  aber  von  dqq  an  der  Gemeinschaft,  nicht  den  ehemaligen 
PrirateigenthOmem  su  Gate.  Bei  Veneitpactang  besSgen  die  Ficliter  (oder  MieAer 
von  Gebäuden)  nur  während  der  Pachtzeit  den  Rcntenzuwachs .  hinterher  Staat  oder 
Gemeinde.  Danas  ginge  eine  sich  steigernde  Aosgleichong  der  Frirateinkommen 
hemr.  M.  a.  W.  die  Qnindbeeiteer  etUtten  nrtr  nidit  damnom  ernenne,  aber  in 
Znknnft  immer  mehr  lucrum  cessans.  In  aehr  eis  einer  Beziehung  ergiebt  sich  hier, 
dlBS  eine  aligemeine  Abschaiiang  des  privaten  Grundeigenthams  an  und  für  sich  und 
in  ihren  Okonomisdien  und  socialen  Wirkungen  fur  die  Berechtigten  eine  Yerall- 
gcmeinening  des  heutigen  Ezpropriationswesens  (i.  e.  S.,  s.  anten  Kapitel  3).  und  der 
erfolgten  Ablösung:  bäuerlicher  Lasten  wiie:  die  Wiikongen,  im  Principe  gleich, 
wftreu  nur  dem  Grade  nach  st&rker. 

A.  Warn«r,  Orandlagug.  Si  Atf.     TML  ▼•IMifhMhail  •.  BwM.  2S 
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Ucber  die  etwaigen  Kückwiikungen  einer  Beseitigung  privater  Honteu  n.  s.  w. 
Mf  die  Vertheilaof?  des  gesammtcn  VolkseJnJnmmeM  in  derBiehtoog  einer  Erhöhung 
des  Darchschnittüeiukominen'^  i!<  r  bisher  ?on  diesem  ReTitenbezwc:  im  \\  <'-''riflirhrii 
aosgescblosäenen  unteren  Volkakiassen  und  Uber  die  Weiterwirkung  dieser  veränderteu 
yeraeUang  Mif  die  Bevfllkenniebewegnng  ist  im  1.  Theile  im  4.  Boeh  melufech 
fdiandelt  weiden  (m  §.  199,  248  ffl,  278)l 

Das  ausgesproeheoe  Ziel  der  Anhänger  dea  Postnlats  tod  der 
Absehaffuug  des  privateii  GrandeigenthninS)  wie  der  Socialisten, 
ist  eine  solche  VeründeruDg  der  Vertbeilnng  des  VolkseinkommeDSy 

wie  die  aus  einer  Beseitigung  des  privaten  Rentenbezngs  hervor- 
gehende mit  allen  den  «kononiischen,  socialen,  politischen  und  die 
Volkscultur  Ijci  ührenden  Weiterwirkungen,  welche  diese  V'crändennig 
mit  sich  briichte.  Und  umgekehrt  müssen  die  iblgfriehligen  An- 
hänger der  !)esteheiiden  Hinrichtungen  diese  Veriinderuug  und  deren 
Wirknn^^en  verwerten  und  die  Wiikuugen  des  jetzigen  privaten 
Gniiuleigcnthums  anf  die  V'ertheiliuig  des  Volkseiiikonimeiis  und 
auf  die  socialen,  j)()litischen  und  l'.ildungsverhältuisse  des  V'olks 
entweder  unmittelbar  an  und  iür  sich  billigen,  weil  sie  diese 
Wirkungen  für  erwünscht  halten,  oder  wenigstens  als  unvermeid- 
liche und  in  der  Hauptsache  nicht  abzuändemde  begleitende  Folge 
der  Institution  des  privaten  Grnndeigenthnms  mit  hinnehmen,  weil 
sie  in  letzterer  eine  nothwendige  Voraussetzung  für  die  erforder- 
liche volkswirthschaftlicbe  Fonclion  des  Bodens  im  ProductioDs- 
interesse  sehen. 

i?.  190  1342].  Das  Endurtlieil  über  jene  Wirkungen  und  ander- 
seits über  die  Wirkungen  einer  AbsclialViing  des  l'rivateigcnihunis 
auf  die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  ist  von  dem  ürthcil  al)- 
hängig,  WH-Iches  vom  Stai!dj)uncte  des  wahren  und  dancrnden 
nationalen  Gesammtinteresses  über  die  in  einem  Volke  und  Zeit- 
alter wUnscbenswerthe  Gestaltung  der  individaeileo  Vertbciluug  des 
Volkseinkommens  gefällt  wird;  daher  auch  unter  gleiebzeitigfer 
Würdigung  der  Bedürfnisse  der  Produetion  und  der  Rückwirkung 
der  VertbeiluDg  anf  die  socialen  Verhältnisse,  die  Caltor,  die  Be- 
vtflkemngsbewegiing  des  ganzen  Volks. 

£s  ist  daher  liier  beeendeis  xe  renreiseo  euf  den  5.  HeoptabBclmitt  (§.  94 — 109e> 

des  2.  Kapitels  der  1.  Abtheilunir  virl.  anch  daselbst  §.  204'l  in  der  2.  Aufhi:  •  dieses 
Werin,  namentlich  aber  auf  die  erweiterten  und  etwas  veränderten  AusfUlirungen  im 
1.  Theil  dieser  3.  Auflag,  Bach  4,  Kapitel  2  (8.  668— 7S0),  »der  Bedarf  und  das 

VerthciluiiKsproblem'"  oiler  die  ..Einkommenlchro  rem  VenheÜangsstandpuncte  bc- 
trachtot  ■ ;  zu^leiclj  auch  aui  die  dort  in  dieser  Äufla^^e  erst  gegebene  Bcvölkernngs- 
lehre  (Huch  4  Kapitel  1,  S.  445 — t»6Ci.  besonders  auf  den  2.  Hauptabschnitt  ..volks- 
wirthschaftliche  FolgenBgeiD**  in  BetreÜ  den  nationalßkonnmi^chen  BevOlkorunpproblem» 
(S.  orri— U»it;\  Der  enpe  Zosammenhansr  di»ser  \  <Tha!tiiiss>e  und  die  Eut^cheidung 
der  hier  erörterten  Kechtäfragcn  mit  nach  jenen  im  1.  Theil  dargelegten  und  be- 
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frrilndftcn  OosichtspaDcteti  i^t  bier  auf  d.is  Entbcliii'donste  zn  betonen.  Die  G6gB6r 
des  rhvatcigoutbuins  babuu  auch  das  viedcr  wenig  oder  gar  mcht  beachtet. 

Man  kann  hiernach  folgende  Antwort  auf  die  Frage  naeh  der 
Zweckmässigkeit  der  Absohafihng  des  privaten  Gmndeigenthnnui 
im  Allgemeinen  geben,  wenn  diese  Frage  lediglich  so  allgemein 
aas  dem  Gesiohtspnnete  der  Vertheilong  betrachtet  nnd  die 
BediDgung  einer  genügenden  volkswirthschaftlichen  Fonction  des 
Bodens  im  Prodnctionsproeess  auch  bei  einer  anderen  Regelung 
des  HerrschaftsyerhlUtDisses  Uber  den  Boden  statt  nuttelst  der  Priyal- 
eigentbarosinstitation  als  erftlllt  angenommen  wird:  die  Beseitigang 
des  privaten  Grundeigenthums  wird  wegen  ihrer  unvermeidlichen 
directeu  und  indirecten  Wirkunj^^en  auf  die  Vertheiluug  des  N'olks- 
einkonimens  und  we^en  der  ökonomischen,  socialen  und  cultnr- 
lichen  Weiter\virkun;j;en  dieser  veränderten  Verthcihin^x  uiil)edenk- 
licber  und  selbst  erwünscht  und  immer  erwünschter,  je  grösser  das 
gesamiiite  \  olkscinkomtneu ,  je  weniger  daher,  nach  den  früheren 
Erörterun^'en,  die  Ungleichheit  der  Vertheilun^  eine  nothwendige 
Voranssetzung  der  Culturentwicklnn,2:  fler  Nation  i.^t.  Das  private 
Grundeigeutbum  ist  deshalb  in  irUbereo  Perioden  der  Volks« 
wirtbsehaft  gerade  im  Vertbeilnngsinteresse  nothwendiger,  wo 
es  im  Production sinteresse  eher  entbebrlicb  wäre,  anch,  wie 
gezeigt  warde,  gescbichtlicb  vielfaeb  fehlte,  —  und  umgekehrt  auf 
b()heren  Stufen  in  erster  Beziehang  bedenklicher ,  in  zweiter 
jedoch  oft  notbwendiger.  Läset  sieh  aber  bei  entsprechenden  Öko- 
nomisch-technischen Verändernngen  der  Bodenprodnction,  daher 
namentlieh  bei  einseinen  Bodenkategorieen,  eine  genflgende  Boden- 
bestellong  oder,  aUgemein  ansgedrflckt,  eine  genügende  Fonction 
des  Bodens  für  diejenigen  Zwecke,  denen  er  dient,  ohne  Ver- 
mittelnng  von  Priyateigentbttmem  erzielen,  wie  dies  wenigstens 
tbeilweise  der  Fall  ist,  so  fällt  anf  höheren  Wirthschaftsstnfen 
dieser  Einwand  gegen  die  Beseitigung  des  Privateigenthnms  am 
Boden  fort. 

Diese  generelle  Antwort  auf  das  Postulat  im  Allgemeinen  ist 
dann  aber  wieder  zu  specialisiren  nach  den  einzelnen 
liodenarten,  je  nachdem  diese  eine  andere  P)enutzting  als  durch 
Privateigenthtimer  leichler  oder  schwerer  irestatten  und  je  naclidem 
sie  durch  die  specilisciie  Einwirkung  der  privaten  Verlligung 
Uber  sie  und  des  privaten  Kentenbezugs  von  ihnen  in  mehr  oder 
weniger  erwünschter  Weise  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
die  sociale  nnd  politische  Lage  der  Bevtflkenmgsclassen  beeinflossen. 

28* 
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Hiernach  wird,  um  übersichtlich  eine  vorläufige  Entscheidung 
der  Frage  zu  geben,  Wald-  und  Wegeboden  vom  Standpuncte 
der  Volks wirthschal'tlichen  Production  und  Verth eihing  aus  betrachtet 
bei  UDS  ziemlich  allgemein  dem  Privateigentbum  zu  entziehen, 
miDdestens  der  Staats-  und  Gemeinde wald,  webber  mehrfach 
noch  in  grossem  Umfang  sich  erhalten  bat,  so  zn  erhalten  sein. 
Ftir  die  Erbaltnng  des  kleinen  nnd  mittleren  ländlichen 
Priyateigenthams  (des  bänerlichen  Grandbesitzes)  sprecheo 
dagegen  wiebtige  Okonomieohe,  mit  dem  Vertheilangs- 
interesse  snsammenhingende  nnd  soeialpolitische  Gründe  sn- 
gleieh  mitGrttndeny  welche  dem  Prodnetionsinteresee  entnommen 
und  (§.  300,  801).  Bei  dem  Iftndlichen  Grossgrnndbesits 
rind  letztere  Grttnde  schon  aUgemeiner  dnreh  Thatsaohen  wider- 
legty  wo  dieser  Besitz,  wie  in  England,  meist  von  Pftobtem  tüchtig 
bewirthschaftet  wird.  Aehnlidies  gilt,  wo  sieh  wenigstens  in  wieh- 
tigen  Beispielen,  wie  vielfaeh  bei  nns  durch  die  Zeltpaebtoi  der 
Staatsdomänen,  nachweisen  lässt,  dass  eine  genügend  prodnetiYC  ' 
Bewirthschaftung  von  Grossgütem  ebenso  gut,  mitunter  aus  ökono- 
mischen Gründen  wegen  des  Wirthsclialtens  mit  grösserem  Be- 
triebskapital selbst  besser  durch  Pächter  als  durch  EigenthUmer 
stattfinden  kann,  wenn  nur  der  Pachtcontract  zweckmässig  ein- 
gerichtet wird  (§.  202).  Ob  wegen  des  Einflusses  des  Grossgrund- 
besitzes auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  eine  Be- 
seitigung desselben  zu  erstreben  ist,  wird  dagegen  wieder  von  dem 
Urtheil  über  die  thatsächliche  sociale,  politische  und  culturlicbe 
Function  der  Grandaristokratie  einer-  und  die  im  Gesammtinteresse  | 
wttnschenswerthe  anderseits  abhängen  mttssen  (§.  203).    Dabei  ^ 
bildet  auch  die  Stellang  dieser  Aristokratie  schon  als  eines  notb-  | 
wendigen  Gegengewichts  gegenüber  der  Kapital-  oder  Geldaristo- 
kratie, einer  wohl  zu  beschränkenden,  aber  nicht  za  beseitigenden 
Folge  der  nach  dem  Früheren  gebotenen  Beibehaltnng  der  Institution 
des  Privatkapitals,  ein  Moment,  das  bei  der  Entseheldiing  der 
Frage  mit  In  Betracht  kommt  Bei  dem  städtischen  Grnnd- 
(nnd  HanS')Eigenthnm  sind  wohl  zunächst,  wenigstens  nach 
der  gegenn^Migen  SaoUage,  Städtekategorieen  sn  nnterscheiden. 
Bei  Grossstädten  modemer  Art  sprechen  weniger  Grttiide  sls 
bei  dem  meisten  ttbrigen  Boden  flir  Mvateigenthnm  aas  dem  Ge> 
slchtspanet  des  Prodnetlonsinteresses  nnd  ebenso  mehr  nnd  stärkere 
Gründe  als  in  irgend  einem  anderen  Falle  für  die  Beseitigung  des 
Privateigeathums  wegen  seines  vielfach  uachtheiligen  ökonomischen 
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nnd  socialen  Einänsses  auf  die  Vertheilang  des  Einkommens  und 
anf  die  individuellen  Machtverhältnisse,  sowie  wegen  der  Specu- 
latiansezcesse  und  Krisen,  zu  welchen  gerade  das  Privateigen- 
thum  am  Boden  hier  besonders  leicht  fahrt  (§.  204  ff.).  Für  dea 
Bergwerksboden  möchte  sieh  am  Schwersten  ein  auch  nur 
etwas  allgemeineres  Postulat  anfatelien  lassen.  Staats-  nnd 
PriTatbergban  neben  einander,  znm  Tbeil  imteitohieden  nach 
den  Arten  der  ta  gewinnenden  Stoffe,  ist  wohl  ftlr  unsere 
das  Richtige.  Aehnliches  gilt  für  die  Gewftsser,  wo  in  erheb- 
lichem Um&ng  OfiRentliches,  staaUiehes  Eigenthnm  bei  wichtigeren 
natürlichen  Gewässern  (Flüssen,  StrOmen,  grosseren  Seeon),  dem 
meist  bestehenden  Rechte  gemäss,  angezeigt  sein  möchte. 

nL  "  §.  191  [aiSj.  Die  Beseitigung  des  privaten 
Grnndeigenthnms  Tom  Standpuncte  des  Tolkswirth- 
schaftlichen  Prodoetionsinteresses  ans  betrachtet 
Die  hauptsächliche  volks wirthschaftliche  Begründung  tindet  die 
Institution  des  privaten  Grundeigenthums  gerade  in»  Productions- 
interesHc.  Namentlich  wird  die  nothwendige  Steigerung  der  Inten- 
sität der  Bodenbebauung,  um  ftlr  eine  grössere  Bevölkerung  mehr 
und  bessere  materielle  Producte  und  Nutzungen  aller  Art  dem 
Boden  abzugewinnen,  zu  diesem  Zweck  das  Erforderniss  grösserer 
Freiheit  der  Bewegung,  wie  sie  das  Privateigenthum  giebt,  bei 
unseren  heutigen  Cuiturvrilkcrn  zu  Gunsten  jener  Institution  vielfach 
angeführt  (§.  160).  Die  dargelegte  geschichtliche  Entwicklung  des 
ländlichen  Grandeigenthums  dient  gerade  hierfür  als  Beleg:  ein 
grossartiger  liistorischer  Inductionsheweis  zur  Bestätigung  der 
Schltlsse,  welche  deductiv  aus  dem  wirthsohaitlichen  Selbstinteresse 
abgeleitet  werden.  Den  Einwänden  gegenüber,  welche  aus  dem 
Gesiehtspnncte  der  Verth  eilung  gegen  das  private  Grandeigenthum 
entnommen  werden,  wird  das  Prodnctionsinteresse  hier  wie  in 
anderen  ähnlichen  Fällen  dem  Vertbeilnngsinteresse  Toran  gestellt, 
weil  ohne  genügende  Prodnction  die  Yertheilong  selbst  ihr  Object 
▼erliere. 

A.  Es  fragt  sich  nnn  fürerst,  ob  diese  Anffassong  richtig  nnd 
ob  insbesondere  ans  der  gescbichtlicben  BeweisfBhrang,  welche 
innächst  in  dieser  Allgemeinheit  nur  für  die  Vergangenheit  sa 
Gunsten  ländliehen  bäaerlichen  Grnndeigenthnms  spridit,  ein  noth- 
wendiger  allgemeiner  Schlnss,  wenn  nicht  für  immerwährende  Zeit, 
so  doch  fllr  Privateigenthum  in  der  Gegenwart  und  auf  weitere 
unbegrenzte  Zeit  sowie  an  allem  Boden  Iblgt. 
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Eine  uul)elaii«rene  Kritik  wird  dies  verneinen  müssen.  Viel- 
mehr cTj^ieht  sieb  gerade  aus  der  g;esehiclitliehen  Bewcisführnnc: 
die  gescbichtliehe  Bedingtheit  der  Institution  des  privaten 
Grundeigenthums  und  ebenso  aus  dieser  Beweislübruug  sowie  aus 
der  kritischen  Prüfung  der  Functionen  der  einzelnen  Zweck- 
k&tegorieen  des  Bodens  die  nur  bedingte  Zweckmässigkeit  des 
PiivateigeDthams  an  Boden  Überhaupt  und  an  bestimmten  Arten 
desselben,  je  nach  Zeit  and  Ort  und  technischen  wie  sonstigen 
Umständen.  Daraus  aber  folgt  wieder  die  Möglichkeit  und  unter 
Umständen  die  Zweckmässigkeit  und  Notbwendigkeit  einer  Be- 
seitigung oder  Beschränkung  des  PriTateigenthams  mit  veränder- 
ten geschiebtlichen  Bedingungen,  selbst  hinsiehtlicb  des  ländlichen 
bäuerlichen  y  um  so  mehr  hinsichtlich  anderer  Kategorieen  des 
Bodens.  Auch  der  unlängbare  Zusammenhang  zwischen  der  Ent- 
wicklung der  Intensivitilt  des  Bodenbaus  jeder  Art  und  der  Aus- 
bildung des  privaten  Gmndeigenthums  rechtfertigt  es  doch  nur, 
eine  Vermuthung  speciell  bei  dem  Ackerbau  und  in  den 
diesem  analogen  Fällen  des  flbrigen  Bodenbaus  fflr  das  Privat- 
eigentbum  als  die  Kegel  anzunehmen. 

Diese  Vermuthung  aber  lässt  stets  die  Kventualität  eines  (xe^^eu- 
beweises  otTen.  Kin  solcher  ist  auch  durch  viele  fjeschichtliclie  und 
gegenwärtig  vorhandene  rhatsachen  gegen  das  private  Grundeigen- 
thum in  wichtigen  Kategorieen  von  Fällen  (Wald-,  Wege-,  Berg- 
werksboden, domanialc  Feldgtlter,  städtische  Bodenparcellen  wenig- 
stens in  gewissen  Fällen,  Gewässer)  zvl  führen. 

Es  lassen  sich  auch  noch  andere  allgemeine  Gründe  gerade 
in  den  Verhältnissen  des  modernen  Wirthschaftslebens  finden, 
derentwegen  das  private  Grundeigenthum,  selbst  die  Notbwendigkeit 
intensiven  Bodenbaus  vorausgesetzt,  heute  weniger  innerlich  gerecht- 
fertigt erscheint,  als  ehedem.  Je  mehr  bei  der  jetzigen  Verkehrs- 
entwicklung dem  modernen  Communicationswesen,  der  hochgradigen 
Arbeitsgliederung  n.  s.  w.  die  Conjuncturen  den  einzelwirth- 
scbaftliehen  Reinertrag  and  demnach  den  Werth  des  Bodens  be- 
stimmen und  der  Kintluss  der  individuellen  Arbeitsleistung  und 
Kapilalverwendiing  in  /weile  Linie  tritt,  desto  weniger  zutreffend 
wird  die  Begrlimlnng  des  privaten  Gruiideigenthums  mit  den  an 
sich  rielitigen  (lesichtsjiuni'tcn  der  Ai  l)eitstheorie  und  selbst  der 
natUrlieh-ökonomischen  Theorie  (§.  102,  103  11.,  lU  ff.) 

Am  Deuflirh!?teii  er^ndn  ^ich  di^-s  liciui  t.t  a -1 1  i  >c  h  «mi  ,  ztimal  irrosssfä-hi-iclien 
(iruodtiigcnUiam  bei  der  hiur  eigcBÜicb  Alle:»  beätimiueodeu  Macht  der  Coiijanctar 
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(§,  205  11.).  Abör  auch  bei  anderem  Gruiideigentbiim,  z.  B.  au  Bargwerkü-,  Waldboden, 
und  selbst  bei  llndliebem  GroDde{g«Dtbiiin,  zumal  Grossfnnodbesitz,  werden  die 

Conjnncturen  immer  ontschfideiider,  so  z.  B.  hii^r  namentlich  für  die  Preise  der 
leichter  tran8ponfähü;eu  Artikel  (Getreidu,  Vieh,  BuUer,  Uandelsgewacbso  u.  s.  w.), 
welche  sich  anter  dem  Einflass  der  neveren  Transportmittel  mehr  und  mehr  nach 
den  Weltmarktconjtjncturcn  richten.  Die  stei frende  ßudenrente  wird  deswegen  immer 
wenijser  ein  i  n  d  i  v  i  u  "lies  „Verdienst",  die  „Prämicufunctioir*  d'.T  Rente  (Sohäfflo) 
wird  ihatsächlich  unwichtiger,  die  ..gesellschaftlichen  Zusammenhange"  steigern  die 
Rente:  was  eben  mehr  fQr  G e m e i n eigenthnm  mm  Boden,  auch  vom  Productions* 
standpunote  aus,  spricht.  Auch  die  Veränderungen  der  Technik  des  Bodrnanbaiis. 
besonders  bei  Hauptproducten.  wie  üetrutdo,  sprechen  gegenwärtig  uicht  mehr  so  out- 
scheidend  filr  Primteif enthom  am  Boden.  Ja  letzteres  bietet  x.  B.  bei  grosser  Zer- 
stückelung :>ell)st  Srinvi  riL'lv<-iten  (ta  die  Anweodnng  besserer  Prodnctionsmirthoden 
(americaiiischo  Dampfcuitur). 

§.192  [344].  — B.  Sogar  die  Frage  der  Beseitigung  des 
privaten  GrandeigeDthoms  in  ihrer  vollen  principiellen 
Allgemeinheit,  angewendet  auf  allen  Boden,  liegt  anoh  nach 
geschichtlicher  Anffassnng  und  unter  Berücksichtigung;  des  Pro- 
duetioDsinteresses  doch  anders  als  die  analoge  Frage  in 
Betreff  des  Priyatknpitals.  Die  grundsätzliche  Beseitigung 
des  letzteren  erweist  sich  nach  dem  Frliliereu  schon  gedauken- 
niässig  scliwcr  la.sshar,  weil  sie  eine  vollständige  L'nij:cstaltung  der 
uns  (•rfuhiiuijLjsuiässig  Ijokanntcn  Organisation  der  Volkswirthschaft 
voraussetzt,  wovon  sich  auch  nur  eine  theoretische  Vorstellung  zu 
niaclien  schwierig  genug  ist.  Praetiseh  würde  sie  nothweiulig  zu 
einer  Sprengung  und  schliesslichen  Beseitigung  des  ganzen  privat- 
wirtbschattlichen  .Systems  in  der  Volkswirthschalt  l'iihrcu:  eine  un- 
geheuere neue  i)ractische  Aul'gahe  würde  zu  l<>sen  sein,  l'Ur  welche 
die  Mittel  und  Wege  kaum  auszudenken  sind,  namentlich  uicht 
nur  nach  der  technischen,  sondern  mehr  noch  nach  der  psycho- 
logischen Seite  das  Problem  betrachtet.  Die  ganze  Volkswirth- 
schaft  wäre  gcmeinwirthscbat'tlich  zu  organisiren.  Dabei  ist  eiue 
gentlgeude  Wahrnehmung  des  Productionsinteresses  ohne  die  In- 
stitatioD  des  Privatkapitals ,  in  welcher  Recbtsform  sich  das  indis- 
pensable Nationalkapital  hauptsächlich  bildet  und  zweckmässiger 
Weise  bilden  muss,  kaum  vorauszusetzen  (§.  148  ff  ). 

Anders  liegt  ohne  Zweifel  die  Sache  in  der  GruodeigcutbuniB- 
frage.   Selbst  eine  vollständige  Abschaffnug  allen  privaten  Grund- 

eigentbnms  ist  weder  so  schwer  gedankenmässig  t'assbar  als  die 
gleiche  Maassregel  bei  dem  Kapitaleigenthum,  noch  praetiseh  so 

schwierig  durelizutiihren ,  noch  erscheint  sie  nothwendig  von  vorn 
herein  so  verliUngnissvoll  für  das  Productionsinteresse,  —  und  zwar 
einlach  deswegen  nicht,  weil  sie  sich  verwirklichen  Hesse  (ilinc  eine 
SO  vollständige  Verrlickung  oder  Umgestaltung  der  ganzen  Urgani- 
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sation  der  Volkswirthschaft,  wie  sie  eine  Abschaffung  des  Privat- 
kapitals bedingen  wlirde.  Das  privatwirtliscliaftliche  System 
könnte  in  der  Hauptsache  bei  der  Beseitigung  des  privaten  Grund- 
eigenthums bestehen  bleiben:  Pächterbetrieb  und  Miether- 
nutzung träte  nur  an  die  Stelle  des  Eigenbetriebs,  Pacht-  nud 
Mieth recht  an  die  Stelle  des  Privateigentbumsrechts.  Die  all- 
genaeine  Durchführung  einer  solchen  veränderten  Rechtsordnung 
wtlrde  zwar  noch  manche  harte  Nuss  zu  knacken  geben,  weit  mehr 
als  die  hierin  ebenso  oberflächlichen  als  optimistischen  Gegner  des 
privaten  Gmodeigenthams  sich  vorstellen.  Aber  theoretisch  ein- 
facher und  practisch  leichter,  jedenfalls  Uberhaupt  und  wenigstens 
ieidlieh  hefriedigend  lösbar  erseheint  die  Aufgabe  hier  immerhin. 

Die  Erfalmuig  belegt  es,  dtss  bei  einer  zweckmftssigea  Gestaltiing  des  Pa>  ht- 
rechts  —  und  zwar  selbst  des  Zeitpacbtrecbtü,  da  man  einwenden  könnte,  da^s  daa 
Erbpacbtsystem  sieb  zu  s>ebr  dem  Prirateigentbuini^äyätem  nähere  —  auf  ländlicben 
Kkin-  und  GrossgOtem  die  Prodacdon  doh  aolion  dem  Erfordernis^  steigender  loten- 
siritat  des  Bodenbaos  einigerma&ssen  anpassen  kann  (England).  Soweit  sich  aber, 
wie  bei  Berg-,  Wegebau,  Forstbao,  aucb  sl&dtiscbem  Wobnaugsbau  diu  Productioo 
doTcli  Bodenplebtar  nokww  verviridieheD  Ii«Ne  oder  der  PaebtbMrieb  keine  genttgende 
Bürgschaft  für  eine  bessere  Befriediirung  der  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  abt  anter 
der  Herrschaft  des  prirateu  Grundeigeutbam»  gowäbrtd.  i.  B.  in  dem  Falle  des  Wege- 
vnd  Wobuuogsbras  (§.  212):  so  wttrde  eine  Aoedehoung  des  gemeinwirtbscbaf\> 
Uchen,  zun  Tbeil  dea  freigemeinwirtbscbaftlichen ,  geoossonschnftiichen .  wie  hic  and 
da  im  Wohnungsbau,  im  F<  Idbau,  mehr  noch  des  zwanpsfremeinwirthschaftlicht  n 
Systems  eine  gewiss  nicht  immer  leichte  und  einfache,  aber  doch  zu  ermöglichende 
nnd  ttlnigermaassen  ausreichende  Abhilfe  bieten.  Aach  hier  handelte  es  sich  nicht 
im  M  schwierige  Probleme  wie  bei  der  Beseitigung  des  Priratkapitals .  sondern 
Sbanll  liease  sich  ao  gescbichtlicb  überkommene  und  tbats&cbiicb  schon  bestehende 
TerhiltniMe  nnlmtlpfen.  Der  steatlielie  und  lam  Thell  dar  eommnnmle  Font-,  Woge-, 
Borg-,  Wolinung-bbau  u.  s.  w.  wäre  nur  in  grösserem,  der  letztere  freilich  iu  riel 
grosserem  Umfange  als  bisher  zu  betreiben  and  das  bezugliche  öffeotlicbe  (imnd- 
eigeotbum  eQi»prechend  mnzndehnott.  Dies  nlloB  oncheiot  nicht  so  oztraragant  und 
phantastisch,  wie  so  manche  socialistiscb-communistische  Theoreme,  and  nicht  ao 
schwierig,  wenn  überhaupt  möstlich,  durchzuführen,  wie  die  Verwandlunp-  allen  Nafional- 
kapitals  aus  Privat-  iu  ötientliches  Kapital.  £s  ist  riehnchr  eine  Gestaltung  des  Herr- 
scbaftsverhältnisses  Uber  den  Boden,  welche  in  groflsem  Umfange  tiberall  bootoht 
und  sich  zum  Theil  irerade  in  moderner  Zr>it  erst  mehr  und  nielir  verbreitet,  wie 
der  private  Pacbibetrieb  von  privatem  und  ölientlicbem  i&ndlicbea  und  der  Eigen  betrieb 
Toa  StEiNktlichoin  Gmndeigoiidiiim  ollor  «nderon  BodenliMogorieon  durch  Statt,  Qo- 
noiiido  0.  a,  w. 

§.  193  [345].  —  C.  Das  private  Gnindeigenthom  erseheint  nnn 
besonders  zweekmttssig  nnd  notfa wendig,  wo  es  sieh  im  Interesse 
der  Intensivität  derBodenbebanong,  mithiii  anch  im  volkswhihsohaIV 
liehen  Prodnetioosinteresse,  einmal  nm  Kapital-  nnd  Arbeitsrer- 
wendnngen  in  den  Boden  handelt,  welche  der  Frivateigenthllmer 
als  solcher  das  stärkste  Interesse  hat,  in  der  erforderlfcben  Weise 
am  Passendsten  vorznoehmen;  wo  sodann  eine  mt^glicbst  indivi- 
dualistische Gestaltung  der  Bewirthschaftmifc  durch  das  Pro- 
ductiuiiisiuteresse  gefordert  wird,  um  all  den  variablen  tecbniscbeD 
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und  ökonomischen  Momenten  Rechnung  zu  tragen,  die  allen  Boden- 
bau (nicht  nur  den  Feldbau)  beeinfiiUBen,  —  eine  individualistische 
Gestaltung,  welche  bei  der  freien  VerfUgungsmaeht  des  vollen 
Privatdgenthtlmen  oft  am  Besten  zn  erreiehen  ist 

1.  Die  gesohichtliehe  EntwieUnng  des  Iftndliohen  Privat- 
eigenthnms  ans  dem  Gemeineigenthom  findet,  gerade  ans  dem 
Qesiohtspnnet  des  Prodoetionsinteresses  kleinerer  nnd  grosserer 
Gemeinsebafteni  sohliesslieh  der  ganzen  Volkswirthsohaft  betraehtet, 
ihre  Erfclftmng  nnd  ihre  TolkswirthschaftUehe  nnd  gesellsehaftliohe 
Beohtfertigang  darin,  dass  das  Privateigcntbnm  jene  Kapital-  nnd 
Arbeitsverwendung  und  jene  indiTidualistiscbe  Gestaltung  der 
liewirthschaftnnj^  jedenfalls  sehr  allgemein  in  der  dem  gesell- 
schaftlichen Productionsinteresse  entsprechenden  Weise  gefördert 
hat,  vermuthlich  besser,  als  irgend  eine  andere  Einrichtung,  welche 
nach  den  Verhältnissen  möglich  gewesen  wäre.  Im  ländlichen 
Grundeigenthum  wird  sich  die  Sachlage  wohl  auch  noch  lange, 
für  unabsehbare  Zeit  8o  erhalten,  dass  das  Privatei^ienthum  im 
Productionsinteresse  zu  rechtfertigen  und  beim  Klein-  und 
Mittel-,  besonders  heim  eigentlichen  bäuerlichen  Betrieb  selbst 
zu  fordern  ist,  weil  der  Pachtbetrieb  hier  nicht  dasselbe  leistet 
als  der  Eigenbetrieb  des  Eigenthümers,  auch  schwierig  passend  zu 
gestalten  ist  und  der  genossenschaftliehe  Betrieb  zu  grosse  Schwierig- 
keiten hinsichtlich  der  ökonomisch -technischen  Einrichtung  und 
Leitung  macht.  Maassgebend  ist  in  letzter  Linie  hier  die  Natur 
der  Landwirthschaft,  welche  für  grössere  Intensivität  des 
Betriebs  so  eigenthttmliche  Anforderungen  stellt.  Die  sociale  Seite 
der  Frage,  die  sociale  Function  eines  ländlichen  starken  Be- 
▼Olkemngsstands  anf  eigener  Scholle,  kommt  ausserdem  fttr  eine 
Entscheidung  in  gleicher  Richtung  zu  Gunsten  des  Priyateigenthums 
hier  besonders  stark  in  Betracht 

Aber  sogar  beim  ländlichen  Boden  kOnnen  technische  Ver- 
änderungen eintreten  und  sind  zum  Theil  schon  eingetreten,  welche 
den  Betrieb  durch  den  PrivateigenthUmer  selbst,  unter  Voraus- 
setzung eines  zweckmüs^sigen  Pachtrechts,  im  Productionsinteresse 
entbehrlicher  machen. 

Vennehrte  DttarwlsseiiflchafUiolie  Erlenntniss  der  GeMtze  des  Pflanzen-  and 

Thicrlebens,  der  Witterungsersclieinünpren .  grössere  Vorwerthung  cWo^i^r  Erkcnntnisa 
in  der  lAndwirÜischnftslebre,  grössere  Yerwendaog  deb  Maschiaeaweäeiib  im  Ackerbau, 
AvtbildflBg  aller  Arten  dee  InndwIxtbflebaftHelien  VenicberanKSvesens  gegien  die 
mancherlei  Wechselfiille .  unter  denen  auch  der  rationellste  Betrieb  nie  aufhört,  mit 
m  leidcu,  und  welche  er  nicht  alle  gut  machen  kann.  Dies  und  Andres  mehr  wirkt 
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•llmllig  darauf  bin,  den  Eigeabetrieb  dorch  deo  Fiivatdlg«nthamer  des  Itndlidiea 
Bodens  ▼eniger  nothwendig  zn  machen. 

Damit  W\%  der  baaptsächlichste  TolkswirtbsehafUiche  Grand, 
welcher  ans  dem  Prodoctionsinteresse  lUr  das  private  ländliche 

Grundeigenthum  entnommen  wird,  fort. 

Wo  also  thatsäcblich  Paclitbetricb,  wie  in  England,  schon  vorwaltet  oder  sich« 
wie  bei  nnseren  Domtaen  im  Vergleich  mit  dem  diesen  entsprechenden  priraten 

Grossgrundbesitz,  pnt  bfwftbrt*),  da  ist  der  factisrhe  Reweis  der  Entbchrlirbdeit  der 
InBtimtioD  für  das  Prodactionäinteresse  alii^cmeia  oder  specieU  bereite  gefuhrt. 
Selbst  die  Sehwierifkeil  des  Ueberg^nss  von  Privat-  zn  SUuitsei^nthnm  an  dem  Iftnd- 

liehen  Boden  ist  hier  bei  au>sclilie,sslichem  oder  stark  vorwaltendem  ürossgruüdbesiti  und 
Gross  betrieb,  z.  B.  in  England,  keine  ^o  bedeutende.  Dena  es  würde  in  der  land- 
wirthschaftlichen  Productionsweise  keine  Aend*  rung  eintreten  müssen,  nur  Bezog  und 
Vertheilung  des  ländlichen  Einkommens.  si>eciell  der  Grundrente  würde  sich  verändern. 
Staatslioliunleii  hatten  die  F-'unctionen  der  Agenten  der  bihliorigen  Landlorda  in  Betretf 
der  Veruiittelung  ^wisclien  dem  EigenthUmer  und  den  Pächtern  zu  libeniehmen.*) 
Weit  grössere  Schwierigkeiten  wUrdea  anch  in  diesem  Pancte  bei  Klein-  und  Mittel- 
betrieb und  allgemeinen  ZeitpachtW(>!'en  für  diMiM'lben  eintreten,  was  die  Bodenbesitz 
roformcr  nicht  genügend  beachten  (siehe  schon  oben  S.  41'.))- 

Es  ist  wichtig,  :^ic!i  lli^er  diese  Verhältnisse  klar  zu  sein,  denn 
es  folgt  für  die  principielle  Frage  des  ländlichen  Grondeigentlmms, 
seiner  Erhaltung  oder  Abschaffung  daraus ,  dass  dieselbe  doch 
fiberwiegend  nach  dem  yolkswirthschaftliohen  Vertheiinngs-  nnd 
dem  socialpolitischen,  nicht  nach  dem  Prodnctions- 
interesse  zu  benrtheilen  nnd  zu  entscheiden  ist  Am  Meisten 
ersteres,  immerhin  weniger,  wenngleich  freilich  auch  noch  manch- 
fach,  aber  doch  nicht  so  allgemein,  letzteres,  wird  von  dieser  Ent- 
scheidung bertthrt  Anders  liegt  der  Fall  daher  doch  heute  noch 
in  Ländern,  wo  bäuerliches  Grnndeigentbum  stark  verbreitet 
ist,  weil  hier  eine  eingreifendere  Einwirkung  auf  die  Prodaetion 
von  der  Veränderung  dos  Eigenthnmsverhältnisses  lange  nicht  so 
unabhängig  ist,  Jedenfalls  nicht  so  weit  wie  bei  dem  Gross- 
jjnindhesitz. 

§.  194  [346 1.  —  2.  Jene  beiden  Bedingungen,  welche  vom 
Standpuncte  des  Productioosprocesses  aus  hauptsächlich  ilir  privates 

So  nrthei't  Meitzcn,  Buden  Preussens  lU,  4U»  über  die  Domänenpachtiingeu 
in  Preusseu,  wch  hf  ^c■hou  seit  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  die  eigene 
Administration!  fa^t  ganz  verdräii<;t  haben:  ..sie  haben  eine  wichtige  Rolle  in  der 
Entwicklunir  d^  r  vatorliunlibchen  Laiulwiithsohaft  V'Ttreteti.  Si-*  haben  bis  auf  die 
neuste  Zeit  zu  den  besonders  intelligent  betriel) 'uen  Wirthschaften  gehört  und 
einem  grossen  Theiie  ihrer  Leiter  bei  ausnerordentlich  grossen  Aofwondongen  nnd 
Verl»  '--' ■rnir.rcn   L'l'Mchwohl  in  diT  K  srol  i  rhoblirhe  Ueichthümor  jre><"h.iiren.*'  Dies 

günstige  Urtheil  iatt  auch  jetzt  noch  das  allgemuiue.  Der  Staat,  also  die  Gemeinschaft, 
at  aber  anderseits  in  der  höheren  Paohtronte  (die  freilich  avob  ans  anderen  Uoi- 
stäinhm,  Kapitalverwenduhiren  u.  s.  w.  mit  gestiegen  ist)  die  höhere  allgemeine 
(iriindr<  iite  mit  bezogen.    Siehe  oben  S.  43'!. 
^)  Flur.scheim,  Kettungsweg,  S.  4.>'.)  ff. 
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Gnindeigenthnnis  sprechen,  erlaiijren  bei  keiner  der  Übrigen  lioden- 
kategorieen  eine  gleielie  Hedeutuug  wie  bei  dem  ländlichen 
Boden.  Vielfach  ist,  unabhiini^ig  von  den  Zeit-  und  Ortsverhält- 
nissen, bloss  nach  der  ökonomiseh-teehniscben  Natur  dieser  anderen 
Bodenarten  und  ihrer  Bewirtbschaftung  t^eurtheilt,  das  Privateigen- 
thnm  hier  stets  von  vornherein  entbebrlicber,  und  auch  geschicht- 
lich und  noch  heute  immer  nur  In  geringerem  Umfange  als  an 
dem  ländlichen  Boden  vorbanden  gewesen. 

In  den  wichtigen  Fällen  des  Forstbodens  and  des  Bodens 
bestimmter  Arten  Ton  Wegen  (Eisenbahnen)  sind  sogar  speci- 
fische  ökonomische  und  technische  Gründe  der  modernen  Zeit 
noch  im  Prodactionsinteresse  mehr  gegen  als  fttr  privates  Grand- 
eigenthnm  nnd  selbst  direct  fflr  öffentliches^  mithin  fttr 
Gemeineigenthnm  in  Händen  von  Zwangsgemeinwirthschaften, 
besonders  des  Staats,  anznftthren,  wie  dies  atlmälig  immer  allge- 
meiner anerkannt  wird.  Bei  städtischem,  besonders  gross- 
städtiscbem  Wohnu ngsboden  liegt  die  Sache  doch  in  einiger 
Hinsicht  ähnlich,  so  wenig  diese  Meinung  noch  verbreitet  ist 
(§.  204  ff.).  15ei  Bergwerken  sind  manche  älinlitlic  Gründe 
wie  bei  ländlichem  Hoden  für  rrivateigentliuni  und  iietrieb  durch 
die  Eigentbümer  vorhanden,  aber  (i(uli  nicht  in  gleichem  Maasse 
als  hv'\  den  Aeckern.  Vielt'ncb  bewährt  sich  kStaat.sbertrl)au- 
Kigentbuiii  und  I'etrieb  heute  noch  ebenso  wie  früher.  Ja  wird  er 
in  einigen  Fallen  in  biUiereni  .Maasse  als  früher  ökonoiuisch-techuisch| 
volkswirthschaltlich  und  soeialp<ditisch  erwünscht. 

bicherlicb  mUssen  für  die  Wahl  des  I'rivat-  oder  des  (HTent- 
lichen  Eigenthums  und  der  Privat-  oder  der  Öffentlichen  Bewirth- 
schaftung  bei  allen  diesen  Bodenkatciroricen  auch  in  dem  Fall,  dass 
nnr  das  Prodnctions-,  nicht  das  Vertheilungsintcresse  entscheiden 
solly  die  concreten  volks-  nnd  privatwirthschaft liehen  und  tech- 
nischen Verhältnisse  denAnsschlag  geben.  Aber  die  allgemeine 
Nothwendigkeit  oder  anchnnrdie  überwiegende  Zweck- 
mässigkeit des  Privateigenthnms  für  die  Prodnction  lässt  sich 
dennoch  bestreiten  nnd  ceteris  paribns  stets  nnr  in  oft  yiel 
geringerem  Umfange  als  hinsichtlich  des  ländlichen  Grnndeigen- 
thnms  zugeben.  Das  Vertheilnngs  interesse  kann  nnd  darf  daher 
anch  hier  für  die  principielle  Entscheidung  der  Eigenthnmsfrage 
als  sehr  wesentlich  mitbestimmend  anerkannt  werden,  ohne  dass 
von  vornherein  mit  einer  vermeintlich  apodictipchen  Anforderung 
des  volkswirthschaftlichen  rroductionsintercsses  die  Frage  als 
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ein  für  allemal  zu  Gunsten  des  Privateigenthums  entschieden  gelten 
könnte.^)  Damit  wird  der  wichtigste  Kinwand  hinfällig,  welcher 
selbst  schon  einer  Beschäftigung  mit  der  Frage  der  Nothwendigkeit 
oder  Entbehrlichkeit  des  privaten  Grundeigenthums  überhaupt  und 
bei  den  verschiedenen  Bodenarten,  mithin  einer  Untersuchung,  wie 
derjenigen  in  diesem  Abschnitte,  entgegengestellt  wird.  Für  die 
folgende  l^etrachtUQg  der  emzeinen  Bodenarten  ist  davon  besonders 
Act  zu  nehmen. 

Saintttf,  Gesellschafiliclies  Privateipenthum ,  S  9')  (f.,  plädirt  für  das  Grand- 
eigeDthuin  al»  gesellschaftliches,  weil  in  ihm  die  Productivkraft  der  Natur  virksam 
Ml  (vas  ieh  in  dieser  Weise  nicht  zageben  kann),  weil  es  nicht  beliebig  rennehrbar  sei 
und  weil  es  die  Tendeuz  habe,  bei  fortschreitender  Gesellschaft  im  Werth  zu  steigen. 
Er  sacht  dann  S.  116  tf.  auch  uacluaweisen,  welche  Yonheile  sich  aus  diesem  ge- 
sellschaftUchen  Sfenthnm  gerade  fbr  die  lindliche  Be?Olkerang  ergeben  wttiden. 
Die  Nachtbeile  seines  Postulats  sieht  er  durch  die  Vortheüe  aufgewogen  (f)  S.  149  ff., 
und  die  sociale  Function  eines  jirivaten  län'Hirht'ii  EiecnthiJmcrstands  ub<'r>i-'ht  nuch  er 
wie  die  meistou  Bodenbesitzrefurioer ;  ähnlich  auch  in  aciucu  audcrcu  Schriften. 


Die  einzelnen  Zweekkategorieen  des  Bodens,  Insbesondere 

ländliclies  Grundeigentliuitt. 


5^.  105.  Vorbem  erk  ODgen.  In  diesen  und  in  den  folgenden  zwei  Abschnitten 
handelt  es  sich  um  die  specidbrn  Entscheidung  der  Ei^enthnmsirage  bei  den  ein- 
lelnen  grossen  Zweckkategorieen  des  Gnindcig:cnthums  99),  nachdem  die  generelle 
Entscheidong  Toraniregangen  i^t.  Aber  auch  bei  dieser  specieUeren  Entscheidani;  haben 
wir  es  hier  in  der  GniiKllegung  nur  mit  der  grossen  Prin c ipi e n fratre  für  die 
EigenthuDQöordouug  /u  tbun.  Weiterem  Em/elne.  gehört  nicht  hierher,  sondern  in  die 
Practiscbe  Nationalökonomie  und  in  die  Finanzwissenschaft.  in  Betreif  des  landlichen 
Grundeigenthums  in  die  Aicrarpolitik  und  in  die  tillan/wi^^eM^chaftliche  Doinätn  nlelire. 
Nar  daselbst  daher  auch  nähere  Ausführungen  und  Speciallitteratui.  Eine  Erweiterung 
gerade  dieses  2.  Abschnitts  bitte  ich  mit  Bftcbicht  anf  die  steigende  Bedenting  der 
agrarpolitischen  Fragen  in  dieser  neuen  Auflage  vielleicht  vorirenommcn,  wenn  nicht 
inzwischen  das  Buchenberger'scbe  Werk  ab  Abtheilung  dieses  Gcsammtweika  erschienen 
wiie.  Nach  meinen  ganzen  socialpolitfaMshen  Standpanct,  wie  ich  ihn  in  diesem  Bache 
raxtrete.  huldige  ich  der  Anschauung,  dass  die  thunlichste  ErhiltDng  vnseres  länd- 
lichen Besitzerstands,  insbesondere  (wenn  auch  nicht  allein)  unseres  Bauemstands, 
eine  sociale,  wirthschaftliche.  culturliche,  ethische,  politische,  eine  wahrhaft  nationale 
Fnge  ersten  Bangs  für  Westeuropa,  ToÜends  tta  Deutschland  ist.  Ich  theile  in 
dieser  Hinsicht  manchfach  die  Anschauungen  der  ..Agrarier*',  ohne  auch  meinerseits 
^einen  Ar  zu  besitzen  oder  einen  Halm  zu  bauen"  und  die  Auffassung  ?on  G.  Hansen 
in  seinen  „Berölkernngstofen**.  Indessen  das  Bnchenberger'sche  Werk,  welches  m 
meiner  Genujrfhunng  die  einschlagenden  Fragen  in  wesentlicher  üebereinstimmung 
mit  mir  behandelt  —  wie  denn  der  Verfasser  sich  wiederholt  gerade  für  die 
prin  ipi  lle  AnfTassnng  der  agrarischen  Eigenthnmsfiragen  anf  mich  mit  bedeht  nnd 
mir  /.uhiimmt  —  enthebt  mich  der  Aufgabe,  entsprechende  SnreitemngMl  in  diesem 
Abschnitt  gegen  die  froheren  Aaflageu  eintreten  za  lassen. 


')  Ehen  dies  anzunehmen  war  ein  Fehler  ron  mir  in  meiner  Schrift  tiber  die 

Abüchatlung  des  privaten  Grundeigenthums. 


2.  Abschnitt. 
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Siehe  daher  für  Weiteres  die  a>^ rarpolitische  Littcratur.  Rau  I,  §.  376, 
977.  Boscher  II*  §.  56  ff.,  61  ff.  Buchanbeiger  I,  §.  40  tl.,  68  ii.  (auch  iUr 
ferner*!  Litteratnrangaben).  Conrad,  Meitzen,  Abhandlang  Landwirthschaft  im 
Schöaberg'üchen  Handbuch.  Die  einschlagendeu  Spccialartikel  im  Uaodwörterbach 
der  Stutswtaensolwftea,  aodun  cUe  ErOrtenuffoi  nber  Beibehiltmif  oder  VeiiiiNeroDg 
der  Domänen  in  den  fiiuuixwiaeenieliafUidien  Weifcen,  lo  in  dem  mefarigen  I,  3.  Anflege 
§.  219  ff. 

Von  eiogeleitet  wird  dieser  Abeelinitt  hier  jetst  mit  einigen  Amftliningen  Uber 

die  natürlichen  Vorhältnisse  der  einzelnen  grossen  Zweckkategorieen  des  Bodens« 
welche  nuf  die  Technik  und  Oekonomik  des  Betriebs,  der  Bcnutzang  bestimmend  ein- 
wirken, daher  die  naturge^^ebeuen  Bedingungen  darstellen,  unter  irelchen  jede  Kateguhe 
neb  mit  Arbeit  und  Kapital  verbindet.  Diesen  Bedinfnngen  mUnen  sich  nothwendig 
im  Interesse  des  Erfolgs  wieder  die  Rechtsnormen  anpassen,  wenn  jede  Bodcn- 
Itttagorie  ihrem  Zwerk  zugeführt  und  für  denselben  ordentlich  fungiren  können  solL 
Ancn  Üat  die  hier  erörterte  Prindpienfrage  der  Eigenthnmeordnong  ist  eine  denrtige 
Betrachtung  wichtig.  Es  zeigt  sich  dabei  die  gegebene  Abhängigkeit  des  Rechts 
ron  der  ^Natar  der  Dinge",  noch  in  etwas  anderer  Weise,  als  das  schon  im  Voraas- 
gebenden  rerfolgt  vorden  ist  Zogleieh  ergeben  sieh  so  wieder  „natargemisee** 
Unterschiede  zwischen  den  verschiedenen  Zweckkategorieen  des  Bodens,  welche  für  die 
Rechtsordnung  einer  jeden  und  insbesondere  auch  für  die  Eigenthumsfrage  in  Bezug 
auf  eine  jede  von  Bedeatnig  sind.  Es  wird  dadorch  das  roransgehende  Ergebniss, 
dass  diese  Frag«  eben  bei  den  verschiedenen  Zweckarten  des  Bodens  verschieden 
liegt,  noch  genauer  und  in  andrer  Weise  bestfitifjt.  Zugleich  wird  dies  dadurch  mit 
erklärt,  dass  die  Arbeit  und  Ja^  Kapital  sich  mit  jeder  der  Zweckarteu  des  Bodens 
nntaigem&ss  in  technisch  verschiedener  Weise  und  anter  rerschiedenen  Bedingangen 
verbindet.  Die  bezüglichen  Ausführnngen  habe  ich  zuerst  in  dieser  Weise  gegeben 
nnd  far  die  Eigenthamäfrage  verwerthot  in  meinem  Artikel  Urundbesitz  im  Uand- 
wörterbneb  der  StaatswiseenBcbaflen  IV,  besondeiB  8.  118  ff.,  130  IL 

Im  Folgenden  schliesse  ich  mich  hieran  an ,  sachlich  genau ,  Einzelnes  etwas 
erweiternd.  Anderes  zusammenziehend  oder  nur  kaiz  berttbrend,  vofor  dann  aaf 
jenen  Artikel  rerwieeen  werden  mag. 

Auch  für  die  Frage  der  Zwangs enteigung  (Kapitel  3  in  diesem  Buch  3) 
sind  die  folgenden  einleitenden  Erörterungen  zu  beachten.  Die  verschiedenen  Zweck- 
bcstiuiuiungen  des  Bodens  sind  ja  zeitlich  und  Ortlich  von  verschiedener  Bedeutung, 
nur  aosnahmsveise  kann  dasselbe  Grundstück  gleidizeitig  oder  in  fester  Periodicität 
verschiedenen  Zwecken  dienen,  weil  es  meistens  filr  einen  jeden  besonders  eingerichtet, 
d.  h.  mit  specifischer  Art  Arbeit  und  Kapital  versehen  worden  muss  und  dies  eine  Be- 
nntmng  fbr  einen  anderen  Zweck  nnsschliesst  Da  ergiebt  sich  daher  die  Nothwendig^ 
keit,  die  Zweckbestimmungen  eines  OrondstOcks  wechseln  und  jeweilig  diejenige 
eintreten  za  lassen,  welche  nach  dem  (iosammtinteresse  („ ödontlichem ^'  Interesse) 
foransteht  Die  Prirnieigenthnmioninnng  bietet  hier  nnn  Schwierigkeiten,  welche 
bei  einer  Gemeineigenthumsordnung  fehlen  würden,  insofern  bei  jener  nicht  nur,  wie 
aUenfalls  auch  bei  dieser,  Intereesenconflicte,  sondern  auch  Willensconflicte 
vorliegen  können,  welche  zar  Herbeiftihrang  der  jeweilig  wichtigsten  Zweckbestimmung 
der  Grundstücke  erst  Qberwandeo  werden  müssen.  Da  dies  in  der  Prirateigenthams- 
Ordnung  in  vertragsmässiercr  Weise  nicht  immer  oder  nur  unter  sehr  Brossen  Opfeni 
für  den  einen  Theil  bewirkt  werden  kann,  wird  eben  die  Zwajigseateignung  ein  dem 
gasolischsiUichen  Interesse  entspringendes  Rechtsprincip  gerade  in  der  Prirntdgen- 
diomsordnung  des  Grund  und  Bodens.  Nicht  alle,  aber  die  practisch  wichtigsten  and 
^incipieU  cbaFacteristischsten  Fälle  der  Zwangsenteignung  erkl&ren  sich  so  aus 
geseUsehiitticben ,  roIhswirthscbsfUiohen  Bedttrmissen  nach  einem  Rechtsprincip, 
mittelst  dessen  man  die  Schwierigkeiten,  welche  aus  der  Anwendung  des  Privateigen- 
thumsprincips  auf  Boden  verschiedener  Zweckbestimmungen  hervorgehen,  zu  überwinden 
vermag.  Es  liegt  dniin  wieder  implidte  anerkannt,  dass  der  natiranle  Boden  nuob 
unter  der  Herrschaft  des  Privateigenthums  doch  nicht  aufhört,  anter  Omstftnden  wie 
ein  nationales  Gemeingut  aufgefasst  und  behandelt  zu  werden,  und  dnss  die 
endgiltigc  Zweckbestimmung  eines  Grundstücks  demgemäss  von  der  Gemeinschaft  nach 
Äiren  Gesammtinteressen  immer  wieder  bestimmt  iriid,  —  such,  wie  eben  die  Auf- 
nahme der  Zwangsenteignung  in  die  Rechtsordnniiir  zeigt,  nothwendig  so  muss  be- 
stimmt werden  können.    FUr  die  ganze  Eigenthumslehre  „in  volkswirthschafUicher 
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Betrachtung"  ist  das  beacbtenswerth ;  auch  wieder  ein  Beleg  far  die  ünmOglicblieit 
eines  ab>oluten"  Privateigenthums  vollends  am  Bodeu  und  was  auch  die  joweiiigo 
thatüächiicho  oder  dem  Willen  des  Eigeuthumei^  eatsprecbende  Zwecl(bei>timmau(^ 
•UM  OnndstOcka  mL 

I.  —  §.  lyt).  Die  Eigenart  der  Zweckkategorieen 
des  Bodens  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Frage  der 
Eigen  tb  umso  rd  n  11  n  g.  A.  Im  Allgemeinen.  Die  Irüber 
(§.  99)  unterscbietk'iiei»  sechs  Haiiptverwendungszwecke  des  liodens 
—  Standorts-,  bzw.  VV'obnungs-,  Ilcrgwerks-,  natürlicher  („wilder") 
Weide-,  Wald-  und  ähnlicher,  landwirthscbaftlicher  und  (cnltur-) 
forstlicher  Wegeboden,  von  Gewässern  eingenouinieiicr  Boden  — 
sind  theils  durch  die  Natur  selbst,  die  natürlichen  Bedürfnisse  der 
Menschen,  die  natUrlicbe  Bescbaffeabeit  der  Gruadstttcke  gegeben, 
tbeils  hängen  sie  von  mehr  oder  weniger  freier,  aber  von  der  Ge- 
sammtent Wicklung  eines  Volks  auf  seinem  nationalen  Boden  mit 
bedingter  Zweekbestimmong  ab.  Die  Dnrcht'tthrung  der  letzteren 
setzt  meistens  wieder  eine  bestimmte  Art  der  Zuführang  von 
Arbeit  nnd  Kapital  yorans,  nm  das  betreffende  Grnndstttek  erst- 
malig fttr  diesen  seinen  Zweck  geeignet  zu  machen  nnd  mehr 
oder  weniger  eine  immerwährende  neue  Znflihning  einer  bestimmten 
Art  Arbeit  nnd  Kapitals,  nm  es  seiner  Zwec^kbestimmnng  geeignet 
ZQ  erhalten  nnd  jeweilig  den  erstrebten  Zweck  zur  Verwirklichung 
zn  bringen.  Sowohl  nach  der  specifischen  Art  der  erstmaligen,  als 
anoh  der  sich  nothwendig  immer  wiederholenden  specifischen  Art 
der  Znfflbrnng  von  Arbeit  nnd  Kapital,  nicht  minder  nach  dem 
quantitativen  und  qualitativen  VerhUltniss  jener  ersten  und  jener 
Bich  wiederholenden  Art  zu  einamier  unterscliciden  sieb  die  Zweek- 
kategorieeu  des  Bodens.  Die  Rechtsordnung,  iusbesitndere  die 
Eigentliunisordnung  niiiss  nothwendig  diese  Verhältnisse  berück- 
sichtigen. Auch  die  ri(  btigc  Kntscbeidnng  der  grossen  Principien- 
frage:  Gemein-  und  Privatei^^entliuiu  am  Boden,  hängt  mit  davon 
ab,  welche  dieser  beiden  Kigentbumsformen  sich  den  aus  der 
Zweckbestimmung  eines  Grundstücks  ergebenden,  soeben  angr- 
dcuteten  \  erhältnissen  am  Besten  anpasst.  Wiederum  zeigt  sich 
dabei,  dass  der  ländliche  Boden,  wenigstens  in  allen  etwas 
entwickelteren  Verhältnissen  der  Technik,  Oekonomik  der  Bodeo- 
arbeit,  mehr  als  der  meiste  sonstige  Boden  eine  Frivateigentbnms- 
ordnnng  bedarf  nnd  die  Durchfllbrung  einer  Gemeineigentbums- 
Ordnung,  zumal  auf  höheren  Stnfen  der  Gesammtentwicklung  eines 
Volks,  hier  grösseren,  Welfach  kaum  zn  ttberwinden  scheinende 


Digilized  by  Google 


Bedeataog  der  Eigenart  des  Bodenzwucics  far  die  Kigeatiiaiiutfrage.  447 


Schwii  rsgkeiien  technischer,  Ökonomiseber,  vor  Allem  psycho- 
logischer Art  begegueu  würde. 

In  gewissen  Fallen  ist  durch  die  Beschaüonheit  des  Bodens  s.'lbst  der  Ver- 
wendnnpszvt'ck  dcss*;Ibt'n  uborlKuipt  ((iowLssi  r)  oder  der  an  sich  {ias>t:nd^tf  \'<  r- 
weudungszireck  (Berfcveri»buUeu ,  >iaturwa]dbodtiQ,  aucli  vobi  Weidebodun,  (iraslaud) 
gegeben  oder  angezeigt  In  den  übrigen,  wichtigeren  vnd  regelmtaigen  FlUen  hingt 
die  Bcsiinunun-r  vom  Willen  der  Menschen  al) ,  die  dihci  freiiirh  durch  die  Xatur 
ibrer  BudutiutMe  und  durcii  die  Erlieautniäs  der  geeigoetun  Beädiaticiibuit  de^i  Boden« 
für  den  erstrebten  Zweck  (Sicherheit.  Zugän^lichkeit,  leichte  Ertraingowinnang  a.  s.  w.) 
geleitet  werden,  bo  in  den  Uauptfälli-n,  dianjeni^'cn  des  landwirthschufilichen  und  den 
Wobuaogsbodens,  meiüt  auch  beim  Wegeboden,  theüwoise  auch  beim  ii^unstbodeo. 

Erst  mit  fester  Ansiedlong  an  bestimmten  Oertlicbkeiten 
als  Wohoplätzen,  mit  der  Einrichtung  des  Aekerhans  nnd  der  Vieh- 
zncbt  von  diesen  Orten  ans  anf  den  nftebst  gelegenen  Graodstflcken 
werden  regelmässig  bestimmte  Grmidsttteke  im  Wesentlicben 

dauernd  einem  bestimmten  Zweck ,  im  Wesentliehen  aas- 
schliessiich,  ^ewidim  i,  tiir  Ackerbau,  Grasgewinniin^  (Wiese,  Weide), 
Waldhau,  liu  die  Wohiiiiiijren,  Höfe,  Gärten  und  was  damit 
znsammenhUngt,  für  die  (<iflf,Mitlichen)  Wege.  Auch  in  diesen  Zweck- 
l)estiriiiinni<i:on  gehen  immer  wieder,  im  (Manzen  regelmUssig,  \'er- 
anderungin  vor  sich:  mit  der  Weitertiitwirkhui«;  des  \  ()lk>,  Ver- 
mehrung desselben,  stärkerer  localer  Coneentration  (Ausdehnung 
der  Landwirthschatt  auf  Wald-,  Weidcboden,  der  W(ihnj)lätze  auf 
bisher  landwirthschattlieben,  forstlichen  u.  dgl.  Boden);  mit  Ver- 
änderungen der  Technik  in  der  Landwirthschaft  (Aenderung  der 
Feldsysteme,  damit  des  Verhältnisses  zwischen  Acker-,  Wiesen-, 
Weideland);  mit  VerUndernngen  des  Verkehrs,  seiner  liichtUDg, 
seiner  Grösse,  nnd  mit  solchen  der  Technik  im  Commanications- 
ond  Transportwesen  (Aenderung  des  Wegewesens,  Verwandlung 
andren  Bodens  in  Wegeboden,  Kanststrassen,  CanSlc,  Eisenbahnen). 
Aber  die  sechs  grossen  Zweckkategorieen  des  Bodens  sind  doch 
in  der  Hauptsache  darch  die  äussere  Nalnr  nnd  die  Bedflrfnisse 
des  menschlichen,  namentlich  des  entwickelten  gesellschaftlichen 
LfCbens  nnd  des  Verkehrs ,  fest  gegebene  und  in  gegebener  Zeit 
dienen  auch  bestimmte  (individuelle)  Grnndstttcke  einem 
dieser  Zwecke  in  einem  Volke  im  Ganzen  dauernd  und  aus- 
schliesslich. Namentlich  nach  allgemeiner  Oecupation  und 
Besiedlung  des  nationalen  Bodens,  nach  endgiltiger  Wahl  der 
Wohnpiätze,  Bestimmung  der  Strassenztlge  treten  die  sechs  Ver- 
wendungszwecke als  typische  natUrlicLe  und  ökonomisch-technische 
hervor,  stellen  absolute  Kategorieen  der  Bodeuvervvendung  dar 
und  die  diesen  Zwecken  dieucuden  Grundstücke  sind  ihnen  dann 
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in  der  Hauptsache  daiierud  und  ausschliessli ch  gewidmet 
Letzteres  ermöglicht  dann  auch  erst  die  angemesseDSte  ökouomisch- 
technische  Einrichtung  für  den  betreffenden  Zweck  und  ist  daher 
auch  wieder  die  Voraussetzung  für  die  beste  ökonomisch-technische 
Function  des  einem  bestimmten  Verwendungszweck  dienenden 
GrondstUcks. 

Auch  noch  später,  auf  höherer  Stnfc  der  Technik,  OekoMmik  und  Cnitar  ist 
d«bei  allerdings  der  bebümmte  V  erweadun^veck  eines  Grandstttdu  nicht  immer  uo- 
bedinft  «In  einziger  und  anascliUeaBUcher,  wenn  aneh  mdsteDt  sofbrt  der  gewöfaiAoh« 
und  hauptsächliche.  Theils  neben,  theils  nnd  namentlich  nach  einander,  z.  B.  in 
verschiedenen  Jahreszeiten,  kann  ein  Grundstock  verschiedenen  Zwecken,  einem 
Haupt-,  einem  oder  mehreren  Nebenzwecken  dienen  (Wald.  Ackerland  als  Weide, 
Wef ,  Jngdfiond  v.  dgL  m.).  For  jede  Beohtaoidnung.  Gemein*  wie  Priratcigen* 
thnnMordnun^,  liegen  dann  Anfgabon  vor.  Intercf^sencollisionen  auszugleichen.  Normen 
tut  die  verschiedenen  Benntzungsveisen  zu  treüeu.  Diese  Normen  müssen  sich  noth- 
wendig  wieder  (dnndi  BesdmmnDjnn  Ober  Schonung,  Vorsichtsmaassregeln.  Repenitnrea, 
Entschädigungen  u.  s.  w.)  der  Oekonomik  und  Technik  jeder  Verwendone^-  und  Bc- 
natzungsart  eines  GmndstQcks  anschliessen ,  dabei  auch  die  relative  Bedeutung  jeder 
venehfedeoen  Benntzangsart  beracksichtigen.  Avdi  in  einer  QemeiQeigentbnme- 
ordnung  liegen  hier  tlieselbon  Aufgaben  vor.  nur  dass  sie  liier  wohl  wefreri  der  lii'n- 
tität  der  (iesammtinteressen-Sph&re  and  aller  bei  Specialverwcndungen  vorkommenden 
Sonderinteressen  leichter  als  bei  einer  Privateigenthamsordnung  auszogleidien  wiren. 
Im  Folgenden  beschrftnken  wir  ans  wesentlich  auf  die  Betimchtong  des  gnwShnlidieA 
oder  ihnpuerwendungazwecks  eines  Ornndstttcks. 

§.  197.  —  B.  Natürliche  Verhältnisse  bei  den 
einzelnen  Zweckkategorieeu.  Die  Bedeutung  des  Ver- 
wendungszwecks für  die  Fragen  der  Rechtsordnung  und  auch  ftlr 
die  uns  hier  allein  näher  beschäftigende  Principient'rage,  Gemein- 
oder Privateigenthum,  folgt  nun  daraus,  dass  von  diesem  Zweck 
die  Möglichkeit  der  Function  eines  Grundsttlcks  für  denselben 
ttberbaapt  oder  wenigstens  die  Möglichkeit  der  besten  Function 
dafür  abhängt.  Die  Hechts-  und  Eigenthumsordnung  muss  sich 
eben  deswegen  den  ökonomisch -technischen  Bedingungen  dieser 
Function  anpassen.  Diejenige  Ordnung  verdient  danach,  also  za- 
gleioh  vom  Standpnnote  des  Prodnctionsinteresses  betrachtet,  den 
Vorzog,  welche  das  am  Besten  thut.  Nach  den  verschiedenen 
tjpisoben  Verwendnngszwecken  der  Grundstücke  richten  sich  dann 
aber  anch  wieder  die  mit  denselben  verbundenetty  an,  anf  und  mit 
ihnen  sieh  vollziehenden  Ökonomischen  ürscheinnngen,  daher  nament- 
lich di^enigen  der  Werthbildnng,  in  Betreff  äw  Ertittgey  der 
Grandsttteke  selbst,  der  RentenverlUUtnisse  n.  s»  w*  Aach  diese 
ökonomischen  Rtlokwirknngen  des  Verwendnngssweeks  eines  Gm&d- 
Btttcks  sind,  wie  socialOkonomisch  für  das  Vertheilangsproblenii  so 
(für  die  Fragen  der  Beehts-  nnd  Eigenthnmsordnnng  wichtig  an  be- 
achten. 
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Da,  wo  z.  B.  Dank  seiDem  bestimmten  Verwendanfnizwcck  ein  Grand^tUck  be- 
sondere leicht  zu  Reaten*,  Goi^nctürengewinnäbildungcn  fuhrt,  wie  bc^iondcrs  der 
(}rross)htädtischc  Wohnongs-,  Bergwerksboden  (auch  etwa  ..Schöne  Aussicht^- Boden" 
in  heutigen  Keiäererh&ItoiseeD) .  zeigen  sich  eben  die  mi&>lichcu  Con^equenzen  des 
Prifiteigenthomspriucips,  d«a  EifeiitliOin«r  als  solcbom  nur  Knft  seines  Piirateigen« 
thumsrechts  ftkonomi>ch  ?on  ihm  „nnverdifrife"  rn^winnc  ans  der  gresellschaftlichen 
Werthbiiduug  zuzuführen«  in  besonderem  (iradc.  Das  kann  dann  ein  Moment  werden, 
welches  In  der  Frage  der  WftM  swischen  Cfoii^ii*  md  Prirftteigenthoa  Air  entoiM 
ms  fiewicht  füllt.  weiiii;:Ioich  darum  noch  nicht  den  Ausschlag  daftr  giftbt,  da  dl« 
£nt:»cbeidung  ron  anderen  Erwägungen  notbwendig  mitabh&ngt. 

Aach  eine  flflehtige  Betrachtung  zeigt  sofort  die  wesentlicben 
<>kononii8ch- technischen  Verschiedenheiten  der  Zweekkategorieen 
des  Bodens,  die  yerschiedene  Art  und  Welse,  wie  Arbeit  nnd 
Kapital  sich  mit  dem  Grondstttck  yerbinden,  nm  es  fUr  seinen  Ver- 
wendungszweck geeignet  sn  machen,  seine  Ertrüge,  Notzungen  zn 
gewinnen,  wie  verschieden  die  dnrch  den  Zweck  bedingte  Art 
der  Ertrags^ewiuDung  und  IJenutzuugsweise  ist  und  in  welch  un- 
gleichem Grade  die  Erscheinungen  der  Werthbildung  und  die  Mög- 
lichkeit und  Thatsiichlichkeit  dcH  Bezugs  von  Conjnnctnrengewinnen 
n.  dgl.,  der  Kealisirung  derselhcn  durch  den  Kigcnthiinier  bei  den 
Grundstücken  je  nach  ihrem  Verwendungszweck  hervortreten. 

Der  Standorts-  oder  Wohnungs-  un«l  \\  ir r  ho d lU  verlangen  regclmissig, 
freilich  je  nach  der  Tecltnik  und  nach  Bedurini^iaeu  und  AusprUcben  der  Menschen 
in  sehr  ?eT9chiedener  Art  und  Grosse,  eines  «rstmallgen  bedevtenderen  Arbeits»  und 
Kapitalaufwramls  (mehr  „stcheiides  Kapital**),  um  >ii  ihrem  Zwecke  (Wohngeb&nde, 
Geb&ude  für  Productionszwecke  zu  tragen,  bezw.  zum  Tranaport  zu  dienen)  zuzufahren. 
Aoch  bedtlrfen  sie,  wenigsten:}  in  den  späteren  höheren  Stufen  der  Technik,  eines 
Aafwandä  ron  besonders  qualihcirter  Arbeit,  Seitens  eigens  tu:  Jio  Ausübung  dieser 
Arbeit  (..bcnif^mäi-sif^")  ausjr'  ltiM'  Ier  Personen  („Techniker  "  .  Uie  spätere  Krhalfunjrs-. 
Keparaturarbeit  und  der  Kapital^ul'urand  dafür  pllegt  relativ  kleiner  zu  ueiu  (weniger 
„lUDlaofcndeH  Kapital"),  auch  Öfters  technisch  ein&oher.  Kaeh  diestr  „ProductiooS' 
st'ite'"  b. '(rächtet  ist  Standorts-  und  WV^nbau  freeig:neter  (mindestens  weniger  un- 
gueiguut)  i'Ur  bemcineigeuthum,  bedarf  es  dabei  weuiger  uothwuudig  dos  Privateigeu- 
äams,  ids  bei  anderem,  namenllieh  agrarischem  Boden.  Diese  Bodenlcategerieeii  werden 
dann  aber  die  Tr.^gor  der  Menschen,  ihrer  £inrichtuni!;en.  Thütigkciten,  ihres  Ver- 
kehrs, direct  und  unmittelbar.  Dadarch  erlangen  sie  eine  beherrschende  Bedeutung 
fttr  das  gesellschaftliche  und  wirthschaftliche  Leben,  wird  namentlich  die  Ortliohe 
Lage  des  einzelnen  Standort- Grundstücks,  auf  dem  und  von  dem  ans  das  persönliche 
und  wirthschaftliche  Leben  L-^-fuhrt  wird,  die  La?e.  Hichtunj,'  dc^  W'cir.s  so  wichtig, 
zumal  bei  steigender  Voikidichligkeit  und  stärkerer  localer  HcvüikerunKsconcentration 
(Stidtewesen  .  So  entstehen  bei  diesen  (imndstücken  am  Leichtesten  und  am  Stärksten 
Bentenbilduiigen.  Conjuncturen-.  Speculatiunsgewinnc  (bei  der  Privateigcnthmn-oiniiitinjl. 
Die  miss liehen  Kolgen  der  Privatcigenthumsordnung,  vom  Standpunct  der  Vertheüung 
betrachtet:  demnach  Orttnde  gegen  diese  nnd  flir  die  Gemeineigenthomsordniing,  wie 
sie  im  folgenden  Abschnitt  weiter  entwickelt  werden. 

In  den  dem  Borgbao  dienenden  (imndstücken  (,,Bergwerkäbodon*0  aind 
diese  die  Behftlter  fon  Natnistoffen,  die  schon  in  ihnr  Vatarform  unmittelbar  Ge- 
brauchswerth (bozw.  Productionswerth'i  haben  und  sich  in  natorgegebenen  Mengen, 
Arten,  Qualitäten  und  Lagerungs-  und  Vertheilunsrsvcrhaltriissen ,  daher  mit  nator- 
gegebenen Zugänglichkeits-  und  (iewinnung^bedingungen  im  lioden  finden.  Jede  Weg- 
nahme erschi'ipft  also  den  Boden  für  ihren  Betrag,  Die  lufällige,  ungleichmässige 
Vertheüung  der  bctrcllend.  ti  Stol!.;  an  sicli  und  in  gewinnungsmöglicher  und  -würdiger 
Weise,  Uber  den  nationalen  liuden  (in  horizontaler  und  vcrticaler  Richtung) 
A.  Waguer,  Orandiegang.  8.  Attfl.  8.  Theil.  Tolktwlitlnebaft  «.  Backt  29 
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bedingt  schon  eiiri^nthilinlichc  erste  Arbeiten:  des  Aufsuchens,  I'indens  (Schürfens) 
u.  8.  w.,   cIq    wicbügtir  Punct  iUr    die   Frage   der  Hechtsordaoog  — ,  am  bo  i 
mehr,  da  mua  die  Gewinnan;  rorhandeoer  beewardiger  „Bergrbaoprodocte**  (Mieeral-  | 
sobstanzon)  eben  nur  an  be>iimniten,  in  «I-t  Natur  nii  lit  ^,(  lir  verbrcit.;t<'n  Lagerongs- 
Stellen  romehmen  kann:    was  für  Uemeiucigcntbum ,  jedenfalls  gegen  ..reines", 
aoch  nur  dem  agrarischen  Orandeigeniham  gleiches  Prirateigenthom  am  Bergwerks- 
boden spricht.    Die  Erschliessung  des  Bodens  für  den  Bergbau  selbst  bedingt  wieder 
einen  oft  grossen,  unsicher  sich  lohnenden,  technisch  eigenartigen  Arbeits-  uud 
Kapitalaufwand  (viel  „stehendes  Kapital'*),  die  laufende  (lewinnoog  der  ßcrgbauproducte 
eine  wiederum  technisch  eigenartige  Arbeit,  oft  besondere  Geihhren  für  die  Arbeiter:  i 
alles  Puncte.  Wfli  lif  \«ru  Standpunct  des  Productionsinteresscs  ans  dis  (leuieineigcii-  ' 
thum  theüs  auweiiUbarer,  wunscheuswertber,  theils  wenigstens  unbedenklicher  machcu 
nnd  jedenfalls  eine  aparte  Gestaltung  der  Prirateigenthnmsordnang  für  Bergvednboden 
und  Rorgwerksanlagcn  nnd  Betriebe  b<'(Iiri^en,  wie  sie  die  Kechtseeschichte  auch  regc!- 
mAstiig  zeigt  (stehe  ausser  frtiheren  Hemcrkttogea  unten  §.  219  Ii.).    Die  Wichtigkeit, 
mitnnter  die  Onentbehrlichlieit  der  Bergwerksprodncte,  die  Nothvendigkeit  oder  dock 
Wtlnschenswertbiskoit.  sie  im  heimischen  Boili  ii  zu  gewinnen,  dio  ^teigende  Bcdcntunz  , 
einzelner  Prodacte  mit  der  Entwicklung  der  Technik  ^ Eisen  I  Kohle!),  die  relative 
Seltenheit  und  ungleichm&ssige  Vcrthoilung  der  Producto  im  Boden,  die  Dilierenzea 
der  (iewinnungskoäieu  fahren  anderseits  wieder  leicht  zu  monopolistischen  Stellongen 
<1t  EigeiithUiner  der  b<'tirlicndcn .  bc^w.  der  bevorzugten  tirundstücke,  damit  zor 
Uilduüg  von  Kenten,  von  Conjumturcn-,  Sj'eculationsg«rwinneu,  —  abeimals  Puncte,  i 
welche  rom  Standpunct  der  Vertheilung  aus  gogen  Prirat»,  für  Oeoeinefgondium  ta  | 
jenen  G^und^tüoke^  und  cvcnfucl!  wcif-^r  am  Bergbau  selbst  sprechen.  , 
Der  wie  der  Bergwerksbuden  nur  zur  Occupation  von  StoÜeu.  welche  die  Natur  1 
selbst  schon  in  gebranchswerthiger  Fem  liefert,  dienende  natflriiehe  oder  wilde  1 
Weide-,   Heide-.   Wald-  und   a  Ii  n  Ii  eher  Bo<len.   der  Boden  der  Jagd- 
grtiude  (ähnlich  die  Gewässer  als  t ischercigruude)  unterscheidet  sich  vom  Berg- 
verksboden  dadoreh,  dass  seine  Prodncte  (Pflanzen,  Tbiere)  sieb  nnter  gewissen  As' 
dingnngen  spontan  rcproduciren.    Man  ist  daher  bei  ihm  nirlit  wie  beim  Bergbau 
auf  sich  nothwendig  durch  die  Gewinnung  erschöpfende  Stull  mengen  anirewioscn. 
Aber  die  natürliche  ßeproductiou  ist  vom  Maasshaltcn  in  der  Gewinnung  abluingiic, 
bedingt  also  Seitens  des  Menachea  Scboanng-riK  ksichten.    Der  mögliche  ünif;iiiL'^  der 
zuIä^sigen  (iewinnung  hängt  von  naturgegebenen  Kacton'ii .  Klima,  Fruchtbarkeit  ab. 
Die  technische  Art  der  Gewinnung,  aock  von  EinHuss  auf  die  natürliche  Keproduction?- 
fthigkeit  der  StoiTe  nnd  dadurch  wieder  anf  die  Dauer  dar  Gewinnong»inAglichkeit 
und  auf  die  dnupnidcn  Gewinnnngskf.sti-n ,  richtet  sic  h  mit  nach  der  Art  des  Stoffs, 
nach  deu  natürlichen  Productiousverbältnifsen  desselben  (Sammeln,  Lesen,  F&Uca. 
Jagen,  Fischen,  Tersehiedene  Arten  nanentlleh  der  beiden  letzteren  Thitigfceiten  n.  s.  v.). 
ober  kann  sich  hier  verschicdonor  Methoden,  mehr  schonender,  melir  verwüstender, 
ausraubender  bedienen.   W  le  weit  das  dauernde  gesellschaftliche  und  volkswirthschaft' 
liehe  Interesse  hier  Berücksichtigung  findet,  hängt  wieder  in  erheblichem  Maasse  roi 
der  Rechts-  und  Eigenthumüordnung  ab.    An  iHcm;  sinri  d^wegen  bestimmte  An- 
forderungen zu  stellen.    Bei  der  Anwendung  des  l'rivateigeniliunis  auf  diesen  Bodei» 
kann  wenigstens  leicht  eine  egoistische  Verfolgung  bloss  der  Gegeowartaiittercsseu 
drohen,  weshalb  hier  insbesondere  Schon-  und  Ausnatzongsnormen  nOthig  werden 
krmnen  (I.  §.  .S2;i.  ,,zeitlirln'  (iemeinbofhirfi.is-.'").    Diese  sind  auch  bei  ri.  iiii  ineijrcn- 
thum  für  diesen  Boden  nothwendig,  aber  auch  wegen  des  Vorwaltons  des  Gcmuiuschafl^ 
Interesses  leichter  dnrchfllhrbar,  als  bei  Pcivateigenthnm ,  wo  Interesse  nnd  WÜle 
des  Eigcnthtlnicrs  leicht  Conflirfr  mit  dem  dauernden  (i.-nieinscliaftsintere.sse  bereitet. 
Alles  wieder  mit  ein  Erkläruugsgrund ,  dass  bei  diesem  Boden  Gemeineigentbum  so 
vielfach  rerbreitet  ist,  wenn  anch  die  Natzong  oft  zor  priraten  nach  deu  Nonneo 
nnd  unter  der  Aufsicht  der  Gemeinscliaft  wird  („Gemeingut,  Privatnutzung".  doch 
mitunter  auch  ..(icmeingut.  (iemeiimutzung").    Da  es  ^i^h  hier  im  Allgemeinen  nicht 
um  einen   er.»fmaligen  Arl)eits-   und  Kapitalaufwand   handelt,  um  den  betrelfendeo 
Boden  heiner  Zweckverweudung  zuzuführen,  liegen  die  Dinge  und  davon  abhüngig  die 
Kigcnthum>ftage  im  Ucbrigen  hier  anders  als  bei  Standorts-,  Wege-,  Bergwerks- 
boden  und  auch  als  bei  agrarischem.   (Einige  weitere  Ausführungen  Uber  den  natür- 
lichen Weide-,  Waldboden  o.  s.  w.  in  meinem  Artikel  Grandboiiz  a.  a.  0.,  §.  10* 
S.  128,  129.) 
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Oer  landwirthschaftlichc  und  principicU  ebenso,  nur  dem  Grade  Dtch  Ton 
Ilm  Teiachiedcn,  der  (cultur-)forstliclif  Boden  theilt  mit  dem  eben  bcsprochRnen 
vildea  Weide-  u.  a.  w.  Boden  die  Doppcleigeuscbaft ,  Beb  älter  Ton  Stoüen  (ins- 
Ibeiendere  Hinenlrabfltanzen)  and  Vermittler  der  UnUldnog  von  Stoffen  vaa  Boden 
und  J.uft  zu  neuen,  gebrauchswcrthi^cn  StoflTormen,  znn.'irhst  pflanzlicher,  weiter 
thieriscber  Art  zo  sein.  Aber  dieüe  Doppelfunction  des  Bodens  kommt  bekanntlich 
bei  dem  „wilden**  Boden  onnüttelbar  (spontan)  nvr  doreh  die  freie  Wirksamkeit  der 
Natarkrüfte  selbst,  bei  dem  afrariucben  Boden  Q.  8.  w.  dagegen  nur  durch  die  Yer- 
mittlunp  des  Menschen,  seine  zielbewosste,  passend  erfulgendo  Arbeits-  und  Kapital- 
anwcndung  zum  Vollzug,  indem  dadurch  die  Bedingungen  für  die  Wirksamkeit  der 
Nntnrkr&fte  an  und  auf  dem  Boden  bebufs  Herstellung  der  erwünschten  StoSTormen 
mittel-'t  Formumbildunfr  und  Verbindung  der  NaturstoHe  erfüllt  werden.  Aus  dieser 
naturgegebenen,  naturgebuudenen  Art  der  landwirthschaftlichen  Arbeit  und 
Kapitalrenrendang  in  Okononieeli-tachniecber  Hinsicht  ergeben  sieh  nothvendif 
]i>y  liologiriche  und  practische  Anfordorunsren  auch  filr  die  Rechtsordnung  aller  • 
agrarischen  Thätigkeit  anf  dem  diesem  Verwendungszweck  dienenden  Boden,  demnach 
far  die  EigenthnnuerdonDfr  in  Bezog  nnf  diesen  Boden.  Diese  Art  der  landwirth- 
schnftlichen  Arbeit  und  Kapitalverwendung  ist  so  auch  naturgemäss  wesentlich  ron 
derjenigen  aller  Arbeit  und  Kapitalrerwendnng  auf  den  den  anderen  genannten  Ver- 
weudungszwückcu  dienenden  Grundätucken  verschieden:  der  entscheidende  Grund  dafür, 
dass  die  Fmge  der  Efgenthomsordnung  beim  agrarischen  Boden  anders  als  bei  den 
übrigen  Kategorion.  und  zwar  endgiltig  anders  liegt.  Denn  wenn  gleich  auch  hier 
die  naturwissenschaftlichen  Fortschritte  und  die  Verwerthuug  derselben  in  der  agra- 
rischen Technik  und  Oetronemik  die  Bedingnngen  der  AgruprodaetlMi  stnrk  beeln- 
flusM.Mi.  in  manclier  Hinsifht  selbst  melir  als  in  den  anderen  Zwi  i^ren  tler  Bodenproduction 
ond  Büdenbeuutzung  (Pflanzen-,  Thicrphysioiogie,  Ernährungslehre,  DOngerlehre  u.  s.  w.); 
das  nntnrgegobene  Ornndrerhiitniss  zwischen  dem  agruischen  Boden  und 
der  Art  der  Arbeit  und  Kapitakerwendung  auf  ihm  wird  doch  nicht  geändert  Das 
aber  ist  gerade  auch  wieder  von  durchscblagender  Bedeutung  für  die  Frage  der 
Eigeuthumsordnung  und  zwar  spricht  es  zu  Gunsten  der  Privateigenthuuisordnung. 
Anch  die  Erscheinungen  der  Wcrthbildung  der  agrarischen  Bodenproducte  und  des 
Bodens  selbst,  die  Kentenverhiiltnisse,  die  Momente  der  Speculation  und  der  Conjunctnr 
gestalten  sich  wesentlich  mit  nuter  dem  Einfluss  dieser  naturgebundenen  Art  der 
uÄdwirthschaftliehen  Arbeit  and  KapitalveTwendanfir  anders  als  vielfach  bei  den  flhrigen 
Bodenkatcgorieen  und  dem  ilinoti  zuircftilirten  Arbeits-  und  Kapitalaufwand.  Aüi-s 
wieder  Umstände,  welche  auch  vom  Vertheilungsstaudpuncte  aus  das  Privateigen thum 
am  Undlichen  Beden  theits  allgemein,  theils  nnter  Voranssetzang  weiterer,  erfbllharer 
Bedingungen  2ü0  ff.)  weniger  bedenklich  als  bei  anderem  Boden  und  ^elbst  er- 
wünscht auch  im  gesellschaftlichen  Interesse  erscheinen  lassen.  Das  ist  nun  noch 
etwas  näher  hier  in  diesem  Abschnitt  zu  verfolgen. 

II.  —  §.  198.  Die  Eigenart  der  1  a  n  d  w  i  r  t  h  s  e  Ii  a  f  t  - 
liehen  Arbeit  und  Kapitalverwendong  in  ihrer  Be- 
deutung für  die  Frage  der  £igenthnm80rdnang.  Wir 
betrachten  diese  Verhältnisse  hier  unter  den  V'oranssetznngen  end- 
gtltiger  fester  Ansiedlung  der  Bevölkerung,  fester  Wahl  bestimrater, 
auch  ländlicher  Wohnplätze  (Dörfer,  Höfe)  auf  deuselben  Grund- 
sttleken  nnd  im  Wesentlichen  gleichfalls  endgiltiger  Verwendung 
bestunrntar  einzelner  OmndstUcke  zoro  Ackerbau  (einscblieaalich 
Wiese  nnd  Knnstweide).  Erst  wenn  diese  Voranssetznngen  erfUUt 
sind,  tritt,  wie  sich  gezeigt  hat,  anch  geschichtlich,  die  Frage,  ob 
Gemein-,  ob  Privateigenthnm  nnd  wo  nnd  wie  weit  das  eine  oder 
andere,  stärker  herror. 

29* 
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Die  agrarische  Arbeit  und  Kapitalverwendung  zerfällt  in  vier 
technisebe  IJauptstadien,  weKbe  sich  zeitlich  tolgeo,  die  erste  Ur- 
barnng  des  Bodens,  die  Erhaltung  und  weitere  Verbesserung  der 
Hodenkraft  und  ihrer  Wirksamkeit  Uberhaupt,  die  FeldbestelluDg 
fttr  die  einzelne  Ernte,  die  EioerntUDg. 

Das  erste  Stadium  der  Urbarang  crheiicht  eine  ciomaliare,  mebt  g:röss«;r- 
Arbeits-  aod  Kapitalrerveodoog  G^Ot^beodes  Kapitai"),  wo  der  Bodeo  nicht  uberhMpc 
TM  fonberoiii  tarn  Wachtthnm  der  laadwirtuehafUidiai  Piunen  obie  Welt«« 
•leb  4^^^  mehr  ein  AuäDahmef&Ii.  Oft  fliad  erst  gr&ssere  Rodou^en  in  Wald 
Heide,  Weide)  geboteu.  Vielfach  Arbeiten,  die,  znniat  in  primitiveren  Vcrh&itniäsea^ 
die  Kräfte  ond  Mittel  Eiazelccr  abenicbrcitea,  daher  sie  dena  auch  gern  tod  grös:serea 
und  kleineren  Gemeinschaften  in  der  Gemeineigentbttmqpefiode  focgenommen  werdei 
(siehe  oben  S.  413  fi.) ,  auch  später,  bei  Prirateigenthum,  genossenschaftlich  oder  mit 
nachbarlicher  gegen^itiger  Hilfe.  Die  „einmalige**  ürbarong  ist  auch  meist  nur  die 
ente,  das  WesenUicbe  für  die  ErmOgliebiiDg  des  AefceriNUit  leistende  und  wird  lange 
Zrit  hindarch  {/..  B.  in  -teiniu'em.  wuriclreichem,  sumpfitfcm  Boden^  durch  riederholtea 
Arbeits*  und  hjipitalaufwand  fortgesetzt,  bezv.  verbessert  Gerade  das  sind  aber 
Tbidgkeiten,  deren  Mtlbe  cd  ttbemebmea  dnrcb  einen  michtfgeii  Ansporn  ang-elockt 
Verden  muss:  und  dafQr  bewährt  sich  ein  mindestens  länger  daucrades  prirate» 
Nutzungsrecht,  am  meisten  das  PriTateigeuthum  selbst,  zumal  in  Verbindung  mit 
Erbrecht  im  Familienverband,  weil  diese  Mühen  und  Kosten  sich  entweder  überhaupt 
eist  in  lasgeii  Perioden  oder  in  solchen  am  Beichlichstea  beablt  machen. 

Dis  zweite  Stadium  der  Erhaltung  und  Verbesserung^  der  Bodenkraft 
und  ihrer  Wirksamkeit  setzt,  wie  das  erste,  vonicmlich  eine  einmalige  ei^to  öfters 
ebenfalls  grOseere  Arbeits-  und  KApitalrerweudung  (also  racb:  mehr  „stehendes 
Kapital")  voraus,  soweit  es  sich  um  ..dauernde*"  Vi  rlics^ernnsen  des  Bodens  handelL 
Muhen  und  Kosten,  die  dann  auch  erat  alimaÜg  in  der  Ertragssteigerung  und  Kosten* 
femindernnf ,  d.  b.  erst  in  einer  Reibe  ron  Ernten  ersetzt  und  vergolten  Verden. 
Sowohl  die  Wirksamkeit  dieser  Vorbesseronfren  al->  diej<Miige  der  rr>ti  n  Urb.irun^-  be- 
dingt aber  za  ihrer  Erhaltung  und  eventuell  gleichzeitig  weiteren  Steigerung  eines,  vcun 
andk  Ueitterea,  wiederholten,  laufenden  ncnen  Arbeits-  and  KapitaUnfwands.  Hohen 
und  Kosten,  von  deren  Ersatz,  Vergeltung  und  Sicb-Bezahltmachen  wieder  das  roiiiin 
Gesagte  gilt.  Die  Arb-  if^-  und  Kapitalverweudung  muss  dabei  auf  ümnd  der  genauen 
erfithrungsxnässigeu  Kenntni^s  dos  betretienden  Bodens  auch  individoaiisirend  statthndea, 
um  richtigen  Erfolg  so  erzielen.  Alles  das  spricht  vieder  zu  Gunsten  des  Prirat- 
eigenthum s. 

Erst  nach  diesen  beiden  Stadien  kann  an  das  dritte,  die  Feldbestellung 
zum  Zvedc  der  Gevinnung  der  Ernten  gegangen  Verden.  Die  Hftufigkeit  der  letsterea 

in  gegebenen  Zeitabschnitten,  insbesondere  dem  Jahre,  die  Keiohlichkeit  (Rohertrs|), 
die  Art  und  Qualität  der  Producte,  die  Kosten  der  Gewinnung  richten  sich  einerseiis 
nach  nataigegebenm  Yeriilltnissen ,  Klima,  Srdicber  Lage,  Bodeabescbafifenbeit, 
Frocbtbailieit,  anderseita  nach  alUemciueu  Verhältnissen  dos  menschlichen,  des  wirth- 
schaftlichen  Lebens,  wie  Volksdichtigkeit,  Absatzverhfiltnissc ,  Concurrenz,  Preisjre- 
Staltung,  landwirthschaftlicher  Betriebstechnik,  endlich  aber  auch  nach  den  individuellen 
Leistungen  dos  Bestellers.  In  allen  diesen  Beziehungen  werden  an  letzteren  wichtige 
Auforderung-en  gestellt,  denen,  nach  trerade  hier  reichlich  vorliegender  Erfahruu?. 
ohne  starke  Mitwirkung  des  Selbstiuteresses  und  der  nahen,  förmlich  porsöulicheä 
Beziehung  des  Bestellers  zum  Felde  auch  in  diesem  drittel  Btadiun  der  agrarischen 
Arbeits-  und  Kapitalverwendung  ebenfalls  schwer.  ShaUcb  wie  im  zweiten  Stadium, 
entsprochen  wird:  wiederum  Gründe,  welche  zu  Gunsten  des  Privateigenthums  staik 
mit  ins  Gewicht  fidlen.  Durch  die  Eigenart  der  Pddbestellungsarbeit,  vie  aller 
agrarischen,  werden  diese  Gründe,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  noch  verstärkt 

Auch  im  vierten  Stadium,  Einern  tun  g  (und  allem,  was  damit  zusammen  hängt. 
Besorgung,  Verwahrung,  Verwendung,  Verwerthuug  der  Ernteproducte)  ist  ökonomische 
Surgfalt  ron  besonderer  Bedeutung,  woranf  abermals  eigenes  Interesse  gOnstig  hinwirkt 
Vollends  eine  sociaÜ.^tisohe  Eiirenthuuisordnung  bietet  hier  wieder  leicht  ersichtlich 
besondere  Gefahren  und  Schwierigkeiten  der  Privatcigoutbumsordnang  gegouabor. 
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Vergleicht  man  den  agrarischen  Boden  und  die  auf  ihm  in 
diesen  vier  Stadien  stattfiudeDde  Arbeits-  und  KapitalverwendiiDg 
mit  dem  Standorts-  nnd  Wohnungsboden^  so  liegt  ein  Hanptnnter- 
aehied,  welcher  flUr  die  Frage  der  EigenthnniBordniuig  in  fietracht 
kommt,  in  dem  dritten  Stadiom.  Dieses  ist  schliesslich  beim 
agrarischen  Boden  das  entscheidende  filr  den  Erfolg  nnd  hat  eine 
▼id  grossere  Bedentnng  gegenüber  den  beiden  ersten  Stadien  als 
bdm  Wohnnngsboden  nach  Herstellung  der  GeUlnde,  wo  es  theils 
gans  felilt,  theils  sich  anf  weniger  erhebliche  noch  umfangreiche 
Thätigkdten  nnd  KapitalyerwenduDgen  beschränkt  Aach  im  ersten 
nnd  zweiten  Stadiam,  welchen  beim  Wohnnngsboden  die  Herrichtnng 
desselben  fDr  das  Tragen  des  G«bftades  nnd  die  Herstellung  des 
letzteren  selbst  entspricht,  liegt  die  Sache  wesentlich  verschieden 
bei  beiden  Kategorieen.  Nur  die  Erhaltungs-  und  Verbesserungs- 
arbeit bietet  Achnlichkeit  in  beiden  Fullen,  gestaltet  sich  aber 
auch  einfacher  beim  WohuuDgsboden.  Bei  diesem  kann  jedoch 
sofort  nach  den  beiden  ersten  Stadien  die  Benutzung,  der  Genuss 
der  Leistungen  (durch  Rewohnen  u.  s.  w.)  ohne  neue  Mühe 
und  Kosten  eintreten,  während  beim  agrarischen  Boden  erst 
durch  Hinzutritt  des  dritten  Stadiums  mit  seinem  immer 
neuen,  immer  zu  wiederholenden  Arbeits-  und  Kapitalaufwand  die 
beiden  ersten  Stadien  überhaupt  zu  nützlichen,  werthvollen  Wirkungen 
gebracht  werden. 

£in  weiterer  Grandunterschied  von  grosser  Bedentnng  für  die 
Eigenthomsfrage  nnd  für  alle  damit  znsammenhfingenden  Fragen 
wirthschaftlicher  Organisation  ist  swischen  agrarischem  nnd  Stand- 
ortsboden, wie  anch  zwischen  agrarischem  nnd  industriellem  Be- 
trieb die  nnTcrmeidlich  mehr  oder  weniger  erhebliche  weite  nnd 
grosse  Ausdehnung  der  agrarischen  Boden-  nnd  Betriebs- 
flftchen,  die  zerstreute  Lage  der  Landwirthschaftsbetriebe,  damit 
aber  nothwendig  auch  der  ländlichen  Gehöfte  und  ganzen  Wohn- 
plätze  (Dörfer),  sowie  die  relative  Kleinheit  der  letzteren, 
Ton  denen  ans  dieBodenflftehen  bewirllischaftet  werden,  im  Unter» 
schied  zu  der,  auch  ökonomisch  nnd  technisch  vortheilhaften,  zum 
Theil  gebotenen  localen  Concentration  der  Bevölkerung  und  ihrer 
Berutsarbeit,  ihrer  Industrie  u.  s.  w.  in  den  Städten.  Heim  agra- 
rischen Boden  und  in  der  Landwirtlischatt  hängt  das  Eigenthtlm- 
liche  wieder  wesentlich  von  Naturf actoren  ab. 

WVnreii  der  beschränkten  Tragfähigkeit  des  Bodens  für  Pflanzen,  schon  wegen 
des  uoth wendigen  Kaames,  welchen  diese  zum  Stehen,  Wurzeln,  sich  £inähren,  sich 
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Entwickela  brauchen,  dauD  wcgeu  des  „Bodengesetzes",  nach  welchem  der  Ertrag  nicht 
proportional  dem  Arbeita-  nnd  KapitalwifvnDd  auf  demselben  GrandstQek  wicMt  und 

man  penöthigt  ist,  neben  fiuchtbarcn  auch  weniger  fnirhtbaren  Boden  frloichzcitia: 
mit  denselben  Früchten  zu  bebauen;  ferner  wegen  des  Oedarfttisses  von  mancherlei 
rerscbiedenen  Arten,  Sorten,  Qualitäten  der  Bodcnprodocte;  weiter  wegen  der  Linge 
der  Vegetationsperiode  der  landwirtbschafUichen  Pil.inz n.  welche  von  Klima,  Boden be- 
schaffenheit,  Witterung,  auch  von  der  Nanir  der  einzelnen  Pflanze  mit  abhängt,  aber,  zumal 
in  unseren  Ländern,  nacheinander  innerhalb  der  jährlichen  Vegetatiunszeit  nicht  oder 
BOT  beschrftnkt  nof  ein  und  demselben  Grundstucii  agrarische  Prodacte  zu  gewinnea 
gestattet;  auch  wegen  der  ünmo^Iii-hkeit  oder  Unthunlichlkeit,  aus  pllan7.enphysiulogisch«'n 
Gründen,  auf  denselben  GmndbtUcken  Jahraus  Jahrein  dasselbe  Product  zu  bauen  und 
der  dmni  entspringenden  Nodiirendigkdt,  mit  den  FrQchten  so  wechseln,  daher  im 
selben  Zeitraum  (Jahr)  grössere  Feldflächen  mit  verschiedenen  Früchten  zu  bebauen 
(Bodenmadigkeit,  Fruchtfokesysteme)  —  auch  vielleicht  Brache  halten  zu  müssen  — 
wegen  aller  dieser  mid  Uinnelier  beknnnter  Umstinde  rnnss  notbwendig  der  Innd- 
wirthschaftiichc  Bodenbau  eine  grosse  räumliche  Ausdehnung  über  weite  I-elder  hin 
gewinnen,  müssen  sich  demgemäss  Betriebe.  Wohn}i]ätzc  über  das  ganze  culturfähige 
Land  zerstreuen,  die  letzteren  relativ  klein  bleiben,  sobald  einmal  das  Gebiet  allgemein 
besiedelt  ist  und  der  landwirthschafüicho  Boden  eine  graeeo  Menge  flMluli|^liger 
a<rrariM  hcr  Nahrongsmittel  und  Gewelkstoffe  für  eine  grosse  Berölkemng  beiror- 
bnngen  muss. 

Im  concreten  Falle  ist  freilich  manches  Einzehie  in  diesen 
Verhältnissen  von  der  ganzen  Ansiedlungsweise,  geschichtlichen 
GrUDdbesitzvertlieilnng,  Wahl  und  Anlageart  der  Wolinplätze,  auch 
der  Städte,  Industriesitzc  als  Absatzortc  der  Agrarproducte,  von 
den  Strassenzfigcn,  dem  ganzen  Coniiniinitations-  und  Transport- 
wesen, wie  selbstvcrstäiullich  von  der  natürlichen  BodcnbcschatVen- 
heit  (Flach-,  Gebirgshuul,  Fruchtbarkeit,  Wasscmähe  u.  dgl.),  dem 
Klima  abhängig.  Treten  in  diesen  Umständen  Veränderungen  ein, 
so  werden  sich  auch  jene  Verhältnisse  der  Ausdehnung  der  Land- 
wirtbBchaft,  der  örtlichen  Lage  der  Betriebe,  der  Wohnplätze  Undern 
lassen.  Ebenso  kann  der  technische  landwirthschaftliche  Betriebs- 
forUchritt  darin  einige  Acndcrungen  herbeiführen.  Aber  in  der 
Haaptsache  bleiben  die  Dinge  doch  so,  wie  sie  sind,  ,,natnr- 
gebanden'':  räumliche  Ansdehnnng  der  Landwirthschaft  ttber 
grosse  Flächen,  Zerstrentheit  der  Betriebe  und  Wohnplätze  (anob 
bei  noch  so  entwickeltem  Commonicationswesen  für  den  Personen- 
▼erkehr  nnd  noch  so  niufassender  Ersetzung  oder  Ergänzung  von 
ortsständigen  durch  Wanderarbeiter),  relative  Kleinheit  ländlicher 
Wohnorte  sind  danach  nothwendige,  absolute,  „rein -ökonomische" 
Kategorieen  in  der  Landwirthschaft  nnd  auf  agrarischem  Boden, 
welche  sich  wohl  im  Maas  so  und  in  Nebenpunoten  Ortlich  und 
historisch  etwas  verändern,  —  nur  insofern  „historische"  Kategorieen 
sind  — ,  aber  nicht  von  Omnd  ans. 

Das  aber  ist  wieder  für  die  Rechts-,  die  Rigenthumsfragen 
von  entscheidender  liedentung.  Wie  in  der  ganzen  übersehbaren 
früheren  geschichtlichen  und  der  ganzen  aus  vcrschiedeueu  Ländern 
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▼ergleichbaren  EntwickloDg,  so  auch  in  jeder  möglichen  und  denk- 
baren weiteren,  selbst  in  einer  „ganz  soeiaiistiscben"  Wirtbscbafts- 
ordnung  ist  mit  diesen  naturgegebenen,  natargebiindcnen 
Verhältnissen  des  Landwirthscbaftsbetriebs  ond  danacb  der  läad- 
Iteben  Be75lkening8?ertbeilnDg  za  reebnen. 

Diese  wifitlieli  doch  sehr  offenkondifen^  leicht  festznsteUeiiden  thaMcUidien 

Verhältnis»'  und  nicht  zu  widerlegenden  landwirthscliaftlirhcn  Productionsbedingangen 
ubersiclit  der  Socialismos  wieder  oder  ergäbt  sich  ia  phautaatischen  Illasionen  über 
den  möglicheD  natandsseoscbaftlich-teoluiuclieD  Fortscliritt  (Bebel!).  Alle  mOgUchea 
und  gewiss  nicht  nnwicliti::' n  Vcrbessemo^en  der  geschichtlich  überkommenen  be- 
stehenden Bosifz-  und  Betriebsverhältnisse,  z.  B.  Herstellung  richti2;erer  Betriebseinheits- 
Grösäen.  buääerer  Arrondirung,  zweokmäi>siju:erer  Lage  der  WirthschaftsliOfe  zu  den 
von  ihnen  am  so  bevirthschaftenden  i-eldern  u.  A.  m.  mögen  sich  in  einem  Gemein- 
eiirenthnmssystcm  leichter  und  durchgreifender  vorwirklirlion  lassen,  als  in  einem 
Frirateigenthamsäystem,  obwohl  Keformen  dieser  Art  in  Iciztereo  ja  zu  den  wichtigsten 
und  erioli^reicbsten  neueren  febftren.  Selbst  die  lindUchen  Wohnplitze  im  Ganzen 
mfJgen  sich  liie  und  da  ]ia--'"!i'l  di-^lociron  lassen,  froili'li  dann  mit  entsprechendem 
ökonomischen  Vorlast  nnd  ueueo  Kosten  an  Oebäudekapital  a.  s.  w.:  ,.im  Wesent- 
lichen mOrate  man  doch  an  der  weiten  Ansdehnong  der  Acktti^  und  Wiesenflichen, 
an  der  zerstreuten  örtliclien  Lajre  der  Betriebe,  Wohnorte  nnd  Wohnungen  der 
ländlichen  Bevölkerung  festhalten.  Denn  das  ist  eben  naturgebunden .  winl  bedingt 
durch  die  Natur  des  agrarischen  Bodens,  die  nothvendig  von  Ligo  und  Bo.schali<  iihuit 
mit  und  maassgebend  mit  bestimmte  Wahl  der  landwirthschaftlich  b<niutzten  Grund- 
stücke, sowie  durch  die  Unmöglichkeit,  auch  bei  höi-list  int-'ii^iver  Wirtlisrbaft  den 
Betrieb  auf  wesentlich  kleinere  Bodeufl&cheu  als  biäher  zu  cuuceDiriren"  (aus  meinem 
Artiltel  Grandbesifz  n.  a.  0.  S.  131). 

Mit  von  der  geforderten  Kigenart  der  landwii thseliaftlicheu 
Arbeit  und  auch  mit  von  den  soeben  erörterten  Verhältnissen, 
namentlich  der  räumlichen  Aus(lelinuii{^  des  Betriebs  hängt  dann 
aber  auch  die  Ei<^enart  der  ländlichen  Arbeiter  und  der  gesammten 
ländlichen  Bevölkerung  ab,  was  wiederum  lUr  die  Kechts-  und 
Kigeotbumstrage  wichtige  Folgen  hat. 

III.  —  §.  199.  Die  Eigenart  der  Iftndliehen  Be- 
völkerung. Die  natnrgebnndene  Art  landwirtbscbaftlieher  Arbeit, 

ländlicher  Bevölkerungsvertheilung  und  die  von  diesen  beiden  Um- 
ständen mit  abhängige  ländliche  Lebensweise  verlangen  und  geben 
der  ländlichen  Bevölkerung  wieder  ihre  siiecilische  Kigenart.  Theil- 
weisc,  aber  nicht  einmal  immer  am  Meisten  und  Wichtigsten  in 
physischer,  mehr  noch  und  folgenreicher  in  psychischer,  daher 
etliischer  (auch  religiöser),  politischer  und  (iberhaupt  socialer  Hin- 
sicht. Weniger  in  unseren  modernen  \'erbältnissen,  als  früher,  aber 
immer  doch  auch  noch  heute  und  wiederum,  mehr  oder  weniger 
zwar,  aber  im  Ganzen  doch  bleibend,  auch  in  der  weiter  in  Zu- 
kunft 2U  erwartenden  Entwicklang. 

Die  landnirthschaftliche  Arbeit  aller  Art,  ror  Allem  die  ausfilbrcnde  (Hand-) 
Arbeit,  aber  doch  anch  die  Anleitongs-  nnd  Anfiiichts-  nnd  die  Oberleitongsaiheit 
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unterscheiden  sich  too  der  städtisch-ioduittnollcu  tu  gewissen  Poncten  wieder  ein  für 
allMul.  Die  nnvermoidlich  ^ringore  Arbeitsthoilang,  wesentlich  eine  Folge  des  Ge- 
bondeDScios  der  acrarischcn  Arbeit  an  den  Verlauf  der  Jahreszeiten,  der  räumlichen 
Audeliniuig  der  Arbeiten,  die  geringere  Ersetzbarkeit  der  menschlichen  Arbeit  darch 
Mtfehinen,  die  AnforderaDgen  tn  dfo  körperliche  LdstnngsfUiiglceit,  ROstigkeit, 
Widentandsfäbigkcit.  das  Arbeiten  im  Freien,  der  von  Jahreszeit  und  jeweiliifer  Arbeits- 
an^abe  abhängige  Wechsel  im  täglichen  Arbeitsmaas:i  und  in  der  Arbeitsart,  die 
grosseren  Aufsichtsschwierigkeiten  bei  der  räumlichen  Ausdehnung  und  Zersplitterang 
der  Arbeiten,  —  das  und  manches  Aebnliche  mehr  sind  DmstAnde,  welche  wat  m6 
landwirtbscbaftliche  thfitisre  Bevölkerung  (Arbeiter,  Aufseher.  Leiter)  ihren  maass- 
gebenden  Einfluss  ausüben.  Diese  Bevölkerung  miih^  den  aus  diesen  ümst&nden 
folgenden  pnedichen,  teebniiclieii .  physischen,  psycliologiscben,  ethischeo,  soeblMi 
Bedingungen  entsprechen,  wenn  ein  ordentlicher  ökonomisch-technischer  Ersatz  erzielt 
Verden  soll.  Eben  deswegen  muss  sie  auch,  wenigstens  in  ihrer  Mehrzahl,  wirklich 
„anf  dem  Lende**  ond  nnter  den  hier  bestehenden  vofailtniieen  nnd  EiDilQssen  leg«]- 
mässig  leben.  Städtisch-iIldnr^t^clIe  Bevölkerung  passt  weder  für  die.se  Arbeitsaufjfabc^n, 
noch  für  diese  Lebensverhältnisse,  bringt  andere  Anschauungen,  Ansprache  mit  sich, 
M  i^t  w»  tih  uid  wetieilMit,  nodi  wieder  so  disdpUniit  und  ron  der  ehynnl  or- 
foidediohen  ethisch -socialen  Alt  wie  die  lindlicho  BerAlkemn;. 

Naoh  Bedte-  und  Betriebsgrössen  and  VerhSltnissen  exten- 
siverer, intensiverer  Landwirtbscbaft  zeigen  sich  auch  in  der  länd- 
lichen Bevölkerung  natürlich  UDterechiede,  werden  an  diese  auch 
verschiedene  Anfordernngen  gestellt.  Und  die  socialen,  auf  Besitz, 
Nichtbesitz,  Iksitzgrösse,  Bernfsstelluiiir  beruhenden  Unterschiede 
8ind,  anknüpfend  an  Traditionen  und  Sitte,  selbst  auf  dem  Lande 
in  einer  Hinsicht  grösser  als  in  der  iStadt.  Aber  in  anderer  Hin- 
sicht steht  sich  auch  Alles  persönlith  näher,  fühlt  sich  mehr  als 
Glied  einer  grossen  socialen  und  wirthschaftlichen  Gemeinschaft 
als  in  der  Stadt.  So  bekommt  und  erhiilt  die  ländliche  Bevölkerung 
ihren  ausgeprägten  eigenartigen  Typus,  mit  manchen 
ungünstigen,  mit  doch  im  Ganzen  mehr  günstigen,  immer  aber  mit 
besonderen  charakteristischen  physischen,  ethischen,  socialen 
Zflgen,  vom  letzten  Knecht  und  Tagelöhner  bis  znm  selbstwirtb- 
schaftenden  oder  doch  auf  dem  Lande  lebenden  Grossgmndbesitzer. 

Auf  dieser  ihrer  Eigenart,  Voranssetznng  und  Folge  von  land- 
wirtbschaftlichem  Beruf  und  Landlebeoy  beruht  aber  die  Wichtigkeit 
der  Landbevölkerung  fttr  die  gesammte  Bevölkerung,  für  Staat, 
Yolkswirthschaft  und  Cultur,  und  zwar  auch  noch,  ja  in  mancher 
Hinsieht  gerade  recht  erat  in  unserer  heutigen  Gnlturwelt,  bei  der 
mächtigen  stttdtisch-industrieUen  Entwicklung  und  dem  beginnenden 
Ueberwiegen  der  städtischen,  der  gesammten  nicht-landwirthschafi- 
lichen  Bevölkerung.  Diese  ländliche  Bevölkerung  in  allen  ihren 
Bestandtheilen  „bildet  die  grosse  Reserve  menschlicher  Kraft,  den 
Jungbrunnen  zur  Recrutirung  und  Emeueraug  der  städtisch- indu- 
striellen Bevölkerung,  sie  liefert  fttr  vielerlei  Zwecke  das  geeignetste 
Menschenmaterial,  auch  in  der  höheren  wie  niederen  Kriegs-  und 
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FriedenMrbeit  der  Kation,  in  der  Leitung  der  Staatvgesebäfte  o.8.w., 
wie  in  der  Kriegeftthrnngi  Tom  ,,Jonker-''  bis  sam  letxten  Aoker- 
kneebt  Daber  die  Wiebtigkeit,  die  Bodenreebttordnong  so  za 
gestalten,   daas  diese  Landbeyölkernog  möglichst  ttichtig  und 

leistungsfähig  gemacht  und  erhalten,  aber  ihr  auch  ermöglicht  wird, 
eine  solche  weitere  Function  tür  das  ganze  Volksleben  auszuüben." 

Ans  meinem  Artikel  (i  rund  besitz  S.  132.  Aohnliche  leitende  Gesichtspuncte  in 
Tortreliiichcr  Ausführung  in  Hansen 's  Bcvölkernngsstufen.  (Siehe  auch  Buchen - 
berger  I,  611).  Die  Verschiebung  der  tievölkerun)^  zwischen  Land  und  Stadt,  die 
innf^f' n  Wanderungen,  trie  sie  im  ].  Theil,  Bach  4,  $.  224,  228  237  verfolgt  weiden, 
koiumca  auch  hier  wieder  iu  Botracht. 

Eine  solche  Bevölkerung  muss  aber  wenigstens  in  erbeblioben 
Tbeilen  wabrhaft  mit  dem  Boden,  den  sie  bewirthschaftet,  ver- 
wachsen sein,  Glttek  und  Unglück  mit  ihm  theilen.  Das  setzt 
Private igenthnm  am  Boden,  niobt  allein,  aber  freilich  zumeist 
kleineres  und  mitUeree,  b&nerliebes  voraus.  Keine  andere 
RecbtsordnuDg  des  Bodens  kann  in  dieser,  gerade  ftlr  die  soeial- 
Okonomisobe  Auffassung  entscbeidenden  Hinsiebt  mit  dem  Privat- 
eigentbum  eoneurriren,  weder  ein  allgemeines  SSeitpaebtsystem  der 
Bodenbesitzreformer,  noeb  ein  wie  immer  eingeriebtetes  soeialistisebes 
Gemeineigentbumssystem  (§.  200,  201).  Letzteres  würde  bei  cen- 
tralistiseber  Organisation,  gar  bei  dem  gelegentlicb  ventUirten 
periodlsebra  Wecbsel  der  sUldtiseb-Uhidlieben  Bevölkerung  zwiseben 
Land-  und  Stadtarbeit,  auch  practisch,  ökonomisch- technisch,  weil 
psychologisch  den  eigenarti>;eu  Aufgaben  und  Bedingungen 
der  landwirthschaftlichen  Produclion  sich  sehr  schwer,  wenn  über- 
haupt, anpassen  können.  Für  die  weitere  Erörterung  der  ländlichen 
Privatcigenlhumsfragc  werden  die  Besit^artverhältnisbe  zu  unter- 
scheiden sein  (§.  200 

Allerdings  kommt  bei  der  Entscheidung  der  ländlichen  Eigen- 
thumstHge  nun  auch  da«  Grundrentenproblcni  wieder  in 
Betracht.  Wird  die  (Irundrente  im  eigentlichen  Sinne  hei  Privat- 
eigenthum an  Boden  nicht  nach  den  Bestrebungen  einzelner  Boden- 
besitzreformer (ü.  George)  ganz  weggesteuert,  was  steuertechniscb 
jedenfalls  eine  schwierigere  Aufgabe  ist,  als  die  Vertreter  dieses 
Plans  meinen,  und  vollständig  durchgeführt  docb  gerade  mit  der 
soeialen  Function  des  ländlichen  Privateigenthums  auch  in  Wider- 
sprucb  stände  (§.  203),  so  ist  allerdings  nicht  an  liugnen,  dass  der 
private  Bezug  der  Grundrente  (Differentialrente)  einen  Angrüfopunet 
g^n  das  Privateigentbumsprineip  bildet  Bei  Gemeineigentbum 
entfiele  derselbe.   Ancb  die  Steigerung  (oder  das  Hindern  des 
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Fallens)  der  Grundrente  durch  wirthscliaftspolitisclie  Maassregeln, 
wie  mittelst  des  relntiven  Marktabsclilusses  durch  agrarische  Schutz- 
zölle, unterliegt  bei  privatem  ländlichen  Grundeigenthura  ähnlichen 
Angriffen.  Immer  bleiben  bier  dem  PrivateigentbUmer  persönlicb 
Ton  ihm  nieht  Ökonomisch  verdiente  Gewinne  in  dem  i'rUher  mebr- 
faob  besprochenen  Sinne.  Fflhren  die  Aussiebten  anf  dieselben, 
das  Streben,  sie  garkapitalisirt  zu  realisiren,  wie  bei  Besitzwechsel, 
zn  Spccnlationeni  so  erhöhen  sich  aueb  beim  ländlichen  Boden  die 
Bedenken  gegen  das  Privateigenthnmsprincip  (§.  203  am  Scbluse). 

Aber  dem  Grade  nach  doch  meistens  viel  geringer  als  bei  den 
anderen  in  Vergleich  an  ziehenden  Bodenkategorieen ,  Standorts-, 
Wege-,  Bergwerksboden  bleiben  sie  gleichwohl. 

Die  Grundrente  steigt  niclit  so  rasch,  nicht  so  regelmässig  bei  ländlichem  als 
bei  diesem  anderen  Boden.  Sie  ist  dorch  rUckg&ugige  Conjonctaren.  gei:c[iw:irtig  ror 
Allem  dorch  die  dd»  vi>rl)<'^s>Tten  Communicationsmittcln  zuzuschreibende  stärkere 
Ooncurrcnz  fremder  wohltcilercr  Producte  aas  der  Feme,  leichter  und  erheblicher 
Buckschläsen  amfaMtzt.  Sie  selbst  wird  «ach  selten  so  faos  ohne  penOolielie  Letstang 
des  EifjL'iitlriiiii'i  s  wie  bei  andLTciii  Boden  irewoiineti  —  airi  Meisten  l.>ei  allgemeinem 
Sinken  des  Zinbfusäes  ^was  von  bcituadcror  Bedeutung  bei  der  Kapitalisiruug  auch  der 
irleiehbloibenden  Grandreote  im  Besitzwechsd)  und  bei  Bentensteigeniniir  dnrch  Steffen 
des  Produrleiiprcises  — ;  sie  setzt  refreimlissig  docli  eine  wirthschaftlicli''  'ri.iitiiilvMt, 
insbesondere  die  in  jenem  dritten  Stadium,  der  Feldbestellung  a.  s.  w.  zu  ihrer  £r- 
ziclung  voraus. 

Die  Bedenken  des  Grundreuteubezugs  treten  uoch  mehr  bei 
läiKilielieiii  Kleiu-  und  Mittelbesitz  zurück,  weil  die  Ixcnte  sich  hier 
auf  zahlreiche  EigenthUnier  vertlieilt.  8ie  verschärfen  sich  freilich 
aus  dem  gleichen  Grunde  beim  GrossgrundbesiU  durch  die  Con- 
centration  in  wenigen  Händen.  Um  so  mehri  wie  die  folgenden 
AusfUbrongcn  noch  ergeben  werden,  kann  hier  nur  durch  ander* 
weite  wirthsehaftlichc  und  insbesondere  sociale  Leistungen  des 
Besitzers  der  Grundrentenbezng  gerechtfertigt  werden,  mrd  es  aber 
auch,  in  ähnlicher  Weise  wie  der  Rapitalrentenbesng  und  wie 
höherer  Einkommenbezug  (I,  Buch  4,  Kapitel  2)  ttberhanpt,  wenn 
diese  Leistungen  yom  Standpnnct  des  gesellschaftlichen  Gesammt- 
interesses ans  als  Aeqniyalent  gelten  kOnnen.  Dabei  ist  in  der 
Vergleichnng  freilich  mit  Imponderabilien  zu  reebnen,  die  aber  in 
der  That  in  solchen  Fragen  in  Betracht  kommen,  auch  wenn  sie 
sich  nicht  zur  Ziffer  und  nicht  anf  einen  bestimmten  Ausdruck  des 
wirthsohaftlichen,  gar  des  Tausch-  nnd  Geldwerths  bringen  lassen. 

Auf  materiell -wirthschafllichem  Gebiet  erheben  sich  aber  hier 
die  Aufgaben  der  „socialen  Steuerpolitik",  gerade  derartige 
Einkoiiinicnbeziige  wie  (irundrcnton,  zumal  durch  allgemeine  Wirth- 
schattsconjunctureu  wach^^ende  (daher  mitunter  noch  mehr  beim 
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Forstbesitz  als  bei  agrarischem)  und  vollends  derartige  15c/,Uge, 
welche  sich  beim  Grossbesitz  in  einer  Hand  stiiiker  concentriren 
und  beim  speculativen  lietiitzwechsel  gleich  kapitalisirt  werden, 
durch  angemessene  Besteuerung  mit  ftlr  die  GeineinHchnft,  die 
eigentliche  Werthbildnerin,  in  Anspruch  zu  nehmen:  der  richtige 
Gedanke  auch  in  der  ,,Single-tax-Bewegnng",  die  darin  nur  in  der 
Forderung  der  vollen  Wcgsteuernng  jeder  Grundrente  und  jedes 
weiteren  Zuwachses  derselben  zu  weit  gebt  und  ihr  Ziel  zu  mecUa- 
Discb  verfolgt 

Ich  beziehe  mich  für  alles  Weitere  über  die  hier  berülirto  Frage  der  „socialen 
Steuerpolitik"  auf  meine  Fiuanzwissenschaft,  besonders  don  Band  II  in  der  2.  Auflage, 
daselbst  namentlich  auf  dio.  Abscbnitte  Ober  dun  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  in  der 
Beeteoening  ,S.  ;;72  (f.^  und  über  die  Besteuerongder  Conjancturenpewiune  S.  56<i  ff  \ 
ferner  anf  meinen  AvdMU  aber  sociale  Fioaai-  und  StonerpoUtik  in  Braan's  ArchiT 
Band  4.  1S91. 

Bei  ländlichem  Boden  stellt  sich  so  die  Frage  von  der  Noth- 
wendigkeit  und  Eotbebrlichkeit  des  privaten  Gmncleigenthnms  aber 
je  nach  kleinem  und  mittlerem,  sogenanntem  bäuerlichen 
und  naeh  Grossgrnndbesitz  mehrfach  verschieden.  Beide 
Beaitzarten  ftingiren  im  volkswirthschaftliehen  Prodootions-  nnd  Ver- 
theilangsproeess  verschieden  nnd  sind  demnach  in  rein  volkswirth- 
achatltlicher  und  in  socialpoUtischer  Hinsicht  verschieden  zu  benr- 
theilen.  Das  soll  hier  jetzt  noch  etwas  weiter  verfolgt  werden,  es 
wurd  dnrch  alles  Vorausgehende  schon  verständlich  geworden  sein. 

IV.  —  §.  200  [347J.  Die  ländliche  Orundeigenthums- 
frage  bei  den  verschiedenen  Besitzkatcirorieen. 
A.  Bäuerliches  G  r  u  ii  d  e  ig  e  n  t  h  u  ni.  1.  Prod  uct  ions- 
standpunet.  Die  relativen  Vorzüge  und  Mängel  dieses  und  des 
ländlichen  Grossgrimdbesitzes  und  des  agrarischen  Klein  und 
Mittel-  und  des  Grossbetriebs  vom  •Standpnncte  der  Productiou  und 
deren  Interessen  aus  sind  oben  in  der  Kritik  der  Vertheilung  des 
Omndbesitzes  (§.  168  fT.)  schon  dargelegt  worden.  Ein  ganz  ent- 
schiedener allgemeiner  Vorzug  der  einen  Art  vor  der  anderen  liess 
sich  io  dieser  Hinsicht  nicht  behaupten  (§.  169).  Dies  ist  insofern 
auch  für  die  principielle  Frage  der  Ersetzung  des  Privateigenthnms 
dnrch  Gemeineigenthnm  von  Bedentong,  als  daraus  folgt,  dass  diese 
Umgestaltnng  des  Eigenthumsverhältnisses  nicht  zur  Herbeiführung 
einer  vermeintlich  allein  richtigen  Bewirthscbaftungsform ,  sei  es 
der  Klein-  oder  der  Grosscultur,  unbedingt  geboten  ist.  Diese  un- 
richtige Ansicht  liegt  in  der  (socialistischen)  Motivirung  der  all- 
gemeinen Beseitigung  des  privaten  ländlichen  Klein-  (und  selbst 
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Mittel-)grnrdbe8itze8  iniplieite  enthalten,  weil  die  moderne  Volks- 
wirthschaft  aus  ökonomisch  -  technischen ,  landwirthschaltlicheii 
Grtlnden  die  Grosscultur  allgemein  gebieterisch  verlange.  ^ )  Dies 
ist  nur  theil weise  der  Fall  nnd  die  Institution  des  privaten  (4 rund - 
eigenthnms,  besonders  hei  „Freiheit  des  G rundeigen thams''  und 
richtig  aosgebildetem  Pachtrecht,  bindert  oicht  so  allgemein,  wie 
behauptet  wird,  die  Bodencultur  dann  dieser  Forderung  gemäss 
einzurichteD.  Theiiweise  fungirt  aber  gerade  der  kleine  ländliobe 
Privatbesitz  ganz  vorzflglieb,  namentlieh  ftlr  die  Zwecke  ge- 
wisser hoch  intensiver  Caltnren  (f^g$ii6mo3Mgidr  Anbau''  n.  s.  w., 
siehe  §.  168  nnter  Nr.  4).  Es  ist  zu  bezweifeln ,  ob  irgend  eine 
andere  Gestaltung  des  Herrschaftsverhaltnisses  Uber  den  Boden 
nnd  danach  des  Wirtlisohaftsbetriebs  in  diesem  Puncte  mehr 
leistet:  Gemeineigentbum  (des  Staats,  der  Gemeinde)  mit  cen- 
tralistisebem  oder  mit  genossenschaftlichem  Betriebe,  wie  socia- 
listischer  Seits  projectirt  wird,  schwerlich;  mit  Betrieb  dorch  Privat- 
l^hter,  wie  in  den  Plänen  der  Bodenbesitzreformer,  kaum.*)  Der 
Eigenthtlm  er  betrieb  hat  hier  so  prodnetive  Wirkungen,  dass 
diese  uns  wohl  berechtigen,  vom  Standpnncte  der  Prodnction  aus 
in  diesen  Füllen  das  kleinere  ländliche  Privateigenthum  als  im 
Gesanimtintcrcääe  begründet  anzuerkenneu. 

Alierdings  liegt  die  Sache  selbst  in  den  heutigen  west-  nnd 
mitteleuropäischen  Verhältnissen  nicht  entfernt  allgemein  so.  Jene 
Gulturen  haben  im  Ganzen  doch  eine  geringere  Bedeutong  ftlr  die 
Versorgung  des  Bedaris  unserer  Völker  mit  landwirihscbaftlichen 
Erzeugnissen.  FUr  den  Getreidebau  und  vielfach  auch  ftlr  die  Vieh- 
zucht, besonders  einige  Zweige  derselben  (Schaf-,  zum  TheU  Pferde-, 
Rindviehzucht)  und  die  sich  an  diese  anschliessenden  landwirtfa- 
sebafäichen  Gewerbe  (Milehwirthscbaft)  leistet  der  bäuerliche,  zumal 
kleiner  Grandbesitz,  im  Allgemeinen  weniger  als  der  intelligenter 


^)  bieho  oben  §.  167.  Geofor  Manifest  der  Internationale  von  1S69.  Vgl. 
meine  Abschaßbng  des  privatoD  Gmndeigenthnms  S.  8.  Fr.  Kngels,  Marx  Ver- 
treter dieser  Ansicht.   Kainenüich  kann  ^ch  die  Klein-  und  Mittelcultnr  dmeh  K»- 

wisse  Pf enossenscliattlich«  Einrirhtnnp-cn  wesentlich  concurrt'n/ fähiger  machen: 
ViTfiin-  lur  Bcbchafi'ung  von  Saatgut,  für  lU  umzmig  laudwinliscliaftlii  her  Maschinen 
(Danipfdresch-,  M&bmaschinen  q.  a.  w.)«  für  Haltuni^  ron  Zuchtsticrcn,  Hengsten, 
M(jllii:r<«i>rrTHis<:.^nschaf(»^n  u.  s.  w.  (Siehe  z.  R.  Laiulwirtlischaftliche  Jahrbücher  1879, 
S.  345  tl).    buche nbcrger  II,  Kapitel  10.  besonders  Abschnitt  2. 

")  Der  Vortheil,  dass  darcb  einen  intelligenten,  wohlhabenden  Pächterstand  der 
Betrieb  v<  r)  •  rt  und  demselben  besonders  mehr  Kapital  zagefubrt  wird  (Kau  I, 
§.  377.  llosc  Ii  f  r  II.  §.  62),  tritt  Tomemlich  nur  bei  grosseren  Gütern  henror.  (Bacben- 
berger  I,  §.31  11.) 
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betiiel)cue  (irossbesitz.  Der  ökonomisch -technische  Fortschritt  ist 
bei  jenem  nach  allgemeinster  Erfahrunj^  langsamer  luul  j^cringer. 

Indessen  kann  auch  dies  nucli  nicht  unbedingt  zu  einem  Verdict 
wider  den  bäuerlichen  Graodbesitz  berechtigen. 

Denn  einm.il  lässt  sich  hier,  wenn  die  Frag^  zunächst  au<  h  nur  rom  Standpancte 
des  Productionaiuteres&es  entschieden  wurden  sollte,  duch  manche  Abhilfe  schaffen 
^Qteh  Mittel,  deren  Bedeutung  die  Gefrenwart  wohl  etkaont  hat:  Hebunii^  der  tech- 
nisfhen  und  alljrcinciiH'ii  Bildanff  des  Baiu  rn.  Ansporn  dunh  da-,  Beispiel  des  p^ut 
geleiteten  (jrossbeaitzeä ,  welcher  auch  mit  um  die^eä  Zwecks  wUieu,  ako  im  rolks- 
«irlhsebaftlielieii  ProdoctionsiDteresie,  neben  dem  Kleiobesitz  sn  rerUngen  ist,  Itnd- 
wirthschaftliches  Unterrichts- ,  Vereins-.  (ieiKws<  iisi  ]ifift>uob.on  n.  djjl.  ui. Es  fragt 
•icli  iedenOaUa,  ob  der  „sociaii&tische"  JLaudwirthächaftäbetrieb,  auch  wenn  er  al» 
OroMbetrleb  alt  aUmi  Yorthellen  deasdben  venehen  wlm.  allgemetii  lechniseb  und 
{ökonomisch  einem  tttehtigen  b&aerlichen  Betrieb  überlegen  sein  wQfde.  Da.s  ist  bei 
den  auffrnf&lligen  Schwierigkeiten  einer  angemessen  wirksamen  socialistisi  hen  Orga- 
nisatiüu  der  Production  gerade  auf  dem  landwirtli»chaftlichen  Gebiete  mindestens 
nicht  sehr  wahrscheinlich,  ror  nllem  wiederum  nicht  wegen  der  hier  mitspielenden 
psychologischen  Factorcn  und  w»>ir(^n  der  oben  geschilderten  „nafurjrfbtindcnen"  Eigenart 
nller  landwirtlischaftlichen  Arbeit  und  Kapitalrerwendung.  Darauf  wird  im  Folgenden 
mit  eingegangen  werden.  Sodann  aber  kann  vnd  darf  die  Frage  des  prifaten  Klein- 
besitZ'«s  eben  nicht  allein  vom  Standpuncte  der  Prodnrtion,  sondern  muss  sie  zugleich 
von  demjenigen  der  Verth  ei  lung  und  damit  zugleich  vom  socialpoli  tisch  en 
Oesichtspancte  ans  betrachtet  werden. 

^.  201  [348].  —  2.  V'ertlieiluugs-  und  socialp olitischer 
Standpunct.  Hier  bildet  nun  das  private  kleine  ländliche  Grund- 
eigenthum eine  durch  keine  andere  Einrichtung  vollständig  zu  er- 
setzende ökonomische  Basis  fUr  einen  hochwichtigen  Theil  der 
Bevöikeraog,  einen  unabhängigen,  selbständigen  Bauernstand,  und 
dessen  eigenthUmliehe  sociale  und  politische  »Stellung  nnd  FnnctioD. 
Letztere  beruhen  recht  eigentlich  mit  auf  dem  privaten  Eigen- 
thumsrecht an  dem  selbst  bebaoten  Boden.  ^)  Nur  etwa  ein  gut 
eingerichtetes  firbpaehtsystem  vermochte  Aebnliches,  wenn 
auch  niebt  leicht  ganz  Gleiches  zu  leisten,  wäre  aber  hier,  als  dem 
Privateigenthnm  zn  nahe  stehend,  doch  ausgeschlossen;  ein  Ge- 
meinelgenthnm  mit  privaten  Zeitp&chtern  wftre  weniger 
leistongsfähig,  prodnctiygenossenschaftlicher  Betrieb  ehen- 
falls,  sooialistischer  „Gemeinbetrieb"  („Gemebnatznng*'),  in  welcher 
Form  immer,  desgleichen  oder,  richtiger  gesagt,  noch  ungenügender. 

Denn  Zeitpichter  wiren  nicht  nnabbängig  genug  und  nicht  im  goten  social- 

SoHtisdien  Sinne  des  Worts  an  dio  Scholle  gebunden,  ganz  abgesehen  voti  der 
chwierigkeit,  in  einem  ganzen  Lande  /abllose  Zeifpachton  des  Klein-  und  Mittel- 
betriebs entsprechend  einzurichten.    Namentlich  auch  so,  dass  dabei  die  technischen 

')  Roscher  II,  §.  53.    Buchenbcrgor  II,  Kapitel  9,  10. 
*)  Um  den  Bauern  freies  und  volles  Privateigcnthum  zu  verschaffen,  im  wirth- 
scliaftlichen  und  socialpolitischen  Interesse,  hat  man  in  unseren  Cnltnrstaatcn  die 

„Grundentliistung"  vorgenommen.  Die  heilsamen  Wirkungen  derselben  werden  freilich 
vielfach  durch  die  stärkere  Kapitalver-«  huldung  (kiiii(ll)are  (Joldschulden  .  zu  welcher 
die  freie  Veräusäerlichkeit  und  Vererbltchkoit  beiträgt,  gestört    (Siehe  oben  §.  170.) 
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nnd  OhonomiMlieD  ProdactionsiDterMSMi ,  die  richtig«  Belitadlinig  det  Bodeui,  Er- 

haltiJiiir  tiiid  Stcigernnp  sciinT  Krnfte,  die  richtige  KnpKalvorn-eiulung'.  auch  zu 
dauoruden  Melioratiouoü ,  »ligemcitöen  Tabrgeuoiamcn  uud  rerburgt  wurdeu.  Der 
ohnebin  manche  Sehwlerigkdten  bietende  landwirthfchafdiche  Paöhtrertoig  vibdo 
hier  vollendä  schvcr  im  Intereösc  der  beiden  Parteien  und  im  rolkswirthschafdichen 
loteresäü  richtig  zu  gestalten  sein.  Der  productivgenosscnschaftliche  Be- 
trieb, selbst  i>eiuc  gute  Organisation  vorausgesetzt,  schafft  eine  so  rorzUglicbo  social- 
pelitische  und  ökonomische  BevöikorunvrscJassc,  wie  sie  ein  ttlchtiger  Bauernstand  anf 
eigener  Scholle  darstellt,  gleichfalls  kaiini,  bietet  aber  auch  für  seine  Durchführung 
ungemeine  technische,  ökonomische  und  psychologische  Schwierigkeiten.  Die  Antwort 
anf  die  Frage,  wie  gerade  der  landwirthschafUiche  Grossbetrieb  mit  seinen  natnr- 
gepebenen  specifischen  Eigenthiunlichkciten  im  socialistischen  Wirthschaftssystem 
eingerichtet,  die  BäscbaiTung  genügend  zahlreicher  und  für  die  landwirtbschaftlicho 
Arbeit  ordentlich  geeigneter  Arbeitskrifte ,  die  Leitung  und  AvfMcht  der  Arbeiten 
imd  des  ganzen  Betriebs  durch  ,.Kcselli>chaftliche  Beamte"  erfolgversprechend  gesichert 
werden  soll,  bleibt  der  Socialismus  Uberhaupt  schuldig.  Dass  sein  (wie  nach  den 
Ideen  einzelner  SociaIi»tcn  geplant  zu  werden  scheint)  etwa  zwischen  st&dtischer  und 
ländlicher  Arbeit  wechselndes  Arbuitspersonal  die  jihygische,  sittliche,  socialo 
Qualität  unserer  i<'f?iLM'ii  Irinrllichcn,  zumal  bäuerlichoa  Hevrdkening  nicht  zeigen,  nicht 
wie  diese  als  Erhaiiunga-  und  Erucucrungsfonds  der  Volkbkrai'i  l'ungircii  kann,  möchte 
kaum  zweifelhaft  sein.  Gemeineigenthum,  vollends  mit  Qemeinnutzung,  bestand  allen- 
falls in  iilfereii  Zeiten  und  b<i>tcht  norli  in  Verliiiltnissen,  wo  die  leitenden  Stammes-, 
Gcschicchth-,  Familien-,  palriarchalischcu  Häupter  eine  in  Recht,  Sitte,  sittlicher 
Anschauung  der  ansfahrendai  Arbeitskiffte  anerkannte  Antoritit  waren,  Oektmomik 
uml  Technik  di  s  Landl)aus  oinfarh  .  gloichmässig.  schablonenhaft,  der  Kapifalaufwand 
minimal  war.  Wie  wenig  entsprechen  „moderne''  Meoscheo.  gar  die  zu  Begehrlich'- 
keit  und  Yerartbellong  der  „veidammten"  Bedttrfldsdod^elt  fUrmHeh  systematisch 
vom  agitatorischen  Socialismus  erzogenen,  als  Leiter  wie  als  Geleitete  und  Beaaf- 
sichtigte  —  und  ohne  diesen  Unterschied  gintri'  es  doch  auch  hier  nicJit  ab!  — 
den  analogen  Anforderungen,  welche  auch  bei  uiudernem  socialistischen  Ocuiciaeigen- 
thnm  am  ländlichen  Boden  und  bei  gcnicinwirthschaftlichem  Betrieb  gestellt  werden 
mtisstcn!  Die  ..zeitweiligen",  die  .,\\ ahl-Autorit^rtcn '•,  die  im  Turnus  violleiclit 
wechsuludcu  uud  die  undisciplinirteu,  jede  Autorität  verwerfenden,  begehilichcu  Mas&eul 
Aber  Abwarten  des  Crfolgs,  heisst  es  vielleicht,  eine  „neoe  Erziebang^  znm  socia- 
listischen Prodnctiüiissystom?!  Sic  wird  die  T.oufo  schon  geeitrnet  dafür  machen. 
Wer  jedoch  bewirkt,  leitet  siel  Wie  lauge  dauert  sie!  Welchen  Erfolg  verspricht 
siel  Mtmehhansen'a  Experiment,  sich  am  eigenen  Schopf  ans  dem  Sumpf  liehen, 
wire  sn  wiederholen. 

Freilich  niuss  mau  sich  der  CuiiscMjiUMizcn  bewiisst  sein,  welche 
mit  dem  Vorhandensein  und  Wrldeihen  eines  Uiuicnistandf^  als 
Eigcuthlimerstauds  mehr  oder  weniger  nothwendig  für  die  l'roduction 
und  Vertheilung  de.s  Volkscinkommeos  und  für  die  socialen  und 
culturlicben  VVirkiuigen  einer  bestimmten  Hübe  und  Art  der  Pro- 
duction  und  einer  bestimmten  Kichtaog  ond  Vertheiiung  speciell 
des  landwirthscbaftlichen  Einkommens  verbunden  sind.  Ftlr  die 
priDcipiellc  Frage  des  privaten  Grundeigenthums  wie  fUr  die  Stellnng 
ZQ  dieser  Frage  im  concreten  Falle  sind  die  verschiedenen  Conse- 
qnenzen  der  Zulassung,  bez.  der  weiteren  Belassnng  privaten 
b&nerlichen  Ornndeigenthnrns  mit  einander  zn  veigleichen  nnd 
danach  ist  die  Entscheidung  ftlr  oder  wider  die  Institution  zu  treffen. 

Der  socialpolitische  Werth  des  Bauemstands  fiUlt  hier  stark  ins 
Gewicht  gegenüber  den  beiden  leicht  nnd  regelmässig  Torhandenen 
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Nachtheileii :  einer  geringeren  Produetivitat  des  Betriebs,  daher 
einer  ents])reebend  geringeren  Höhe  des  V' olk.seiiikommens  und  einer 
ungleicliuiiissigeren  Vertheilung  des  letzteren,  welche  der  private 
Kenteubezug  hier  wie  immer,  wenn  auch  wegen  seiner  Veitheilung 
auf  zahlreiche  Personen  in  geriugerem  Maasse,  wie  obeu  schon 
aufgeführt,  mit  sich  bringt. 

Andere  Umst&ndc  können  weiter  in  Betr»cht  kommen,  z.  D.  pewisM-  Cultiir- 
nnd  aocb  sitUicbe  M&ogei  im  BauernstaDde ,  reiichiedeue  im  gunüiig  und  knapp 
sftTrirteii.  Im  Yergleich  des  btuerücliai  Betriebs  mit  dem  landwirthscbaftlicbco  Gross- 
iM'trieb  (bierfur  einerlei,  ob  durch  Eigenllillmer  oder  P&cbter  fefubrt)  fratrt  sich  aacb, 
ob  die  CcbcrschUiwo  an  Er/.<  ui:iiisstn ,  welche  zur  Befriedigling  des  Bedarfs  Drifter, 
also  besonders  industrieller  und  AiUdtiscber  Bevölkierung  ans  der  ländlichen  Wirth- 
scbaft  hinaus(,^ehen ,  bei  dem  einen  oder  anderen  System  grösser  oder  kleiner  sind: 
ein  im  (ian/.cn  wohl  zn  fiiioi-ten  des  Grossbctriebs  zn  eiitM'licideniler  Piiuct.  jedoch 
mit  wichtigen  Ausnahmen  nach  den  einzelnen  Producteu  ^Uarton-,  Uaudelsgcwäcbse, 
Wein  v.  s.  w.),  —  jedeD&lls  aber  ein  nicht  nnwiehtiger  Pnnct  für  die  BntocheidnDf 
der  EiiTonthumsfragc  in  deron  Zn^anrnuMihanja:  mit  der  Betriebsfrage  nach  dem  maass- 
gebendeu  Cuitariutoresse  der  geaammten  Voiksgcmoiuschaft.  Denn  Um- 
nng  und  Örtliche  Goaeentration  der  indtistrieUen  und  'stidtisehen  BerOUcemn^  Ist 
durch  die  Höhe  j«;ncr  nicht  von  den  Landlt  utcn  selbst  verzehrten  Producte  wesentlich 
mit  bedingt,  soweit  nicht  Zufuhr  aus  dem  Auslantie  mitwirkt,  —  heutzutage  freilich 
eine  grossartige,  aber,  wie  wir  in  der  Berölkeruugslchre  im  1.  Tbcile  (Buch  4,  252  ff.) 
zeigten,  mnnchnch  bedenkliche  Hilfe. 

Diese  und  andere  in  Vergleich  zu  ziehende  Momente,  welche 
sich  als  Consequenzen  einer  bestinimteu  Eigentbums-  und  IVtriebs- 
ordnung  des  ländlichen  Bodens  ergeben,  stellen  zwar  nicht  völlig 
iueonimensurable,  aber  immer  schwer  genau  gegen  einander  ab- 
zuscliätzciide  Grr).ssen  dar,  sowohl  im  coiicrctcn  Fall,  wie  vollends 
fltr  die  priticipiellc  Frage,  zumal  <l:i  hier  wieder  ImponderabiliLU, 
gleichwohl  wichtigster  Art,  mitspielen.  Man  mnss  sich  nur  darüber 
klar  sein,  dass  jede  eoncrete  und  aligemeine  l>cantwortuiig  der  Frage 
in  der  ihrer  Ziele  sich  bewussten  Praxis  und  in  der  Wissenschaft 
eine  vorausgehende  Abwägung  jener  Momente,  welche  ebenso  viel 
Orttode  für  and  wider  kleines  ländliches  Privateigentbum  bilden, 
voraussetzt. 

Im  Allgemeinen  wiegen  aber  nach  einer  solchen  Abwägung 
iiir  unsere  bentigen  Culturstaateoi  welche  noch  einen  tth  hti^^co 
Banemstand  besitzen,  die  Gründe  llttr  die  Beibehaltung  des  länd- 
lichen Friyateigenthnms  weit  schwerer,  als  diejenigen  für  seine 
Beseitigung«  Dies  nm  so  mehr,  weil  die  etwaigen  Nachtheile  fttr 
die  Production  sieh  doch,  wie  bemerkt,  vermindern  lassen,  die 
Absehwächnng  des  Abzugs  der  Bevölkerung  vom  Lande  in  die 
Stadt  (im  Vergleich  mit  dem  Znstande  bei  Grossgttterwesen  nnd 
Grosscnltor)  nicht  nnerwUnscbt  ist  nnd  anderseits  der  Ersatz  der 
Eigenthttmer  dnroh  Zeitpächter  hier  gerade  vom  Standpnnct  der 
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Production  ans  schwieriger  als  bei  den  GrossgOtcrn  erscheint.  Wie 
Grossbritaonien  nnter  dem  Mangel  eines  selbständigen  Banem- 
Stands  leidet,  wird  dort  von  Eiusichtigeu  scboD  länger  und  immer 
melir  eniplundeii. 

Zuniiclist  dem  Eigenthtlmerverhältniss  würde  ein  Erbpaeht- 
verhliltniss  stehen,  welches  der  nationalen  Gemeinschaft  die  Theil- 
Dahme  an  der  steigenden  Grundrente  gewahrte,  wenn  die  perio- 
dische Regelung  des  Kanons  gemilss  der  gestiegenen  Rente,  den 
höheren  Productenpreisen  u.  s.  w.  vorbehalten  bliebe:  eine  durch- 
fuhrbare Maassregel,  durch  welche  die  Uaaptvortheile  der  Eigcn- 
tbumsinstitutioo  sich  erhielten,  aber  einem  in  gewissem  Umfang 
berechtigten  Hauptbedenken  gegen  privates  Grandeigentham,  dem 
ans  dem  privaten  Grnndrentenbezug,  einigennaassen  Rechnung  ge- 
tragen würde.  Indessen  Erbpacht  hätte  eben  sonst  für  die  Gegner 
des  Privateigentbums  ähnliche  Bedenken  wie  dieses. ') 

§.  202  [349].  —  B.  Der  ländliche  Grossgrundbesita. 

1.  h)  t  a  n  d   u  n  c  t  des  P  r  o  d  u  c  t  i  o  n  s  i  n  t  e  r  e  s  s  e  s. 

Von  diesem  Standpuncte  aus  ist  dieser  Besitz  weniger  unent- 
behrlich als  der  Kleingrundbesitz,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil 
ein  gut  geregeltes  Zeit])acli  t  verhUltniss  hier  im  Durch- 
schnitt ziemlich  dieselbe  Troductivitat  des  Bodens  wie  die  Selbst- 
b{  wirthschaltung  durcli  den  rrivateigenthümer  bewirken  kann  und 
i)ci  diesen  grossen  Gütern  und  Betrieben  nicht  allzuschwer 
ordentlich  durchzuführen  ist. 

Die  Einrichluijg  des  Pachtvertrags  und  die  Erhaltung  des  ganzen  Verpachtungs- 
wesenü  bietet  hier  nicht  diu  gleichen  Schwierigkeiten,  wie  es  bei  mittleren  und  kleioea 
(lUtorn  und  Betrieben,  die  daher  auch  viel  zahlreicher  sein  wurden,  der  Fall  wire. 
Dafür  liegen  genügende  Belege  aus  der  Erfahrung  vor,  besonder;^  aus  Grossbritaniiien 
und  aus  (loa  deutschen  Doinänenpachten.  Es  lassen  sich  sogar  all;re meine  Grtlnde 
a  priori  tiiiden,  welche  t  ur  eine  nicht  nur  privat-»  sondern  volliswirihschafilich  grössere 
Pruduciiviiiit  oder  in.  a.  W.  nicht  nur  flAr  eine  grossere  einzelwlrthschaftliche  Ront»' 
liilitiit.  -sundtüii  für  die  (icwinnung  t■iIio^  gri^sr^eroii  volkswirthschaftlichcn  Heiiiertrag« 
unter  Imständcu  gerade  beim  Pachtbetrieb  sprechen.  Auch  dafür  sind  Erfahrungs- 
belege  mhanden*). 

*)  Vgl.  Roscher  in  den  Ansichten,  S.  AuHage,  I,  239  ff.,  mit  besonderer  Bflck- 

dcht  der  Schriften  von  Thornton  und  Cliffe  Lcslie,  S.  262  ff.,  267  Ii'.  Siehe 
oben  S.  371.  Auch  die  sonstige  neuere  Utteimtoi  ttber  die  englische,  schottische, 
irische  Ajtrarfrage  (Nasse  u.  A.). 

«)  M  eine  Kinanzwisseuschaft  2.  Auflage,  I,  §.  178—181 ;  3.  Auflage.  §.  230.  231. 
Nasse  in  dm  Landwirthschaftlichen  Jahrbuchern  187S.  Buchenbe r^^'c r  I.  §.37. 
Vom  Staudpuiict  des  Staatsinteresses  wäre  an  der  periodischen  Regelung  des  Kanon 
fest/u  halten,  der  freilich  das  Erbp&chterlatefesse  meist  widentrebt  Für  neue 
(/olonisAtion"  empfiehlt  sich  dto  Einrichtuig  des  Bentenguts.  Siehe  Sering's 
Schrift  darüber. 

")  Siehe  oben  Note  1  S.  442  im  rorigen  Abschnitt 
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IHe  wichtig«  Pttnetioii  des  „Pionien  des  wirtbschftMiclieD  und  technischeo 

Fortschritts",  zum  maassgebemlen  Beispiel  und  zur  Aueif  runtr  zar  Nachfolge  tU  d«k 
bäaeriicheo  Betrieb,  ist  eine  günstige  Seite  beim  selbstbcwirthächaftetcu  Grossgrond- 
besitz,  aber  de  kann  auch  reo  Groeap&diteiii  (deutsche  Domäoenpicbter)  ausgeübt 
werdeo. 

Man  kann  danach  wohl  im  concreten  Falle,  aber  nicht  allge- 
mein principiell  das  Privatei^cntliiim  aui  ländlichen  Boden  der 
GiossgUter  als  eine  nothwendige  Forderung  des  volkswirth8chaf^ 
lieben  Prodiictionsintercsses  bezeichnen.  Mitunter  liegt  die  Sache 
umgekehrt.  Hiermit  entlällt  aber  eine  HauptätUtze  des  Grossgruud- 
besitzes. 

Ftlr  die  Praxis  sind  daraus  zwei  nicht  unwichtige  ÖchlUsse  zu 
ziehen. 

1.  Einmal  ist  der  Lebergang  der  dem  Staate  (auch  den  Ge- 
meinden) etwa  noch  verbliebenen  Domänen  i.  e.  S.  (GrosB- 
FeldgUter)  durch  Verkauf  in  das  Frivateigenthum  von  Gross- 
grandbesitzern  nicht  so  allgemein  im  volkswirthschaftlichen  und 
6nanziellen  Interesse  geboten,  wie  die  Schule  der  freien  Concnrrenz, 
auch  speciell  vielfach  die  deutsche  finanzwisBensehaftliche  Schale 
oft  behauptet  bat:  im  Gegentbeil,  die  in  dem  DomftnenbesitK  factiscb 
liegende  Bescbrttnknng  der  Ausdehnung  des  pri?aten  Gnind- 
eigentbnms  ist  mancbfacb  erwflnscht.') 

Anders  liegt  die  Sache  nur  hei  einer  Parcciliraug  der  Doiuäneu  zur  Ueretellung 
von  priratem  Klein-  und  Mittelbesitz,  eventuell  auch  von  Erbpachten  dieser  Art. 
Dafür  kann,  neben  diiii  ^o'•i:llpoljti!^cllL'Il  Interesse,  einen  Baucrn^tainl  zu  schaffen 
oder  zu  kraltiguu,  tuiiunter  auch  ein  Produclionsiutereääc  sprechen,  /.  Ii.  in  der 
Mihe  der  Stiklte,  um  zom  Anban  von  Garteii-  und  Handelflgevioliion  lunOber  zn  leiten. 

2.  Sodann  ist  in  den  Ländern,  wo  ein  grosser  Theil  des  länd- 
lichen Bodens  in  Händen  des  privaten  Grossgrundbesitzes  liegt, 
etwa  vollends  tideicommissarisch  zu  grossen  „Ilerrschal'ien"  ver- 
einigt und  dem  gewiihnlichen  i)rivatwirthschaftlichen  Verkehr  ent- 
zogen ist  und  schon  jetzt  durch  Zeit|)ächter  bewirthschal'tet  wird 
(Grossbritaunien!),  eine  grundsätzliche  Beseitigung  dieses 
Privateigenthums,  z.  B.  mittelst  einer  Abl<)sung8gesetzgebung  wenig- 
stens durch  das  allgemeine  volkswirtbscbaftliche  und  das  speciell  land- 
wirthschaftUcbe  Productionsinteresse  nicht  ausgesohlossen  (§.  239). 

LIast  alcb  dabei  etwa  noch  der  geschichtliclie  Ursprung  dieses  Grossgrund- 
hositzt's  wopen  vor^'i-kominener  Kechtswidrigkoiten  bemängeln  (§.  104).  koinuit  eine 
nachtheiiige  Einwirkung  anderer  mit  diesem  Besitz  iu  Verbindung  stehender  Umstände 
auf  die  PiodoctiMi  biiizQ,  x.  B.  der  „AbsentlsDiis**  der  Orandheiren«  veldie  ihre 
Beaten  fern  von  ihien  Ofttem  verzehieii  (§.  89),  fo  encheiat  eine  solclie  Beieitigiiiig 


*)  Siehe  meine  Finanzwissenschaft  X,  2.  Auflage,  §.  161,  162»  3  Auflage» 
S.  219,  202. 
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des  priraten  Gro5^•g^^ndbc^it^l's.  die  Forderung:  einer  (irundeifrenthumüregTilirutifc  zu 
Qansten  der  Volksgemoinscbait ,  nicht  so  eztrom  and  jodunfaiis  for  die  volksviith- 
sdutttfclie  Prodaetion  nicbt  kvnveg  maoMmlf.  Dk»  pnktbdie  Dndifllbrbarkeit 
aber  bietet  unter  Voraassetzun«:  eines  schon  verbreiteten  Zeitpachtsystems  (oder  auch, 
wenn  die  bi>herigen  Eigenthumer,  nach  eingetretener  Ablösung,  die  Goter  selbst  in 
Pacht  nehmen)  keine  besonders  grossen  Sdivierigkeiten.  Im  Ganzm  mOchte  In  Otw»- 
brltnnnien  die  Lage  des  Grossgrand bei>itzes  den  roraosgehenden  Hypothesen  ent- 
sprechen, —  immer  angenommen,  dass  die  Frage  zunächst  nur  vom  I'ro  ductions- 
iüteresse  der  Volkswirtlischaft  aus  betrachtet  wird.  Es  ist  denn  auch  be- 
zeichnend, dass  in  der  englischen  und  deutschen  Bodenbealtueform- Bewegung  gern 
darauf  hingewiesen  wird,  wie  leicht  und  wie  ohne  sonstige  störende,  wril  nicht  die 
ganze  Wirthschaftsorganisaüou  umgeätalteude  Folgen  sich  in  Grosäbhtauuien  die 
JinHonnlMrang'*  dei  Bodens  TanehoMD  lasten  wQrad,  indem  die  JUtAoa*',  der  Stent 
in  die  Bolle  der  Lendlords  trlte. 

§.  203  [350,  351).  —  2.  Verth eilu n gs-  und  social- 
politischer  Standpunct.  Das  Productionsinteresiic  ist  aber 
hier  iso  wenig  allein  niaassgebend  als  bcitn  Kleinbcsitz.  Vielmehr 
mus8  die  Frage  nun  auch  hier  zugleich  aus  dem  Gesiehtspuncte 
des  volkswirthschat'tlichen  Vertheilungsinteresses  und  der  «;esanunten 
socialen  und  politischen  Interessen  der  nationalen  Geraeiuschatl, 
welche  sich  an  das  Bestehen  eines  Grossgrundbesitzerstands  knUpl'en, 
beurtheilt  werden.  Es  ist  leicht  einzusehen,  dass  die  prineipielle 
Frage  der  Beseitigung  des  privaten  Grundeigenthums  hier  nur  eine 
gebr  allgemein  gehaltene  Antwort  zulässt, .  nur  die:  es  kommt 
weseatlich  auf  die  sociale  FunetioD  jeoes  Stands  im  Volks- 
leben an.  Diese  Function  kann  iUr  letzteres  so  werthvoU  sein  nnd 
ist  dies  notorisch  mitunter,  sie  lägst  sich  auch  so  schwer  oder  gar 
nicht  durch  irgend  eine  andere  volkswirthsohaftliche  und  sociale 
Organisation  ersetzen,  dass  nm  ihretwillen  die  Einwirkung  des 
privaten  GroBsgrnndbesitses  aof  den  Yertheilangsproeess,  als  noüi- 
wendige  Bedingong  jener  socialen  Fnncüon,  hingenommen  werden 
darf.  Danach  wird  bei  einer  ErOrtemng  Aber  das  Ziel,  nach 
welchem  in  Betreff  der  Rechtsordnung  für  das  Eigenthnm  zu  streben 
Ist,  nnsere  Frage  in  bejahen  oder  zn  verneinen  sein.  Als  concreto 
Frage  in  einem  einzelnen  Lande  oder  Zeitalter  ist  die  Enteignong^ 
bez.  Ablösung  des  Grnndeigenthnms  der  Grossgrnndbesiteer  eben 
deshalb  eine  eminent  historisch-relative. 

Nach  dieserAuffassung  hat  der  Stand  der  Grund- 
besitzer sein  Schicksal  selbst  in  Händen.  Wo  er  seine 
ökonomisch  auf  den  Bezug  der  Grundrente  hasirte  sociale  Stellung 
im  wahren  Interesse  der  Grsammtheit  benutzt,  im  ößentlichen 
beruisüiässigen  Friedens-  und  Kriegsdienst  der  Nation,  im  politischen 
Khrenamtsdienst  der  Selbstregierung,  in  der  Ausbildung  und  Ver- 
theidigung  der  Volksi'ieiheitcn,  wozu  er  so  besonders  geeignet  ist. 
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in  der  Pflege  der  höheren  Cnltarinteressen  des  Volks,  io  caritatiTen 
LeistQDgen,  aneb  als  Bahnbrecher,  Leiter  und  Verbreiter  wirtb- 
Bcbaftlieber  und  teebniseber  Fortsebritte,  s.  B.  speeiell  im  Aekerbau ; 
wo  dieser  Stand  mit  andern  Worten  die  guten  Seiten  einer  tüch- 
tigen Aristokratie  zeigt  and  der  wahre  Führer  des  Volks  ist,  seine 
StelluDg  wie  ein  Amt,  seinen  vermeintlich  rein  privatrecbtlichen 
Rentenbezug  wie  eine  ötl'cutliclie  Besoldung  betrachtet,  was  sie  nach 
richtiger  socialrechtlichir  Auttassung  ist,  ein  Amt,  eine  Besoldung, 
welche  in  erster  Linie  sociale  Pllichten  auflegen,  erst  in  zweiter 
Linie  private  Kechte  geben,  wo  das  schöne  Wort  der  Schrift  „mit 
dem  anvertrauten  Tlunde  wuchern"  und  das  vornehme  Adelswort 
„noblesse  obiige"  wirklich  gilt,  —  da  liegt  der  Grossgrundbesitz 
auch  heute  in  einem  vorherrschend  demokratischen  Zeitalter  unserer 
Cuitorvölker  und  bei  einer  Hübe  des  Volkseinkommens,  welche 
eine  sehr  ungleiche  Vertheilung  des  letzteren  nicht  mehr,  wie  frUber 
eher,  zu  einer  Bedingung  der  Calturentwicklung  tlberhaupt  macht 
(I,  §.  284),  im  nationalen  Interesse :  da  wird  nicht  leicht  ancb  nur 
die  Idee  einer  gesetzlichen  Enteignnng  selbst  des  grossen  länd- 
lieben privaten  Gmndeigentbnms  ernstlich  anftanchen,  geschweige 
durchdringen. 

So  liegt  wohl  in  vider  Hinsicht  die  Sache  heute  noch  in  Grossbritaiinien ,  wo 
der  Orottögrundbeöitz  sonst  so  manche  (iefe  ökonomische  Schattenseite  hiusichüich 
der  Vertheilung  des  Yolikseinkommeus  zeigt  und  das  Productionsinteresse  seine  Be- 
seitigung nicht  TerUeten  wurde.  (Tgl.  Bo scher *8  genannten  Aofinls  in  den  An- 

UCbteu  ) 

Auch  fUr  deutsche  Verhältnisse  und  bi-i  der  sou^t  ja  vielfach  bcr«'chfigtea  stär- 
keren AnsbUdong  des  zwangsgemeiuwirthschaftlic  hen  auf  Kosten  des  privatwirthschaft- 
lieben  Syst(  in.s  in  unserer  Zeit  darf  dit;  jiolitische  und  sociale  (it-fahr  des  .  .Militär-  und 
B«emteni>taats'*,  der  eben  durch  diese  iüchtung  immer  mehr  begünstigt  wird,  nicht 
Übersehen  weiden.  Beamten*  nnd  Advoeatenpailainente  sind  kein  groeser  Segen, 
ftbertriebenes  „Strebertbum**  und  ScrviliMnus  in  einem  solchen  Staate  bedcnkliclie 
Uebelstände.  Parlamente,  in  denen  die  Diäteufrage,  selbst  ftU  dlo  Beschlussfähigkeit, 
eine  grosse  Rolle  spielt,  verratheu  gleichfalls  tiefe  Mlüigel  des  Staatswesens.  Ein 
nnabh&ngi^t  r  tüchtiger  Grossgrandbesitzerstand ,  wenn  auch  mit  etwas  „Junkertboin** 
V  rstMzt.  li<  r  rt  besseres  Holz,  nm  Abgeordnete  und  Tollends  Staatsmänner  und  Kriegs- 
utanuer  daraus  zu  schnitzen.  Das  hat  der  brandenburg-preussische  Staat  seit  Jahr- 
hmdeiten  bewiesen.  Ohne  den  „prenssischen  Janker"  hätten  wir  vielleicht  heute 
diesen  Staat  und  das  aus  ihr  hervorgcpanjjene  nouc  Deutsche  Reith  nicht.  Alle 
solche  Bucksichten  kommen  bei  der  Entscheidung  solcher  Uruudeigenthumsfragen  mit 
in  Betracht.  Samter,  die  BodenbesitzrefonDer,  vollends  nach  ihrer  doctrinlren 
Auffassung  die  Socialisten,  beachten  das  AII<  s  viel  /.u  wenig  oder  ini>*'^ai  htm  »-^  ab- 
sichtlich. Auch  die  Nothwendigkeit  eines  grundaristokratischea  (iegengewichts  gegen 
die  mit  dem  Priraikapital  ong  znsammenhKngende  Geldaristf^ratle  nnd  wahre  Plnto- 
kratie  i  t.  wie  bchuii  oben  (§.  lUO)  bemerkt,  zu  erwägen,  —  wenngleich  die  Gegen- 
sätze durch  Eheverbindutigen  und  durch  Anlogung  des  (ieldkapitals  in  Grund  und 
Büdcu  bich  verwischen.  Aber  indem  die  Geldaristokratie  alluuilig  zur  tirondaristokratie 
wird,  schleift  sie  auch  hlbsliche  Seilen  ihres  Ursprungs  ab,  veredelt  sich  und  erhebt 
sich  nach  nnd  nach  zur  Erfassung  socialer  Pflichten  und  Functionen.  Buchen- 
berger  (I,  237)  fahrt  obige  Stellen  Uber  Bauernstand  und  Grossgrund  besitz  aus 
meiner  2.  Anlage  (S.  741)  wftrtUch  an  und  fSiehtet  ihnen  ganx  bei. 
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Die  social-ökonomiscbe  Kechtfertigniif?  des  Grossgrundbesitzes 
iat  daher  theoretisch  in  letzter  Linie  ähnlich  wie  diejenige  des 
Privatkapitals  zu  geben,  auf  den  socialen  Amtscharacter" 
alles  Gewicht  zu  legen ,  auf  die  diesem  gemäss  tibemommenen 
und  befriedigend  im  Gesellschaftsinteresse  ausgeftlhrten  socialen 
Functionen,  nicht  auf  das  privatrecbüicbe  Moment  (oben  §.  143, 
144,  154). 

Fehlen  diese  tüchtigen  socialen  Functionen  des  Grossgrund- 
besitzerstands, so  wird  die  pri vatrechtlic he  Begründung 
seines  Gnindeigentboins  diesem  Stande  keine  dauernde  Sicherheit 
geben.  Sie  wird  in  der  That  auch  kein  gentigender  Grund  gegßü 
einen  ökonomisch-technisch  öfters  wohl  durchführbaren  Uebergang 
(oder  Rückgang)  des  Bodens  in  das  Eigentbnm  des  Staats,  des 
Vertreters  der  nationalen  Gemeinscbaflt,  sein,  freilich  aber,  wie 
Blieben  berger  mit  Reebt  sagt  (I,  238),  niebt  siim  Zweok,  „alle 
Landwirtbe  %n  Staatspftchtem  an  maeben",  als  vielmebr  das  Gross» 
gmndeigentbom  in  soeial  besser  wirkendes  bftaerliebes  Eigentbiiin 
binttbersnfllbren.  Um  die  rein  privatrecbtliebe  Begründung  dea 
GroBsgrondbesitzes  steht  es  nach  dem  Froheren  (§.  164  ff.)  ohnebin 
▼ielfach  misslich  genng.  Ein  NoH  me  tangere  ist  aber  das  Privat- 
eigenthnm  nnd  vollends  das  private  Gmndeigentbnm  nach  der 
richtigen  soeialrechtlichen  AnfTassnng  llberhanpt  nicht:  es  steht 
in  der  Gemeinschaft  ond  ist  dnrcb  deren  souveräne  Rechts- 
bildangaus  überwiegenden  Zweckmässigkeitsgründen  immer  zwangs- 
weise zu  beseitigen  und  abzulösen  oder  zu  beschränken,  wenn  es 
das  Gemeinschaftswohl  fordert,  gerade  wie  es  nur  durch  Gründe 
des  letzteren  und  dem  entsprechende  rechtliche  Anschauungen  ge- 
schaffen wild  (§.  120,  121).  (Vgl.  unten  Kapitel  3,  Enteignung.) 

Fnter  den  Umständen,  welche  gegen  den  Fortbestand  des 
Grossgrundbesitzes  ins  Gewicht  fallet),  sind  schon  die  vorhin  vom 
Productionsstantlpuncfc  ans  angeführten  Momente  von  Bedeutung 
(§.  203):  allgemeines,  vielleicht  noch,  wie  bisher  in  Irland  für  die 
Pächter  höchst  ungünstiges  Verpachtungssystem  statt  Selbstbewirth- 
schaftung,  Absentismus  oder  Non-residence  auf  den  Gütern,  scbleeh» 
ter  eigener  Betrieb  u.  s.  w.  Kommt  dazo  übermässige  Anbänfong 
in  einer  Hand,  Vinculirung  durch  Fideicommisse,  daher  neben  volks- 
wirthschaftlich  naohtheiliger,  auf  diese  EigenthumsordnuDg  mit 
snrttckzaruhrender  geringerer  Prodoctivität  des  Bodens  and  mithin 
geringerer  Höbe  des  ganzen  Volkseinkommens  aaeh  besonders 
nngUnstige  Vertbeilong  des  letzteren,  mangehide  Gelegenheit  zur 
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BesehftAiguDg  der  wachsenden  Volkssahl,  deshalb  Answandenmg 
oder  Qbennftssiger  Zuzug  in  die  Stidte,  so  wird  der  Orossgrnnd- 
besitz  schon  bedenklich  genug.   Wahrhaft  yerbäugnissvoll  ftlr  das 

Volksleben  wird  er  aber,  wenn  der  Stand  seine  sociale  Mission 
verkennt,  nur  seinem  eigenen  Interesse  lebt  und  alle  die  vorhin 
genannten  Aufgaben  vernachlässigt,  etwa  wie  grossentheils  in  Frank- 
reich vor  der  Revolution,  wie  viell'ach  in  Mittel-  und  JSUditalicn, 
Spanien,  Russland,  wie  leider  zu  Zeiten  auch  hie  und  da  in  Deutsch- 
land, GrossbritJinnien,  zumal  in  Irland  u.  a.  L.  m.  Es  ist  schwer 
zu  sagen,  warum  die  Rechtsbildung  hier  den  Grundbesitz,  nur 
wegen  seiner  vermeintlichen  privatrechtlichen  Begründung  und 
wegen  seines  unter  diesen  Voraussetzungen  lediglich  eng  privat- 
wirtbschai'tlichen  Interesses  für  seine  zeitweiligen  EigentbUmer, 
unangefochten  bestehen  lassen  sollte.  DafUr  ist  dies  Eigenthnms- 
object  za  bedeutsam  im  ganzen  volkswirthscbaftlichen  Process 
und  fUr  das  sociale  Zosammenleben  der  GemelDScbaft  Es  handelt 
sich  eben  beim  Boden  um  etwas  Andres  als  am  irgend  einen 
gleiehgiltigen  Gegenstand  des  GebranehsvennOgens.  Der  Boden 
ist  einmal  das  anentbehrliche  Betbfttignngsgebiet  der  nationalen 
Gemeinschaft,  ein  Natnrfaetor  von  beschränkter  Menge  und  be- 
schränkter Branehbarkeit  nach  den  VerhältDissen  der  Lage,  ein 
Werthobjeet^  dem  vielfach  die  Frttchte  des  Ökonomischen,  socialen 
nnd  coltnrlichen  Fortschritts  selbst  ohne  eigenes  Znthun  der  Eigen- 
thflmer  im  steigenden  Werthe  zufallen:  ein  Object,  mit  dem  kehi 
anderes  Gut  in  dieser  Hmsieht  zn  yergleicben  ist  nnd  fUr  welches 
daher  anoh  eme  andere  Rechtsordnung  immer  bestanden  hat,  immer 
bestehen  mnss  und  wird,  —  ein  Object,  das  auch  im  Enteignung»- 
wesen  eine  aparte  Stellang  einnimmt  (Kapitel  3). 

Unter  den  einzelnen  cliaracteri^^ti-sc hea  Symptomen,  welche  «if  eioo  anti- 
aatioA&lökouombcbe  and  anti-bociale  Function  des  Grossgrund besiUes  zieinlicb  sicher 
biBweisen,  ist  oamenÜich  der  häufige  speculative  Besitzwechsel  der  Gttter, 
nur  vm  au  dem  hSkeren  Conjuncturonprels  denelbea  za  goirinnen,  bemeikeBf- 
werth.  Hier  liegen  gewöhnlich  nicht  Ökonomisch  vom  bisherigen  Eigeuthiimer  ver- 
diente Gewinne  vor,  welche  aui  diu  cigeDcn  Leistungen,  z.  B.  für  die  Hebung  der 
Bodencoltor  de»  Gnts,  zuruckznfllbreii  sind:  ein  Fall,  der  wenigsteuü  wirthsduAUch 
den  Uewinnbezug  aus  der  Ve^5us^(■rllIl<r  gerechtfertigter  erscheinen  lassen  kann,  wenn- 

Sleich  noch  hier  die  sociale  Pilicht,  weiche  das  Kigenthum  aafiegt,  rerkanut  wird, 
[«dstens  bandelt  es  sieb  nber  um  die  Avsnvtznng  der  znf Iiiigen  Zeitrer- 
bftltnisse,  welcbe  das  Angebot  und  die  Nac  hfrage  der  Landgüter  mit  bestimmen, 
um  die  Ausbeutung  znf&Iligor  Nothlagen  früherer  Käufer  und  Zwangslagen  jetziger 
Yerk&afer  und  besonders  am  die  Erzielung  specnlatirer  Gewinne,  welcbe  vm  Yerioderung 
des  nUgeneiDen  Zinsfusses  und  des  allgemeinen  Gangs  der  Grondrente  der  Producten- 
preise  hervorgehen  i«^.  110).  Veränderungen,  welche  wieder  unabhängig  von  der 
Tbfttigkoit  des  Einzelnen  durch  den  Gesamutgaug  des  volkswuthschai'Uichca  Lebens, 
der  Crediirerbittnisse,  der  Politik,  der  Tecbnik,  des  Oomaranicatioiiswesens,  der 
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BatQrlichen  aod  örtlichen  BerSlkmn^lMwegiiDp  v.  8.  w,  bowtriit  werdeD.   Der  q>e» 

cuUtirc  Besitzwcchsel  des  r;ro^s2^riiridbf".itzcs  nrtct  hier  unter  ümständcn  bei  der 
heutigen  „Freiheit  des  (irundeigcothams*'  selbst  zum  geverbsmässigen  Outerschacber 
am  xmA  verUadet  ileli  htM  nft  dem  Anskuif  dee  KlehifraiidbedtsBes,  ImM  nit  der 
wHoftcUlchtorei"  der  Grossgüter  und  Baiicr^^ütcr.  Wo  solche  Verhältnisse  abethaild 
Dehmen,  wird  das  ländliche  Grundcigenthom  dem  modernen  gross&tidtiscben  Grand- 
lind  Haoseigcnthnm  immer  ähnlicher.  Siehe  z.  B.  Prenasiscbe  Landwirthschaftliche 
Jahrbücher  1878,  S.  304:  Es  wird  in  Sclil-  >wij:- Holstein  „bcklapt.  dass  bei  den 
jetzifren  Fhictuationen  im  (ji!t(  rhandel  dem  ländliclu  ii  (inindlx'sitz  der  Cliaractt-r  ab- 
handen zu  kommen  droht,  welchen  er  früher  halte,  ah  der  Besitzer  den  Hof  als 
seine  Heimath  betrachtete,  welche  er  mit  Liebe  fur  sich  and  seine  Nachkommea 
pflcpto."  Vt.'l.  die  von  Rodbortus  mitjfctheilte  Statistik  des  Besitzwechsels  der 
Kitterguter  in  Preossen  in  den  Jahren  1835 — 64,  in  der  Tabelle  am  Scbiaas  des 
1.  Btndei  sdaer  Scbrift  ober  die  Greditnotii.  Leikt  MsheineD  Dar  die  Periode  Mit 
1864  Ihnliche  statiitifche  ZosunmensteUoDgen  za  fehlen,  wenigstens  nicht  verOffeiUlIdiC 
n  sein. 

Unter  solchen  Umständen  entfallen  die  wiebtig- 
Bten  Beehtfertigungsgrflnde  fttr  den  l&ndlicben  pri- 
vaten OroBsgrnndbesitz  ans  dem  Standpnnete  des 
Gesammtinteresses.  Ja,  das  Privatefgentbom  am  Boden, 
welches  die  Voraussetzung  fUr  solche  ökonomisch  und  social 
scbüdlioben,  die  Vertbeilnng  des  Volkseinkommens  nngUnstig  beein- 
Hassenden  Manipnlationen  ist,  wird  nnheilyoU  fttr  die  Gesellschaft. 
Es  ist  nicht  nur  ein  nnsweifelhafites  Recht,  sondern  eine  Pflicht 
des  Staats,  solche  Gestaltung  zn  Terhllteo,  woza  die  grunds&lz- 
licbe  Beseitigung  des  grossen  privaten  Ornndeigenthoms  das  allein 
abhelfende  Mittel  werden  kann.  Das  möge  der  Grossgrundbesitz 
beherzigen ! 

3,  Abschnitt. 
Stidttselies  Grund-  und  Hanseigenthimi. 

§.  204  [S.  745 — 747].  Vorbcmeriungen  und  Litteratur.  Der  Boden 
eis  Standort  and  das  private  stidtische  Grnndeigcnthum  ist  in  derNationd- 

ökonoinie  bis  vor  karzem  noch  sehr  wenig  genauer  untersucht,  meist  nur  nebenbei  in 
der  (irundreiitenliiferafnr  und  in  der  Litti?ratur  Ubir  die  stildtis«  he  WohnongS- 
frage  {.,\\  uhüun);>iiutir')  bonihrt  worden.    Dies  ist  ein  grosser  Mangel. 

Fdr  die  Grundrententheoric  ist  dieser  Bodos  und  das  Privateigen tbnm 
daran  wirhtiuer  als  der  ländliclie.  der  Bergwerksboden  u.  s.  w. ,  weil  sicli  an  ihm 
und  an  den  städtischen,  olion  vorliegenden  Gnindstllck>,  Haus-  und  Miethpreisen  ond 
deren  rascher  Vorlndemng  die  Rententheorie  ganz  rorzflglich,  ftrmlich  experimentell, 
viel  einfacher  a!s  au  allem  androti  nod>'ii,  douionstriren  und  tli.' R  i  c  a  rd  o-Thün  e n'sche 
Lehre  von  der  (Diüerentiai-)ürundrente  in  ihrem  unomstössUch  richtigen  Kern  bcaonden 
leicht  gtgea  aUe  Anfechtungen  eriiirten  IXsst.  Diese  Rententheorie  erfallt  durch  dio 
VerhUtnissc  des  städtischen  Grundeigcnthnms  dne  treffliche  Bestätigung. 

Namentlich  tritt  der  maasgebende  Einfln«s  der  Lage  der  (Jrundsttleke  auf  (»ane 
und  Hohe  der  Rente  nirgends  so  significant  als  in  den  Städten  und  überhaupt  bei  der 
Benutzung  des  Hodens  ab  Standort  fOl  Wohnungen  hervor.  Daher  lastien  besonders 
die  ThUncn 'sehen  l'nterstichtingen  eine  wichtige  Fnrtdetrutrg  auf  die  städtischen 
Verhältnisse  zu.  Vgl.  pa&sim  Wulkoi'f,  opusculcü  &ur  la  reute  fonciere  und  lectares 
d'Acononie  politiqne  nttonelle,  der  nvr  hei  der  Betnchton^  des  Bodens  als  empbeement , 
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Standort,  in  der  Ableitun;;  der  Rente  aus  dem  Standort  za  weit  gellt  mid  dies  Moment 
zu  stark  betont,  seine  ikdeutiiti^  zu  sehr  verallKemcinert. 

In  der  Wo linungs frage  iät  früher  mebteos  auch  auf  den  engen  Znsamioea- 
liang  derselben  mit  der  Okonomischca  und  aociideii  Stellang  des  st&dtischen  Grasd- 
nnd  Hansel penth ums  viel  zu  wenig  Bezug  genommen  worden,  doch  hat  sich  das  neuer- 
dings gelindert.    Mir  schien  schon  lange  die  eigentlich  kritische  Signatur  dieser 
Frage,  ihre  hinflge  Zotpltzasg  nr  Wohnnngsnoth  (§.211«  217)«  geiAde  in  diesem 
Znsammenhang  des   städtischen    Wohnungswesens   mit  dem  Privat- 
eigenthum am  Boden  und  Haus  zu  liegen.    Diesen  Standpanct  vertrat  and 
nodTiite  ich  bereits  niher  in  der  Efsenaeher  Debatte  tiber  Wohnnngsnoth  1872 
{vgl.  Yerhandlungen  der  Eisenarher  Vorsammlang  zur  Besprechung  der  socialen  Frage, 
Leipzig  1873,  S.  231  —243).    Im  Texte  schon  der  1.  Auflage  der  Grundlegung  die 
Kcnanere  Ausführung  nach  den  damals  dargele^rten  Oesichtapunctcn.  Diese  damals  rcr- 
hlltniSBBissig  noch  sehr  allein  stehende  Auffassung,  in  welcher  ich  lange  Zeit  auch  von 
Anderen  ..Kathedorsocialisten"  w,-Mi^  ütUerNtUt/iina;  gefunden  ha1)e.  stimmt  in  einigen 
Puncten  Ubercin  mit  derjenigen  auch  schon  dainaligeii  von  Ratkowsl»y,  vgl.  besonders 
„die  zur  Kefom  der  Wohnungs-Zust&nde  in  grossen  Städten  nothwendigcn  Maassrsgeln 
der  GesetzffebiiiiL'  und  Verwaltung"  (mit  be<ori(i<  r>^r  IvUcksicht  auf  Wien),  von  ihm, 
•Separat- Abdruck  aus  dem  „Üesterreichischen  Uekonouü.st'\  Wien  lb71.  £r  bekämpfte 
namentlich  das  Banstellenmonopol  and  den  Benstellenwncher  (n.  n.  0.  S.  81)  nnd  das 
fi>ferrtMiliiirhe  System   wcitLr''li''rii^T    langjähriger  Steuerfreiheiten   für  Neubauten. 
Vgl.  daselbst  auch  die  Ausführungen  über  die  Grundrente  (S.  36  IT.  mit  der  richtigen 
Polemik  in  diesem  Panete  gegen  Sohlffle's  LehreX   Sc  hl  ff  le  (Socialer  KOrper 
III,  890)  gestand  übrigens  später  selbst  in  anerkennenswerther  Wei^e  zu,  duss  er  bei 
der  Rechtfertigung  des  privaten  Grundeigenthums  durch   die  Unentbehriichkeit  der 
privaten  Prämicnfunction  der  Grundrente  die  richtige  Grenze  nicht  innegehalten  habe. 
Bemerkenswerth  sind  auch  schon  Irtther  J.  Paacher*s  Ausführungen  Uber  städtisches 
(irundeigenthum  und  Baustellen monopol  mit  Hinweisnng  auf  Expropriation  und  die 
Analogie  der  Sachlage  mit  der  bestehenden  Bergbaufreiheit,  dem  GrundcigenthUmer 
gegenttber  (Berliner  Viertetjahrssohriit  fiir  Volkswirthschaft  XVI  [1866]  S.  30  ff.); 
i^jiäter  freilich  mit  eiii'-r  I'-  '-'-rv-- .  wr  lche  eine  Am<  Irlinunir  des  Kxj)ropria(inr)srechts 
abweist  „unter  den  heutigen  Zuständen  und  gar  in  einem  politischen  Staate  mit  leiden- 
schaftlich politisohen  Parteien**  (Verhandlangen  des  dentsehen  Tolimwirtlischaftlichen 
Conpre^-.  >  in  .  IST.T.  B  erlin  1873  S.  154\  eiiv;  Ui^sorre.  die  die  praktische 

Bedeutung  einer  tieferen  fieform  des  Grandeigenthamsrecht  ziemlich  sicher  für  immer 
anf hebra  wurde,  lieben  allem  Optimismns  der  Prefbandebschnle  nnd  naivem  Erstannen, 
dass  die  „Tolkswirthi^*  hafrlii-hcn  ewigen  Naturgesetze"  nicht  lauter  Segen  bringen  und 
oft  nicht  einmal  recht  wirken,  auch  manches  Kichtige,  z.  B.  in  Betreff  des  Boden- 
munopols.  der  Besteuerung,  bei  dem  im  üebrigeo  äusserst  unklaren  Wiss  (Wohnungs- 
frage in  Dentschland«  Berlin  1872). 

Die  grosse  ältere  und  neuere  TJroschUrenlitteratur  Ober  'lie 
Wohnungsfrage  enthält  sonst,  abgesehen  von  einzelneu  neuesten  bezüglichen  Arbeiten, 
Hut  nnr  Darl^egen  der  Symptome  der  Wohnnngsnoth,  vielfach  mit  zn  ein- 
seitiger oder  selbst  ausschliesslicher  R<  riii'k^irliti<rung  der  Wohnungsfrage  di-r  unteren 
Classen,  während  es  für  die  principiellu  Beurtheilung  gerade  sehr  wichtig  ist,  die 
Wohnnngsnoth  als  einen,  zeitweise  nnd  OrÜich  wenigstens,  fast  allgemeinen  ökonomischen 
und  socialen  Nothstand  der  ganzen  städtischen  BeviVlkerunir,  mit  Ausnahme  dos  Grund- 
besitzerstands, anzuerkennen,  wofür  dann  aber  in  unvermeidlichen  Kückschlägen  des 
Baostellenschwindels  und  der  cxcessivcn  ßauwuth  hinterher  die  Grondbesitzer  auch 
nanchfach  in  Xoth  gerathen.  Wohnnngsnoth  einer-,  Grund-  und  Ilausbe^itzkrise 
anderseits  stehen  in  ensrer  Verhiiidun;r  ntifer  Arh  wie  mit  der  Institution  des  Prirat- 
cigcnthums  am  städtischen  Boden,  wenigstens  in  den  grösseren  Städten. 

Weiter  besehlMgt  sich  jene  Litteratnr  mit  den  Heilmitteln,  aber  m.  E.  nicht 
tieftrreifond  gennsr.  w.'il  der  Taiisalnexus  -Ii-mi  d-T  Wolinunjrsnoth  und  dem  zur 
Ausbeutung  und  Spcculation  benutzten  privaten  städtischen  tirund-  und  Hanseigenthum 
nicht  eiksnnt  wird  oder«  optimistisch,  nicht  erkannt  werden  will  Die  rorgeschlagenen 
Ulltd«  Verli-'ssornns'  der  Comraunicitioncn ,  genossensoliaftlich''"  Selbsthilfe.  Keformcn 
in  der  Bantccbnik  and  Baupolizei  u.  »,  w.  sind  nicht  unrichtig,  aber  nicht  wirksam 
genug.  Dsss  anch  die  FmOiandelssdinle  an  ftimi  Principien  in  dieser  EVage  maach" 
ftcfa  im  zn  weiden  beginnt,  bewies  schon  die  Yechandlnng  in  Wien  1873.  Das 
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Heil  in  dor  Spprnlation  der  BaugescUschafteii  und  deren  späterem  Ruin  zu  suchen, 
wie  sogar  Gucist  in  Wien  tbat  (Verhandlungen  des  Congresses  S.  134),  cnuipricbt 
zwar  der  orthodoxesten  Theorie  der  freien  Concarrenz  vollständig,  fand  aber  selbst  auf 
dem  deutschen  volkswirthschaftlichcn  Conpress  bereits  damals  keine  Beistimmung:  mehr. 
Wenn  aacb  in  diesem  Kreise  mehrfach  die  Ansicht  trertreten  wird,  dass  «enigsteuä 
die  au  <l«n  Ifaritte  ^haltenen  Banstdleii,  deren  Prifateigenthttmer  die  Gonjnnctiuwi- 
gewinne,  die  Gneist  sehen  ..SjiririL'Wfrthc",  beziehen,  dner  Besten ening-  untcrzog-cn 
werden  sollen,  welche  dies  Zurückhalten  der  Baustellen  erBchwert  und  jene  von  dor 
Gemeinscbaft  allein  ▼oidienten  Gewinne  des  Privaten  trifit  (rgl.  z.  B.  wiss  in  den 
Wiener  Verhandlangen  dos  volkswirthschaftlichen  Congrcsses  S.  140),  so  zeigt  sich, 
dass  man  auch  hier  beginnt,  in  Reformen  des  Rechts  den  richtigen  Weg  zur  Abhilfe 
zu  suchen.  Zar  Orientirung  über  die  Wohnangsfrage  und  deren  Litteratar  vgl. 
namentlich  das  reichhaltige  geistvolle  Referat  En  gel 's  auf  dem  Eisenacher  soci&I- 
politischen  Congress  1*^72  (Verhandlungen  S.  104—280.  auch  selbständig  erschienen) 
nebst  Debatte.  Engel  legt  seiner  Neigung  nach  auf  die  rechtlichen  Seiten 
der  Frage  gegenttber  den  ökonomisch -technischen  nur  zu  wenig  Gewicht,  darin  der 
Anschauung  des  volksvirthschafilichen  Congrcsses  näherstehend.  Vgl.  über  dies« 
die  Verhandlungen  in  Wien  Uber  die  Wohnungsfrage  S.  115  — 155.  Bei  mancher 
Uebenchwinglichkeit  und  ünklarbsft  (auch  z.  B,  über  die  Forderangen  binslöhtlich 
des  Staatsoinpreifens  S.  106  ff.)  doch  auch  viele  gute  Gesichtspuiictc,  besonders 
beachtenswcrth  fUr  die  Postulato  unten  in  §.  217,  in  der  Schrift  des  Pseudonymen 
Arminius,  die  Grossstidte  in  ihrer  Wohnungsnoth  (mit  Vorwon  von  v.  d.  Goltz), 
Ldpzig  1874.  —  Vgl.  sonst  auch  die  beiden  Aufsätze  von  J.  Fauch  er  tlber  „Be- 
wegung für  Wohnunfrsrcform " .  Volk.swirthschaftlichc  Vifiteljahrsschrift  lSt>5,  XII. 
127  U  .  1866,  XIII.  ""tJ  Ü..  sowie  über  „Häuserbauunteniclmiung  in  Geiste  der  Zeit", 
ebenda  ISGU,  XXVI,  48  ff.  (besonders  über  die  Vortheile  der  horizontalan  Statt  dw 
vertikalen  Ausdehnung  der  Grossstädte,  mit  IliriwiMs  auf  London). 

Seit  Ende  der  ]  670  er  Jahre  und  der  intensiveren  Beschäftigung  mit  der  socialen, 
inbesonders  der  Arbdterfimge  bat  sich  die  Anüierluanikeit  immer  stärker  gerade  der 
Woli  IUI  n  gs  f  r  age  zugewendet,  allerdings  meist  mit  Beschrruiknng  auf  die  Wohnungs- 
Verhältnisse  der  arbeitenden  und  tiborhaupt  der  unteren  ärmeren  Glessen.  Auch  die 
Vereine  und  Versammlnngen  fBr  Erörterung  dor  sodaler  Fragen  haben  sich 
vielfach  mit  dem  Wohnungswesen  beschäftigt.  Untersuchungen  der  thatsächlichen 
Verhähnisse  veranlasst,  die  Frage  nach  verschiedenen  Seiten  erörtert.  Hilfsmittel  vor- 
geschlagen, practiscbe  Alaassnahmen  eingeleitet.  Dabei  sind  auch  die  Privatrechts- 
fiagen  berührt,  aber  doch  nur  aui^nahmsweise  das  Prirateigenthum  angezweifelt  worden. 
Im  Ganzen  bewegen  sich  di<-  Rüfonn^-n  auf  der  Basis  des  bc-telicnden  Rechts, 
appelliren  an  den  Voluntarismus  nur  mit  vorkommender  Befürwortung  einer  Eweiteruug 
des  Ezpropriationsrechts  und  sch&rferen,  namentUoii  auch  die  sanitären  Interessen 
mehr  wahrneliiMcndcn ,  die  A'i>nut/niig  des  Rodens  zu  engen  Micthskasernen  und 
damit  allerdings  die  GruudstUcksspecuiation  etwas  einschränkenden  Baupolizei- 
ordnvngen.  Das  Auftreten  der  Gholera  (Hamburg  18921)  hat  dieser  Tendenz 
noch  Vorschub  geleistet.  Siehe  besonders  die  beiden  B;iii<le  der  Schriften  des  Vereins 
für  Socialpolitik  30  und  31  (I8S6).  die  Wohnungshotb  der  ärmeren  Classcn  in  den 
dentschen  Grossstftdten  und  Vorschlüge  zu  deren  Abhilfe,  mit  einer  Einleitung  von 
Hiquel;  darin  Berichte  Uber  dio  Arbciterwohnnngsfrage  in  England  von  Aschrott 
in  Band  .'10  und  über  die  Wohnungsfrage  in  Frankreich  von  Raffalovieh  in 
Rand  'fl.  Die  Rc«  htsfragen  mit  erörtert.  Darüber  dann  die  Erörterung  aut  der 
Ve^^amullung  des  Vereins  in  1SS6  mit  Referat  von  Micjuol,  Correferat  von  Pastor 
Bodelschwingh  in  Haii<l  M.S  (Leipzig  1SS7).  Ferner  in  den  Srliriffen  des  Vereins 
für  ArmenpÜege  und  Wohlthäügkeit,  eingehende  Berichte  und  Verhandlungen  in 
Band  6,  7,  und  besonders  11,  13  über  die  Wobnnngsfirsge  vom  Standpnnct  der 
Armenpflege  mehrfach  Speciallittcratur  in  diesen  Vereinsschrifien.  Siehe  anrh 
0.  Schmoller,  ein  Mahnruf  in  der  Wohnungsfrage,  in  seinen  Jahrbuchern  lSb9, 
XI,  Band  2,  S.  425.  In  dieser  Zeitschrift  mehrfach  Becensionen  neuerer  Litteratur, 
so  von  Oldenberg  in  XVI,  1802,  S.  310  ff.  Albrecht,  Wohnungsnoth  in  den 
Grossstädten  u.  s.  w..  München  IbUl.  Materialien  auch  im  Böhmcrt'schcn  Arbeiter- 
freund.  Es  ist  nicht  die  Aufgabe  dieses  Abschnitts,  die  Wohnungsfrage  speciell  za 
behandeln,  insbesondre  auch  nicht  die  Wohnungsfrage  als  Theil  der  Arbeiterfrage» 
Weitao  SpecialUtterator  darüber  gehört  daher  auch  nicht  hierher.  Nur  der  Zusammen- 
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hang  zwischen  der  Wofaniingä-,  auch  der  Wohnangsnothfrage  ond  der  Frage  dea 
Stldtiächen  Grund-  und  Uauseigenthums  ist  hier  für  uns  zu  beachten. 

Dies  ist  auch  der  Standpunct  in  der  Litteratur  der  Bodenbositzreform- 
Bewcguug.  Die  Ict/.terc  hat  beg:reiflicher  Weise  gerade  die  Missstünde  dieser 
Katagoriaen  priraten  Grundeigentbumä  schärfer  aufgedeckt  und  damit  dann  die 
Hiese  von  der  Abschaffung  des  Privatcigenthums  und  der  Einführiinfr  des  Gemcin- 
eigenthoms  an  dieücin  Buden  zu  stutzen  gesucht.  S.  darüber  besonders  Flurscheim» 
genaute  Schriften«  die  Berliner  Zeitochrift  „Freiland''.  H.  Freese,  Wohnanginotb 
und  Absatzkrisis  (in  letzterer  Beziehung;  unhaltbar)  in  Conrrvd's  Jahrbüchern  1893, 
Band  ül,  S.  t>41.  Der  schwache  Punct  in  dieser  Litteratur  ist  nur  auch  wieder  die 
Yerkennong  der  Schwierigkeiton  und  Bedenken  himichtfich  der  YMwirkHchnng  einer 
(icmeineigenthnmsordnnng  am  stidtischen  Bodon.  wenn  die  rikonomischen.  techniMdien 
und  socialen  Bau-  und  Wohnnngsintcressen  richtig  befriedi^rt  werden  sollen. 

Wesentlich  den  Standpimct  des  privaten  Interessenten  vertreten  Vereine  einmal 
der  städtischen  Unradbesitzcr,  dann  der  Miether  und  die  von  solchen  Vereinen  aus- 
gehenden Schriften,  auch  Zeitschriften.  So  die  Schriften  des  Centraiverbands  der 
Haus-  und  städtischen  Grundbesitzervereine  Deutschlands,  herausgegeben  von  ü.  Strauss 
(seit  1890),  die  Zeitschrift  von  Berliser  Gnudbeeitirereinen  ,,da8^ndeigeBfhaiii'*ii.s.w., 
anderseits  die  Zeitung  der  Vereins  Beriificr  Wohnungsuiiether  (seit  1S90).  Dii-  Vei- 
gleichuug  der  entgegengesetzten  Interosaenstandpunctc  z.  B.  in  den  Erörterungen  Uber 
ein  NormKMiethfertngs-Fomialar  ist  auch  fbr  die  allgemeineren  Principienfnigeii  lehr- 
reich. In  diesen  Zeitsehrifton  auch  mancherlei  thalsächliches  Material.  Vgl.  hier/.u 
anch  die  Arbeiten  Eberstadt's  Berliner  Cominunalruform ,  Preussische  Jahrbücher 
1892,  Band  70  nnd  selbständig  (System  und  Princip  der  Berliner  Stadtverwaltung), 
ferner  Grundsätze  di-r  städtischen  Bodenpolitik.  Schmollers  Jahrbuch  1S93,  XVII, 
S.  119<i.  Schneid.T.  Wohriiintrsniiethrecht  und  S'-ine  sociale  Reform,  T.ci[i/ig  1^93. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  zur  Benrtheilung  der  modernen,  nauienilich  der 
OODtinentalen  grossstädtisehen  Wohnungsvcrhältnisse  der  Bevölkerung,  ist  die 
wertbvolle  neuere  Wohnunpsstatistik,  welche  die  Aufnahmen  bei  Gele|r<nheit  der 
Yolksz&hluugeu  geliefert  haben.  Siehe  Litteratur  darüber  schon  in  Grundlegung  I, 
8.  496  and  die  verarbeitong  eines  Theils  des  bezüglichen  Materiiüs  in  der  dort  ge^ 
nannten  Schrift  von  Michaelis.  Vortreffliche  Bearbeitung  des  Berliner  Materials 
im  2.  Hefte  der  Ton  B.  Böclih  herausgegebenen  amtlichen  Schrift  „die  Beröikeruugs- 
11.  s.  w.  Anftiahme  rom  l.December  1875  in  Berlin'N  Berlin  1878,  nnd  in  den  Ihn- 
liehen  Bearbeitungen  der  späteren  Aufnahmen,  so  für  1S85.  lieft  2.  Abtheilung  III 
(Berlin  1!:>9]).  Ferner  im  Berliner  städtischen  statistischen  Jahrbuch,  auch  über 
Werth  der  Grundstücke  (Feuerversicheninj.'^werth,  theilweise  Kaufpreise),  Miethwerth, 
Besitzwechsel,  freiwilliger  und  durch  Subhastationcn.  so  im  Doppe^ahrgang  XYI,  XVQ 
(Berlin  1S93),  S.  231  ff.,  246  11'.  Aehnliche  Daten  aber  neuerdings  auch  für  andere 
grössere  Stiidte  (so  Leipzig,  Arbeiten  Hasse's),  anch  dann  vergleichend  sutisiische 
Arbeiten  im  Statistischen  Jahrbuch  dentsdier  Stidte  (ron  Neefe,  Hasse).  Eine 
der  besten  uionoprapisrli-sfnti-fi'^rheti  Arbeiten  ist  „die  WohnungsenquCfe  in  (1er  Stadt 
Basel"  (16^9),  bearbeitet  von  K.  Buch  er  (Basel  lÖUl).  Vielerlei  statistische  Daten 
in  der  oben  genannten  Littentnr  der  Wohnnngsnoth.  Anf  alle  im  Text  behandelten 
Fragen  werfen  die  Berliner  Verhältnisse  der  Kenzeit  ein  besonders  scharfes  Licht. 
Sie  zeigen  die  Gefabren,  welche  in  den  Wohnnng8zm>tändeu  liegen,  schlagend.  Natürlich 
sind  diese  Zustände  anderswo  nicht  überall  so  bedenklich,  aber  nur  gradweise,  nicht 
spedflsehe  Unterschiede  zeigen  sich. 

Auch  für  die  Fr.iiren  des  städtischen  Grund-  und  H au seigeuthu  ms 
liefert  die  genannte  Stati>iik  worthvollc  Beiträge  zur  Beurtheilung.  Doch  sind  dafür 
weitere  Statistische  Thatsachen,  velche  nicht  immer  genügend  constatirt  oder  wenigstens 
nicht  zusammens'e^tf^'llt  sind,  mehrfach  noch  wiclitiger.  Die  Vertheilung  des  städtischen 
Grund-  und  Hausbesitzes,  der  \\  echsel  im  Besitz,  die  Ursachen  dieses  \\  echsels  (Erb- 
gang, Yerkanf,  freiwilliger  und  unfreiwilliger  BeaitsweGhsel  in  Folge  gerichdieher 
Zwangsreräusserung),  der  Werth,  bez.  Preis  der  Baustellen  und  der  bebauten  Grund- 
stücke, der  Wechsel  dieses  Werths,  die  neue  iuipitalverwondung  für  Bauten,  der 
Miethwerth  nnd  dessen  Wechsel*  die  Hypotheken -Yerschnldnng  nnd  deren  Bewegung, 
Stand.  Beruf,  Confession  (jüdischer  städtischer  Grundbesitz)  der  EigcnthUmcr  u.  a.  m. 
sind  hier  von  besonderem  Interesse.  Manches  beztlgli(  he  Materiid  aus  Grossstädten, 
seltener  aus  kleinen  Städten,  liegt  vor,  aber  ohne  gar  zu  grosse  Schwierigkeiten  müssto 
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dassenie  ans  den  Grand-  und  HypothokenbQclicrn  und  SteaerkaUstorn  a.  s.  w.  ver- 
vollständigt werden  können,  wodurch  erst  umfassendere  Vergleiche  möglich  worden. 
Eine  kleine  Tabelle  über  das  Verhältniss  der  Zalil  der  Hausbcsiiier  zu  der  Zahl  der 
Wohnhäuser  und  Ilaushalttinpcn  für  verscliiedene  doiitschc  Stidte  nebst  Bern  siehe 
bei  Conrad.  Jahrijücher.  Band  27.  S  3S').  In  den  (irosstädten  machen  die  Hmis- 
be2.  Gmndstllckäbcäitzer  der  hier  zusamuiengestcUtea  Stildte  ca.  15  —  7  —  8  Proceut. 
in  den  Klein-  und  Mfttelstidtea  71—64  —  49—20  Procent  dar  Haiuhnltongnn  ant. 
Besonders  wcrthvolles  Material  in  d>'m  Statistischen  Jabcbiicb  foo  Berlin.  Einige 
Daten  daraus  zum  tieleg  des  Textes  unten. 

An  meiner  Darstellanir  der  Praite  des  stadtiseben  6mnd-  und  Haoseigentlinins 
in  der  1.  Auflage  habe  ich  in  der  zweiten  nichts  Wesentliches  zu  ändern  gehabt, 
weder  Wichtiges  hinzuzusetzen  noch  irgend  Erhebliches  zurtlckzuncbmen.  Und  ebenso 
urtheile  ich  jetzt  nach  weiteren  15  Jahren,  weshalb  auch  in  dieser  8.  Auflage  sachlich 
liut  nichts,  formell  wenig  Ter&ndort  worden  ist  Ich  bemerke  dies  ausdrficidich 
gegenüber  den  vielfachen,  namentlich  von  ..liberaler"  Seite  erfolu^ten  Angritlen  gegen 
mich  wegen  dieses  Abschnitts  und  der  darin  entwickelten  und  wie  ich  glaube  ge- 
Dtlgend  begründeten  skeptischen  Ansicht  Uber  jenen  Prirnteigenthnni  —  eine  Ansidit. 
die  nicht  selten  zu  direrten  Dennnciationen  ff»«gen  mirh  wegen  meines  ..Socialismus" 

fefuhrt  hat.  Am  wenigsten  vermag  ick  in  der  spöttischen,  aber  —  er  kennt  s^^iu 
'nblicnml  —  TOUig  oberflicblicben  Polemik  von  Minnem  der  Tolkswirthscbnftliehen 
liichtting  eines  L.  Bamberger  irgend  etwas  sachlich  Zutrelfctnles  iregen  meine 
Darstelluntr  zu  entaehmon.  (Vgl.  dessen  „Deatscbiand  und  der  Sociaiismus",  Leipzig 
1878.  S.  104,  derselbe  »die  cnitnrgeschichtliche  Bedeutung  des  Socinlislengetet»»^, 
Leipzig  187b,  S.  39  ff.).  Hier  wird  die  Polemik  gegen  das  städtische  Grundeigentbum 
lächerlich  gemacht,  weil  sie  von  der  jet^t  (isTS^  Iätii:!-t  verschwntidenen  Wohnungs- 
noth  ausgegangen  sei.  der  die  Noih  der  Speculanten  und  Hausbesitzer  Platz  gemacht 
habe.  Itemberger  war  hier  wieder  entweder  nicht  ehrlich  u'enug.  am  nnzufuhreu. 
oder  —  wa-i  irli  bei  ihm  gern  annehme  und  vii;lf;iiii  bemerkt  habe  —  zu  fluchtig, 
in  der  Lecturo  von  Schriften  eines  dem  seinen  gcgensätziicbon  Staudpuncts,  um  zn 
tiemerfcen,  dass  ich  schon  vor  dem  hentigen  Znsnmmenbmeh  der  BnospecoUtfon  Ende 
<liT  70er  Jahre  auf  diese  Noth  der  Eip<'nf!iilmer  als  auf  di'^  nothwemliyre  Cr.nsequenz 
hingewiesen  habe.  (Siehe  iu  der  1.  Auflage  der  Grundlegung  S.  661  Note,  S.  663 
Kote  80,  S.  607  Mitte,  und  bereits  die  Eisenacber  Verbandlungcn  1872,  Beriebt 
S  2'(5)  Die  Quintessenz  meiner  folgenden  AnsfUhrnniren .  mit  einigen  neuen  Be- 
merkungen, die  hier  jetzt  wieder  benutzt  werden,  in  meinem  Artikel  Grandbeaitz  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschafteu  IV,  S.  120— 12S. 

I.  —  §.  205  |352].  Fragestelluiii:.  Das  städtische  und 
nuter  diesem  wieder  das  grossstädt  ischc  Giiin(leifj:enthiim  ist 
der  wiclitii;ste  liepiäscntant  des  Privateij:eritliuins  an  liodeii,  welcher 
fllr  G e  1)  ä  u  d  c ,  besonders  W  o  h  n  g  e  b  ä  lul  e ,  und  für  den  Stand- 
<)  rt  vieler  rrodnetionszweigc  tiberhaiipt  dient  (§.  09).  Dieser  Boden 
hat  eine  von  allem  andren  Hoden  sehr  verschiedene  ökononiiselie 
Stellung;  und  l'nnctinn  in  der  N  olkswirt^chait  und  seine  specitische 
Benutzung,  vorncinlieb  als  Standort  (Area ,  Tenne)  fdr  Wohnge- 
bäude,  Vcrkautslocale  (Läden)  u.  s.  w.  zeigt  gleichfalls  eine  ganz 
andere  technische  Seite  als  die  Benatzung  des  fibrigen  Bodens. 
Diese  zwar  leicht  nachweisbaren  nnd  zum  Theil  selbst  handgreif- 
lichen Unterschiede  sind  indessen  frUher  von  der  Nationalökonomie 
wenig  beachtet,  jedenfalls  in  ihrer  grossen  Tragweite  nicht  erkannt 
worden.  Namentlich  gilt  dies  von  den  hochwichtigen  Folgen, 
welche  die  Sonderstellnng  des  „Wohnnngsbodens'^  in  der  Volks- 
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wirthschaft  für  die  rrivateigentliumsfrage  bezüglich  dieses  Bodens 
mit  sich  bringt.  Es  ist  zur  lieurtlieiliinj;  inul  Prüfung  dieser  Kategorie 
des  privaten  Grundeigenthunis  deshalb  nothwcndig,  mehr  als  dies  hei 
den  anderen  Hodenarten  geboten  ist,  deren  wirfhschaftlich-technische 
Seite  grossentlieils  als  bekannt  vorausgesetzt  werden  kann,  auf  die 
Stellung  und  Function  des  W  o  h  n  u  n  g  s  b  o  d  e  n  s  und  die 
Technik  seiner  Benutzung  liier  etwas  einzugehen  und  un- 
mittelbar daran  die  Erörterung  der  principiellen  Frage  üijer  die 
Nothwendigkeit,  Entbehrlichkeit  und  den  etwaigen  Ersatz  des 
Privateigenthums  an  diesem  Boden  anzaknttpfen.  Ausser  dem 
Wobnungsboden  und  dem  Privateigenthnm  an  diesem  selbst  mnss 
aber  bei  dem  inoigen  und  im  Ganzen  sich  mit  der  Entwicklung 
des  Städtewesens  immer  inniger  gest:iltenden  Ökonomisch-technischen 
Zusammenbange  des  Bodens  mit  dem  Hanse  aach  das  private 
Hauseigenthnm  mit  in  die  Untersuchang  hineingesogen  werden. 
Die  letztere  betrifft  daher  da«  private  Haaaboden-  oder  Wohnnngs- 
boden-  nnd  Hanseigenthnm,  demnach  vomemlich  das  städtische,  be- 
sonders grossstlldtische  private  Gmnd-  und  Hauseigentbnm. 

Allerdings  tritt  der  ZasammcDhanf^  zwischen  Boden  und  Haus  am  meisten  bei 
dem  st&rken  „VertiltmlirolineD"  oder  dem  ^rossslJidtisclion  Hochbau  hervor,  wie  er, 
theihvciso  im  nocr'Misatz  zu  Eii'i'luifi  uri  i  America,  besotiders  auf  dem  Oontinenfe 
berr>cht  und  Dank  dorn  Haiistclltiiijn  iiujiul  bei  ungenuKeiideu,  dem  Interesse  des 
Orandbcsit/crs  za  weiten  Spielraum  lassenden  Bauordnungen  zum  ^Kasernenbau"  aas* 
artfit.  Ein  pewif-ser  Ilochlrui  oiI.t  Bau  mehrstöckiger  H;inscr  empfiehlt  ^ich  aber 
nicht  nur  bist  zu  einer  gewissen  (irenze  l^berhaupt  wegen  deä  Kostenpuncts  (.umgekehrt: 
über  diese  Grenze  hinans  Tenhenert  sich  der  Hochbau  auch  rdbtitr,  p.  Stockweirk). 
sondern  auch  \reg:en  der  Er^jjiaruii!;  an  liori/.ontaler  Entfern  iuil'.  Fan  eher  schiäfft 
hier  die  Vortbeile  der  Londoner  und  die  Nacbtbeile  der  coutiueutaien  Wobnuogsweiso 
KU  hoch  an  (siehe  Ylerteljahrsschiift  XUI ,  121  IT.)  in  den  Gnsasitidten,  vogefen  die 
dortiiren  Nachthe^  und  hiesigen  VorzQge  nntcrschltzt  Verden.  Siehe  onten.  Ueber- 
baupt  §.  20(>. 

Am  Frappantesten  zeigen  sich  die  darzulegenden  Verhältnisse  in  den  Gross» 

Städten  nicht  Iiei  den  eist  iitlichen  Privatmietiiw  o  hn  u  ngen,  sondern  bei  den  ge- 
miethetcn  Läden,  besonders  in  den  verkehrsreirhen  Strassen.  Der  Ausdruck 
^Wobnungsboden „Wohnhaus"  Ix'^-roift  im  Fol;jfenden  diese  Falle  mit  in  sich. 

II.  —  §.  206  [353J.  Die  ökonomisch-technieben  Eigen- 
thUmlichkeiten  des  Wohnungsbodens,  welche  für  das 
Privateigenthnm  an  letzterem  alle  eine  mehr  oder  weniger  ab- 
weichende Stellung  von  sonstigem  privaten  Grnndcigcnthnm  be- 
gründen, sind  insbesondere:  der  grössere  Einflass  der  Lage  anf 
Grundrente  and  Grnndstiieks- Werth;  der  stärkere  Einflass  der  all> 
gemeinen  Conjonctnren  darauf;  der  Einfluss  der  leiehteren  Kapi- 
talisirnng  steigender  Renten,  besonders  auf  Eigenthumswechsel 
und  Verpfandung  des  Orundsttteks  und  Hauses;  die  Function  des 
fertigen  (Mieth-)  Hauses  wesentlich  als  Rentenfonds;  die  leichtere 
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Trennung  von  Eigenthum  uml  Nutzung  (in  der  Miethe);  die  sociale 
Abhängigkeit  der  Miether  von  den  Eigenthtimcrn;  die  eigeuthüni- 
lichen  Erscheinungen  der  Wohnungsnoth ;  die  besonderen  Verhält- 
nisse der  Bansteilen;  endlich  der  Umstand,  dass  die  Rechtfertigungs- 
gründe, welche  vom  Standpunct  des  Productionsinteresses  an» 
sonst  fUr  privates  Grundeigenthum  sprechen,  bei  städtischem 
Wohnungsboden  uud  üäasern  aus  bautechnischen  Grttnden  theils- 
Uberhaupt  nicht,  theils  onr  in  geringerem  Maasse  zutreffen  und 
eine  wirkliebe QemeineigentbnmBordnung  für  das  Bau-  und  WohnnngB- 
wesen  zwar  immer  noch  erhebliche,  aber  doch  geringere  Schwierig- 
keiten als  bei  ländlichem  Boden  bietet. 

A.  Die  Rente,  danaeh  der  Werth  des  Wobnnngsbodena, 
namentlich  der  Btädtiscben  Gnmdstttckey  ist  in  besonders  hohen» 
Maasse  abhängig  von  der  Lage  der  betreffenden  Grandsttteke^ 
regelmässig  erheblich  mehr  als  Rente  nnd  Werth  anderen  Bodens» 

Dies  erkllrt  sich  zanlcbst  aus  der  fast  allgemein  unter  den  Mensclien  als 
„socialen  Wesen"  verbreiteten  Sitte  den  örtlich  nahen  Zusum m euvohnen» 
aof  verliäl  tiiissinfiiisig  enfi^ein  Katime.  Diese  Sitte  zeigt  sich  »i  hon  in  der 
vorhemcbeudou  durl lieben  Ansiedlungsweiso  (statt  des  Einzelhoi'äyäteuiä  1  76)  und 
Uldet  sich  immer  mehr  im  St&dtewcseii ,  am  Grossartigsten  in  den  Gross-  und  Welt- 
städten aus.  Sie  beruht  auf  wichtifr^'n  BeilUrfiii>seu  des  gegenseitigen  Schutzes  und 
der  Unterstützung,  des  hc(iuemereu  Verkehrs,  auf  der  Pflege  ?ieler  („örtlicher')  Ge- 
meinbedOrfiiisse  (I,  §.  S28),  ttberhsnpt  auf  den  Erfordernissen  des  Golnirlebens.  Sie 
ist  insofern  oiri"'  Cnn- Tnicnz  der  incnsrlilichi  n  Natur  und.  in  gewissen  Grenzen,  noth- 
wendig  und  heilsam,  in  ihrer  Ausbildung  zum  Städteweseu  Ursache  und  Wirkung 
eines  wichtf|?en  Theils  des  Prooesses  höherer  Galtnr.*)  Die  Sitte  eihilt  sich  sb«r 
bodanii,  trotz:  so  mancher  Schwierigkeiten,  welche  ihr  entgegen  treten,  in  Folge  der 
geringen  Fähigkeit  des  Menschen,  selbst  bei  sehr  vervollkommneten  und  wohlfeilen 
Communicationen ,  einen  Gegenstand  beständigen,  regeln)<ässigen ,  z.  B.  täglichen  oder 
mehrmals  tSglichcn.  Trausports  zu  bilden.  Der  Grund  dafür  liegt  Weniger  in  der 
Brx  lia!Irnhi-it  der  Comuiunicationen  und  Transpoitiiiittel,  welche  einer  ausserorileiitlirh<'n 
Venuilkuujuiiiung  in  Hinsicht  auf  Sicherheit,  ScbueiÜgkeit,  Bequcmlicbkeit  uud  bcibst 
Wohlfeilheit  f&hig  sind*),  als  in  dem  stets  unvermeidlichen  Zeitsufvand,  —  time 
is  inoney  — .  ein  Aufwand,  welcher  gtlnsticsten  Falles  bei  jeder  grösseren  rritimlirlicu 
Trennung  der  Wohnungen  geopfert  werden  musa,  abgesehen  daron,  datw  bei  einer 
solchen  Wohnnngsweise  dann  die  Wirtluchaft  und  Gnltiir  fSrdenden  BerfthrungeD 
der  Indiriduen  vielfach  aufhören.  Kechnet  man  z.  B.  in  Grossst&dten  mit  vorwahend 
horizontaler  Ausdehnung,  dass  täglich  fur  die  Geschüftswege  an  Zeit  —  Uber 
diejenige  hinaas,  welche  fUr  Spazierengehen  zur  Erholung  u.  dgl.  enrtlnscht  sein  ma^ 
und  insofern  auch  privat-  und  nationalökonouii»ch  kein  Verlust  ist  —  fUr  üoheilr 
Fahren,  Warten  (an  den  Bahnhöfen,  UalteplUien  der  Pferde-  und  Stiaasenbahnen  u.  s. 


')  Abweichende  Ansicht  bei  neueren  Socialistcn,  wie  Fr.  Engels,  die  grund- 
aätzlich  gegen  die  grossen  Stadto  eifern,  ihre  l^iothwendigkeit  fiU'  industrielio  Zwccko 
u.  s.  bestreiten  und  namentlieh  die  Unml^lichkeit  bdiaupten,  die  erfordeiUchea 
hyfrieiiibchen  Verbesserungen  fibcrhaupt  in  den  (jro^sst^d(cn  herbeizuführen.  Dabei 
bleiben  indessen  alle  anderen  Seiten  der  Frage  unbeachtet.  Vgl.  z.  B.  Engels, 
Bahring's  Dnwftizung  passfra.  Siehe  «her  die  Dichtigkeit  der  BerOlhening  im 
Berlin  die  Bevrilkernng>aufnahme  von  187').  Il  ftl,  S.  80  nebst  Plan. 

*)  Die»  zeigt  vor  Allem  London,  v;:l.  liaruber  Faucher  auf  dem  Wiener 
TSlktwirtbschaftlicheu  Coogress  IbTS,  Verbandlungen  S.  150. 
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auch  nui  1  Staude  verloreu  gebt,  so  ist  dies,  bei  300  Arbeitstagen  und  10 ständigem 
Kormalmrbeitsfa^e,  eben  SO  Tage,  10  Procent  der  prodnetiveii  Zeit,  bei  SstOndigem 

Arbcit>tage  (liberale  Profesrioncn)  sogar  12Vj  Procent  dieser  Zeit,  In  Berlin  kann 
man  für  viele  Berufe  schon  heute  diesen  Verlust  so  hoch  anschlagen.  Wie  erst  bei 
J — 2  stockigen  statt  4 — 6  stockigen  H&usem  und  felbst  bei  Londoner  Gommttmcationt- 
nnd  Transportwesen!  Fauch  er  u.  A.  m.  rechnen  wohl  (mit  Kecht)  die  Nachtheile 
heraus,  welche  bei  dem  Etagenbau  durch  die  iHglichc  üeberwindang  der  Stcigangen 
(Treppen)  entstehen.  Mau  kann  aber  die  (iegcnrccbnung  machen:  wiericl  Kraft  in 
der  Hauswirthschaft  selbst  erspart  wird  in  der  Etage  mit*  borizontaleT,  Teiglicben  mit 
4ein  Ueiuen  Hanse  mit  rerticaler  Ansdehnnngl 

Diese  znnSchst  rein  natttrlicbe,  ans  dem  menschlichen  Wob- 
nnngswesen  resnltirende  Bedeatnng  der  Lage  der  Grondstttcke 
hat  nun  die  wichtigsten  Folgen  fflr  das  P rivat eigen th um  an 
diesem  Boden. 

1.  Bei  Wohnnngshoden,  welcher  Privateigcothom  ist,  tritt 
diese  Bedeutung  fUr  den  Werth  der  GrandstOcke  im  privatwirth- 
achaftlichen  System  in  der  Höhe  der  Grundrente  (und,  nach 
erfolgtem  Hausl>au,  der  in  gleicher  Weise  wie  die  (iiundreute  sich 
bildenden  Ilausientc)  hervor.  Danach  bildet  sich,  unter  Zu- 
grundelegung des  lnndesfJl)lichen  Zinst'ussesnnd  unter  Vcraiisclilagung 
der  Sicherheit  des  Kentenbezugs,  scnvie  unter  iMitberdcksichtigung 
der  Aussichten  auf  Richtung  und  Maass  der  Bewe^nin^  \ou  Rente 
und  Zinstuss,  durch  Kapitalisirung  der  Kente  ein  mittlerer  Tausch- 
werth des  Grundstücks  und  Hauses.  Mit  diesem  fällt  der  je- 
weilige Verkaufspreis  nicht  immer  zusammen,  der  viehnehr 
unter  dem  wechselnden  Eintluss  von  Angebot  und  Nachfrage  und, 
je  mehr  die  städtischen  Grundstücke  bei  der  „Freiheit  des  Qruad- 
eigentbnms*'  „Waare*'  werden,  nach  dem  Gange  der  Specn- 
lation  mehr  oder  weniger  davon  abweicht. 

2.  Die  geschilderte  menschliche  Wohnnngsweise,  besonders  in 
den  Städten,  ruft  namentlich  zahlreiche  Differenzen  in  den  Vor- 
zttgen  und  Nachtheilen  der  Lage  der  städtischen  Grundstücke 
herror,  welchen  dann  Diflbrenzen  der  Grand-  nnd  Hansrente,  des 
mittleren  Tanschwerths  and  des  specnlatiFen  Preises  des  betreffen- 
den privaten  Gmndeigenthoms  entsprechen.  Auch  dies  sind  Ver- 
hältnisse, wie  sie  sich  zwar  principiell  ebenso,  aber  dem  Grade 
nach  viel  weniger  bedeutsam  bei  anderem  Boden  finden.  Der  vorzüg- 
lich gelegene  Boden,  welcher  fttr  die  Wohnnng  nnd  fllr  die  zahl- 
reichen specifisch  städtischen  gewerblichen,  politischen  nnd  Oultar- 
zwecke  (Läden  I)  deshalb  besonders  geeignet  ist,  erlangt  hierbei 
wegen  seiner  nnvermeidlichen  Beschränktheit  in  den  Städten  so 
hervorragende  ökonomische  Bedeutung,  dass  seine  Renten  und 
daher  sein  Werth  für  den  EigeuthUmcr  ausserordentlich  hoch  steigen 
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und  leicht  eiuen  monopolistischen  Character  bekommen.  Mit 
der  weiteren,  durch  die  vermehrte  Bevölkerung  gebotenen  Aus- 
dehnung des  städtischen  Weichbildes,  d.  h.  des  zu- 
sammenhängend mit  städtischen  Gebäuden,  Plätzen,  Strassen  u.  s.  w. 
bedeckten  Bodens,  gewinnt  ein  immer  grösserer  Tbeii  der  städti- 
schen Grnndstucke  nod  Häuser  diesen  Character. 

Man  debt  das  wieder  am  Besten  an  den  Verhältnissen  lueh  dch  entwieleladar 

Grossstädte,  Dameutlich  unter  Bauordnnnf^en ,  welche  eine  zu  g^rosse  Besetzung  eines 
ürood&tackü  mit  fiaatcn  and  mit  zu  hohen  U&usern  zolassen,  wie  bisher  in  Berlin 
und  Minen  Vororten.   Pttr  Beriin  ezisdrt  dne  Kurte  det  GfnmtetttdKirerths,  velcbe 

den  UDfrcfälircn  Durcbschnittsworth  des  Bodens  jedes  Stadftheils  far  die  Ruthe,  bezw. 
Quadratmeter  aogiebt  und  den  Zwecken  der  Bodenspeculation  unmittelbar  dient,  daJier 
dfker  emeaert  vird. 

§.  207  [354].  —  B.  Eintluss  der  C  o  nj  u  n  c  t  u  ren.  Die 
Bedeutung  des  Wohnungsbodens  in  den  menschlichen  Wohnorten, 
wiederum  vor  Allem  in  den  tjtUdten,  die  grössere  oder  geringere 
Gunst  und  Ungunst  der  Lage  der  einzelnen  Clrundstücke  und  dem- 
nach die  Höhe  und  der  Gang  der  Rente  und  des  Werths  dieses 
Qrondeigentbnms  hängen  zwar  nicht  aussciiliessiich,  aber  ganz 
überwiegend  von  allgemeinen  geseÜscbattUchen  and  wirtbschatV 
lichen  Ursachen,  nicht  oder  nur  wenig  von  der  bewossten  wiith- 
scbaltlichen  £inzeltbätigkeit  des  Grondeigenthtüners  ab. 

Letzterer  Fall  liegt  allerdings  mitunter  7or,  z.  B.  wenn  ein  geverbe-  nnd  handel- 

irciiieiidL-r  Haubcigeiithnnicr  etwa  seinen  Laden  durch  seine  TOchtigkeit  und  Recllitat 
in  Aufschwung  bringt  und  dadurch  ilaus  utid  Strasse  hebt.  Aber  hier  besteht  cbcu 
nor  ein  zufälliger  Znaammeuhaug  zwischen  Haoseigenthuoier  and  Ladenbe»itzer ;  in 
letxtexer,  nicht  in  crslerer  Hinsicht  liegt  eine  persönliche  Leistung  ror.  Gerade  in 
itololien  Ladenyerh&ltniäben  zeigt  »ich  vielmehr,  wie  sehr  das  Prirateigeutbum  am 
stidtiscben  Boden  wirUfcli  .Awbeotang*'  bewirken  kann.  Eine  nocb  wenif  freqnente 
Gegend  einer  Stadt,  mit  neu«n  Häusern,  oder  bisher  oliiie  oder  olne  L'iite  I>etail- 
gescbäfto  wird  i.  B.  zunächst  durch  die  Inhaber  der  letzteren  gehoben.  Die  Früchte 
einer  oft  sehr  bedeotenden  indiridnellen  Aibeitsamkeit  nod  selbst  Kapitalfenrenduug 
fallen  dem  Ladeuinhaber  aber  nur  für  die  er^te  Miethperiode  allein  zu.  Hinterher 
mutis  er  sie  ganz  oder  giossentbeils  in  der  leicht  durchzusetzenden  Mietbsteigeraug 
dem  Hauseigenihllnier  uberlassen,  jedenfalls  sie  mit  diesem  tbeilen.  Und  ron  nan  an 
arbeitet  und  mObt  sich  der  Ladeninbaber  wesentlich  mit  für  diesen:  ein  ungleich  on- 
gtlnstigeres  ökononii>rlie«  Verhältniss  als  die  „mittelalterlich  -  feudale**  Belastung  des 
Bauern,  des  Culuueu  mit  Diensten  und  Abgaben  an  den  Grundherrn.  Deuu  dies« 
Lasten  durften  nicht  beUcbig  gesteigert  und.  wenn  der  Bauer  seine  Pflichten  erfüllte, 
er  nicht  vertrieben  werden.  Jener  grossstädtische  Ladenbesilzer  wird  beständig  ge- 
steigert, eventuell  sofort  vertrieben  und  muss  auch  noch  unter  der  oft  so  unreeliea 
Goncnrrenz  der  BemfsgenosMn  —  i.  Tb.  anch  wieder  einer  Wifkong  der  MietbMdiiBnbe 
—  leiden.  Alles  schliesslich  lUT  Vcrgrösserunfr  des  Einküinmeus  des  Hausherrn.  An 
die  Scholle  gebunden  ist  er  allerdings  nicht,  er  ist  „persönlich  frei'%  d.  b.  er  kann 
beim  Ablauf  sdoer  Miethzeit  gehen  und  —  wieder  von  ?ome  anfiuifen.  In  Mlchen 
Fällen,  welche  typisch  far  grossstädtische  Detailgeschäfte  sind,  weil  deren  Kundschaft 
vorneDiIich  eine  lucale  ist,  und  welche  zu  Hunderten  Icii  ht  constatirt  werden,  zeigt 
sich,  das»  in  der  That  das  private  Grund-  und  Hauseigenthum  zu  einer  ökonomischen 
Ausbeutung  fuhren  kann,  welche  durch  äusseren  Zwaug,  /.  H.  in  der  Unfreiheit  nicht 
erreicht  wird.  D.TiIi  eine  solche  Sachlatic  iM  tliii^t  in  d.-n  Formen  des  Eigenlhums- 
rechts  zu  einer  puraOiiiicheu  Anstrengung,  wie  äic  die  l  urcht  und  die  Strenge  des  Herrn 
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aus  den  üafroii-ii  nirht  Ik  rauspresst.  Die  „sociale  ünabhüii;:i^kcif  iIit  „freii-n  iiml 
ffleicbea  Siaataburgcr*'  ist  in  bolcben  Fallen  natürlich  auch  eine  Fictiuii.  (Vgl.  auch 
Tbnn,  IndoMrie  des  Kiederrheios  peasbn.)  Nicht  ohne  Grand  sfnd  die  ,«HM«be8iuer* 
in  der  modL-nien  fjrossstndtisclien  Posse  (Wien,  Berlin!'  die  Typen  dci  „Tyrannen" 
und  dei  „Aasbeaten'*.  Leider  eine  furchtbar  erofite  Sache,  wenn  mau  an  die  Pariser 
Commune  deulct,  deren  Zmnramenhtnir  mit  Wohnung»-  und  MiethrerbSltniseen  oft 
hervorfirehobeo  worden  h»t :  ein  Drittel  des  Einkommen:»  der  „kleinen  Leute"  auf  Micthe 
verwrandt!  —  Das  Beispiel  der  Ladeninhaber  liefert  auch  weit  mehr  als  die  gewöliiilicho 
Arbeiterstclliujtr  eine  RUte  ironische  Illustration  zur  Theorie  der  Be^rUnduDg  des  Privat- 
eigenthums  auf  Arbeit  (§.  150.  151).  Auf  ..Arbeit'*  beruht  das  Einkommen  den 
Hansbesitzerü  hier  allerdiu^.  aber  auf  der  Arbeit  des  Anderen  (sobald  eine  billige 
Kapitalrerzioäuug  fUr  das  Uaos  in  Abzug  gebracht  wird).  Nicht  das  „Kapital**, 
aonden  dnn  nGrandei^thnm'*  lit  abei  hier  du  Mittel  der  erfolgeiiclen  Oobertragung^ 
der  Aiboitqvodncte. 

Diese  Sachlage  besteht  abermals  bei  anderem  Boden  nod 
Gruudeigenthum  kaum  je  in  gleichem  Maasse,  sondern  nur  aus- 
nahmsweise annähernd  ähnlich,  wählend  sie  im  obigen  Falle 
Regel  ist. 

Die  all};enieine  und  bi  sunders  die  locale  Ab-  und  Zunahme  diT  Bevölkeruujf 
und  die  \  erkehisrichtung,  die  Bewegung  der  Voli&wirthüchalt.  nameuihch  die  Ent- 
wickloitg  Tou  Indastrie  und  Handel.  SpeeoJation,  Deb^nntpecalation ,  Krise,  Flauheit, 
ruhiger  Verlauf  des  Wirthsc)i;if!sl(  hi-ii> .  besunders  des  frewcrblichen .  die  Gestultnng- 
der  Cümmuuicatioitö-,  der  üeld*  und  üreditFerbiitnisso  und  des  Zinafttüsee,  der  Gang 
dee  politischen  Lehens,  die  hezQgliche  wirthschnfUiche  Gesetzgebung,  z.  B.  Aber  da» 
Zogrecht,  über  die  Elie?cliliei»sung,  Gewerbeordnung,  die  Maassnahmcn  der  Zwanps- 
gemeinwirthschaften ,  Sraat.  (iemeinde  in  Communalsachen  ii.  s.  w.,  das  i>ind  die 
groasen  entscheidenden  „Conjuucturen"  gerade  für  den  st&dtischen  Boden  and  da» 
dortige  Grund-  und  Uanseigenthiun. 

Die  Consequenzen  dieser  Verhältnisse  für  letzteres  sind  ansser- 
ordentlich  wichtig  l'Ur  die  principielle  Seite  der  Privateigenthumsfrage. 

1.  Die  Wechselfälle  günstiger  wie  ungün.stigcr  Art,  welche 
aus  dem  Wechsel  jener  Conjnnctaren  tHr  die  Höhe  der  Rente  und 
des  Werths  des  Bodeos  und  Haases  benrorgeheD,  treffen  bei  der 
Institution  des  privaten  Grnndeigenthums  den  städtiscbeD  Grund- 
und  Uansbesiteer  kraft  seines  £igenthumsrechts,  wie  nach  der 
PriFateigenthomsordnang  regelmftssig.  Die  Wirkung  dieses  Ver- 
hältnisses ist  jedoch  wieder  gewöhnlich  specifisch  verschieden  von 
der  gleichen  Wirkung  hei  beweglichem  PriTateigenthom  and  wenig- 
stens dem  Grade  nach  anch  wie  bei  anderem  Gmndeigentham. 

Der  Grand  liegt  einmal  darin,  das«  es  sich  nicht  nur  wie  bei  allem  Buden  um 
ein  Prirateigentham  an  einem  nicht  beliebig  vermehrbaren  Natarfneror,  eondem  um 

das  Eigentbum  an  einem  wegen  des  maassgebenden  Mouients  der  Lage  absolut 
stark  beschränkten  Naturfactor  und  um  die  begrenzte  Benutzbarkeit  des- 
selben gerade  nur  fUr  Gebäude  und  beätimmte  städtische  Zwecke  bandelt  (letzteres 
ist  z.  B.  ein  Kachtheil  für  stadtiochee  Grandeigentham  in  stark  herabkonmenden  Orten); 
sodann  darin,  dass  die  Coujuncfurcn  wenig^tens  in  ganzen  Zeitaltern,  wenn  auch  mit 
gelegenUicheu  kleinen  Uuckschlägeu,  in  einer  Utchtung,  gUnstig  oder  uni;UnsUg, 
renten-  und  wertbateigemd  oder  mindemd  und  dabei  meistens  verbältnissuui^^ig  rasch 
und  surk  wirlten.  Das  stidtiische  Grand-  und  Hnusdgenthvm  ist  daher  ein  typische» 
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Beispiel  fUr  dca  worthbestimmcnden  Einflass  der  Conjanctnr,  luabhäagig  von  dem 
Willen  und  Thon  des  ElgeothOoen,  des  „Prifitvlrthr*.   {l  §.  166  ff.) 

Der  nicht  seltone  Einwand  <!<  r  rtaktiker,  dass  der  Eigcnthuuier  bowog;Iicher 
Güter  dißäolben  gdnsiigen  nod  unguastigen  Chancen  wie  der  GruodbeAit^ur  laafe. 
treffen  daher  nicht  zu.  Momentan  kann  freilich  auch  der  Besitzer  beveglicber  Guter 
«msefWiteitiiclM  Conjuncturcngewione  beziehen,  aber  sofort  äussert  sich  dann  di« 
Conrnrn^nz:  neue  locale  PrcMJuclioii  oiJor  Herbeischaffung  der  Güter  ans  der  Feme 
Bei  Gruud-  und  üauseigonthum  erfulgt  die  Ausgleichung  viel  langsamer  und  oft  be- 
MDdexs  bei  städtischen  Immobilien  gar  nicht,  weil  die  bctrcllendo  „Lage**  jede  Com 
curren/.  unwirksam  macht.  Man  beol)achtete  dies  z.  B.  daran,  dass  die  ungQnstigren 
Gonjunctorcu  ^2.  B.  in  Berlin  lb74  iL)  die  Miethprei»o  in  den  besten  Gegenden 
gar  idoht  oder  nur  veolg,  anch  die  Yeritanfiipreise  lange  oiclit  so  ab  In  den  acUechtaren 
Stadttheilen  berOhrteD. 

2.  In  Zeiten  des  wirth  .schaftlic  heu  Fortschritts,  bei 
steigender  allyeiri'iner  und  besonders  städtischer  Bevölkerung, 
wachsendein  Volksreiclitlium,  giiD8ti<;er  Eritwicklung  der  „städti- 
schen Nahrungszweige''  11.  s.  w.  sind  die  Conjuncturcn,  wenn  anch 
mit  zeitweisen  Klkkschlägen  nach  l'ebertreibuiigen  dvr  Bauspecu- 
lation  und  L'eberhoien  des  Wohniingsbedart's,  im  Ganzen  dauernd 
V  or  t  Ii  ei  1  h  a  It  für  das  städtische  Grund-  und  Ilauseigenthum, 
natürlich  vor  Allem  in  den  von  dieser  Kntwii  klung  am  Meisten  be- 
troffenen Wohnorten:  den  Sitzen  der  Industrie,  des  Bergbaus,  des 
Handels,  der  grossen  öffeutlicheu  iDfititute  and  Uehörden  des  Staats^ 
überhaupt  io  den  Grossstädten. 

Siehe  ober  Berlin  die  Daten  in  Orandlegang  I,  S.  S94.  Hier  etieg  der  Mi<rt]i- 

wcrth  der  (irnnflstuck«:'  frofren  das  Vorjahr  mn  5  Procenf  in  ISG'J,  8  in  1S70,  10  in 
1S71,  21  in  1S72,  2:i  in  1873,  14  in  1574,  7  in  lb7d,  S  Proceut  in  lb76.  Dazn 
trog  die  Yennehrung  der  Wohnangen  durch  Nev-  lud  Unbaoira  vesentlicb  bei, 
aber  wie  sich  einigermaassen  ans  der  Vermehrung  des  Feoereasücnwerths  ergiebu 
doch  nnr  znin  Thoil,  denn  dieser  stieg  in  denselben  Jahren  nur  um  be;.  H.  :^ .  ,  6. 
16.  Iii,  11  Prucent  und  hicr/.u  trug  auch  die  unabhäneig  von  Neu-  und  l'mbau 
erfolgte  Taxcrhrthnng  —  mit  eine  ViAt^*:  der  Conjunclur  —  bei.  Die,-c  betrug 
!S73  — lb76.  M.b,  15  3.  21.2.  2. '5  7  Millionen  Mark  (Berliner  statistisches  Jahrbuch 
1677,  S.  91).  Kcuere  Daten  in  dun  jüngsten  Jahrgüugon  des  Berliner  Jahrbocha, 
80  Doppeljahrgang  10  und  17  (Statistik  ftir  1889  und  1890,  Berlin  IStfS,  8.  232  ff.}. 
Im  der  neuen  AiifMliwimp^p-ricHle"  Mitte  der  1*^80  er  Jahre  stieg  in  Beriin  dar 
durchschnittliche  Vcrsicherungswerth  IbbO — UO  gegen  das  Vorjahr  Procent: 

1.74.   1.60,   1.78.   1.42.   2.20,   1.88,   2.58,   S.17,   8.49,   8.01,  8.47 
Ond  der  dorchschnittlicho  Miethwerth  desgleirlien: 

0.3S.  1.59,  1.85,  1.22.  3.33.  3.81.  4.18,  4.90,  6.22,  2.65,  4.84, 
wobei  die  qualitative  Verbesserung  der  Häuser  und  Wohnangen  allerdings  auch  zur 
\Verthsteig<  ri!ntr  Ix  i^'i  tragen  hat.  Nach  speciellen  amtlichen  Untersuchungen  für  eine 
h'eihe  von  Iliius.^rn  olim«  lianli<  he  Vir.indeningen  hat  man  in  Berlin  zwischen  1868 
und  1S77  Mieth-(Nut/.nngswerth-)bteigcrungen  von  36.52  bis  106.74  Procent,  meist 
/.wischen  5U  und  70  Procent  constatirt,  in  10  Jabrei^  (Frees  e,  io  Gonrad's  Jafcp* 
bochem.  Band  61,  S.  652.) 

Demnach  geniesst  der  PrivateigenthUmer  hier  in  nngew0hn- 
lichem  Grade  einen  Gewinn  in  seinem  Einkommen  aus  der  steigenden 
Rente  des  Grundstücks  und  Hauses  und  in  seinem  Vermögen  aus 
dem  steigendeu  Werthe  beider.    Und  zwar  ganz  ohne  oder  ohne 
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entsprechende  eigene  Ökonomische  Gegenleistungen,  auf  Kosten 
der  übrigen  Bevölkerung,  welobe  in  böheren  Paeht-  oder  Mieth- 
preisen  und  Preisen  der  unter  dem  Einftuss  letzterer  gestiegenen 
Producte  genOthigt  itt,  einen  Theii  ihres  Einkommens  an  den 
Grund-  und  Hansbesitzer  ohne  Entgelt  zu  Hbertragen. 

Denn  nur  ein  Theil  der  Mictbe  u.  S.  W.  charaktcrisirt  sich  ökonomisch  als 
Entgelt  nach  den  ir'.'wöhnlichea  Preisbestimmung^sgrUnden  des  freien  Verkehr»,  ein 
anderer  Theil  nur  aid  erzwimgeae  Zahlung  oder  als  ^'othpreis  des  Käufen»  wegen 
dor  m^opoIisUsehen  Stdlang  des  Yerkiatoi,  d.  k.  hier  des  priraten  Grend-  und 
Haaseigenthümers.  Sogar  die  bedentendcn  Yerwondungcn  aus  öffentlichen 
Mlttoln  des  Staits  uod  besonders  dor  üomeindc,  —  also  m.  a.  W.  aus  den 
Mitteln  der  gesammten  BerOlkeniiig  und  bei  der  dflers  bestehenden  Bestenerong  und 
deren  Wirkungen  grossenthellä  aus  den  Mitteln  der  nicht-grnndbcsitzenden  Bevölkerung, 
t,  ß.  wo,  wie  in  Berlin,  die  hauptsächlichen  städtischen  Steuern  Mieth-  (vom  Miether 
entrichtete  Wohnungs-)  und  Einkommensteuern  sind,  —  für  Strassen,  Keinllchkeil, 
(ie^undheit,  Sicherheit,  Unterrichtswesen  u.  s.  w.  haben  schliesslich  die  Tendens,  die 
Hohe  der  Hinten  und  den  Werth  des  htädtisrhen  Grund-  und  ücbäudeeiirenthums  zu 
steigern,  weil  die  Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung  dadurch  begünstigt  wird. 
In  solchen  Fällen  profiiirt  der  städtische  Grondbesitz  doppolt  und  die  nichtgrond- 
besitzende  Bevölkerung  piebt  selbst  in  den  Steuern  das  Geld  zu  den  Ausgaben  her, 
welche  iudircct  za  einer  neuen  Steigerung  der  Mielhea  für  sie  lubreu,  leidet  also 
doppelt. 

Vgl.  die  hier  ganz  zutrcfTcnden  Ausführungen  Fr e esc 's  a.  a.  ü. 

Die  Richtigkeit  der  Focderang,  dass  die  Gemeindebestenerung,  besonders  in 
stftdtiscben  Gemeinden,  überall  wenn  nicht  TometDlieh,  Ihnlich  wie  iii  England,  so 
doch  stallt  mit  in  (irund-  und  Hauästeuern  bestehe,  ergtebt  sich  ans  dem  Gesagten. 

Darin  haben  deutsclic  freihändlerischc  Nation.ilökonomen,  wie  Faucher,  Kecht.  Bei 
blosser  Euiküinuieabcateuerung  milsatc  jedenfalls  die  Bente  des  Grundeigenthümers 
ausgiebigst  angerecbnet  nud  bOher  besteuert  w<-rdon.  (DarQbur  Näheres  in  meinem 
Keferat  über  die  Communalsteucrfragc  auf  der  Berliner  socialpolitischen  Versammlung 
1Ö77,  Leipzig  lb7b,  S.  4u  und  Bericht  Uber  die  Debatte  in  den  Schriften  des  Vereins 
ftr  SocialpoUtik.y  IHa  Befftrehtimg,  dass  diese  Stenern  vom  Eigenthomer  sofort  fort- 
gewälzt wurden  auf  dn  Micther,  ist  practisrh  nicht  sehr  begründet,  denn  die  Mieth- 
iireise  sind  so  wie  so  schon  gewöhnlich  Monopolpreise  oder  maximale  Kothpreisc  dra 
Kinfeis,  die  ohne  Steigerung  der  ZaUongsf&higkeit  des  letzteren  nicht  weiter  steigen 
können.  (Vgl.  Schön  berg  auf  dem  Eisenacher  Cmiur  'ss  1S72,  Verhandlungen 
S.  245;  Wiss,  Wohnungsfrage  in  Deutschland.  S.  17.)  —  Meine  Fiuanzwissenschaft  II, 
2.  Auüage,  §.  1S2.  Die  grosse  preussischc  Steaerreform  ron  lb9d,  durch  welche  die 
Ertragsstcuern  (Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-,  Bergwerksstenem)  des  Staats  gaos 
den  Gemeinden  tlberlassen  sind  und  die  Verminderung  der  städtischen  Einkommen* 
(und  Micth-jStcnern  in  Aussicht  steht,  trägt  dieser  Anschauung  in  richtiger  Weise 
Rechniing. 

§.  208  [355].  —  G.  Einflnss  der  leichten  Kapitali- 
sirnng  der  städtischen  Bodenrenten.  Der  Gosijancturen- 

gewinn  ans  dem  Steigeu  der  städtischen  Grund-  und  Hansrenten 

wird  in  Spcculatioiiszeiten  geru  und  leicht  realisirt  darch  den  Ver- 
kauf und  die  Creditanfnahme  gegen  Verprandiing  des  OrnndstUckes 
und  Hauses.  Dci-  N'erkaul'.spreis  ist  die  kapiialisirtc  Keule,  —  in 
Zeiten  günstiger  Cunjunctur  liöher  als  der  jetzigen  Uente  und  dem 
allgemeinen  Zinsfuss  entspricht,  weil  ein  Steigen  der  Rente  von 
der  Speculation  anticipirt  wird.  Der  Beleihungsbetrag  iui  Hypt)- 
ihekeiigcscliiift  ist  eine  im  (ianzeu  eiuigermaassen  gleiche  Quote 

A.  Wag  aar,  Gnuidl«giiiiK.  8.  Aufl.  2.  Theil.  VolkanirUtschttft  u.  lt«cbt.  31 


Digilized  by  Google 


482  3.  B.  AiudehQ.  d.  Pmateig.  2.  K.  Grandeig.  4.  U.A.  PrOfiuig.  3.  A.  St&dtEig.  §.  20& 


dieses  Verkaufspreises.  V'erltauf  und  Verpfändung  verschaffen  also 
sofort  für  jede  Rentensteigerung  ein  starkes  Multiplum  au  Gewinn, 
in  Gemäsöbeit  des  zu  Grunde  gelegten  Zinsfusses,  bei  uns  mithin 
oft  das  15 — 20— 25fache  und  mehr  der  einzelnen  Rentensteigerung. 
Die  privaten  Renteneigentiitimer  vermehren  somit  ihr  Vermögen 
wiedernin  nur  Dank  der  Conjunctar  in  ausserordeDtlicbem  Maasse 
und  gelangen  durch  Verkauf  oder  VerpHlndung  ihres  Besitzthnms 
in  das  Eigenthum  eines  entsprechenden  Theils  des  Nationalkapitals, 
welcher  ihr  Privatkapital  wird:  verwandeln  sich  so  ohne^  eine 
eigene  ,,Sparthätigkeit"  in  y,Kapitali8ten'<  (§.  148,  149). 

Ebendenlialb  sind  principfell  besondere  Stenern,  welche  diesen  Gewinn  treffen. 

gerechtfertigt  und  grltotin,  >iohc  T,  §.  166  fr.  und  UbiT  die  Bremer  Verhältnisse  die 
genannten  Voten,  das  meine  ebendaselbst.  Auch  meine  Communaisteuerrragü  S.  39 
und  bosonders  die  eingehenderen  ErOrterangen  in  meiner  Finanzvisscnschaft  Uber  die 
Besteaernng  der  Conjancturengewinne.  II,  2.  Aafiage,  §.  252,  236 — 240. 

Die  Berliner  Verhältnisse  liefern  auch  für  diese  speruiafive  W  erthstei>?eronpf 
einen  guten  Beleg.  Böckh  berechnet  im  Staiiätischen  Jahrbuch  nach  Maas.sgabe  der 
gezahlten  Kaafproise,  welche  die  wirklieh  verkavften  bebauten  (irandstücke  im 
Verhalfniss  zum  Feuorversicherungswerth  erzielten,  einen  sonach  allerdin^fs  fiiiirirtcn 
««Cursworth''  aller  bebauten  Grundstucke,  der  aber  hier  recht  wohl  zur  Illustration 
dienen  kann.  (Jahrbuch  1877  S.  S7,  1876  8.93.)  1870—76  war  der  Peoereasaen- 
Werth  bez.  ^'.m ,  «27,  f>Hl ,  1122,  12%,  1462.  1619  Millionen  Marli,  dieser  Curs- 
werth  aber  war  bez.  147b,  1820,  2402»  iiOSO^  2813)  2442,  2591  Milüoneu  Marli, 
der  Werth  nach  dem  Miethertrag  berechnet  bei.  145G,  1599,  1984  .  2885.  2710. 
2921,  3014  Millionen  Mark.  Oder:  ue^rcn  das  Vorjahr  nahm  der  Vcrsicherangswerth, 
der  aach  schon  nicht  bloss  das  nuuverwandte  Kapital  rcpräsentirt,  sondern  durch 
nene  TaTen  mit  erhöht  wurde,  von  1870—76  um  bez.  3,  3,  6,  13,  16,  13.  11,  der 
Curswerth  um  4,  24,  32,  25  Procent  (1871—73!)  zu,  um  1874  und  75  um  b  und 
13  Procent  zu  faII>Mi.  l'^7^l  wieder  um  6  Procont  zu  steigen.  Die  hyTiothekarische 
Belastung  dea  ürundei^^cniliuniä  stieg  von  187U  —  76  von  884  auf  948,  1192, 
1454,  1675,  1847.  1975  Millionen  Mark,  d.  h.  in  den  Specalationajabrcn  führte  der 
spcculative  Bcsitzwechsd .  d.nnn  die  Noih  zu  dieser  riesig  wachsenden  Vcrschuldanir. 
—  Neuere  Daten  siehe  in  den  neuesten  Jahrgängen  des  Jahrbuchs,  auch  oben  S.  4^0. 
Von  1880 —  90  stieg  der  Feverrersicherangswerth  der  Berliner  Hlnser  ron  1950  auf 
21)37.  der  Miethsteuerwerth  ibcrerhnet  nach  dem  IS  fachen  des  Miethwerths"!  von 
3001  auf  4827,  der  nach  angemcldeteo  Kaufpreisen  ron  einzelnen  Grundstücken  für 
ganz  Berlin  berechnete  Kanfwerth  („Garswerth**)  ron  2279  auf  5001  Millionen  Mark, 
oder  bezw.  in  10  Jahren  um  49.93.  «O.SI .  (!)  Procont,    Die  Erhöhung  der 

3  Wertho  betrug  lSS8/89  5.35,  6.24.  14.5U  (!)  Prucent,  1889/90  6. IS.  T  H'.  r.M7 
Procent  (Jahrbuch,  Band  16,  17,  S.  236).  Durch  übermässiges  Bauen,  auch  von  zu 
grossen  und  so  tbenron  Wobnongen,  in  den  leisten  Jahren  (1892  ff,)  ein  grOsaerer 
Bttckschlag. 

Am  diesen  Verhältnissen  erklärt  sich  einmal  das  grosse  In- 
teresse der  Eigenthttmer  an  jeder  Miethsteigemog,  —  niebt  nur 
oder  doch  nieht  in  erster  Linie,  am  dieser  selbst  Willen,  sondern 
vm  darin  eine  Grondlage  für  die  Bereobnnng  eines  böberen  Ver- 
kauf •  nnd  Beleifaungs Werths  des  Hauses  zn  erhalten;  sodann  er- 
klärt sich  besonders  in  Spccolationsseiten  so  die  Neigung  snm 
beständigen  Besitzwechsel  der  Grundstücke  und  Häuser^ 
um  durch  Kapitalisirnog  die  ConjuncturcDgewiQue  zu  realisiren. 
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Dadurch  werden  die  städtischen  OrundstttclLe  immer  mehr  snr 
fyWaare'S  zom  Specalationsgegenstand,  das  Immobil  wird  ein 
Handelsobjeet  wie  ein  Mobil:  der  Grondstttck-  nnd  Hanserwerb 
erfolgt  oftmals  nicht  sowohl  nm  der  eigenen  Beontznng  oder  wenig- 
stens nm  der  Kapitalanlage  nnd  des  Rentenbezogs  Willen,  sondern 
um  an  der  Preisdifferenz  zu  gewinnen  —  und  gewöhnliche 
Börsen-  nnd  Differenzgeseliftfle  knttpfen  deh  an  das  sOldtische 
private  Grondeigenthnm  an. 

So  mehrfach  ia  Borlia  Ibll  If.  Vgl.  Eugols  geoaaotos  fieferat.  Bciliner 
StatisdHcbes  Jahrbvcb  1879  8.  90.  1878  8.  96.  Ton  den  rorhandenen  bebauten 

Grundstücken  wurden  verkauft  (bis  1873  inclusive  der  vcrcrblen,  für  die 
Wcrihangaben  vorliegen):  1869—76  bez.  75S.  717.  [)]{')%  iMiif),  1997,  1227,  1226, 
1497,  oder  in  Proccnten  bez.  5.6.  5.1',  10.2,  20.2,  7.9,  7.9,  7.6.  8.9.  Dabei 

sind  diese  Zahlen  nicht  einmal  ganz  FoUstindif.  SimmtUche  GrundstQcksk&afe  be- 
trngon  1S74  und  75  22fil  und  23tiO.  wogegen  nar  145  und  177  ürundstürkc  durch 
Vererbung  ihre  Be^itzer  wechselten.  „Dies  zeigt  am  deutlichsten,  wie  w.Mt  dem 
Berliner  Grundbesitz  der  conseiratir«  Gbaracter  verloren  gegangen  ist'*  (Jahrbuch 
1S77,  S  91.)  —  Aeholiche  Erscheinungen  wieder  in  der  Speculation^iira  Ende  der 
IbbOer  Jahre:  ein  ungeheurer  specalaüvcr  Besitzvechsei  zu  übertriebensten  Preiseo. 
lliniDiim  der  fteiwiUif  rorkaaften  bebauten  Grandstttcke  1882,  908,  wofon  892 
mit  angegebenem  Kaufpreis  von  137.9  Millionen  Mark,  d.  i.  70.65  Proceut  des  Feaer- 
reisicherungswerths.    Von  Ibbö  an  dann  folgende  Bewegung . 


Zahl  der 
Verkäufe 

davon  mit 
Preisangabe 

Kaufpreis 
deisuben 

Mill.  Mark 

kaufpreiB  in 
7ode8Feuer- 
ren>)ch.wertbc 

Ibb5 

1324 

1205 

212.6 

64.74 

188« 

1884 

1718 

286.4 

61.89 

18ST 

201!» 

IDTS 

427.0 

60.63 

IbhS 

2092 

1970 

394.8 

63.57 

Ibbü 

2619 

2546 

548.Ü 

58.78 

1890 

2200 

2116 

491.5 

58.16 

(Jahrbuih  Band  IC,  17.  S.  21.'>ir)  Jo  kl.'iin^r  dio  ZaMi^n  d-  r  Irtzf.  ii  rnloiiiif,  d-'^to 
mehr  speculative  PruiMteigieraog.  Die  freiviliigcn  nnd  unfreiwilligen  Vcrkäuie  ^letztere 
1879—81  687  —412.  1887—90  nnr  71,  90.  98,  108.  auch  beredte  Zablenl)  der  be- 
bauten Grundstücke  betrugen  von  allen  (irui.dstuckcn  in  der  Fenercasse  1890  12.82 
Procent,  Anfang  der  80  er  Jahre  nnr  6 — S  Procent. 

Diese  EntwickluDg  wird  besonders  dnrch  drei  Umstände  be- 

frlinstigt,  eiuriial  djulurch,  dass  es  sich  eben  um  städtische 
Objecte  handelt,  denn  die  Städte  sind  die  Hauptsitze  des  mo- 
bilen Kapitale,  des  (i  eld Kapitals  insbesondere.  Veiinehiungen 
des  letzteren,  wieiler  vornemlich  in  Fol^e  von  gewissen  „Conjune- 
turi  n",  williger  und  billiger  Credit,  baiikmiissige  Organisation  des- 
selben, besonders  im  IIy})othekenweseu,  sinkender  Zin.sfiiss  u.  s.  w. 
äussern  daher  ihre  Wirkungen  —  nach  den»  Werlhpapierverkehr  — 
zuerst  gewöhnlich  auf  das  städtische  Grund-  und  Hanseigenthuni, 
seinen  Umsatz,  seine  Ikleihuug,  erst  später  und  in  geringcrem 
Grade  auf  anderes  Grundeigenthuni.  ."^odann  ist  die  neuere 
Aaifassung  vom  absoluten  Privateigeutbum  dadurch 

81» 
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günstig  für  diese  Entwicklung  gewesen,  dass  sie  zu  einer  princi- 
piellen  gesetzlichen  Erleichterung  der  Rechts  formen 
ftlr  Eigent hu u) s Wechsel  und  Verpfändung  fllhrte.  End- 
lich ist  der  Mangel  eines  richtigen  social  ökonomischen 
Steuerrechts  von  Hedentnng,  da  die  Aufgabe  einer  Erfassung  der 
Conjuncturengewinne  des  Trivateigenthums  durch  die  Besteuerung 
t'Ur  die  Gesellschaft  practiscb  bisher  noch  so  gut  wie  gar  nicht 
in  unseren  Staaten  gelöst  iet  and  sogar  in  der  Theorie  bisher 
knnm  gestellt  wurde. 

Bei  einem  Ankauf  dt?s  Hauses  zu  eim.in  hohen  Conjuncturenwertli  wird  der 
Käufer  Ofiera  zun&chst  ffiüd  wcim  die  Coujuuctor  bald  eioiDal  eine  Zeitlang  am- 
schlägt  oder  zu  thetier  gekauft  wurde,  auch  linder)  ron  dem  Kapital,  welches  ihm 

das  liaus  kostet,  nur  eine  mlsslge  Rente,  z.  B.  3  —  4°'o  beziehen,  weniger  als  für 
gute  Hypotheken  und  W'erthpaj>ierc.  Ki^'cnthümÜchcr  Weise  wird  diese  Thatsache 
vun  Praktikern  oft  als  Hcwtis  gegen  die  c;in/.o  Grundrcntculheorie  und  gegen  die  im 
Texte  gegebene  Lehre  anjicführt:  hier  kmiune  doch  gar  kein  Extra^ewinn  vor. 
Allcrdinirs  einstweilen  nicht  für  den  Käufer,  aber  il.  r  Zins,  welchen  der  Verkäufer 
aus  dem  Kaufkapital  zieht^  iüt,  wie  schon  ubeu  bemerkt,  ja  zum  Tbeil  nur  verhüllte 
Grnndrent».  Ein  Thdl  des  NadonalelDkommeos  und  des  PrlraielnkomaieDS  der  Hiether 
wird  an  den  Hauseigcnthümer  übertragen.  Dem  frtlheren  Besitzer  ist  es  nur  gelungen, 
die  (irundreute  zu  kapitalisiren ,  die  ihm  nunmehr  iu  der  Form  dos  Zinses,  aber 
reell  nach  wie  vor  als  Gmndrenle  mfliesst. 

Ein  anderer  Einwand  hingt  mit  der  Theorie  zusammen,  welche  Oneist  avf  dem 

volkswirthscliaftlichen  Congress  in  Wien  in  der  W cilmnngsfrage  vertreten  hat  isieho 
oben  Vorbemerkung  S.  472)  und  berührt  sich  auch  mit  der  früheren  (zu  weitgehenden) 
8chKffle*schen  Avfflusang  der  Benfe  als  eines  wie  eine  Prftmie  für  indirdvelle 
Leistung  wirkenden  Einkommens  einer  Person  (Theorie  der  atisschliessenden  Absatz- 
forhiltuisse,  auch  tSystem  3.  Auflage  II,  Tü  tf.,  539;  Kapitalismus  S.  715  S.).  Gerade 
die  Aassieht  auf  den  möglichen  grossen  Extragewinn  ans  gansdger  Gonjaaetnr  den 
st&dtischcn  Grund-  und  Hauseigenihums  gilt  hier  als  die  Potenz,  wdche  im  GesammN 
Interesse  zum  Hausbau  aus  speculativen  Gründen  und  damit  zu  Befriedigung  der 
WobnungsbodUrfniäse  führe;  Beseitigung  oder  wesentliche  Hcachränkung  dieser  Aus- 
sicht wirke  aI^o  nachtheHig.  Müsse  man  sich  nur  mit  dem  laufenden  Miethzinse,  der 
oft  zur  mfi-ssi^'en  Verzinsung  des  Baukapitals  oder  vollends  de?,  ganzen  (iriind-  und 
Hauspreises  kaum  ausreiche,  begnügen ,  bo  werde  wenig  Privaikapital  zum  Bau  neuer 
nnd  zum  Ankauf  fertiger  Häuser  Ntrnmcn.  also  das  Wohnungsbedfiifnlas  ToUends 
unbefriedigt  bleiben.  Erst  durch  .\nfl«isiing  de>  beim  Hausveikauf  realisirtcn  Gcwinn.s 
in  einen  Zuschlag  zur  Mieihreute  erreiche  letztere  gewöhnlich  eine  genügende  Höhe, 
welche  zum  Bauen  ftlr  eigenen  Besitz  nnd  fttr  vermiethen  oder  tarn  Bauen  auf 
Specnlation  Iteliufs  Verkaufs  des  Hauses  ansporne.  —  Diese  Beweisführung  entspricht 

tanz  »der  reiu  priratwirthachafilichen  Aaflassung  der  Smith'schen  Nationalökonomie. 
Is  werden  die  Debebtlnde  dieses  Banens  anf  Gewinn  oberseben,  welche  höchstens 
dann  onbcdlngt  in  den  Kauf  zu  nehmen  wSireu,  wenn  die  gemeinwirthschaftlichc 
Fürsorge  als  unausführbar  oder  schlechter  wirkend  zuvor  erwiesen  wäre.  Auf  da.-. 
Privateigenthum  an  blossen  Bausteilen  bezieht  sich  diese  Rechtfertigung  überhaupt 
nicht:  dies  bewirkt  aber  schon  eine  starke  Yerthencrung  des  städtischen  Baaraa. 
Das  auf  «iieses  Speculationsprincip  basirte  Bauen  seihst  filhrt  zu  jenen  schlimmen 
Excessen,  weiche  alle  unsere  Grossstüite  gesehen  haben,  daher  denn  auch  zu  deft 
grossen  Buckschiftgen  nnd  Krisen  im  Bangewerbe  nnd  Hansbesits,  xn  der  tlbertrlebeneB 
Herbeiziehung  und  Beüchriftigung  der  Arbeiter  zu  momentan  übennftssigen  Löhnen 
nnd  zur  EntlassunK  und  Brodlosigkeit  der  Arbeiter  hinterher.  Da  kommen  denn  auch 
jene  tranrigen  PUle  zahlreich  ror,  wo  die  rtldtstlndigen  Forderangen  der  Baohaad- 
Werker.  welche,  letzteren  doch  eiireutlich  den  Werth  des  Hauses  erst  geschaffen  haben,  bei 
den  Subhastationen  massenhaft  ausfallen,  weil  ihnen  die  sichergeMellten  hypotbekarischf>n 
Forderungen  der  früheren  Grundstücksbesitzer  für  rückständige  Kaufgclder  uud  der 
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Baageldgt-))cr  iBsoken  o.  «.  w.)  naeli  nnsorem  unbilligen  Yenchiildongsreclit  nnbedingt 

vorp'  liei).  Die  Bauhaiulwerk.  r  haben  also  das  Nachsehen,  und  nicht  sowohl  auf  Kosten 
der  EigontbUmcr  imd  Baoherra  als  auf  ihre  Kosten  und  auf  diejenigen  run  Hypo- 
tbckengl&obigreni  mtt  ni  späten  oder  zo  beben  Eintragungen  bereichern  sich  neue 
speculatire  Käufer  oder  die  früheren  Grnndstttcksbesilzer  und  ersten  Hypothekengläubiger, 
welche  das  Haus  nunmehr  billig  übernehmen.  Wahrhaft  scaiiilaliVr  iind  ruinöse 
Vorgänge  und  Bereicherungsmethoden,  ..Ptiratkapitalbildungen"  wahrhch  auf  anderem 
Wege,  als  durch  Sparaamnit.  Siehe  auch  darüber  den  genannten  Aufsatz  Freese'a 
mit  Daten  ub-  r  Birlin,  a  a.  0.  S.  659  fl".  Derselbe,  das  Vorrecht  der  Hauhaud- 
werker,  Schmoilers  JahibUchcr  1892,  &  921.  Oortmanu  desgl.  in  Conrads  Jabr- 
bQeb«n  1893«  S.  87,  266,  387.  Der  froMttldtisehe  speonlatire  Prirat-Hanabttn  hat 
hier  ähnliche  mivoruicidliclie  Nachtheile  wie  der  ^pccalative  Privat-Eiscnbabnbau. 
Diesen  Punct  meiner  Beweisführung  bat  Herr  Bamberg  er  (siebo  oben  Vorbeuorknngen 
S.  474)  zn  Qberaeh«tt  Air  gat  befbnden. 

§.  20n  f3."jG].  —  D.  Hausteilen  -  Verliiiltiiisee.  Eine 
weitere  besondere  ökonomisch  -  technisclie  Ki^enthUmlichkeit  des 
städtischen  Wohnungsbodens  zei;j;t  sich  bei  den  sogenannten  Bau- 
stellen. Dies  sind  noch  unbebaute  Grundstücke,  welche  wegen 
ihrer  Lage  zu  städtischen  Gel)Uuden  uud  Zwecken  geeignet  sind 
und  von  ihrem  EigenthUmer  daher  hierfür  bestimmt  werden,  otlt- 
mals  indem  sie  ihrer  bisherigen  landwirthscbaftlicben ,  Garten- 
benatzODg  o.  s.  w.  sofort  entzogen  werden,  z.  B.  an  der  Peripherie 
der  grossen  Städte,  aber  mitonter  auch  coch  mitten  in  den  bereits 
lange  bebanten  Vierteln,  an  städtischen  Strassen  zwischen  Wohn- 
gebinden. Hier  besteht  nnn  die  Eigenthttmlichkeit  darin,  dass 
diese  stftdtiseben  Baustellen  absichtlich  längere  Zeit  der  Bebannng 
vorenthalten  werden  und  ganz  nnbenntzt  liegen,  also  anch  einst- 
weilen keinen  Ertrag  geben,  freilich  anoh  keine  oder  ganz  nn- 
wesentliche  Kosten  machen,  weil  eine  Hineinweodnng  von  Arbeit  und 
Kapitel  nicht  erfolgt  Mit  der  Zeit  aber  ersielt  dennoch  der  Eigen- 
thOmer,  welcher  als  solcher  die  Httnde  wörtlich  ganz  in  den  Sobooss 
legt  nnd  Tielfach  wie  gesagt  sogar  die  bisherige  anderweite  Be- 
nntenng  der  Grnndstttcke  einstellt,  gleichwohl  einen  oft  bedeutenden 
Gewinn  aus  derjenigen  Werthsteigerung,  welche  den  Bau- 
stellen, oft  in  kurzer  Zeit,  namentlich  in  „Aofschwungperioden*< 
günstiger  Conjunctur,  durch  die  allgemeinen  Fortschritte  des 
städtischen  Gemeinwesens  zu  Theil  wird.  Dadurch  entsteht  eine 
grössere  Nachfrage  nacli  liaustcllen,  während  gleichzeitig  das  An- 
gebot der  letzteren  aus  Spceulationsgründen  künstlieh  mr>glich8t 
vermindert  wird,  wozu  das  private  Eigenthum  die  rechtliehe  Hand- 
habe giebt.  Der  ni o n o ji o l ist i s c h e  Character  des  släUtischen 
Grundeigenthums  tritt  hierbei  besonders  fVapj)ant  hervor. 

Vgl.  besonders  Ratkowski  a.  a.  0.,  in  Bezug  aof  Wien;  Engel  in  dem 
Eiseoacbcrr  Referat  über  Berlin.  S.  179  S.  Auch  die  Debatten  auf  den  Eisenacber 
und  Wiener  Omgnmen,  Besonden  begünstigt  wird  das  Prdssteigeft  der  BanatoUeB 
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noch  durch  Anfütellone:  irrosser  städtischer  B 'baumicrspläne  —  auf  dem  Papiere. 
Anle^Dg  von  Strasseii/Ugen  u.  s.  w.  auf  leercu  Ackerfclderu,  wie  in  Berlin.  iS.  Engel, 
S.  206).  Der  freiwillige  Besitzwcchsel  vobebaoter  GrandstQcke  umfasste  in  Berlin 
180")  — 76  bez  Grundstücke  und  Kau f preisen m m en :  28S  und  11.7  Mill.  M.,  BOH  and 
IT.b  Mm.  M.  443  aod  16.9  Mill.  M.,  1162  ond  87.2  Mill.  M.  (in  1S72!),  %0  und 
ms  Min.  M..  718  and  S1.8  MiU.  IL,  924  vnd  44.1  MUI.  M..  813  sod  47.6  Hill.  M. 
Aehnlich  ncnerdintrs  wieder  18S5  ff.  (Jahrbuch  ISO.?,  S.  2ls>.  I<sTO  nur  405  un- 
bautc  (irnndiisucke  freiiriUig  rerkaoft,  davon  SOS  mit  17.5  Mill.  M.  anKefet>eaem 
KMf^rds,  1884  bezv.  786.  665  und  86  MI».  M..  1885  912,  b7\  und  87,1  WO.  M., 
1886  1200.  741  und  54.2  Mill.  M..  ]SS7  1068,  SO'J  und  r.5  2  Mill.  M.,  ISSS  1263, 
IIIS  und  S6.1  Mill.  M. .  l^s!>  15.19,  12')!  und  114.:i  Miü.  M..  ISyO  noch  'J83. 
861  und  S2.3  Mill.  M.  Neuerdings  hat  sich  aber  die  (irund.-.tücLspcculation  in  un- 
bauten  Stellen  immar  ndir  anf  Land  ausserhalb  der  Berliner  Communalgrenzen,  auf 
die  Vororte"  atugaddhat.  Die  Toraui^ttbandan  Zahlen  vOrden  sich  daoacli  noch 
erheblich  erhöhen. 

Beg:ll]i8t]gt  wird  dieser  Aufkauf  von  Baustelleo  za  SpeenlatiooB- 
zweeken  durch  dieselben  Umstände,  welche  am  Schlass  des  Torigen 
Paragraphen  angefhhrt  worden.  Die  mangelnde  oder  rein 
nominelle  Bestenernng  (z.  B.  mit  der  alten  agrarischen 
Gmndstener,  wie  in  Prenssen!)  erleichtert  die  Operation  noch.  Da 
es  sich  auch  nur  um  verhftltnissmässig  kleine  Omndstttcke  im  ein- 
zelnen Falle  handelt,  ist  flir  den  Eigenthflmer  der  entgehende  Ge- 
winn ans  einer  anderen  Benutzung  meist  unbedeutend ,  wenn  er 
auch  im  Ganzen  itlr  das  Gemeinwesen,  z.  B.  bei  der  Einziehung 
von  Gemüsegärten,  Acckern,  Wiesen  fühlbar  ist.  Zwischen- 
hcnutzungen,  z.  IV  als  Holz-  und  Kohlcuplätze,  Zimmerplätze  sind 
ohnehin  nicht  ausgesclilosson. 

Die  völlig  Ubertiii'ljcnen  Werthstei^^erungon  von  Baustelleu 
werden  auch  durch  mangelhafte  B  aujiol  iz  c  i  o  rd  n  u  n  g  e  n , 
welche  eine  zu  grosse  Ausdehnung  der  Behauung  auf  den  Grund- 
Bttlckcn  und  zu  Ixdic  Hiiuser  (,, Kasernen")  fiestatten,  nocli  besonders 
erleichtert.  Aber  weiteren  Einschränkungen  der  Bauordnungen  in 
dieser  Hinsicht  stemmt  sieh  wieder  der  Eigennutz  der  Grundeigen- 
thUmer  und  das  Princip  des  ,,freieu"  Privateigenthums  entgegen, 
so  sehr  auch  sanitäre  und  sociale  Forderungen  ebenfalls  solche 
Einschränkungen  bedingen. 

Misaliche  Verhiltnisse  in  Beriin.  Die  Bavordnung  vom  15.  Januar  1689  be- 
schränkte die  Bebauunsf  bei  Baustolleu  von  '/^  auf  der  Grundfläche.  Noch  xa 
wenig.  Lebhafter  Kampf  in  den  letzten  Jahren  Uber  eine  einschränkende  Banordnnog 
in  den  Berliner  TorartOD  des  Kreisea  Teltow,  wogegen  die  Presse  rornemlicb  mit  den 
^rivateigeathomsprinclp**  focht. 

Hei  keiner  anderen  Bodenart  zeigt  sich  etwas  der  Baustellen- 
speculation  Analoges  in  irgend  nennensweithem  Umfange,  höchstens 
mit  einer  partiellen  Ausnahme  in  Bezug  auf  Bergwerksland,  zumal 
in  jungen  ColoniaUändern  und  bei  Gold-  und  Silbergewinnung.  Vor 
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Altem  der  Iftndliohe  Boden  gestattet  niehts  dergleidiea.  Denn 
wenn  schon  anch  er  an  dem  ökonomisch  ?om  EigenthUmer  niebt 
verdienten  Conjunctarengewinu  Theil  nimmt,  so  ist  die  Werth- 
Steigerung  doch  hier  zu  laugsam,  um  den  Boden  mittlerweile  ganz 
ruhen  zu  lassen.  Auch  bandelt  es  sich  hier  um  grössere  Grund- 
sttlcke  und  daher  bedeutendere  Gewinnengilnge  und  der  ländliche 
Boden  muss  auch,  um  sich  nicht  wesentlich  zu.  verschlechtern,  in 
regelmässiger  Cultur  erhalten  werden. 

Ib  Einwanduruni^al&QdcrD ,  wulclie  sich  ra.->ch  duich  Gtilonisation  bevölkern  und 
wo  namentlicli  die  Städtegründnnir  und  das  Eisenbahnwesen  eine  wichtige  Rolle  spielen, 
wie  besondere  in  dcit  Verein  igt  cu  Staaten  von  Nordainerica,  ist  lange  die 
Speoolaüon  in  „wettern  lands  and  tuwnlots"  in  Schwang  gewesen  Uhd  bezieht  sich 
hier  wolil  aiicli  einmal  auf  den  noch  unbebauten  ländlichen  Boden  mit.  Jene  Spccu- 
httioD  ging  u.  A.  besonders  vor  der  Krise  ron  1857  hoch,  aber  auch  später  wieder 
periodenwdw  Often.  H.  Georg o  hat  mit  nach  Mlohen  WahnohmongeD  seine  llieorie 
ausgebildet. 

Die  künstlicLe  Vertheuerung  der  Haubtellen  aber  müssen  schliess- 
lich die  Miether  in  höheren  Miethpreiüen,  die  ganze  städtische  Be- 
völkerung im  Uebermaass  des  lästigen  und  ungesnnden  Kasernen- 
baus tragen,  welcher  notbwcndig  wird,  um  die  Kosten  der  Baustelle 
auf  eine  grössere  Anzahl  Wohnungen  zu  vertheilen. 

Vgl.  die  Daten  and  fierechfinogcn  von  Engel  a.  a.  0.  S.  180,  203.  Einzelne 
Berliner  Bautresellschaften  haben  damals  einen  Theil  ihres  im  Grossen  erworbenen 
Terrains  in  wenigen  Wochen  um  das  2  —  3 fache  pr.  Quadrat-Ruthe  verkauft,  z.  B. 
sind  Steigerangen  von  140  auf  M2,  von  00  auf  252,  von  89Va  auf  264  Thlr.  in 
\>'i'l  vorgekommen.  Der  Sandboden  an  der  westlichen  Seite  von  Berlin,  vor  wenigen 
Jahrzchulen  noch  zu  einigen  100  Thlr.  per  Morgen  zu  haben,  i^t  in  jenen  Jahren 
ganz  an  der  Peripherie  aaf  3 — 400  Thlr.  und  mehr  per  Qaadrat-Rathe  gestiegen,  in 
den  besten  Gegenden  mitten  in  der  Stadl  :\iif  2  —  3  —  0000  Thlr.  „Jedes  lUO  Thlr. 
pr.  Quadrat-Kutho  belastet  dauernd  eine  Fauiilivnwohnuug  fon  c.  10  Quadrat- Kuthen 
in  dnstöckigen  H&asem  mindestens  mit  50  —  60,  in  zweistöckigen  mit  26 — 80,  in 
dreistöckigen  mit  17  —  20  Thlr.  jährlicht  n  .Miethzinbe.s"  (Engel  S.  181).  Freilich 
vtHsjiocuIirt  sich  die  Spcculation  Afters,  die  .Micihen  binken  vorüberjrchcnd  und  der 
Ii  u  II  scijfenthumer  muss  den  Vorlust  tragen,  aber  der  unreelle,  ökünouüaoh  unverdiente 
(iewinn  des  ehemaliffen  Grund eigenthumers  bleibt,  —  von  ausnahmsweise n  Verlusten 
an  h'- ^ikaulV'M' rn  h<A  Snbliasfationen  abgo^^ehen :  kaum  minder  bedenkliche  Verluste 
des  llausbebitzers  als  Gewinne  des  Grundbesitze».  Der  auch  in  Berlin  eingetretene 
Rein  der  Baagesellschaften  nnd  Baespecnlanten  gleicht  die  Vor-  nnd  Nachthdie  nicht 
aus.  Es  ilurchaus  nicht  immer  dieselben  Personen,  welche  ehemals  den  Gewinn 
bezogen  und  nachmals  Verluste  erleiden.  —  Statistische  Belege  ftlr  die  Erörterungen 
im  Text  liefert  in  Berlin  n.  A.  die  „Stoeltverltsstatbtik^  der  hevohnten  Gebinde. 
Es  fanden  sich  lb('>4  (e.vcl.  322.  wo  die  Angaben  fehlten)  nnd  1875  bez.  19,293  und 
24,102  (icbäude,  al^u  Zunahme  um  24.9°  davon  nur  mit  Erdgeschoss  1495  und  1354 
(— 9.5'',„\  mit  1  Stuck  2'.ll6  nnd  :<590  (4-23.P/J,  mit  2  Stock  4bl3  und  512*> 
(+6.6\,),  mit  3  Stock  ÜSG5  und  7456  (-f-S.ü%),  mit  4  nnd  mehr  Stock  2882 
nnd  ol.r  Zunahme  127''/'o!    Mit  Kellerwohnungen  bez.  75^0  und  10.977 

oder  44.b".o  uiehr!  In  IbÖO  war  die  Zahl  der  Gebäude  2b,7ti5,  davon  mit  1  Stock 
(nnd  bewohntem  Keller)  nnr  noch  652,  mit  2  (and  Keller)  1487,  mit  3  (and  Keller) 
2330,  mit  4  (und  Keller^  02^1,  mit  5  (und  Kdlerl  KISSS .  mit  (>  (und  Kcllrr>  ;jr,41, 
mit  7  (und  KcUur)  4S5.  mit  b  wenigstens  I !  Die  Entn  icklung  also  in  der  Uichtung  auf 
maassloee  Grondatttckanasnutznng  immer  weiter  gegangen  (Jahrbach  1893,  S.  .229). 
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§.  210  [357|.  E.  —  Die  üblichen  sonstigen  Kecht- 
fertigu  n  gsgr  U  nde,  welclic  vom  Stmdpuucte  dea  volkwirth- 
schaftlichen  Pioductionsintercssea  und  zum  Theil  auch  vom  Stand- 
puncte  richtiger  Socialpolitik  aus  für  privates  Grundeigenthum 
sprechen  und  zugleich  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Institution 
mit  erklären,  verlieren  für  städtisches  Grund-  und  üauseigenthum 
wenigstens  in  den  Städten  nnd  besonders  wieder  in  den  Gross- 
städten nach  den  obwaltenden  Wohnaogsrerbältnissen  and  dem 
Stande  der  Technik  ihre  Bedeutung  bei  uns  groflsentheils,  mehrfach 
80  gut  wie  vollständig. 

I.  Der  in  der  Landwirthschaft  nachweisbare  ZuBamnienbang 
zwischen  der  Entwicklung  des  privaten  Grandeigenthnms  und  des 
intensiven  Bodenanbans  (§.  177)  legt  zwar  den  Schluss  nahe,  dass 
der  Häuserbau,  zumal  der  grossartige  und  kostspielige  moderne 
grossstädtischei  ans  gleichen  ökonomisch -technischen  Grttnden 
vollends  an  die  Voraussetzung  privaten  Orundeigenthuros  gebunden 
sei,  als  intentivste  aller  Bodenanbauarten.  Die  gesebichtlichen 
Thatsachen  wflrden  diesen  Schluss  bestätigen,  wenn  man  an  das 
ursprQngliche,  jedenfalls  zuerst  entstandene  Privateigenthum  an  der 
Hofstätte  (§.  178)  denkt,  ferner  an  die  frühzeitigere  Entwicklung 
der  Ablösung  von  Orundlasten  stiUltiseher  Qrundstticke  zur  Her- 
stellung freien  nnd  vollen  Privateigenthums  ^)  in  unseren  mittel- 
alterlichen Städten,  im  Vergleich  mit  derselben  so  viel  späteren 
Maassregel  bei  dem  ländlichen  Grundeigenthum,  wo  die  Lasten- 
befrciuiig  des  letzteren  gleichfalls  mit  im  Interesse  der  luteusiviiiit 
des  Hodenbaus  erfolgt  ist.  Indessen  liegen  die  Verhältnisse  doch 
wesentlich  verschieden  im  Landbau  und  in  unserem  städtischeu 
Häuserbau,  und  zwar  so,  dass  sich  wieder  nicht  die  Unentbebrlich- 
keit  privaten  städtischen  Graudeigenthums  zeigt. 

Der  Haubbao  ist  eine  (eclu.ix  !io  OporaJioD,  zu  der  der  EiL'^ciitliUuior  als  solcli-r 
gar  nicht  befähigt  ist,  auch  meiät  kciü  lutensM  hat,  es  za  wcrdeo,  aud  dio  er,  im 
Gogrensatz  zu  dem  Normalftll  des  selbswirtlischaftenden  oder  IlDdlichen  GrandbesitzeRf 

der  Ro«rol  nach  nicht  selbst  leitet  oder  ausfuhrt.  Der  ökonomisch  -  technische  Grand, 
welcher  für  dio  Vcrbinduni;  von  Landwirth  und  GruodcigcnthUmcr  und  auch  fdr 
Priratbctrieb  des  Landbaus  statt  des  Staats-  oder  Gcucindcbetricbs.  z.  B.  im  Domänen- 
veaen  spricht,  fällt  also  hier  fort.  Bau  und  Erhaltung  von  städtischen  Gcbftadeo« 
Tiiiinnl  von  >ri<  t]ikasemcn,  crfolpt  wesentlich  in  gleicher  Weise  durch  Techniker,  mag 
e>  M(  h  um  Privat-  oder  ölientlicbc  Gebäude  handeln.   Soweit  aber  im  Inneren  des 


^)  Siebe  Arnold,  zur  Geschichte  des  EigeniUums  in  den  deutschen  Stldteo, 
Basel  1891,  beeondera  Abschoitt  1  und  6.   Gbaracteristisrh  ist  auch  schon  die  ganze 

Entstehung  der  ..Hänserleihe"  und  deren  Entwicklung-.  Siehe  aucli  Rosen  thal,  zur 
Geschichte  des  Eigenthums  in  WOrzburg,  Würzbarg  IbiS,  besonders  S.  55  if.  Die 
Erbleihe  ab  Mittel,  am  za  KapitalrervendangcD  zum  Hiasoban  anzaregeo. 
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Sonstige  Gründe  fUr  prirates  ätäUtiächcä  Eigcnthum  meiat  aiuutrctleiiü. 

Hauses  mehr  die  zur  Erlaltung  nothweudifs  Aufsicht.  Far^orge  and  KapitaJtrenrendnog 

(filr  Reparatur  u.  s.  w.>  in  Betracht  kommt,  welche  durch  öllontlirhft  Orcmc  schwerer 
als  durch  Private  geicbtel  weiden,  wird  die  bezügliche  Arbeit  nnd  La;>t  wieder  mei^t 
Dicht  vom  Eigeothttmer,  soodein  rem  Uiether  ttberaoBDeii,  bez.  in  den  ablieben 
prcss-iädti^rht^n  Mit^hverirüffcn  im  IiiMüijreti  ..freien  Vertragrsrecht"  dem  Micthor  auf- 
gcDöthigt,  selbst  biä  auf  die  Ucbemabmo  der  Kosten  tou  Feastero,  welche  Wind  und 
Hagel  ebne  jede  Schuld  des  Mictben  zencblagon. 

Vgl.  das  Beispii'l  eines  Berliner  Miethformniars  (noch  nicht  das  schlimmste  I) 
bei  Engel  a.  a.  ().  S.  177.  Die  Juristen  sagen:  „warum  unterschreiben  die  Miether 
solche  Verträifc?  Thun  sie  es,  so  ist  ea  doch  ihr  freier  Willensact!"  Die  Social- 
politiker  und  Naiionalökonomen  antworten:  „freiwillig  thon  sie  es  nicht,  eure  „Ver- 
trac-sfreiheif  ist  den  thatsilchlii  heii  Verhältnissen  gepcndbcr  hier  eine  Kiction.  wie 
auch  sonst  so  oft.  Unterschreiben  sie  die  Contracte  nicht,  so  sind  sie  in  gewissen 
GoDjooctnTen  des  Wobnungswcscnü  obdachlos  —  and  haben  die  ftblichen  polizeilichen, 
socialen  und  wirthschaftliclicn  Folgen  zu  gewlrtlgen.'* 

Med  kann  sogar  mit  gutem  Grande  sagen,  dass  schlechtes, 

hSasliches,  angesundes,  unsolides  Bauen  der  Privaten,  soweit  es 
nieht  baupolizeilich  zu  bindern  ist,  was  nur  theil weise  der  Fall, 
gerade  durch  das  Privateigentbunisprincip  am  städtiiscben  Boden 
begünstigt,  indirect  öfters  erzwungen  wird. 

Denn  der  übeririebcn  hohe  GrundstQckspreis  nötl.ii^^t  nun,  an  allen  eigentlichen 
Banaosgaben  tun  so  mehr  za  sparen,  ebenso  wie  er  zur  maasslosen  Kaumausnutzung 
zwingt.  .,QiD  anf  seinen  Zins  za  kommen Schlechtes  Material.  Schoinwesen  aller 
Art.  Lohndruck  für  die  Arbeiter,  Preisdnick  für  die  Bauhandwerker  sind  die  Folgen. 
Berlin  bietet  auch  il.if  ir  ni'l<'ge  frenutr.  Wenn  dann  in  Zeiten  anf^toiirender  Conjiincfur 
die  Bauarbeiter  stril^en,  um  Lüheiu  Luhne  zu  erreichen ,  sind  sie  in  der  burgerlichuit 
liberalen  Presse  wohl  gewarnt  worden,  sie  schädigten  ja  sich  selbst,  da  sie  so  das 
Bauen  und  Wohnen  vertheu<iti-n.  Sie  kunnttn  freili<li  erwidern,  dass  das  weit  mehr 
und  nur  zu  ihrem  Schaden  durch  die  (iruudstückspeculaliou  geschehe,  gegen  die 
dieselbe  Presse  selten  Tadelüworte  hat.  Siebe  auch  fbr  alles  l>eraitigo  den  An&atz 
?on  Fresse. 

2.  Hierzu  kommt  die  weitere  wesentliche  Verschiedenheit,  das» 

eiu  einmal  fertiges  städtisches  Haus  in  der  Hauptsache  ein 
steinernes  Kapital"'  ist,  welches  im  einlachen  \Ve«j:e  der  Vei- 
mielbuug  bei  geringer  laufender  Verwaltun^sarbeit  und  unbedeuten- 
der neuer  Kapital  Verwendung  t'lir  Reparaturen  u.  s.  w.  (welche 
ohnehin,  wie  bcmeikt,  im  „iSystem  der  freien  ('(»ntracte"  möglichst 
dem  Miether  zugeschoben  werden,  —  auch  die  oft  nicht  unbe- 
deutenden Kosten  der  Ladeneinrichtung  im  Hause  trägt  der 
Miether  meistens  allein — )wie  ein  Kentenfouds  seine  Zinsen 
mühelos  trägt.  Der  städtisehe  Hausbesitzer  kann  hier  nicht  mit 
dem  sei  bstwirth schaftenden,  sondern  nur  mit  dem  ver- 
pachtenden ländlichen  Grundbesitzer  verglichen  werden.  Wo 
aber  ländlicher  Pacbtbetrieb  Torberrschti  erweist  sich,  wie  oben 
herrorgehobeDy  ebenfalls  eiu  sonstiger  wichtiger  Grund  für  privates 
Grundei^enthum  bioülUig. 

3.  Vergleicht  man  endlich  die  im  ländlichen  Grundstock,  z.  B. 
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bei  bedentenderen  Meliorationen  erfolgten  Kapitalfixirungc a 
mit  denjenigen,  welche  der  Häuserbau  auf  dem  städtischen  Grund- 
stück darstellt,  so  waltet  ein  weiterer  wesentlicher  Unterschied  ob: 
das  ländliche  (Irundstllck  und  das  darein  tixirte  Kapital  gcwähreu 
dem  EigenthUmer  stets  erst  in  fortdauernder  Verbindung  mit  anderen 
immer  erneut  hinein  verwandten  (umlaufenden)  Kapitalien  und 
Arbeitsleistungen  einen  Krtrag.  Zur  möglichst  zweckmässigen  Her- 
stellung dieser  Verhindung  wird  im  volkswirthschaftlichen  Pro- 
ductionsintcresse  vielfach  Privateigenthum  am  Boden  und  Selbst- 
betrieb  der  Landwirthsehaft  gerade  durch  den  EigenthUmer,  wie 
wir  sahen,  empfohlen.  Das  städtische  (Grundstück  dagegen  mit 
dem  einmal  darauf  betindlicben  Hause  fungirt,  wie  gesagt,  im 
Wesentlichen  wie  ein  Rentenfonds.  Von  einer  eigentlichen  „Be- 
wirthschaftung'^,  welche  hier  auf  das  Privateigenthumspiincip  hin- 
wiese, ist  keine  Rede.  Eigentlium  und  Nutzung  lassen  sich  hier 
«ehr  einfach  trennen.  Die  Vermietbang  ist  auch  in  dieser  Hinsieht 
doch  von  der  Verpaehtang  wesentlich  verschieden. 

4  Und  wie  mit  diesen  ökonomisch-technischen  Seiten  Terhftlt 
es  sich  beim  städtischen  Grund-  nnd  Hanseigenthom  im  Vergleieh 
mit  dem  ländlichen  anch  mit  den  wichtigen  socialpoHtischen 
und  sittlichen  Seiten  der  Prirateigenthamsinstitntion:  so  schwer 
diese  Seiten  fttr  ländliches  PriFateigentham,  vomemlich  zwar 
für  bänerliches,  jedoch  anch  fttr  Qrossgrandbesitz  nach  dem  Früheren 
(§.  201, 203)  ins  Gewicht  fallen,  so  gut  wie  völlig  fehlen  sie,  wenigstens 
unter  den  heutigen  grossstädtischen  Hauscigenthnms-  und  Wohnnngs- 
Verhältnissen,  bei  dem  städtischen  Gmndeigenthum.  Die  anch  ftlr 
die  gcsammte  Volkswirthschaft  so  werthvolle,  weil  eminent  pro- 
ductivc  und  conservntiv  im  hesten  Wortsinn  wirkende  j)er- 
sHuliche  Heziehnng  des  ländlichen  Eigentlilimers  zu  seinem 
lioden,  —  diese  Hc/iehung,  welche  auch  in  politischer,  socialer  und 
sittlicher  Hinsicht  so  günstig  wirkt  und  auf  dem  Lande  selbst  bei 
dem  verpachtenden  (TrnndeigentliUmer  selten  ganz  fehlt,  weil  der- 
f^elbe  sein  Gut  sich  und  seiner  Familie  gewöhnlich  dauernd,  jcdcn- 
lalls  meistens  länger  erhalten  will.  —  sie  ist  selbst  in  kleinen 
Städten  bei  vorherrschendem  Kigenbewoliuen  des  Hauses  nur  viel 
schwächer,  in  grossen  Städten  in  der  Kegel  so  gut  wie  gar 
nicht  vorhanden.  Das  Grundstück  und  Haus  dient  besten  Falls 
als  (lauernde  Kapitalanlage  und  Mittel  zur  Eiukommcnsteigemng 
durch  die  Micthschraube,  oft  nur  als  Speculationsobject.  Von  einer 
socialen  Mission  nnd  Function  dieses  Eigenthums  im  Gesammt- 
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interesse  der  Gesellschaft  reden  za  wollen,  hiesse  allen  Tbatsachen 
Oewalt  anthon. 

III.  —  §.  211  [358].  Die  Folgen  dieser  so  eigenartigen 
^konomisch-teehnischen  nnd  socialen  Stellung  und 
Function  des  privaten  stftdtischen  Grund-  nnd  Hans- 

eigenthnms  in  der  modemeD  Volkswirthschaffc  nnd  Gesellschaft 
sind  hier  nur  insoweit  hervorzuheben,  als  sie  das  BWd  eben  dieser 
Stellung  und  Function  vervollständigen.  Näher  darauf  einzugehen, 
ist  hier  nicht  der  Ort.  ^)  Die  Folgen  treten  in  gewissen  Zeiten, 
namentlich  in  deuen  der  aufsteigenden  Conjuiietur"  am  Scldinirasten 
in  der  sogenannten  Wohnungsnoth  zu  Tage,  w^elche  in  dem 
städtischen  privaten  Grund-  und  llauseigenthum  zwar  nicht  ihre 
einzige,  aber  eine  ihrer  vornehmsten  Ursachen  hat  Diese  Wohnungs- 
noth  erstreckt  isich  nicht  nur,  \vie  gcmeiniglicii  angenommen  wird, 
auf  die  unteren  arbeitenden  Classen,  wenn  dieselben  auch  häufig 
am  Meisten  unter  ihr  leiden,  sondern  immer  niehr  auf  die  ge- 
sammte,  zur  Mietbe  wohnende  grossstädtische  und  mehr  und  mehr 
schon  mittelstädtische  Uevölkernng.  Sie  bildet  einen  wichtigen 
Theil  der  Nothstände  der  sogenannten  socialen  Frage,  zeigt  deut- 
lieh, dass  die  letztere  nicht  mit  der  (engeren)  sogen.  Arbeiter- 
frage identisch  ist  und  belehrt  die  Mittelclassen  einmal  ad  bominem 
Aber  die  Wirkungen  Ökonomischer  Ausbeutungs-  nnd  socialer  Ab- 
faftngigkeitsverbältnisse  im  modernen  Wirthscbaflssystem  der  freien 
Concnnrenz.  Die  Wohoungsnoth  äussert  sich  auch  nicht  nuTi 
wie  gleichfalls  oft  fälschlich  angenommen  wird,  im  absoluten 
Wohnungsmangel  und  der  Theuerheit  der  Wohnungen, 
sondern  zugleich  in  zwei  anderen  nicht  minder  schlimmen  Uebel- 
«tänden,  in  der  Tielfach  schlechten  und  ungesunden  Be- 
schaffenheit sowie  in  der  beständigen  Unsicherheit  des 
Innehabens  der  Wohnung  (auch  der  Läden  n.s.  w.)  und  der  daraus 
henrorgehenden  Abhängigkeit  der  Miether,  d.  h.  des  grOssten 
Theils  der  Bevölkerung  vom  „Haus-"  oder  „Miethherm",  der  einen 
Olasse  von  Privaten  von  der  anderen,  zumal  bei  dem  Üblichen, 
durch  das  Monopol  des  stiiiltischen  Grundeigenthums  besonders  in 
Speculations/eiten  (hircbgcsctztcn  System  kurzer  Mietheontractc. 

Es  darf  auch  nicht  Ubersehen  werden,  dass  das  zweit  wichtigste 
materielle  liedtirfniss  der  consumireuden  Trivatbevolkerung  in  unsereu 

*)  Enirel  a.  a.  0.  8.  1(>4  ff.  („Signatur  der  Wohnangsnoth"),  meine  Aas- 
fuhrungcii  clierula  S.  236  ir.  Freose  n.  n.  u.    Sielt«'  auch  oben  YorbeiaerkuugQli 
204  und  iDclirfach  die  rorausgebendca  AusfUbruugon. 
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Städten  im  heutigen  .System  hoch  entwickeher  Arbeitstheilung  ver- 
niittelht  eines  anderen  \"erti;ig8  als  alle  übrigen  Hauptbedürtnisse 
im  Verkehr  seiner  Betriedigung  entgegen  geführt  wird:  mittelst 
des  Mietlivertrags  statt  des  souät  allgemem  eintretendeu  Kaui- 
vertrags. 

Der  Katar  der  Saclie  naf^h  be<liri£rf  «Jas  MiethsrcscLäft  im  CntcrscbieJ  vom  Kauf- 
gMcbäft  Stets  dauerndere  Verbiodaag  zviscben  deu  Contr»heate&,  welche  wegen 
4«r  geschilderteii  Stdlmig  vnd  FunciioB  dt»  GrandeigeothllBera  oad  v^pea  Am 
Uastiods,  dasH  CS  sieb  hier  in  ÜBterschied  rom  Einkauf  der  Nahran^mittel.  Kleidung 
0.  8.  w. .  um  ein  Geg^enOberstehen  einer  kleinen  Zahl  „Produceiiten"  (Wohnongs- 
vermiether)  and  grossen  Zahl  „CoosooeateD^  (Wobnanfsniiether)  handelt,  in  der 
Begel  ZQ  Cngansten  des  JPoblicQms"  ansflUt  Man  kann  nicht  eiureoden,  dass  jedes 
Creditpcücliäft  —  und  ein  solches  ist  in  einer  Hinsicht  auch  das  Mieth-  und  Pacht- 
gescbäft  immer  —  äünlicbu  dauerndere  Verbindungen  bewirke.  Denn  bei  diesem 
Geeehift  handelt  es  6ich  meist  am  doch  anders  wirkenden  Productircredit  Wo  aber 
Consumtivcrcdit  in  Botra^ht  kommt,  ist  die  Lage  des  Schvldneis  (dem  Aoalogen  des 
Miethers)  auch  meist  abhängig  genug. 

Schon  dieser  UmsteDd,  dass  das  WobniiDgsbedflrfniss  privat- 
rechtlich  dorch  eineD  andern  Vertrag  als  die  flbrig;en  materiellen 

Bedürfnisse  befriedigt  wird,  hätte  auf  die  Notbwendigkeit  einer 

anderen  Stelinng  des  Staats  zur  Wohnungsfrage  hinweisen  müssen, 
als  die  des  reinen  Laisser  faire  ist.  Nahe  zum  Vergleich  liegt  der 
Miethvertrag  zwischen  Herrschaft  und  Dienstboten,  welcher  auch 
uieifetens  eine  aparte  Behandlung  erhalten  hat. 

Die  [) e  r  i  0  d  i  s e  h  e  n  Rückschläge  der  BauspceulatioD  , 
die  innerlich  nitthwendig  begründete,  aus  den  gcsehilderteu  Ver- 
hältnissen des  htädiisehen  Wohnungswesens  hervorgehende  Con- 
sequenz  eines  lehlerhatten  Systems,  drehen  zw^ir  das  Verhältniss 
mitunter  einmal  um,  machen  aus  dem  Grundeigentliiimer  und  Ver- 
miether,  der  sich  verspeculirte,  zu  spät  und  zu  theuer  kautte,  nicht 
rechtzeitig  verkaufte,  das  Opfer,  aber  in  fortschreitenden  Gemein- 
wesen nur  vorübergehend.  Und  ausserdem  liefern  sie  eine  ebenso 
bedenklicbe  Ausgleichung  als  die  Krisen  gegenüber  anderen  SpecQ- 
lationen,  tragen  auch  als  „Reaction''  den  Keim  an  neaer  „Action^^ 
in  sich,  wie  sie  selbst  ans  früherer  „Action"  hervorgegangen  sind. 
Es  gehört  schon  die  ganze  Verblendang  und  doefrinftre  Voreinge- 
nommenheit, aber  anch  die  ganze  oberflächliche  Leichtfertigkeit  des 
Ökonomischen  Manchesterthnms  dazu,  mit  dem  Hinweis  auf  solche 
„ausgleichende"  und  „stthnende"  ROokscblSge  im  „naturgesetzlichen 
Gang  der  Volkswirthschafi"  (will  sagen;  im  Gang  der  schaefaemden 
Privatspecolation)  sich  ttber  alle  die  ökonomischen,  socialen  nnd 
Hittlichen  Bedenken  der  heutigen  Regelung  der  grossstädtischen 
'^ii'ihnungsfrage  durch  das  speculative  Privatkapital  hiuwegzusetzen. 
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\^'ie  Bambergor  a.  a.  0.  In  Berlin  wardcn  bebaute  Grundätückc  subhaatirt 
1867—70  bez.  ISO,  327»  277,  256;  1870—74  67,  3(i.  23.  41;  1^75  um!  7«i  wieder 
105  und  124  und  seitdem  noch  mehr.  lsT9  — 00;  CAVl ,  :.2i).  -115,  232,  17«»,  IsS, 
116,  III,  71,  40,  48,  103.  In  den  letzten  Jahren  wieder  mehr  (.Jahrbuch  1S'J3,  S.  249). 
Freese  a.  a.  0.  (8.  961)  giebt  andre  Zahlen  an  (incL  Yororte?  and  BMUteUan?). 
1889—91  SabhaataÜonen  138,  242,  856,  neben  NeabMten:  835,  442,  88^. 

IV.  —  §.  212  [359].  8  0  c  i  a  1  ()  k  0  n  0  in  i  s  c  h  e  B  c  d  e  n  k  l  i  c  h  - 
keit  und  relative  Entbclii  lieh keit  des  privaten  städti- 
schen Grund-  und  Gehiiudeeigentbums.  Nach  dem  Voraus- 
gehenden mu88  über  letzteres  wenigstens  vom  Interesscnstandpuncte 
der  volkswirthschat'tlichen  Einkommcnvertheilung  und  vom  soeial- 
politischen  Standpuncte  aus  ein  überwiegend  unp:Un8tigcs  Urtbeil 
gefällt  werden,  ungleich  mehr  als  über  irgend  eine  andere  Art  des 
privaten  QraDdeigentbams,  vielleicht  nur  Fälle  des  Bergwerksbodens 
ausgenommen,  vor  Allem  aber  verglichen  mit  dem  ländlichen  Grand- 
eigentham.  Dieses  Urtbeil  wie<:^t  um  so  schwerer,  weil  aneb  vom 
Standpnncte  des  volkswirthsohaltlichen  Produotionsinteresses  in 
Bezug  auf  die  sichere,  gute  und  billige  Befriedigung  des  Wohnnngs- 
bedttrfiiisses  das  Urtbeil  Uber  das  städtische  Gnindeigentbom  jeden- 
falls nor  weniger  günstig,  mitnnter  auch  direct  nngtlnstig  lautet: 
Beleg  des  eben  die  y,Wohnungsnoth'<  nach  ihren  bierbergebOrigen 
Seiten,  die  mangelhafte  FuDction  dieses  Privateigentiiums  gerade 
bezttglich  des  Hausbaus.  Die  Forderung  einer  Beseitigung  des 
privaten  städtischen  G-mnd-  und  Hauseigentbums  wird  bei  dieser 
Sachlage  wiederum  erklärlicher  und  gerechtfertigter  als  die  gleiehe 
Forderung  in  irgend  einem  anderen  Falle  des  Privateigenthums. 

Dies  ergicbt  sich  auch  noch  aus  einigen  weiteren  Erwägungen 
und  Berücksichtigungen  gewisser  thatsUchliclier  Verhältnisse  gerade 
bei  dem  hier  besprochenen  „Staudortsbodcn "  und  zumal  wieder 
dem  städtischen,  vollends  grossstädtischen  Wohnungsboden  und  aber- 
mals besonders  in  unserer  modernen  Volkswirthsehaft.  Es  lohnt 
für  die  Beurtheilung  der  Eigen tbumsf rage,  dies  noch  etwas  näher 
zu  verfolgen. 

In  den  meisten  Fällen  hat  man  es  wenigstens  in  altbesiedelten, 
schon  ziemlich  bevölkerungsdicbten  CalturUlndeni,  wo  aller  Grund 
und  Boden  occupirt  und  grossentheils  in  Privateigenthnm  Uberge- 
gangen ist,  mit  einmal  festbestimmten  Wohnorten  an  gewissen 
Stellen  des  Landes  zu  thun.  Innerhalb  derselben  und  an  ihrer 
Peripherie  zur  Verbindung  mit  dem  platten  Lande  und  mit  anderen 
Landestheilen  pflegen  die  städtischen  Strassen  und  Plätze  und  die 
Landstrassen  ebenfalls,  oft  seit  Uralters,  fest  bestimmte  zu  sein. 
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Die  Rente  nnd  der  Werth  des  einseinen  Btftdtisehen  Gmndstttcks 

hängt  dann  wieder  wesentlich  von  der  allgemeinen  Bedentnng  eines 
Wohnorts,  iu  dem  es  liegt,  uud  von  der  speeielleu  örtlichen  Lage 
in  demselben  ab.  D.  h.  in  der  Hauptsache  abermals  von  Um- 
ständen, auf  welche  Wille,  Thun  und  Lassen  des  rrivateigenthümer» 
wenig,  meist  gar  keinen  Eintluss  ausüben  können. 

Auch  (ii-^.  ztM t Ii c Ii  e  B cw e  n  ^.  die  Stolijerunp  und  Vcrmindcransr  von  Konte 
und  Werth  da  eio^elucn  (irandätuckb ,  üt  i'a5t  aasscbliosbiich  roo  der  Oesamuiteut- 
wleklong  des  Wohnorts,  dss  betreffenden  Stadttheib  and  dies«  EntwieUang  wieder 
vielfach  nicht  oder  nicht  bloss  odor  nicht  rornemlich  von  localon ,  sondern  von  all- 
gemeiocu  Fsctoren  der  ganzen  Yolksvirtbschaft,  der  BeTölkerangsbevegung,  des  Ver- 
kehrswesens, diS  Stnslslebeii  d.  s.  abh&ngi^.  Eine  goosiige  allgemeine  natioDaie 
Etitwicklni  von  Staat  nnd  Land  wirkt  auf  einzelne  W'ohnpl&tzo  und  auf  Rente  and 
Werth  icv  (irundsKioke  darin  wieder  besonders  günstig  ein  (Einflu^s  politischer 
^Momente,  HaupthtnJt«' !).  Die  PrivateifjeuthUmer  dieser  GruiidstUcke  erntLii  hier  wieder 
iu  beaenders  reichen)  Maasso.  oft  ganz  ohne  eigene  Saat,  rielleicht  auf  Kosten  der 
localen  unteren  VolkscI.isscn ,  die  den  Aufschwung  von  Staat  und  Land  mit  ihrem 
üut  und  Blut  herbeigeführt  haben  und  hinterher  in  ihrem  N^ohaort  um  so  theurere 
Miethen  siAlen  müssen  (siegreiche,  nationale  Krieget  Prenssen,  Dentsohland,  Bertia 
1866  ff..  ISTO^ — 71  ff  ).  Entwickelt  sich  dann,  wie  unter  solchen  ümstSndon  und  io 
den  dafür  besonders  günstigen  Wohooitea  gewöhnlich,  die  UiundstQck-  und  Hann- 
9ecttlnH<Mi  noch  stellt ,  so  werden  Gründstttck-  nnd  Hsnspreise  und  Miethea  «m  sa 
rascher  nnd  st&rker  gesteigert. 

Die  Miether,  welche  höhere  Miethpreise  zahlen  mUssen,  suchen 
sich  nattirlich  nach  Möglichkeit  durch  Weiterwälzung  dieser  Lasten 
auf  die  Käufer  ihrer  Arbeitsproducte  und  Leistungen  scliadlos  zu 
halten.  Aber  allgemein  und  namentlich  sofort,  im  gleichen  Schritt 
mit  der  Miethsteigerung  lilsst  sich  das  nicht  oder  nur  schwierig 
durchitihren.  Soweit  es  nber  Erfolg  hat,  wenn  z.  B.  den  ötrent- 
lichen  und  Privatbeamten,  den  Lohnarbeitern  Gehalt  und  Lohn 
wegen  der  theureren  Woliniingspicisc  erhöht  werden  muss  und  winl 
(„WohnuugsgeldzuscliUsse''  der  Beamten  u.  s.  w.),  wenn  die  Laden- 
geschälte, die  Gewerbetreibenden,  die  Handwerker  wegen  der 
höheren  Miethpreise  der  Läden  und  gewerblieben  Localitäten  iture 
Abaatzartikel  verthenern  mUssen  nnd  können,  ergeben  aich  noch 
weitere  l)edenkliche  Folgen:  eine  allgemeine  Yertheaernng  der 
localen  Froduction,  eine  Erachwernng  der  Concurrenz  mit  anderen 
Orten,  Gegenden  und  Lilndem,  iHr  die  Arbeitgeber,  den  Staat  Torao 
in  Betreff  seiner  Beamten  —  aleo  hier  wieder  scbliessHch  für  die 
ganse  steaerzablende  BeTölkerong  —  eine  Mehrbelastong.  Da  die 
höhere  Mietbe  in  manchen  Fällen  (z.  B.  bei  grossstädtischen  L&den) 
fast  so  wenig  wie  eine  höhere  Steuer  vermieden  werden  kann,  die 
Wohnung  und  Geschäftslocale  suchenden  Personen  in  einer  fa<s- 
tischen  Zwangslage  sich  dem  Boden-  und  Hausmonopol  gegenttber, 
wie  die  Steuerpflichtigen  in  einer  rechtlichen  Zwangslage  dem 
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Fiscns  gegenüber  befindeo,  so  wird  auch  nothwendig  die  Teiuleuz^ 
an  allen  anderen  Ausgaben  um  so  mehr  zu  sparen,  verstärkt.  Die 
Trivaten  schränken  sich  in  anderen  wichtigen  Bedtlrlnissbet'riedigungen 
ein,  die  Geschäftsleute  suchen  um  so  mehr  die  Löhne,  die  Preise 
der  Leistungen  und  Producte  ihrer  Lieferanten  zu  drücken  uud  sie 
sind  dazu  in  der  That  einigerraaassen  durch  die  Umstünde  ge- 
nüthigt  fVerhältniss  der  Laden^;eschUlte  zu  ihrem  Personal^  za  deo 
l'ür  sie  arbeitenden  Ilausindustrielleu,  Handwerkern). 

In  einem  Falle  also,  wenn  die  Miether  die  erhöhte  Mietbe 
weiterwälzen  können,  eine  Art  direeter  und  indirecter  Tributpflichtig- 
keit immer  grösserer  Bevölkerungakreise  an  die  städtischen  Grand- 
und  Hausbesitzer;  damit  aber  sogar  schliesslich  eine  immer  weitere 
Steigerangsfähigkeit  der  städtischen  Miethen  und  Grundatttek-  nnd 
Hanapreise  nach  Maaasgabe  der  grösseren  Mittel  einer  grösseren 
Bevölkerung:  eine  Schraube  ohne  Ende.  Im  anderen  Fall,  weil 
sich  alle  solche  Weiterwälznngen  schwierig  vollziehen,  eine  Ver^ 
mehrung  des  Drucks  der  ökonomischen  nnd  socialen  Verhältnisse, 
eine  Steigerung  der  Reibnngswiderstände  im  ganzen  volkswirth- 
schaftlichen  Productions-,  Vertheilungs-,  Gonsumtionsprocess.  Ein 
nicht  unwesentliches  Stück  der  schlimmen  Seiten  der  modernen 
„socialen  Frage"  hängt  mit  diesen  Verbältnissen  znsammen. 

Die  Lago  verschlimmert  sich  naturlich  noch  für  die  Wüiiiiuugh-  und  Uescluifts- 
local- Bedürftigen  uud  gehtaltet  sieb  für  die  EigontbUmer  noch  glinstiger  «renn  dio 
öffentlichen  Ausgaben  des  Staats  und  der  (iemeinden,  welche  direct  und  indirect  dem 
städtischen  Urundeigeutbom  zu  Gate  kommen,  seine  ßente,  seinen  Werth  steigern, 
M8  allgemeinen  Stenern  der  GeMmmtberOlkerang,  nicht  «w  Speddsteaem  der  Grand- 
und  Hanaeigenttittnier  bestritten  werden  (siehe  oben  8. 481). 

In  ganz  besonderem  Maasse  kommen  aber  alle  solche  Ent- 
wicklungen unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  der  Technik  in 
der  Production  und  im  Verkehrswesen  zur  Geltung. 

Die  fortschreitende  Entwieklanir  der  YoIksviTtbschtft  in  indostrielUneretntiler 

Richtung,  die  steigende  locale  Rtvöllurungsconccntration  an  gewissen  Puncton ,  die 
Folge  dieser  Entwicklung  und  des  wachsenden  Fcinabsatzes  der  Fabrikate,  Fern- 
herbozogs  der  Bodenproducte,  die  Daropfcommunicationcn,  die  FreiziigiL'kcit.  die  Ein- 
wanderuugsfreiheit,  die  Entwicklung  des  ('rcdiUi,  seiner  Or^^anisation,  li  ^  r.  iakwesens, 
Umänderungen  des  Privat-  und  llamiolsreohts ,  welche  den  B(  si(/.\ve(  hsel ,  >lio  Ver- 
schuldung der  stftdtischcu  (irundstucko  leichter  machen,  kurz  alles  das,  was  die 
moderne  Voikswirthscbaft  in  teehniseher,  Ökonomischer,  rechtlicher  Hinsicht  cbarac> 
teri^irt  nnd  zum  Theil  ilircn  sperifi^chcn  Untersrlii,  d  von  früheren  volkswirtli^chafilichei» 
Verhältnissen  bildet:  das  trägt  dazu  bei,  dorn  städtischen  (irundeigenthum  in  bevor- 
zugten Orten  seine  Monopolstellnng  und  damit  seine  Fähigkeit,  stenOTsrtige  Tribntd 
mittelst  der  Mieihschraubo  ohne  jede  entsprechende  Oegcnleistong  doe  Prifateigen- 
tbUmer-i  zu  erheben,  noch  zu  rcr>tärken. 

Zum  Theil  liegen  hier  auch  locale  Verschiebungen  der  Grandrente  Tor.  Auf 
dem  platten  Lande,  in  kleinen  stagnir>  ndm  Stiidten.  bei  Abnahme  der  Bevölkerung 
oder  N'erniindorung  des  Wohlstand^i  derselben  sinkt  sie,  nm  um  SO  mehr  in  den  im 
Aufschwung  beghtienen  Orten  zu  steigen. 
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Unter  dem  Miteinfluss  besonderer  Umstünde,  Xiihe  von 
billigen  Hczngsquellcn  wichtiger  Koh-  und  llilfsstotTe,  mechanischer 
lietrichskrUfte  (Bergbau,  Wasser),  zunUchst  noch  wohlleilcr  Arbeits- 
krUlk'  und  wohlfeilen,  vielleicht  schlechten,  rcntelosen  oder  wenig 
Rente  {gebenden  agrarischen  Hodens,  neu  erötVueter  Vcrkehr.swege 
u.  8.  w.  kommen  dann  aber  in  unserer  montanistisch -industriellen 
Phase  der  volkswirthschattlichca  Eutwicklung  auch  bisher  un- 
bedeutende Wobnplätze  rasch  in  Aufschwung  oder  werden,  wie 
in  Wald'  und  Bergbaogegeuden ,  in  den  ttberseeiscbeo  Coionial- 
ländern  ganz  neu  angelegt.  Da  ist  es  denn  wiederum  die 
«tad tische  Grundrente  und  der  Werth  der  betreffenden 
Grundsttteke  in  günstiger  Örtlicher  Lage  (bei  den  Bahnhöfen!), 
welche  rasch  in  colossaler  Weise  steigen. 

(iuiistif^c  Bcdiugungen  fflr  eiiio  besonders  sUrke  Eutwicklung  der  GruIuI^tu^k- 
fipcciilaiiun  bei  „freiem  Bodenverlchr".  wie  unter  solcheu  UmsUodcn  bei  uns  (auch 
bei  dem  moderucn  Reise-  und  Badeverkehr,  doch  ebcDfalls  viedor  einem  Prodact 
der  modemeD  technischen  Kntwi(  klun;; ,  in  Badoorten,  See-  und  Gobin;^^c^endcn, 
„Aussichfspunrteii")  iintl  wir  In  kanntlicli  noch  weit  mehr  in  (b-r  Neuen  Welt.  Zwar 
iiann  ja  hier  in  uiiizclucu  1  allen  wühl  einuinl  ein  „bpeculativcr  Kupf ' .  welcher  einen 
besonders  passenden  Ort  anffindet,  eine  neue  Industrie  einbQrgert,  in  der  That  dabei 
„Arbeit  Nistet"  und  ,,siin  VcmiOgen  riskirt",  geltend  macliii.  tia.ss  sein  (iewinn 
^konomiach  wirklich  peräöulich  rordiont  sei.  Aber  zwiüchcu  üewiuuhöbo  und  eigener 
Leistong  besteht  nach  Mer  oft  ein  MiffSTerfalltniss,  welches  doch  nöthigt,  eine  solche 
Auffassung  einzusi  hiänkcn.  Und  in  der  grossen  Mehr/ahl  der  Fälle,  hinsichtlich  des 
UaupttbciU  der  Heuten-  und  >\  urthbteigcrungeu  sind  es  auch  wiederum  nur  allgemeine, 
von  Willen,  Thun  und  Lassen  des  Einzelnen  im  Wesentlichen  nnabbängige  Omstinde, 
welche  auch  hier  nur  durch  die  Vermittlung  des  rrivateigenthumsprindps  dem  Eigen» 
tbOmer  snlchi*  (iewinnc  zuführe  n,  z.  15.  hei  (irtiii  ilM-sii/  jn  Nähe  neuer  Vcrlfhr«-wo?o. 

Wer  alle  diese  Verhältnissen  unbelangen  betrachtet,  wird  in  der 
That  die  »oeialökoDoniische  ik'denklichkeit  des  städtischen  Grund- 
eigeuthums  gerade  in  unserer  heutigen  Volkswirthscbaft,  mindestens 
für  gewisse  Wohnorte,  wie  Grossstädte,  Indastrieplätze  u.  dgl., 
anerkennen  mtlssen.  Da,  wie  oben  gezeigt,  auch  yom  Standpanct 
des  Productionsinteresses,  richtigen  Wohnungsbaus  ans,  Pri?ateigen- 
thum  an  diesem  Boden  nicht  so  nothwendig,  ja  wenigstens  relativ 
entbehrlich  erscheint,  liegt  auch  nach  dieser  Seite  betrachtet  die 
städtische  Gmndeigenthnnisfrage  anders  als  die  ländliche,  ent- 
schieden weniger  günstig  itlr  das  Privateigenthnnisprincip.  Denn 
specifische  Mängel  des  Wohnungsbaus  folgen  gerade  ans  dem 
PriTAteigenthnniBprincip,  und  die  Ausftthmng  dieses  Baus  durch 
Organe  der  öffentlichen  Gewalt,  Staats-,  OommunalbehOrden,  ist 
wenigstens  tfkonomtseb-techniseh  nicht  so  schwierig,  wie  diejenige 
des  Landbaus.  Zwar  bleiben  auch  hier  noch  sehr  erhebliche 
Schwierigkeiten  zu  (ihcrwinden,  weit  mehr,  als  die  socialistiscbeo 
und  sonbtigcu  uubediugteu  Befürworter  der  „Vergesellßchaltung" 
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des  Badens  als  des  wichtigsten  sacblicbcii  PiodiRtionsmittels  oder 
der  „Verstaatlichung*'  des  Hodens  sich  vergegenwärtigen.  Aber 
glinstiger,  weil  immerhin  eher  genügend  realisirbar,  ist  die  Forderung 
dennoch  zu  heurthcilen,  als  die  meisten  ähnlichen  Forderungen, 
namentlich  diejenigen  hinsichtlich  der  Beseitigung  des  Privateigen- 
thams  am  ländlichen  Boden  und  am  gesammten  Nationalkapital. 

Dies  ist  am  80  mehr  zuzugeben,  weil  sich  zeigen  lässt,  dass 
alle  sonstigen,  auch  einschneidenden,  die  Rechtsordnung,  das  Ver- 
tragsrecht,  dns  Baurecht  für  städtische  Grundstücke  und  Häuser 
betreffenden  Reformen  bei  Beibehaltung  des  Privateigen- 
thamsprincips  für  Gnmdstttck  und  Hans  nicht  durchgreifend 
den  geeehüderten  Uebelstilnden  abhelfen  können.  Solche  Beformen 
(eineehliesslioh  deijenigen  bezflgUch  des  Bestenerangswesens  bei 
städtischen  GrandstOoken)  yennOgen  zwar  wohl,  in  geeigneter  nnd 
das  Eigenthllmerinteresse  nicht  gar  zn  sehr  schonender  Weise  vor- 
genommen, manche  Uebd,  besonders  sanittrer  Art,  zn  beseitigen 
oder  wenigstens  stark  zn  Termindem,  auch  wohl  einige  der  er- 
wähnten socialen  nnd  Ökonomischen  Uebd  etwas  zn  beschrilnken 
(§.  217).  Aber  wenn  eben  nicht  der  „Inhalt''  des  Privateigenthoms- 
rechts  fast  auf  das  Verhältniss,  wie  bei  einer  nnda  proprietas, 
herabgemindert  werden  soll,  was  doch  mit  der  Festhaltung  dieses 
Privateigentbnmsprincips  unvereinbar  erseheint,  so  werden  auch 
durch  die  tielstgreircnden  Kelurmen  des  städtischen  privaten  Orund- 
und  H  luseipenthumsrechts  jene  besonders  missliclien  socialen  und 
ökonomischen  P^olgcn  des  die  Miethcrhevitlkeruug  ausheulenden 
Bodenuionopols  nicht  völlig  zu  beseitigen  sein.  Deswegen  sind  solche 
Reformen  gewiss  nicht  zu  unterlassen,  im  Gegenthcil,  wenn  auch 
immer  nur  Palliative,  sind  sie  nicht  genug  zu  empfehlen.  Ge- 
rade eine  sociabikonomischc  Kritik,  wie  die  vorausgehende,  dient 
mit  dazu,  sie  vollends,  als  das  Mindeste,  was  zu  fordern  ist,  uoth- 
wendig  erscheinen  zu  lassen,  sie  aber  auch,  allem  Widerspruch 
der  Interessenten  gegenüber,  zu  rechtfertigen.  Jedoch  die  princi- 
pielle  Bedeutung  und  die  theoretische  Tragweite  solcher  Reformen 
darf  nicht  Überschätzt  werden,  wozn  theoretische  wie  practische 
Vertreter  der  letzteren  geneigt  sind. 

V.  —  §.  218.  Die  Frage  der  Dnrchftthrang  von  Ge- 
meineigenthnm  am  städtischen  Boden.  Zwei  Haapt* 
Systeme  kämen  hier  in  Betracht,  einmal  die  Verzeitpachtnng 
(Bodenleihe  oder  Bodenmiethe  auf  Zeit)  der  im  Gemein- 
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eigenthum  stehenden  .stiidtiscben  Grundstücke  an  private  Hausbauer, 
welche  dann  für  ihre  Rechnung  die  Häuser  und  Wobnungen  ver- 
mietheten;  sodann  die  Uebernahme  des  Bauwesens,  der  Häuser 
durch  den  GemeineigentbUmer,  den  bctreffendcD  öffentlichen 
Körper,  Staati  Gemeinde,  selbst  und  die  Vermiethang  der  Gebäade 
imd  Wohnungen  direct  durch  diesen,  bzw.  (in  weiterer  Conseqoens 
des  socialistiscben  Gedankens)  die  „Vertbeilung"  der  Wotmongen 
an  die  wohn  bedürftige  Be?01keniiig  naeh  bestimmten  Nonnen^ 
ereotoell  gegen  Entgelt  oder  gegen  Anreohnong  auf  andere  Bezüge. 

A.  System  der  Bodenleibe  mit  privatem  Haosbaa  und 
Hanseigenthiim.   Dies  System  wird  dadurch  schwieriger,  als  im 
analogen  Fall  bei  ländlichem  Boden,  weil  einfache  Vera  ei  t- 
pachtnng  der  Grundstöcke  znm  Zweck  der  Bebaaang  dnrch 
Private  nach  einem  fthnlichen  Pachtvertrag  wie  bei  Feldgfltem 
nicht  ohne  Weiteres  statthaft  erseheint.  Denn  einmal  ist  die  Ait 
nnd  der  Umfang  der  nothwendigcu  Kapitalaufwendung  und  Eapi- 
talfixiruni^   beim  Hausbau  im  Boden  eine  ökonomisch-techniscti 
wesentliche  andere,  als,  von  gewissen  grosseren  dauernden  Melio- 
rati<iiicn   und  auch  hier  vom  Hausbau  (Wohnungen,  Stallungen, 
Scheunen)  abgesehen,  meistens  im  Feldbau.    Und  sodann  würde 
bei  Zeitpachtverträgen  nach  Art  und  kurzer  Dauer  der  agrarischen 
der  Hausbau  durch  Zeitj>äLhter  ükonomisch-techuisLh  schwer  ordent- 
lich durchführbar.   Bei  anderen,  namentlich  länger  dauernden  Zeit- 
pachten städtischen  Bodens,  wenn  dabei  genügende  Sicherung  des 
privaten  Hansbauers  gewährt  wird,  würde  dagegen  dieser  als  Pächter 
in  eine  social  und  ökonomisch  ähnliche  Stellung  wie  der  jetzigre 
PrivateigenthUmer  treten,  was  man  doch  gerade  vermeiden  wilL 
Hier  erheben  sich  augenscheinlich  Schwierigkeiten,  wetehe  von  den 
Vertretern  des  Gemeineigenthams  zn  leicht  genommen  nnd  in  den 
bisherigen  Vorschlägen  derselben  kanm  gentigend  erledigt  werden. 

Das  System  der  englisch-americanischen  Boden- 
miethe  (leases),  an  welches  unsere  Bodenbesitzreformer  wobl 
denken,  lOst  die  Schwierigkeiten  nicht  befriedigend,  vrie  die  dortigen 
Erfahrungen  beweisen,  wenn  es  auch,  gewissermaassen  ,Jari8ti8ch- 
technisch",  zeigt,  dass  die  Sache  ausfahrbar  ist.  Auch  die  römiaoh- 
rechtliche  Superficies  ist  kein  durchgreifendes  Hilfsmittel 
gegen  die  dargelegten  Uehelstände.  Kurze  Miethzeit  hindert 
auch  hier  den  techniseh-fikonomisch  befriedigenden,  besonders  uach 
den  heutigen  Wolinungsbeiiingungen  der  Grossstädte  erforderlichen 
Uausban;  lange  Miethzeit  giebt  dem  Bodenmiether  oder  Super- 
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ficiar  im  Wesentlichen  die  gleiche  ökonomische  und  sociale  Stellung 
gegenüber  der  wohnungsbedürfti^eii  Bevölkerung,  wie  sie  der  bis- 
herige Grund-  und  Hauseigenthltuier  hat. 

Vpl.  über  Superficeis  z.  B.  Puchta.  Pandeoten  §.  175.  Institationen  II,  §.  244; 
Baron,  Pandecten  §.  1^3 ;  Dcgeakoib,  Platzrecht  und  Miethe,  1867.  Betrach- 
tODgen  der  englischen  Bodenmiethe  hie  and  da  in  den  bezüglichen  Ausfuhrnngea 
Ton  J.  Faachür,  Wiss  n.  A.  Auch  Aschrott,  in  den  Schriften  des  Vereins  ftlr 
SocialpoÜtik,  Band  XXX,  S.  100  Ii.  In  London  ist  der  Boden  meist  im  Eigeothum 
«iniger  rdeber  PuDilfen  iiad  Stiftungen,  die  selten  Lead  rafarafen.  eondem  oMireder 
selbst  Häuser  bauen  und  sie  mit  dem  Boden  auf  länf:<*r  venniethen.  oder  und  zumeist, 
den  Boden  (gevölmlich  aof  9U  Jahr)  imbebaot  termicthen  zum  Behuf  des  Hausbaoe 
gegen  eine  Jahresrente.  Der  Bodeomiether  nnd  Hansbaaer  trigt  alle  Lasten  dee  Gitind- 
besitzes  und  fur  die  Reparaturen;  bei  Ablauf  der  Micihf  fällt  das  Grandstuck  mit  allen 
Bauten  darauf  ohne  Entschädigung  an  den  EigentbUwur  zurück.  So  fehlt  aber  auch 
jedes  Interesse  an  solidem  Bau  und  an  ordentlicher  Heparatur.  zumal  gegen  Ende  der 
Miethzeit,  wie  Aschrott  n&her  ausführt.  Die  furchtbare  häusliche  Ntuäteinbeit  der 
englischen  städtischen  Häuser  (London !1  hängt  damit  auch  wohl  zusammen:  alles 
Puncte,  welche  auch  für  die  üemeineigenthuuisfrage  zu  beachten  sind.  Auf  die 
Sänzellidten  der  piactischea  Dnrchführung  der  Plioe  der  Bodenbesitsraformer  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden.  Was  Flürsrheim  (Rottungswpg  S.  409  W.),  die 
Zeitschriften  der  Partei  gelegentlich  vorgeschlagen  und  formulirt  habeo,  linst  viele 
Bedenken  besteben. 

Allerdings  bietet  ein  (»fTeutliches  Udtlenmieth-  oder  Leihsystem 
mit  privatem  Hausbau  neben  einigen  Hedenken  auch  einige  speci- 
fische  Vortheile,  theils  vor  dem  bestehenden  Boden-Privateigenthunas- 
system,  theils  vor  dem  weiter  gehenden  Tlane,  auch  den  Hausbau 
und  das  Hauseigenthum  dem  ütifentUcbeQ  Körper  (Staat,  Gemeinde) 
zu  Ubertragen. 

In  ersterer  Hinsicht  Hosen  sich  alle  wUnsrhenswertheii ,  durch  Bauordnungen 
zu  regelnden  Normen  wohl  leichter  feststellen  und  durchfuhren.  Auch  die  Bedingungen 
betreä  Zeitdauer,  Preis.  Preisindening  der  Bodennmtsnng.  Rttek-  oder  HefmftU  des 
Bodens  wurden,  wcnnploich  nicht  ohne  erhebliche  Schwierigkeiten,  doch  einiger- 
maassen  im  beiderseitigen  Interesse,  des  öHientlichen  Bodeneigenthttmeia  und  des 
privaten  Bodemnietbers  und  Banberm.  sieb  bestimmen  lassen,  aacb  mit  Ganteten  im 
InteieSM  der  localeu  (icmrinschaft  und  der  auf  Wohnungs-  und  Geschäft-slocalmiethe 
iDgewiesenen  Bevölkerung.  Da  ganz  kurze  Bodenleihtermine  kaum  zulässig  wären. 
Venn  ordentlich  gebaut  werden  soll,  und  eine  kurziteriodische  Weiterübertragung  der 
Veitr&ge  bei  eingetretener  Erhöhung  ron  Bente  und  Werth  an  mehr  bietende  Dritte, 
woran  Bodenbesit/refurmer  wohl  denken,  wenn  auch  unter  entsprechender  Entschädigung 
der  Uausbauer,  theils  schwer  durchführbar  ist,  theils  grosse  Unruhe  in  alle  betheiligtea 
Kreise  brScbte  —  ein  social  misslicher  Punct,  welchen  die  Bodenbesitzreformer  nach 
nicht  eonileciid  wUrditren  —  so  wäre  freilich  doch  ein  länp-rfr  Bodenleihtermin 
za  gewähren.  W  ährend  desselben  käme  dann  allerdings  die  etwaige  üentensteigerung 
dem  HaoseigeotbOmer  wie  bisber  zo  Gute  —  oder  bei  einem,  m.  E.  nnbidtbiren 
„dauernden"  Mietbrecht  dem  Miether.  —  Aber  immerhin  würde  später  der  Renteu- 
zuwachs dem  Odentlicben  Bodeneigentbumer  zufallen  und,  wie  gelegentlich  bei  langen 
Dom&nenpacbten,  lOnnte  man  anch  Ton  Tomberefn  loür  die  qiüeren  Zeiten  des  Leih- 
tennins  eine  Rentenerhöhung  stipuliren.  Wie  bei  eiaeoi  al^emeinen  Zeitpachtsystem 
kleinen  und  mittleren  ländlichen  Betriebs  würde  indessen  besondere  Schwi'  ri<:keiten 
die  ürfanisation  des  Verleihweseus  zahlreicher  Bodenparcellen  machen,  wälircuU  die 
Bodenrermicthnng  an  einzelne  grossere,  kapitalkräftige  Unternehmer.  Baugesellschaften 
wieder  die  (iefalir  wenigstens  ii-mpn  rarer  factischer  .Monoi)ole  der  Bodenmiether 
steigerte.  Jene  Organisation  der  Bodenicihe  setzte  auch  unvermeidlich  einen  grost»ea  be- 
hdvdlichoi,  bnrenokutiscben  Appnnt  Toms,  welcher  immer  mit  mnncben  HUageln 
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bahaftet  sein  uud  nur  mit  solcbou  faogiien  wird,  vom  Miiapiolen  anlauterur  Eiuflasse 
ganz  »bgesehen.  Etwas  Andrea  als  das  ZttrOckgrdfeB  auf  das  Goneamnzpriucip.  auf 

Vereteifrerang  und  dg],  zur  Begebunp  d<T  CirandstUcke  in  Bodonleiho,  zur  Feststellung 
der  Miethpreise  bliebe  kaum  übrig,  gerade  um  wieder  Objectirität  zu  verbürgen. 
Aber  dann  siegte  eben  doch  wieder,  wenn  auch  nur  mit  dem  Erfolg,  ein  tcropor&res 
Natzungsreclit  zu  erwerben,  der  wirthschaftlich  M&chtigcre.  Auch  die  Ko^cluii;;  der 
riclitiiron  Zeifilaiicr  der  Bodenmiefhe,  der  Amortisationssätze  für  den  Bauaufwand,  der 
Eutächadigungcn  lur  letzteren.  i»oweit  er  noch  nicht  amortisirt  ist,  bei  Ablauf  de^  Boden- 
leihetermins  würde  noch  manche  Schwierigkeit  bereiten,  wenn  sie  sich  auch  ttbenriodea 
Hesse.  Allgcincirirri-  Normen  dafür,  denen  sich  dann  dir  Bodon miethpreise  aapaCMIi 
würden,  wärua  schon  zu  truli'en.  Namentlich  in  den  Bestimmungen  über  £nt»chl<Ugollg 
für  den  Bauaufwand  bei  BQckftJl  wirs  mit  genügender  BUllglttit  zn  Terfkhrsnf  wenn 
ordentliches  Bauen  nicht  zu  sehr  erschwert  oder  unmöglich  gemacht  oder  die  laufende 
Boden miethrcnte  nicht  zu  sehr  berabgedrückt  werden  soll.  Hier  bieten  neuere  Be- 
stimmungen im  Zeitpachtrechte  und  in  den  Zeitpacbtvertr&gen  von  Landgütern  über 
die  Behandlnng  von  fixirten  MeliorationsliapitaUen,  i.  B.  bei  OrainiroDgauilafeB, 
AnhaUspuncte,  wie  deigloicben  einzniicbten  wlie. 

Einige  der  verbleibenden  Mängel  dee  hier  besproehenen  Systems 
der  Uebemahme  des  sfildtiseben  Bodens  dnrcb  Öffentliche  Körper 
nnd  der  Zeit?enniethnng  desselben  an  Private  snm  Hansban  sind 
die  Folge  davon,  dass  eben  hier  im  Uebrigen  das  ganze  privat- 
wirtbschaftliche  System  in  Fnnotion  bleibt  Für  die  Hietber  von 
Wohnungen  nnd  Gesehaftslocalen,  Läden  n.  s.  w.  wärde  sich  daher 
auch  nicht  soviel  ändern.  Sie  hätten  nur  indircct  eventuell  als 
Steuerzabler  den  Vortheil,  dass  auf  die  Dauer  die  Steigerung  ihrer 
Miethzinsen  der  Gemeinschalt,  als  Bodeneigeuthlinierin,  nicht  dem 
privaten  Hausbesitzer  zu  Gute  käme.  Auf  der  anderen  Seite  ent- 
fielen aber  bei  diesem  System  auch  die  weiteren  grossen  .Schwierig- 
keiten, welche  die  Uebemahme  auch  des  ganzen  Häuserbaus  und 
des  Vermiethgeschäfts  bei  Häusern  und  Wohnungen  auf  den  r»ffent- 
lichcn  Korper,  dem  der  Boden  selbst  gehört,  allerdings  mit  sich 
bringen  muss. 

§.  214.  —  B.  Gemeineigenthnm  anch  am  Hanse 
Die  strengere  Conseqnenz  des  Gemeineigenthnmsprineips  ftlr  städti- 
schen Boden  ist  die  Beseitigung  auch  des  privaten  Hans- 
eigenthnms  freilich  gleichwohl.  Anch  ein  privates  ding- 
liches Nntznngsrecbt  an  dem  Boden  nnd  dem  Gebäude,  wie  in  der 
römischen  Superficies,  ist  mit  dem  socialökonomisihen  Princip  des 
Gemeineigenthums  nicht  recht  vereinbar.  Haus  und  Grundstück, 
auf  dem  es  steht  und  mit  dem  es,  wenigstens  nach  unserer  Bau- 
weise, im  Wesentliclien  eine  ökonomisch -technisch  untrennbare 
Einheit  bildet,  würden  im  Interesse  des  Hau.>ljaus  und  der  Funktionen 
des  Hauses  für  die  menschlichen  Lebenszwecke  nnd  lUr  das  Wirth- 
schaften  in  Kinc  iland  zu  bringen  sein,  wie  in  der  Regel  in  der 
beutigen  Frivateigenthiuusordnung,  so  auch  in  einer  Gemeineigen* 
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tliuiiisordDung:,  gerade  wenn  let/terc  trewissen  Haiiptllbeln  des  privaten 
stadtischen  Grund-  und  llauseigenthunis  abhelfen  soll.  Darin  bat 
der  Socialisniiis  auch  den  Bodendesitzretormern  gegenüber  wohl 
recht.  Nur  nimmt  er  die  dann  noch  grösseren  Schwierigkeiten 
der  piactischen  und  selbst  der  tbeoretiscben  Lösnog  des  Problems 
wieder  viel  zu  leicht. 

FQr  die  Darcbt'übrang  einer  solchen  noch  weiter  gehenden 
Maassregel  kämen  wieder  zwei  £veDtualitäten  in  Betracht,  einmal 
.  angetrenntes  Gemein eigentb um  am  Grundstück  und  Haas,  sei 
es  des  Staats,  sei  es  der  Gemeinde,  oder  eine  Trennung  der 
Rechte  in  der  Weise,  daas  der  Staat  wirklich  das  Eigenthuro, 
die  Gemeinde  war  ein  beständiges,  aber  möglicher  Weise  dem 
Staate  nach  einem  wiederum  wechselnden  Satie  an  vergeltendes 
Nntzniessungsrecht  am  Boden  hätte  and  anf  ihre  Rechnung 
den  Hausbau,  das  Vermiethen  der  Häuser  betriebe,  daher  Haus- 
eigenthflmer,  Snperficiar  des  Bodens  wäre.  Diese  Ein- 
richtung möchte  die  relativ  passendste  sein,  wenn  das  ganze  Ge- 
meineigenthumsprineip  einmal  angenommen  wird.  Beim  Boden 
griffe  dann  also  das  Schema  des  Herrschaftsverhältnisses:  staat- 
liches Gemeingut,  commnnale  Gemeinnutzung,  beim 
Hause  eommnnales  Gemeingut,  Privatnutzung  Platz. 

Eilifachei  wäro  die  Vertiiuiguog  vtm  Bodea-  und  llau!>tiigcutbum  in  Einer  Hand, 
des  StMits  oder  der  Gemeinde.  Aber  fOr  den  Staat  ab  solchen  Eigentlittiner  erhoben 

sich  iJanu  in  jedem  grösseren  (Jobiete  vollends  kaum  bewUltigViare  Aufiraben  des  Bau- 
wesenü,  der  Hiluserroutrole  und  Keparatureu,  des  Veriniethun;:sires>ch&fts,  wie  man  bich 
auch  immer  die  ganze  Sache  durchgeführt  deukL  Die  Bauverwaltung;  jcde^  grosseren 
Staats  giebt  einen  Yorgcschuack  dioscr  Schwierigkdtoi*  die  ^idi  hier  natürlich  ins 
Unendliche  steigerten.  Daher  verdiente  die  Vereinii^nne  von  Boden  und  Haus  in  der 
Hand  der  Gemeinde  den  Vorzug,  die  Aufgabe  localisirte  und  beschränkte  äich  und 
wttrde  dadnroh  jedenfalls  leichter  lösbar. 

Alter  man  hat  in  die^^em  Fall  allerdings  wieder  mit  einem  andren  Bedenken 
zu  rechnen.  Die  locale  (imndreutu  und  der  localo  Urundätuckverth  in  einer  Ue- 
melnde,  einer  fTössem  Stadt  zamal  hinirt  ridfacb,  mitunter  entacheidend  ebensowenig 
von  flor  individuellen  Leistnri;;  dieser  (iemeinde  und  ihrer  Bcvölkeruiiir  ab.  als  von 
derjenigen  des  einzelnen  üruudatUckbeäitzers,  sondern  von  ganz  allgumeinen  volks- 
witthscbaftliehen  Verbftltoiraen  und  namentUch  anch  ron  der  Entwidtlung  dcö  ganzen 
Staatslebens  und  diiect  und  indircct  von  Thätigkeiten ,  Leistun:;en,  Aufwendungen, 
Erfolgen  des  Staats.  So  am  Deutlichsten  in  den  Haupt>tiidten,  in  Orten  mit  bedeutenden 
Staatsanstalten ,  Behörden,  in  besonders  günstig  gelegenen  Städten  n.  s.  w.  Würde 
hier  rein  commonales  Grund-  und  Hauseigenthum  an  die  Stelle  des  priraten  treten, 
so  prnfitirte  zwar  die  Gemeinde  als  solche  von  der  Steigerung  der  Kente  und  des 
Bodeuwerths  bei  gUostieer  Entwicklung.  Voiksvennehrung  u.  s.  w.  des  betredenden 
Gemeinwesens,  nicht  mehr  die  privaten  EigenthOmer,  was  die  Vertreter  des  Gemein- 
cigenthums  ja  erstreben.  Aber  voni  Standiunict  der  staatlichen  Geniein^i  Irift  au--  wäre 
daä  wieder  angreifbar,  da  der  einzelnen  Gemeinde  zufällig  und  mit  auf  Kosten  andrer 
nnd  der  Geaammtbdt  Vortheile  ohne  ihr  Verdienst  zawüchsen.  Diese  Erwignng 
würde  wohl  d.izu  nöthijren,  dem  Staate  wenigstens  an  der  localen  städtischen  Eenten- 
uud  Grondwerthsteigerong  einen  Antheil  zu  sichern,  vollends  /.  B.  in  den  grossen 
Mitielpuncten  des  staatlichen  and  rolkswirthschaftlicbcn  Lebens,  deren  Entwicklung 
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doch  dDrchAUä  ein  Product  des  gesammtcQ  natiomim  Lebens  ist  (London,  Paiia, 
BeiliB.  Wien  v.  s.  ,  aber  auch  Orte  wie  Hambnrf.  Mflncben,  Leipzig  vinn 
Btisy'vl). 

Hält  man,  vobi  mit  Hecht,  die  Vereinigung  von  Grund-  und  Haasei^enthom 
in  der  Hand  dos  Staats  fUr  zu  scliirierig,  so  bliebe  die  Einrichtung  eines  (3emein> 
eigenthams  des  Staata  and  eines  beständigen  superficiariscben  Nutzungstrecht^  der  Gc- 
weindo  mit  Normirung  eines  Entgelts  der  letzteren  für  den  Staat  und  periodischer 
Kurision  des  Betrags  dieses  Entgelts  nach  der  En(wii:kluu|^  der  locvalen  Grundrente 
wohl  das  Richtigste,  llan  sieht  aber  wieder,  welche  Specialprobleme  das  Princip 
jeder  solchen  g^anz  neuen  Rechtsordnung-,  wie  hit^r  dorjeniircii  des  stridtischon  Gemein- 
eigenthums, in  sich  birgt,  mit  denen  eine  Auseinandersetzung  geboten  ist.  Die  Aa- 
bingor  des  Gemeineifenthvms,  auch  die  Bodenbesitzreformer,  gehen  Uber  dergleichen 
mdst  viel  zu  scluK^l  liinwep. 

Technisch  wurde  zwischen  Staat  und  Gemeinde  die  Begelang  der  Abgabe  ähnlich 
wie  heute  diejenige  der  Geb&udesteaer  zn  erfolgen  haben,  aJso  nicht  so  besonders 
schwielig  saiB.') 

Wird  nnn  auch  durch  die  Consequenz,  auch  Hauseigentbum, 
Hausbau,  Vermiethung:  dem  (■)ftentli('heu  Körper,  voraussetzungsweise 
also  der  Gemeinde,  zu  übertragen,  die  Durch fUiirung  des 
Postulats  der  Beseitigung  des  städtischen  privaten  Orundeigen- 
thums  ersehwert,  im  Vergleich  mit  anderem  Boden,  so  niuss  doch 
andererseits  anerkannt  werden,  dass  gerade  die  specifisch  ökouo- 
niisch-technische  Bebauung  des  städtischen  Wolmungsbodcns  mit 
Häusern  u.  s.  w.  durch  und  auf  Kccbnung  der  öffentlichen  Ge- 
walt leichter  durchzuführen  wäre,  als  die  Bebauuug  des  ländlichen 
Bodens,  —  und  zwar  ans  den  oben  (§.210)  erwähnten  Gründen: 
weil  die  Ausführung  des  modernen  städtischen  Häoserbaas  fttr 
Private,  wie  fttr  öffentliche  Körper,  Staat,  Gemeinde  n.  s.  w.  im 
Wesentliehen  ganz  auf  die  gleiche  Weise  erfolgen  wtlrde,  wie  es 
ja  heute  schon  in  den  so  zahlreichen  Fällen  von  Öffentlichen  Bauten 
geschiebt;  femer,  weil  ein  fertiges  Hans  yerhältnissmässig  wenig 
Verwaltangs-,  Bewirtbschaftnngsarbeit  macht  nnd  die  ordentliche 
Besorgung  der  Beparatnren  sich  wohl  einrichten  Hesse.  Dieses 
unmittelbare  Prodnctionsinteresse  der  Volkswirthschaft,  dass 
die  Häuser  u.  s.  w.  wirklich  und  zweekmässig  hergestellt 
würden,  wäre  daher  bei  einer  Abschaffong  des  Privateigenthnms 
und  Uebertragung  auch  des  Hauseigentbums  nnd  Bauwesens  an 


')  Bei  der  eiüfacheu  Ueberlassuug  der  bestehenden  staatiicbeu  ücbäadcstcuer 
na  die  Onsgemeinde,  wie  jet^t  nach  der  Steuerreform  ?on  lb93  in  Preussen.  bleibt 
ein  ganz  ähnlichrs  Bedenken  liolehon,  wie  das  im  Vnr.iu.'-L'^ehtMidcn  angedeutete.  Die 
SteigeroDg  der  Ueb&ude^teucr,  z.  B.  in  Berlin,  die  Folge  duch  wesentlich  mit  der 
LdMQQgen  des  preoABiBdien  Staats  für  die  Geaammtentwicldung  ßeriins,  kemiit  bei 
6ioer  Staatsuebriudesteuer  wenigstens  auch  doui  Staate  mit  zu  <iiite.  jetzt  nicht  mehr. 
Durch  Einfügung  der  Vermögcn^steaer  in  das  preussische  directe  buatsstouur>ystem 
wird  diesem  Mangel  zwar  in  etwas  abgeholfen ,  aber  vOUig  kann.  Das  angedeateta 
Btidenken  wird  also  nicht  ganz  behoben.  Vt;I.  die  Ausfubranfen  in  meinom  AoCmUS 
im  Scbanz'schen  Finaozarcbiv  Ylll,  Band  2,  S.  148  fl.,  152. 
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die  Gemeinde  immerbin  wobl  zu  befriedigen.  Aber  freilich,  ohne 
einen  neuen  grossen  bureankratiseben  Behtirdcnapparat  Hesse  sieh 
die  Sache  nicht  machen  und  ein  solcher  würde  unter  bekannten 
Mängeln,  einerlei  wie  man  sich  Gesellschalt  und  Volkswirthsehaft 
organisirt  denkt,  immer  mehr  oder  weniger  leiden  —  auch  ,,im  Social- 
staate"  oder  in  einem  iranz  demokratisch  ciii^^erichteten  Comniiinal- 
wesen,  ja  hier  vielleicht  erst  recht.  Darin  liegt  wieder  ein  erheb- 
liches Bedenken,  welches  im  Vergleich  mit  dem  System  der  Hoden- 
leihe  nicht  zu  Gunsten  dieses  weiter  gehenden  zweiten  ^Systems 
spricht. 

Bliebe  im  Uebrigen  aber  das  privatwirtbschaftlicbe  Verkebrs- 
system  erhalten,  dessen  Beseitigung  jedenfalls  keine  nothwendige 
Folge  der  Aufhebung  des  privaten  Grondeigentbnms  ist  und  inso- 
fern anch  bei  dem  hier  erörterten  Gegenstand  nicht  nothwendig  in 
Frage  steht,  so  würde  alsdann  die  Vertheilung  der  Wohnungen 
in  den  im  öffentlicben  Eigentbum  befindlichen  Gebäuden  freilich 
doch  wieder  in  der  Privatrechtsform  der  Vermiethnng  anf  Zeit 
nach  den  Grnndafttzen  der  privatwirthscbaftliehen 
Concnrrenx  stattfinden  mUssen.  Auch  dieses  Miethgeschäft  in 
befriedigender,  unparteiischer,  die  beiderseitigen  Interessen  richtig 
und  billig  wahrnehmenden  Weise  einzuriehten,  wäre  fQr  eine  Ge- 
meinde und  ihre  Behörden  freilich  wieder  eine  recht  schwierige 
Verwaltangsau t gäbe  j  abermals  in  weit  höherem  Grade  als  die 
Bodenbesitzreformer  sich  klarzumachen  scheinen. 

Sicher  ist  namentlich  Eines :  eine  Gewähr  des  beständigen 
Innehabens  einer  Wohnung  (eines  Ladens),  gar  zu 
gleichbleibendem  Mietlizinse,  liesse  sich  auch  bei  einer 
solchen  Einrichtung  des  stadliscben  Grund-  und  llauseigentliuins 
den  Privaten  nicht  gcl)en :  sie  würde  auch  nur  dahin  liihren, 
dass  son<t  in  dem  verbleibenden  privatwirthschal'tlichen  System 
nunmehr  I^Ions  die  Miether  statt  der  ehemaligen  Higeuthümer  die 
Vortheile  der  günstigen  Conjuncturen  in  ihrem  Einkommen  direct 
oder  indirect  bezögen  (z.  B.  die  Inhaber  gut  gelegener  Verkaufs- 
iocale). 

Dies  wird  in  den  Vorscbliigon  zur  \^'otuiiuig8refom ,  welche  den  bislierigen 
Mietlieni  ein  daoerndes  Miethrecht  md  die  Sidierheit  renebaffen  ▼olIeD,  nicht 

im  Micthzins  gesteigert  za  werd<'ii.  htcts  ubersehen.  Vgl,  die  verschiedenen  Projecte, 
die  Engel  in  seinem  Eiscuacher  lieferat  bespricht,  inclusive  seines  eigenen  („Miether- 
actiengesellschaft"),  ron  d<'ni  da-sselbe  gelten  würde.  Ein  solches  dauerndes  privates 
Hietbrecht  hätte  für  d  ri  R'^roi  hrj^en  hinsichtlich  des  Grnndrentcnbezugs  und  man  Ii  i 
sonstiger  (iewiniiL-.  w<>l(hc  von  der  KiUi>«fi£:en  La?»;  drs  Grundstücks  abhängen  (/.  B. 
fUr  den  Absatz  der  Detailgcscbiilte  und  die  i'reise  der  aureu)  die  nemlicheo  Külgun, 
wie  das  private  fügenthamsrecht.    Gerade  diese  Folgen  sind  vom  Standpnnct  der 
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VfiithellaDg  des  Volltseinkomineiis  und  in  sodalpolttisehw  HInsicbt  tazofecbten.  Aach 

in  manchen  socialisiischen  Vorschlägen  zur  Wohiiutis^reform,  i.  B.  (J'  ii'  n  (ier  dout>ch»Mi 
Socialdemokratic  (En<?ol,  Referat  S.  Iii2),  wird  dies  noch  nicht  erkanut  Erst  die 
Beseitignn?  de»  priratwirtbscbaftlicben  oder  spcculatiren  Systems  wurde  bier  Wandel 
schalfoii.  Sic  steht  aber  bei  jenen  ßeformvorschlägcn  nicht  in  Fngtt  und  ist  das 
Undurchführbare  oder  wenip^tens  das.  was  als  dnrchfuhrbar  auch  von  socialisti«'*her 
beite  nicht  erwiesen  ist  and  jcdeniali:s  noch  viel  grössere  bcltwiuriglieiten,  als  die 
tlooM  YentutUchung  des  Bodens  oder  die  Einrichtong  eines  GemeiDeigenÜmins  daran, 
"bieten  troide. 

Der  Nutzen  der  Umgestaltung  ist  also  nicht  in  dergleichen, 
BOndcrii  in  der  Beseitigung  der  lästigsten  Ausbentung  und  Ab- 
hängigkeit des  einen  Privaten  vom  anderen,  in  der  Uebertragung 
der  Gewinne  aus  steigenden  Grund-  und  Hausrenten  vom  mlis-sigen 
Privatbausherrn  an  die  thätige  Gemeinschaft  (die  Gemeinde,  den 
Staat),  in  der  erreichbaren  gnissereu  Hegelmässigkeit  des  (»nngs 
des  iniu>;erbau8,  daher  in  der  Abschwächung,  ju  selbst  in  der  Be- 
seitigung von  Baukrisen ')  und  in  der  Ausscheidung  eines  der 
schlimmsten  öpeculationsgebiete  aus  dem  Wirtbschaftsieben  zu 
Sachen:  ein  immerhin  sehr  grosser  Fortschritt  nach  dem  Ziele, 
socialreebttiche  Ordnung  und  Gerechtigkeit  an  die  Stelle  der 
heutigen  rein  privatrechtlichen  Regelung  nnd  Ungerechtigkeit  ond 
der  dadurch  bedingten  Misswirthschaft  zu  setzen. 

Zogleich  würde  durch  eine  solche  Gestaltung  die  bedenklichste 
Schwierigkeit  von  allen,  welche  der  Beseitigiuig  des  priyaten 
städtischen  Gmnd-  und  Hanseigenthums  jetzt  noch  entgegenstehen, 
fortfallen:  die  Nothwendigkeit  der  Regelung  der  Wohnnngsyerhllt* 
nisse  nnd  Miethpreise  direct,  ausserhalb  des  Goncurrenzsystems, 
durch  die  öffentliche  Gewalt  Eine  solche  f^^rmliche  „obrigkeitliche 
Vertheilung''  der  Wohnungen  würde  eine  viel  tiefer  greifende'  Ver- 
änderung der  Recbtsbasis  der  Volkswirthschaft  voraussetzen,  als 
sie  in  der  Abschaffung  einer  bestimmten  Art  oder  selbst  alles 
privaten  Grundeigenthums  liegt. 

Freilich,  der  „conscquente"  Socialismus  miisstc  zu  einer  solchen  Vertheilung 
scbreiten:  eine  Aufgabe,  welche  uan  nar  hinstellen  muss,  um  sofort  ihre  ungeheure 


^)  Das  ökonomische  ManchcAtcrthum  arguuicutirt  auch  hier  wie  in  der  Eisen- 
b«bnfnge:  Bflckscbllfe  in  der  Rente  n.  s.  v.,  wefen  abnebmender  BeaDtsouf  der 

Bahnen  iind  Häuser,  trtlgc  heote  ^glücHichor  W.i^o"  das  Priratkapital ,  nicht  die 
Staats-  oder  Communalgemeiuscbaft,  also  nicht  der  Steuersftckel.  Imgekebrt  wäre 
es  bei  dem  bier  befürworteten  System:  ein  beliebtes  ATi^oment  der  Gegner  derStaats- 

babnen  in  den  Conjuncturen  End*-  der  70  er  Jahre  (ISTO.  E.  Richter).  M.  E.  ist 
dieser  Extrarcrlust  der  Privateigenthümcr  so  bedenklich,  wie  der  sonstige  Extragewinn. 
Auch  ein  ätädtiM.  lies  Gemeinwesen  kann  freilich  einmal  leiden,  wenn  eine  andauernde 
Stockung  des  Verkehrs  die  Bevölkerung  verringert  u.  s.  w.  Aber  au«  Ii  hier  wird  der 
Kucks<  lila.;  stets  sreriiisrer  und  seltener  sein,  denn  meist  gebt  er  von  der  Ueberspecolaüoa 
im  Hausbau  au»,  weiche  ja  hier  forttiele. 
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Schwierigkeit  ond  Peinlichkeit  fUr  Leiteade  wie  \\  oh nuDg&bed Urftige  lu  ircrsteben. 
Wie  man  sie  sich  aaeh  formell  iSsbar  deolit.  autoritativ  darch  die  „Social* 

behördcn",  in  Widerspruch  mit  dein  sonst  festpehaltonen  demokratischen  Charakter 
des  socialistischeu  (iesellscbafts-  und  Wirthschaftsäyhtcius,  nach  gewissen  Normen  der 
Beihenfolge  und  des  periodischen  Wohnnni^wechsels,  etwa  auch  nach  dem  — •  Loose 
tt.  s.  w..  man  kommt  in  allen  solchen  Fällen  za  anglaablichen  Conseqaenzen ,  Uber 
welche  sirh  die  Sozialisten  denn  auch  am  Liebsten  —  ausschweigon.  Wl  die  in 
diesen  und  vcrn-andtcu  Puncten  ganz  zutreifenden  Ausführungen  ?ou  Eugen  Kichlcr, 
socialdomokratische  Zakonfl8l>ilder,  BeiÜD  1891,  Did  GregoroTlns,  der  Himmel  anf 
Erden,  JLei|aig  1S9I. 

VL  — §.  215  [360].  Principielle  BedentiiDg  der  vor- 
aniigebendeD  Untersnchiing.  Die  hier  erfolgte  speoielle 
ErOrteroDg  Uber  das  priyate  städtische  Grand-  und  Hanseigenthmii 
hat  zogletch  den  Zweek  rerfolgt,  einmal  genauer  im  Einzelnen  die 
innere  Begründung  der  Angriffe  anf  die  OrnndeigentbamsiDstitution 
in  einem  wichtigen  Falle  zu  zeigen,  in  welchem  diese  Angriffe  als 
vieli'ach  richtig  iineriuinnt  werden  mtissen.  Ferner  hat  sie  den, 
Nachweis  liefern  sollen,  wie  in  einem  solchen  Falle  die  Ausführ- 
barkeit der  Forderung  einer  grundsätzlichen  Beseitigung  des  l'rivat- 
eigenthums  doch  nicht  so  ohne  Weiteres  von  der  Hand  zu  weisen 
ist,  wie  dies  meistens  zu  geschelien  pflegt;  wie  aber  terner  auch 
die  Durchfuhrung  einer  solchen  Manssregel  wirklich  erhebliche  öko- 
nomische und  sociale  l'ebcistände  abstellen,  anderseits  jedoch  die 
beatige  Volkswirtbscbaft  gar  nicht  so  radical  umgestalteD  wUrde, 
als  die  Einen,  die  Socialisten,  hoffen  nnd  rühmen,  die  Anderen, 
die  privatwirtbscbat'tlicben  Nationabikonomen,  befürchten  nnd  des- 
wegen ablehnen ;  dass  aber  endlich  die  Schwierigkeiten  der  Darch- 
fUhrnngjedweder  wie  immer  eingerichteten  Gemeineigentbamsordnnng 
erheblich  grosser  sind,  als  die  Vertreter  dieser  Forderang,  insbe- 
sondere nicht  bloss  die  Socialisten,  sondern  auch  die  Bodenbesitz- 
refonner,  sich  klar  machen  oder  doch  zugestehen  nnd  dass  wegen 
der  immanenten  Gonsequenzen  jedes  solchen  Rechtsprincips,  wie 
desjenigen  eines  Gemeineigenthnms  am  sti&dtischen  Boden,  immer 
wieder  weitere  Probleme  nnd  damit  manche  nene  Schwierigkeiten 
nnd  Bedenken  anftanchen,  welche  nicht  sofort  Ton  vornherein  erkannt 
werden,  geschweige  nach  einer  einfachen  Formel  zn  lOsen  sind. 

Gleichwohl  wird  man  e«  rechtfertigen  dürfen,  in  dem  im 
folgenden  §.  216  zusammenmefassteii  Kri^chniss  der  l'ntersuchung 
die  Frage  vom  ( iemeineigentlinni  am  städtischen  Hoden  als  eine 
immerhin  schon  jetzt  ernstlich  discutahlc  nnd  wenigstens  nicht 
ohne  Weiteres  zu  verneinende  zu  hczeiciinen.  Die  objective 
Wissenschaft  lint  die  Aufgabe,  die  Probleme  iiircs  Gebiets  ohne 
Voreingcnommeoheit  zu  zergliedern  und  danach  sine  ira  et  studio 
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zn  urthcilen,  uubektlmmert  darum,  d)  dadurch  diese  oder  jene 
Parteiansicht  unterstützt  oder  verworfen  wird.  Die  im  Obige« 
erfolgte  Untersuchung  der  ökonomisch  -  technischen  Stellung  und 
Function  des  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  ist  deshalb 
auch  in  principieller  Hinsicht  für  die  btellungnabme  selbst  za 
80  weit  gehenden  Forderungen  einer  verUnderten  Rechtsbasis  der 
Volkswirthschaft  und  in  methodologischer  Hinsicht  für  die 
BebandlaDg  solcher  Prohlenie  in  der  wisseDschaitlichen  Natiooal- 
^koDomie  Yon  allgemeinerer  Bedeatang. 

VH.  —  §.  21G  |3G1].  Das  i'rgebniss  der  U ntersucbuui: 
des  privaten  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  lässt  sich 
kurz  dahin  zusammenfassen:  dasselbe  ist  besten  Falles  ein  mangel- 
haftes Mittel,  um  ftlr  die  Bevölkerung  die  Befriedigung  eines  der 
'ersten  materiellen  Bedtirfnisse  sicher  zu  stellen.  Das  um  so  mehr, 
je  mehr  die  Entwicklung  des  Grossstftdte -Wesens  yorwärtsgeht 
Vom  socialpolitischen  und  yom  Verth  ei  Inn  gsintereaae  ans 
betrachtet  wäre  daher  die  Beseitigung  dieses  Eigenthums  eher  er- 
wünscht als  unerwünscht  Das  Ziel  mllsste  dann  sein,  die  lieber- 
einstimmung  auch  des yolkswlrthscbafltliehen  Productionsinteressa 
mit  dieser  Beseitigung  immer  yollständiger  herbeizuftthren.  Die 
allmUlige  Annäherung  an  dieses  Ziel  ist  nach  dem  Dargeiegteo 
zwar  mit  erhebliehen,  aber  doch  rnebt  mit  so  unttberwindlicben 
Schwierigkeiten  verbunden,  als  es  scheinen  könnte.  Namentlich 
wird  man  schon  jetzt  nicht  niehr  sagen  können,  der  gegenwärtige 
Rechtszustand  des  privaten  städtischen,  zumal  grossstädtischen 
Grund-  und  Gcbäudeeigenthunis  verdiene  nach  allen  seineu  dar- 
gelegten naehtlieiligen  Fojfjen  durchaus  den  Vorzug  vor  jedwedem 
Gemcineigenthumssj  stcni.  ') 

Diese  Sätze  lassen  sich  schon  heute  wissenschaftlich  Wort  lur 
Wort  begrtinden.  Mehr  aber  kann  vorläufig  auch  noch  nicht  gesagt 
werden.  Die  praktische  Verwirklichung  der  Maassregel, 
vollends  in  allgemeinerer  Ausdehnung,  ist  sicherlich  fUr  irgend  ab- 
sehbare Zeit  noch  nicht  zu  erwarten:  aber,  was  eben  ftlr  die  wissen- 
schaftliche Auffassung  das  Wichtige  ist,  nicht,  weil  diese  V^erwirk- 
licbuDg  durchaus  unerwünscht,  auch  nicbt,  weil  sie  unmöglich  und 


')  Letzterer  SaU  aus  meinem  Artikel  (iniiifHiositz  im  llandwOrterbuch  der  Staat-i- 
viaaenschafteo  IV,  1 25,  vo  er  aber  durch  einca  störenden  Druckfehler  in  sein  (Segcü- 
theil  rerkehrt  ist  (es  moss  daselbst  heissen,  dass  „man  nioht  [irtlmnd  daftr  «jmicIi^ 
<iurt  steht]  ohne  Weiteres  behaupten  dOrfe,  der  gegenwärtige  Rechtscastand  F«rdien« 
den  Vorzog  vor  üememeigenthum). 
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nicht  einmal  iu  erster  Linie,  weil  sie  so  aasserordentlich  sehwierig 
und  bedenklich  wäre,  sondern  weil  die  Forderung  last  noch  keine 
Unterstützung  in  der  öffentUchen  Meinang  findet  M.  a.  W.  nicht 
anbedingt  am  Können,  sondern  mehr  doch  nur  am  Wollen  fehlt 
es.  Hieraus  ergiebt  sich  auch  die  Aufgabe  der  Wissenschaft,  in 
dieser  wie  in  anderen  ähnlichen  volkswirthscbaftlichen  und  socialen 
Fragen,  welche  TorDemlich  Fragen  des  sooialökonomiscken  Reehts, 
des  wirtbsebaftUchen  Verkehrsrecbts  sind:  Aafdecknng  des  Causal- 
nezns  iwiscben  Recht  nnd  Wirthschaft  durch  Beobachtung ,  Beur- 
theilnng  der  Einwirkung  des  beatebenden  Bechts  auf  die  Volks- 
wirthschaft  vom  Standpunete  der  Gerechtigkeit  und  ZweckmSssigkeit 
aus  und  danach  Aufstellung  begründeter  Reformvorschlage. 

VIII.  —  §.  217  [362].  Rorurni  des  privaten  städtischen 
Orund-  und  üauseigeuthumsrechtii. 

Hieniber  liier  nur  einisre  Andeutungen,  ab  Conseqnenzen  aas  cl<.'in  Vorau><ri'lRniden. 
nähere  Au>fabruhgen  und  Be^i^ruuduQg  müssen  an  diei»er  Stelle  unterbleiben.  Siebe 
im  Allgemeinen  die  Litteratur  über  die  Wohnungsfrage  (oben  S.  472).  die  Eisenacher 
Verhandlongen  1''72.  besonders  Engel*!  Beferat.  die  genanntea Schriften  drs  Vi  reine 
filr  Sorialpolitik  und  die  Vorh.uidlnnffcn  dc^seIben.  besonders  auch  Miijuel's  Ein- 
leituut;  zu  den  Berichten  und  Kefrrat.  Eberstadt  a.  a.  ().,  Schneider  s  genannte 
Schrift  Wobnangsmiethrecht  und  ^^eine  sociale  Reform;  Ober  die  neaere  englische 
■Geset/.^febnng  und  'die  dortigen  Vt-rhriltni-vsc  Aschrott  a.  a.  ().  Manches,  was  ich 
im  Beginn  der  TO  er  Jahre  hier  vertrat,  ist  alloiälig  von  andren  Seiten  auch  an- 
genommen worden,  während  ich  znerst  darin  ziemlich  nllefn  stand.  Miqnel  ntmentllch, 
auch  ein  eminenter  jTactischer  Kenner  der  V<Thültnis-L'.  verlunitt  nicht  Wenip^L-^,  was 
zumal  bei  läbcralen  früher  starken  Widerstand  fand.  Auch  die  Kra^e  der  Besteuerung 
der  Butttellen,  der  Geihnne  aus  Grundspeculationen  ist  in  Flass  gekommen  nnd  in 
der  neoen  prenssischen  Gesctzgebang  Uber  Einkummensteuct  ond  Gommonalbesteaerung 
in  gewi>sem  rmf^tur  '"•jabt  worden.  A'irh  die  Hcstrebaniren  Ton  Adiek  .-s  i  J-'tzi 
Burireruieister  in  I  rankturt  a.  .M..  Mitiuel  s  dortiger  Nachfolger)  filr  rauunelle  Sudt- 
erweitertiiig  (siehe  seim^n  Aufsatz  Umlegnng  und  Zonenenteignung  als  Mittet  za 
solcher  Krweitenincr,  im  nrr^nn'schen  Archiv  VI,  .  S. -120  ff.)  und  der  von  ihm 

hcmihrende  Uesetzcutwurl ,  den  freilich  das  preu^sische  Abgeordnetenhaus  noch  zur 
Zeit  nl^elehnt  hat,  h&ngen  mit  der  Frage  der  Befonn  des  städtischen  Grandei^en- 
tbomsrcrhfs  ^osemmen.  Im  Ganzen  freilich  werden  in  di-n  bi'-li  'riircn  K''fiiriiiii!.inen 
mehr  nur  sanitire  and  gewisse  sociale  Interessen  der  unteren  Ciasscn  verfolgt, 
v&hrend  man  der  Frage,  ökonomische  Ausbeutung  tiberhaupt  za  verhüten,  noch 
kaum  nahe  tritt 

Die  nnmittelbar  prakti  sc  he  Seite  der  studtischen  Grund- 

eigeuthumsfraj^e  ist  der  Ziisaniiiu'iilian>;  derseil)eii  mit  der  W  o  h  n  u  n  ^^s - 
l'ra^c,  d.  Ii.  mit  der  F'raj^e  der  qualitativen  und  (juantiiativeii  Be- 
friedigung des  Wolinnngsbedörfnisses  der  Hevidkcrung  und  der 
Kosten  dat^ür.  Die  voraiisi^n^liendc  Untersuehunp:  berechtigt  zu  dem 
^chluss,  dass  die  Institution  des  privaten  Grundeigenthums  i'iir  die 
lietriediguiig  dieses  Bedürfnisses  iiberh:nij)t  und  besonders  nach 
dem  Kostonpiincte  mangelliatt  l'niigirt.  Daraus  ergie})t  sich,  wie 
gesagt,  schon,  dass  alle  AbhiUmittel  auch  gegenüber  der  sogen. 


Digltized  by  Google 


508        Aa$ddbtt.d.Pmatetg.  2.K.  ürundeig.  4.H.A.  Prüfung.  'd,A.  StMtEig.  §.217. 

Woliniin^'Hnoth ,  welche  nicht  in  erster  Linie  an  eine  tiefere 
Aenderuug  d  es  Gr  □  n  d e i gen  thum s  r  e  c  h  t  s  anknüpfen,  nur 
Palliative  sind.  Die  dargelegte  mangelhafte  Function  des 
städtischen  Grundeigcnthunis  auf  diesem  Gehiete  des  volkswirth- 
schaftlichen  Production.sinteresses,  die  vielfach  direct  schädliche 
Function  desselben  im  Gebiete  der  volk.s\virthschaftlichen  Ein- 
kommenvertheilung  und  der  socialen,  durch  diese  Vertheilung  be- 
dingten Machtverhältnisse  berechtigt  daher  auch  schon  fttr  die 
Gegenwart  zu  der  Forderung,  dass  mindestens  eine  tiefgreifende 
Keform  auch  des  yerbleibendcD  privaten  städtischen  Grund'  | 
and  Haaseigenthnmsreohts  Btatt6nde. 

In  den  meisten  Yorsohllgen  snr  WohnangSTeform  und  in  der  Littentor  Uber 

die  Wohnungsfrage  wird  dies  verkannt  oder  za  Kcrin^  angeschlagen,  so  .mch  roa 
£agel  in  seinem  Referat,  S.  1U9  ff.  Anders  ächon  früher  bcsooderti  Ratkowski 
a.  1.  0.,  z.  Th.  aach  Saz,  selbst  J.  Faucher,  Wiss,  die  namentlich  Steuer- 
reformen,  z.  B.  in  Betreff  der  Baustellen,  gleichfalls  schon  ?or  10  Jahren  verlancteo. 
Vgl  auch  meine  Aosfahrangen  in  den  £isenacher  Yerbandlnngen  von  1872.  S.  240  C 

Eine  gründlichere  Reform  mnss  sich  einmal  anf  den  Inhalt 
dieses  Rechts  als  eines  Priyatreohts  beziehen:  das  Eigenthom  darf 
hier  zamal  nicht  absolat  formnlirt  werden.    Namentlich  ist  die 
Vertragsfreiheit  in  Bezog  auf  das  Miethverbältniss  zn  beschränken, 
d.  h.  die  Willkohr  der  Parteien  darf  fttr  den  lohalt  der  VerMge 
nicht  in  dem  weiten  Umfange  wie  bisher  entscheiden,  weil  ^ 
Gleichheit  der  CoDtrahenten  und  daher  die  Freiheit  wenigstens  des 
einen  von  ihnen  vollends  hier  eine  Fiction  ist,  welche  mit  der 
ökonomischen  StL'ilini;Lc  und  Fiir.ction  des  städtischen  Grund-  und 
Hauseigcnlhums  in  Widorsprucli  steht.  Ferner  ist  das  Stenerrecht 
in  Bezug  auf  stiUltisclie  Grundstücke  und  Häuser  nach  dem  rich- 
tigen socialökononiisciieii  Gesielitspnnct  zu  gestalten,   dass  dem 
Eigenthümer  ökonomisch  v<»u  ihm  nicht  verdiente  Conjuncturen- 
gewinne  möglichst  zu  Gunsten  der  Gemeinschaft  (Staat  u  n  d  Ge- 
meinde), welche  direct  und  indirect  die  steigende  Rente  und  den 
ConjuncturenwTrth  des  Grundstücks  und  Hauses  schufen,  entzogen  ' 
werden;  vor  Allem  bei  blossen  Baustellen.  Auch  ist  mindestens 
vermittelst  der  Besten crung  die  Behandlung  der  städtischen  Immo- 
bilien als  Waare  nnd  blosser  Specnlationsgegenstand,  im  Interesse 
der  Bevölkerung)  zu  erschweren*),  wenn  andere  Mittel,  wie  Verbot 

Ks.mus3  aucli  liifr  u-'-mlsen.  <lie,se  Postulate  (U'T  SociaJpolitik  tiinJ  National- 
ökuuouiio  au  das  BuäteuiTungäWcäen  aufzuäteilen ;  die  steuertechnibche  Durch-  i 
fobrnng,  welche  nicht  die  oft  behavpteten  unlAsbaren  Schwierigkeiten  bietet,  ist  I 
in  (\i'T  Fi  ti  a  n zwiSBCn ä  c  h  a  f  t  ii,ili<  r      iinfiT>nrh''ii.  Siehe  Eisenacher  \\*rh.indhiriirt 
S.  241,  be.><onden  nnch  Graudleguug  I,      Ititi,      3bS.  die  Erörterungen  iu  meiuec 
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derartiger  Geschäfte,  Dicht  zu  erzielen  oder  Dicht  wirksam  zu  machen 
Bein  sollten. 

WeBentlicli  im  sanitären  nnd  im  Interesse  besserer  Qualität  der 
Häuser  und  WohoongeD,  wobei  auch  ethische  Momente  mitspielen, 
nicht  minder  aber,  nm  die  GrundstUcksspeculation,  den  „Bodcn- 
wneber''  nnd  die  tlbertriebene  fimporsehranbnng  der  Gmndsttteks-, 
der  Banstellenpieise  zn  beschriinkeD,  sind  rationelle  Strassen- 
anlage-  nnd  Banordnnngen  geboten.  Sie,  insbesondere  die 
letzteren,  enthalten  freilich  impUcite  einen  seharfen  Eingriff  in  das 
„freie  Privateigenthnmsrechf aber  nicht  nnr  einen  prinoipiell  durch 
das  Gemeinsohaflsinteresse  begrttndeten,  sondern  aneh  in  allen 
Gnltnrlftndem  einen  althistorischen,  in  anerkannter  Recbtswirksam- 
keit  bestehenden. 

Von  jeher  haben,  wie  bohou  in  den  Dörfern,  so  vollends  in  den  Stödten,  die 
Yerhiltoissü  der  räomliclien  Nähe,  die  daraus  berror^hcaden  Lebensbedingungen 
gewisse  „örtliche  GemeinbedürfiiiJ'SL''*  (I,  §.  ;J2S  hpirrorgcrufen  und  Einrichtungen 
veranlasst,  welche  ohne  eine  Einschränkung  des  Privateigcnthumsrecbts  an  sUdtiscbou 
Grnndstuciten  und  H&asern,  wie  aacb  mehrfach  ohne  die  Aaferlegnng  r<m  Pflichten 
711  i'incni  Tliun  (wie  Unterlassen'),  für  den  Prir.ifcigenthUmer  als  solchen,  gar  nicht 
durchfuhrbar  waren,  im  dörflichen,  wie  voilcnds  im  siadtiücheu  Verwaltongsrecht, 
theil weise  aber  selbst  im  Prifttreeht  bezOflich  der  Orandstttcke  ond  Hioser.  finden 
sich  daher  tlhcrall  seit  Alters  derartige  Bitstimmungen,  welche  die  Verfügungsgewalt 
des  EigenthOmcr»  einschränken  und  ihm  Pflichten  auflegen,  alles  Puncto,  welche  dann 
wieder  anf  Rente  und  Werth  der  Orandstlldte  und  Häuser  einen  gewteea  Eiaflnss  In 
der  Richtung  der  Ermässigung  ausüben.  Das  ganze  grosse  Gebiet  der  Ortlichen 
Poli/.eirerordnungen  (Bau-,  Feuer-,  Wasser-,  Sanititts-,  KLinlichkeits-,  strassenpolizciliche 
n.  a.  m.  Beätimiuungcu)  gehört  hierher.  Gerade  hierin  zi-iirt  M<  h.  dass  das  ,, absolute" 
Prirateigenthum  niemals  bestanden  hat.  Das  Ortliche.  studti?clte  (irund-  und  Hans» 
cigcnthumsrecbt  ist  immer  durch  K'ack->ichteii  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens, 
der  daraus  entspringenden  Imeresäen  und  Bedilrfnisso  ein  wesentlich  bej>chräoktes 
gewesen  nnd  es  im  Laufe  der  EntwicUnog  ron  Dorf  tu  Stadt ,  Kleinstadt  zu  Grom- 
ttadt  immer  m<;hr  ireword<Mi. 

Gerade  moderne  Verhältnisse  fahren  uothwoudig  in  dicker  Entwicklung  noch 
ein  gutes  Stück  weiter.  Die  immer  grossere  nnd  (fteilich  Dank  mit  unseren  stidtischen 
önindeigcnthumsverhältnissen!)  engere  localo  Zusammenhäufting  der  Menschen  und 
ihrer  Berafiistätten,  Gewerbebetriebe,  die  daraus  hervorgohenden  Gefahren  und  üebcl- 
stinde,  welche  durch  die  Art  der  modernen  Productionstechnik  vielfach  noch  ge- 
steigert werden,  macht  Strassen-  und  baupolizeiliche  und  dergleichen  Einschränkungen 
und  Pfliehtenauferlegangen  für  den  Priv-iteigenthllmer  hinsichtlich  seines  Grundstücks 
und  Hauses  immer  uuthwendiger.  Die  l'urtschreitende  naturwissenschaftliche  Krkeuntniss 
der  Bedingungen  gesunden  Lebens,  der  Einfltisse  von  Luft,  Boden,  \Vas>er.  Licht 
u.  s.  w.  auf  Gesundheit  und  Verbreitung  von  Krankheiten  oder  Krankheitskeimen. 
aber  auch  die  betuiere  Erkenutniss  der  prophylactiichen  Mittel,  der  präventiven  und 
repreniren  zweckmftssigen  Thitigkeiten  ermöglicht  immer  mehr  ein  ntionellee  Yor> 
gehen  mit  Verboten  und  Geboten.  Maassnahmen  aller  Art.  welche  vielfach  unmittelbar 
an  Strasse,  Grundstück,  Uauä  anknüpfen.  Alles  das  hat  bereits  und  wird  immer  mehr 
im  gebieterischen  Oeeammtinteraese  zu  einer  wesentlichen  Beeohrinknnf  des  stidtischen 
privaten  (irund-  und  IIau>eigeiithums  und  zur  Auflegung  ron  Pflichten  £0  Thun 
und  Lassen  für  dasselbe,  bexw.  für  seinen  Besitzer  fuhren. 


Gommnnatetenerfrage  S.  40  ond  Jetzt   namentlich  die  eingehende  Behandlnng  der 

Fi;ii.'e  der  n.  >tenerung  der  Goi^onctDrengewinne  in  meiner  Finansvissenschaft  II, 
2.  Auflage  ^.  232,  236  fi. 
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Mit  am  Wichtigsten,  in  sanitärer  und  sonstiger,  insbesondere 
anch  in  ökonomischer  Hinsicht,  zur  Beschriinkung  von  Grundsttick- 
speculation  uml  i'rcistreiberei,  sind  Strassen-  und  baupolizeiliche 
Vorschriften  hinsichtlich  der  Mindestbreite  der  Strassen,  der  MaximaJ- 
höhe  der  Häuser,  der  Maximalzald  der  Stockwerke,  der  Mininial- 
höhe  der  ^\'obnräuule,  des  Ausschlusses  von  Keller-  und  Dach- 
wohnungen, der  Maximalquote  der  mit  Gebäuden  zu  besetzenden 
GiundstUckfläehe,  der  Minimalgrösse  der  HOt'e,  Treppenhäuser  und 
Flure,  auch  hinsichtlich  des  Mindestmaasses  und  der  Mindestqualität 
und  Anzahl  von  Dienstbotengelassen,  von  Aborten,  bezüglich  der 
gesammten  BescbaÖ'enheit  der  für  menschliches regelmäBgigee  Wohnen  | 
ttberbaapt  dienenden  Räume  und  derartige  Bestimmungen  mehr.  i 
Besonders  die  Beschränkung  der  bebaubaren  Grundstticktiäche,  der 
Häuserhöhe,  Stockwerkzahl  und  das  Erfordemiss  einer  hestimmten 
minimalen  Zimmerhöhe  hat  neben  den  socialen,  ethischen,  sanitären 
gnten  Folgen  anoh  einen  günstigen  Einflnss  auf  MilssigerhaUen 
der  Grundatflekpreise.  Denn  nur  dureh  maaasloses  Ausnutzen  des 
Grundstücks  ftar  Wohnungszweeke  (enge  HOfe,  „LichtbOfe",  laous 
a  non  lucendo!)  sind  ttberhanpt  solche  ungeheuren  Omndstttckpreisc^ 
wie  in  den  Mittelponeten  nicht  nur,  sondern  auch  selbst  an  der 
Peripherie  unserer  Grossstädte  möglieh  geworden. 

Daher  denn  freilich  auch  die  lebhafte  ^oiütibche  OppüMiüou  der  Cirundatdck- 
Specalanten  und  Hao6b«iitz«r  mid  d«r  deren  foteieflseo  and  die  fUeehe  abeolnte 

Aiiffa>sun'r  des  Privat-'itrLMithum^  vcrtr(  tt!n<lon  Presse  iregen  derartige,  zun;  il  neu«*  nnd  i 
schärfere  hau-  und  strasdenpolizeilichu  Beachränkaugen,  wie  bie  z.  B.  jedeetmal  ut 
Berlin.  jtuKrst  in  den  Beriiner  Yerorten  des  Kraitiea  Teltow  rieh  lelgten  (riehe  sefcon 
oben  S.  4'«tt  .  Durch  einÄchneidendero,  rechtzeitig  erlassene  BauortJnniiiren  hÄfle  das 
moderne  Berlin  eine  ganz  andre  Stadt  werden  können,  während  jetzt  die  4 — 6  stöcki^en 
Hiaser  mit  engbtcn  Höfen  ohne  Licht  und  Lnft  schon  beinahe  anf  frdem  Pdde 
beginnen  und  der  Bodenwenh  da  schon  eine  Höbe  erreicht,  wie  in  Mittelstädten 
nicht  in  don  }u";t'Mi  Lagen.  Hier  liegt  ein  gros.ses  Maass  von  Cntrrlassungssunden 
der  Gesetzgebiiiit^  iiml  Verwaltung  vor.  —  mit  eine  Folge  einer  falschen  Privateigen- 
thumstheorie !  Hinterher  lä.sst  sich  schwer  viel  verbessern,  vollends  wenn  j-j-Je  bau- 
polizeiliche neue  Bi-^rlirankiutu:  als  Kiiijrrill"  in  .. wohliTworbene  Privatrechtc"  fUr  un- 
zol&ssig  oder  nur  bei  Gewährung  von  Entschädigung  für  zulässig  gilt  Vgl.  die 
Baaordnnnf  for  Berlin  vom  15.  Jannar  1887.  For  bereits  hebante  GfnndstQclce  i^t 
anch  im  Fall  der  Wied'jrhclKiuung  die  frülu  ^iiiot<-  der  Bebaubarki  it  'ior  GrundflSrh»- 
von  ^/^  geblieben,  die  neue  Quote  von  "/j  gilt  nur  tur  bi>^her  nicht  bebaute  ümndattlcke. 

Auf  dem  Wege  derartiger  baupolizeilicher  Ordnungen  wird 
den  Auswüchsen  des  privaten  städtischen  Grund-  und  Uauseigen- 
thums  noeh  mit  am  Wirksamsten  entgegengearbeitet  werden,  mehr 
als  durch  das  Hilfsmittel  der  Entwicklung  wohlfeiler  und  goter 
interner  und  externer  städtischer  Communications-  und  Transport- 
mittel. Denn  letztere  ftthren  hOchtens  zu  einem  Druck  auf  Rente 
und  Grundstttckwerth  in  den  inneren  Stadttheilen,  aber  um  so 
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mehr  zu  einer  bald  auch  ausserordentlicben  Steigernng  beider  in 
der  Peripherie,  iu  den  Vorstädten,  Vororten  und  darüber  hinaus. 

Weiter  ist  das  Expropriationsrecht  städtischen  Baustellen 
gegenüber  und  in  allen  Fällen,  wo  es  sich  am  wesentliche  allge» 
meine  städtische  Interessen,  nicht  nur  des  Strassenwesens,  sondern 
2.  B.  auch  um  sanitäre  und  ähnliche  Interessen,  um  allgemeine  Ver- 
bessernng  der  Wohnungen  der  unteren  Classen  handelt,  grundsätz- 
lich in  weitem  Umfange  ansasudehnen  und  leichter  anwendbar  zo 
machen.^)  Endlich  muss  der  Immobiliarbesitz  des  Staats  und 
der  Gemeinde  erhalten  und  in  geeigneten  Fällen  erweitert  werden : 
und  zwar  auch  ftlr  die  Einrichtung  von  Beamtenwohnungen,  welche 
nicl)t  selten  passend  ist*),  selbst  von  Privatwohnungen  zum  Ver- 
miethen  an  die  unteren  Classen,  schon  um  der  Frivatspeculation 
Concnrrenz  zu  machen  femer  für  die  Einrichtung  von  öffentlichen 
Plätzen,  Parks,  Gärten  zur  Erholung,  zum  Spielen  der  Kinder,  zum 
Geniessen  frischer  Lnft  u.  s.  w.,  in  welcher  Hinsicht  in  den  letzten 
Jahrzehnten  auch  bei  uns,  wie  in  England,  immerhin  manches  Er- 
freuliche geschehen  ist.*)  Alle  solche  Maassrcjxeln  charakterisiren 
sich  volkswirthschaftlich  betrachtet  als  Etappen  auf  dem  Wege 
vom  privatwirthschaltlichen  ins  gemein wirthschaftliche  System  und 
grimdeigenthunisreclitlich  betnuhtet  als  ebensok'he  Etappen  vom 
privaten  zum  öffentlichen  Gemeineigenthum  am  Boden. '} 

Wie  ueueidiiigä  selbbt  in  EDglaad  zunächst  in  Bezug  auf  die  Erfüllung 
nothvendiger  sanitirer  Reforaieii  im  Wohnnogsveno  der  onteren  Classen  feaetdicb 

anerkannt  wird.  Y<rl.  das  cnirlische  (iesctz  /ur  Hi  fördcruup  iui<\  Verbesserung;  der 
WobuDUgeii  der  arbeitenden  (Jlasaeu  in  großen  Siiidtcn  vom  29.  Januar  lb75  (üb  unii 
89  Vict  cap.  29.)  (Siehe  Axang  in  der  „Goocordia**  1876,  Nr.  21.)  Ascbrott, 
über  die  Arbeiterwohnun^ibfrairf  in  En;;Iaud  und  diu  wcsentJich  darauf  b.  /ULÜ eben 
Gesetze,  Schriften  des  Vereins  fiir  Socialpolitik,  XXX.  93  H"..  lOt»  If..  141.  Energiscli 
vertritt  das  Princip  der  Zwangsenteignung  in  städtischen  (irundeigcnibumsrerhältnissen 
aach  IhciMii:,  Zweck  im  Recht  I.  512  11'.  und  passim.  Die  Faucber'hrhe  Idee 
einer  „lläusrrbanfroibeit'"  narli  Analogie  der  „Berkibaufreiheit"  zu  dunsten  baulustiger 
dritter  i'rivateu  gegenüber  dem  Privateigenthduier  (siehe  oben  Vorbeinerkuneen  S.  4"2 
und  Eiseuacher  Yerhandlungen  S.  242)  hat  aach  das  Bedenken,  dass  am  mono- 
fiolisiischen  CharartT  des  HaasefgenthniDS  mobts  ge&ndeit  woide.  S.  oateu  Kapitel  3, 
besonders  §.  2'ib  11. 

*)  Vgl.  darüber  Engel  a.  a.  0.  8.  209  IT..  aneh«  im  Princip  beisÜinmeDd, 
Roscher  im  „Nenen  Beich*\  Hr.  44,  Jahigaog  1872.  Jetzt  in  der  3.  Aoflafe  seiner 
Ansichten  I,  303. 

Siebe  Engel  ebenda  S.  215  lt.,  219  (AosfUhrong  in  Halle). 

*)  Siehe  darüber  Arminius,  Theil  2,  S.  136  C  Ks  ist  bemcrkenswerth,  daw 
in  unserer  Zeit  hier  die  „ädiiicische"  Tbiitigkeit,  welche  nach  einem  Ausdracka 
Bluutschli's  der  alte  eudämonistiüchc  Chr.  Wolff  ächon  Mitte  vorigen  Jahrhunderts 
in  den  Städten  forderte,  praktisch  dorchgcfuhrt  wird. 

^)  Die  gleichlalls  ernstlich  zu  erwim^cnde  Kra^rc  ob  m\<\  wiewrit  d<'n  privaten 
Arbeitäberreu  eine  rechtliche  VerpÜichtung  zur  üe&chaüung  ron  Wohnungen  für  ihre 
Arbeiter  anfenerlegen  sei  (siehe  Engel  a.  a.  0.  S.  221,  meine  Aosführnngen  ebenda 
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4.  Abschnitt 
Andere  Kategoiieen  des  prlraten  Orandcigcnthnms. 
Bergwerks-,  Wald-  und  Wegeboden. 

§.  31 S  [S.  772].  Vorbemerk  an     Allscitiir  kann  die  allgemeine  «nd  prinei- 

pielle  Frapc  des  Prirateigontbums  an  diasen  drei  Katof^orieon  des  (irund  und  Bodens 
und  deä  von  (jewSssern  eiDgeoommäuen  Bodens,  auf  den  wir  im  Folgenden  Oberhaupt 
Dicht  weiter  als  mit  einer  larzen  Bemcrkoug  in  §.  224  mit  eingehen,  erst  in  den 
practischen  Theilen  des  Systems  der  politischen  Oekonomie  orOrtert  und  zum  Abschloas 
gebracht  werden.  Hier  in  der  Grundlegung  genügt  und  pehört  daliin  auch  nur  eine 
geuerclle  Betrachtung,  i  ur  die  Etitächcidung  der  Frage  im  coucreteu  Falle  sind  die 
ooncreten  Landes-  nnd  Zeitfwhaltnisse  noch  mebr  ab  bei  den  lindUdien  und  sUdtisolie& 
privaten  {Jnindeipenthum  massgebend.  Denn  sie  bestimmen  hier  mehr  die  Vorzüge 
und  Kachihüiie  des  priraten  und  des  Otlentlichcn  (zwaugsgeiucinwirtbschafdicbcii) 
Eigenthnnts  und  der  privaten  oder  der  ttffentUcben  Bewictbsebaftang,  als  dies  b«i 
ländlichem  und  städtischem  EigentboD  der  Fall  ist  Ueber  die  Eigenart  dieser  Boden- 
fcategorieen  siehe  oben  S.  419  tf. 

Speciell  verweise  ich  auf  die  bezüglichen  Erörterungen  in  meiner  Finanz- 
visscnschaft  und  zwar  besunders  in  der  2.  und  3.  Auflage  (in  der  1.  Auflage, 
die  sich  noch  mehr  an  Hau  anschlos^,  herrschte  der  ältere  Standpunct  der  Abneigung 
gegen  StaatsgrumJuigenthum  uuch  etwas  mehr  vor).  Vgl.  besonders  2.  Auflage 
§.  190—217.  219,  220.  H.  Auflage  §.  249  —  252,  2M,  255.  236—  245  .  265—  284 
tlber  Bergwerke,  For-ten,  Ei-i  iilj;t!iin u  .  auch  II,  2.  Auflage  §  55  —  59  über  We^t- 
wcsen,  auch  für  die  Spcciallittcraiur.  Weiteres  gehört  in  die  3.  Uaapiabtheüuog 
dieses  Werks;  ttber  laodwiithschafUidie  Be>  und  Entvlanrnng  riebe  Bachenberger 
I,  §.  57  £ 

L  —  §.  219  [363].  Die  Bergwerke^)  lassen  ihrer  dkonomiseh- 
tecbnischen  Natur  nach  nnr  aasnabmsweise  eine  Verpachtnng 

zweckmässig  erscheinen.^)  Deshalb  muss  Eigentbiim  des  Berg- 
werksliodens  und  Hctrieb  der  Bergwerke  hier  möglichst  in 
derselben  Hand  sein,  was,  ähnlich  wie  bei  städtischem  Haus- 
eigenthum 213  tr.),  auch  für  die  principielle  Seite  der  Eigentbums- 
frage  von  Bedeutung  ist. 

Diese  Fruge  gestaltet  sich  nun  von  vornherein  nach  der  Natur 
des  Bergwerksbodens,  d.  h.  des  MincralstoftV  u.  s.  w.  fllhrenden 
Bodens,  cigeuthUmlich,  abweichend  von  anderem  Boden  (8.  449). 

Einmal  weil  diese  Stolle  überhaupt  und  besonders  in  /uuäriirÜehor  nnd  die  (ie- 
wiunuug  lohnender  Weiäc  uuglcichmässig  über  den  lioden  des  VoikswirtLscbalts- 
pbiets  rerbreitet  sind.  Die  Kamr  selbst  bMtimmt  hier  also  in  anderer  Weise  jeden- 
falls in  holiereui  Maitsbe  als  bei  agrari-schem.  for>tli''heni.  ^tä(lti^chcm  Boden  Q.  8.  ir«, 
wa^  Uberhaupt  oder  wenigstens  vss  baaw ardiger  Bergwerksboden  sei. 

S.  242),  hängt  mit  der  Ciestaltuug  des  Arbeibrechts  zusammen  und  ist  hier  nicht  za 
erbrtem.  Die  Bejahung  kann  gnte  Folgen  für  die  indirecte  Bescbrinknog  der  Spcco- 
lation  and  der  Freizügigkeit  haben  i§.  77,  7Si. 

*)  Vgl.  Wa>;uer,  Finanzwissenschaft  1,   2.  Auflage  §   210  ti.,  8.  Auflage 
§  249  fl'.  Uber  das  Bergrecht  und  Staatsbergbau,  2.  Auflage  g.  219,  220,  3.  Aafi&ge 
254.  255  über  Sal/.werke 

Ebenda.  2.  AuHage  §.  217,  S.  Auflage  §.  252. 
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Sodauu,  hiermit  zusammenhäugend,  erfordert  die  blosse  Auf- 
findung oder  Entdeck  u  11  ^j;  dieser  Stoffe  in  ihren  natliriicheu 
Lagerstätten  gewöhnlich  schon  eine  besondere  Arbeit,  abgesehen 
von  der  eigentiicheD  Aneignunga-  oder  GewinnaogsarbeU. 

Wo  aber  einmal  bauwürdiger  BcrgverLsbodeo  8ich  findet ,  lie^t  es  auch  bei 
dessen  relativer  Seltenheit  weit  mehr  im  (iesammtinteresse,  als  wieder  bei  agrarischem 
u.  s.  w.  Boden,  da»ü  gerade  dieser  Boden  wirklich  bebaut,  ein  Bergwerk  auf  ihm  äu- 
gelet^ and  betrieben  werden  knnn  tind  wird.  Diese  Sachlage  rerbietet  es,  nach  dem 
..Zweck  im  Uccht",  den  zufalli|?en  privaten  (iruii'l-,  bezw.  ülu  rfl.'icliencigenthüriier 
darüber  allein  eatsclieidoa  za  iaiisea,  ob  und  wie  und  wann  ttburhaupt  dieset»  Uruud- 
stock  dem  Bergban  dient,  das  nur  ton  aeinem  Uraien«  seiner  ökonomiscben  und 
technischen  Fähigkeit  ubhäugig  /u  machen.  Aach  wenn  ein  betroOendeä  GrundstQdc, 
bezv.  Erdoberiläckenstack  einer  anderen  Verwendung,  besonders  als  agrarisches, 
forsdiches,  Weideland,  unter  Cmstündeu  aber  selbst  intensiveren  Caltoren,  ads  Garten-, 
W  uhiiun^>))uden-,  Wegeland  gedient  bat.  mosi  es  daher  erentueli  der  VerwMidung  als 
Bergbauboden  zugefülirt,  jener  anderen  Benutzung,  soweit  iiöthig  —  bei  unterirdischem 
Baa  daher  nur  bedingt  oder  in  geringem  Maasse  —  entzog:en  werden  können.  Denn 
den  übrigen  Verwendnngszwecken  können  meist  auch  andere  (irundstOcke  und  ziemlich 
ebenso  ciit  dienen,  wälirend  die  Function  des  betreilenden  (iruiii]^' !<  (,.s  von  Natur 
für  Bergbau  bestimmt  ist,  daher  im  (iesammlinteresse  möglich  gemacht  werden  muj»s. 

Notorisch  bat  sich  gerade  anter  dem  Einflnsa  dieser  Umstände 
das  Eigenthnmsrecht  in  Bezog  auf  den  Bergwerksboden  dgenthttm- 
lich  gestaltet,  namentlich  in  den  beiden  Rechtsbildongen  des  soge- 
nannten Bergregals  und  der  (ihm  im  deutschen  Beeht  voran- 
gegangenen und  wieder  gefolgten)  sogenannten  Bergbanfreiheit 
( Fr eie r k  1  ä r u n g  des  Bergbaus).  Liu  nemlich  unabhängig 
von  Willen,  Tbiiti^keit  oder  l MtliUti^keit  des  (Trundeigcnthiimers 
im  allgemeinen  volkswirtliscbal'tliclicn  Interesse  (ila.s  Ijcim  Berg- 
regal nur  zugleii'li  mehr  als  tiscalisclu's,  darum  aber  doch  auch 
als  allgemeines,  und  zwar  als  Produetionsinteresse  erschien)  die 
ber^^niännix  he  Gewinnung  der  Mineralstotle  u.  s.  w.  zu  ernui^^lichen, 
liestimmt  die  Rechtsordnung,  dass  sich  das  gewöhnliche  Grund- 
eigeuthiuu  als  solches  gar  nicht  auf  diese  in  dem  Hoden  enthaltenen 
Störte  mit  erstrecke  und  unter  gewissen  Cautelen  auch  ein  Dritter 
(beim  Regal  auch  der  Grundeigenthtimer  selbst  eventuell  erst  aut 
Krianbniss)  nach  dem  Vorbandensein  jener  Stoffe  suchen  (schürfen) 
und  im  Falle  des  Findens,  nach  Erfüllung  gewisser  weiterer  Vor- 
schriften, ein  Bergwerk  znm  Behnf  der  Gewinnong  der  Stoife  an- 
legen und  betreiben  dürfe,  wenn  nnd  soweit  nöthig»  onter  Ver- 
leihung des  Ezpropriationsreehts. 

Diese  Gestaltnng  des  Bergrechts  —  nm  deren  typische 
Uanptzttgey  welehe  beim  Bergregal  nnd  bei  der  Bergbanfreiheit 
im  Wesentlichen  die  gleichen  smd,  es  sich  ftlr  uns  hier  allein 
handelt  —  ist  nicht  nur  hOchst  interessant  nnd  wichtig  fUr  den 
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Bergbau ,  sondern  zugleich  von  principieller  Bedeutung  für  die 
Frage  des  Eigenthums,  speciell  des  Grundeigenthums.  Denn  sie 
ist  ein  gutes  Beispiel  der  teleologischen  Gestaltung,'  der  Eigen- 
thumsordnnng  nach  den  volkswirthschaftlichen  oder  den 
G  e  III  e  i  n  8  c  h  a  f  t  s  bedlirfnissen ,  nach  dem  „Zweck  im  Kocht'*, 
daher  ein  praktischer  Belegt'all  für  die  Durchführung  der  in  diesem 
Werke  vertreteoen  Grundsätze  schon  im  Hlteren  und  im  geltenden 
Beoht  Das  Gemeinschaftsinteresse  gestattet  nicht,  die  BefriedigQDg 
der  volkswirthschaftlichen  Bedürfnisse  nach  Mineralstoffen  von 
Willen,  Können  und  Thun  des  Grandeigenthttmen  abbän^  zn 
machen,  weil  die  Stoffe  hier  gewonnen  werden  müssen  oder  gar 
nicht  gewonnen  werden  kennen.  Die  unterbleibende  oder  mangel- 
hafte Thätigkeit  des  Eigenthttmers  hrftehte  also  hier  im  Allgemeinen 
schwerere  nnd  znm  Tbeil  nicht  gnt  zn  machende  Nachtheile  fttr 
das  Gemeinwesen  mit  sich ,  als  z.  B.  in  einem  gleichen  Falle  bei 
bloss  agrarischem  Boden.  Die  Bechtsordonng  prt&miirt  dann  auch 
die  Arbeit  des  Anfsnchens  dem  Finder  dorch  Gewllhning  von 
Beohten  zur  Anlegung  eines  Bergwerks. 

Die  Eigenthnmsfirage  in  Bezog  anf  den  Bergwerksboden  seihst 
zerfUlt  alsdann  in  drei  Specialfragen:  einmal,  ist  das  Hauptprincip 
des  Bergrechts,  welches  im  Bergregal  wie  in  der  Bergbanfreiheit 
anerkannt  ist,  nemlich  der  Grundsatz,  dass  sich  das  Grundei^en- 
thunisrecht  (des  Oberflächen -Eigcntbiiiners)  an  sich  nicht  auf  die 
im  Boden  etwa  enthaltenen  und  gewinnharen  MineralstotTe  mit  er- 
strecke, ökonomisch-technisch  richtig  und  tialier  aufrecht  /u  halten? 
Sodann:  soll  das  Kccht,  nach  diesen  Stoifen  zu  suchen,  nur  dem 
Staate,  als  dem  Vertreter  der  Gemeinschaft,  zustehen  und  aiieb  nur 
von  ihm,  bez.  seinen  Organen  ausgeüljt  werden,  also  ein,  eventuell 
auch  vom  Staate  allein  auszuübendes,  Bergregal  im  volkswirth- 
schaftlichen nnd  socialpolitischen  Interesse  bestehen?  Endlich:  soll 
der  Staat,  —  auch  wenn  etwa  die  Privatiechtsordnung  Privaten 
das  Kecht,  nach  Mineralien  zu  suchen,  gewährt  (Bevgbaafreiheit  in 
diesem  Umfange)  oder  wenn  der  Staat  dies  auf  Grand  eines  Berg- 
regals ihm  allein  zustehende  Recht  von  Privaten  ausüben  lässt,  — 
wenigstens  das  Recht  zur  Anlegung  eines  Bergwerks,  mit  Anwendung 
des  Expropriationsrechts  dem  Grondeigenthttmer  gegentlber,  sich 
ansschliesslich  vorbehalten,  also  allein  Bergwerkseigenthllmer  sein 
nnd  gmndstttzlieh  demnach  kein  Privateigenthmn  (Privater)  an 
solchen  Bergwerken  nnd  dem  dazu  gehörigen  Boden  angelassen 
werden  ? 
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§.220  [364].—  A.  Entscheidung  in  Bezug  auf  Berg- 
werksboden.   Von  diesen  drei  ^Specialfragen  lässt  sieb 

1.  nur  die  erste  absoluter  entscheiden  und  zwar  dabin,  dass 
sie  im  Allgemeiuen  zu  bejahen  ist. 

Für  diese  Beantwortung  spricht  die  vorhin  dargelegte  Natur  des  Bergwerks- 
iKtdens.  Eine  demgemäss  gestaltete  Sechtsordnung  ist  daher  auch  fUr  die  Gegenwart 
ra  Terltni^B  und  bat  dch  geseliichtUeh  bei  ColnmrSften  vielfiieb  reibreltet:  sie  ist, 

wie  die  Erfahrung  lehrt,  nicht  die  allein  mögliche,  olmo  die  gar  kein  Bergbau  be- 
stehen und  sich  entwickeln  konnte,  ausser  dem  rem  <jrnndeigenthUmor  selbst  be- 
triebenen. Sie  ezistirt  anch,  sei  es  als  Kcgal.  sei  es  als  Bergbau freibeit  nicht  überall, 
selbst  nicht  immer  iu  wichtigen  Bergbrallodem.  Aber  sie  ist  wohl  die  zweckmässigste, 
weil  sie  den  gcM-hiMerten  Verhältnissen  am  Resten  entspricht.  Bei  ihr  liofjen  fiir  die 
Entwicklung  des  Bergbaus  nicht  Schwierigkeiten  vor,  welche  bei  anderen  Kechts- 
Ordnungen,  insbesondere  wenn  sich  das  Oboillcbeaeigentbam  ohne  Weiteres  wf  eile 
im  und  am  Buden  enthaltenen  MiaeisisubsteBgep  mit  beliebt,  «St  mflbsam  ttbermuidea 
ond  weggeräumt  werden  mU&sen. 

2.  Die  beiden  anderen  Fragen  gestatten  mehr  nur  eine  rela- 
tive Antwort,  nach  den  Zeit-  und  Landes  vor  hältnisseD,  dem  Za* 
stand  der  Volkswirthsehaft  und  der  TeohDik.  Die  zweite  Frage 
wird  jedoch  allgemeiner  zn  Terneinen,  also  zu  Gunsten 
der  Bergbanfreiheit  wenigstens  in  Bezug  anf  das  Sehttrf- 
recht,  zu  beantworten  sein,  insbesondere  in  unserer  Gegenwart 
in  den  heutigen  Gultnrstaaten.  Denn  gerade  für  die  spedfisobe 
Au%abe  des  ersten  AufSndens  bauwürdiger  Mineralien  eignet  sich 
directe  Staatsthätigkeit  nicht  immer. 

Die»  ^'ilt  selbst  beute,  wo  umfassende ,  vielfach  allerdings  auf  öBeutliche  Kosten 
unternommene  geognostische  Arbeiten  diese  Aoiji^e  erieichten.  Frtkber,  d.  h.  nicht 
sowohl  im  Mittelalter,  als  in  den  l'eber^anirszeiten  zu  modernem  Staat  iükI  moderner 
Volkswirthsehaft  ^5. — Ih.  Jahrhundert)  verfugte  die  Staatsgewalt  Uber  das  erforderliche 
Arbeitspersoniü,  die  Kepitalien  nnd  tecbnlscben  Hilfsmittel  ausschliesslicher.  Jetzt 
bestellt  hier  wohl  meist  eine  Ueberlcgenheit  der  Privr»ft)iäfit:keit ,  auch  in  Betreß  der 
BOtbwendigen  Vorsicht  und  Sparsamkeit  bei  der  Ueberualimu  und  Ausftüirung  der 
gebotraen  Tombdten  nnd  Experimente,  wenigstens  in  nneeien  Lindem.  Bintfchtlioli 
des  Scharfrechts  empfiehlt  es  sich  daher,  Sta:it  nnd  PriTBte  wenigstens  gleicbfosiellen, 
wie  das  neuere  Bergrecht  msiatens  auch  tliut. 

3.  Die  dritte  Frage  ist  noch  mehr  als  die  zweite  nur  einer 
relativen  Antwort* filhig  ond  auch  nach  geschichtlicher  Erfahrung 
Terschieden  beantwortet  worden,  yielfach,  besonders  in  Deutschlaudi 
so,  dass  der  (selten  übrigens  ausschHessliche)  Staatsbergbau,  der 
altere,  der  Priyatbergbau  der  neuere  ist,  wenigstens  wenn  wieder 
nicht  die  ganze  mittelalterliche,  sondern  die  Geschichte  der  letzten 
Jahrhunderte  Tomemlich  berttckstohtigt  wird. 

Die  Gewährung  eines  privaten  Schürfrechts  aus  öiionomibch-technischen  Zweck- 
mlssiirbeittgmnden  weist  aoeb  anf  die  Znlntsnng  fon  Priratbergbau  selbst  schon 
hin,  fordert  sie  jedoch  nicht  unb^-din^-t,  da  sich  eine  Abfindung  des  Privaten,  welcher 
Mineralien  gefunden  hat,  Seitens  der  Gemeinschaft  (des  Staats)  denkeu  liesse:  Ge- 
wihrang  eines  „Flnderlohns'S  Ar  welche  fraiUch  die  Festttellnng  richtiger  MsuwHUbe 
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oihcblicbe  SchwierigkeitoD  bictfti  wardu.  Auch  der  Uin^staad,  da^s  der  Privatbei^baa 
im  Interobsc  der  Sicherheit  der  Rauten  und  der  Verhütung  bloüsen  Raobbaita,  IBA 
Nachthi'il  kunftijjt-r  (icschlochter  (I,  §.  329),  doch  immer  einer  Staatscoutrole  anter- 
liegen  mu&i,  welche  schon  ein  unbeschränktuH  Verfttgnngsrecht  des  PrintteigeatblUnen 
AosBchlicest,  spricht  itMofeni  mehr  ftr  Staatsheigban ,  ab  hier  fon  TonäierriD  eis 
Intcrcssonronflirt  zwischen  Eigenthllmeir  ond  Yenraltor  einer*  und  BeMiflU(diCiger 
audrerbeits  auageschlossen  ist 

Endlich  kommt  die  eigenartige  Katur  der  Bergbauprodncte  ab  beschrinkt  ror- 
handfiicr.  durch  die  Prodiirtioa  sich  also  crsohöpfender,  sehr  zufällig,  horizontal  wie 
rertical,  im  Boden  veitheiltcr  reiner  Naturgabon  von  bestimmter  natürlicher  Art 
und  Gttte  in  Betracht.  Dass  diese  für  Private  Renten  gewähren;  dasa  beim  Bergbau 
nach  ^'t!;;^«'!)!  !)^!!  Productenbedarf  je  nach  natQrlicher  Art  nnd  Gewinnungskosten 
der  Pruducte  die  Uilferontialgruudroiitt'ii  stark  uiifspifli;!! ;  da>-s  unter  rnistanJen  Ver» 
h&ltnisse  factischor  Monopole,  eiuigurmaaääcn  wie  beim  Wohnuugsbodcn,  beim  Berg- 
werksboden und  dem  Absatz  der  Prodacte  hervortreten;  dan  allgemeine  volkswirth- 
schafüiche  Verhältnisse.  Communications-  und  Transportweg-»;!!  für  Preise,  (iewinne, 
Kenten  grosse  Bedeutung  erlangen,  —  das  sind  lauter  Umstände,  welche  öllcutliches, 
staatliches  lägenthnm  an  Bergwerkshod«!  und  Bergireiken  sodalökonombch  betrMshtet 
passender  als  Privatcipcnthum  der  Privaten,  auch  der  Erwerbsgesellschaften,  erscheinen 
lassen.  Die  Betiiebstechnik  und  Oekonomik  des  Bergbaaa  ist  auch  vielfach  derartig, 
daai  Offentliehe  Behörden  den  Aufgaben  gewachsen  sind.  Die  neuerliche  Entwicklang 
des  Bergbaus  in  der  Form  der  Erwerbs-,  besonders  der  Actiengesellschaft.  mit  der 
Folge  der  Mobilisirung  des  Bergwerkseigenthums  und  der  Einfügung  der  Rer^werks- 
actie  unter  die  Spielpapiere  der  Börse,  ist  ebenfalls  eine  nicht  erfreuliche  Seite  des 
Priftttbeighans. 

Die  dritte  Frage  mora  daher  doch  noch  nach  mancherlei 
anderen  Gesichtspnncten  entschieden  werden,  namentlich  nach  dem 
aUgemeinen  Prodnctions-  nnd  VertheilungslDteresse, 
mit  welchem  letzteren,  wie  immer,  socialpolitische  Momente 
zusammenhängen.  Diese  beiderlei  Interessen  gestalten  sich  freilich 
wieder  geschichtlich  und  örtlich  sehr  verschieden,  wonach  die  Be- 
antwortung abermals  nicht  abnolut  ausfallen  kann.  Auch  ist  mit- 
unter wohl  nach  den  ei n z  c  1  n e  n  H  a uptz  weigen  des  Bergbaus 
(Kohlen,  Salz,  Erze)  zu  unterscheiden. 

§.  221  [365].  —  B.  Entscheidung  in  Bezug  auf  die 
Bergwerke  selbst. 

1.  Ans  dem  volkswirthschaftlichen  Productions- 
interesse  betrachtet,  gestaltet  sieh  die  Sache  etwa  i'oJgender- 
maassen. 

Bei  geringerer  Entwicklong  der  Volks wirthschalt,  wenig 
Privatkapital y  fehlender  Verbreitung  technischer  Kenntnisse,  noch 
mangelhaftem  Communicationswesen  ist  der  Staat  wenn  nieht  der 
allein,  so  doch  oft  der  bestberufene  Besitzer  und  Selbstverwmlter 
der  Bergwerke.  Die  Verbindung  der  letzteren  mit  den  Hütten,  die 
Verwerthung  der  Waldproducte  der  Staatsforsten,  die  Bertteksioh- 
tignng  der  meist  allein  hier  maassgebenden  LocalbedOrfnisse  kann 
im  Staatsbergbau  zweckmässig  erfolgen.  Das  volkswirthschaftiiche 
Productionsinteresse  fährt  also  bei  demselben  gut 
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Anf  den  hüheren  Stufen  wirthscliaftliclier  Entwirkluug  ver- 
mindern sicli  dagegen  zum  Tlieil  diese  specilischen  Vorztlge  des 
Staatsbergbaus,  treten  specifiscbe  Nacbtheile  desselben  liervor  und 
wird  anderseits  der  Privatbergbau  immer  coiiturrenzlahiger.  Denn 
er  verfügt  jetzt  Uber  genug  Kapital,  technische  Kenntuiss,  Initiative, 
tiber  den  uothwendigcn  Speculationsgeist  inmitten  der  neuen  Com- 
munications- und  Ahsatzverhältnisse.  Er  erzielt  daher  oftmals  bessere 
(einzelwirthschaftliche)  Beinerträge  als  der  Staatsbergbao,  ein  Grund, 
dessentwegen  dieser  mehrfach  anfgegeben  worden  ist.  Indessen 
kann  man  von  einer  allgemeinen  Infenorität  des  Staatsbergbans 
doch  auch  hier  nicht  sprechen,  weder  in  Bezug  auf  die  volkswirth* 
sobaftUche  Prodnctivität  —  also  die  Befriedigung  des  Productions- 
interesses  —  noch  anf  die  finanzielle  Rentabilität  Namentlieh  wird 
nieht  selten  der  Kohlen-  nnd  Salzbergbau  in  Staatsh&nden  bleiben 
können,  anob  wenn  etwa  der  Erzbergbau  passender  in  Privatbesitz 
Itbergeht  Sonst  ist  die  Frage  dnrchaas  wieder  nnr  einer  rela- 
tiven Beantwortung  fthig. 

Die  bis  in  die  70cr  Jahre  auch  in  Doubchland  vorberrächeiide  Zcitströmang 
gegen  all'  n  StaatslK-ri;baa  kann  sich  aaf  mauchu  richtige  Erfahrungen  zum  Beleg 
berufen,  aber  in  der  Hauptsache  ist  sie  doch  nur  ein  Product  der  in  Theorie  und 
Praxi:»  herrschenden  Lehre  der  neueren  liberal -iudindaalisüschen  liaiioualökouomie. 
Der  Umstand,  dass  maassloM  Uebersp^colation  neiMTdings  besondere  gern  im  IMrat- 
bergbau  ^>t.i((i,'efundcn  hat.  i>t  wiederum  ein  Moment  für  Staatsbergbau.  Die  Fra|ro 
liegt  inäufern  ähnlich  wie  die  Staate-  und  Pri?atbahulrage.  Vom  btandpunctu  des 
voJiswiTUischafUichen  ProdnctiondAtereeses  ans  Hast  sicli  nur  keine  imbedingte  Ent- 
scheidung trefiSan. 

In  Verbindung  mit  der  Antwort  auf  die  zweite  der  obigen 
Speciall'ragen  darl  man  wohl  Staats-  und  l'r i vatber^bau  neben 
einander  empfehlen. 

2.  Im  Vertheilungs-  und  im  socialpolitisch cn  Interesse 
ist  die  Beseitigung  allen  Privatbergbaus  zunächst  nur  als  eine 
Conscquenz  der  allgemeinen  Forderung:  kein  JPrivateigentbnm  an 
Prodnctionsmitteln ,  specieU  an  Natnrtactoren,  wie  dem  Bergwerks- 
boden,  verlangt  worden,  so  z.  B.  auch  vom  radicalen  Socinlismns. 
Ohne  weiteren  Nachweis  Uber  die  Entbehrlichkeit  des  Privatberg- 
bans  will  diese  allgemeine  Fordernng  hier  nicht  viel  bedeuten. 

Wiehtiger  ist  schon  das  hervorgehobene  Bedenken,  welches 
ans  der  geschilderten  specifischen  natflrliehen  Eigenart  des  Berg^ 
werksbodens  nnd  seiner  Frodncte  folgt  Dazn  kommt  der  Umstand, 
dass  wieder  mittelst  des  Bergbans  mitunter  nnverbftltnissmftssig 
grosse  Gonjnnotnrengewinne,  Renten  n.  s.  w.  von  solchen 
Privaten  bezogen  werden,  welche  oft  ein  sehr  geringes  Ökonomisches 


Digitized  by  Google 


518       AuMleliii.d. Pifrateig.  %K,  Graoddff.  4.H.A.  PrSfasK.  4. A.  B«ifv.bod.  $.221. 


Verdienst  nm  die  Aaffindaog  der  Producte  und  die  Anlegung  des 
Bergbaus  haben,  z.  B.  etwa  als  GrundeigenthUmcr  im  eigenen 
Boden  die  Stofife  zufällig  entdeckten,  vielleicht  nicht  einmal  pers^n- 
lieb.  Es  kommt  femer  dasn»  dass  die  gro^^sen,  vielfach  aus  dffisnl- 
liehen  Mitteln  hergestellten  gemeinwirthsehafUichen  Einriebtangen 
des  Commnnications-  und  Transportwesens  den  Femabsate  der 
Bergbanprodnote  sebr  erleiohtern  und  ausdebnen,  wodnreh  abermals 
ohne  Gkigenleistang  der  Privatbergban  sebe  Rente  gesteigert  sidit 
Bier  mnss  wenigstens  eine  Ausgleichung  durob  eine  richtige  Be- 
steuerung erfolgen.  Nicht  minder  bedenklieh  ist  der  wehere 
Umstand:  der  Privatbergbau  kann  in  manchen  FlUlen  anschwer 
in  Grossbetriebsform  eiogeriobtet  werden  und  dann  hier,  mittelst 
Verabredungen  unter  den  Besitzern  und  etwa  in  Verbindung  mit 
den  grossen  Privat-Eisenbabngesellsebaiten  and  den  grossen  Händlern 
in  den  Bezugsorten,  eine  monopolistisehe  Ausbeutung  des  Verkehrs 
vornehmen. 

Kamentlicb  droheo  solche  Uefahrco  in  gUobtigen  2^itoD  aufsteigeoder  Specalaäoa 
bei  dttin  Kohlenbergbau«  wo  sie  dch  anch  aehon  hie  nnd  d«  renrirllidit  habe» 

(Eng^land). *)  Bei  dem  parinson  spcrifisrhoii  Werth  der  Kohli»,  im  Vorirl^-ich  mit  dea 
Metalltjo,  der  ganz  zuCälligua  geographischen  Verbreitung  der  Kohlenlager  im  Lantfe 
und  bei  der  nnirersalen  QKonomieeh-techiiiaehefi  Bedeutan;  der  KoUe  ia  der  heotifea 
Zeit  eriaogen  die  Besitzer  der  Kohlenwerkti  anschwer  eine  gewisse  locale  Soprematie, 
die  es  ibnen  ermöglicht,  den  Preis  der  Kohle  nach  der  Kcj^ol  der  Monopolpreise  za 
stellen.  Diese  Gefahr  ist  vohl  zo  erwftgen.  Sie  spricht  für  die  Zweckmässigkeit, 
outer  Umständen  fUr  die  Nothvendifckeit,  (gerade  die  Kohle nfeld er,  weuigstens  die 
h.iaptsftchlichen ,  im  Eitreiithnm  uii'l  Rctri-'h  des  Staats  7.i\  haben.  I)iesr!hfn  können 
ausserdem  auch  in  techuiAcher  Hinsicht  vom  Staate  gewöhnlich  cben>o  ^ut  als  roo 
Pliraten,  GenosseBScbaften  nnd  Ue»ellsc haften  bebaut  werden  und  ihre  Producte  unter- 
liegen ,  vnn  etwaiirer  einfacher  Couk^brenncrei  abgesehen,  vor  <\>'m  A)'-ni  keiner 
veiteren  Verarbeitung.  Aehnliches  gilt  vom  Salze,  bei  dessen  Bedeutung  als  Oon* 
somptibil  und  iineotbehTliohes  Kaiirnngsmittel  ebenfalb  die  Yerhlltong  von  IboHsdiea 
MonofH.Ieii .  Cartellen  und  Ausbentnntron  der  Consumenten  ins  (iewiclit  fiiHt.  Wo 
baizbesteuerung,  vollends  in  Monopolform,  aber  auch  in  der  Form  einer  beim  Pro- 
dactionsbetrieb  erhobenen  Verbranchsstener  besteht,  wird  Staatssalzben^baii  nnd  Sailnett- 
betri'  b  noch  näher  liegen.  Beides  hängt  auch  historisch  öfters  zusammen.  Auden 
liegen  die  Verhältnisse  jedoch  meistens  bei  den  Erzen.  Die  oft  zweckmässige  Ver- 
bindung von  Erzbergbau  mit  Hüttenwesen ,  die  Verhüttung  der  Erze  gleich  an  Ort 
und  Steile,  die  Stellung  der  Metalle  al.s  IIan(!eI>artilM-l  l>.-i  den  heutigen  CominunicadoM» 
Verhältnissen  sind  wieder  ümständc,  welche  Staatsl)er;fbau  hier  bedenklicher.  Privat- 
bergbau passender  erscheinen  lassen.  So  ist  wohl  hier  Staatsbergbau  doch  nicht 
goboten. 

Mitliiii  aiieli  hier:  Staats-  und  Privathergban  neben  einander 
nnd  kein  unbedingter  Au88ekluss  von  rrivateigeutbum  an  Berg- 
werken. *) 


Vgl.  G.  Cohn,  englische  Eiscnbahnpohiik  11,  92  — 113. 
*i  Die  grossen  Schwankungen  der  Ertrige  fiseaUscher  Borgwetlce  unter  dem  Ein- 

Anas  W''<  h>'  lui)"r  Cuiijuiirturen,  wie  in  Prcussen  seit  1S70,  bilden  kein  eutscheidondes 
Moment  gegen  Staabburgbau.    (Der  Beinertrag  der  preossischen  liscalischen  fierg^ 
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Die  dargelegte  Eij;euart  des  Bergwerksbodeiis  und  ßirgbaus 
bedingt  dann  tVeilicl)  wieder,  dass  von  einem  „absoluten*'  Eigen- 
thum bei  Zulassung  von  Privatbergbau  vollends  nicht  die  Rede 
sein  kann.  Der  Bergbau  wird  im  Gesammtinteresse,  um  schädlichen 
Raubbau  zu  verhüten,  Beschränkungen,  der  Eigenthlimer  gerade 
hier  auch  Verpflichtungen  zu  einem  Thun  nnd  Unterlassen  unter- 
liegen müssen.  Und  verhütet  muss  auch  werden,  dass  die  Ver- 
leihung von  Bergrechten  an  Private  nicht  zu  eigennützigen  Mani- 
pulationen, speculativem  ÜDbcbaut-LiegenlaBsen  (wie  bei  städtischen 
Baustellen),  übertriebener  Besitzanhäulung  in  Einer  Hand,  Aas- 
nntznog  des  verliebeneD  Rechts  nicht  zum  Betriebe,  sondern  zur 
tlieuereren  Weiterbegebung  an  Dritte,  insofern  wieder  zum  Bezog  von 
Einkommen  und  Vermögen  ohne  eigene  wirthschaftiiehe  Leistnngen 
des  Besitsers,  bloss  in  der  Conseqnens  des  Pri?ateigenthnoisrechts 
imiiren:  mögliobe  nnd  voigekommene  Gefahren!^) 

II.  ~  222  [366].  Der  Waldboden«)  gestattet,  wie  auch 
das  Eigenthnmsverhältniss  in  Betreff  seiner  eingerichtet  sei,  nicht 
gut  eine  Verpachtung.^)  Deshalb  ist  auch  hier  die  Bewirtb- 
Bchaftnng  durch  den  Eigenthümer  selbst,  wenn  auch 
etwa  unter  Mitwirkung  oder  Contrdle  sachverständiger  Techniker 
beim  Privatwald,  ins  Auge  zu  fassen,  was  wieder,  ähnlich  wie  bei 
Bergwerken  (§.  219),  für  die  Entscheidung  der  Eigentbamsfrage 
selbst  von  Einflnss  ist 

Diese  Frage  nnd  die  eng  damit  zusammenhängende,  wie  der 
Waldboden  zu  bewirthscbaften  und  ob  er  eyentuell  abzuholzen  und 
einer  anderen  Verwendung,  Tomemlieb  der  agrariacben,  zuzuführen 
iet,  UUst  sich  zwar  in  einer  Beziehung  absoluter  entscheiden,  als 


und  HAtteowerke  schwankte  zwischen  1870 — 79  zwischen  15 — 57 — f  5  MUIionen  Madr). 

Einmal  profitirt  der  Staat  auch  hier  erwünscht  ron  dem  Conjunctiirenfewinn ,  wenn- 
gleich er  freilich  seine  Fiaanzwirthüchaft  auf  den  Wechtiel  des  Hcioertragä  mit  «in« 
liebten  mass.  Ferner  knnn  nber  der  Spielmonk  des  Conjanctnrenweehsels  gende  aadi 
hier,  wie  liniuer,  durch  die  ..sreuiein wirthschaftiiehe"  Ueboniahmo  t-infrccngt  veidno: 
ein  wahrer  Segen,  and  der  hier  öftem  zu  besondrer  Extravaganz  gelajigendcn  Debtr- 
specalntion  wird  ein  Objcct  entzogen. 

')  Siehe  meinen  Artikel  Grundbesitz  im  HandwOrti  rluK  h  der  StiatlwiaMIk- 
scbafien  IV,  IJS;  daselbst  Artikel  Bergbau  von  Arndt,  II,  .171. 

•)  Vgl.  für  alles  Genauere  die  einjfehende  Erörterunc:  über  die  Frage  der  Bel- 
behaltung  oder  Veräus»erung  der  Staatsforstoti  in  meiner  Finnnzwiasen* 
Schaft,  2.  Auflage,  I.  §.  — 195,  3.  Auflage.  §.236  —  240.  Diese  Frage  ist  für 
unsere  Verhältnisse  eigentlich  nur  die  practische  Formulirung  der  im  Texte  behandelten 
theoretischen  oder  piincipieUen,  ob  PrivnteiMnthnni  ron  Priratpei^onen  an  Wald- 
boden  /ii/nl.15 MMi  sei.  LitteratOT  n.  a.  0.  Vgl.  «Qcb  Bau  I,  §.588  ff.;  II  (Voli»- 
wirthschaftäpolitikj,  §.  153  S, 

*)  Finnnzwissenscbnft,  2.  Anflage,  §.  197«  3.  Auflage,  §.  242. 
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die  Ei^eutlumisfrage  in  Betreff  jedes  anderou  Bodens,  soweit  es 
sich  nämlich  nm  den  allgemeinen  Einfluss  der  Wälder  auf  die 
Volkswirthschait  überhaupt  und  um  die  <»kononii8ch- technische 
Natur  der  Waldwirthschaft  handelt:  beide  Momente  sprechen  im 
Ganzen  gegen  die  Ausdehnung  des  Privatcigenthums  aot  den  Wald- 
boden.  Jedoch  jener  allgemeine  Einfluss  der  Wälder  ist  nach  der 
Gesammtlage  der  Volkswirtbscbaft,  Volksdichtigkeit  und  Cultnr 
eines  Landes  und  nach  der  faetischen  Ausdehnung  der  Wälder  im 
Lande  mehr  oder  weniger  günstig  oder  nngttnstig.  Mithin  kann 
die  AbhohEung  in  grosserem  Umfange  bald  za  befttrd«m,  bald  sn 
yerhttten  sein.  Im  ersteren  Falle  ist  mindestens  die  etwaige  stSrkere 
Tendenz  der  Privaten  zar  Verwandlung  yon  Waldboden  In  Aeker- 
boden  vl  s.  w.  nicht  unbedingt  ein  Gegengrund  gegen  das  Privat- 
eigenthum. Viehnebr  erweist  sich  die  Waldeigenthnmsfrage  in 
diesen  Rücksichten  wieder  als  eine  solche,  welche  nur  eine  histo- 
risch-relative Beantwortung,  nach  den  Zeit-,  Orts-,  Culturvei^ 
hältnissen,  dem  faetischen  Waldbestande  u.  s.  w.  zulässt. 

Die  älteren  gruiidhcrrscbaftliclicn  Bodaogea  in  Deotschland  vielfach  auf  Wald- 
boden, natürlich  eine  Kothwendigkeit  ihrer  Zeit,  wie  heute  noch  in  Thcilou  vün 
Anerica,  Biunlaiid. 

Flir  die  Länder  Europas  in  der  Gegenwart,  besonders  die 
mittel-,  weat-  und  stldeuropäisihcn,  ist  dann  im  Allgemeinen  zwar 
nicht  principieller  Ausschluss  von  Privat-Wnldbodcn ,  wohl  aber 
principielle  Hcgün  stigun«^  von  Genie  i  neige nth  ii  ni  an 
diesem  Roden,  besonders  des  Staats,  geboten,  daher  Erhaltung 
und  selbst  Ausdehnung  der  öffentlichen  Forsten  (Staat, 
Gemeinde)  mehr  als  Beschränkung  derselben  mittelst  ihres  Ueber- 
gangs  in  Privathände. 

« 

1.  Der  Grund  hierfdr  liegt  in  erster  Linie  in  dem  grossen, 
segensreichen  Einfluss  der  Wälder  in  unseren  Ländern  auf  Klima, 
wässerige  Niederschläge,  Feuchtigkeit,  Flüsse,  allgemeine  Landes- 
cultur  u.  8.  w«:  m.  a.  W.  in  der  nothwendigen  Function  vieler 
Wälder  als  Schutzwälder  i  w.  S.  Nothwendige  Bezugnahmen 
des  Waldeigentbtlmers  und  Waldwirths,  über  welche  sich  der  Privat- 
eigenthtimer  in  seiner  privatvvirthschaftlichen ,  daher  einseitig  den 
Erwerbsgeaichtspuiit't  vertretenden  Tendenz  zu  leicht  liinwejL::  set/t. 
Eine  Staatscdntrolc  Uber  den  Privatvvald  reicht  theils  nicht  ans, 
um  diese  Uiicksicht  aiil"  allgemeine  Interessen  zu  bewirken, 
theils  stört  sie  die  Bewirthschaltung  oft  unliebsam,  wenn  sie  jeue& 
Ziel  erreicht. 
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2.  Dazu  kommt  ferner,  dass  nach  der  Natur  des  Wald- 
baus, der  im  Ganzen,  anch  verglichen  mit  Ackerbau,  eine  sehr 
extensive  liodenbauart  darstellt,  aiit  hohen  wie  auf  niedrigen  volks- 
wirthscliaftlicben  Entwickliingsstiil'eii ,  die  sprcilischen  ökonomiseh- 
technischcD  Gründe  ge^en  Gemein-  un<I  insbesondere  Staatseigen- 
thnni,  welche  z.  B.  bei  agrarischem  Boden  so  wichtig  sind,  bei 
Waldboden  nicht  ins  Gewicht  lallen.  Umgekehrt  lordert  die  ordent- 
liche Pflege  des  Ciilturwalds  gerade  meist  einen  Betrieb,  welcher 
nur  bei  sehr  ansgedelintem  Wald  besitz  sich  zweckmässig  und  ren- 
tabel einrichten  lUsst;  den  Grossbetrieb  in  bedeutendstem  Umfange, 
um  die  kostspielige  Verwendung  eines  facbmässig  ausgebildeten 
höheren  Arbeitspersonals  vornehmen  zn  können.  Der  Staatsbetrieb 
ist  deswegen  hier  dem  Privatbetrieb  im  Ganzen  liberlegen. 

So  wird  durch  Gern  ein  eigenthum  am  Wald,  welches  durch 
Staats eigenthnm  vertreten  wird,  das  volkswirthscbaftliohe  allge- 
meine und  specielle  Productionsiuteresse  gnt  gewahrt,  jenes,  soweit 
der  generelle  £intiuss  des  Walds  auf  das  ganze  Land,  dieses,  soweit 
die  Versorgung  mit  Waldprodoeten  in  Betracht  kommt 

3.  Da  femer  die  Waldrente  bei  nns  wesentlich  wieder  von 
allgemeinen  Verhältnissen  der  Volkswirthscbaft  abhängt,  der 
Einflvss  der  Lage  sich  stark  äussert  und  die  Rente  bei  fort- 
schreitenden Volkern  eine  steigende  Tendenz,  anabhängig  von 
individueller  Leistung ,  bat,  so  spricht  auch  das  volkswirthschaft- 
liche  Verth eilnngsinteresse  mehr  gegen  als  fdr  Privateigen- 
tham  an  Wäldern. 

Dieses  Urtheil  der  Theorie  hat  denn  die  Geschichte  auch 
vielfach  bestätigt,  indem  der  Waldboden  grossentbeils  im  Gemein- 
eigentbum  des  Staats  und  der  Gemeinden  geblieben  ist,  in  Deutsch- 
land reichlich  zur  IlaUte. 

IIL  —  §.  223  [367 1.  Die  Frage  des  We  g  e  e  i  ge  n  th  um  s  ist 
an  dieser  Stelle  nur  des  systematischen  Zusammenhangs  halber 
mit  wenigen  Worten  zu  bertihren. 

Sie  vorlanpt  wepiMi  der  thoilw.'is.;  nalua  V'orbinduiisr  mit  der  Fraire  der  Ein 
ricbtQiig  uud  de«  Betriebs  der  Verkehräansialten  auf  dea  Wegen,  besouders  in  dt-ui 
Falle«  wo  der  Weg  eine  beliebige  Benotzong  zu  TransporteD  aas  tecbnischen  Grt|nden 
nicht  gestattet,  bondern  der  Transportdionst  auf  iliiu  fest  o^n:ani^irt  sein  inuss  iKisen- 
bahncn!  9*.i  Kammer  5),  eine  specielleru  Untersuchuog ,  welche  aber  nicht  in  die 
^Onuidlegiing",  sondern  in  die  prattiachea  Tbeile  des  Systems  der  Politischen  Oeko- 
nonio  gehört  Darauf  ist  hier  für  alles  Weitere  in  renreisen.*)  Die  einzelnen 


Meine  Finanzwissenschaft  I.  2.  Aoflaf^e.  §.  231  —242.  .3.  Autlage.  §.266  bis 
268,  Uber  das  Vcrkebr»wesun  uud  seine  staatliche  und  finani^ielle  Bebandlang  im  All- 
gemeinen; 2.  Aoil^  §.  24S— 273«3.  AnlU    269—298,  aber  StaatseisenbahDen;  besondei» 
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Wegeirtcn  sind  dort  genauer  zu  aiiterächeideii  uud  ebenso  ist  erst  dort  festzustellen, 
ver*  unter  Voraussetzung  eines  Getneineigcntbains  am  Wege,  der  rechtliche  Inhaber 
dieses  Eig^enthums  sein  soll:  Staat.  Gemeinde  oder  eine  der  zwischen  beiden  stehenden 
räomlicbea  Zvaji^emeinwirthschafteii ,  z.  6.  die  Provinz.  Und  ob  ctva  die  Ver- 
valtOBf  der  mit  veikehiaustaltea  in  antrenDbuer  VerUsdvaf  Mebendeii  Wege 
(Eisenbahnen.  Telograpben)  dritten  Piivatw,  bez.  Gfwelhchaft««!  flbeitngwi  vord«B 
soll  („delegirter  Betrieb",  Saz). 

Allgemein  betrachtet  mass  für  alle  Wege,  welche  dem  persön- 
lichen, dem  Gitter-  und  dem  Naehrichtenverkehr  innerhalb  der 
Wohnorte  nnd  zwisehen  swei  nnd  mehr  Wohnorten  dienen  sollen, 
„Öffentliches''  oder  Gemeineigenthnm  statt  Pri?ateigenthiim 
gefordert  werden.  Die  Geschichte  ist  diesem  Verlangen  fast  flberaU 
nnd  allzeit  gerecht  geworden  nnd  bat  damit  selbst  am  Besten  seine 
gmndstttzliebe  Berechtigung  anerkannt  Der  wichtigste  Aosnahme- 
fall  betrifft  die  neazeitlichen  grossen  Verkehrswege;  Kanäle,  Eisen- 
bahnen, TelegrapbenleituDgen  y  an  denen  sich  wenigstens  vielfaeh 
Privateigenthum  (regelmäs&ig  von  Actiengesellschaften)  entwickelt 
hat.  Aber  gerade  dieser  Fall  dient  jenein  Postulat  auch  zur  Sttitze, 
denn  er  wird  jetzt  mehr  und  mehr  als  u  n  pa s s  e  n  d  c  r  Ausnabme- 
lall  auf  (ji  uikI  der  Waliinehniungeii  über  die  volkswirtbscbaltlicbeD 
und  socialpolitisclien  Wirkungen  einer  Ausdehnung  des  Privateigen- 
tbums  auf  diese  We^^e  erkannt.  Ohnehin  haben  in  dem  wichtigsten 
lieispiel,  demjcni*j:cn  der  Eisenbahnen,  meistens  nicht  princi- 
pielle,  sondern  zufällige  geschichtliche  Umstände  auf  die  Wahl 
des  Privatbalinsy.^items  eingewirkt.  Auch  ist  anderseits  crfahrungs- 
mässig  der  Beweis  fUr  die  Durchführbarkeit  und  practische  Be- 
wäbrang  des  iStaatseigenthams  nnd  selbst  der  eigenen  Staatsbewirth- 
schatltnog  der  Eisenbahnen  wenigstens  fttr  Dentschland  geführt 
worden. 

Meine  Finaiizwi8sen?chaft  I.  2.  Auflage,  §.251,  3.  Auflage,  §.270.  Die  Ge- 
sichtspuiirto ,  welch«;  in  den  IbTOcr  Jahren  zum  Theil  frühere  rolkswirthschaftliche 
(iegner  aus  der  Froihandcisschule  zu  Gunsten  des  Reichsbahn-,  d.  h.  eben  doch 
eines  consequent  durchgeführten  Staats babusystems  geltend  machten,  sind  in  der 
obipen  Darstt'll'ins:  der  Eiscnbahnlehre  in  der  Finanzwissenschaft  (1.  AuHage.  Raa- 
Wa^acr,  geschrieben  1 67 1 )  ziemlich  alle  schon  enthalten  gewesen.  Vgl.  auch  daä  üand- 
baeh  von  M.  Haathofar  n.  A.  m.,  StnttguiC  1876,  dann  des  Berieht  d«r  premslMlmi 
Unterstirliunir^commission  über  Eiscubahnconcessionswesen .  Drudcsachen  des  Hauses 
der  Abgeordneten.  12.  Legislatarporiode,  Scsüion  1S73 — 74,  Nujnmerll,  besondeis 
dM  ScUiiM-Gataehttti  8. 165  f.:  gaox  in  DelwreinitiaiBiaBg  mit  dar  ron  mir  tehiNi 


2.  Aullage,  §.  24;j  — 252,  8.  Anflaifo.  §.  26U  — 27'J,  über  die  Controreno:  Staats-  oder 
Pfiratbahoen?  Auch  die  (icMclit^jtuncte,  welche  für  die  principielle  Präge  des  Weg©- 
"Fipenlhnrns  (•rit''rlieideiiii  sind,  linden  liier  eine  einErelieiide  Darlep-ung.  Dazu  in  der 
<jebulireulchre  im  2.  Bande  der  Finanzwisäenscbaft,  1.  Auäage,  303  U.,  2.  Auflage, 
§.  65  ff.  rem  Wegovesen.  Weiteres  gehört  in  die  3.  Haaptabtheilong,  Theil  I  (Ver- 
kehrswesen .  1 .  Tlieil  der  pr»ctischen  National  -  Ockonomie).  V^l.  auch  das  treffliche 
Werk  von  £.  Sax.  die  Yerltebrsmittel,  2  Biknde,  Wien  lb77,  lb79. 
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187]  rertreteoen  principiellen  Auffassung,  aber  mit  dem  seiteameo  Schlüsse,  dass. 
obwohl  es  „nur  zwingende  finanzielle  GrOnde"  gewesen,  die  „Bau  und  Er- 
haltung der  Eisenbahnen  aus  den  Händen  dos  Staats  genommen  und  der  Speculation 
und  der  Industrie  ubcrireben"  hätten,  dennoch  „der  ausschliessliche  Sta?»ts.'i>fiibahn- 
baa  für  die  Gegenwart  unausführbar  erscheiütl"  Man  fra^t  sich  dann:  wie 
inasd  die  FinanzUÜgie  denn  noch  werden,  wenn  die  neuere  Preus>en  -  Deutsehlaiidt, 
zumal  IS73.  noch  nicht  die  Erreichung  des  als  richtig  geltenden  Ziels  pesfatteti 
Wäre  dies  wahr,  so  bewiese  es  wohl  die  (Jnmöglichkeit  des  Staatsbahnsystems,  das 
ja  seitdem  mit  beatem  fiunilellaii  xmä  eocUlOfctmoafeolten  ErMfe  bei  nns  «nd  theU- 
weise  auch  in  einigen  andren  Linden  ducbfafilhit  Vörden  m,  Ueber  England 
siebe  Cohn 's  g:cnanntes  Werk. 

Die  wichtigsten  einzelnen  Gründe  für  diese  Beantwortung  der 
Eigenthnmsfrage  in  Bezug  auf  Wege  sind  in  Kürze  die  folgenden. 

1.  Gegen  Privateigentham  an  Verkehrswegen  spricht  all- 
gemein und  dann  wieder  besonders  bei  den  genannten  Wegen,  auf 
welchen  eine  beliebige  Benntznng  unstatthaft  ist,  der  Umstand,  dass 
ein  fertiger  Weg  mehr  oder  weniger  ein  Verkehrsmonopol  bat 

Dieses  kann  sclb:>t  durch  HenteUnng  von  Concurrenzwegen .  von  den  baldigen 
Compromissen  unter  den  Concorrcnten  (Eisenbahnen I)  sojrar  ahfn-^-  b-n,  mir  theilweise 
gebrochen  werden,  falls  nicht,  —  wie  gegenüber  den  i'rivat«  i:)<;iii);ilui<>a  mehr  und 
mehr  freilich  (vad  voTeroeidJIcihl)  geschieht,  —  ein  Maatliehcr  Einjj^riil  in  das  Prirat- 
eig-onthnm  erfolj^t,  welcher,  wenn  er  den  gcwllnschfen  Erfoli^  hat,  dein  KijfcnthQmer 
ron  selbständigen  Rechten  wenig  mehr  Übrig  lässt.  Auch  hiernach  erscheint  es 
richtiger,  öffentliches  WegeelgeBtham  als  dn  Ihst  inhaltleeee  Prirateifeethvm 
an  We-r-ni  ciiizurichfen.  Bolicbitre  Vennelirnntr  von  ronrurreii/.wesrfn  al)i'r  ist  ohnehin 
bei  kostspieligen  Wegen  kaum  durchzuiuhrcn,  auch  bei  weitester  Zulassung  des  privat- 
wirthschaftlichen  Specnlationsmomenls,  und  mit  schweren  Nachtheilen  forbondeu,  be- 
sonders mit  einer  nutzlosen  Vergeadong  oder  nazvedtmlssigen  Bichtang  der  Ver- 
wendung des  Nationaliiapitals. 

2.  Die  Benutzung  der  einzelnen  za  einer  Kategorie  ge- 
hörenden Wege  (Rauten)  ist  aus  den  mannigfaltigsten  natürlichen 
socialen  und  wirthschaftlichen  Gründen  Hchr  ungleich,  daher  anch 
die  Rente,  welche  sie  in  den  etwa  geforderten  Benatznngs- 
geldern  (Wegegebtibren  n.  s.  w.)  geben  können,  streckenweise 
entsprechend  yersehieden.  Es  giebt  danach  Actiy-  and  Passiv- 
Ronten  (and  Cnrse),  starke  und  schwache  Activronten  n.  s.  w.  Nnr 
bei  einer  zwangsgemeinwirthschafUichen  OrganisatioD  des  Wege- 
wesens, d.  h.  eben  bei  einem  Aasschlass  des  Privateigenthams  der 
Privaten  (Glesellsehaften  a.  s.  w.)  an  Wegen,  kann  hier  eine 
richtige  Aasgleichung,  daher  ein  vermindertes  Risieo  bei  weniger 
freqaenten  Wegen  nnd  sohliesslich  dnroh  Uebertragang  der  Ueber- 
scbOsse  von  Aetivronten  anf  das  Deficitconto  der  Passivronten, 
soweit  der  Kostenpanct  entscheidet,  eine  grössere  Ans- 
dehnungsfUhigkeit  des  Wegenetzes  erreicht  werden:  ein  frtther 
selten  ^euUgeiid  gewürdigter  Gesichtspnnct  in  der  Eisenbahnfrage. 
Wir  sehen  es  bei  uns  seit  der  grossen  P2isenbabuveibtaiillicbuug 
in  der  fortwährenden  Ausdehnung  der  NebcnbahueD. 
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3.  Die  a  11  sserordentli che  Kostspieligkeit  der  inoderuen 
Kunstwege  (Eisenbahnen  das  Kilometer  durchschnittlich  circa 
Vi  Mill.  Mark  und  mehr  bei  uns,  Canäle  wohl  ebenso  viel,  min- 
destens die  Hälfte  hiervon)  nöthigt  bei  Privatwegewesen  zu  einer 
Zulassung  des  Specnlationsmoments  im  volkswirthscbaftiicb,  social- 
politisch  und  sittlich  bedeoklichsteo  UmfaDge. 

Die  Aassicht,  durch  diese  Specalation  und  eventuell  durch  dea  Koin  der 
SpecnlanteD  so  efnem  tdir  ausgedehnteu  Wegenetze  (Eisenbahnen)  zn  kommen,  heisM, 

um  eines  doch  so  nicht  einmal  genügend  sicher  za  erreichenden  Zveckä  Willen,  ein 
verwerfliches  Mittel  heiligen.  Das  Speculationssystem  ruinirt  dabei  oft  Tansende 
von  Exibtfuzen  ebenso  schuldlos,  wie  es  vielleicht  Dut/cnde  oder  IIundiTtc  unverdient 
Okonouiisch  begUnsti»rt  Unverin eidlich  Ist  damit  auch  die  stärkere  zeitliche 
Schwankung  in  der  Verwendung  von  Baukapital  nu-hr  oder  weniger  v-r- 
buiidcn,  denn  da»  i'rivatkapital  ist  nur  in  Zeiten  aufsteigender  Gonjuuctur  geneii^t, 
sich  UnteTDehmonfpen  zaznveoden ,  die  nicht  unbedingt  gewiss  einen  raaser- 
gewOhnlich  hohen  Ertrag  versprechen.  Nor  dann  sind  nainentlirli  Actien  zu  omittircn. 
Daher  jener  häulig  schon  berührte,  so  Oberaas  schädliche  angleichmässige 
Oang  des  Eisenbnhnbans,  den  dagegen  der  Staat  recht  wohl  refmeiden  kann  (§.  78). 

4.  Die  Anwendung  des  Ezpropriationsrechts  ist  bei 
nenen  Wegen  dem  bestehenden  privaten  Gmndeigenthnm  gegen- 
Aber  meist  in  grossem  Umfange  geboten.  Es  ist  zn  wttnschen,  dass 
dies  möglichst  wenig  zn  Gunsten  eines  andern  privaten  Qnind- 

eigenthums,  eben  am  Wegeboden,  geschieht. 

5.  Die  ökonomisch-technische  Herstellung  und  Er- 
haltung der  Wege  und  die  Verwaltung  der  damit  in  Ver- 
bindung stehenden  Verkehrsanstalten  (Bahn-,  Telegraphen-, 
Postbetrieb)  ist  meist  so  beschaffen,  besonders  bei  den  grossen 
modernen  Wegen,  dass  sie  auf  gleiche  Weise  von  Staat,  Gemeinde, 
Provinz,  oder  von  Privaten,  d.  h.  fast  immer  nothwendig  von 
Actiengesellschaften,  erfolgt.  Der  tüchtige  Staat  n.  s.  w.  ist  denn 
auch  hier  jedem  solchen  privaten  EigentbUmer  nnd  Verwalter 
mindestens  gewachsen.  Sein  „öffentliches  Productionssystem^'  bat 
sogar  ökonomisch-technisch  einige  specifische  Vorzflge. 

6.  Dem  socialpolitisohen  Bedenken  der  starken  Macht- 
steigemng  des  Staats  durch  die  Üebemahme  des  Eigenthums  nnd 
zumal  der  Eigenverwaltung  der  Wege  und  einiger  Hauptverkehrs- 
anstalten (Eisenbahnen)  steht  das  mindestens  gleicbgewichtige  Be- 
denken gegentlber,  bei  der  Zulassung  von  Privatwegen,  insbesondere 
von  ICisenbahneii,  iiin  welche  es  sich  practisch  fa^t  allein  handelt, 
die  Macht  des  Hrosskapitals  und  der  Börse  bis  zur  Uebemiacht 
zu  steigern.  Dem  Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  muss  eben  hier 
jene  Controle  zu  Tbeil  werden,  deren  Nothwendigkeit  ohnehiu 
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jeder  weitere  Schritt  zum  zwaugsgemeinwirlhäcbaltlicheQ  iSysteui 
driugeiuler  macht  (I,  §.  351,  356). 

So  wird  das  volkswirtliselialtliche  Productions-,  Vertheilungs- 
und das  socialpolitisehe  Interesse  durch  den  Ausschluss  von  Privat- 
eigentbum  an  Wegen  nicht  nur  nicht  verletzt,  sondern  gefördert 

IV.  §.  224.  Gewässer.  In  Betreff  der  sechsten  Boden- 
kategorie, derGewftsser,  deren  nnvermeidlich  verwickelte  Rechts- 
ordnang  hier  nicht  genauer  verfolgt  werden  soll  —  die  Frage  von 
Gemein-  und  Privateigenthoin  tritt  auch  dabei  bedeutsam  hervor  — 
mag  hier  nnr  anf  einen  Panet  hiogewiesen  werden.  Je  mehr  die 
Gewässer  (Gefölle  n.  b.  w.)  Kraftquellen  der  Electricitftt  werden 
sollten,  desto  wichtiger  wird  die  Frage  der  rechtlitlun  Verfügung 
über  diese  Kräfte.  Eine  Hauptaufgabe  wird  dabei  sein,  die  Aus- 
beutung dicsei  Kräfte  nicht  ohne  Weiteres  zur  Domäne  und  zum 
factischen  ^r()n()j)()l  des  grossen  Privatkapitals  werden  zu  lassen.  Der 
aufgetauchte  Gedanke,  die  Wasserkräfte,  z..  B.  in  (iehirgen  (Schweiz), 
zu  diesem  Zweck  zu  regalisiren  oder  zu  ,, verstaatlichen",  um 
dann  die  Benutzungsweise  am  Besten  im  (lemeininteresse  regeln  zu 
k<"»nnen,  verdient  wenigstens  wohl  ernstliche  Prüfung.  Von  der  rich- 
tigen Erledigung  dieses  Problems  hängt  vielleicht  die  zukttnftige 
ökonomische  und  sociale  Gestaltang  der  Dinge  bei  den  Cultur- 
Völkern  mit  ab. 

5.  Abschnitt. 

Ergebnlss  der  üntersneliiuigeii  Uber  das  private 

Gruudeigeutkum. 

I.  —  §.  325  [368].  Das  Ergebniss  der  voransgehenden 
speeiellen  Untersnchnngen  Uber  die  socialtfkonomisehe  Fanction, 
mithin  tiber  die  Kotbwendigkeit  nnd  Entbehrlichkeit  des  privaten 
Gmndeigenthams  in  unserer  Gegenwart  ist  oben  (§.  190)  zur  vor- 
läufigen Orientirung  schon  zusammengefasst  worden.  Bei  steter 
Berttcksicbtigung  des  volkswirthschafUiehen  Productions-  und  Ver- 
theilungsinteresses  lässt  sich,  um  noch  einmal  kurz  das  Voraus^ 
gehende  zusammenzufassen,  fttr  die  zu  unterscheidenden  Uaupfe- 
kategorieen  des  Bodens  folgende  Antwort  auf  die  Forderung  der 
grundsätzlichen  Abschat!ung  des  privaten  (»rimdeigcnthums  geben: 
Ländliches,  zumal  mittleres  und  kleines  (bäuerliches) 
Privateigeuthuui  ist  auch  jetzt  noch  zu  billigen,  Grossgruud- 
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besitz  insbesondere,  wenn  die  EigentbUmer  ibre  im  Gesaninit- 
interesse  liegende  sociale  Function  riebtig  erliilien.  Städtiscbes, 
namentlich  grosss tädtis cbes  privates  Grundeigenthum  hat  wohl 
überwieg:ende  Bedenken  und  bedarf  daher  um  so  dringender  einer 
eingreifenden  Reform  seines  Rechts.  Am  Bergwerksboden 
and  Bergwerken  ist  Privateigentbum  der  Privaten  (Gesell- 
schaften a.  8.  w.)  wenigstens  neben  öffentlichem  Eigenthnm 
zuzulassen.  Bei  Waldboden  ist  das  letztere  vorzuziehen  und 
daher  iactiseh  lieber  auszudehnen,  als  zn  beschränken.  Der  Wege- 
boden von  Wegen  für  allgemeine  Benutzung  mnss  principiell  im 
tfffentlicben  oder  Gemeineigenthom  stehen.  Die  auch  für  die 
wirthschafUiehen  Fonctionen  der  Oewässer  sehr  sebwierigen 
wasserrechtliehen  Fragen  treten  in  Folge  der  Benatzung  der 
GefilUe  n.  s.  w.  fttr  Eleetricitfttsgewinnnng  in  ein  neues  Stadium, 
wo  die  Regalisimngs-  und  Verstaatliobnngsfrage  anftaoeben  kann. 

IL  ~  §.  226  [d68a].  Verbleibende  Anfgaben.  Hiermit 
ist  auch  der  bau))tsächl]ch8te  Gegenstand,  welcher  in  dieser  national- 
Ökonomischen  „Grundlegung''  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  der 
Eigenthnmsordnnng  zn  behandeln  war,  erledigt:  die  Untersuchung 
liber  die  Ausdehnung  des  Privateigenthums,  besonders  hin- 
sichtlich der  Production smittel  (§.  130,  135  ff.),  ist  sach- 
lich beendig'!.  Ihren  formellen  Abscbluss  findet  sie  in  der 
Euteignun^slehrc. 

Diese  l  ntersiichung  hat  nemlich  zugleich  zur  Aufstellung  und 
BegrUndunfr  eines  idealen  Ziels  —  entsj>rechend  der  im  1.  Theil 
der  Grundlegung  aulgesteilten  und  dort  als  berechtigt  begründeten 
practischen  Airfgabe  unserer  Wissensehaft  (I,  §.  57,  60)  —  geftihrt, 
welchem  bei  der  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  in  unseren 
Culturstaaten  zuzustreben  ist.  Zur  Erreichung  diese«  Ziels  sind 
grundsätzlich  zwei  Wege  zu  beschreiten: 

1.  Einmal  der  Weg  der  Enteignung  oder  Zwangs- 
enteignongC  Expropriation),  speciell  der  Entwfthrung,  dem 
privaten  Kapital-  und  besonders  Grundeigenthum  gegenüber,  die 
Zwangsabtretnng  (§.  242)  unter  der  Enteignung  inbegriffen. 

Dieser  Weg  ist  geboten,  um  diejenige  im  (Jesammtinteresse  zwingend 
gelegene  Ausdehnung  des  Privatci.i,'enthnnis ,  bez.  Verbindung  von 
(iemein-  und  Privateigentbum  herbeizuführen,  welche  vertraga- 
mässig  nicht  gentigend  zu  erreichen  ist.  Davon  bandelt  das 
folgende  dritte  Kapitel  dieses  dritten  Buchs. 
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2.  Sodann  der  We^  der  zweckmässigen,  dem  Ocsnmmtinteresse 
eDtsprochenden  Gestal  tu  np:,  bez.  Relorni  des  Privatei^'cntlumis- 
rechts  in  Bezug  auf  l'riva t kapital  und  Privatboden,  soweit 
diese  verbleiben.  Diese  Frage  wird  in  Verbindung  mit  der 
allgemeinereD  Betrachtung  des  Inhalts  des  PrivateigeDthnms  aas 
dem  volkswirtbscbaftlicben  Gesichtspuncte  (§.  131),  soweit  als  es 
in  der  Gmndlegnng  die  Aufgabe  ist,  im  vierten  (apart  ftlr  eieb 
als  Fortsetzoog  dieses  zweiten  Tbeils  der  Grondiegnog  er- 
sebeiDenden)  Btiehe  erdrtert  werden. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Zwangsenteignung. 

§.  227  (S.  7S7  —  791J.  Vorbeinerkaogea  and  Littcratur.  Die  National- 
MMMumile  hat  tieh  firoher  mit  ein«r  princlplellan  Wttrdigang-  dar  ZvanfBent- 

cifrimnp  oder  (wie  gcgenwärti«;  nifist  ku^^weg  Rcsairt  wird"^  iI>t  Knfi'ipnung 
(Expropriation)  noch  so  gut  wie  gar  nicht  befasst,  weder  die  lünteiguaug  in  dam 
waitaran,  im  Taste  fastffestellteii,  noch  te  dtm  enge  ran  ikbUehen  Sinoa  (Zwang»- 
abtretonif)  «;cuomuien  (§.  2  (2).  Auch  noch  gtgvKwMg  «nd  bezUgliclie  Erörterungen 
apftrlich  and  davon  ist  wieder  mit  die  Folge,  dass  aacb  die  Juristen  selten  tiber  die 
farmalistische  Behandlang  der  Frage  hinaasgekommen  sind,  auf  die  tieferen  wirth- 
schaftlichen  Ursachen  des  EiiteignunK^princips  and  der  Nothweadigkeit,  sowie  derHaapt- 
fSllc  »einer  Anwendung  nicht  oinir'-ln-n.  Es  hängt  dies  wieilt^r  mit  der  alkoinafaiaift 
Stellung  der  Nationah'ilionouue  zum  wirth>i  liat'tlirhcii  Verkcijrsrrclit  /.usammeii. 

Aach  in  den  grösseren  systematischen  W'erlieu  der  deutschen  natiunalOkono- 
nii-.  heil  T.itttTatur  erloltrt  kaum  mehr  als  eine  pelcgentlirlie  ErwShnuhtr  der  EutiMsrnuiisi- 
alä  einer  Thatsache  des  Verkehrsicbeus.  So  sagt  z.  H.  Kau  in  der  Einleitung  zur 
Volkswirtlisebafttpaliülc  (5.  AnHaga,  1^  $•  5  tmd  AnmarlRmf  b)  bai  der  Dariegonf  dar 
Bedingungen,  unter  denen  eine  ,.zwiiii:t  iido  Maa^srogcl  *  auf  d.  m  rolkswirthsrhaftlicheu 
Gebiete  zu  rechtfertigen  sei,  Uber  die  Enteignung  nur:  „es  mass  in  F&Uen,  wo  Jemand 
nr  Anfgebong  eines  PHratreebts  verpflichtet  wird,  roller  Enalz  des  Varkebrsvertbs 
gegeben  und  hierzu  ein  genau  geregeltes,  vor  Missbrauch  schützendes  Verfahren  vor- 
geschrieben werden."  In  der  Anmerkung  zu  diesem  Satze  fügt  er  hinzu:  „Diese 
Z wangsabtretang  'oxpropriation  pour  cause  d'utilitc  publique)  kommt  nur  bei  un- 
beweglichem Vennögeii.  i  dinglichen  und  üewcrbsrechten  vor.  Die  Xothwendiirkeit 
der  Abtretung  ist  nach  volliswirth^chaftiichen,  wie  in  anderen  Kfdlen  nach  milifärisrh"'» 
oder  polizeilichen  Erwägungen  nach  reiflicher  Prüfung  von  der  oben-ten  Staatsbehörde 
auszusprechen/*  Roscher  anrihot  die  Expropriation  nar  gelegentlich,  s.  B.  I,  §.  84, 
in  der  Darlegung  tl.-r  iip-lir  critmniiiii'-tischcn  Tondi>nz  des  modcnun  Staats-  und 
Wirthschaftsiobens:  „es  werde  immer  üblicher,  durch  sogenannte  i^proptiationeu  die 
▼ohlerworbenan  PriTatreebte  dem  Uehergewiehla  dea  Gamelnbasten  anfznopfbm**, 
sonst  nur  bei  einzelnen  practischen  Fragen.  Selbst  Schäffle,  dam  nach  dem  Statid- 
pancte  seines  Systems  es  näher  gelegen  hAite,  berührt  die  Zwangsenteignung  auch 
Bvr  flüchtig ,  so  System,  8.  Anflacre.  11,  87,  wo  er  sagt,  das  Princip  der  Offantllcben 
Wirtbschaftsorganisation  sei  die  einhcitlidie  obrigkeitliche  Uewalt,  die  auf  finanziellem 
Gebiete  als  Besteuerung,  auf  staatswirthschnl'tlif  h.  rn  nU  Conscription  und  Ex- 
propriation, Disciplin  u.  ü.  w.  sich  äussere;  dann  II,  älü,  wo  er  die  ,3ildung 
5flbntlicbar  Vermögen**  bespricht:  die  concreto  Gliederung  des  Öffentlichen  Vermögens 
za  einem  Organismus  viTschiedenartiger  ötlV'udichcr  Aiisialtrri  werde  :;rnsstenthei!s 
dorch  freien  Tauschverkebr,  theilwoise  „durch  Anwendung  von  ötlentlicher  Gewalt'" 
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(Expropriation  privater  Güter  gegen  Eniücliudii^uug  in  (Joldwertli)  ycrmittch.  Vgl. 
aurb  2.  Auflage,  S.  282.  Selbst  im  Socialen  Körper  unterbleibt  eiu  genaueres  Ein« 
gehen.  In  der  Quintessoii/  wird  die  Enteignung  als  (■ine  Eventualität  des  radicalen 
bocialismuä  erörtert  (7.  Autiage,  S.  Ib).  Samter,  GeüoiläcLftftliülioä  und  Priratei^ea- 
tham,  denkt  beim  Oeborgang  des  GrandeigenthaDS  an  den  Staat  an  nmfkaseode  Ab- 
lösung. S.  üts  t!'.  Auel)  Kodbcrtns  setzt  dieselbe  voraus  und  will  den  Hi^heriiron 
Kentenbezug  der  ürund-  oud  KapitaleigenthUmer  fiziren  (sociale  Briefe,  Kormalarbeits- 
tag  passim).  Aebniiche  Gedanken  bei  Lassallef  z.  B.  Briefe  an  Bodbenits  passin. 
Erörterungen  über  die  principielle  Stellung  der  Enteignung  im  Kcchtssystem  fehlen 
aber  auch  bei  den  socialiäti-schen  SchriftätcUern  mit  Ausnahme  von  Lassalle  {s.  u.) 
meistens.  Sonst  wird  die  Enteignung  etwa  nur  als  uothwendiges  Mittel  zur  Her- 
stellung der  neuen  Verkehrswege  (Eisenbahnen)  erwähnt  und  in  der  Agrar* 
und  (lewerbepolitik  .  beim  Bergbau,  in  wasscrrcc h tl  i ch e n  Fragen,  beim 
Deichbau  über  die  einzelnen,  zur  Enteignung  im  weiteren  biuue  zahlenden  F&Ue, 
wie  svangsweise  Aafbebnng  ron  Grandlasten,  Realgerechtigkeiten  und  Bannrechten 
u.  3.  w.  gehandelt.  Wenn  es  hier  bei  Erörterung  solcher  einzelner  Fälle  aber  auch 
bei  £au,  Koscher  o.  A.  nicht  au  einer  genaueren  Erörterung  Uber  die  Bedingungen 
und  das  Far  and  Wider  eines  geeetzlicben  Zvangseingrifi  in  sogenannte  wohl- 
erworbene Privatrechte  fehlt,  so  erfolgt  doch  keine  zusammenfassende  Heliandlnng.  in 
welcher  die  SpecialfäUo  eines  solchen  Vorgebens  in  der  Agrar-  und  Gewerbererfassung 
als  blosse  Anwendongen  eines  allgemdnen  Princips  des  wiztbschafUichen  Yericehrs- 
reclits  auf  die  einzelnen  Gebiete  erscheinen.  Auch  die  in  der  Finanzwissenschaft 
nahe  liegende  Parallele  der  Bosteaemng  and  der  Enteignoog  blieb  regelmissig  am- 
beachtet  (§.  244). 

Im  Ganzen  ist  es  anch  noch  in  der  neuesten  dentscben  nationalökonomischen 
Litteratur  so  geblieben.  SclK^nbcrg's  Handbuch  geht  nicht  auf  die  Prineipienfrage 
der  Enteignung  ein,  die  neueren  Systeme,  Lehrbücher  u.  dgl.  ebensowenig.  Im 
Handwftrterbuch  der  Staatswissenschaftoa  bandet  sieh  ein  in  seiner  Weise  treffUcher, 
aber  floiii,  wie  freilicli  manrhe  ähnliche  Artikel  in  diesem  Werke,  fast  ansvr-hlies'slich 
aus  dem  juristischen  üesichtspuuct  verfasster  Artikel  über  Enteignung  von 
Gr  an  hat,  in  Band  II,  S.  249 — 272.  in  welchem  ron  einer  pnncipiellen  social- 
ökonomischen  Auffa.s>nnjr.  wie  sie  wohl  in  jenes  Werk  sehörto,  /u  wenig  hervortritt. 
Meine  Behandlung  der  Frage  in  der  Grundlegung  wird  nicht  erwähnt,  ebensowenig 
die  gleich  zn  nennende  Arbeit  Neumauus,  obwohl  beide  za  den  wenigen  national- 
Ökonomischen  Uber  die  Priucipieu frage  der  Enteignung  gehören.  Neomann  hat  anch 
lii'T  vii-1  Si  luirfsinn  entwickelt  und  namentlich  mit  Recht  die  Frage  in  Verbindung 
mit  auiicren ,  principieli  verwandten,  wie  denen  der  Besteuerung  gebracht.  Eiu  be- 
sonderen Verdienst  ist  die  Zergliederung  des  Begriffs  „öffentliches  Interesse*',  mit 
welchem  in  Theorie  und  Praxis  der  Enteignung  so  vielfach  operirt  wird.  Neumann's 
formelle  Behandlungswoiso  luid  sachliche  Kritik  und  Etgcbuisse  weichen  von  der 
meinmi  in  Einigem  ab,  bei  wesratUoher  Oeberdnstimmnng  in  der  GnindaafCusang. 
Ich  habe  geglaubt,  an  Form  und  Inhalt  der  Darstellnnir  der  früheren  Auflasren  im 
Folgenden  nicht  viel  andern  zu  sollen.  Zum  Yorgleich  ist  aber  besonders  auf  Neumana 
hinzoweisen,  nach  fur  Littaratarnachweiae  ond  abweichende  Ansichten  der  Antoreo. 
Siehe  seinen  Aufsat/  „das  öffentliche  Interesse  mit  Bezug  auf  das  Gebühren-  und 
Steaerwesen,  die  Expropriation  und  die  Scheidung  von  Privat-  und  öffentlichem  Kecbt'* 
in  Hirtb's  Annalen  XIX,  Ibbü,  S.  357  11.,  besonders  S.  394  iL  und  reridirt  in  seinem 
Boch  die  .Steuer  and  das  öffentliche  Interesse  (Leipzig  18S7),  S.  107  ffl,  besonden 
17b  If..  212  — 

Mir  schien  es  von  vornherein  nuthwendig,  dass  auch  der  Zwangsenteignuug 
Seitens  der  Nationalökonomie  eine  principielle  Betrachtung,  ebenso  wie  der  Privat- 
eiirenthumsinstitution .  gewidmet  werde.  I)aher  die  Aufnahme  der  Materi-'  in  dieses 
Werk.  Gerade  unsere  Disciplin  hat  hier  in  Verbindung  mit  der  Sociaipulitik  eine 
wichtige  Anfgabe  zn  losen,  welche  die  rein  joristische,  selbst  die  öffentlich-rechtUehe 
Behandlung  des  Rechtaiustituts  der  Enteignung  für  sich  allein  nicht  hi^en  kann,  von 
der  privatrechtlichen  Doctriu  ganz  zu  schweigen.  Die  Zwaugsenteignuug  ist  nach  dei 
richtigen  rolkswirthsehaftlicben  nnd  socialpolitischen  Anffassnng  dasjenige  Recht»- 
Institut,  durch  welches  'lie  vom  öflenllichen  Interesse  verlangte  VertheUnng  der  indi- 
viduellen Kapitalien  und  (irnndstUcko  unter  die  Einzelwirthschaffen  (namentlich  zwisclion 
den  Zwangsgcuieinwiiihschalten  einer-  und  den  übrigen  Einzel wirthschaften,  also  be- 
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aondurti  deu  Privatft'irth&chaftcu  aoderäoits  uud  sodauu  zirischea  dea  ietzterea  unter 
einander)  in  der  doreh  die  Entviddanf  des  YottdebeM  ftforderten  Weise  afitelil 

gf,setzlichen  Z»-aii_'s  verändert  wird,  wo  und  soweit  als  diese  VerämltTun^  durch 
fräico  Vertrat  uicLt  cutsprecbeud  bewirkt  veideu  Juuid.  Durch  die  Enteiguuog  mutw 
daber  erentnell  diejenige  „Aasdebnnnir  des  PrirsteigentliDiDS**  (der  PriTstviitliscliaften) 
bererkstolli^t  werden,  welche  das  Gesammtinteresse  reriaagt.  Die  Lehre  von  der 
Enteignung  nimmt  deshalb  die  ihr  hier  gegebene  Stelle  in  der  Systematik  de:^  vom 
socialokonomischen  Standpancte  aus  behandelten  „allgomeiuen  wirtbschai'tlichuu  V'erkohr»- 
rechts"  wohl  richtig  ein:  sie  bildet  den  Sebloss  der  Lehre  ren  der  ^Ainddinang 
des  Privatciji^enthuins". 

Die  Enteignung  ist  hier  aber  nicht  in  der  üblichen  Weise  unserer  Juriaprudenz 
uf  die  Abtretoni^  ren  piiratem  Sacheigenthum  oder  sogar  nur  ron  OmndeigentliDm 
zu  besrhrüiiken ,  sondern  sie  umfasst  grundsätzlich  alle  Fälle,  wo  wohlerworben.- 
Priratrecbte  zwangsweise  entweder  ganz  aufgehoben  oder  an  Dritte  im  Öllentiicben 
Interesse  Abgetreten  oder  beechrinkt  verd«>.  Nach  der  fmheren  FtommlininK  des 
Eiir-  ntluiiii^begritrs  (§.  129)  und  der  Staiuiruni;^  eines  „Eigenthums"*  auch  an  „Rechten'*, 
„YeriildUiissen"  u.  s.  w.  lässt  »ich  dies  auch  so  ansdrttckea:  die  Enteignung  umfasst 
in  Prineip  alles  Eigenthnm  oder  alle  Alten  desselben.  Dag^en  UeiM  es  zon&cbst 
eine  offene  Frage,  ob  und  welche  Entschldignng  dem  Expropriateft  za  Theil  wird, 
80  dass  dies  Moment  der  Entschädigunt;,  enteef^en  der  üblichen  juristischen  Aiiffassanir 
und  Bcgridabestimmung  der  Enteignung,  nicht  schon  in  die  Dehuition  auf^ciiuuimen 
werden  muss  (§.  241  ti.). 

In  ErraaiigoluDg  einer  <'iu'<Mitlich  nationalilkonomischen  Litteratur  Uber  die  Ent- 
eignung muss  daber  hier  gau^  aul  diejenige  Litteratur  verwiesen  werden,  welche,  in 
der  Regel  ohne  Jede  oder  ohne  wesentliche  Bttcksiobt  auf  die  sociale  and  Ökonomische 
Seite  der  Frage,  von  dem  speciellen  Standpuncte  anderer  Wissenschaften  aus  die  Ent- 
eignung behandelt  liat.  Es  ist  dies  die  recbtspbilosophische,  die  poiizei- 
wissensehaftlicbe,  bes.  Tervaltnngsrechtlicbe,  die  sonstige  Sffentlich- 
recbtlichc  und  die  civilistische  Litteratur. 

Beuerkeuswerth  ist  dabei,  dass  auch  in  den  letztgeoauoten  Zweigen  vielfach  die 
Frage  der  BegrOndnng  der  Enteignang,  also  die  elgenOlch  roobtsphilosophische 
Seite,  mit  erörtert  wird.  Es  erklärt  sich  dies  aus  der  zweifelhaften  SteUang  des 
Institiit:^  itn  positiven,  besonders  im  römischen  Hechte,  und  ans  der  N'uthwendigkeit 
sich  mit  dem  absoluten  l'nvateigcnthum  auseinander  7.u  setzen.  Der  unrereinbare 
Widerspruch  des  letzteren  und  der  Zwang^enteignung  (§.  2S0)  wird  von  den  Juristen 
empfunden  und  hat  zu  den  kunstlichsten  ( 'oiihtrui  tinrit>n.  namentlich  bei  den  Civilisten, 
gefuhrt  Die  Zwangsentoignung,  ein  Institut  des  uiruutlichen  iiechts,  sollte  in  die 
Kategoiieen  des  Privatrechts  hineingezwängt  werden.  —  ein  Bestreben,  dss  erfolglos 
geblieben  ist  und  wohl  immer  erfolghts  bleiben  muss.  wenn  nicht  von  vorneherein 
der  absolute  Eigenthumsbcgriü  aufgegeben  und  eine  socialrechtiicbo  (iestaltuug  des 
Piiraleigentboms  an  die  Spitze  gestellt  wird.  Vgl  c  B.  über  die  Theorie,  dass  die 
Expropriation  ein  „Zwangskauf"  ^ei  und  aber  andere  Constructiouen  des  privatrecht- 
Ucben  Characters  des  Institub  0.  Meyer  in  der  unten  genannten  Schrift  §.  9,  S.  183  fi*. 
Ferner  ttber  die  (ältere,  von  der  heutigen  Jurisprodenz  ganz  aufgegebene)  Begrttndung 
der  Expropriation  auf  ein  jus  euiinens  oder  dominium  emineus  des  Staats  ebenda 
Ji.  3  und  4,  besonder>  S.  125  ff.  Die  Annahme  eines  solchen  staatlichen  Obereigenthums 
fur  sociale  und  ökonumi>che  Reformen  des  Pnvatoigeuthums  giebt  eine  Handhabe, 
welche  nicht  entbehrt  werden  kann  und  folgerichtig  bei  der  Annahme  eiiu-^  absointen 
Prirateigenthums  fehlt:  woher  sich  die  unbefriedigende  Behandloog  der  Enteignung 
in  der  neueren  Kcchta  wissende  halt  erklärt. 

For  die  Litteratur  ttber  die  Enteignung  —  in  den  genannten  Zweigen  — 
vgl.  besonders  Georg  Meyer,  das  Recht  der  Expropriation.  Leipzig  ISOS,  §.  7, 
S.  1Ö2  ff.  (mit  historischer  Einleitung,  besonders  Uber  das  römisclie  Kocht  und  dessen 
Portbildung  im  Mittelalter).  Auch  die  meisten  anderen  Monographieen,  die  encykIopft< 
dischen  Aufsätze  der  SamuieUeike  über  Enteignung  (so  ürünhut,  a.  a.  ().  S  2''2, 
£.  Meier,  im  Kecbtslexicoa ,  d.  Meyer,  im  Wörterbuch  des  Verwaituugsrecbts, 
Neu  mann,  a.  a.  0.)  geben  Litteratur  an. 

Au^  der  rechtsphilosophischen  Litteratur  vgl.  z.  H  11.  Stahl,  Philosophie 
des  Hechts.  II.  1  (.M  Aufl.)  Ib.  S.  343  ff.  Seine  Re-schränkung  der  Enteiirnong  auf 
die  tailc  „ullcailicher  Kothweudigkcit"  im  Unterschied  von  der  blossen  „(icmeinuUtzig- 
A.  Waravr,  Onmdl«ciiiiir.  8.  Aat.  U.  ThaO.  TolkawlrtbKliaft  «.  Bcelit.  84 
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keit",  ifit  praktisch  werthlos,  weil  die  Grenze  uicbt  za  ziehen  ist  und  bich  fast  nie  die 
wirkliche  Nothwendigkeit  (die  anbediugte)  nachvreiseB  Utast  Seine  Treonong  ron 
,,Anfhebung  (Abolition)  der  Rechte,  welche  einer  ganzen  Art  von  Rechten  die  An- 
erkennung and  Wirksamkeit  im  Staate  versagt"  ?on  der  Enteignoog  (vgL  ebenda 
§.  1 7)  ist  richtig  (siehe  unter  %,  241  ff.),  eher  es  ist  deshalb  doch  rallssig  and  noUi- 
wcndig,  oiiicü  weiteren  Euteignong^sbegrifF  aufzustclli  ii .  welcher  beide  Fälle,  j«M 
Aufbebung  von  Rechten  und  diese  Enteignung  von  iiligenthum,  zuüammeofaiist  — 
Siehe  femer  Röder,  Natnrrecht  II,  315  ff.,  Trendelenburg,  Natarrecht,  §.  100; 
er  tritt  bedingt  für  den  Aosdrock  „dominium  eminens"  ein. 

Hauptwerk  ist  Lassa  11  e's  System  der  erworbenen  Rechte,  besonders  Band  1, 
namentlich  §.7,  S.  193  fi.,  mit  der  wichtigen  Erörterung  Uber  die  Aufhebung 
erworbener  Rechte  ohne  oder  mit  Entschädigung,  8.  224  Q.,  242  ff.  Vgl.  daraber 
aach  die  Briefe  an  ßodbertus,  besonders  Nummer  2  und  §.  245  fT.  (Die  Polemik 
von  L.  Stein  in  der  Yerwaltungslehre  VII,  297  gegen  Lassa! le  wäre  nur  zu- 
ee  Stein  gelungen  wire,  das  Bedit,  tpeddl  das  Eigentbna  nnnlilAngig 
von  der  Anerkennung  durch  das  Gesetz  wirklich  aus  dem  Wesen  der  Persönlichkeit 
abzuleiten,  was  nach  den  früheren  Aosfohrangen  tiber  die  „BegrUndang''  des  Eigen- 
thums za  bestreiten  ist) 

Ans  der  Litterator  der  Teriraltnn gs lehre  (Polizei Wissenschaft)  nnd  des  all- 
gemeinen Verwaltunpsrechts,  welche  der  volkswirthschaftlichen  Betrachtung 
naturlich  noch  am  Nächbten  sieht,  siebe  K.  v.  Mobl,  Polizeiwi^iaenschaft,  S.Auflage, 

I,  §.  5  (Feststellung  der  Grundsätze,  wie  die  Polizei  zu  handeln  hat,  II,  positive  An* 
fordernngen),  S.  39  (nicht  principiell).  Dann  besonders  H,  K Osler,  der  in  seinem 
socialen  Yerwaltongsrecbt  I  die  Enteignung  und  das  Mothrocht  unter  den  „socialen 
YerpfUobtangen  des  EigeBdimiia^  (neben  Naobbar-,  Ben-,  Wegeredit.  Zosnaaiea- 
legung  der  Grundstücke)  S.  461  fT.  eingehend  behandelt.  Siehe  bei  ilim  aucL  Spccial- 
litteratur  und  Gesetzgebung.  Rösler  bält  an  der  engen  Beschränkung  des  Ent- 
eignungsrechts fest,  polemisirt  daher  gegen  Stein's  Enreiterong  in  der  JEut% 
wäbrungslehrc'*.  Er  beschränkt  die  Enteignong  auf  Gmndeigenthum,  begrtindet  sie 
hier  damit,  dass  „'Ihs  (^rmideigentbum  seiner  Natur  nach,  nicht  bloss  ausnahmsweise, 
den  Anforderungen  der  Gomcinscbaft  unierworfen  bei".  —  was  m.  K.  principiell  von 
allem  Eigenthum,  vollends  auch  vom  Kapitaleigenthum  gilt,  wenn  aach  gradweise  vei^ 
schieden.  Er  betont  mit  Recbt  den  öffentlich -recbtlicben  Chararter  der  Enteignung 
besonders  nnd  verwirft  die  privatrechtiichen  Eiokleidaogsversuche  dos  Instituts.  Die 
Berafting  anf  sCaatUcbes  Obereigenthnm,  Offeodlcbes  Interesse,  Staatstweck  (G.  Meyer) 
weist  er  ab,  ohno  indessen  zu  einer  wesentlich  anderen  Ableitonp  zu  gelangen  i.,noth- 
wendiger  Gebrauch  für  OfTeutlicbe  Zwecke  von  überwiegendem  allgemeinen  Nutzen", 
§.  195,  196).   Das  Moment  vorheriger  (V  vgl.  z.  B.  das  prenssische  Gesetz  vom 

II.  Juni  1874  §  1,  wo  dies  Moment  fehlt)  voller  Entschädigung  sieht  er  in  die 
Begriffsbestimmunif  binein.  Meine  ücbereinstimmnng  und  Abweicliung  von  Köslcr 
ergiebt  sich  aus  dem  Texte:  es  ist  dieselbe  wie  in  der  ganzen  Behandlung  der 
Eigentliiimsinstitution,  siebe  darüber  anch  oben  Vorbemerkungen  §.  126.  Vgl.  ancb 
Rösier's  Recension  von  (irünhut's  Enteiifnungsrecbt,  Wien,  in  der  Tubinger 
Zeitschrift  XXX,  712 — 727.  GrUnhut  siebt  der  Rösler'scben  Behandlung  princi- 
piell nabe. 

Neben  Rösler,  welcher  nach  dem  Zweck  seines  Werks  mehr  den  verwaltnilgs- 
lechtlichen  ahi  den  rerwaltungspolitischen  Standpunct  vertritt,  ist  besonde» 
L.  w.  Stein  hier  zu  nennen,  bei  dem,  wie  immer,  die  Erörterung  de  lege  lata  mit 
derjenigen  de  lege  ferenda  eng  verbunden  ist.  Stein  hat  in  seiner  Lehre  von  der 
„Ent Währung"  in  Band  VII  seiner  Verwaltungslehre  (vgl.  anch  sein  Handbuch. 
1.  A.  S.  144—150,  2.  A.  S.  577  11.,  A.,  II,  5'Jl  U.)  den  m.  E.  principiell 
richtigen  Versuch  gemacht,  für  das  ganze  Gebiet,  welches  im  Text  als  Enteignong 
bezei(  hnet  wird  .  eine  zusammenfassende  Theorie  aufznsfellen  und  es  mit  dem  gesell- 
schaftUcbeu  Entwicklungsprocess  in  (Jlaasalnezas  zu  bringen.  Vgl.  darüber  nnten 
§.  2SS.  Den  Einwand  Bdsler's  (a.  a.  0.  8.  464)  gegen  Stein,  dass  die  Ent- 
eignung und  Grnndentlastung  nicht  unter  den  gemeinsamen  Begriff  der  Entwährnng 
gMteilt  werden  dürfe,  weil  die  letztere  (die  Entlastun^^)  die  Durchführung  einer  all- 
gemeinen  Beditsfomi,  die  erstoe  (die  Enteignong)  dage^^en  eine  spedelle  administra- 
tive Maassregel  auf  dem  Boden  derselben  sei,  oder  don  Einwand  Rohland's  (in  der 
nnten  genannten  Schrift  S.  2  Anmeikang  3),  dass  die  Gmndentlastnng  eine  Becble- 
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Teform,  die  Enteignurif?  oio  Rechtsinätitut  soi,  balto  ich  nicht  für  richtig:  die  £iit- 
eignung  im  weiteren  Sinn  ist  ein  Rechttilistitat,  uf  Grund  dessen  diu  VerwaltaB|lf  in 
beiden  Fallen  bestehende  Privatrecbte  7.»'?»ntrsw(n>e  der»  bishorircn  Borechtifrton  ent- 
zieht. —  Auf  Stein  ist  neben  der  Speciailitteratur  auch  b^onderä  l'Ur  die  Entwick- 
iQQg  der  Doctrin  und  Gesetzgebtiog  auf  diesem  Entwihniigsgebiete  zu  vorweisen, 
siehe  besonders  II,  S.  07—93,  293  —  324.  —  V;rl.  sonst  noch  Escher,  PoUÜk  I, 
360  £;  7.  Inama-Steraegg,  Verwaltungslebre  (luDfibruck  lb70),  S. 

IM«  jnristisebe  LilteTatiir  tiehe  bei  0.  Meyer  t.  a.  0.  und  bei  BOsIer. 
Besonders  hcrrorzuhebtn  sind  neben  Meyer  und  Gnlnhut:  Treichler,  zwangs- 
weise Abtretung  rou  £igeathaiii  a.  a.  w.,  ZeitschhA  für  deatsches  Recht,  XII,  12:{; 
Hiberlio,  Lehre  ron  der  Zwangsenteigniiiig,  Arcbir  for  cirilistiscbe  Praxis,  Band  39, 
1856,  S.  1,  147;  Thiel,  Expropriationsrecht  a.  s.  w.,  Berlin  1866,  W.  7.  Rohland, 
zur  Theorie  und  Praxis  des  deutschen  Eiiteignonfir^rechts,  Leipzis^  1875  (mit  eingebender 
fierUckäichtigun?  der  Litteratur  und  Gesetzgebung).  £.  Meier,  Artikel  Expropriation 
im  Rechtsle.xi<  0(1 .  Band  I.  GrUnhot  im  Handwörterbuch  der  StUtewiaBenscbafteo 
a.  0.,  G.  Meyer,  in  V.  Steugel's  Wörterbuch  Artikel  Enteignung.  Derselbe  in 
seinem  Lehrbach  des  deutschen  Staatsrechts,  2.  A.  S.  521,  655,  t)65;  Derselbe 
Lehrbuch  dee  deatsehen  VenreltnDgiechts  I,  264;  Löning,  desgleichen,  S,  248  ff. 
ud  andere  Staats-  iiiul  vi;rwaltungsrer]if!irhe  Werke,  auch  ftlr  die  üebersicht  der 
^■etigebiuig  (besonder»  bei  G.  Meyer  und  Granhut);  Prazak,  Recht  der  £at- 
eifiMitf  in  Oesterreicb,  Prag  1877.  Vgl.  sonst  noch:  Zaeharift,  Deutsches  Staats- 
lechl  II,  §.  153  (2.  Auflage  S.  126  fi.);  Bluntschli,  allgemeine  Staatslehre  (Band  1 
der  Lehre  vom  moderneu  Staate,  5.  Auflage,  Stuttgart  1875)  S.  293  if.  Für  Preossen: 
r.  BOnne,  preoseisches  Staatsrecht,  3.  Auflage.  II.  1,  §.94  (Uoirerletzlichkeit  de» 
Eigenthoms,  vgl.  Artikel  9  der  Verfa;-Miii)i)  S.  92  ff.  Ftlr  Bayern:  Pözl.  Ver- 
fassangsrecht,  4.  Auflage.  §.  H4.  —  Boselfr,  DtMitsches  Privatrecbt  §.  02;  Gerber 
desgleichen  (in  den  neuereu  Auflagen)  §.  174  b.  Die  rein  privatrecbtliche  Auffassung 
des  Eigenthumsreohts  weiss  natürlich  gegenüber  dem  Enteignungsrecht  gw  keine 
richtige  Stellunff  zu  nehmen  (§.  233").  Aber  ^^elb>t  noch  die  Auffassungen  neuerer 
Juristen,  wie  GrUnhut's,  befriedigen  nicht  recht  Sie  sind  doch  immer  noch  zu 
sehr  TOB  dem  Qedajüten  behemoht,  dass  das  EntetgniiDgsreeht  eis  exorbitanter  Ein- 
griff in  die  PrivatrechtssphSre  sei.  Auch  reicht  ebon  der  blosse  Hinweis  auf  das 
„Öffentliche  Interesse"  zar  theoretischen  Begründung  nicht  aus,  weil  objcctive  Kritenen 
flir  die  Bestimmung  des  Vorhandenseins  und  des  Mangels  dieser  IttteresMn  fehlen. 
Siehe  besonders  hierzu  Neumann  a.  a.  0. 

Zu  meiner  besonderen  Genugthuung  begegne  ich  mich  daher  in  der  gleichen 
principicllen  Auffassung  der  Enteignung,  weil  des  Eigenthums,  auch  hier  wieder  mit 
Ihering  (Zweck  im  Hecht,  1.  AofIa<;e,  I,  514  ff.).  Er  sagt  hier:  ,,Die  vahre  Be* 
deutung  der  Expropriation  wird  m.  E.  vftllitr  verkannt,  wenn  man  in  ihr  einen  Ein- 
griff in  das  Eigenthum,  eine  Abnormität  erblickt,  diu  mit  der  „Idee"  deäselbcn 
hk  Widerspruch  stehe.  In  diesem  Lichte  kann  sie  nnr  demjenigen  erscheinen,  der  das 
Eigenthum  lediglich  vom  Standpnncte  des  Individuums  erfasst  (individualistische 
Eigenthumstheorie).  Dieser  Scandpunct  ist  aber  für  das  Eigeothum  nicht  minder  ein 
▼eritehrter  als  ftlr  den  Vertrag.  Der  allein  richtige  ist  der  der  Gesellsehaft 
(gesellschaftliche  Eigt^nihumstheorie)  und  von  diesem  Standpuncte  erscheint 
die  Expropriation  so  wenig  als  eine  Abnormität  oder  als  ein  Verstoss  gegen  die 
Eigenthamddee,  dsse  sie  amgekehrt  dorch  diesdbe  in  unabweisbarer  Weise  geforden 
wird.  Die  Expropriation  enthält  die  Lösung  der  Aufgabe,  die  Intcr<;ssen  der  (iesell- 
schaft  mit  denen  des  Eigenthums  zu  vereiDigeo,  sie  macht  dassclhe  erst  zu  einem 
practi^cb  lebensfähigen  Institut.  Ubue  sie  wtlrde  sich  da.s  Ki^^ 'iithum  zu  einem  Fluch 
der  liesellschaft  gestalten  können  .  .  .  I>cr(icfahr  des  Ei u'  ii t h  ums  ihr  die  Gesell- 
schaft wehrt  hier  das  Recht  ab  durch  die  Expropriation  (Expropriation  Joa 
Privatrechts).  Unserer  heutigen  Theorie  ist  dieser  Begriff  so  gut  wie  unbekannt, 
obsehon  er  im  rftmischen  Recht  Itestimnt  geovg  ansfeprlgt  ist.*'  Ich  kann  dea 
inneisten  Kern  meiner  Auffassuni;  nicht  besser  geben,  als  mit  diesen  Worten  des 
gneien  Romanisten,  der  mir  wieder  Gewährsmann  anderen  Juristen  gegentlber  dafOr 
fa^,  dass  meine  Aoflhssang  der  Enteignung  doch  Mieh  jaristisch  sieh  wird  reeht- 
üntigeo  IsiMii. 

Ans  der  Gesetzgebung  gehören  mehrfach  Bestimmungen  der  neueren  Yer- 
fassuugsgesetze  hierher,  worin  die  DnrerletzUchkeit  des  Eigenthnass,  andeneils 
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d«r  Satz  «Dsgesprocben  xa  weideu  pflef^t,  dass  das  Ei|irenthain  am  Gründen  des  6ffen^ 

liehen  Wohls  —  0F«^ntuell  ß:es;cu  vorherige  Entsrhädipting  —  nach  Maassji^abo  dN 
Gesetzes  entzogen  oder  beschränkt  werden  kann.  Beispiel:  Preussische  Ver- 
hasang  Ton  1850,  Artikel  9,  Baierlscbe  tob  1818,  Tltol  IV.  §.  8  (mit  Benfuug 
auf  <  iii<<  VcroniMiiiiir  roin  14.  Aagast  1815,  an  deren  Stelle  das  baieiische  Gesetz 
(iber  Zwangsabtretuiig  von  Gruudeigcnthum  vom  17.  November  1837  getreten  istK 
Oesterreichischüs  Staatsgrundgesetz  von  1867,  Artikel  5.  Sonst  sind  theils  in 
den  Rechtsbttchern  (z.  B.  preassisches  Landrecht,  Einleitung,  §.  75.  dann  Tbeil  I, 
Titel  11,  §.  4  ff.  „Zwanpskauf',  österreichisches  bürgerliches  Gesetzbuch  365), 
tbeils  in  Gesetzen  Uber  Wugebauten,  Dcicbbauten,  £nt-  und  Bew&sseruugswesea, 
Festungswesen  und  ähnliche  mllltairische  Zwecke,  mllitairisdie  Reqniridenen  beweg» 
licher  Dinge  (Pferde),  und  neuerdings  besonders  in  den  Eisonbahnfrosetzen 
und  Berggesetzen,  theüs  endlich  in  besonderen  allgemeinen  Ezpro- 
priationsgesetzen  die  Bestimmungen  des  poeltiren  Becbts  tiber  die  Zwangs- 
enteignung  enthalten.  Vgl.  das  Nähere  bei  G.  Meyer,  Expropriation,  §.  7  8.  142ff., 
BOsler,  S.  461,  Stein,  GrUnbnt,  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaftcn, 
a.  a.  0.  Besonders  zn  erw&hnen  sind:  die  principicU  wichtigste  und  auf  die  Gesetze 
anderer  Länder  besonders  einflussreicho  französische  Gesetzgebung  vom  )S.  Marz 
1810  (aufgehoben),  T.Juli  1833  und  Mai  IS41,  nebst  einzelnen  anderen  (13.  April 
1850,  27.  Juli  1870);  das  genannte  baierischc  von  1837,  das  schweizerische 
Bnndesgesetz  rem  1.  Mai  1850,  das  neoe  preussische  vom  11.  Jnnl  1874  (Com* 
mentare  tlber  diesos  von  Dahlke  1^74,  von  H.ihr  un'i  Lanpcrbans  1S75);  Aster- 
reichische Specialgüsctzu  für  einzelne  Zwecke,  u.  A.  m.  (siehe  GrUnhut  im  Uaud« 
wOrterbneb  der  Staatswissenacbaften  II,  S.  254  ff.,  Gesetze  n.  s.  w.  der  einzelnea 
deutschen  Staaten  in  G,  Meyer,  Yerw:iltun<rbrecht  I.  265).  Der  Entwurf  des 
deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  schliesst  ausdrücklich  das  Enteignungsrecht  aus 
seinem  Inhalt  aus  (Note  zu  Buch  3,  Sachenrecht).  Das  Einfuhrnngsgesetz  soll  zu 
dieser  wi  -  anderen  ausgeschlossenen  Rechtsmaterien  die  Stellung  und  die  Zuständigkeit 
der  Landfsiresefzjrebunfr  filr  dieselben  repeln  (Entwurf,  amtlicho  Ausgabe.  S.  176). 
Ausserdem  für  die  Enteignung  in  unserem  weiteren  Sinne:  die  Gesetze  (Iber  Leitn 
eigenschaftsaufbebong  (vgl.  oben  §.  42).  Gnindlasten,  AblOsangea  Q.  8.  Siehe 
dartiber  Stein  a.  a.  0.  und  die  betrefTendcn  Abschnitte  der  praktischen  Thoile  des 
Lehrbuchs,  Bau  II  (PoUük),  40  S.\  Koscher,  II,  2,  Kapitel  9;  Bnchen- 
berger,  I,  §.  24  ff. 

Im  Text  handelt  es  sich  wesentlich  um  die  principii'lle  Pnge:  ob  Und 
wann  eine  Enteignung  Platz  greifen  dOrfe.  Es  ist  dafür  auch  auf  die  AusflUunagan 
oben  S.  455  und  §.  196  tf.  Bezug  zn  nehmen.  Die  Entbchädigungsfrage  ist  ttkt 
die  rolks wirthschaftliche  Seite  die  secundäre,  für  die  pri vatwirthschattliche  die 
primäre  (i^.  245  ü'.).  Die  Frage  der  Durchführung  im  Einzelnen,  der  dabei  in 
Betracht  kummeuden  juristischen  Speciaiitäleu  des  Verfahrens  gehört  nicht  weiter 
bieriier,  oondem  in  die  jnristisclie  Erttrtening  mid  Dantellong  des  poritiFea  Bechta. 

• 

1.  Abscliuitt. 

SoeiAlOkonomlsehe  BegrAndviis  und  Canslanietltn 

der  Eut^iguiuig. 

I.  —  228  [869].  Principielie  sooialökonomiache  Noth- 
wendigkeit  und  Rechtfertigung  der  Enteignung  und 
Begriff  der  letzteren. 

A.  Der  Fortgang  der  ▼oULSwirthschaftlichen  Entwieklnng  hat 
legelmüssig  einerseits  zur  BedingaDg,  anderseits  znr  Folge  eine 
yerftnderte  Vertlieiliing  des  Eigenthnms  oder  wenigstens  des  Ver- 
fUguii^äreelits  in  Bezug  auf  das  Nationalkapital  und  den  Grundbesitz. 
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Namentlich  gilt  dies  von  den  beiden  entscheidenden  Ver- 
änderungen im  volkswirtbscbaftlicben  Productionsprocess,  von  welchen 
Dicht  nur  der  materielle,  sondern  zugleich  der  geistige  and  sittliche 
FortBehritt  des  Volks  mit  abhängt.  Diese  VeränderoDgen  betreffen, 
einmal:  wesentlichere  Umgestaltungen  der  Organi* 
sation  der  ganzen  Volkswirtbschai't  (I,  Buch  5),  daher 
der  Combination  der  drei  Wirthschaftssysteme  (I,  §.  d02)|  besonders 
des  privat-  und  des  zwangsgemeinwirthsehaftltchen;  sodann: 
gleichfalls  wesentlichere  Umgestaltnogen  des  einsel- 
wirthschaftlichen  Prodactionsbetriebs,  mithm  der  Technik, 
Prodnctionsroethode  und  Combination  der  drei  Prodnctionsfactoren, 
bsw.  Bedingungen  (Katar  [BodenJ,  Arbdt  und  Kapitel),  in  den 
Einselwirtbsohaften,  des  Umfangs  derselben  and  der  Bechtsform 
der  Privatwirthscbaften.  Besonders  wichtig  ist  hier  der  durch  die 
Bedürfnisse  der  sich  weiter  entwickelnden  Volkswirthschaft  ge- 
botene Wechsel  der  Okonomisehwi  Zwecke  und  Functionen  des 
Bodens,  bes.  der  einzelnen  Grundstflcke,  sofne  die  Steigerung  der 
Intensivität  des  Bodenanbaus  bei  jeder  Bodenkategorie. 

Kann  z.  B.  ein  bestimmter  Tbeil  dcä  KatioualUpitals  oder  bestimmter  Bodea, 
welche  Pri?ateigenthiim  sind,  nicht  auf  irgend  eine  Art  sicher  zur  Yerfagung  der 
Zwangügenieinwirthscbaftcn .  des  Staats,  ^^ostellt  werden,  so  ist  die  etwa  durch  das 
Gcsanimtintcresse  geforderte  Veränderung  der  Or>;aiiisation  der  Volkswirthschaft  in  der 
Kiclituii;^  vermehrter  und  ver&nderter  Staatstliäti::kL'it  auf  dem  üubiete  der  ninteriellea 
und  der  immatefielleii  Prodoction  oattlrlich  niclit  durduufuhren.  Ebenso  ist  eine  im 
Gesammtinteroüsc  (gebotene  Umgestaltung  des  eiii/'  lwirtlisrliaftlirht;ii  Betriebs  im  privat- 
wirtbttcbaftlichen  System,  spociell  z.  B.  bei  der  i^odenbenutzung.  notbwendig  au  die 
Ymnmetzang  einer  veitnderten  VertheUiing  entweder  des  Eigentbnms  oder  wenigstens 
des  in  aiid'-n-n  Ht-cht>formcn  ermöglichten  Verfügiing:>rochts  Uber  bestimmte  Theito 
des  ^'ationalkupitalä  und  des  Grund  un<i  Bodens  gebunden. 

Die  erforderlichen  Veränderungen  in  der  Vertheilung  der 
Eigenthums-  und  VerfUgungsrechte  in  Bezug  auf  concrete  Parcellen 
des  nationalen  Kapitals  und  Bodens,  weiche  in  Privateigenthnm 
stehen,  können  sich  nun  auf  doppelte  Weise  vollziehen:  ver- 
tragsmftssig  im  freien  Verkehr  oder  mittelst  Zwaogs  gegen 
die  Eigenthttmer.  Das  Erste  ist  nach  der  bisherigen  geschicht- 
lichen Entwicklung  unserer  Volkswirthschaflen  die  Bogel,  das 
Letztere  die  Ausnahme.  Im  freien  Verkehr  der  privaten  Einzel- 
wirthschaften  unter  einander  wie  mit  den  Einzdwirthschafken, 
welche  der  Staat,  die  Gemeinde  und  andere  Zwangsgemeinwirth- 
schaften  darstellen,  wird  durch  eine  Beihe  von  freien  Ver- 
trägen, insbesondere  Tausch,  Kauf,  Miethe,  Pacht,  Darlehen, 
Constituirung  dinglicher  Rechte,  von  jeder  Einzelwirthschail  das 
Eigenthum  oder  die  rechtliche  Verfügung  (Nutzung)  auch  Uber  die- 
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jeni^en  iudividuelleo  Kapitalien  und  Grundstücke  erlangt, 
welche  sie  zu  ihren  Prodnctionszwecken  bedarf. 

So  lange  nmi  durch  diese  vertragsmässige  Regaliraog  der 
VertbeUimg  des  Eigenthoms  an  oder  des  Verfttgnngsiechts  fiber 
privates  Kapital  and  Boden  jene  beiden  Haapt?erSndemngen  im 
Prodnetionsprocess  in  einer  dem  Qesammtinteresse  entspreehenden 
Weise  ermöglicht  werden,  liegt  kein  Orand  vor,  zn  einer  zwanga- 
mftssigen  R^Inng  jener  Vertheilong  zn  schreiten.  Insoweit  ist 
die  geschichtlich  flberkommene  Ausdehnung  des  PriTateigen- 
thums  an  Prodnctionsmitteln  auch  vom  Staate  in  der  gewünsehten 
Richtung  nur  yertragsniftssig  zu  yerändem. 

Aber  diese  vertragsmUssige  Regelung  reiclit  erfahrungsniässig 
nicht  aus.  Es  muss  daher  eventuell  auch  immer  dureh  einen 
Zwangseingriff  des  Staats  die  Vertheilung  des  Eigentliums 
nnd  Verfügungsrechts  über  diejenigen  individuell  bestitnintt-u  Pro- 
ductionsuiittcl  umgestaltet  werden  können,  welche  zur  Durchflihiung 
einer  jener  beiden,  vom  öffentlichen  Interesse  geforderten  Haupt- 
verUnderungeu  im  Productionsprocess  oder  einer  dazu  gehörigen 
einzelnen  Maassrcgel  oder  Einrichtung  gebraucht  werden'),  falls 
dies  Ziel  frei  vertragsmilssig  Uberhaupt  nicht  oder  nur  mit  nicht 
zu  rechtfertigenden  Opfern  der  Gemeinschaft')  erreicht  werden  kann. 

Mit  diesem  Satze  wird  das  yolkswirthschaftliche  nnd,  soweit 
die  Lage  der  OeseUschaft  von  der  Entwicklung  der  Volkswirth- 
schaft  abhftngt,  das  sociale  und  politische,  m.  a.  W  das  social* 
ökonomische  Princip  fttr  die  Nothwendigkeit  und  Rechtfertigung 
der  Zwangsenteignnng  (Expropriation)  und  zugleich  fDr  die  Grenzen 
des  Zwangaenteignungsrechts  anfgestellt. 

B.  Das  Recht  der  Zwangsentcignung  (,, Enteignung") 
ist  das  liccht  des  btaats,  ein  im  Eigenthum  stehendes  indi- 


*)  Man  kann  nirlif  sagen:  uneutbchrlich  sind;  os  genügt,  wenn  sie  nur  zur 
zweckm&ssigoii  Uerbteilung  der  Eiorichtung  (des  Uoterachmcns)  notliwendig  ga- 
braucht werden.  Eine  relative,  keine  unbedingte  Molliweudigkeit  muss  also  vor- 
liegen. Bei  Expropriatfonen  von  Boden  n  EiMDbahneB  kann  man,  sogar  was  die 
Bahn  selbst  betrilii  —  ?on  Bahnhöfen  n.  s.  w.  gar  nicht  zu  reden,  für  welche  das 
Expropriationsrecht  auch  nicht  immer  in  den  neuereu  (iosetzen  in  demselben  Umfang 
wie  für  die  Bahn  gegeben  wird  —  nor  selten  von  nnbediiigter  Motltweiidigkeit  «ioet 
GrandstUckä  sprechen. 

*)  Es  macht  hier  ki-inon  Unterschied,  ob  die  (iemcinschnft  direct,  wie  z.  B.  bei 
ttbermässig  tlicurem  rirundcrwcrb  für  Staatsbabnen,  oder  indirect,  z.  B.  im  gleichen 
Falle  fur  Privat  bahnen  getroffen  wird.  Denn  getroffen  wird  sie  wegen  des 
theiirerLMi  Bau^,  Jor  •ludurch  nöthigon  bdheieii  Tafife  auch  hier,  weil  das  öfiontlicbe 
Intercäbe  einmal  den  Bau  verlangt. 
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viduelles^)  Object  seinem  EigentbUmer  auch  ohne  dessen  Ein- 
willignDg,  also  zwangsweise  zu  entziehen,  um  es  in  einer 
vom  Gesanjmtinteresse  geforderten  Weise  zu  verwenden;  oder  das 
Eigenthumsrecht  des  F^igcnthümers  zu  beschränken,  um  das 
Object  mit  einer  Servitut  zu  belegen;  oder  den  Gebrauch  dea 
Objeots  im  öffentlichen  loteresse  in  Ansprach  zn  nehmen. 

Nfthere  Begründung  dieser  formcIIoD  DefinitioD  siehe  antea  ia  §.  241  ff.,  be- 
sonders bo/ilprlicb  der  Auscinandersetznng  mit  anderen  Auffassungen.  Erst  nachdem 
iu  deu  t).  230  —  23*.>  die  im  Texte  aafgestcilte  Enteij^nangslebre  genauer  dargelegt 
worden  tet,  empfiehlt  ee  ftoh,  auf  die  Fragen  der  Terminologie  und  die  damit  zn- 
samnienhclnffcnden  Fraj^en  vom  Umfang'  um!  Inhalt  des  Enteipriiiti^sjrrundes  einzuirchen. 
—  üier  ist  Torl&afig  nur  zu  bemerifen,  daüs  die  formelle  Definition  der  Enteignung 
necli  der  BegrKbbestifflnraiig  des  Eigenthiias  etwas  Teraehleden  ewfallea  nius  (siehe 
unten  §.  341):  ein  Onind,  wenn  die  Definition  den  Tezti  fon  anderen  Oefinitioneii 
ab  «reicht. 

Dieses  Enteignnngsreclit  ist,  znm  Mindesten  in  Bezog  aaf 
Grondeigenthom  und  eventuell  mit  der  weiteren  Besohrftnkang  auf 
eine  bestimmte  Beihe  Ton  Fällen,  in  niigerwi  Onltnntaaten  allge- 
mein als  bestehend  anerkannt  nnd  doreb  die  neuere  Gesetzgebnng 
geoaoer  geregelt  worden,  lieber  die  innere  rechtspbiloBOphische 
Begrün  dong  gehen  die  Ansiebten  noch  heute  mannigfach  ebenso 
ans  einander,  wie  Uber  seine  Formalimng  und  Begrenzung  und 
seine  Stellung  im  ganzen  System  des  Bechts,  speciell  zum  bttiger^ 
liehen  und  znm  öffentlichen  Becht  Auf  diese  Gontroversen  ist 
hier  jedoch  nur  insoweit  einzugehen,  als  es  die  Geltendmachung 
des  yolkswirthschaftlichen  Standpuncts  in  der  Eigenthums- 
lehre fordert. 

II.  —  §.  229  [370],  Das  E  nt  e  i  gn  u  n  g  s  re  c  h  t  und  die 
Volkswirthsehalt sichre.  Erst  die  Betracbtung  des  Ent- 
eignungsrechts gerade  vom  volkswirtbscbaftlicben  Standpuncte  dient 
zn  einer  tieferen  Begründung  dieses  Hechts  und  ist  deshalb  die 
Aufgabe  der  folgenden  Erörterungen.  Die  übliche  Behandlung  der 
Juristen,  auch  wenn  sie  auf  die  Frage  der  Begründung  (wie  aller- 
dings vielfach  auch  in  der  positiven  reohtswissenscbaftlichen  Litte- 
ratar)  eingeben,  befriedigt  deswegen  so  wenig,  weil  diese  Volks- 
wirtbsehaftliche  Betrachtung  fehlt  oder  zu  allgemein  gehalten  bleibt, 
wie  in  dem  Hinweis  auf  die  Begründung  durch  das  „Öffentliche 
Interesse",  das  „höhere  Staatsmteresse^'  n.  dgl.  m.  Zunächst  seien 
folgende  drei  Puncto  hervorgehoben. 

')  llit'tin  lieu't  der  Unterschied  der  Enteignnng:  von  der  Bostouerunir.  (Siehe 
uuten  g.  244.)  Das  Object  kann  auch  ciu  indiriduelies  Kucht,  die  Verveuduog 
auch  eine  Anniebung,  Beschr&nknng,  Abiodeiang  solchen  Rechts  sein. 
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1.  Die  unbestrittene  Nothwendigkcit  eines  Zwangs- 
enteigniingsrechts  nmss  als  ein  neuer  Beweis  für  die  Unhaltbarkeit 
des  absoluten  Privateigenthumsrechts  und  der  üblichen  rijmisch- 
recbtlichen  Begriffsbestimmung  desselben  anerkannt  werden  f§.  230). 

2.  In  der  Anerkennung  dieser  Nothwendigkeit  liegt  das  Zo- 
geständniss  eines,  wenigstens  bedingten,  Vorrangs  der  Gemein- 
schaftsintereHsen  und  speciell  auch  volkswirihschafilicber  NtttzUch- 
keitsrücksicbtcn  vor  dem  Privateigenthumsprincip  (§.  231). 

3.  Allein  die  Volkswirthscbaftslehre  deckt  den  Rechtfertigangs- 
grnnd  fttr  das  ZwangseDteignuDgsrecht  richtig  auf  und  zagleich 
lehrt  nur  sie,  die  richtigen  principieUen  Grenzen  fUr  dieses  Recht 
dem  PrivateigenthuDi  gegenüber  ziehen,  —  wenigstens  soweit  sich 
solche  Grenzen  ttberhanpt  allgemein  aufstellen  lassen,  —  derjenige 
Pnnct,  nm  dessen  LOsong  sich  die  beiden  Zweige  der  individoA- 
listischen  Beebtswissensehaft,  die  eiyilistiscbe  ¥rie  die  Jorisprodenz 
des  Offentlicben  Recbts,  bisher  Tergebens  bemliht  haben  (§.  232  ff.). 

§.230(371].  —  A.  Absolutes  Privateigen  t  b  u  m  ,  in 
römisch-rechtlicher  Weise  formulirt,  und  Z  wan  gsen  te  i  ^n  u  ng 
sind  unvereinbare  Gegensätze.  Das  Eine  sehliesst  das 
Andre  aus.  Mit  der  Anerkennung  der  Nothwendigkeit  oder  selbst 
nur  der  Uberwiegenden  Zwcckmässij,^keit  —  denn  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle  bamielt  es  sieb,  was  zu  beachten  ist,  nur  um 
diese,  d.  h.  um  eine  relative,  nicht  um  eine  unbedingte  Noth- 
wendigkeit —  der  Zwangsenteignung  muss  folgerichtig  der  absolute 
EigentbunisbegritV  aufgegeben  und  ein  dem  oben  in  §.  12i>  aut- 
gestellten gleicher  oder  ühulieber  angenommen  werden.  Dass 
alles  Privateigentham  eventuell  der  Zwangsenteignnng  ausgesetzt 
ist,  gehört  zu  den  rechtlichen  Vorbehalten  der  rechtbildenden 
und  rechtgewfthrenden  Gemeinschaft  gegenüber  der  „Herrschaft" 
des  Eigenthttmers  ttber  sein  Eigentbamsobject  in  dieser  Gkmeinsehaü 

Die  Girilisten  haben  denn  auch  umsanst  renacbt.  der  Ziran^nfeigoaDf  in 

ihrem  rein  individualistisclicn  Privatrcchissystem  eine  Stelle  zu  pcbcn.*)  Die  ein- 
fiiche  HmUborwebaug  des  (jügunsunds  in  daä  öiieaüiche  Uecbt  genügt  jedocb  aacb 
nicht.').    Vielmehr  iwk  die  Zvaiigsentcignung  ein  neoer  BdefiUl  nr  die  Meth- 


Siehe  §.  281,  Beteler,  Gerbor  u.  A.  m.,  gegen  welche  Stein  a.  A.  hier 
Recht  haben.   Siehe  Stein,  TemJtnngslehre  YIl,  69  und  besonders  Iherin^  In 

der  Vorbemerkung  S.  5.S1. 

*)  So  bei  vielen  Neueren,  besondere  scharf  brtont  von  H.  Eösler.  Verwaltungs- 
recht  I,  1 .  >}.  und  Anzeige  über  GrUnhnt's  Knttiirnungewcht,  TobiDgcr  Zeit- 
schrift 1''74.  XXX,  712.  Vgl.  über  meine  abweichende  Auffassunir  obon  Vorboinerkiinif 
§.  126  und  Ihering  a.  a.  0.,  der  aosdrUcklicb  von  „Expropriation  des  Privat- 
lechtB*'  spricht. 
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wendigküit  einer  socialen  Auffassung  auch  des  Phratrechts  und  spccieil  einer 
flocialrechclichen  OestAltang  des  PriTatoigeiilhiiiDS.  Die  ErBrtemngon  im 
3.  Kapitt'I  des  2.  Bucha  (§.  126  ff.)  finden  in  dm  Listitiit  dar  Zwangsenteignnng  eine 

Bestätigung. 

g.  231  [372].  —  B.  Bei  der  Zwangsenteigoiiiig  wird  vom 
Reehte  dem  Willen  des  Staats,  welcher  hier  den  Willen  nnd  das 
Interesse  dar  htfehsten  Gemeinschaft  yertritt,  unbedingt  der  Vorrang 
▼or  dem  Willen  des  das  Individaalinteresse  Tertretenden  Privat- 
eigenthtlmers  eingeritnmt.  Darin  liegt  das  wichtige  Princip  ent* 
halten,  dass  die  Unrerletztheit  des  Privateigenthnms 
kein  unbedingter  Grundsatz  der  Reohtsordnung  ist 
Der  Staat  fungirt  hier  in  seiner  wahren  SphAre,  indem  er  auch  im 
Gebiete  des  Privateigenthuras  die  Interessen  der  Individuen  „unter 
die  Zwecke  raenschliclier  Geiueinschafteu  beugt^',  um  Existenz- 
bedingungen der  Gattung  oder  Entwicklungsbedinguugen  der 
ganzen  Volkswirthsrhat't  (das  privatwirthschattliclie  System  ein- 
geschlossen) oder  sittliche  Zwecke  der  Gesanimtheit  zu  erfüllen 
(Grundlegung  I,  §.  346),  denen  das  Privateigenthum  an  einem 
individuell  bestimmten  Ubjecte  im  concreteu  Falle  hiaderlich  im 
Wege  steht. 

Die  Auffassung  der  ölonoiniscluju  und  socialen  Stellung'  und  Function  dor 
Zwan^gemeinwirthscbaften  uud  da»  früher  »cbou  liervorgcüubcDä  Fflichtmomeot, 
welehM  «ich  danu»  tta  den  JUnmtiMii«  hl«r  spedeU  iBr  don  FlifsteigendiOiiier,  er- 
giebt  (I,  §.  845  C),  erlangen  doich  des  Eateigniingsrecht  ebenfidb  dne  neue  Be- 
■tltigaog. 

§.  232  [373J.  —  G.  Am  Wichtigsten  ist  aber  der  dritte  Pnnct 
Der  indiyldualistisehen  Jorispradenz  ist  weder  eine  genflgende  B  e^ 
grttndnng,  noch  eine  ausreiehende  Begrensnng  jenes  Rechts 
gelungen. 

1.  Die  rein  priyatreehtliche  Auffassung  mnss  in  dem- 
selben eine  mit  allen  ihren  Anscbaaaogen  über  PriTateigenthnm 

und  dessen  Unverletzlichkeit  unvereinbaren  Widerspruch  sehen, 
erkennt  es  daher  nur  als  ein  „aiioiDaiisches  Recht"  (jus  singulare) 
an  und  verkennt  hiermit  Natur  und  Bedeutung  dieses  Rechte. 
Denn  dieses  braucht  zwar  nur  ausnfihmsweise  und  subsidiär,  wenn 
der  erstrebte  Zweck  vertragsmUssig  nieht  erreicht  wird,  in  An- 
wendung zu  koiiinien,  aber  es  enthält  selbst  ein  allgemeines 
KechtspriDcip  ftir  die  gesammte  PrivateigeDtbuiusordoung.  Dieses 

So  Beseler,  Priratrecht  'J4.  Vgl  Gerber,  Privatrecht  ^.90.  Dagegen 
IheriDg  a.  a.  0.  Aber  aacb  oeaere  Jaristen  fallen,  trotzdem  rie  vohl  priiicipieU 
eine  andere  Auffassung  vertreten,  leicht  in  diese  rein  prlrntreohdiohe  mrHok,  sähet 
Öiaahatn.a.0.  ia  ihm  entschlupfenden  Worten. 
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Princip  folgt  mit  Nothwendigkeit  aus  der  Natur  der  Staats. 
^Gesellschaft,  innerhalb  deren  das  Privateigenthum  überhaupt 
nur  diejenigen  Kechtc  giebt  und  denjenigen  Verpflichtungen  unter- 
worfen ist,  welche  auH  der  stets  mit  maassgcbendeii  Rücksicht  anf 
die  Gemeinschaft  folgen. 

2.  Die  jetzt  voran  stehende  öffentlich-rechtliche  Auf- 
fnssnng  der  Zwangsenteignang  leidet  an  dem  entgegengesetzten 
Fehler,  dass  sie  dieses  Recht  allein  mit  dem  Hinweis  auf  das 
^^öffentliche  Interesse^'  (oder,  wie  man  es  sonst,  den  gleichen 
Sinn  im  Auge,  ansdrttcken  oder  nmsebreiben  mag)  begrflndet. 

Vgl.  Georf  If eyer.  Rächt  der  ETpropriaHon  §.  S  (stMtiroebtliches  Priocip  dar 

Expropriation)  mit  der  gatcii  Ausfülinin^  gc^en  diü  Bcrafnog  aaf  das  ?age  .,Offeat> 
lirlic  Iiitoresse".  Wenn  er  aber  diesen  Ausdruck  durch  den  „Slaatszw^eck"  ersetzen 
will  (S.  178  fr.),  so  \&sst  sich  doch  darin  nar  eine  Umschrcibang  des  „Olfcntlichen 
Interesses"  sehen.  Siebe  Mdi  H.  Rfttlert  §.  196.  besonders  Anmerkung  2.  Jetzt 
namentlich  die  Aosführunfren  von  Neuman?i  a.  a  ()..  denen  ich  freilich  nicht  in 
jeder  Einzelheit  beistimme,  aber  die  doch  im  Uanzen  das  Beste  sind,  was  Uber  diesoA 
Pnnct  ffesagt  ist.  Za  einer  formellen  ond  Dateriellen  Ablademof  meiner  Behandlaof 
<2.  Aofla)?e,  §.  373  S.).  auch  des  Puncts  in  ^.  .{7.5.  den  Nennuin  (.,8teneRI^  8.  2S3) 
rOgt,  habe  ich  mich  aber  doch  nicht  eutschhes^en  ki^nnen. 

Diese  Begründung  ist  nicht  iinricbtig,  denn  im  „öffentlichen 

Interesse'*  oder  im  Vorrang  des  Oemeinschafts-  vor  dem  PriFat- 

interesse  liegt  in  der  That  der  letzte  Gmnd  der  Enteignung.  Aber 

das  „Öffentliche  Interesse"  sohlechthm,  ohne  weitere  EmschrttnlLQng» 

ist  ein  zn  vages  Princip  und  zu  nnbestimmtes  Eriterion,  als  daas 

man  sich  darauf  allein  aneh  nnr  flHr  die  Begründong,  geschweige 

far  die  Begrenzung  dieses  Rechts  berufen  konnte.    Der  blosse 

Hinweis  auf  das  ,,Offentliehe  Interesse"  erklirt  nicht,  warum  hier 

das  Privateigenthum  weichen  soll,  das  sonst  vor  Allem  gerade 

auch  anf  das  öffentliche  Interesse  gestützt  wird.    Es  wOrde  dabei 

femer  das  Privateigenthnni  zu  sehr  der  Willkühr  der  Gesetz^ebang 

preisf^egeben  und  keine  hestiniinte  Grenze  für  die  Au  wen  du  ng 

des  Zwanfcsenteignungsrechts  ^;ezo<;en  werden. 

Dies  hat  die  neuere  Gesetzgebung  ond  Theorie  selbst  erkannt,  indem  sie  mehr- 
fach caanistiflch  vorpng  und  eine  bestimiDte  Reihe  ron  Einzelfillen«  ttflers 

überhaupt  mit  Beschränkung  auf  das  Gru  nd  eige  n  t  h  um  (§.  245)  aofttellto,  in 
welchen  die  Expropriation  allein  zuliissip  sein  sollte.  (Hauptbeispiel:  das  baiorischf 
Expropriationsgesetz  vom  17.  Nopember  IbäT,  Artikel  I.  Aelinlich  einige  thüringische 
(iesetze  [Schvarzburg-Sondershausen,  Meiningen,  Coburg,  (lothaj.  Siehe  die  cinzclaea 
Falle  bei  Heseler,  Privatrecht,  §  02,  Aiiini'rkung  10;  (i.  Meyer,  Kxpropriatioo 
a.  a.  O.  S.  24»  lt.,  (irunhut,  Artikel  Kniuignung.)  Die  bisherigen  Versuche  dieser 
Art  sind  «her  terfehlt,  weil  die  Auswahl  der  Fitle  willkohrlich  und  etwa  nur  den 
»ugenblicklich''n  Auffassungen  angepnsst  ist.  Das  ist  aurh  auf  diesem  Wege  der 
Casnistiii  schverlich  zu  vcrineideo.  Die  Anwendung  des  licchts  wird  dadurch  bald  zo 
•ehr  erweitert,  bald  zn  sehr  rerengrert  Vgl.  t.  B.  die  Expropriadoniftlle  «nter  der 
Bobrik  ,, Anlegung  ölfentlichcr  (febau*!«'  und  PlRtze"  (Meyer,  Expropriation.  S.  249, 
Anmerkung  8)»  wo  man  mituotor  zweifelhaft  sein  kann,  ob  die  ZolMsanf  der  Eat- 
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•ei^nng  nicht  schon  zu  weit  Rcht.  In  finisron  Fällen  werden  die  Mcinunicren  anch 
getbeilt  bleiben ,  aber  doch  die  Zulassung  der  Lutci^nun^^  mit  fr^üz  guten  ürUndeo 
VDtetsttttit  wenMi  kOuiM.  So  in  der  Stteitfimge,  ob  Enteignuntren  zu  blosse» 
rschönorongszweclcen  zu  gestatten  seien,  was  dio  Gesetze  mehrfacli  versagen  (so 
im  AUgemelnen  bei  uns,  nicht  in  Italien,  siehe  Neu  mann,  Steuer.  S.  221  U.).  Denkt 
naa  on  die  allgemoin  frQnsdjte  istheHsche  EinwirkoDi^  eaf  die  BevOlkornng,  deren 
Kintiiinn,  Geschmack,  als  atif  etwas  Veredelndes,  die  Productivifät  Erhöhctidi^^ ,  El^ 
fiteoOBdes  —  grosse  schöne  ö  Ii  entliche  Bauten  die  beste  und  popal&rste  „Kunstschule''! — ^ 
so  wild  msn  derartige  EnteignungsftHe  weU  reehtfertigeo  KOniien.  —  Andere  Stmit- 
frago  in  netrolT  der  ganzen  „Zoneni-ntcignung"  bei  Stadicrweiteningcn .  wo  ;;c- 
rechtfertigte  Gemeinschaftsinteresscn  und  Bestrebungen,  GrundstUckspcculatiouen  mit 
ihren  oacbtheiligen  Wirkungen  zu  rorhindem,  mitsprechen.  Siehe  den  gentanten 
▲nÜMii  foa  Adiokes  im  Bmsn'schaD  Avohtr,  Band  VL 

in.  —  §.  233  [374].  E«  gflt  daher,  ein  Princip  f«r  die 
Begründung  und  Begrenzung  der  Zwangsenteignung 
aufzusuchen,  das  nicht  so  vage  und  daher  so  dehnbar  ist,  wie 
dasjenige  des  „öffentlichen  Interesses"  allein,  und  nicht  dem 
Einwand  der  Willktihr,  wie  die  Aufzählung  einzelner  Expropriations- 
0lle,  ausgesetzt  ist.  Ein  solches  Princip  muss  nothwendig  aus 
der  Beziehung  der  Privateigentliumsordnung  uud  der  Vertheilung 
der  Eigenthumsobjecte  zur  Volkswirthschatt  und  Gesellschaft  and 
zu  deren  beider  geschichtlicher  Entwicklung  abgeleitet  werden. 

A.  Ein  bedeutender  Versuch  in  dieser  Richtung  ist  von  L.  Stein 
in  seiner  Entwilhrungsleh  re  und  seinem  System  der  Ent- 
Währung  gemacht  worden.^)  Dieser  Versuch  ist  in  seinem  Aus- 
gangspuncte  und  insoweit  auch  in  seiner  Durchführung  grund- 
sätzlich durchaus  richtig,  als  nemlich  eine  Keihe  von  Staatseingriflfen 
in  die  Eigenthnmsordonng  auf  ein  oberstes  Princip  zurückgeführt 
und  nnter. einem  allgemeinen  Begriff,  dem  der  „Entwährnng*', 
znsammengefasst  wird.  Gleichwohl  leidet  Stein 's  Entwfthrungs- 
lehre  an  einem  wesenüiehen  Mangel,  welcher  freilich  mit  der 
■GrnndaBffassnng  dieses  Schriftstellers  eng  zosammenhllDgt,  —  an 
der  willktthrlichen  Einswangong  der  EntwXhmng  in  die  von 
Stein  constmirte  geschichtliche  Entwioklnngssohablone  der  Ge- 
schlechter-, ständischen  nnd  staatsbOrgerlichen  Ordnung.  *)  Dadurch 
wird  das  Gebiet  der  Entwähmng,  als  deren  blosse  Unterart  in  der 
ataatsbtirgerlichen  Gesetlsehaft  Stein  die  Enteignung  betrachtet, 

Stein.  Vcrwaltungslehre  VII.  07—92.  2\)H  (F.  Derselbe.  Handbuch,  1.  Aof- 
laere,  S.  M4 — J50.  S.  Auflage,  II,  y.U  IL  V<rl.  nlnT  <iio  Ui^h-rcinstimninne  und  Ab- 
weichung der  Lehre  im  Text-'  von  Stein  auch  unten  §.241  U".  Vgl.  auch  in  (irund- 
kgODf  I.  §.  328  Uber  die  dort  MgwiMiiitefi  EntoigiDBgibadQrfiilsm,  als  lUaptait 
der  rtnmlirhcn  (ifmcinbcdürfnisse. 

*)  Siehe  besondere  Stein,  VII.  72  fl".,  74  If..  &1,  294.   Er  stellt  fünf  üebicte 
•der  Eatwibniif  auf:  drei  dafon  am  der  OeeoUechtenffdaaiig,  Ornndentlastang, 
Gcmcinheitsthcilnn^.  Ablösung,  drei  am  der  staalsbQrferlichen  Ordnong, 
Enteignung  und  Staatsnotbrecbt. 
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willkllhrlich  verengt  und  ein  weiterer  Fortschritt  über  die  sogenannte 
staatsbürgerliche  Periode  hinaus  nirlit  einmal  als  Möglichkeit 
ttatnirt.  ^)  Aach  erscheint  es  nicht  richtige,  mindestens  nicht  DOth- 
wendig^  die  Frage  der  Entschädigung  so  in  den  Vordergrund 
zn  schieben,  wie  es  in  der  Stein 'sehen  Entwährnngslehre  geschieht 
(§.  241  ff.).  Statt  die  Zwangsenteignang  als  einen  Specialfall  der 
Entwfthmng anzasehen,  wird  riehtiger  umgekehrt dieEnteignang 
als  allgemeines  Beehtsprineip  hingestellt  Diejenigen Special- 
fftlle,  hei  welehen  Entsohftdignng  gegeben  wird,  allerdinga  die 
Hanptftlle,  kommen  dann  unter  den  Begriff  „Entwfthrnng*^  als 
die  eine  Hanptkategorie  der  Enteignung  neben  der  sweiten,  welche 
die  Fälle  nmfasst,  wo  keine  Entschädigung  stattfindet 

Es  muss  daher  doch  noch  ein  anderer  Versach  cur  Stiltxung 
der  Enteignung  gemacht  werden. 

§.  234  [375].  —  B.  Das  Prinrip  für  die  Begründung  und  die 
Begrenzung  der  Entcignunji:  liegt  nicht  Hclilechtwep:  iui  ,,<iffeut- 
lichcn  Interesse",  sondern  nur  in  demjenigen  öffentlicheu 
Interesse^  welches  gebieterisch  eine  der  beiden  genannten  Haupt- 
Veränderungen  im  volkswirtbschaftlicben  Producttonsprocesse  fordert, 
welche  oben  (§.  228)  gekennzeichnet  wurden:  eine  wesentliche 
Umgestaltung  einmal  der  Organisation  der  Volkswirthsohaft,  sodann 
auch  des  einseiwirthschaitUchen  Productionsbetriebs,  spedell  der 
Bodenbenutznng,  weil  und  soweit  diese  Verändemogen  als  wesent- 
liche Bedingungen  —  man  kann  auch  hier  nicht  sagen:  eine 
conditio  sine  qua  non,  weil  dies  kaum  je  zu  erweisen  ist  —  fDr 
die  Fortentwieklung  des  Volkslebens  anerkannt  werden. 

Hier  bleibt  freilich  selbst  in  der  Theorie  immer  noch  ein 
Spielraum  fttr  die  subjective  Ansicht  des  Oesetzgebers»  in  Bezug 
auf  die  Beurtheilung  sowohl  des  Ziels  dieser  Fortentwieklung,  als 
auch  der  nothwendigen  Mitwirkung  jener  Veränderungen  im  Pro- 
ductionsprocess  zum  Bebufe  der  Erreichung  dieses  Ziels.  Einen 
solchen  Spielraum  zu  gewähren,  ist  jedoch  unvermeidlich.  Ihn 
unbedenklich  zumachen,  ist  die  Autgube  des  formellen  Theils 
des  Enteignnngsrechts  (s.  u.  §.  247).    Dieser  Spielraum  ist  aber 

Vgl.  z.  B.  Steiu,  VII,  294,  wo  es  heiast:  „Die  Wirthschafteltlirs  väflL 
da&H  die  erste  Bedingant?  der  vollständigen  wirUischaftiicbcn  Entwicklung  jedes 
Einzelnen  in  der  rollen  Freiheit  des  Erwerbs  liegt.  Jeder  Zustand,  der  dic^ 
voll«  Freiheit  des  individuellen  Erwerbs  beschränkt,  ist  dalier  ein  Widerspruch  luit 
dem  Grundprincip  der  staatsbürgerlichen  tiescllschaft."  Hiernach  wäre  cxtreiae 
Manchesterpolitik  das  (irundprincip  der  moderoen  GoMlJscbafll  —  GlucUiober  Weia» 
nur  eine  potitio  principii. 
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principiell  uud  praetisch  viel  euger,  als  bei  der  üblichen  Hegrtln- 
<iuog  und  Enteignung  kurzweg  mit  dem  „öffentlichen  Interesse". 

Jede  volkswirthschattliche  und  gesellschaftliche  Eutwicklungs- 
stafe  eines  Volks  bat  als  Product  der  bisherigen  Geschichte  eine 
bestimmte  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  eine  bestimmte 
Gestaltung  der  Technik,  des  einzelwirthschafUichen  Betriebs  und 
der  Bodenben utznng  aof  der  Ornndlage  einer  bestimmten  Ver- 
theilung  des  Eigenthums  am  Boden  und  Kapital  an  bestimmte 
rechtliche  Verfliger  (Gemein-  und  Privateigenthttmer,  Besitser). 

Erweist  sich  eine  Verilndemng  dieser  Organisation  und  dieser 
Oestaltang  der  Technik  nnd  des  Betriebs  im  Volksbewnsstsein  bei 
unbefangener  Prflfnng  als  eine  wesentliohe  Bedingung  der  Fort- 
entwicklung des  Volkslebens;  kann  jene  Veränderung  aber  nur 
durch  eine  yeränderte  Vertheilang  des  Eigenthums-  und  Verfligungs- 
rechts  an  individnellen  (nicht  fungiblen)  Productionsmitteln 
erreicht  werden  und  ist  diese  letztere  nicht  vertragsmässig  zu 
erlangen:  dann,  aber  auch  nur  dann,  muss  das  Privateigenthum 
dem  so  constattrten  Offentliehen  Interesse  weichen  nnd  darf  die 
Enteignung  Platz  greifen.  Ob  diese  Voraussetzungen  im  concreten 
Falle  vorliegen ,  darüber  muss  eine  möglichst  objcctive  PrUl'uiig 
stattfinden.  Für  letztere  die  richtigen  Garauticen  zu  schaffen,  sei 
es  durch  die  Uebertraguug  der  Entscheidung  in  jedem  einzelnen 
Falle  an  die  Gesetzgebung  oder  an  eine  (namentlich  hiihere)  Ver- 
waltungsinstanz, ist  die  Aufgabe  des  formellen  Enteignungsrechts. 

Wesentlich  beistimineii'l  und  .'ilinlich  Neiimann  iSteuer.  S.  232).  wie  er  auch 
herrorbebu  unter  Bezugnabmü  auf  den  erbteo  AbsaU  des  §.  233  (ia  2.  Aofiago  §.  374). 
Er  sagt:  „ob  des  bloaseii  Nvtzeos  balber  oder  toeh  zor  Enldong  ron  AnDeniBl{eh-> 
koiten,  ob  nur  zar  Erreichunir  maicriflli-r  Vortheile  oder  aucb  mit  Rücksicht  auf  zu 
eizioUuide  Yerächönerungou  uud  KuuhtguuUsts«  Q.  s.  w.  expropriirt  werden  darf,  das 
aUes  sind,  so  allgemein  gestellt,  massige  im  Grunde  gw  nicht  za  beantirortende  Fragen. 
Worauf  es  allein  ankommt,  das  ist  .  .  .  ob  nach  den  einschlagenden  Yorb&Itnissea 
der  Zweck,  dem  die  bezügliche  Unternehmung  dienen  soll,  au  sich  von  so  henror- 
ragondcr  Bedeutung  ist,  dass  es  augozeigt  erscheint,  um  seinetwilieu  den  Eigeuinter» 
awen  Anderer  Opfer  aufzulogoii.**  Diese  Eigenintcrcssen  seien  der  Expropriation 
gegenüber  ähnlich  zu  erwägen,  wie  gegenüber  der  Steuer.  —  Die  obiuren  Worte  im 
Text  (2.  Auflage,  S.  7UU):  «lauu,  aber  auch  nur  dann  .  .  .  darf"  versieht  Neumanu 
dagegen  mit  einem  Fragezeichen  und  nennt  das  „an  sich  nicht  Unrichtigee  aber- 
treiben**.  Ich  glaubte  doch,  sie  stehen  lassen  sa  sollen. 

Diese  fiegrUndung  und  Begrenzong  des  EDteigoungsrechts  ist 
eine  Conseqaenz  jener  Aaffassong,  welche  in  der  PriTateigenthums- 
institntion  in  erster  Linie  eine  Tom  Gemeinschaftsinteresse 
geforderte  Einrichtung  sieht  nnd  dieselbe  nur  soweit  billigt 
Die  Notbwendigkcit ,  ein  allgemeines  Beohtsprincip  der  Zwangs- 
enteigDUDg  im  öffentlichen  Interesse  za  statuiren,   liefert  den 
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Beweis  für  die  Richtigkeit  jener  Auffassung,  tnithin  der  früheren 
Begründung  des  Privateigenthums  auf  die  sogenannte  Legaltheorie 
(§.  120  ff.)  und  der  in  diesem  Werke  vertretenen  socialökonomischen 
(„gesellschaftlichen",  Ibering)  Privateigeuthumstheorie,  welche  ihrer- 
seits eine  Consequenz  des  Princips  socialer  Coezistenz  der  IndividiieD|. 
daher  auch  der  Privateigenthttmer  ist 

IV.  —  §.  235  [376].  Das  Enteignungswesen  in  Ab- 
hängigkeit von  den  socialökonomischen  Entwicklungs- 
stufen. In  den  verschiedenen  geschichtlichen  Phasen  der 
Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  trifflt  die  Zwaugsenteignung  ver- 
schiedene Eigeuthumsobjecte,  je  nach  der  Verschiedenheit  des 
Ziels  der  ökonomischen  und  sociiileu  Kntwickelung  und  je  nach 
der  factischen  Ausdehnung  des  Privateigenthums  an  Productions- 
mitteln,  an  Unfreien,  nn  Kapital,  besonders  an  Grund  und 
Boden.  Jedes  Zeitalter  bedarf  daher  ein  anderes  Eut- 
eignungsrecht  und  in  jedem  Zeitalter  haben  verschiedene 
Enteignongsfalle  die  bauptsUchlichste  praktische  Bedeutung.  Dies 
darf  aber  nicht  täuschen  Uber  das  allgemeine  gleiche  I'rincip  der 
Begründung  und  Begrenzung  allen  Enteignungsrechts  und  über  die 
Sabsumption  aller  £inzelfälle  unter  den  allgemeinen  Begriff. 

A.  In  dem  unserer  jetzigen  Epoche  zanftchst  voran- 
gegangenen  Zeitalter  der  Wirtbschafts-  und  GeseUsobaftsgeecbiebte 
und  der  teohDiscben  Entwicklung  war  in  den  Volkswirtbschaiten 
der  europäischen  Culturstaaten  das  Entwicklungsziel:  die  Her- 
stellung YoUer  persönlicher  Freiheit,  auch  im  Okonomiseben  Ge- 
sammtinteresse; die  Befreiung  der  Arbeit  von  ihren  Fessebi  doreh 
die  priTatreehtliche  Herrschaft  eines  Hemi  (Grundberrsohaft)  oder 
durch  die  gescbicbtitcb  ttberkommenen  Rechtsordnungen  (Dorfinark- 
Verfassung,  Zunftwesen,  Realgerechtigkeiten,  Bannrechte,  Handels- 
monopole und  Privilegien,  fc^in-  und  Ausfuhrverbote,  übermässig 
hohe  Eiu-  und  Ausfuhrzölle  etc.);  damit  verbunden,  Voraussetzung 
und  Folge,  war  das  Ziel  weiter:  die  v<»lle  Entwicklung  des 
Privateigenthums,  die  Befreiung  desselben,  namentlich  des 
Gruudeigenfhums,  von  älteren  Pflichten,  Lasten  und  Verfügungs- 
beschriinkun^^en  (Reallasten  etc.).  Alles  wesentlich  mit  zn  dem 
tindzweck,  das  j)  ri  va  t  w  i  r  t  Ii  s  c  h  a  f  1 1  ic  h  e  System  sich  voll- 
ständiger und  freier  ausbilden  zu  lassen.^)   Daher  zur 

>)  Tfl.  Stein  a.  a.  0.,  besonden  ober  OmndeDtlaatiiiigMi  VII,  93  ff.,  AblBsoBgen 
284  ff..  rieuK  iiihoibrlu ilangen  269  ff.  Oebrigens  ancb  hier  mebiÜMili  noch  m  enge 

Abgreiautig  des  üebiots. 
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Erreichung  dieses  Ziels  nun  auch  mehrfach  zwangsweise  Eingriffe 
in  (las  Privateigenthuni  der  Berechtigten  (an  Sachen,  wie  an 
liechten),  mitbin  ein  Enteignnnf^srecht ,  durch  welches  in  dem 
practisch  besonders  wichtigen  Falle  der  agrarischen  Verhältnisse 
dann  auch  ein  intensiverer  Bodenbau  ermöglicbt|  weil  in  das 
Interesse  des  von  Lasten  (vollends  in  Rohertragsqaotenform  wie 
beim  Zehnten!)  befreiten  GrundeigeDthttmen  gestellt  wurde. 

1.  Die  Uauptfälle  der  EnteignaDf  in  dieser  ehP»  von  der  zweiten  H&lfte  de» 

roripen  Jahrhuni'Tti  bejiirinfndfii  un«i  (re!r«'fiwärtig  grösstentheils  schon  hinter  uns 
liegenden  £ntwickiuugpenodü  ünd;  Aulhebaug  eu  von  Kecliten  zu  Uunsten 
Yerpfliebtoter,  bedeheBdidi  i«  Gvnsten  freien  Verkehrs  und  aller  darsn 
luteressirtcn  (siehe  outen  §.  211):  die  gresetzlich en  Leibeigonen-Eman- 
cipationen,  Aufhebung  der  Erbumertbänigkeiten  und  ähnlicher  persOnlicber  Ab> 
hängigkeltsrerhillniasa  and  IMenstpiichten  (mhnden);  anter  Elabttdehnng  der  unter 
europäischem  Eiofluss  stehenden  Länder  in  anderen  Erdtheilen:  such  die  gesetS- 
licheu  Aufhebungen  der  Sclavcrei  (§.  42):  die  (irundentiastungen  otid 
Ablösungen  aller  Art  im  üebiete  der  Landwirthscliaft,  der  Gowcrbo,  de»  Handels, 
der  Communicationcn. 

Näheres  in  den  itiakiisehen  Tlieileu  dieses  \^"oIk•^,  lirsonders  in  llauptabtheilung  Ii 
(Agrar-  und  üewerbepolitik).  Vgl.  Kau,  Voikawixthschaitspolitik  1,  40  Ü'.,  2, 
%.  204s;  Boseher,  II,  §.  117  ff.;  Buchenberger  I.  Kapitel  1.  Anöh  die  Fllle 
der  Ablösung  von  Privatzollrechten  und  von  See-  und  Fluijs^öIlen  einzelner  Staaten 
(Sund-,  Stadcr-,  Schcldezölie .  ffiecilenbar^iscbur  Aotheü  au  den  EibzOllen  a.  b.  w.) 
geboren  hierher. 

2.  W'./u  traten  nur  erst  mehr  noch  vereinzelte  Falle  derjeuiirin  Enreitrnnnir. 
welche  mitunter  diesen  Mamen  iu  einem  engereu  Sinne  führt:  der  Enteignung  mit 
der  Bechtswirkung  der  Abtretung  oder  Gebert  ragung  eines  Bcchts  (regelmässig 
des  Eigenthumsrechts)  von  dem  Berechtigten  au  einen  Dritten  (aiehe  anten  242). 
Hierher  gehören  thatsächlir Ii  besoiid«rs  Ent>iirnnn'/en  bestimmt''r  einzelner 
Grundstucke,  um  einen  der  Annahino  nach  vom  Ucaau^m^lntere^■^«J  f^eforderteu 
Wechsel  in  der  ökonomisch -tecbniacben  Benutzungaart  des  licden-.  und  eine 
höhere  Erl ragsfibigkeit  ländlicher  Griind:>tücke  zu  erzielen,  z.  Ii.  Expropriation 
for  mililairische  Zwecke,  Befc^ligungeu ,  Wegebau,  Bergbau,  für  die  Hcrötullung  rou 
anondiiten  Feldmarken  —  Zossnunenlegung  der  GrondiMcke  — ,  von  £nt"  nnd  Be- 
wässerungsanlagen, fta  die  Schitibarmacbnng  ven  StrOmon,  z.  B.  Beseitigung  von  Mühl- 
wehren  und  AlUblwedieu  u.  s.  w. 

S.  Eine  besondere  Stellung  nehmen  ein  nnd  nach  Uteren  Ursprungs  (bei  uns 
namentlich  seit  der  Reformation  des  16.  Jahrhunderts)  sind  die  S&cularisationen 
des  geistlichen  Guts,  insbesondere  wieder  des  Gr u  ndeigentams,  wo  aber  aach 
nach  einem  Gefühl  des  Widerspruchs  dieses  Eigenthums  mit  den  Bedürfnissen  der 
geselbchaftlichen  Entwicklong  vorgegangen  wird  (so  namentlich  and  deutlich  bei  den 
S&cularisalionen  des  geisflirhen  (Juts  in  kathf  lisch  gebliebenen  Lindern).  Einzelne 
grossere  und  mitunter  allgemeinere  Con fiscatioucu  des  Vermögens,  besonders 
wieder  des  6randeigenthoni8,  g4^n  besiegte  Feinde,  sbtrtümige  Grosse.  Auswanderer, 
„Ketzer"  und  Fremdgläubige.  ganze  Stande,  wie  in  bewegten  Zeiten,  gehen  durrh  dio 
Geschichte  aller  Volker.  Auch  wo  sie,  was  ja  z.  B.  iu  Botreff  Eiuzelcoutiscatiouen  als 
Strafe  nicht  nothwendig  der  Fall  ist  noch  irar,  einen  Brach  des  formellen  Prirat- 
eigenthnmsrechis  darstellen,  erfolgen  sie  aber  doch  aus  alkemeinen  Ktirlsi  lif n  auf 
das,  was  für  das  „Olientliche  Wohl"  (wenn  auch  das  damit  identihcirte  lutercssa 
der  jeweilig  herrschenden  Macht,  des  Forsten,  in  demokratischen  Revointionsseitea 
des  „souveränen  Volks")  einmal,  iu  solclun  Momenten  wenigstens,  gilt.  Säculari- 
sationen  fallen  wohl  ganz  unter  den  Enteignungsbegriti :  man  will  dadurch  eben 
abändernd  in  die  Eigenthunisvertheilung  und  in  die  davon  abhängige  volkswirth- 
SChafUicbe  ()rgatii>aiion  eingreifen.  Aileemeinere  Contiscationcn,  z.B.  des  Bodens 
unterworfener  Völker  oder  Theilunij  des  Bodens  zwisrhcn  den  Unterworfenen  und  den 
erobernden  siegreichen  Herren,  wie  im  römischen  Weltreich  und  dann  wieder  dureb 


544  S<B.  AasdohuaogdosPrirateigtfttthams.  S.K.  Eatolgnoag.  I.A.  Begfttndoog.  §.236. 

die  Germanen  auf  dem  eroberten  Gebiet  des  Ersteren,  könnte  man  wolil  aurh  noch 
noter  den  EnteignuD^begriü  mitbriAgen.  Nur  Special couti!>catiüucn,  zur  Strafe 
a.  s.  fallen  nicht  aaninter,  veon  dabei  auch  f erwandto  Gesidttapuncte  ferade  aaeli 
TolkaviräuGliafUiehw,  socialer  Alt,  fttr  die  fieffrOndiuiK  nitiplfllan  kflnnen. 

§.  236  [377].  —  B.  Das  Enteignungsweseii  der  Gegenwart 
ontenebeidet  sich  schon  jetst  Ton  demjenigen  der  leteten  Periode  | 
faotisch  und  principiell  erheblieh.    Die  Enteignaogen ,  welche  ge- 
wisse Rechte  als  solche  aufhobcQ  und  in  dieser  Periode  die 
Haupttälle  darstellten,  sind  jetzt  meistens  erledigt  und  werden  sieh 
in  dieser  Weise  kaum  wiederholen.    Die  bisher  vereinzelten 
Fälle  der  Abtretung  von  Eigeuthum  an  Dritte  treten  dagegen, 
besonders  in  Verbindung  mit  di-ni  modernen  Communications-  | 
Wesen,  inmier  zahlreicher  und  l)eilcutsanier  hervor,  Demgemilss 
ist  auch  das  neueste  Enteignungsrecht  vornemlich  für  diese  Fülle 
bestimmt.    Die  möglichste  KUcksicht  aut  die  Schonung  des  einmal 
bestehenden  Privateigenthams  tritt  zwar  noch  sehr  deutlich  hervor,  | 
so  in  der  thatsäcblich  immer  noch  Terbältnissmässig  beschränkten  , 
Anwendung  des  Enteignungsrecbts,  ancb  bei  aosgedehnterer  gcsets-  '  i 
lieh  zugelassener  Möglichkeit  der  Anwendung,  in  der  Beibehaltung 
grösserer  Formalitäten  bei  der  Anwendung  des  Hechts  in  jedem 
einzelnen  Falle,  in  den  Bestimmungen  Aber  Gtowtthmng  und 
Sicherstellnng  der  Entschädigung.    Aber  im  neueren  Entetgnungs- 
recbt  wird  das  „öffentliche  Interesse"  offen  als  allgemeines  leitendes 
Hauptprincip  anerkannt,  dem  das  Priyateigenthum  weichen  muss. 
Denn  indem  die  Gtesetzgebung  die  Enteignung  (meist  nur  des 
Grundei^tbnms)  nur  ans  Orflnden  des  öffentlichen  Wohls  sulässt, 
stellt  sie  mit  dieser  Besehr&nknngf  doch  schon  dieses  ansser- 
ordentlich  vage  nnd  dehnbare  Princip  als  das  eigentlich  ent- 
scheidende Motiv  für  die  Entziehung  oder  Beschränkung  des  Privat- 
eigenthums hin.  Die  Tendenz  einer  thatsächlich  weiteren  Ausdehnung 
der  Auwendung  des  Enteiguuugsrechts  in  der  Verwaltuogspraxis 
gebt  damit  Ilaud  in  Hand. 

Das  preubsiscbe  Gesetz  Uber  die  Eutei^nung  von  Grundeigentbuiu  vom 
11.  Jvni  1874  sagt  z.  B.  in  §.  1:  „Das  Grandeigeutlium  kann  nar  aus  Grtindoa 
des  öffentlichen  Wohls  für  ein  Onteruehuien ,  dessen  AusfUhrang  die  Ausübung 
.  des  Eritcisrnnnsrsrcchts  erfordert,  ge^ron  vollstinuli^'^f  Etitscliädigung  cnt/ogon  oil^r  )»e- 
scbränki  werden".  In  dicker  \Vortfa^5ung  liegt  allenlin^  noch  eine  liiodeutuug 
danuif,  dass  das  Enteigonngsrccht  nach  der  alteren  privatrocbtUchon  Auffassung  ein 
„anomalisches  Kocht"  gcpeuulaT  der  Kcitrel  der  l  nvorlet/lichkeit  des  Privateig^enrhuins 
sei.  ijidüsseu  ist  der  Ueberg&ug  von  ,«uur  aus  Gründen  dos  ödeutiicheu  Wohls*' 
in  M^fls  Granden  des  Oflenüicben  Wohls  immer'*  ebi  «o  leichter,  so  nahdiegwider, 
dass  man  wohl  zugeben  inuss.  mit  j<  nein  Paragraphen  Iies^ell  sich  alle  wie  weit  iBmor 
gehende  socialistische  und  budüubcsitzrcforinerische  Forderungen  in  Bezug  auf  Orund- 
eigenthum  gesetxlich  durchfahren.  Vgl.  auch  hier  besonders  Neomann's  Aua- 
fühniAgeii  Uber  ftfTentliches  Interesse  «.  ».  0.  nod  die  oben  gennnnte  Enteigniuig«» 
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littcratar.  auch  die  juristische,  wclcho  ropehnässig  mit  diesem  Moment  die  EDtdgnang 
za  begründen  sucht  und  Wesen  und  Bedeutung  derselben  näher  erOrtert,  z.  B. 
Grilnhat  im  Handwörterbuch  der  Staatsvrissenscbaften,  Artikel  Enteignung.  II,  J50  ff. 

Dies  tindet  seine  Erklärung  und  Keclitt  ert  igung  iu  der 
uioderneu  wirtbscbaftlicheD ,  socialen,  teebniächeu  Entwicklung; 
aacb  io  der  fortschreitenden  Erkenntniss  der  Naturwissenschaften 
in  Bezog  auf  die  Abhängigkeit  der  physischen  Gesandbeit  des 
Menschen  von  bestimmten  äusseren  Verhültnissen  der  Natnr  nnd 
des  menschlichen  Znsammenlebens. 

£ine  Grenze  der  Anwendung  des  Enteignnngsrechts  liegt 
jedoeh  nicht  in  dem  Princip  des  ,|Offentlichen  Wohls"  oder 
jyOffentliehen  Interesses'',  welches  an  nnd  fttr  sich  ein  ebenso 
grenzenloses  Princip  als  da^enige  des  absolnten  Privateigenthoms 
ist  Die  richtige  Grenze  liegt  yielmehr  nur  wieder  in  dem  Be- 
dflrfniss  nach  wesentlieh  yerftnderter  Organisation  der  Volkswirth- 
Schaft  nnd  Umgestaltung  des  einzelwirthsehaftUchen  Prodnotions- 
betriebs,  speciell  der  Bodenbenntzung ,  wie  sie  beide  das  Öffent- 
liche Wohl  oder  Interesse  in  modemer  Anffassang,  d.  h.  die 
Entwicklung  des  modernen  Volkslebens  fordert. 

In  der  vergangenen  Periode  nun  verlangte  das  öffentliche 
Wohl,  in  der  damals  herrschenden  Auffassung  von  dem  richtigen 
Entwicklungsziel  des  Volkslebens,  in  der  Hau])tsacbe:  niüglichst 
freie  Entfaltung  des  privatwirthscbaftlichen  Systems  der  freien 
Concurrenz  und  Steigerung  der  volkswirthschaftlichen  Production 
in  privatwirthschaftlicher  Form;  Sieg  des  Individualismus,  des 
Individuulprincips  über  das  Gemeinschaftsprincip  und  eine  dem- 
gemässe  Umgestaltung  der  Organisation  der  Volkswirthschaft. 
Das  Enteignongsrecbt  ist  dementsprechend  gestaltet  worden. 

Dies  sind  die  leitenden  Gesicbtspuncte  in  Stein 's  EatwftlmilfBlehre ,  die  sich 
cl:\init  ahor  nothvrcndig  selbst  als  die  Lohre  einer  Entwicklongsphase  der  £fit- 

währung  kennzeichnet,  mithin  zu  eng  ist  (biehe  oben  §.  233). 

Für  die  Gegenwart  and  die  demnäcbstige  weitere  Zoknnit 
ist  bei  uns  die  Ausdehnung  des  gemein-,  speciell  des  zwangs- 
gemeinwirtbschaftliehen  Systems  und  eine  neue  technisch -öko- 
nomische Gestaltung  des  einzeiwirthschaftlichen  Productionsbetriebs» 
wesentlich  mit  nach  richtig  erkannten  naturwissenschaftlichen  An- 
fordemngen,  die  Signatur. 

Ond  iwvt  am  die  (natOfUcben)  Prodnetionakesten  m  Termindenit  mehr  und 

Besseres  zu  prodociren.  die  im  ProdnetiODsprocess  unmittelbar  th&tigen  PerBonen,  die 
^Arbeiter**  besser  zu  stellen,  weniger  zn  irt'fährdon ,  ihr  Arbeitsmaass  za  Terrin^rern. 
iiuB  Aibeitsart  gOnstiger  zu  gestalten  (daher,  unter  Umständen,  om  den  Grossbetrieb 
mehr  m  ermSglicheft),  endlidi  «och  um  die  YatheÜan;  des  PfodactioomiMrtngs 
1.  Wagner,  Omdlcgvaf.  •>  Aofl.  a  Thall.  Tollnwlttbaekall  a.  SeehL  95 
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mehr  dem  vorächwebeoden  socialAkonomucbeu  Ziel  C^ruudlegimg  I,  §.  266  ti.)  gemäss 
zn  bevirken  und  so  die  ganze  Lebenslage,  die  sanitftren,  soctinlen,  eüiiachen,  geistigen 

Lebensvcriialtnisse  «ler  Bevölkerung  zu  verbessern  Die  dii  htero  BerOlkeruDg  schatfl 
selbst  immer  complicirtcre  Lebcusbeüingungea.  Die  Eutwicklang  der  Naturwissen- 
schaften and  der  Technik  lehrt  die  physischen  nnter  diesen  Bedingungen  immer 
mehr  erkennen  und  zugleich  im  Interesse  der  Menschen  dnreli  svedmissiges  Ein- 
greifen günstig  gestalten,  die  Natiirkrafte  doui  Menschen  immer  mehr  dienstbar 
machen,  neileicht  am  ürossartigsten  im  Communications-  und  Transportwesen,  —  aber 
doch  ttberhaopt  in  der  gnnzen  Pndnction. 

Die  ei  forderliche  Unigestaltang  des  Wirlbschal'tslebens  setzt 
nun  abermals  eine  veränderte  Vertbeilung  nnd  Gestaltung  des 
Eigenthunis  au  und  des  Veriliguuf^srecbts  Uber  die  privaten  Kapi- 
talien und  Grundstücke  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  voraus. 
Daraus  ergiebt  sich  die  Notbwendigkeit  eines  ebenfalls  veränderten 
t^nteignungsrechts  und  einer  anderen  VerwaltaDgspraxU  auf  Gruod 
dieses  Rechts  für  unsere  Zeit. 

§.  237  [378].  —  C.  Die  specielle  Gestaltong  des  Enteignungs- 
rechts  und  der  Verwaltangspraiis  in  den  verschiedeDeD  Caltor- 
staaten  h&ngt  natflrlich  Ton  dem  speciellen  BedUrfniss  nach  £nt- 
eigDimgen  in  jedem  einzelnen  Staate  nnd  praetiseh  wohl  mehr  noch 
von  den  Ansichten  ab,  welche  sich  Aber  die  Nothwendigfcelt  nnd 
Znlttssigkeit  der  Enteignung  Air  bestimmte  FftUe  im  Volksbewnsstsdn 
bilden  und  Herrschaft  Tcrschaffen  nnd  alsdann  die  Qesetzgebmig 
nnd  Verwaltung  beeinflussen.  Hier  stehen  sich  gewöhnlich  die 
Ansichten  der  Tcrschiedenen  Interessentenkreise  zunächst  ziemlich 
schroff  gegenllber  und  auch  ausserhalb  dieser  Kreise  stehen  die  prin- 
ctpiellen  Ansehannngen  im  Gegensatz. 

Ohne  einen  Druck  auf  die  Berechtigten  wird  nicht  leicht  eine  Gmndentlastungs- 
nnd  AUOfliingsgcsotzgcbnnsr  durchgesetzt   Wlre  dem  nicht  so,  eo  hedttrfte  es  nicht 

des  Kcchtszwangs  statt  freien  Vertrags.    Und  da«»  Gefühl  eines  ihii<Mi  wiii-t- 

£ahrenen  materiellen  Unrechts  Terlicrcn  die  Berechtigten  auch  bei  Tölliger  formaler 
L^Htlt  des  Verfahrens  nnd  bei  genügender  Entsch&digang  nicht  leicht,  weil  sie  tob 
einem  besonderen  Eingriff  in  ihr  Prirateigenthiiui  und  damit  in  ihre  prirnte  Bechte- 
sph&re  getrollen  siml  Die  srossen  socialpolitiselun  Parieicegensätze  üommcn  in  der 
principiellen  Stellung  zum  Enteignutii^frecht  besomleis  zum  Vorschein.  Die  Einen 
sehen  in  der  engsten  Beschränkung  dieses  Keclits  ein  coiiservatives  Interotise  ersten 
Rangs,  weil  es  sich  um  den  Einprilf  in  die  haupt.>>kchliehe  Institution  i]rs  priraten 
Vermögensrechts  and  damit  nach  ihrer  Ansicht  um  eine  der  ersten  Bedingungen  der 
gesdlsehnftlichen  Ordnung  handelt  Die  Andern  wellea  die  Indifidoalprincip  möglichst 
unverletzt  erhalten.  Die  Dritten  gehen  dagegen  in  ilir-  n  Fordcnintjen  weiter,  weil 
sie  principiell  das  üemeinscbaftsinleresse  ttbcr  das  Indiridaalintoresso  setzen  and  des- 
halb bereitwilliger  die  Erflülang  der  Bedingung  anerkennen,  dais  der  Fall  dee  Öffent- 
lichen Wohls  Toiliege  und  das  nirnteigenthoni  weichen  mHaseL 

Aus  dem  Kampfe  dieser  verschiedenen  Ansichten,  Interessen 
und  Keiguogen  bildet  sich  das  jeweilig  geltende  Eoteignungs- 
recht  und  mehr  noch,  wenn  einmal  das  allgemeine  Princip 
des  „üflcotlichen  Wohls"  angCDomiueD  ist,  die  Verwaltaugs- 
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praxis  in  Betreff  der  Anwendung  jenes  Rechts.  In  der  Regel 
werden  auch  hier  in  Recht  und  Verwaltung  Compromisse  zwischen 
den  verschiedenen  Interessen  und  Anschauungen  geschlossen  werden. 
Das  uatUiliche  und  berechtigte  Streben  jedes  Zeitalters  ist  aber, 
dass  die  zum  Hcwusstsein  gekommenen  Bedlirfnisse  der  Fort- 
entwicklung der  Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  in  der  oben 
dargelegten  Weise  im  EnteignimgsreGht  und  in  seiner  praktischen 
Anwendung  zur  Geltong  kommen.  Dies  wird  schon  durch  den 
bisherigen  im  Grossen  und  Ganzen  gleichmässigen  Gang  der  Aus- 
bildang  dieses  Rechts  in  der  mittel-  and  westenropäiscbcn  Cnltur- 
welt  bestätigt.  Schon  deshalb  kann  man  hier  auf  eine  im 
Weeentliehen  gleiche  Fortbildung  des  Enteignangreohts 
nnter  dem  Einflnss  der  im  Wesentlichen  gleichen  Ursachen 
mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  schliessen. 

Diese  gleichen  Ursachen  liegen  in  den  socialen  und  ökono- 
mischen VerhUltnissen ;  in  dem  bisherigen ,  immer  bedenklicher 
empfundenen  üebergewicht  des  privatwirthschaftlichen  Systems; 
in  dem  schärferen  Hervortreten  des  volkswirthschaftlichen  Ver- 
theilungsprobleras  neben  oder  vor  dem  bisher  einseitig  berück- 
sichtigten Productionsinteresse ;  in  der  wachsenden  auch  auf  natur- 
wissenschaftliche Fortschritte  zurückzuführenden  Einsicht  in  die 
natürlichen  Lebensbedingungen  der  Bevölkerung  und  in  die  social* 
politischen  Wirkungen  der  Institute  der  wirthschaftlichen  Rechts- 
Ordnung ,  wie  vor  Allem  Privateigenthum  an  Boden  und  Kapital 
und  wie  Erbrecht;  endlich  in  der  im  Ganzen  gleichartigen  Vor* 
theilnng  des  Privateigenthnrns  an  Prodoetionsmitteln  in  den  alten 
dichtbevölkerten  Cnltnrstaaten  Enropas. 

Der  Osten  Europas  und  sein  Haupttheil,  ßussland,  und  der  Westen  der 
occident&lischen  CallanreU,  vornehmlich  Nordamerica  mit  seinen  großen  noch 
nnhebautcu  Landstlieliea,  bieten  in  rielen  der  genannten  Verhältnisse  wesentliche 
Verschiedenheiten  von  dem  alten  sild-,  mittel-  und  westeuropäischen  Culturgebiete. 
Sie  bedürfen  deswegen  des  hier  erforderlichen  Enteignangsrechts  nicht  oder  noch 
nicht,  jedenfalla  nicht  in  derselben  Avadehnong.  —  Im  Jahre  1878  sollen  n  600,000 
Arbeiter  ans  den  östlichen  Staaten  in  den  Westen  der  Vereinig^ten  Staaten  zur  An- 
siedlaug gewandert  sein,  das  tienerallandamt  hat  acht  Millionen  Acres  verkauft.  Unter 
solchen  YerhlHnisBen  nimmt  Allae  eine  andere  Geetnlt  enl  Inaofen  h&ngt  hier  Yielee 
wieder  von  einem  der  wichtigsten  Momente  des  BevOlkerungsweeeUi,  von  der  Volks- 
dichtigkeit, ab,  weshalb  aach  hier  auf  die  Ansfbhningen  in  Brandlegung  I,  §.  230 
bis  238  Bezog  za  nehmen  ist. 

§.  238  [379].  —  D.  Als  die  Ii  au  ptge  biete  des  bereits  in 
der  Bildung  begriffenen  Enteignungsrechts  unserer  nächsten  öko- 
nomiscbeo  und  socialen  EntwickluDgsperiode  iassen  sich  demnach 
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wohl  folgende  bezeicboMii  auf  welchen  ebenso  viele  grosse  neue 
«konomUche,  techniflohe  und  sociale  Aufgaben  yorliegen. 

1.  Heratellang  deijetugon  Vertheiliuig  des  Nationalkapitals 
und  besonders  des  nationalen  Grund  und  Bodens,  welche  nach 
den  modernen  Bedttrfhissen  nnd  Anschanongen  das  im  Yolka- 
bewnsstsem  anerkannte  Oifentliohe  Interesse,  daher  namentlich 
das  gemeinsam  betrachtete  Prodnctions-  nnd  Vertheünngs*Interes8e 
erheischt.  tHese  Vertheilnng  Ton  Kapital  nnd  Boden  Tollsteht  sich 
in  der  Form  des  öffentlichen  Eigenthnms  an  die  Zwangs- 
gemein wirtbschaften  (Staat,  Gemeinde,  mehrfach,  z.  B.  bei  Wegen, 
auch  Provinz  und  Kreis)  einer-  und  des  Privat  eigenthnms  au  die 
Privatwirtbscbaften  (Privatpersonen,  juristische  Personen  u.  s.  w.) 
anderseits. 

Nach  den  trüberen  Erörterungen  (besonders  in  Bucb  4,  Kap.  2, 
Buch  5  und  6  des  1.  Theils  der  Grundlegung  und  im  letzten 
Hauptabschnitt  des  vorausgehenden  Kapitels)  lässt  sieb  erwarten, 
dass  sich  das  öffentliche  Eigentbum  an  Boden  und  Kapital 
vermehren  wird,  weil  die  zwangsgemeinwirthscbaftliche  Thätigkeit 
absolat  und  relativ,  gegenüber  der  privatwirtbscbaftlicbeu ,  überall 
bei  ans  in  dentlicber  Zunahme  begriffen  ist.  Kamentlicb  wird 
daher  die  gegenwärtige  Ausdehnung  des  privaten  Grnnd- 
eigenthnms  wohl  einer  Beschränkung  entgegengehen,  seine 
einzehien  Kategorieen  sich  aber  so  erhalten  oder  gestalten,  wie  es 
oben  in  §.  187  ff.,  §.  225  dargelegt  worden  ist 

Vgl.  hierza  Lassalle,  System  der  erworbenen  Rechte,  1.  A.,  I.  S.  255)  An- 
motkiing:  „ee  bflBteht  im  AUgemeinen  der  caltarhistorische  Gan^  aller  Bechtsgeschichte 
eben  darin,  immer  mehr  die  Eigeiithumsi»hare  dos  Privatindividuums  zu  beschränken, 
immer  mehr  Objocte  ausserhalb  des  rnvateigeothums  zu  seuon";  mit  trefflicher 
weiterer  AuAlmiBg.  —  Die  Frage  hingt  aeoh  wieder  mit  der  mdimeh  frflher  be- 
llihrten  in  RetroH' der  Einengung  dos  A«  tiong-osellschaftsvresens.  als  eines 
noderaen  llauptzweigs  des  privatvirihschaftlichen  Systems,  mittelst  der  Aas- 
dehoung  des  zwangsgemeinwirthscbaftli chen  Systems  zoBammen.  Sie 
StMli-  and  Priratbahnfrage  ist  onr  ein  wichtiger  Specialfall  einer  allgemeinea  Be> 
wegan^.  Ebenso  die  Tt^nden/,,  irross«^  .  uffentliche"  Einrichtiiniri  ii  filr  loyale  Gemein- 
iChaftsbediirfnisse,  wie  Wasservoraurgung,  üasbereitung,  Schlachthäuser,  Pferdebahntio 
V.  dg^.  m. ,  der  Gemeinde  selbst  zu  übertragen.  Hier  wie  in  allen  Fällen  wird 
zwar  zunilchst  die  Ueborfragang  des  Eigenthums  an  den  bezüglichen  Übjerten  von 
dem  jetzigen  PrirateigenthUmer  an  den  Staat  oder  die  Gemeinde  auf  dem  Wege  des 
freien  Vertrags  m  erstreben  sein  nnd  anch  gewöhnlich  gelingen,  wie  in  imsersii 
grossen  ..Eisenbahnverstaatlichungen"  ifreilidi  unter  Mitwirkung  oines  scharfen  Drnckes 
der  „Yerbältoisse"  and  des  sonst  drohondou  Vorgubeos  dos  Staats  mit  Zwang).  Indessen, 
dass  dae  immer  gelingt,  ist  nicht  sicher,  wenigstens  nicht  nm  einen  „druen  Preis**, 
nnd  Öfters  gelingt  es,  wie  gesagt,  nur  unter  einem  Druck  der  Staatsgewalt,  der  mit 
der  „Horrschaftsidee'"  des  Priyateigcnthums  allerdings  im  >chrofFsten  (jogonsatze  steht, 
z.  B.  mittelst  kaum  zu  rechtfertigender  Belästigungen  oder  Hinderungen  der  Pri?at- 
eisenbahnen.  Nicht  s*-ltcn  wird  iu  solchen  Dingen  auf  dieses  letzte  Hilfsmittel  des 
Staats  etwa  in  der  Eisenbahnürage  hingewiesen:  ein  des  Staats  onwlltd^es  Verfahren. 
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Hier  ist  Tielmebr  priocipiell  zur  Durchsetzung  des  aln  notliwendig  erkannten  Staats- 
willens  die  Enteignang  zuzulassen  und  mehr  noch,  wie  der  Würde  des  Staats,  als 
Vertreters  der  Rechtsordnaug,  so  dem  Interesse  des  m  Eoteigneoden  telbst  eDt« 
sprechend,  u.  A.  den  Privatoiscnbahngesellschaften  gegenüber  (anders  Rösler, 
YeriraltuQgsrecht  I,  §.  196  uuU  unter  Aumerkuag  ö).  Vgl.  meine  Fiuanzwissuuscbaft, 
2.  A.  I,  §.  262«  S.  607,  S.  A.  §.  278,  8. 702  ff.  Dies  loyal  Seitens  des  Staats  offen' 
auszusprechen  nnd  dempemäss,  unter  Gewährung;  der  anpromossenen  Eritsrhfidiirung', 
¥orzugeheo,  ist  durchaus  kein  „Commanismos",  wie  er  viel  mehr  in  einer  Eisenbahu- 
poHdk  landen  werdra  mnss,  welehe  das  Prifatbalinonteinelimeii  kttostUcli  dtuch 
Entziehung  jeder  freien  Bewegung  entwerthct,  z.  B.  es  an  der  Erhöhung  der  Tarife 
hindert,  während  alle  Ausgaben  der  Bahn  in  Folge  der  generellen  Steigening  der 
Preise  von  Waaren  und  Dienstleistungen  stark  steigen.  Wird  diese  freie  Bewegung 
ans  anderen  —  und  sehr  tiiftigen  QrtLnden  —  nicht  gewährt,  ao  muss  nur  die  princi- 
piello  Cnhaltbarkeit  des  Privatbahnwesens  anerkannt  werden.  —  damit  aber  die  Zu- 
läbäigkeit  des  Enteignungsrechts.  Dieser  Fall  ist  typisch,  aber  er  steht  keineswegs 
i4Mft  da. 

Die  anderen  Gebiete  {gehören  zum  Theil  als  Specialgebiete 
zu  diesem  ersten  Uauptgebiete,  zum  Theil  stehen  sie  selbständig 
daneben. 

2.  Bereitstellung  der  Benutzung  des  Bodens  für  denjenigen 
speciellen  Zweck  (Wohnungs-,  Wege-,  Bergwerks-,  Wald-,  agrarischer 
Bodei))  und  in  derjenigen  Intensivität,  welche  durch  das  öffentliche 
Interesse  unserer  dicht  bevölkerten  bedUrfuissreichen  Culturländer 
gelordert  werden. 

Hier  ist  nnmittelbar  an  das  bestehende  und  tarn  Theil  schon  an  das  Enteignungs- 
recht der  früheren  Periodf  «n/uknupfen,  welches  von  demselben  leitenden  Gesichts- 
puucte  dem  volkswirthüchafilichen  Productionsinteresses  auf  seinem  Haoptgebiete  der 
agrarischen  Keformen,  ferner  im  Bergrecht  beherracbt  war.  In  der  gronailigen 
Ansdchnun^r  di-s  Expropriationswesens  zu  Wegea  ii  1  agon'"),  in  <\os  wenigstens  be- 
ginnenden zu  einzelnen  anderen  städtischen  Zwecken  tritt  die  Weiterentwicklung 
des  modernen  Enteignongsreehta  in  der  Rfebtiuif  dea  jetzigen  Prodncdonsintereasea 
scharf  hervor.  Die  wachsende  Nothwendigkcit  intensiveren  Wobnanssbaus  (Grossstiidte) 
nnd  Ackerbaus,  die  vermehrte  luinsicht  in  die  natürlichen  Bedingungen  dieser  inten- 
iirilit  nnd  in  die  Okonomiieb-toeliniachen  Ifittel  xnr  Herbeiführung  der  letzteren 
werden  das  öffentliche  Interesse  auch  bei  städtischem  und  landlichem  Boden  mehr 
zum  entscheidenden  Factor  der  Vcrfhcilung  dieses  Hndens  (anch  unter  den  Privat- 
eigenthUmern  belbst)  machen.  Das  Privatcif^enthumsrecht ,  das  sich  lediglich  auf  den 
Ustoiitdhen  Besitzstand  stutzen  kann ,  dem  ötlentlichen  Interesse  aber  nicht  dient, 
oder  selbst  zu\vi(}i  rliiuft,  wird  in  solchen  FAllen  immer  alliremciner  und  unbedingter 
der  Enteignung  anheimfallen  (.§.  202,  203,  212  tf.).  Im  l&ndliuhen  Urundeigenthum 
Verden  aicli  rieUddit  vnter  d«D  Einftvss  der  den  DamplDOBmuiicationen  n  rer- 
dankenden  immer  ichMifereD  Goncnrrens  der  EnengnisM  entlefener  Linder  mit 


')  Die  Enteignung  für  nene  Wegeanlagen,  besonders  für  Eisenbahnen,  ist  ein 
charactoristisches  Beispiel  fUr  die  Bestätigung  unserer  Auffassung  des  Enteignungs- 
weaens.  Unser  bestellendes  Reeht  gestattet  sie,  weil  es  diese  Wegoanlagen  als  dnrdi 
das  öffentliche  Wohl  gebieterisch  gefordert  MUdeht,  worin  implicito  anerkannt  wird, 
daas  uns  Heutigen  die  möglichste  VermehnuiK  nnd  Verbesserung  der  Wege  als 
wesentlicbe  Entwicklangsbedinguog  des  YolltdäieM  gilt  Eben  desbnlb  seil 
der  Benutzung  zur  Eisenbahn  jede  andere  Bodenbenutznng  weichen; 
Ähnlich  der  Verwendung  für  Rerpbau  diejcniire  für  jf\xkerbau,  Forsthau  u.  a.  m.  <  )l> 
dies  in  diesem  allgemeinen  Umfange  sachlich  iuimer  begrandet  ist,  darüber  iies^c 
sieb  mindestens  streiten.  Jedoch  im  'VoUttbewuästsein  wird  es  so  entschieden  und 
darin  liegt  die  Begründung  des  Enteigniingsrechta  in  diesen  FAUen,  siebe  g.  239. 
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frnchtl»rem  Boden  und  ozteosirer  Cohar  in  nicht  ferner  Zeit  grosse  Umgestalinngda 
6m  Betriebs  und  der  Technik  nothwendlg  enreiseD,  velelie  nur  alt  Hilfe  des 
eigBOn^redits  herbeigofUhrt  werden  kSnaen. 

3.  HentellaDg  günstiger  nalttrlicher  fiedingangen  für  den 
Öffentlichen  Gesundheitszustand  der  Bevölkernng,  daher  ein  Ent- 

eignnngsrecbt  zu  diesem  Zwecke  gegenüber  dem  Grund-  und  Hans- 
eigcntbuin  (spcciell  auch  hie  und  da  dem  Fabrik-  und  insofern 
dem  ivapitaleigenthum),  um  schädliche  Einflüsse  zu  beseitigen 
und  glinstige  Einflüsse  wirksam  zu  machen. 

Das  £nteignangsreciit  tritt  hier  in  den  Dienst  des  „öffentlichen  tiesund- 
heitsweeent*'^  und  bat  rieh  des  Anforderongen  anzupassen,  welche  die  wadMMMto 
natarwiäscnscliaftliclio  Einsicht  in  die  allfiremeinen  Gesundheits-  und  KudUmUi» 
bedingungen  der  Rerölkcrung  stellt.  Diese  Bediagungen  liegen  tbeils  in  den  Ver- 
bültuiüben  der  &assereo  Natur,  tbeils  in  den  aus  dem  Ortlichen  Zusammca- 
lebea  nod  dem  Thon,  Tieiben  nnd  Onterlaaaen  der  Meosohen  hecrmgeheMiett  £Ib- 
Wirkungen. 

"Et  gehört  hierher  das  Gebiet  der  höheren  i^Stein)  oder  besser  der  ail- 

{emeinen  Sanit&tspolizei,  deren  Aufgabe  Stein  in  seiner  Verwaltojigalehre ronO^oh 
ehandelt  hat  (vgl.  Band  III,  1-1  fl.'.  Maassgcbeud  für  die  Forderung  eines  Ent- 
eignangsrecbts  zu  Zwecken  des  öüeutlicben  Gesundheitswesens  ist  namentlich  die 
heutige  wiflseDeehalUiclie  ErkeDOtoiss  der  Cansalreriiiltniflfle  der  Krankheiten,  woillber 
Stein  sagt  (a.  a.  0.  S.  M):  ..vor  allen  Diiicjcn  erkennt  die  neue  Wissenschaft  der 
Heilkunde,  dass  in  den  meisten  Fällen  die  Krankheiten  der  Menschen  nur  Symj^tome 
und  Coo8ec|uenzen  gewisser  Lebentrerhiltnisse  sind,  und  daei  naa  dahwr«  wm  jeBen 
SU  wehren,  sich  mit  diesen  beschäftigen  mUsse^*,  —  wobei  die  WisBeeschaft  immer 
mehr  Bestätigung  dafür  findet,  „dass  die  wahre  Qaelle  aller  Gesundheit  und  Krankheit 
in  den  kleinen,  aber  beständig  wirkenden  Kräften  des  täglichen  Lebens,  den  elementaren 
Zuständen  der  BeTOlkeniDg,  Lnft,  Licht.  Wühnung.  Bewegung,  Wasser  und  Brod  vä 
linden  sei".  Die  neuesten  naturwis:>enschaft!ich(!n  Fortschritte  (Rakteriolcrie,  Bacillen-, 
Pilzerforschungen  u.  s.  w.)  fuhren  zu  ähnlichen  Auffassungen.  Laugsam,  aber  stetig 
verbfeitet  sieh  diese  Eliuicht  im  Volksbewusstsein.  Ihre  —  rielboh  onliebsame.  ab«^ 
nnrermeidliche  —  Consequenz  ist  abermals  di«  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit 
and  des  Prirateigenthoma,  specieli  iouterem  gegenüber  die  Ausdehnung  des  lunt- 
eignnngsreehte  im  Gemeinflchafteintereese.  In  der  englischen  Qeeeligebaiig 
über  öffentliches  Gesundheitswesen,  Arbeiterwohnungen  ii.  s.  w.  wird  diese  Conteqnens 
schon  liinger  mehr  fOr  die  Praxis  gezogen;  in  Deutschland  länger  hindurch  nur  ftlr 
die  Theorie,  bei  den  Beförderern  des  Gesnndheitswesens  (Deutscher  Verein  ftlr  Öffentliche 
Oeenndheitspflege).  Aber  wir  kommen  practisch  jetzt  aach  rorwärts.  Vgl.  die  neuere 
oben  erwähnte  Litteratur  Uber  Wohnungsfrage,  u.  A.  «üe  Srlirifteti  des  Vereins  für 
Sodalpulitik.  Die  romani^^tische  Jurisprudenz  reicht  naturlich  auch  hier  mit  ihrem 
Starren  Privateigenthumsheirriff  nicht  aus.  Soweit  nun  im  Interesse  des  öffentlichen 
Gesundheitswesens  Ein?riile  in  das  Privateigenthnm  nothwendig  worden,  bandelt  es 
sich  wiederum  um  allgemeine  Fragen  der  rolkswirtbächaltlichen  Organisation. 

In  den  Stidten.  samal  den  Grossstidten,  wird  dies  Enteignongsrecht  daher 
am  Meisten  zur  Anwendung  kommeti  (Wübimnirswe^en ,  Cloakenwesen) .  vielleicht  in 
Verbindung  mit  dem  Euteignungsrecht,  weichet»  hier  zur  Beform  des  privaten  Grnnd- 
nnd  Hansdgenthams  (§.  213  ff.)  nnd  dee  stidtisehen  Wohnongswesens  auch  ans  den 
socialpolitischcn  Standpunct  möglicher  Weise  schon  in  nicht  ferner  Zukunft  sich 
Bahn  brechen  könnte.  Die  neueren  Bestrebungen  ron  Adickes  a.  A.  m.,  in  der 
Frage  der  Zonenenteignuug  llili  Stadterweiterang,  kftnnen  in  diese  Btohtang  conseqneat 
hiBeiafbhren. 

§.  239  [880].  —  4.  Frage  der  Enteignungen  ans 
socialpoii ti, sehen  Gründen.  Ob,  im  Ansehluss  an  die  letztere 
Eventualität,  in  absehbarer  Zukunft  schon  ein  viertes  Haupt- 
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gebiet  des  Enteiguungsrechts  hinzutreten  wird,  darüber  ist  gegen- 
wärtig: noch  nicht  sicher  zu  eut.sclieitlen.  Dieses  Gebiet  wtlrde 
allgemeinere  Enteignungen  aus  Hrliuden  des  V'ertheiiungsinteresses 
und,  damit  wie  immer  zusammenhängend,  der  »Socialpolitik,  betreffen; 
namentlich  etwaige  Enteignungen  zur  Herstellung  der  Bedin^ngen 
für  die  gleicbmäflsigere  Vertbeilung  des  ProductioDsertrags  mittelst 
UinttberleitODg  von  jetzigem  privaten  Renteneinkommen  des  Kapi- 
taUsten  und  GrundeigenthOmers  in  das  Einkoromen  der  Zwang«- 
gemeiowirthsehaften  (Staat ,  Gemeinde),  damit  indireet  aar  Er- 
leiebteniDg  der  Steuerlast,  aar  Aaafkthnuig  von  Zwecken  und 
Tbätigkeiten,  welche  den  unteren  Claaaen  allein  oder  vornemlieh 
an  Gute  kommen,  oder  anch  direct  mittelst  Steigerong  des  Ein- 
kommens der,  des  eigenen  Privateigenthnms  an  Prodnetionsmitteln 
entbehrenden,  sogenannten  arbeitenden  Klassen. 

In  der  praktiscbeo  Ausfahrang  (g.  202  ff.,  212  ff.)  wurdü  diese  Kutcigaimg  z.  fi. 
bei  liodUchem  Groa^raBdlMNHi  (mieiids  bei  Latifandien,  in  iteUenisckeii,  spuiieeheB. 
iriseben,  schottischen  Verhaltnissrn)  zu  Gnnsten  des  Staats  oder  der  (lemoiinJe  oder 
kleiBer  b&aerlicher  Ludvirtho  (Kigentbllmer  wie  Picbter)  oder  kodwirthschaftiicher 
PfodadifgeDoiseiisehtften  wn  Lenderbeitera  staldfaideii  Italien,  in  d«i  bdden  entan 
Flllen,  um  etwa  Pachtbetrieb  der,  Staatsdomäne  oder  cemmiinales  K&mmereigat  ge- 
wordenen. Privatcrüter  ber2astellcii.  Bei  städtischem  Grand-  und  IlausbesiU  bandelte 
es  sich  um  dcu  ErAutz  des  Prirateigentboms  des  bisherigen  ßcäit/ers  durch  Gemeinde- 
eigentbom  oder  Staatscigcnthnm  verbunden  mit  commnualem  beständigen  Nutzungs- 
recht uud  privaten  Mirthrechten  auf  Zeit  in  der  oben  geschilderten  \\'eihc  (§.  213  If  \ 
Von  dem  Privatcigeuthum  an  concreten  Kapitalien  käme  vornemlieh  das  Fabrikoigen- 
thom  für  solche  Enteignungen  in  Betriebt,  z.  B.  flkr  Indnstrieile  Arbeiter- Prodnctir- 

genO:-seii'-:cliaftiMl  ')■ 

Auch  Kuteiguungen  direct  zo  finanziellen  Zwecken,  um  dem  Staate  (der 
GemeiDde)  geeignete  Objecte  tat  Ertragsgewinnong  zn  Obenntworten ,  wie  im  Falle 

der  neuen  Einfülirung  uiler  Ausdehnung  von  Kctcalen,  Monopolen,  aber  auch  in  einzelnen 
anderen,  können  in  Erwägung  kommen;  wie  sie  z.  B.  bei  den  neueren  Monopol» 
projecteu  (Tabak)  bei  uns  auch  geplant  waren.   Die  Gewinnung  passender  Einnahme- 

?[Udten  für  Stent  nnd  Gemeinde«  um  wichtige  Aufgaben  überhaupt  oder  leichter  er- 
tlllen .  andere,  wenig  passende,  vielleicht  schädliche  Einnahmen,  Stenern  aufgeben 
oder  vermeiden  zu  können,  kann  sehr  wohl  ein  vom  Ucsammtwobl  gefordertes  „ölfeut" 
lichee  Intereaee**  sein,  um  Enteignungen  zu  rechtfertigen.  Wenn  die  Ertilge  selcher 
Quellen  dann  etwa  noch  für  Spi  .  ial/.wecke  der  anteren  Classen  verwendet,  vielleicht 

fesetzlich  dafar  festgelegt  werden  ^wie  in  einer  Bismarck'scben  Idee  IS&l  mit  dem 
!rtnge  eines  ReicbstnlMimonopols  for  Arbeiterrersieherangsnrecke,  eis  „Patrimoninm 
der  Enterbten"),  so  entspräche  dies  vollends  den  Bedingungen,  unter  welchen  wegen 
seines  Einflusses  auf  volkswirtbschafdichc  Organisation  und  daraus  hervorgehende 
Einkommenrertheilung  Enteignungen  begrllodet  erscheinen.   (Vgl.  u.  A.  meine  Finanz- 


Anf  die  MAf^ebkeit  selcber  FiUe hemmt  nnch  Georg  Meyer,  Expropriation»- 

recht,  S.  180  zu  sprechen:  „wenn  man  die  positive  Fördernng  dieser  Associationen 
eis  Staatsaufgabe  betrachte,  müsse  mau  conseuueuter  Weise  denselben  Expropriations- 
recht  sogestehen,  wenn  die  RenlilimDg  ihrer  Zwecke,  s.  B.  die  AnInge  einer  Fabrik, 
auf  andere  Weise  nicht  ermöglicht  werden  Itann  "  M.  E.  ein  richtiger  Schluss,  den 
H.  Bös l er  (Venrnltongsrecht  I.  g.  198f..  Anmerkung  2,  S.  400),  ,4;auz  vcrfeblr' 
nennt«  mit  der  Bemerkung,  dnss  die  Grense  zwischen  Exproprintien  ond  Gommnnismns 
sich  dabei  Tcrlieren  warae.  Wenn  diese  Grenze  nur  nicht  Uberhanpt  eine  dorebans 
fdssige  wiie! 
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winenschaft  II«  3.  Anflafe«  8.  605.)  Da»  in  einen  Regal  oder  Monopol  IlbeAanpt 

immer  zugleich  ein  Stnrk  „?olk8wirthschaftlich<T  Orjranisation",  welche  stets  auf  <iio 
Kigeuthamsorduang  zurückwirkt,  liegt,  ist  in  dieeeu  Werke  and  in  meiner  Finanz» 
wlMWDScIiaft  5ften  betont  worden. 

Ein  p  r  i  n  c  i  j)  e  1 1  e  r  Ausschluss  solcher  EüteignuDgsgebiete 
ist  schon  nach  der  jetzigen  Auffassung  des  Enteignungswesens 
nicht  geboten.  Er  liegt  nicht  einmal  in  unserem  bestehenden  Ex- 
propriationsrecht. ^)  Sobald  die  hierher  gehörigen  Fälle  als  im 
,,öffent]icheii  Wohl''  gelegen  anerkannt  werden  ^  worüber  die  An- 
sichten Yon  dem  richtigen  fintwicklnngsziel  des  Volkslebens  ent- 
scheiden, besteht  schon  heate  kein  rechtliches  Hinderniss,  mit 
solchen  finteignnngen  Yonngehen.  Zam  Tbeil  wflrden  die  letsteren 
aneh  bereits  sit  der  ersten,  oben  genannten  Enteignnngs&ategoiie 
gereehoet  werden  kOnnen  (§.  238,  Nr.  1). 

Der  faetisehe  Anssohlnss  der  mosten  dieser  FftUe  ist 
gleiehwohl  noeh  itlr  l&ngere  Zeit  wahrseheinlich.  Denn  das 
Volksbewnsstsein  anerkennt  bisher  das  Vorbandensein  der  all- 
gemeinen EoteignangsbediDgung,  die  Existenz  eines  (wesentlichen 
ond  aligemeinen)  OffenÜiehen  Interesses  noeh  nieht  oder  nur  erst 
selten  bereits  an. 

Der  fernere  faetisehe  Ausschluss  der  meisten  solcher  Ent- 
eignungen ist  aber  auch  muthmaasslich  noch  fllr  längere  Zeit 
zweckmässig,  weil,  und  soweit  als,  das  bisherige  privnte 
Kapital-  und  Grundeigenthum  im  volkswirtbseb.iftlicben  Productions- 
process  ökonomisch-technisch  richtig  und  im  volkswirthschaftlichoD 
\'ertheilungsprocess  socialpolitisch  günstig  fungirt,  etwaige  nach- 
theilige Wirkungen  in  beiderlei  Beziehungen  aber  durch  eine 
Reform  dieses  Hechts  (Frage  des  Inhalts  des  Privateigenthums- 
reehts)  und  durch  ein  zweckmässiges  sociales  Steuerrecht  aus* 
geglichen  werden.  Die  früher  dargelegten  ökonomisch-technischen 
Schwierigkeiten  des  Ersatzes  des  Privateigenthums  bei  der 
Bildung  und  Verwendung  des  Nationalkapitals  und  bei  der  ßoden- 
bebanung  (aller  Art),  femer  die  speciellen  Schwierigkeiten  bei  der 
Organisation  von  Arbeiter  •  Prodactivgenossensehaften  kommen 
ausserdem  hinan. 

Ueberau  da  nnd  dann,  wo  diese  Schwierigkeiten  sieh  über- 
winden lassen  nnd  die  yolIcswirthscbaftUche  nnd  sociale  Function 
des  Prirateigenthnms  an  bestimmten  Kapitalien  and  Orandstfloken 
als  überwiegend  nnyortheilhaft  anerkannt  wird,  andere  Reformen 

Vgl.  oben  über  das  prcussi^clie  Oesetz  nnd  schon  prenssischee  Landrecht 
Einleitung,  §.  75,  Theil  I,  Titel  II,  §.4  H. 
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aber  nicht  Abhilfe  bringen,  da  mnss  die  Ausdehnung  des 
Cnteignnngsrechts  auf  dieses  vierte  Gebiet  indessen  auch 
als  thatsächlich  snlässig  bezeiehnet  werden,  ebenso  wie  sie 
es  principiell  ist.  Schon  in  der  Gegenwart  darf  hier  an  den  FaU 
des  grossBtädtischen  Gmnd-  und  Haaseigenthnms  erinnert  werden 
(§.  213  ff.),  wenigstens  wenn  die  nothwendige  Reform  des  Privat- 
eigenthumsrechtB  hier  unterbleibt  oder  missglUckt  (§.  217). 

Für  eine  entferntere  Zukunft  ist  daher  auch  ein  solches 
socialpolitischen  Gründen  entspringendes  Enteignungsrecht  in 
grosserem  Umfange  nicht  unwahracbeinlich  und  au  und  für  sich 
dann  so  berechtigt  als  in  einem  der  älteren  Fälle,  wo  es  genereil 
znr  Anwendung  gekommen  ist,  z.  B.  in  den  agrarischen  und 
gewerblichen  Entlastungen  und  Ablösungen. 

2.  Abschnitt 

Einige  Eiiizelfragen  in  betreff  der  Enteignung. 

§.  240.  Vorbemerkung.  Thcilveise,  wenn  auch  niclit  bloss,  handelt  <5s  sich 
hier  am  Einzelfragen  der  Durchführung,  wenn  das  Priucip  einmal  augcuomiucu 
ist,  und  dabd  daon  ttin  mehr  Joriatisch-Taelioiscbei,  worauf  Mer  nach  unserer  Avf- 
frabe  und  nach  dem  Zwork  dieses  Werks  nicht  näher  einzuü-elien  ist  Sioho  daher 
hier  besonders  die  oben  in  §.  227  genannte  Speciallitteratur,  namentlich  die  jurisUscbe, 
SU  Uebenicht  di«  Artikel  in  den  Sammelirericen,  so  den  nenesten  von  Orttnhnt 
Ober  Esteigniug  im  ffioidwSrterbiicb  der  StMlswisgenflchnlltfln. 

1.  —  §.  841  [881].  Prinoipielle  aod  terminologisehe 
Controversen  ttber  Eoteignnng.  Die  bisherige  Doctrin 
der  EoteignoDg  weieht  ron  der  im  Vorausgehenden  gegebenen 
Lehre  in  mehrfacher  Hinsicht  principiell  ab  nnd  bedient  sieh|  in 
Zasammenhang  hiermit,  aom  Theü  anch  einer  anderen  Ter- 
minologie. Von  der  bisherigen  Gesetegebnng  gilt  dasselbe.  Die 
Rechtfertignng  der  hier  vertretenen  principiellen  Behandlong  nnd 
der  mit  ihr  tibereinstimmenden  Terminologie  liegt  in  den  voraus- 
geschickten Erörterungen.  Zur  Klarstellung  der  Gegensätze  und 
Unterschiede  und  zugleich  zur  Ergänzung  von  Einzelheiten  wird 
es  indessen  gut  sein,  hier  noch  eine  Uebersicht  der  Differenz- 
puncte  zu  geben. 

A.  Weitere  Ausdehnung  des  E  n  t  e  i  g  n  u  n  g  s  b  e  g  r  i  f  f  s. 
In  Doclrin  nnd  Gesetzgebung  ist  es  bisher  nicht  tlblieh,  den  Aus- 
druck „Enteignung**  (Zwangsenteignniig,  Exj)ropriation)  in  dem 
weiten  Sinne  zu  nehmen,  wie  es  hier  geschieht.^)    Es  ist  dies 

')  Vgl.  0.  Meyor,  Expn^rintion,  Einleitang.  H.  ROsler,  Yenraltnngsrecht  L 
§.  195,  auch  Air  veitem  Littentar.  GrUnhat,  Artikel  Eoteignnng.  Fttr  ihn  (nnd 
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nicht  nur  eine  Abweichung  in  der  Terminologie,  sondern  in  der 
principiellen  Auffassung,  so  dass  die  hier  vorgenommene  Er- 
weiterung des  Begriffs  Enteignung  von  diesem  anderen  (herrschen- 
den) StandpuDCte  aus  folgerichtig  für  falsch  gilt,  ebenso  wie  die 
in  diesem  Poocte  äbnlicbe  Stein 'sehe  Entwäbrangslehre.  ^)  Statt 
dessen  wird  in  der  herrsebenden  Lehre  unter  dem  Begriff  „Ent- 
eigDQDg''  nur  eine  der  oben  aufgezäblteD  Kategorieen  Yon  Fällen 
yerstanden,  und  dieser  Begriff  auch  grandsfttzlich  in  diesem  engen 
Sinne  allein  genommen,  weil  die  anderen  Fälle  fttr  prinoipiell  ver- 
sehieden  gelten. 

„Enteignung"  bedeutet  bier  nemlicb  gewObnIicb  nnr  die 
Zwangsabtretting  von  Privateigentbum  (dnsselbe  in  dem 
liblicben  engen  Sinne  von  Saebeigentbnm  verstanden),  oftmals 
sogar  bloss  von  privatem  Grnndeigentbnm,  im  Offentlieben 
Interesse  gegen  volle  Entsobädiguug  des  Wertbs.')  Die  Ab- 
tretung anderer  dinglicher  Rechte  durch  gesetzlichen  Zwang 
wird  wenigstens  nicht  allgemein  unter  den  Enteignungsbegriff  ge- 
reiht, die  gleiche  Abtretung  von  Forderungsrechten  unter  einen 
anderen  Gesirlitspinict  gestellt.-^)  Endlich  wird  die  Anfhehnng 
(Abolition)  von  Rechten  in  der  bisherigen  Doctrin  und  Gesetz- 
gebung als  eine  von  der  Enteignung  specifisch  verschiedene 
Maassregel  au fge fa ss t. Daher  ist  die  Einfügung  der  Grund- 
entlastungeu  und  älteren  Abl'isungen  und  der  verwandten  Fälle 
von  gesetzlichen  Zwangseingriffen  in  das  private  Vermögensrecht 
unter  den  Euteignungsbegriff  eine  Neuerung,  welche  denselben 
Einwänden  begegnet,  wie  die  Ausdehnung  des  Stein' sehen  Be- 
griffs der  EntwähruDg  auf  jene  Fälle. 

Die  Rechtfertigung  unserer  neuen  Tenuinoiogie  liegt 
1.  einmal  schon  in  der  frttheren  Formulirung  des  Eigen- 
thumsbegriffs, welcher  oben  aufBeehte,  Forderungen,  Verhält- 

Andere)  bildet  u.  A.  die  £ot8cbä<ii^uiig  ein  weseuüicbcs  Merkmal  den  Beghtls  der 
Enteignung.  Er  definirt  „das  EDteignun^rccbt  im  eigeoiliehen  Sinne**  als  „das  R«cht 
der  Staatägcwalt,  die  zwangsweise  Entzieiiunj^  des  individuellen  Eigonthumsrcchts  und 
die  UebertraKuntr  desselben  in  das  uUentliclie  (jut  (?).  resp.  die  zwangsweise  Con- 
ätituirung:  ejiu;>  dinffliohen  hN-clWs  ati  einer  fremden  Saclie  für  das  öffentliche  Gut 
(?)  im  allgeuieiiii'ii  Inti-rc.sso  gogcn  Entscliädi^^unig^  zu  verfu^^eu"  (a.  a.  0.«  8.  260)* 

')  Kösler  §.  lltö,  Anmerkung  5;  Rohland  a.  a.  0.,  S.  2. 

*)  Röslcr  ebenda.  Vgl.  Mcyur's  Definition  S.  4.  Geber  die  Frage,  ob  das 
Entsch&digDngsmoment  in  die  BegriO^bestimmiuif  der  Eoteignnnf  anfionehiBeB 
ist,  siehe  unten  §.  245,  246,  auch  ob  -ii  §.  2  'M. 

')  (i.  Moyer  a.  a.  0.  dehnt  die  Expropriation  ausser  auf  Eigeathum  auch  auf 
andere  dingliche  Hechte  ans.  nicht  aber  au  Porderangsrechto  (8. !  £,  4). 

*)  Vgl.  oben  in  der  Yorbemerkong  8,  529,  die  Citate  ans  Stahl,  BSsler, 
Bohlend. 
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nirae  mit  ausgedehnt  wurde  (§.  129).  Die  jetsige  Terminologie 
ist  eine  Consequenz  jener  Formnlirung,  —  insofern  freilieh  aaeh 
denselben  Bedenken  nnd  Einwänden  auRgesetzt. 

2.  Sodann  aber  ist  es  sachlich  nothweudig,  durch  einen 
gera  eins  amen  technischen  Ausdruck  dasjenige  Moment,  welches 
den  früher  aul'gezühltcn  Fällen  eines  gesetzlichen  Zwan^seingriflFs 
in  die  wohlerworbenen  Pi  ivatrcchte,  bez.  in  das  Privateigenthum 
gemeinsam  ist  und  durch  welches  sie  sich  specifisch  von  allen 
Fällen  einer  vertragsmUssigeu  Regelung  unterscheiden,  besonders 
hervorzuheben.  Dies  Moment  ist  die  durch  gesetzlichen  Zwan^ 
erfolgende  Entziehung  eines  Privatreebts,  bez.  des  privaten  Eigen- 
tbnmsrechts  an  irgend  einem  Objecte  im  Öffentlichen  Interesse. 
Ob  dieses  Recht  (oder  Object)  einem  Anderen,  resp.  dem  Staate 
«elbst,  Übertragen  oder  abgetreten  wird,  damit  dieser  es 
weiter  ansflhe  oder  das  Object  für  seine  Zweclie  benntse,  oder  ob 
das  Becht  einfaeh  aufgehoben  wird,  also  erlischt;  ob  eine 
Entschädigung  gegeben  wird  oder  nfcht,  das  ist  sanftchst 
gleiohgiltig:  dadnroh  unterscheiden  sich  nur  die  Entefgnungs- 
«rten.  Durch  die  Subsumption  der  verschiedenen  Fälle  unter 
den  einen  allgemeinen  oder  höheren  Begriff  der  „Enteignung" 
whrd  dann  die  frtthere  Geschichte  und  die  Weiterentwicklung  des 
Enteignangsrechts  Tcrständlicher:  es  tritt  deutlicher  heryor,  dass 
in  allen  diesen  Fällen  der  oft  unrermeidliche  Conflict  zwischen 
einer  bestehenden  Eigenthumsordnnng  mit  ihrem  „System  er- 
worbener Hechte'^  und  mit  ihrer  concreten  Vertheilnng  des  Rodens 
ond  des  Kapitals  einer-  und  dem  EntwicklungshedUrfniss  des  iiko- 
noniischen  und  socialen  \^)lk8lebens  andcnscit.s  durch  den  Factor 
„Staatsmacht"  —  „durch  das  Schwert"  kannte  man  auch  hier 
sagen  —  gelöst  werden  muss,  wenn  er  durch  Vereinbarung 
einmal  nicht  zu  lösen  ist. 

§.  242  [382].  —  B.  Enteignungsarten.  Innerhalb  dieses 
Enteignangsrechts  sind  sodann  nach  folgenden  zwei  Unterscheidungs- 
merkmalen je  zwei  Arten  der  Enteignung  zu  trennen: 

1.  Die  Enteignungen,  welche 

a)  eine  Abtretung  des  Rechts  (Eigeuthums)  vom  Berech- 
tigten (Eigenthtimer)  an  einen  Dritten  (den  Staat,  aber  nicht 
notbwendig  ihn  allein,  noch  auch  nur  immer  ihn  zunächst)  er- 
zwingen, damit  dieser  Dritte  das  an  sich  also  bestehen  blei- 
bende Recht  fflr  seine  Zwecke,  —  welche  nach  dem  Grunde 
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der  Enteignung  Zwecke  det!;  öll cutlichen  Interesses  sein 
müssen,  —  z.  B.  zur  Aust'Ubrung  eines  Unternehmens,  ausübe 
oder  das  Eig:enthum8object  dazu  benutze.  Man  kann  diese  Zwangs- 
enteignung  genauer  Zwangs  ab  tretung  oder  £nteignaDg  im 
engeren  Sinne  nennen. 

b)  Die  Enteignungen y  welche  eine  endgiltige  Aufhebung 
eines  wohlerworbenen ,  einer  berechtigten  Person  zwangsweise  ent- 
zogenen Privatrechts  oder  Sigenthnmsrechts  zu  Gunsten  des 
speciell  Verpflichteten  oder  des  irgendwie  dureb  das 
Recht  ökonomisch  oder  gesellschaftlich  Benachthei- 
1  igten  enthalten,  —  einerlei  ob  der  bisher  Berechtigte  «ne  Ent^ 
schftdigung  empfängt  oder  nicht  Von  diesen  Enteignungen  kOnnen 
wieder  zwei  EÜitegorieen  unterschieden  werden: 

a)  Solche,  welche  in  der  grundsätzlichen  Aufhebung 
einer  ganzen  Gattung  von  Rechten  bestehen,  weil  das 
Rechtsbewusstsein  des  Volks  diese  Rechte  von  jetzt  an  liberbaopt 
verwirft,  einerlei  wie  sie  im  einzelnen  Falle  für  Berechtigte  und 
Verpflichtete  wirken. 

Diese  Fälle  bat  Lassalle,  System  der  ortrorbeueu  Kcclite,  1.  Auflage,  1,  225  ff.« 
fOT  Anf^,  wenn  er  bei  der  Anfhebnnir  von  Beehtsfnstitiitmi,  die  aidi  nnf  fort- 

währ>'n<l>'  Horiitsvrrliiiltniitsc  be/iolicn,  gi'sen  Sarigny  den  Rechtstn^noh  anf 
Eutschädiguog  abweist  ^iebe  auteu  §.245.) 

Dahin  gebteeii  die  ÄnfliebttD^  der  SclaTorei,  Leibeigonscliaft,  Frohnpflicht; 
der  mancherlei  ebeBM^en  Fcudalrechtef  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Boden,  des 
Zehntrechts,  nach  einzelnen  (icsotze:e1)ung'(^n  fProussen)  der  Erbpacht;  der  fcti- 
werblichen  und  nicrcantilen  Muuopole  und  Privilegien,  der  Bannrccbte  u.  s.  w. 
Solche  Rechte  konnen  daher  Moh  dwcli  Yeitng  nidit  m^r  mit  leehtttelier  Wirksam- 
keit  eingeAlhzt  werden. 

ft)  Enteignungen  solcher  Rechte,  welche  swar  nicht  an  sich 
dem  jetzigen  Rechtsbewusstsein  zuwider  sind,  aber  im  concreten 
Falle  als  dem  Öffentlichen  Wohl  so  widersprechend  gelten,  dass 
ihre  Aufhehung  fdr  notbwendig  gehalten  wird. 

Dahin  gehören  z.  B.  Schuldannullirungcn,  Zinärednctionen,  Moratorien  u.  dgl.  m., 
so  Gunsten  prirater  Verpflichteter.  Es  handelt  sich  bei  der  Kubricirung  solcher  F&Ud 
hier  natürlich  grar  nicht  um  eine  sittliche,  ökononiisclu! ,  politische  Beurtheilung  ihrer 
Zollssigkeit  unter  Umbtänden.  Mau  muss  nur  anerkeuueu:  wenu  überhaupt,  so  er- 
langen sie  nur  dnrcb  ein  wirkliches  Öffentliches  Interesse  eine  Betechtigung. 
Lii'^t  (li.ses  vor,  so  kommen  sie  unter  den  BoKrif!"  der  Enteignung.  —  Auch  das 
Moratorium  fällt  daroiiter,  eiaerlei  ob  später  Verzugvünsen  gezahlt  werden  oder  nicht 
—  Wenn  man  beim  Staate  den  Flscns  als  jnristische  Person  trennt  ron  der  Be- 
rfilkt  riui!:.  dert^n  iinvermcidliclic  Nothlage  eine  VerkOrzang  oder  Streichung  der  Staats- 
schuldzinsen  zu  einem  öllentlichen  Interesse  machon  lutnn,  so  würde  anch  der  FaU 
des  Staatsbankerotts  hierher  ziihlen. 

2.  Sod.inn  zerfallen  die  Enteisenungen  in  solche  mit  oder 
•  1  Ii  n  ('  Kntschädigun^'.  Die  ersteren  können  mit  bteiu  Ent- 
wäbrungen  genannt  werden,   (b.  §.  245,  246.) 
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§.243  [383].  —  C.  Umfang  der  Zwangsabtretung.  Auch 
die  ZwangsabtretUDg  in  dem  obigen  Sinne  hat  in  der  Doctrin 
nnd  Gesetzgebung  nicht  immer  denselben  Umfang.  Namentlich 
wird  sie  vielfach  principieil  auf  Grandeigentbnm  beschrftokty  während 
sie  mitunter  wenigstens  auf  alles  SacheigeDthnm,  also  anch  auf 
Mobilien,  und  auf  andere  dingliche  Rechte  ausgedehnt  wird.  Es 
genügt  hier,  die  Frage  zu  nntersocben,  ob  die  Zwangsabtretung 
▼on  GninddgentbQm  fttr  das  TolkswirthsohalUicbe  nnd  gesellschaft- 
liche Bedflrfniss  ausreicht 

Die  fnuizOsiscbe,  baiorische,  scbweuerisdie,  preassische  Expropriationsgesets- 
gebnng  keont  nur  eine  Zwangsabtrutung  von  QrnDdeigentham.  Dafür  auch  BOsler 
I,  §.  195,  Anmerkunf^  5  und  Kohl  and  a.  a.  ()..  S.  15  ff.  Andere  die  mcisteti 
Autoren,  wie  G.  Meyer,  S.  263;  Thiel,  auch  diu  Civilibten  (äiehe  Kohland,  S.  15 
Anmerkung  1).  GrUnhat  (a.  ft.  0.,  S.  257)  dehnt  die  Entflijjraiiog  principieil  zvar 
auf  bowofrlichc  Sachen  mit  ans.  meint  aber,  das  Enteignungsrecht  sei  hier  praktisch 
80  wenig  wichtig,  dass  sich  die  organische  (iesetzgebung  mit  fiecht  daraaf  beschränkt 
habe,  nnr  die  Formen  und  Bedingungen  der  Enteignung  bd  Immobilien  za  regeln. 

Thatsächiich  ist  die  Beschränkung  der  Enteignung  auf 
Grundeigenthum  meistens  zn  bejahen,  grundsätzlich  die 
Frage  betrachtet  ist  sie  zn  verneinen. 

1.  Die  tbatsSchlich  gewöhnlich  unbedenkliche  Beschrlnkung 

der  Zwangsabtretung  auf  Grundeigenthum  erklärt  sich  aus  einem 
Umstaude,  welcher  auf  die  ökonomische  Seite  dieser  Abtretung 
und  der  ganzen  Enteignung  l)esoudere8  Licht  wirft. 

In  allen  FlUleu  von  F.nteiguung  und  speciell  von  Zwangs- 
abtretung sollen  individuell  bestimmte  Rechte  aufgehoben, 
bez.  abgetreten  werden,  d.  h.  Rechte  in  Bezug  auf  bestimmte 
individaelie  Eigenthumsobjecte,  auf  die  und  die  (im  coucretcu 
Fall  wenigstens  nicht-fungiblen)  SacbgUter,  die  da  und  da  gelegenen, 
die  so  und  so  beschaffenen  Grundstücke,  weil  gerade  sie  im  öffent- 
lichen Interesse  dem  Eigenthttmer  entzogen  nnd  einem  anderen 
Zweck  zugeführt  werden  sollen;  oder,  bei  der  Enteignung  im 
weiteren  Sinne,  Rechte,  welche  zwischen  einem  individneli 
bestimmten  Berechtigten  nnd  Verpflichteten  oder  einer  ganzen 
Kategorie  von  indi?idnell  bestimmten  Personen  dieser  Art 
bestehen. 

So  verhält  es  sich  nicht  nur  in  den  Fällen  der  Leibeigunschaftsaufhebong, 
Grundentlastang  a.  s.  w.,  sondern  adbat  in  den  Fällen  der  Anfhebang  von  Monopolen. 
Privilegien,  Bannrechten  n.  dgl.  m..  wo  wohl  individuell  bestimmte  Berechtigte,  nicht 
aber  eben  solche  Verpflichtete  vorhanden  zu  sein  scheineD.  Diese  letzteren  werden 
indessen  durch  den  leicht  nnchweisbaren  Volkstheil  gebildet,  welcher  nach  der  Sach- 
lage äeiuc  BedarfiiiiBb«£riedlgimg  darcb  Vermittelnng  des  Berechtigten  zn  erreichen 
genothigt  ist. 
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Bei  der  Zwangsabtretung  insbesondere  wird  nun  in  den  weit- 
aus meisten  Fällen  nur  die  Nothwendigkeit  vorliegen,  individuell 
bestimmte  Grundstücke  (natürlich  mit  den  in,  an  und  auf  ihnen 
untrennbar  fixirten  Kapitalien,  wie  vor  allem  den  Häusern),  dem 
Eigentbümer  zu  entziehen:  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  das 
Moment  der  örtlichen  Lage  hier  gewöbnlich  Alles  entscheidet. 
Das  Grundstück  ist  deswegen  nicht  ersetzbar,  nicht 
fungibel. 

Das  bestimmte  Grandsttlck  wird  hier  in  den  drei  praktisch  wichtigsten  Fällen, 
beim  Berg-,  Wegebaa  and  beim  städtischen  Häaserbaa,  sozosagen  gar  nicht 
seiner  selnt  w«^,  s.  B.  wegen  eelner  stoffliebeo  Elgeudiaflteii  (aoeli  bein  Berir- 
ban  nicht  immer),  sondern  nur  seiner  indiTidaellen  örtlichen  Laj^e  wegen 
bedarft  Daraus  erklärt  sich  auch  die  Schwierigkeit  einer  gutlichen  Vereinbaroug 
ndt  dem  Eigentbfimer  Uber  die  firetwUUge  Abtretong,  und  dnmiu  folft  das  BedQr&iss, 
zur  Erreichung  des  vom  öffentlichen  Wohl  geforderten  Zwecks  den  Willen  des  fligea- 
thttmeis  brechen  oder  seine  übennisBigen  Preisüntdemogen  henbmindem  zu  iOonen. 

Bei  beweglichen  Gtiteni  ist  der  Sachverhalt  regelmSssig 
anders:  hier  kommt  es  gewöhnlich  nicht  anf  dies  nnd  dies  indi- 
▼idneU  bestimmte  Stflck  an.   Diese  Ooter  sind  vertretbar. 

Dälier  kuuiuit  leichter  uiuu  Vereinbarung  (Kauf)  im  Bedarfsfälle  zu  Stande  und 
zu  einiu^ertiiaassi  n  angemessenen  Bedingaogen.  Gelingt  die  Vereinbarung  nidit,  ae 
kann  dad  (iut  meistens  leicht  neu  producirt  oder  von  anderer  Seite  her  erlangt  worden, 
wenn  irgend  Aufschob  statthaft  ist,  wie  meistens  (nicht  immer,  siehe  unter  2).  Daher 
liegt  gewöhnlich  kein  BedllifUs»  einer  Zwangaabtretung  von  bewe^iehen  Saebflii  for 
und  hat  es  pnktifleh  wenig  Bodenken«  diea  BechtrinsUtut  anf  Gnudatücke  m  be- 
schränken 

2.  Oass  indessen  hier  zwischen  beweglichen  und  nnbeweg- 
iicben  Gütern  mehr  ein  thatsächlicher  als  prindpieller  Unterschied 
in  dem  Verhftltniss  beider  snr  Zwangsabtretong  vorliegt,  ergiebt 
sich  dentlioh  ans  dem  sogen.  Staat snothrecht  Unter  diesem 
pflegt  man  das  Recht  des  Staats  zu  verstehen,  in  NothfiUlen  ohne 
Weiteres  die  Abtretung  von  Privatgnt  fttr  einen  Öffentlichen  Zweck 
in  dem  notbwendigen  Umfange,  daher  gewöhnlich  nur  die  Ab- 
tretung des  Gebrauchs,  zn  verlangen.')  Dies  Recht  besieht  sich 
an  und  ftlr  sich  auf  bewegliches  und  unbewegliches  Eigenihnm, 
hat  aber  bei  ersterem  eine  besondere  Bedeutung.  Es  wird  meist 
als  selbständiges  Rechlsinstitut  betrachtet,  kann  aber  mit  Recht 
auch  als  eine  Abart  des  Entci^iiuu^srecht»  und  speciell  der  Zwaugs- 
abtretung  aufgciasst  werden.^) 

')  Achnlich  argumcntirt  Rohland  a.  a.  0.,  S.  16. 

*)  Stein  VII,  342  if.;  ROsler  I,  477;  Bohland,  S.  17. 

Stein  a.  a.  0.  stellt  es  selbständig  neben  die  Enteignung,  definirt  esindeaaen 
all  daa  Beeht,  die  Enteignung  im  kurzen  Wege  da  vorzunehmen,  wo  die  Ver- 
fügung flbcr  ein  bestimmt<>s  (lUt  darcli  ein  plötzliches,  unabweisbares  nnd  durch  nichts 
andres  zu  befhedigeudos  Bedürfnis^  des  Staats  gefordert  wird. 
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Es  wird  thats&chlich  ncmlich  bedurft,  wenn  die  Yertretbarlteit  d«B  W 
weglichen  Guts  oder  die  Eifrenschaft  der  fungiblen  Sacho  nach  der  conrretiMi  Sach- 
lage fehlt,  daher  namentlich,  wenn  keine  Zeit  oder  (ielogenheit  ist,  eFentaeU 
aacll  ein  andere«  Out  dendien  Oettoof  fttr  das  Offenffielie SodtrCnlas  in  Ansprach 
zn  nehmen  oder  mit  dem  EigenthUmer  lange  zn  verhandeln ,  die  Angeleccnheit  also 
keinen  Aoüichab  verträgt.  Diese  Sachlage,  dass  das  indi?idaoll  bestimmte  be- 
wei^che  Got  nettaveadii?  gebrraelit  wird,  VOdet  bd  ioldien  Gtttem  die  Ausnahme, 
bei  GrutidstQckcn  ist  sie  die  Regel.  Daher  die  TMMÜedene  8lellvn|^  bdder  in 
Zwangsabtretnngsrecht  (Siehe  auch  §.  244.) 

Eioe  umfassendere  Anwendmig  des  EnteignuigsreehtB  auf  be- 
wegliche Sachen  kann  aber  immerhin  durch  die  Fortentwicklung 
der  Volkswirthschaft  geboten  werden,  z.  B.  in  den  Füllen  yon 
Enteignungen  ans  socialpolitischen  Grflnden  (§.  239).  Gegenwärtig 
liegt  mindestens  keine  Gefahr  darin,  in  Uebereinstimmnng  mit  der 
heutigen  Doctrin  die  Zwangsabtretung  im  Prineip  mit  auf  beweg- 
liche Sachen  fdr  anwendbar  zn  erklären.  Sie  wird  vorläufig  keine 
grosse  practische  Bedeutung  gewinnen,  jedoch  einen  allgemein 
richtigen  Rechtssatz  im  positiven  Recht  zur  Anerkennnng  bringen, 
der  rein  privatrechtlichen  Auffassnng  des  Privateigenthums  entgegen 
wirken  und  hic  und  da  auch  Schädigungen  des  öffentlichen  Inter- 
esses durch  egoistische  Privatinteressenten  erschweren. 

n.  —  §.  244  [384].  Enteignung  and  Besteuerung. 
Zwischen  der  Besteuerung  und  der  Zwangsenteignnng  über- 
haupt und  der  Zwangsabtretnug  mit  dem  Staatsnothrecbt  specieU 
besteht  der  wesentliche  Unterschied  darin,  dass  letztere ,  die  Ent- 
eignung in  allen  ihren  Formen,  dem  Eigenthttmer  oder  BereohtigteD 
individuell  bestimmte  Guter,  concrete  Gebrauchswerthe, 
die  Besteuerung  dagegen  in  der  Regel  dem  Besteuerten  zu  seiner 
rechtlichen  Verfllgung  stehende  vertretbare  Gflter,  Tausch- 
werthe,  zwangsweise  entzieht 

In  der  Begel:  denn  es  giebt*  FiUe,  welche  die  Meilnuile  der  Bestenerang 

nnd  tier  Zvangsenteignang  in  sich  vercinicrn ,  —  was  zum  Verständniss  beider 
zn  beachten  ist  Bei  der  ti eidsteuer  triltt  jener  Unterschied  principiell  und  factiscb 
genan  zo.  Bei  den  gevOhnlicben  Natarelstenero,  z.  B.  Uteren  Grondabgsben 
der  Landwirthe,  principiell  wobl,  factisch  nicht  immer.  Penn  diobo  Stouern  können 
und  werden  Iiäiidg  nnr  aus  den  bestimmten  Prodnctenrorr&then  des  besteuerten 
Landwirths  entrichtet.  Bei  gewissen  Naturalsteuern,  wie  sie  z.  B.  in  Kriegszeiten 
Mch  seilen  anter  dem  andern  Namen  „Naturalleistungen"  vorkommen,  ebw  OOCll 
als  Steuern  gelten  können.  triHt  das  eben  (Jcsa^rte  noch  in  höhcrem  Maasse  zn.  In 
einzelnen  besonderen  Fällen,  so  bei  zwangsweise  geforderter,  ntcuerartiger  Ab- 
UeferangTon  Silbergeschirre,  dgl.,  bei  dem  Ge8tellangs/.wang:  für  Militeir* 
pferde  in  Krie-rsziMfcn .  wo  die  Besit^f^r  ihre  eipenen  Pferde  abliefern  müssen, 
hnden  sich  alle  Merkmaie  der  Zwangsabtretung ,  die  sich  also  hier  nach  positirem 
Bechle  «^bewegliche  Gflter,  ailermngs  in  Felge  besenderer  Gesetze,  mit  ensdehnt. 

Vgl.  z.  B.  das  deutfichti  Reichigesetz  tlbor  die  Kricgsicistungcn  vom  13.  Juni 
1878  und  darüber  sowie  Uber  die  gnnw  dunit  in  Verbindang  stehende  legislatire 
Materie  meinen  Aufsatz  Beii^lina&ien  in  ? .  Hcdtsenderifs  Jehrbnch  des  Deolachen 
Bdchs,  m,  &  80,  220—226.  Avch  Ar  die  Besitzer  Ten  SehllTen,  Dir  die  Bsenbnhn» 


Digitized  by  Google 


560       Aasdahouagd.Priratoigendiaiiu.  S.K.  Enteignaog.  2.A.  Special&»geo.  g.245 

vervaltungeu  beätühea  hier  Yorscbrifteu  (§.  23,  24«  28  des  Gesetzes),  welche  iu 
das  Eniefgnoiigsroelit  gehaion.  —  Weitares  Ober  EnteigDong  und  Beeteaenng  bei 
Neamann  a.  e.  0. 

III.  —  §.  245  [385].  Die  En  ts  chädigungsfrage  bei  der 
10  n  t  e  i  u  u  n  g.  Iiu  Vorau8j;ehenden  ist  ein  l'uuct  nur  gelegentlich 
berührt  worden,  welcher  iu  der  Doctrin  und  Gesetzgebung  über 
Enteignung  und  speciell  Zwangsabtretung  regelmässig  am  Ein- 
gehendsten behandelt,  selbst  unbedingt  zum  Begriff  der  Enteignung 
gezogen  wird:  die  Entschädigung  des  Enteigneten.  Dieser 
Puuct  hat  für  die  Volkswirthschattslehre  nur  eine  secundäre  Be- 
deutung, er  ist  mehr  privatwirthschaltlicher  Natur.  Denn  lür  unsere 
Disciplin  bandelt  es  sich  um  die  Sicherung  der  Bedingungen  der 
Fortentwicklang  der  Volkswirthschaft  und  des  davon  abhängigen 
Volkslebens.  Diese  Sicherang  erheischt  nnter  Umständen  das 
Recbt  der  Zwangsenteignong,  damit  in  der  Vertheilung  der  con- 
creten  Kapitalien  und  Grundstücke  diejenige  Veränderung  im  Notb- 
falle  zwangsweise  herbeigeführt  werden  kann,  welche  jene  Ent- 
wicklnng  verlangt  (g.  228«  284).  Wie  diese  Enteignnngen  in  die 
wirthschaKUohe  Lage  des  Enteigneten,  also  in  dessen  Privatwurth- 
Schaft,  einschneiden,  interessirt  die  Volkswirthschaft  nur  mittelbar, 
nemlich  nnr  insofern,  als  aneh  von  ihrem  Standpnncte  ans  die 
Wahmng  der  Oerechtigkeit  nnd  die  Berllcluichtigung  der  Billig- 
keit in  jedem  einzelnen  Fall  em  Oesammtinteresse  ist,  weil  die 
Prodnction  nnd  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  dnreh  jedes 
ungerechte  und  unbillige  Vorgeben  leiden  können  und  gewöhDlich 
leiden  werden. 

Die  nähere  Erörterung  der  Entschädigungstrage  bei  der  Ent- 
eignung ist  daher  hier  nicht  die  Aufgabe.  Öie  muss  ohnehin  mehr 
nach  den  einzelnen  Fällen  specialisiren. 

IiiboftTrie  ist  zum  Theil  auf  die  späteren  Bände  des  Lehrbuchs  zu  verweisen. 
Hier  genügt  folgeode  kurze  Eutscbeiduog  der  Frage.  Für  die  priucipielle  rccbtä- 
philofophiflche  Seito  der  Fnife  siehe  Meonden  Laesalle,  Sfatem  der  enrorbenen 
Beohte  I,  224  ff.  Er  hat  im  Ganzen  m.  E.  diese  Frage  richtig:  entschieden,  bertick- 
•ichtigt  Qur  neb»  dem  Kecbtsmomeut  das  Billigkeitsmomeut  gar  nicht,  velchee 
aach  im  Geeammtinteresse  bei  der  Aofheooiig  ron  Rechten,  welche  dem 
jetzigen  Rechtsbewasstsein  widersprechen,  zu  beachten  ist.  (Siehe  unten  246.)  — 
üeber  die  EntÄclwidigunfj  l>ei  der  Zwanpsabtretung'  Stein  VII,  .H'U)  tl. ;  Kurier  I, 

t,  lüb;  Meyur  a.  a.  O.,  §  II,  .S.  271  Ii.;  bcaondera  eiunceheud  von  Uohland  a.  a.  U., 
.52  Ü'.  ;  Grttnhnt  a.  a.  0.,  S.  260  tf.  Hier  uberall  weitere  Littantor  und  Details 
aus  den  Gesetzen.  —  Uebor  die  einzelnen  F  ill  •  der  Enteigounfeo,  welche  in  der 
Aufhebung  von  Uechten  bestehen,  Urundentlabtung  u.  s.  w.,  siehe  die  Agrar-  und 
Geverbepolitik  (Baohenberger  I,  §.  24—27).   (Vgl.  aocfa  oben  §.42). 

Grundsätzlich  sind  die  Hauptarten  der  Enteignung  iu  Bezug 
auf  die  Ensebädigungsfrage  zu  trennen. 
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A.  Bei  der  Zwaugsabtretunf^  ist  ein  KecbtsaD spruch  auf 
volle  Entschädigang  anzuerkeuDen. 

Der  Grund  liegt  darin,  dasa  hier  überhaupt  von  einem  Conflict 
einer  ganzen  Art  von  Hechten  (von  I-^igenthum)  mit  dem  öffent- 
lichen Interesse  nicht  die  Rede  ist,  diese  Rechts  Gattung  also  nicht 
aufgehoben  (abolirt)  werden  soll.  Vielmehr  liegt  nur  im  einzelnen 
Fall  ein  Contiict  zwischen  dem  öflentlichen  Interesse  und  der 
Ausübung  des  Rechts  Seitens  des  Berechtigten  in  seinem  Inter- 
esse —  in  Bezug  auf  die  Absiebt  des  letzteren,  sein  Recht  nicht 
oder  nur  unter  von  ihm  gestellten,  itir  das  öffentliche  Interesse 
ungünstigen  Bedingungen  abtreten  zu  wollen  ~  vor.  Dieser  Con- 
flict ergiebt  sich  auch  nur  zufällig,  weil  gerade  dieses  indinduelle 
Recht  (Eigenthomsobject)  im  tfffentliehen  Interesse  entzogen  werden 
mnss,  X.  B.  wegen  der  Lage  des  GrandstOcks  gerade  hier,  wo  die 
Eisenbahn  geführt  werden  soll  Dem  Berechtigten  wird  also  im 
Offentliehen  Interesse  ein  Opfer  xiigemnthet,  welches  andere,  dasselbe 
Recht  besitsende  Personen  (s.  B.  andere  Omndeigenthttmer)  nicht 
trifft,  wührend  —  voranssettingsweise  —  die  €tesammtheit  des 
Vollu  den  Vortheil  dieses  Optcrs  des  Einsehien  geniesst  £s  ist 
daher  nicht  nur  billig,  sondern  gerecht,  dass  der  Berechtigte  Dir 
jenes  Opfer  voll  entschädigt  und  ihm  ein  (klagbarer,  privatreoht- 
licber)  Kechtsanspruch  auf  diese  Entschädigung  gewährt  werde. 

Danas  erfclllt  es  sich,  dass  die  Autoren  für  die  Zwangsabtrctung,  mit 
welcher  sio  meistens  die  Entcignnug  idenüficiren,  daa  MoBieDt  der  (ievährun^  (voller) 
Eubchaüigung  in  die  ÜegriflitbcätimmuDg  aofnehmeB.  —  Nahe  lie^  auch  hiur  der 
Vergleich  mit  der  Besteucrang:  die  Besteuerung  soll  gleichmässig  sein,  well 
sie  das  Mittel  für  die  Durchführung  öffentlicher  Zwecke  ist.  Die  Last  der  Zwan^ 
abtretoog  muss  aus  demselben  Grunde  gleichmäasig  rertheilt,  deshalb  dem  Ezpropriaten 
Eitschldigong  gewUirC  werden.  —  Deolrin  mid  GesetigelmDg  diffiHirai  durltber,  irem 
die  EntschSdigung  obliegt,  ob  dem  Unternehmer  des  Werks,  für  das  expropriirt  wird, 
Ais  fioicbem,  oder  ob  stets  dem  Staate,  der  sich  dann  eventaeli  an  diesen  üuternehmer 
la  halten  hat:  prsotbcli  ein  vntergeordnetor  Ponet  Y^.  daiHber  BohUnd,  8.  62: 
pramisches  Gesetz  von  1874,  §.  7.  —  Die  Entschädigung  wird  regelmässig  in  Geld 
gcwJihrt.  Wie  in  dem  Falle  der  Zwang«abiretong  ist  im  AHfmeinea  aocb  ia  dem 
Falle  oben  in  §.  242  anter  1,  b,     zu  entscheideu. 

Die  Hohe  der  Entschltdignog  kann  —  anch  naoh  dem 
geltenden  Hechte  —  nach  erfolgtem  Ansspmeh  der  Zwaegsab» 
tretongy  dnreh  freie  Vereinbarung  zwischen  dem  Expropriaten 
nnd  dem  Exproprianten,  liez.  dem  Staate  feetgestellt  werden. 
Oeliogt  sie  nicht,  so  hat  der  Enteignete  einen  Rechtsanspruch  aaf 
den  vollen  Verkehrswerth  des  enteigneten  Objeets.  Dieser 
Werth  ist  eventuell  gerichtlich  festzustellen,  nach  der  Natur  der 
Objecte  (Immobilien  verschiedener  Art,  btädtische,  ländliche  Grund- 

A.  Wafaer,  GnadlcRai«;  8.4a«.  ITbtU.  Velkawltltehafta.  Backt  SS 
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Stücke,  Mobilien)  auf  verschiedene  Weise;  im  Aligemeinen  so,  dass 
der  Enteignete  auch  für  diejenigen  ökoBomiaehen  Nachtbeile  ent- 
schädigt wird,  welche  durch  die  Herausnahme  des  Objects  aas  dem 
Wirthschaftoganzen,  z.  B.  im  Betriebe  des  Landguts,  entstehen, 
nioht  aber  für  sogeDanntes  Inoram  cessans  und  yolleads  nichtfUr 
deigenigen  Gonjonctarenwerth,  welcher  dem  Object  gerade  durch 
die  Anlage  des  Unternehmens  etwa  anwachsen  wflrdci  fttr  welches 
expropriirt  wird,  z.  B«  bei  Strassen-,  Eisenbahnanlagen. 

Die  Ansichten  iiu  I'unctc  des  lucrum  cessans  sind  getheilt.  POr  Eiurochnang- 
Z.B.  Rflsler,  S.  471,  Meyer,  Expropriation,  S.  272  (hier  Weiteres),  dagegen 
R.  V.  Mohl,  Polizeiwi^si  iiM  haft  I,  40,  Anmerkuni:  7  -.  ROsler  macht  selbst  gleich 


maebt  ▼erden  ditrfe,  fiur  denjenigen  Wertli,  weicher  in  Folge  der  Verveadang  des 

enteigneten  Objects  (Gnindstiirl^  zu  dem  neuen  Zweck  etwa  dem  rcstirendcn  Objcct- 
theil  (Grundstuck,  Haus),  wie  häufig  bei  Enteignungen  far  Verkehrswege ,  zuwachsen 
kann,  ist  in  der  Theorie  noch  strittig  nnd  in  der  tieaetzgebang  Terscbieden  est- 
schieden  wwden;  das  französische  Oesetz  von  1S41  und  die  dortige  Praxis  lassen 
Componsation  eintreten.  (Siehe  Grttnhnt  a.a.O.  S.  262).  Die  deutschen  Gesetze  im 
Allgemeinen  nicht. 

§.  246  [3Si^].  —  B.  Bei  der  zweiten  Hauptart  der  Eut- 
eignungen,  insbesondere  bei  denjenigen,  wo  eine  grundsätzliche 
Aufhebung  einer  ganzen  Gattung  von  Rechten  erfolgt  (§.  242, 
unter  1,  b,  a),  niuss  unterschieden  werden,  ob  der  Erwerbstitel  des 
Rechts  (Eigeotbnms)  für  den  Berechtigten  ein  oneroser  war  oder 
nicht  Im  ersten  Fall  ist  ein  Bechtsansprncb  auf  Entsehftdigmig 
im  Princip  zn  gewähren,  im  zweiten  Falle  nicht.  Wohl  aber  kann 
und  wird  es  h&ufig  auch  hier  der  Billigkeit  und  der  Politik  ent- 
sprechen, eine  Entschädigung  zn  geben.  Die  Entschädigung  muss 
im  ersten  Falle  die  volle  sein,  soweit  eine  Substantiirung  des  Ver- 
lusts  möglich  ist.  Im  Ganzen  ist  dabei  ähnlich  wie  bei  der  Zwangs- 
abtretung zu  verfahren.  Ob  und  in  welcher  Hohe  im  andern  Falle 
wirklich  entschädigt  werden  soll,  lässt  sich  nicht  generell  be- 
stimmen, sondern  hängt  von  der  Art  der  einzelnen  Fälle  ab,  wofür 
daher  auf  die  Behandlung  derselben  in  den  anderen  Theilen  dieses 
Werks  zu  verweisen  ist.  Da  sich  liiiuli^^  die  Ervvcrbsart  solcher 
aufgehüljeiier  Rechte  einzeln  nicht  genau  und  sicher  nachweisen 
lässt,  so  pilcgt  übrigens  auch  allgemeiner  selbst  da,  wo  princij)icll 
ein  Rechts-,  nicht  nur  ein  Hilligkeitsanspruch  auf  Entschädigung 
anzuerkennen  ist,  die  Art  und  Höhe  der  Entschädigung  durch  das 
üesetz  geregelt  zu  werden. 

Es  geboren  hierhin  auch  Fülle,  wie  die  Aufhebung  alter  Grundstcuerbefrcinngcn. 
Vgl.  z.  B.  far  Preusseu  das  Gesetz  vom  21.  Mai  Ibül,  Mascher,  Grundsteuer- 
regelvng  in  Pranssen,  Potsdam  1862,  S.  1S2  iT.  Die  Gesetzgebung  hat  hier  hShere  Ent- 
simldignng  (20fiiche)  bei  onerosem  Enrerfastitel,  Specislpiirilog  oder  ptlfsttochdioliem 
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Anspruch,  kleioera  (lSV«fftche)  boi  fehlendem  solchcu  Titel  eintreteo  lassen  i,§.  2.  4 
de«  Gesetzes  von  18ol).  Die  Frage  der  Aüffaebnng  von  Steuerfreiheiten  Uogt  aber 
bei  der  Offentlieh -reebtlichen  Natur  der  Steuern  überhaupt  etwas  anders.   Bei  der 

nenoston  prcussischen  Steuerreform  sind  die  btaudebhcrrlirhon  Steuerfreiln-iten ,  auch 
fui  i'ersüuabteuern  gegeu  l!lüt^>chädigurlg  aufgehoben  wurdcu  i siehe  KiiiluuiUicabteuer- 
g('>etz  vom  24.  Juni  1891  §.  4,  darQbcr  mein  Aufsai^  im  Finanzwesen  1891,  VIII, 
Band  2.  S.  I7ß).  —  An  ganz  unentgeltlichen  Enteignungen  hat  es  anch  bei 
uns  nicht  gefehlt,  so  z.  B.  in  Preusscn  bei  dem  Jagdrecht  auf  fremdem  Buden  nach 
dem  Gesetz  vom  31.  October  184S,  §.  1.  Stein,  ireleber  in  seinen  Entvlbrnngs- 
beirriff  Merkmal  der  Entschädigung  —  RUckerstatfiinir  des  ^Ve^ths  —  aufnimmt 
(Vil,  t)b),  spricht  bei  der  (irundentlastung  (Yll,  93)  ?ou  der  Entschädigung  für  den 
wixthsehaftticben  Werth  „wenigstens  zom  Theil**. 

Wo  nun  nach  Recht  oder  Billi^^keit  die  Entcigmiiif^en  (ein- 
ßchliesslit'h  dei'  Zwangsabtretunpen)  pegen  Knt  Schädigung 
erfolgen,  nennea  wir  sie,  wie  bemerkt,  En t Währungen. 

IV.  —  §.  247  [386  a].  Die  weiteren  Panete  aaa  der  Ent- 
eignungs-,  speeiell  der  Zwapgsabtretnngslebre,  namentfieh  über 
das  formale  Enleignungs-  oder  Abtretongs-  nnd  ttber  das  Ent- 
schädigungSTerfahren  gehürcQ  nicht  mehr  in  den  Rahmen  der 
aocialökonomischeD  Betrachtung  der  Enteigfcung. ')  Es  ist  nur  zum 
Schluss  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Entscheidung  über  die 
einzelnen  Fälle  der  Zwangsabtretung  zwar  passend  im  Inter- 
esse der  Sicherheit  des  Privateigenthums  in  eine  hohe  Ver- 
waltu ngsi n stan z,  z.  B.  sogar  in  die  Person  des  Inhabers  der 
Staatsgewalt  selbst,  gelegt  wird  -),  jedoch  die  Forderung  einer  Mit- 
wirkung der  Legislative  in  Jedem  solchen  Fall  unzweckmässig  ist.^) 
Bei  der  Entsrliädigungst  ra^c  wird  gerichtliche  Entscheidung 
bei  Streitiällcn  zu  gewähren  sein.*)  Doch  muss  auch  hier  das 
öffentliche  Interesse  so  weit  gewahrt  werden,  dass  die  Zwangs- 
abtretUDg  in  jedem  nothwendigen  Falle  leicht  und  rasch  erlaugt 
werden  kann,  anch  wenn  die  Entscheidung  von  der  obersten  stelle 
im  Staatsorganismns  ausgeht  und  die  Entschädigungsfrage  noch 
nicht  endgiltig  erledigt  ist,  nöthigenfalls  noter  Sicherstellang  des 
Expropriaten.  ^) 


')  Vgl.  ROsIer,  §.200;  Stein  711,  319  ff.;  Meyer,  §.  12;  Grftnhnt  ft.  t.  0., 

S.  254  £,  26b  if. 

*)  Kach  §.2  des  preussischeh  Gesetzes  von  1874  erfolgt  die  Enttiehang  des 
Granddgeiithums  anf  Grund  königlicher  VerordnuDg. 

•)  So  im  Ganzen  in  England,  vgl.  Meyer.  Eiproprintion,  6,139,  331  Iii, 
vomit  Stein  VII.  309  fl'.,  ürUuhut,  S.  'IbO  /u  vergleichen. 

*)  Grünhut,  a.  a.  0.,  S.  270. 

^)  Prcussisches  Gesetz  von  ls74.  §  ■!!•.  —  Das  Eliteignungverfahren  vorlai.gt 
Bestimmungen  über  die  Zustimdigkeit  der  Behörden  für  Kutacheidung'  n  aut  dlc^cui 
Gebiete,  weshalb  die  neuem  Competenzgesetze  o.  dgL  wohl  die  Sache  mit  berühren. 
—  Hiermit  ist  auch  ein  in  Grundlegung  I,  §.  806,  S07  bonrorgehobener  wichtiget  Punct 
der  YerkebrarecUtsbasis  erledigt  worden. 
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Die  Lehre  von  der  Ausdehnung  des  Privateigenthunis  aus 
dem  volkswirthschaftlichen  Gesiehtspunete  (§.  130)  ist  hiermit  be- 
endigt Die  Lehre  vom  Inhalt  dieses  Eigenthums  (§.  131)  bleibt 
dem  gesondert  erscbeinenden  vierten  Buche  dieser  AasfUhrnngen 
im  zweiten  Theile  der  Grnndlegnng  über  „VolkBwirtbechaft  and 
Reebt,  besonders  VermögeDsreobf'  ▼orbehalteo. 


Boehdmckerei  d.  Leips.  Ta«:ebL  (E.  Polz),  Leipslg. 
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